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Vorwort. 


Von 
R. W. Dove. 


Wenige Zweige der Rechtswissenschaft haben in den 
letzten Jahrzehnten eine so bedeutungsvolle Entwicklung ge- 
. wonnen, wie die Disciplin des Kirchenrechts,. Vielleicht am 
verhängnissvollsten hatte sie die Folgen jener naturrechtli- 
chen Verirrungen zu tragen gehabt, welche der Philosophie 
den Beruf, das Recht nicht bloss zu durchdringen, sondern 
zu erfinden beilegten und die positiven Gestaltungen des 
kirchlichen Lebens vernachlässigten. Darf es Wunder neh- 
men, dass beim Beginn unseres Jahrhunderts das Kirchen- 
recht fast wie ein verdorrtes Reis am Baume der Wissen- 
schaft erschien, zu einer Zeit, wo nicht nur den Männern 
des Rechts der Begriff der Kirche insonderheit als einer all- 
gemeinen christlichen Kirche so gut wie abhanden gekom- 
men war?!) 

Die wissenschaftliche Erneuerung des Kirchenrechts in 
Deutschland knüpfte einerseits an die Vertiefung des reli- 
giösen Gefühls an, welche seit den Tagen der äusseren Er- 
niedrigung und inneren Erhebung unseres Volkes mit der 
Wiedergeburt des vaterländischen Geistes Hand in Hand 


) Suarez, der Redacteur des Kirchenrechts im preussischen allge- 
meinen Landrecht bezeichnet die Kirche als einen „dunkeln Begriff, wel- 
chem sich die Eigenschaften einer moralischen Person nicht beilegen las- 
sen“ und in den Motiven zum Entwurfe des allgemeinen Gesetzbuchs 
heisst es: 

„Es giebt keine allgemeine Kirchengesellschaft im Staate, sondern 
nur einzelne besondere Gesellschaften, die durch kein äusseres Band unter 
einander verknüpft sind ... Selbst die unitatem ecclesiae, die von den 
Katholiken declarirt wird, kann man höchstens nur in Ansehung des Lehr- 
begrifis oder im theologischen, nicht aber im politischen und rechtlichen 
Verstande gelten lassen, wenn man nicht die ganze Hierarchie mit allen 
ihren der Vernunft und dem Wohle des Staats so nachtheiligen Folgen 
autborisiren will.“ 
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ging, andererseits aber an das Erstehen einer wahrhaft ge- 
schichtlichen Rechtswissenschaft. 

Seitdem wuchs das Verständniss für die Bedeutung die- 
ser Disciplin zunächst in den Kreisen der evangelischen Theo- 
logen, während die katholische Kirche von jeher wegen ihres 
staatähnlichen Organismus der juristischen Vorbildung ihrer 
Diener eine entsprechende Aufmerksamkeit gewidmet hatte. 
Längere Zeit machte sich eine gewisse Ungunst gegen die 
Kirchenrechtswissenschaft in manchen Kreisen juristischer 
Praxis geltend, wie ja naturgemäss in dem absoluten Beam- 
tenstaate der Standpunkt der Rechtssprechung wie des Rechts- 


studiums ein vorwiegend privatrechtlicher geworden. war. . 


Aber wenn überhaupt die reichere Gestaltung der Formen 
des öffentlichen Lebens mehr und mehr den Disciplinen des 
öffentlichen Rechts ihre lange. verkümmerte Anerkennung 
zu gewähren verspricht, so hat ganz besonders das Kirchen- 
recht in dem letzten Jahrzehnt diese Anerkennung wachsen 
sehen, seit Fragen kirchenrechtlichen Inhalts in. den Vorder- 
grund des politischen Interesses getreten sind. Kirchliche 
Verfassungsfragen und Concordate, die Stellung der Kirchen 
zu dem Staate und die Ausgleichung ihrer beiderseitigen 
Ansprüche auf den mannigfachsten Gebieten des Lebens, 
kirchliche und bürgerliche Form der Eheschliessung, das 
Recht der gemischten Ehen und der confessiollen Kinderer- 
ziehung werden gegenwärtig in gesetzgebenden Versammlun- 
gen wie in der Presse discutirt. Jedenfalls ist die Zeit 
vorüber, wo Kurzsichtige das Kirchenrecht für 
baardespraktischen Interesseserklären konnten.) 


2) Es ist lehrreich, mit der angedeuteten Entwicklung das Schicksal 
der dem Kirchenrechte gewidmeten Zeitschriften zu vergleichen.. Hierzu 
möge die folgende Uebersicht dienen (vgl. Neue evangelische Kirchenzei- 
tung, Jahrgang 1860, Nr. 37). Keine derartige Zeitschrift des vorigen 


Jahrhunderts hatte ihr kümmerliches Dasein bis zum Anfange unseres 


Jahrhunderts fristen können. (Andr. Joh. Schnaubert’s neue juri- 
stische Bibliothek vornehmlich des deutschen Staats-, Kirchen- und Lehn- 
rechts erschien in Marburg und Jena von 1780 — 1790 in 4 Bdn.; G. W. 
Böhmer’s Magazin für Kirchenrecht, Kirchen- und Gelehrtengeschichte, 
1787 — 1793, in 2 Bdn.; B. Schalk’s neues Magazin des neuesten Kir- 
chenrechts und der Kirchengeschichte in katholischen Staaten, Franken- 
hausen 1789, sogar nur in einem Heft). Nach der Zerstörung der katho- 
lischen Kirchenverfassung in Deutschland in Folge des Luneviller Frie- 


Vorwort. | h 


Gegenwärtig ist es nun die ultramontane Richtung 
allein, welche ein wissenschaftliches Organ .für 
kirchenrechtliche Arbeiten in dem Archiv für ka- 


m 


dens und des Reichsdeputationshauptschlusses vom Jahre 1803 wurde 
zuerst auf katholischer Seite das Bedürfniss empfunden, dem künftigen 
Aufbau durch Sichtung des Materials vorzuarbeiten. Es erschienen die 
„Jahresschrift für Theologie und Kirchenrecht der Katholiken“ von einigen 
katholischen Theologen, Ulm 1806— 1824 in 6 Bänden, und das „Archiv 
für das katholische Kirchen- und Schulwesen vorzüglich in den rheini- 
schen Bundesstaaten“, herausgegeben von einer Gesellschaft, Frankfurt 
a. M. 1809— 1815, in 3 Bänden u. a., in welchen die mitgetheilten Ge- 
setze und das statistische Element vorwiegen. Evangelischer Seits wurde 
zunächst auch nur das Bedürfniss der Sammlung des Stoffs in kirchen- 
historischen Blättern ins Auge gefasst. Selbst nach der Wiederbelebung 
des kirchlichen Sinns dauerte es noch geraume Zeit, bis der sich vertie- 
fonde Standpunkt der Kirchenrechiswissenschaft auch in den Zeitschriften 
sich Geltung verschaffen konnte Münch in der Aletheia (Zeitschrift für 
Geschichte, Staats- und Kirchenrecht. 1829 —1831), und Alexander 
Müller (der kanonische Wächter. Eine antijesuitische Zeitschrift für Staat 
und Kirche und für alle christlichen Confessionen, Halle 1830—1832, in 
5 Bdn.) verarbeiteten den kirchenrechtlichen Stoff noch in der Weise des 
alten, flachen Rationalismus. Indessen vermochte. dieser Standpunkt das 
neu erwachte kirchliche Leben nicht mehr zu befriedigen und da das lange 
vernachlässigte Kirchenrecht jetzt auch bei den Trägern der Rechtswis- 
senschaft wieder ernstere Pflege fand, so entstanden gleichzeitig zwei neue, 
tüchtigere Zeitschriften für diese Diseiplin in dem „Archiv der Kirchen- 
reohtswissenschaft“ von K. E. Weiss (Bd. 1. 2. Frankf. 1831. Bd. 3. 4. 
Offenb. 1832. Bd. 5. Darmst. 1835 8.) und den „Annalen des kathol., protest. 
und jüd. Kirchenrechts“ von H. L. Lippert (Heft 1—4. Frankf. 1831— 
1833), deren Herausgeber sich nur deshalb nicht zu einem Blatte ver- 
banden, damit die Zahl der jährlich erscheinenden Hefte grösser werden 
konnte, gewiss sehr unzweckmässig, da was beiden vereint gelungen wäre, 
nur zu bald in der Trennung ungünstig ausfallen musste. Das schnelle 
Eingehen derselben erklärt sich, abgesehen von dem Mangel der rechten 
Einheit, der an ihnen auszusetzen blieb, durch den unstäten Charakter 
der nun beginnenden, vielfach schon durch die Beimischung politischer 
Richtungen getrübten kirchlichen Bewegung. Diesem entsprach es, dass 
der kirchenrechtliche Stoff nun im Wesentlichen den wöchentlich ein- oder 
mehrmals ausgegebenen Kirchenzeitungen sowie anderen theologischen 
Blättern überlassen ward. Die grösste Energie entfaltete übrigens die 
ultramontane Richtung, welche sich in den Münchener historisch-politi- 
schen Blättern von Görres, G. Phillips u. s. w. ein noch gegenwärtig 
bestehendes Organ schuf. J. Ellendorf’s historisch - kirchenrechtliche 
Blätter für Deutschland, Berlin (1839—1842 in 3 Ban.), (Eilers) deutsche 
Blätter für Katholiken und Protestanten (1839-1841), die Zeitschrift für 
| ı° 
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tholisches Kirchenrecht von Moy de Sons besitzt. 
Für das evangelische Kirchenrecht so wie für jede 
Behandlung des katholischen Kirchenrechts und 
seiner Beziehungen zu dem Staate, welche nicht 
von dem ultramontanen Standpunkte ausgeht, fehlt 
ein solches Organ zur Zeit ganz. 

Es fehlt damit zunächst den Männern der ee 
schen Wissenschaft zur Zeit an einer Gelegenheit, wissen- 
schaftliche Arbeiten von geringerem Umfange, welche sich 
nicht zur selbstständigen Veröffentlichung eignen, zu publi- 
ciren, oder sie sind an rein theologische Zeitschriften ge- 
wiesen, welche dem Kirchenrechte nur eine untergeordnete 
Beachtung sichern können und dem juristischen Publikum 
meist gänzlich unzugänglich bleiben. Die einzige juristische 
Zeitschrift, welche in neuerer Zeit hin und wieder kirchen- 
rechtliche Abhandlungen brachte, die Zeitschrift für deut- 
sches Recht, konnte, weil sie eben zunächst einer andern 
Disciplin gehört, nur einen ungenügenden Ersatz bieten, und 
ist ihrerseits theologischen Lesern wohl nicht häufig in die 
Hand gekommen. Zu unserem Bedauern ist auch der Fort- 
bestand dieser durch zwanzig Jahrgänge hindurch bewährten 
Zeitschrift nicht gesichert. 

Dieser Mangel eines Vereinigungs- und Sammelpunktes 
für die Bestrebungen auf dem Gebiete zunächst des evan- 
gelischen Kirchenrechts wird nun aber nicht nur von den 
Männern der Wissenschaft schmerzlich empfunden, sondern 
gereicht auch an sich wie der Letzteren so der Anwendung 
und Fortbildung des Rechts zu fühlbarem Nachtheil. 


Kirchenrechts- und Pastoralwissenschaft von E. Seitz (Regensb. 1842 — 
1846. 4 Bde.) waren vorübergehende Erscheinungen. Die Zeitschrift für 
das Recht und die Politik der Kirche von Jacobson und Richter 
(Hft. 1. 2. Leipz. 1847. 8.) wurde, kaum ins Leben getreten, von der über 
Deutschland und damit zugleich über den deutschen Buchhandel herein- 
brechenden Sturmfluth des Jahres 1848 hinweggespült. Seitdem ist von 
evangelischer Seite die Gründung einer neuen Zeitschrift für Kirchen- 
recht nicht versucht worden. Dagegen erscheint, nachdem J. A. Gin- 
zel’s „Archiv für Kirchengeschichte und Kirchenrecht“ (Regensb. 1851. 
1852. 8.) esnurzu drei Heften gebracht, seit 1857 in Innsbruck das „Archiv 
für katholisches Kirchenrecht mit besonderer Rücksicht auf Oesterreich“, 
herausgegeben von Professor Ernst Freiherrn von Moy de Sons, bis 
jetzt 5 Bde., auf welches wir demnächst zurückkommen. z 


. Vorwort. 5 
Wie es von den ersten Vertretern unserer Diseiplin so 
oft ausgesprochen ist und.nicht minder von den Männern der 
Praxis gefühlt wird, sind wir im evangelischen Kirchenrechte 
noch.immer zu abhängig von den canonistischen Doctrinen, 
die, einem fremden dogmatischen Boden entsprossen sind. 
Die freie kühne Herausarbeitung der evangelischen 
Rechtsgedanken aus der beengenden canonischen 
Form wird. in vielen Lehren. erst zu vollbringen sein. Es 
wird eine würdige Aufgabe unserer Zeitschrift sein, an ihrem 
Theil: zu dieser geistigen Verarbeitung und Durchdringung 
beizutragen... In wie vieler Beziehung ruht die Behandlung 
wichtiger praktischer kirchenrechtlicher Fragen zur Zeit noch 
mehr auf hergebrachten Regeln der Verwaltung als auf be- 
wusster wissenschaftlicher Begründung. Das evangelische 
Kirchenrecht wird uns somit ein reiches Arbeitsfeld ge- 
währen, in dessen ‚Bearbeitung den wissenschaftlichen Kräf- 
ten, welche ihre Unterstützung zugesagt haben, eine Reihe 
bewährter Männer unserer Verwaltung und Rechtspflege mit- 
wirkend und fördernd zur Seite treten wird. 

Was den Standpunkt betrifft, welchen unsere Zeitschrift 
bei der‘ Behandlung des evangelischen Kirchenrechts einneh- 
men wird (denn ein bestimmter Standpunkt muss festgehalten 
werden, se wenig die Zeitschrift ein Parteiorgan werden soll, 
— so sehr es uns auf eine das Tagesinteresse überdauernde 
wissenschaftliche Begründung ankommt), so: wird sich 
dieselbe ebenso fern: von radicalen Uebertreibungen als von 
jenem engherzigen Confessionalismus und: jener Hinneigung 
zur Hierarchie zu halten: haben, welche mit der Verleugnung 
des Protestantismus enden. Dabei wird sie sich bewusst blei- 
ben, dass auf dem Gebidte wissenschaftlicher Untersuchungen 
über 'evangelisches Kirchenrecht jeder: selbstständige Stand- 
punkt bereohtigt ist, sofern er nur wahrhaft evangelisch 
ist; Aber evangelisch in dem vollen Sinne, dass ihm 
niemals‘ das: Bewusstsein des Zusammenhanges mit dem un- 
wandelbaren 'Grunde der Kirche: verloren geht, welchen der 
Erlöser gelegt hat. Auf dem Gebiete unserer Wissenschaft 
. kann ja eine fruchtbringende Thätigkeit nicht von einer Rich- 
tung: entwickelt’ werden, welche den Protestantismus als reine 
Negation, Als. das: abstracte Prineip. der. freien Forschung 
fassen. “wollte: Abdriistangelisches! Kirchenrecht wird auch 
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nur von Solchen gefördert werden können, denen die Refor- 
mation nicht ein vereinzeltes geschichtliches Faktum ist, son- 
dern denen sie noch- gegenwärtig ein lebensvolles Princip 
bildet; nicht also von Solchen, welche, indem sie den Ge- 
gensatz der Confessionen innerhalb der evangelischen Kirche 
künstlich zu erweitern sich bemühen, sehnsuchtsvoll nach 
den Grundsätzen des Tridentinum hinüberschauen. Unsere 
Zeitschrift wird nicht suchen, was die ‚evangelischen Con- 
fessionen trennt sondern was sie bindet, mögen ihre Mitar- 
beiter ihre Stellung innerhalb des lutherischen oder inner- 
halb des reformirten Bekenntnisses haben, oder mögen sie 
sich auf den Standpunkt stellen, welchen einst die noch un- 
getrennte evangelische Kirche einnahm. Gewiss lässt die 
angedeutete Uebereinstimmung in der Grundrichtung noch 
immer Raum für eine grosse Mannigfaltigkeit der individuel- 
len Auffassungen. Von einer Uniformität, wie sie politische 
oder kirchliche Zeitungen erstreben müssen, kann hier also 
nicht die Rede sein. . Um so mehr werden praktische Fragen, 
wie z. B. ob die obligatorische oder die fakultative Civilehe 
der Rechtsentwicklung eines bestimmten Landes oder den In- 
teressen einer Landeskirche mehr entspreche — Frägen, 
welche ja überhaupt hier nur vom wissenschaftlichen Ge- 
sichtspunkte aus zu behandeln sein werden, — eine Beleuch- 
tung von verschiedenen Standpunkten zulassen. 

Aber unsere Aufgabe wird weiter. zu fassen sein. Auch 
das katholische Kirchenrecht darf nicht ausser Acht 
gelassen werden. Die Aufgabe ist hier, zunächst die grossen, 
Richtungen, in welchen sich das kirchliche Leben auf dem 
andern grossen Gebiete des deutschen Kirchenrechts entfaltet, 
dem Verständniss der evangelischen Freunde des 
Kirchenrechts zu erschliessen. Weit ‚entfernt, durch 
eine kleinliche Polemik den Kampf gegen die andere Con- 
fession anfachen zu wollen, wird bei allem. Streben nach, 
Gerechtigkeit und Objectivität unser Standpunkt bei 
Beurtheilung des katholischen Kirchenrechts doch ein solcher 
sein, welcher die Sc Erineipien- nicht AuSSer 
Acht lässt. 


‚Vor Allem 'wird es aber das Pe von Binet | 


und Kirche sein, dem wir unsere Aufmerksamkeit zuwen+ 


den wallen. ‚Hier, wo die katholische: Kirgbe, ‚von. -den.-Schran- 
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ken einer oft in unwürdiger Weise geübten polizeilichen Auf- 
sicht befreit, im Sturmesschritt der Herrschaft des canoni- 
schen Rechtes über den Staat nachstrebt, ist es eine Auf- 
gabe der modernen Wissenschaft, der Staatsgewalt erhalten 
zu helfen, was als ein wesentlicher Bestandtheil der Staats- 
hoheit angesehen werden muss. Wenn das Moy’sche Archiv 
die Politik der Concordate mit den Mitteln der Wissenschaft 
zu fördern bemüht ist, so wellen wir mit den Mitteln un- 
serer Wissenschaft für das Recht des Staates einstehen. Wir 
dürfen hoffen, in diesem. Kampfe. auch von katholischer Seite 
Unterstützung zu finden. | 

Die Zeitschrift für Kirchenrecht soll zunächst und über- 
wiegend dem lebendigen Interesse der Gegenwart dienen, 
Dabei wird sie sich aber stets bewusst bleiben, dass jedes 
wahre Erkennen und Fortbilden .des geltenden Rechts nur 
auf dem Grunde der Erkenntniss des gewordenen Rechts 
möglich ist. Auch rechtsgeschichtliche Abhandlungen werden 
also nicht ausgeschlossen sein. Der rein antiquarische Ge- 
siehtspunkt wird freilich dabei im. Allgemeinen zurücktreten 
müssen. Quellen- und Literargeschichte kann nur bei her- 
vorragenden Erscheinungen berücksichtigt werden. | 

Den Inhalt der Zeitschrift werden bilden: 

l. Grössere wissenschaftliche Abhandlungen... 

‘2. Miscellen aus dem Gebiete des Kirchenrechts und der 
kirchlichen Verwaltung. Hier. wird das Ziel sein ein 
möglichst vielseitiges und vollständiges Bild der kir- 

. chenrechtlichen Erscheinungen zu geben. Mit dankens- 

‘ werther Bereitwilligkeit haben hohe staatliche und 
kirchliche Behörden bereits die Mittheilung und Be- 
‚nutzung ungedruckten amtlichen Materials zugesagt. 

Auch die Praxis der höchsten Gerichtshöfe wird ‚hier 
ihre Berücksichtigung finden. 

3. "Literaturverzeichnisse. ” 

So sei denn dies Unternehmen in. Gottes treue segnende 
Obhut befohlen! 
| Berlin, im November 1860. 
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I. 
Die Verhandlungen des Englischen Parlaments über 
Einführung der Civil-Ehe, 


Von 


O0. G. Oppenheim, 
Stadtgerichtsrath in Berlin. 


Die Staats-Regierung vertrat auf dem letzten preussi- 
schen Landtage das Princip der fakultativen Civil-Ehe. 
Die Einführung derselben scheiterte jedoch an dem Wider- 
stande des Herrenhauses. 

Auch der kommende Landtag wird sich voraussichtlich 
mit der „Civil-Ehe“ zu beschäftigen haben. Es ist daher 
wohl nicht verspätet zu der freilich schon viel besprochenen 
Frage noch einen anderweiten Beitrag zu liefern. 

Man berief sich bereits auf die Gesetzgebung Englands, 
in welche die Civil- Ehe Eingang gefunden hat. Was aber 
über Einführung derselben im Schoosse des Englischen 
Parlaments verhandelt worden ist, wurde — so viel 
bekannt — bisher noch nicht in den Kreis der Erörterung 
gezogen. | 

Es soll eine kurze Darstellung dieser Verhandlungen ver- 
sucht werden. — 

In England und Wales gestattet das gegenwärtig 
geltende Gesetz ganz allgemein, welchem religiösen Bekennt- 
nisse die Eheschliessenden auch angehören mögen, die Ehe 
mit voller rechtlicher Wirkung durch Civil-Akt einzugehn. 
Es bleibt den Eheschliessenden überlassen, ob sie dem Civil- 
Akte eine religiöse Handlung folgen lassen wollen. Wird 
die Ehe in den Formen der Kirche Englands eingegangen, so 
bedarf es des Civil-Aktes nicht; ebensowenig bei Ehen der 
Juden und Quäker. Soll die Ehe ‚dagegen in den Formen 
einer anderen Religions- Gesellschaft geschlossen werden, 
so ist die volle rechtliche Wirkung von dem Hinzukommen 
des Civil-Aktes abhängig.') 


-— {un 


’) Vergl. die Civilstands-Gesetzgebung für England und Wales, deutsch 
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Das geltende Prinzip ist also das der fakultativen 
Civil-Ehe Es findet sich in einer Verordnung vom 17. 
August 1836 zuerst ausgesprochen.?2) Durch die auf densel- 
ben Gegenstand bezüglichen späteren Verordnungen (vom 30. 
Juni 1837, 7. August 1840, und 29. Juli 1856)°) wird das 
einmal Ar anonmens Prinzip ga jakultativen Ginlzbbe nicht 
berührt. 

Wechselnde Regierungen sowie unabhängige Mitglieder 
des Parlaments haben sich vor dem Erlass jener Verordnung 
vom 17. August 1836 an der Verbesserung des Eherechtes 
versucht. Die Parlaments-Verhandlungen des Jahres 1836, 
aus welchen die Einführung der Civil-Ehe hervorging, lassen 
für sich. allein betrachtet die Schwierigkeiten nicht erkennen, 
welche zu überwinden waren, bevor es zu .einer Verständi- 
gung zwischen sämmtlichen Faktoren der Gesetzgebung kom- 
men konnte. Sie stehen mit früheren Verhandlungen in 
engem Zusaämmenhange und bringen diese nur zum Abschluss, 

‘ Es: kann daher nicht mit den parlamentarischen Vor- 
gängen des Jahres 1836 begonnen, es muss vielmehr an frü- 
here Verhandlungen angeknüpft werden. = 

Zunächst aber ist ein Blick auf den Rechts- "Zustand zu 
werfen, welcher der Verbesserung bedürftig 7 zu diesen Ver- 
handlungen die Veranlassung‘ war. 

Das Ehegesetz*) (Marriage Act) aus dem Jahre 1753/4 
gewöhnlich Lord Hardwick’s Act genannt 26. Geo. 1.) 
bildet einen Wende-Punkt in dem Eherechte Englands. Im 
Jahre 1653 nahm das Parlament zwar eine Bill an (An Act 
how Marriages shall be solemnized and registered etc.), welche 
die Ehe lediglich ‚als einen Civil-Vertrag behandelnd dessen 
Abschliessung vor.:jedem: Friedens-Richter gestattete ; diese 
Verordnung verlor ee mit Ein en Beanzekien ihre 
EUER Zr gi Zn 


bearbeitet von v. Daniels 1801; ferner Just Ministrl Biat 1859, S. 
315, — 1860, 8. 68. Ze: 

. %) Statutes. at Large 6 et 7 Will: IV. Cap. 85 agi 7 Will: IV. Cap. 1. | 

) A. a.,0. 1:Vict. Cap. 22, 8 et 4 Vict. Cap. 12,,19 et 20 Vict, 
Cap. 118, 119. 

# Vergl. Reports, Committees 1833 (10.) Vol. XIV. Report from the 
select Committee on: Parochial. Registration ste. 15: Atigust 1838. — Dar- 
Stellung des Dr. Phillimore, Handar.d.Parl, Deb,'3822:; Vol. VI: p.1326. 
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. Die Eheschliessung beruhte bis 1754 auf Willenser- 


klärung?) und war ein rein civiler Akt. Darüber nur gehn: 


die Meinungen auseinander, ob die nach allen Richtungen 


hin volle Wirkung der Ehe ohne eine-Erklärung in facie 


ecclesiae erreicht wurde. Während geistliche Gerichts- 


höfe mitunter, so weit sie darüber zu entscheiden kompetent 


waren, eine solche verlangten, erklärten Richter von hervor- 
ragender Autorität und mit ihnen Gerichtshöfe gemeinen 
Rechtes Ehen auch ohne eine solche für vollgültig.‘) An 
eine bestimmte Form, an einen bestimmten Ort war die 
Schliessung der Ehe nicht gebunden; es bedurfte der Ein- 
willigung des Vaters, des Vormundes nicht. Dies hatte zur 
Folge, dass viele heimliche, anstössige Ehen eingegangen 
wurden, Ehen, an welchen insbesondere Mitglieder des Ober- 
hauses Aergerniss nahmen. Um die bestehenden Missbräuche 
zu beseitigen gab das Haus der Lords den 12 Richtern Eng- 
lands die‘ Vorbereitung eines Ehe-Gesetzes auf. Das war die 
Veranlassung, dass der Lord-Kanzler Hardwick die nach 
ihm benannte Bill dem Parlament vorlegte. . Diese wurde in 
dem Öberhause fast ohne Widerspruch angenommen, in dem 
Hause der Gemeinen dagegen stiess sie auf den lebhaftesten 
Widerstand. Die Bill gelangte denn auch in einer Gestalt 
in das Oberhaus zurück, welche die ursprüngliche Vorlage 
kaum wiedererkennen liess. Nichtsdestoweniger setzte Lord 
Hardwick die Bill selbst in dieser Gestalt: bei den 
Lords durch; die nöthigen Verbesserungen hoffte ‘er er Spä- 
terer Gelegenheit herbeigeführt zu sehen. 

Diese. Verordnung erklärte jede Ehe für nichti s, welche 
nicht von einem Geistlichen der Kirche Englands in Gemäss- 
heit der Gebräuche und Vorschriften der,.herrschenden Kirche 
eingesegnet worden war. Nur zu Gunsten der Juden und 
‚ Quäker machte sie eine Ausnahme; diesen gestattete sie, 
die Ehe in der Form ihres Bekenntnisses einzugehn. 

Das Gesetz .nöthigte also vom Jahre 1754 ab. alle die- 
jenigen, welche nicht dem jüdischen Glauben oder dem Be- 


kenntnisse der Quäker angehörten, die Ehe vor Geistlichen . 


der‘ vereinigten Kirche Englands und Irlands und zwar in 
‚) Standard ‚Library ’Cyclopaedia. Val. IL. p. 320: - 
9) Haus.' ParL-Deb;:1825. Vol. VE:p::1330 saq. ::. ir.» 
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den Formen dieser Kirche zu schliessen. Eine spätere in 
das Eherecht eingreifende Verordnung (4. a: IV. c. 76) än- 
derte hierin Nichts. 

“ Dieser Zustand der Gesetzgebung war es, welcher Katho- 
liken und solche Protestanten, die sich von der Englischen 
Kirche losgesagt hatten und besondere Religions-Gesellschaf- 
ten bildeten, nicht befriedigte, — zu Unzufriedenheit und Be- 
schwerden Anlass gab. 

Akhülfe wurde SON — und von grossen, ange- 
sehenen Körperschaften — in an das Parlament gerichteten 
Petitionen verlangt. Die Gesetzgebung zeigte sich solche zu 
gewähren geneigt; alle dahin gerichteten Bemühungen blie- 
ben jedoch ohne Erfolg, bis man sich endlich zur Einführung 
der Civil-Ehe entschloss. Der Gang, welchen die Verhand- 
lungen des Englischen Parlaments genemmen haben, um mit 
Einführung der fakultativen Civil-Ehe zu enden, wird sich 
hinreichend erkennen lassen, wenn das Bemerkenswertheste 
aus denselben hervorgehoben wird; Hierauf darf sich daher 
die folgende Darstellung beschränken. 

1. Schon im Jahre 17827) handelte es sich darum, den 
Dissentärs : zu gestatten, sich durch Geistliche ihres Bekennt- 
zisses tranen zu lassen. Drei Erzbischöfe und verschiedene 
Bischöfe ‚Irlands erklärten’ sich bereit, einer Bill ihre Zu- 
stimmung zu geben, dureh welche den protestantischen Dis- 
senters erlaubt würde, vor ihren Geistlichen oder vor — zu 
dem Behuf von der Gemeinde: ausersehenen Personen die 
Ehe mit voller Wirkung einzugehn. Doch ergehen einzelne 
Bestimmungen der Vorlage Anstoss, 

2. Im. Jahre 1819®) genekmigte das Haus as Gemeinen 
die Einbringung einer Bill, welche die Eheschliessung der 
Dissenters: zum Gegenstande ‚hatte. Obwohl die Bill die Lage 
der Katholiken nicht mit berücksichtigte, wurde mindestens 
die Ueberweisung an den Ausschuss beschlossen. 

3. Keinen- günstigeren Erfolg hatte ein im Jahre 1822 
von Mr, W. Smith in das Unterhaus: gebrachter Gesetz-Ent- 
wurf, welcher die Unitarischen Dissenters von Beobachtung 
der Ehe-Formen der Englischen Kirche befreien wollte. 


”) Vergl. Anführungen des Dr. Lushington Hans: Parl. Deb. 1825 
Vol. XII. p. 1236 seg. 
©) Hans. Parl. Deb. 1819. Vol. XL.:p. ‚1200. zeq. p. 1504 sog. 
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4. Im Hause der Lords befürwortete (1823) Marquis 
of Landsdowne die zweite Lesung einer Dissenters Mar- 
riage-Bill°), deren Zweck es war, den protestantischen Dis- 
senters und den Katholiken dieselben Befugnisse einzuräumen, 
welche das Gesetz den Juden und Quäkern gewährte. Die 
Bedürfniss-Frage — führte er aus — sei durch Petitionen 
hinreichend ausser Zweifel gestellt; es würden in grosser Zahl 
Ehen geschlossen , welche nichtig seien, weil die Anders- 
gläubigen sich in die OBEN Form der SRgIEOhen 
Kirche nicht fügen wollten. 

Die Billigkeit des Princips fand bei den Lords zwar An+ 
erkennung; gegen die Bill erklärte sich jedoch mit dem 
Lord-Kanzler eine Anzahl von Bischöfen insbesondere, weil 
die Bill dem Sekten-Wesen Vorschub leiste und über ihren 
Zweck, dem Gewissens-Drueke abzuhelfen, weit’ hinausgehe; 
Die Lesung wurde abgelehnt. — 2 

5. Das Haus der Gemeinen verhandelte im Jahre 1825 
über die zweite Lesung einer Bill’), welche den Unitariaa 
Dissenters die Eheschliessungen ohne Beobachtung der’ Form 
der Englischen Kirche zu gestatten bezweckte, . gleich jener, 
welche bereits 1822 eingebracht worden ‚war. Ein Mitglied 
des Hauses sah durch dieselbe zu Gunsten einer kleinen 
Sekte die Kirche Englands gefährdet. Dieseni Bedenken 
setzte Dr. Lushington das Wort der el von IRuon, 
Llandaff und Exeter entgegen: : 

- „Wir haben nicht zu uns rRiohen, ob Eine Gewissens: 
‚Zweifel wohl begründet sind oder nicht; wir wollen 
die Form der Trauung nicht prüfen; wir wollen die 

‘ Gründe Eurer Ansicht nicht erörtern. Das alles würde 

nutzlos sein; denn wir wissen, dass in Glaubensi-Sacheh 
das Gewissen des Einzelnen berücksichtigt ‘werden 

: muss; das Gewissen des Einzelnen allein kann entschei- 

den, ob dieses oder jenes System geeignet ist, ihn mib 
dem von ihm angebeteten Gotte zu versöhnen.“ 

Die bestehende Lage der Gesetzgebung bezeichnete Dr: 
Lushington als unerträglich; kirchliche Akte würden :mit 
Personen vorgenommen, welche dagegen ‘protestirten; zudem 

9, Hans. Parl. Deb. 1823 p- 967 seq. a “ Br GE: 

!0) Hans. Parl.' Deb, Yol. ZU 'p. 1236 eg! ch Dort 
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brauche man sich nur zum Schmidt jenseits des Tweed zu 
begeben, um das Gesetz zu umgehn. | 

Auch Sir Robert'Peel, damals Mitglied der Regierung, 
betheiligte sich an der Debatte. Er bedauerte, dass die Dis- 
senters (ewissensdruck empfänden; da dies aber der Fall 
sei, so müsse allerdings Abhülfe geschafft werden. Er war 
deshalb nicht gegen die zweite Lesung, erwartete aber er- 
hebliche Veränderungen der Bill. Die Schwierigkeit sah er 
darin, dass die Unitarier nieht eine Religions-Gesell- 
schaft bildeten, welche so geschlossen.und erkenn- 
bar wäre, wie die der Juden und Quäker. Vor Jeder- 
mann dürfe man das Ehegelöbniss nicht ablegen lassen. 
Nach der Lehre der Kirche Englands sei die Eheschliessung 
nicht allein ein civiler, sondern auch ein religiöser Akt; 
er wünsche deshalb, dass die Kirche Englands auch mit der 
Registrirung der Ehen der Unitarier Nichts zu thun habe. — 

6. In der Parlaments-Sitzung der Jahre 1826/7 gediehen 
die Verhandlungen über die viel erörterte Frage zwar nicht 
zum Abschluss; der endlichen Lösung wurde aber um ein 
Wesentliches näher getreten. Sie sind besonders bemerkens- 
werth, weil das Princip der Civil-Ehe in beiden Häusern 
Gegenstand der Debatte war. 

Dr. Smith!') brachte eine Bill in das Haus der Gemeinen 
ein (for granting relief to certain persons dissenting from the 
church of England in respect of the mode of celebrating Mar- 
riage), um gewissen Personen, welche mit Bezug auf die Art 
der Eheschliessung nicht den Glauben der Kirche Englands 
haben, Abhülfe zu schaffen. Die Bill war nur für solche 
Protestant Dissenters bestimmt, welche — gewöhnlich 
Unitarians genannt — in Betreff der Dreieinigkeit (Trinity) 
Gewissensbedenken hatten, deren religiösem Gefühle daher 
die Form der kirchlichen Trauung nach dem Book of com- 
mon Prayer (Gebetbuch) widerstrebte. Die Bill setzte an 
die Stelle der Form der Englischen Kirche einfache Er- 
klärungen, welche die Eheschliessenden vor einem zur 
Vornahme von Trauungen berechtigten Geistlichen abge- 
ben sollten. Die Eintragung der Ehe in das Register (Re- 
gister Book) gab sie demnächst den Geistlichen, den Ehe- 


4) Bills, Public 1826-7. Vol. I. 
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schliessenden und den Zeugen gemeinschaftlich auf. Um.aber 
eine Ehe in dieser Art schliessen zu dürfen, verlangte die 
Vorlage die zuvor in bestimmter Form schriftlich abgegebene 
Erklärung der Eheschliessenden, dass sie Dissenters seien 
und dem unitarischen Bekenntnisse angehörend von der Wohl- 
that dieses Gesetzes Gebrauch machen wollten. 

In der Ausschuss-Berathung erfuhr diese. Bill aber 
vor Allem die sehr wesentliche Veränderung: Nicht vor 
dem Geistlichen sollte die Erklärung der Eheschliessenden, 
die Ehe eingehn zu wollen, abgegeben werden; solche sollte 
vielmehr von jedem Friedensrichter (Justice of peace) 
entgegengenommen werden können. 

Im Uebrigen ging die Bill folgender Gestalt aus dem 
Ausschusse hervor: Die Eheschliessenden erklären, dass sie 
Dissenters sind; der Geistliche der Englischen Kirche be- 
wirkt das Aufgebot und stellt eine Bescheinigung darüber 
dem Friedensrichter zu; der letztere beraumt den Termin 


zur Eheschliessung an, attestirt demnächst, dass diese vor _ 


ihm Statt gefunden hat; der Geistliche der Englichen Kirche 
trägt die Ehe in das Ehe-Register ein. — 

Es war also das Princip der Civil- Ehe, welches in 
der Ausschuss-Berathung angenommen worden war. — 

Der Bill’) in dieser Gestalt wurde denn auch bei der 
Berathung im Hause vorgeworfen: sie mache aus der Ehe- 
schliessung lediglich einen Civil-Vertrag, sie erinnere an 
das revolutionäre Gesetz Cromwell’s.. Dem setzte man je- 
doch entgegen, dass sie durchaus auf dem Boden der vor 
dem Jahre 1753 (Hardwick’s Act) Rerralengen Kegerze 
stehe. 

Ein Vorschlag: der Friedensrichter solle "nach der vor 
ihm abgegebenen Erklärung die Erlaubniss ertheilen, dass 
die Trauung von einem Geistlichen der Unitarier verrichtet 
werde, fand keinen Anklang. — Ohne förmliche Abstimmung 
erhielt die Bill im Unterhause (am 19. Juni 1827) die 
dritte Lesung und passirte. — = 

Im Hause der Lords'?) war es der Marquis of Lands- 
downe, welcher die Ausschuss-Berathung der von den Ger 


1) Hans. Parl. Deb. Vol. XVII. p. 1343 seq. 
13) Hans. Parl. Deb. Vol. XVII. p. 1407. 
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meinen kommenden Bill beantragte. Er erklärte sich er- 
mächtigt, die Zustimmung des abwesenden, an der Spitze 
der Kirche Englands stehenden Geistlichen zu erkennen zu 
geben. Er führte aus, es bedürfe der Abhülfe einerseits im 
Interesse der Dissenters, welche gezwungen seien ihrem Ge- 
wissen widerstrebende, heilige Handlungen vorzunehmen, 
andrerseits im Interesse der Englischen Geistlichkeit, welche 
der Nothwendigkeit enthoben werden müsste, kirchliche Akte 
zu verrichten, zu welchen die Betheiligten nur gezwungen 
schritten. Er verlangte für die Dissenters eine Ausnahme- 
Stellung, wie das Gesetz sie den Juden und Quäkern ein- 
räume. u | 

An der sich hiernächst entspinnenden Debatte nahm vor- 
züglich der frühere Lord-Kanzler Lord Eldon Theil. Er 
hielt wesentliche und zahlreiche Abänderungen der Bill für 
nothwendig, zu deren Erörterung es an Zeit fehle, und ver- 
langte, dass die Berathung der Bill bis zur folgenden Sitzungs- 
Periode verschoben werde. Er fand dagegen Nichts zu er- 
innern, dass den Dissenters geholfen werde, ihre Eheschlies- 
sung solle aber die Englische Geistlichkeit unberührt lassen. 
Die Thätigkeit, — behauptete er — welche die Bill dem 
Englischen Geistlichen zumuthe, sei eine Erniedrigung, der 
Geistliche werde zum Schreiber des Friedens-Richters ge- 
macht; oft sei der Geistliche selbst Friedens-Richter und 
trete dann mit seinem Gewissen in Widerspruch; die Bill 
endlich verlange von dem Geistlichen, dass er die Registri- 
rung vornehme, also Etwas bezeuge, wovon er keine eigene 
Kenntniss habe. — 

Lord Farnham erhob seine Stimme dagegen, dass die 
Eingehung der Ehe ohne kirchliche Einsegnung zugelassen 
werten solle. Er wollte den Unitariern in der Art helfen, 
dass ihnen die Eheschliessung vor Geistlichen ihrer Sekte 
gestattet werde. — 

Der Lord-Kanzler vertheidigte die Bill. 

Bis zum Concil von Trient — führte er aus — war im 
Christenthum eine religiöse Feier mit der Eheschliessung 
nicht verbunden; eine solche war bis zum Erlass des Mar- 
riage Act (1753/4) in England nicht wesentlich. Autori- 
täten hierfür sind Holt und Stowell. Der Marriage Act 
machte zu Gunsten der Quäker eine Ausnahme; gleiches 
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wäre sicher auch zu Gunsten der Unitarier geschehen, wenn 
diese damals eine anerkannte Religions- Gesellschaft gebildet 
hätten. Dies war zu jener Zeit aber nicht der Fall; viel- 
mehr bedrohte das Gesetz sie mit Straf-Verfolgung Die 
Strafen wurden nach und nach, im Jahre 1813 völlig aufge- 
hoben. Es liegt daher auch kein Grund vor, die Unitarier 
_ fernerhin unter dem Drucke des Marriage Act leiden zu las- 
sen. Der Segen, welchen der Englische Geistliche bei der 
Trauung im Namen Gottes, des Vaters, des Sohnes, des hei- 
ligen Geistes ausspricht, ist gegen ihren Glauben. In ihrem 
und in dem Interesse der Englischen Kirche bedarf es daher 
der Abhülfe im Gesetzes-Wege. Die Lords dürfen sich des- 
halb der Ausschuss-Berathung nicht entziehen. Dissenters 
sind Mitglieder des Parlaments. Es kann den Geistlichen 
der Kirche Englands also nicht erniedrigen, deren Aufgebot 
zu bewirken, um so weniger, als der Geistliche während des 
Gottes-Dienstes gelegentlich Dinge von der untergeordnetesten 
“ Bedeutung bekannt macht. Die Vornahme der Registrirung 
entwürdigt ihn ebenso wenig; denn diese geschieht im öffent- 
lichen Interesse. — Den Haupt-Anstoss, — so schloss der 
Lord-Kanzler -— errege die Bestimmung der Bill, dass die 
Ehe vor dem Friedens-Richter eingegangen werden solle; er 
fühle das Gewicht dieser Bestimmung, hoffe aber .auf An- 
nahme des Princips, die weitere Ausführung wolle er dann 
gern der nächsten Sitzungs-Periode überlassen. — 

Auch der Bischof von Chester unterstützte die Bill. 
Er hielt es für wichtig, dass die Lords sich für das Princip 
der Bill aussprächen, einige nothwendige Aenderungen könn- 
ten im. Ausschusse vorgenommen werden. Der Staat habe 
sich bei der Eheschliessung, welche wesentlich auf Willens- 
Uebereinstimmung beruhe, einzumischen einmal im Interesse 
der aus der Ehe hervorgehenden Kinder und wegen der 
Eigenthums-Verhältnisse, dann im Interesse der Moral, um 
dem Akt der Eheschliessung möglichst grosse Feierlichkeit 
zu verleihen. Mit dem ersten Punkte habe die Kirche Nichts 
zu.thun, bezüglich des letzteren müsse er bezweifeln, dass 
eine Erhöhung der Feierlichkeit erreicht werde, wenn die 
Form denen widerstrebe, welche sich in dieselbe zu fügen 
hätten. Nach der Sprache der Kirche solle die Ehe aller- 
dings nicht ohne eine heilige Handlung eingegangen werden; 
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es sei dabei aber nicht zu übersehen, dass sich eine bestimmte 
Form nicht vorgeschrieben finde. Es dürfe also den Dissenters 
eine ihnen widerstrebende Form nicht aufgedrungen werden. 

Der Bischof von Chester widerlegte ferner den gegen die 
Bill erhobenen Einwurf, die Vornahme des Aufgebots und 
die Registrirung der Ehe sei für den Geistlichen der Engli- 
schen Kirche eine Erniedrigung. — 

Die Ausschuss-Berathung wurde demnächst von den 
Lords (mit 61 gegen 54 Stimmen) genehmigt. Die Bill ging 
durch den Ausschuss. .Bei der Bericht-Erstattung (am 29. 
Juni) wurden einige Aenderungen in der Wortfassung vor- 
genommen. Marquis of Landsdowne beantragte darauf die 
dritte Lesung der Bill nach 14 Tagen. Vor der Fragestel- 
lung konstatirte der Bischof von Chester, er habe sich ver- 
gewissert, dass die Englische Geistlichkeit gegen das Princip 
der Bill Nichts zu erinnern habe, dass sie bereit sei das 
Aufgebot und auf Grund eines Attestes des Friedens-Richters 
die Registrirung der Ehe vorzunehmen, wenn sie dem Akte 
der Eheschliessung selbst — wie die Bill dies bestimme, — 
nicht beizuwohnen brauche. | 

Das Haus der Lords beschloss die dritte Lesung nach 
14 Tagen (d. h. das Uebergehen auf die nächste Sitzungs- 
Periode). | 

Die nächste Sitzungs-Periode des Parlaments brachte 
jedoch die Lösung der Frage nicht, — 

7. Im März des Jahres 1833 ernannte das Haus der Ge- 
meinen einen Sonder-Ausschuss, der über den allgemeinen 
Stand des Bezirks-Register-Wesens (Parochial Registries) und 
der darauf bezüglichen Gesetze sowie über eine für England 
und Wales einzuführende allgemeine Registrirung der Ge- 
burten und Taufen, Ehen, Todesfälle und Beerdigungen be- 
richten sollte. Der Sonder-Ausschuss erstattete unter dem 
15. August seinen Bericht.'‘) Es ist dessen zu erwähnen, 
weil — wie bekannt — die Registrirung der Ehen in der 
Englischen Gesetzgebung mit Schliessung der Ehen Hand 
in Hand geht. — 

8. Eine am 10. März 18345) von dem Unterhause in 
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Druck gegebene Bill, welche von Lord J. Russell (damals 
als Paymaster of the Forces Mitglied der Regierung) einge- 
bracht war, wollte den Dissenters die Eheschliessung in fol- 
gender Weise gestatten: Das Aufgebot veranstaltet in der 
üblichen Art der Geistliche der Englischen Kirche, oder, falls 
Licenz nachgesucht wird, ist solche wie bisher zu ertheilen. 
Demnächst haben die Eheschliessenden eine Erklärung beizu- 
bringen, dass sie Dissenters sind, und als solche die Ehe in 
der von diesem Gesetze nachgelassenen Form abschliessen 
wollen. Auf Grund eines über das Aufgebot resp. die er- 
theilte Licenz und jene Erklärung ausgestellten Attestes sol- 
len die Prediger oder Lehrer der Religions-Gesellschaft der 
Dissenters, welche hierzu obrigkeitlich zu autorisiren sind, 
in zur Religionsübung bestimmten Gebäuden, welche als solche 
ebenfalls zu bestätigen sind, die Ehe in Gegenwart von Zeu- 
gen nach ihren Religions- Gebräuchen einsegnen; sie sollen 
die Registrirung unter Zuziehung der Eheschliessenden und 
Zeugen vornehmen, auch das Register- Book aufbewahren. — 

Diese Bill befriedigte die Dissenters nicht allein nicht, 
sondern erregte deren Unzufriedenheit in so hohem Maasse, 
dass die Zurückziehung der Bill erfolgte. Die Unzufrieden- 
heit hatte vorzüglich darin ihren Grund, dass die Dissenters 
genöthigt sein sollten, das Aufgebot oder die Licenz bei 
Geistlichen der Englichen Kirche nachzusuchen und diesen 
nachzuweisen, dass sie Dissenters seien. Auch die in 
jener Bill bestimmte Entrichtung AberaEeT Gebühren fand 
Missbilligung. — 

9. Unter dem 13. Mai desselben Jahres'‘) erhielt der 
jetzige Lord Brougham, damals noch Mr. Brougham und 
Unterhaus-Mitglied, von dem Hause der Gemeinen die Gereh- 
migung, eine Bill betreffend die Registrirung der Geburten, 
Sterbefälle und Ehen einzubringen. Er kündigte gleichzeitig 
seine Absicht an, dieser Registry Bill eine Marriage Bill fol- 
gen zu lassen, welche die Eheschliessung der Dissenters zum 
Gegenstande haben werde. Auf die bisher gemachten Erfah- 
rungen gestützt setzte Brougham seinen Plan dahin aus- 
einander: In den Quarter Sessions seien sowohl Personen zu 
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autorisiren, welche die Trauungen in jeder Dissenter - Sekte 
vorzunehmen befugt sein sollten, als auch die Gebäude zu 
bestimmen, in welchen dergleichen Handlungen verrichtet 
werden dürften. Kein Geistlicher solle eine Trauung vor- 
nehmen, bevor ihm nicht durch Beibringung eines von dem 
Friedens-Richter ausgestellten Attestes bezeugt sei, dass dem 
Friedens-Richter alle Vorbedingungen der Eheschliessung 
nachgewiesen sind. Der Friedens-Richter ist nach Broug- 
ham’s Auffassung die geeignete Person, da die Eheschlies- 
sung. ein Civil-Vertrag, durchaus getrennt von der religiösen 
Feier sei. Die demnächstige Registrirung der Eha betrachtete 
er als einen Akt, der so wenig als möglich En 
Charakters sein müsse. — 

Brougham hat eine solche Bill in dem Erle nicht 
zur Annahme gebracht. — 

10. Sir Robert Peel als Chancellor of the Exchequer in 
Verbindung mit dem Attorney-General, dem Solicitor General 
und dem Secretary Goulborn legte im März 15835 dem Hause 
der Gemeinen eine Bill vor (A Bill concerning the Marriage 
of Persons not beeing Members of the united Church of Eng- 
land and Ireland and objecting to be married according to 
the rite thereof 30. Maerz 1835), welcher die Ehe solcher 
Dissenters zum Gegenstande hatte, denen die Eheschliessung 
nach dem Gebrauche der Englischen Kirche anstössig ist. 

Die wesentlichen Bestimmungen der Bill gingen da- 
hin!’); Bei dem Friedens-Richter wird die Absicht, die 
Ehe eingehen zu wollen, mit der Erklärung angezeigt, dass 
die Eheschliessenden der vereinigten Kirche Englands und 
Irlands nicht angehören und nicht nach dem Gebrauche der 
letztern getraut sein wollen. Die Erklärung, Dissenters zu 
sein, ist demnächst nach Ablauf der bestimmten Frist vor 
dem Friedens-Richter mündlich und schriftlich zu wieder- 
holen, die eidliche Versicherung abzugeben, dass Ehehinder- 
nisse nicht entgegenstehen, vielmehr die Vorbedingungen der 
Eheschliessung vorhanden sind. Weiter haben die Eheschlies- 
senden vor dem Friedens-Richter in Gegenwart von zwei Zeu- 
gen zu erklären, dass sie sich gegenseitig als angetraute Ehe- 
gatten anerkennen. Diese Erklärung wird sodann unterschrie- 
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ben. Der Friedens-Richter übersendet dies Anerkenntniss 
dem Orts-Geistlichen (der Englischen Kirche), der es aufbe- 
wahrt und die Registrirung vornimmt. — 

Die in dieser Bill vorgeschriebene Form der Eheschlies- 
sung ist also die der Civil-Ehe, aber nur für Personen zu- 
gelassen, welche ausdrücklich erklären der Kirche Englands 
nicht anzugehören. Die Eheschliessung der der Staatskirche 
Angehörigen wird von dieser Bill in keiner Art berührt. 

Obwohl es Sir R. Peel nicht vergönnt war, diese Bill 
durchzuführen, so wurde doch die Motivirung bei der Ein- 
bringung mit ungetheiltem Beifall aufgenommen. 

In der Sitzung des Hauses der Gemeinen, am 17. März 
1834 begründete Sir R. Peel die Bill wesentlich etwa in 
Folgendem: 

Der Antrag, um welchen es sich handelt, hat die Er- 
ledigung einer Frage von grosser Bedeutung zum Gegen- 
stande, einer Frage, bei welcher das öffentliche Interesse 
nicht minder als das eines grossen Theiles der Staats- 
Angehörigen betheiligt ist. 

Diese Frage hat bisher nicht zum Austrage gebracht 
werden können, obwohl seit Jahren hierzu wiederholt 
Versuche gemacht worden sind. Wenn es gelingen sollte, 
die Aufgabe zu lösen, so würde das zur Beruhignng der 
Gemüther und zur Befriedigung derer sowohl gereichen, 
welche der herrschenden Kirche Englands zugethan sind, 
als auch derer, welche durch ihr Gewissen gedrungen sich 
von den Grundsätzen der Kirche losgesagt haben. Der 
Antrag, welcher der Genehmigung des Hauses unterbreitet 
werden soll, beabsichtigt, den Dissenters Abhülfe zu schaf- 
fen, welche an der Eheschliessung in den gegenwärtig 
gesetzlich vorgeschriebenen Formen der herrschenden Kirche 
Anstoss nehmen. 

Es ist bekannt, dass im Jahre 1754 ein Akt durchging, 
gemeinhin Lord Hardwick’s Act genannt, welcher das 
Eherecht wesentlich umgestaltete. Dies Gesetz bestimmte, 
dass ausschliesslich Geistliche der Kirche Englands und 
zwar nur unter Beobachtung der Gebräuche und Vorschrif- 
ten der herrschenden Kirche Trauungen vornehmen dürften. 
Allein zu Gunsten der Juden und Quäker gestattete es eine 
Ausnahme. — Die dissentirenden Religions- Gesellschaften 
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führen über dieses Gesetz Beschwerde. Kein Band im Le- 
ben, sagen sie, berühre das Glück des Einzelnen und die 
Wohlfahrt der Gesellschaft näher, als das der Ehe. Sie 
klagen über ein Gesetz, das dies Band unkräftig macht, 
wenn es nicht in Formen eingegangen wird, welche zu 
beobachten ihr Gewissen ihnen verbietet. Sie verlangen 
deshalb Abhülfe im Wege der Gesetzgebung. Walten die 
genannten Gewissens-Bedenken unter den Dissenters in der 
That ob, dann kann Niemand in Abrede stellen, dass nicht 
allein die Gerechtigkeit, sondern auch die politische Klug- 
heit es gebietet, die verlangte Abhülfe zu gewähren. Die 
Kirche Englands kann dagegen keine Einwendungen erhe- 
ben, dass diejenigen, welche von den Satzungen und Grund- 
sätzen der Kirche in allen übrigen Beziehungen abweichen, 
die Ehe nicht nach den Gebräuchen der Kirche schlies- 
sen. Die Gesellschaft hat hierbei kein Interesse. Man 
sage nicht, die Eheschliessung nach dem’ Gebrauche der 
Englischen Kirche sei nur eine Form, die beobachtet wer- 
den könne, ohne dass die Eheschliessenden sich zu den 
Lehren und Grundsätzen dieser Kirche bekennen. Nach 
dem Gebrauche der herrschenden Kirche empfangen die 
Eheschliessenden durch den Mund des Geistlichen, .in der 
bestimmten Absicht der Handlung eine religiöse Weihe zu 
verleihen, einen feierlichen Segen. Können die Eheschlies- 
senden sich mit dieser Handlung nicht einverstanden füh- 
len oder den Segen als solchen nicht auffassen,, dann ver- 
fehlt die feierliche, religiöse Handlung ihren Zweck. Dar- 
aus ergiebt sich mit Nothwendigkeit, dass darauf Bedacht 
genommen werden muss, die Klagen der Dissenters abzu- 
stellen. Man hat vorgeschlagen, die Form der Kirche Eng- 
lands zu ändern. Das hiesse aber dem Gewissen derer 
Gewalt anthun, welche den Lehren der Kirche anhängen, 
und mit der bestehenden Form vollkommen einverstanden 
sind. — Der Segen ist für sie bei allen heiligen Hand- 
lungen ein wesentlicher Grundsatz ihres Glaubens. Die 
Mitglieder der Kirche Englands haben daher ein wohlbe- 
gründetes Recht, sich jeder Aenderung der Formen ihrer 
Kirche zu widersetzen, vorausgesetzt, dass sich ein anderer 
Ausweg finden lässt, den Gewissens-Bedenken der Dissen- _ 
ters gerecht zu werden. Ueberdies würde eine derartige 
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Aenderung nicht zu dem gewünschten Ziele führen. Wollte 
man eine andere religiöse Handlung wählen, welche noth- 
wendige Bedingung der Eheschliessung sein soll, so würde 
sich eine solche, welche andere, als Dissenters befriedigt, 


nicht finden lassen. Aber auch diese würden nicht zu- 


frieden gestellt werden, da Einige unter ihnen jeder re- 
ligiösen Handlung bei Schliessung der Ehe entgegen sind. 
Jeder Versuch, die von der Englischen Kirche vorgeschrie- 
bene Form der Trauung zu ändern, würde deshalb dahin 
führen, dem Gewissen der Mitglieder der Kirche Zwang 
anzuthun, ohne alle Gattungen der Dissenters zu befrie- 
digen, möge man eine veränderte religiöse Form wählen, 
welche es auch immer sei, und diese als eine nothwen- 
dige hinstellen. Auf diesem Wege die Aufgabe zu lösen, 
erscheint daher unthunlich. 

Ein anderes, schon wiederholt in Vorschlag gebrachtes 
Mittel ist: den Dissenters zu gestatten, die Ehe in An- 
dachtshäusern ihrer Religions- Gesellschaft zu schliessen. 
Verschiedene Bills, welche dies Ziel verfolgten, wurden 
dem Parlament unterbreitet und passirten zum Theil auch 
das Haus der Gemeinen. Eine zu dem Zweck eingebrachte 
Maassregel beschäftigte sich nur mit der Lage der Uni- 
tarier. — Im Jahre 1825 wurde eine Bill in gleicher Ab- 
sicht vorgelegt. Ein 1827 eingebrachter Entwurf gründete 
sich freilich auf ein anderes Princip. Im Jahre 1834 end- 
lich unterstellte der gegenwärtig der Opposition angehörige 
Lord J. Russell dem Parlament seine Bill. Dieselbe 
wollte den Dissenters volle Befriedigung gewähren, indem 
sie ihnen gestattete, die Ehe unter gewissen Modalitäten 
in ihren Andachts-Häusern (Chapels) zu schliessen. — 

Auf drei Punkte kommt es wesentlich an. Der erste 
betrifft die Bekanntmachung (sei es im Wege der Licenz, 
des Aufgebotes oder welcher es sonst sei) zur Verhütung 
von heimlichen Ehen. Der zweite Punkt berührt das We- 
sen des Vertrages oder die vorzunehmende religiöse Hand- 


lung, der dritte die Art der Registrirung. 


Die Bill von Lord Russell erledigt diese Punkte fol- 
gendermaassen. Das Aufgebat der Ehe eines Dissenter soll 
von einem Geistlichen der herrschenden Kirche in der 


Kirche, wie bisher üblich, erfolgen. Der Geistliche der 
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Englischen Kirche ertheilt demnächst eine Bescheinigung 
über das geschehene Aufgebot. Dem Dissenter steht dann 
frei, in einem zu Andachts-Uebungen seiner Religions-Ge- 
sellschaft bestimmten Gebäude, welches zu dem Zwecke 
obrigkeitlich bestätigt ist, die Ehe zu schliessen. Eine 
solche Bestätigung soll in den Quarter Sessions auf den 
Antrag von 20 Hausbesitzern ertheilt werden. Hinsichtlich 
der Registrirung bestimmt die Bill, dass der Geistliche, 
Lehrer, Prediger des bestätigten Andachts-Hauses das Ehe- 
Register zu führen habe, dass das auf Kosten der Besucher 
des Andachts-Hauses anzuschafiende Register-Buch nach 
einem bestimmten Zeitraum der Registry des Bezirkes (Diö- 
cese) zur Aufbewahrung zu übersenden sei. — . 

Diese in der besten Absicht und mit dem besondern 
Zwecke, die Dissenters zu befriedigen, eingebrachte Bill 
hatte den grossen Fehler: sie befriedigte- die nicht, welche 
zufrieden gestellt werden sollten. In verschiedenen dem 
Hause überreichten Petitionen sprachen die Dissenters die 
Gründe ihrer Unzufriedenheit aus. Eine Petition, deren 
besonders Erwähnung geschehen soll, enthält einen feier- 
lichen und entschiedenen Protest Seitens der protestanti- 
schen Dissenters. Sie bekämpft die Bill aus drei Gründen: 
1. weil Ehen nur in — zu Andachts-Uebungen bestimm- 
ten Gebäuden geschlossen werden sollen; 2. weil das Auf- 
gebot in der Kirche des Pfarrbezirkes (parish) erfolgen 
soll; 3. weil sie mit der Art der Licenz-Ertheilung und 
des Aushanges nicht einverstanden ist. 

Ausser diesen von den Dissenters selbst erhobenen 
Einwendungen gegen jene Bill muss ‚aber noch auf an- 
. dere Bedenken aufmerksam gemacht werden. Nach Be- 
stimmung der Bill soll auf den Antrag von 20 Hausbe- 
sitzern jedem Gebäude das Privilegium ertheilt werden, 
dass Trauungen in demselben vorgenommen werden dürfen. 
Soweit auch die Ansichten über religiöse Dinge auseinander 
gehn, nur eine Meinung wird es darüber geben, dass es 
von äusserster Wichtigkeit ist, die Gesellschaft in wirk- 
samer Weise vor Betrug und Eingehung heimlicher Ehen 
zu schützen. Bei Ergreifung solcher Vorsichts-Maassregeln 
erscheinen die Dissenters in gleichem Maasse mit der übri- 
gen Gesellschaft betheiligt. Das Gesetz legt der Einzeich- 
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nung (registration) von Gebäuden zum Zwecke der An- 
dachtsübung der Dissenters kein Hinderniss in den Weg; 
die dabei Interessirten können gegen Entrichtung einer 
halben Krone dies olıne Schwierigkeit erreichen. Ueberdies 
ist es nicht einmal nothwendig, dass der Raum ein ge- 
sondertes, für sich bestehendes Gebäude bildet. Nach dem 
Gesetz-Entwurf von Lord Russell würde es also ein Leich- 
tes sein, zunächst in gutem Glauben die Privilegirung 
eines Raumes zu Andachts- Tebungen zu erlangen; dem- 
nächst aber würde es kein Mittel geben dem Antrage von 
20 Personen gegenüber das Privileg vorzuenthalten, dass 
darin Ehen geschlossen werden dürfen. Soll dies Privileg 
so allgemein und so unterschiedlos ertheilt werden, so 
kann man sich der Besorgniss nicht verschliessen, dass zu 
Betrügereien und Gesetz-IUmgehungen Gelegenheit geboten 
wird. Jene (Gresetzes-Vorlage gestattet ferner jedem Lehrer 
und Prediger die Vornahme von Trauungen. Unleugbar 
haben einige Religions-Gesellschaften der Dissenters Pre- 
diger, welche durchaus den feststehenden Charakter eines 
Geistlichen besitzen und als Geistliche einer etablirten Re- 
lieions-Gesellschaft anerkannt werden: ausserdem giebt es 
aber andere, die eine solche feste Stellung nicht haben 
und verschiedenen Gesellschaften gleichzeitig dienen. Nach 
jener Gesetzes-\orlage sollen auch die letzteren Trau- 
ungen vorzunehmen befugt sein. Weiter überlässt dieselbe 
die Reeistrirung nicht nur, sondern auch die Aufbewah- 
rung der Register-Bücher ohne Unterschied allen Geistli- 
chen, Predigern und Lehrern der Dissenters, mögen sie 
eine feste Stellung haben oder nicht. Die Zuverlässigkeit 
und Sicherheit, auf welche die Gesetzgebung hinzuwirken 
hat, wird auf diese Weise gefährdet. 

Auf die weiteren Bestimmungen jener Vorlage einzu- 
echn, kann es nicht ankommen, da sie — wie bemerkt — 
ihren Zweck, den Religions-Gesellschaften der Dissenters 
Befriedigung zu gewähren, nicht erreicht hat. Die grosse 
Aufgabe. welche sie zu lösen hatte, blieb ungelöst. 

Die Maassregel, welche dem Hause nunmehr in Vor- 
schlag gebracht wird, beruht auf folgenden Principien. 
Es erscheint am Wirksamsten die verlangte Abhülfe durch 
Hinstellung zweier Handlungen zu gewähren, durch einen 
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Civil-Akt und durch einen religiösen Akt. Dabei ist 
Sorge zu tragen, dass der religiöse Akt soviel als möglich 
empfohlen wird; er darf aber keine Nothwendigkeit, 
er darf keine wesentliche Bedingung der Gültigkeit 
der Ehe sein. Der Civil-Akt dagegen muss bei Schlies- 
sung der Ehe unbedingt nothwendig sein. Darauf be- 
ruht die Sicherheit, aüf welche die Gesellschaft ihrerseits 
zu bestehen hat. Die Eheschliessung wird dadurch ihres 
religiösen Charakters nicht entkleidet werden. Die Reli- 
gions-Gesellschaften der Dissenters legen auf die religiöse 
“ Form ein solches Gewicht, dass fast in allen Fällen dem 
civilen Akt der religiöse folgen wird. Der letztere 
wird von grösserer Bedeutung sein, wenn man die Form 
desselben jenen Religions-Gesellschaften überlässt, als wenn 
die Gesetzgebung es unternehmen wollte, eine bestimmte 
Form vorzuschreiben. Von allen Seiten wird man sich in 
dem Wunsche vereinigen, dass die religiöse Handlung so 
feierlich und verbindend als möglich sein möge. Ist dies 
aber zu erwarten, wenn dieselbe der religiösen Auffassung 
der Betheiligten nicht entspricht, wenn die Betheiligten 
nur von dem Gesetze gezwungen sie vornehmen? Die Ge- - 
setzgebung kann unmöglich eine Form für die religiöse 
Handlung bestimmen wollen; dieselbe muss verschieden 
sein je nach der verschiedenen Auffassung der Religions- 
Gesellschaften. Die Form, welche den Unitariern zusagen 
würde, möchte den Independenten oder den Baptisten nicht 
genehm sein. Der Bedeutung der religiösen Feier wird 
Nichts entzogen, wenn die Gesetzgebung - den Religions- 
Gesellschaften der Dissenters überlässt, dem Civil-Akt der 
Eheschliessung eine religiöse Handlung hinzuzufügen, wie 
solche mit ihrer Religions-Ansicht übereinstimmt. 

‚Diese Anschauung entspricht durchaus dem Grund- 
satze, zu welchem das Haus der Gemeinen sich bereits 
im Jahre 1827 bekannt und welchen es in einer Bill aus- 
gesprochen hat, die im Hause der Lords auch bis zur 
dritten Lesung 'gedieh und diese nur wegen vorgerückter 
Zeit der Sitzungs-Periode nicht erhalten konnte. Diese 
Bill, von Dr. W. Smith zu Gunsten der Unitarier einge- 
bracht, ging von eben demselben Grundsatze aus, welcher 
dem Hause gegenwärtig empfohlen wird. Sie bestimmte; 
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„Das Aufgebot geschieht in der Kirche; gegen Entrichtung 
der üblichen Gebühren ertheilt der Geistliche, falls beide 
Theile Unitarier sind, ein Attest darüber. Nach Vorzei- 
gung desselben ist der Friedens-Richter befugt, den Akt 
der Eheschliessung vorzunehmen, sofern die Eheschliessenden 
die Erklärung abgeben, dass sie beide Unitarier sind. Die 
Friedens-Richter haben Atteste über die geschehenen Ehe- 
schliessungen zu ertheilen, welche an dem Aufbewahrungs- 
Orte des Bezirkes (in dem Bezirks-Kasten) niederzulegen 
sind. Die Ehe ist in das Register des Bezirkes einzutragen.“ 

Der Grundsatz, um welchen es sich hier handelt war 
aber auch schon vor dem Erlass des Marriage Act (1754) 
in dem Gesetz Englands anerkannt. Das Gesetz Englands 
fasst die Eheschliessung als einen Civil-Vertrag auf und 
erfordert zur Gültigkeit der Ehe die religiöse Form nicht 


als wesentliche Bedingung. In einem bekannten Prozesse. 


(Dalrymple c/;a Dalrymple) sprach Lord Stowell (damals 
Sir W. Scott) diesen Grundsatz aus und berief sich zur 
Unterstützung seiner Meinung auf einen Rechtsspruch des 
Lord Holt unter der Regierung der Königin Anna. Lord 
Holt hatte in Uebereinstimmung mit dem ganzen Gerichts- 
hofe geäussert: ein Vertrag per verba de praesenti kommt 
in seiner Wirkung einer wirklichen Eheschliessung gleich, 
weder durch Erlass noch durch gegenseitiges Ueberein- 


kommen beider Theile kann die Aufhebung desselben ge-, 


schehen; die Ehe besteht vor Gott so gut, als ob sie in 
facie ecclesiae abgeschlossen wäre.“ In Wigmore’s Fall 
liess sich derselbe Richter also vernehmen: „ein Vertrag 
per verba de praesenti begründet eine Ehe; ebenso ein 
Vertrag per verba de futuro; kommt der Vertrag zur Er- 
füllung und der Mann nimmt sie, so ist die Ehe vorhan- 
den und sie können nicht wegen Hurerei gestraft werden.“ 
Lord Stowell führte an, in den geistlichen Gerichtshöfen 
gleichwie nach gemeinem Rechte gehe die Strömung gleich- 
. mässig in derselben Richtung. Er berief sich auf den Fall 
des Lord Fitzmaurice, Sohn des Grafen Kerry, wel- 
cher im Jahre 1732 vor dem Court of Delegates verhan- 
delt wurde. Das. Ehe-Versprechen war in folgenden Aus- 
drücken abgegeben: „wir geloben (swear) einander zu hei- 
rathen.“ Beide Theile wurden hierdurch für gebunden 
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erachtet. Der Gerichtshof entschied für das Bestehen der 
Ehe. Der Lord-Kanzler wies die an ihn gerichtete Be- 
schwerde zurück. — Lord Stowell führte weiter aus: bis 
zum Eintritie des Marriage Act (1754) verblieb es bei die- 
ser Lage der Gesetzgebung; diese Verordnung beabsich- 
tigte aber nicht, der Eheschliessung eine religiöse Form 
zu geben, um aus ihr einen religiösen Akt zu machen; es 
wurde damit nur ein Schutz gegen Betrug und heimliche 
Ehen bezweckt. 

Wenn gegenwärtig also der Abschluss des Civil-Ver- 
trages zur wesentlichen Bedingung einer gültigen Ehe ge- 
maght und den Betheiligten überlassen wird, ob sie die 
religiöse Handlung hinzutreten lassen wollen, so hält man 
nicht allein an dem 1827 bereits angenommenen Grund- 
satze fest, sondern man bleibt auch dem Grundsatze des 
Gesetzes Englands treu, welcher vor dem Erlass des Mar- 
riage Act (1754) in Geltung war. Es heisst nur dem Ge- 
bote der Vernunft und des gesunden Menschen-Verstandes 
folgen, wenn man den Betheiligten überlässt, die religiöse 
Handlung zu wählen, welche ihrem Glauben am Besten 
zusagt, ohne ihnen eine solche aufzunöthigen. Der hier ver- 
theidigte Grundsatz entspricht aber auch der gegenwärtig 
bestehenden Gesetzgebung. Denn der Marriage Act stellt 
die religiöse Feier nicht als ausnahmslose Bedingung 
hin; er macht vielmehr zu Gunsten der Juden und Quäker 
ausdrücklich Ausnahmen. Es sind nun zwar in spitzfin- 
diger Art Zweifel angeregt, ob die Ehen der Juden und 
Quäker als vollgültige Ehen zu betrachten seien; die ganze 
Kette der Gesetzgebung lässt aber keinen Zweifel zu, dass 
diese Ehen bezüglich der Legitimität der Kinder und des 
Uebergangs des Eigenthums vollgültig zu Recht bestehen. 

Auch andere Ausnahmen erkennt das gegenwärtig gel- 
tende Gesetz an. So dürfen z. B. in einigen Kolonien 
Ehen ohne Beisein eines Geistlichen der HeLEECnen En Kirche 
geschlossen werden. 

Es soll nun auf die Vorlage selbst näher eingegangen 
werden. 

Die Dissenters in unzufrieden, ie das Aufgebot 
gegenwärtig durch Geistliche der herrschenden Kirche ge- 
schehen muss, dass sie genöthigt sind nach den Vorschriften 
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der Englischen Kirche sich trauen zu lassen. Ein Weg, 
der dies umgeht und zugleich den Geistlichen der Engli- 
schen Kirche davon entbindet, Eheschliessungen beizuwoh- 
nen, welche in ihm widerstrebenden Formen vor sich gehen, 
wird zum Ziele führen. In manchen Fällen werden Ehe- 
schliessende nur den Civil-Akt vorzunehmen wünschen 
und dem religiösen Akt fern bleiben wollen. Auch darauf 
nimmt die Vorlage Rücksicht. 

Die Bill soll denen Abhülfe gewähren, welche sich 
nicht darin fügen wollen, die Ehe in den Formen der Eng- 
lischen Kirche zu schliessen, sie soll aber keineswegs Allen 
aufgezwungen werden, welche in ihrem Glauben van der 
Lehre der Kirche abweichen. Es ist zu hoffen, dass wenn 
erst die das Selbstgefühl der Dissenters verletzende Noth- 
wendigkeit entfernt sein wird, die Ehe in den Formen der 
Englischen Kirche einzugehn, Mancher von ihnen sich des 
durch die Bill gebotenen Auskunfts-Mittels nicht bedienen 
wird. Es soll dem Dissenter Nichts im Wege stehn, die 
Ehe ausserhalb der Kirche zu schliessen; doch wird die 
Hofinung festgehalten: er wird der Form der Kirche Eng- 
lands treu bleiben, wenn seine Gewissensbedenken nicht 
zu überwiegend sind. Nicht im Entferntesten ist es Ab- 
sicht, den Dissenter, welcher es irgend angemessen findet, 
die Ehe innerhalb der Kirche einzugehn, aus derselben 
hinauszudrängen. Die Bili will ihm nur einen befriedi- 
genden Ausweg bieten, falls ihm die Form der Kirche wi- 
derstrebt. Der Civil-Akt — dahin geht die Vorlage — 
soll nur dann vorgenommen werden, wenn die Be- 
theilieten sich gegen die Eheschliessung in den 
Formen der kirche ausgesprochen haben. 

Einer oder beide müssen mindestens sieben Tage zuvor 
in dem Bezirke des Magistrate ihren Wohnsitz haben, 
welcher den Civil-Akt mit ihnen vornehmen soll. Die 
Eheschliessenden haben bei der Abschliessung schriftlich 
zu erklären, dass sie den Vertrag für bindend anerkennen; 
sie zeichnen das Anerkenntniss, dass sie im Verhältniss 
von Ehemann und Ehefrau zu einander stehen. 

Es empfiehlt sich mehr, das Verfahren vor einem 
Beamten Statt finden zu lassen, als vor mehreren gemein- 
schaftlich, obwohl von mancher Seite in letzterem grössere 
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Sicherheit gefunden werden möchte. Wenn einerseits das 
Wesen der Handlung, andererseits die Persönlichkeit derer 
in Betracht gezogen wird, welche den petty sessions in 
der Regel beiwohnen, so erscheint es geboten, den Ehe- 
 schliessenden nachzulassen, sich nur vor einen Magistrate 
zu begeben. Es würde den Werth der Gabe verringern, 
wollte man die Schliessung der Ehe vor einer Versamm- 
lung von Magistrates geschehn lassen. 

Nach Lage der Gesetzgebung muss der Beschaffung 
der Licenz zur Eheschliessung die Abgabe einer bestimmten 
Erklärung vorhergehn. Es wird beabsichtigt bei Eingehung 
der Civil-Ehe die Abgabe einer gleichen Erklärung vor 
dem Magistrate und denselben Eid zu erfordern, dessen 
es zur Erlangung der Licenz bedarf, die eidliche Erklä- 
rung nämlich, dass die Eheschliessenden über 21 Jahre 
alt sind, dass der Vertrag mit Genehmigung der Eltern 
oder Vormünder geschlossen wird, dass keinem von beiden 
- gesetzliche Ehehindernisse bekannt sind. Es kann einge- 
wendet werden, dass durch das Unterlassen des Aufgebots 
die Eingehung heimlicher Ehen erleichtert werde, Nichts 
indessen ist irriger als die Annahme, dass das Aufgebot 
die Eingehung heimlicher Ehen hindere. Die Verhältnisse 
haben sich seit Einführung des Aufgebots derart geändert, 
dass dieses keinerlei Bürgschaft für die Erreichung des be- 
absichtigten Zweckes bietet. Die grössere Zahl ungesetz- 
licher oder heimlicher Ehen wird nach vorgängigem 
Aufgebote geschlossen. In vielen volkreichen Orten können 
Eheschliessende sich aufbieten lassen, ohne dass ihre Na- 
men Aufmerksamkeit erregen. Das neue System wird die 
Versuchung zu Eingehung ungesetzlicher Ehen nicht stei- 
gern. Der Magistrate sorgt dafür, dass die Eheschliessung 
nicht Statt findet, bevor nicht die erforderlichen Erklä- 
rungen (notice) vollständig abgegeben sind. _ 

Sache des Magistrate soll es ferner sein, zwei oder 
drei Abschriften von den Betheiligten unterzeichnen zu 
lassen, damit ein geeignetes Beweismittel des geschlosse- 
nen Ehe-Vertrages vorhanden ist. Eine der Abschriften 
hat er dem Geistlichen des Bezirkes (parish) :zu übersen- 
den, dessen Pflicht es ist, das Register der Civil-Ehen zu _ 
führen. Auf diese Art wird jede ‘unmittelbare Berührung 
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der Dissenters mit den Geistlichen der Englischen Kirche 
vermieden. Man hat davor gewarnt, den letzteren die 
Registrirung in Fällen aufzugeben, in welchen die Ehe- 


schliessung nicht vor ihnen selbst Statt gefunden hat. Die 
Geistlichen der Enzlischen Kirche werden aber gewiss Nichts 
gegen Führung der Register einwenden. WWünschenswerth 
erscheint es allerdings, dass ohne Rücksicht auf die Form 
der Eheschliessung ein gemeinsames Register aller Ehen 
geführt wird, dass die Führung den Händen der Geistli- 
chen des Bezirkes (parishb) anvertraut bleibt. Irrthümer 
werden auf diese Art mehr, als auf jede andere vermie- 
den werden. 

Die Zahl der in der gegenwärtigen Sitzungs- Periode 
zu berathenden Gegenstände ist aber zu gross, als dass es 
möglich wäre noch anderen wichtigen Maassregeln die nö- 
thige Aufmerksamkeit zuzuwenden. Es musste daher die 
Vorbereitung eines die Einführung eines allgemeinen Civil- 
stands-Registers betreffenden Gesetzes unterbleiben. Die 
Zweckmässigkeit fordert, es inzwischen bei der bestehen- 
den Einrichtung bewenden zu lassen. Doch ordnet die 
Vorlage an, dass ein Civil-Register neben dem der Kirche 
geführt wird. — 

Sind die Gewissensbedenken der Dissenters gebührend 
berücksichtigt, so wird das Widerstreben gegen die Ehe- 
schliessung in den Formen der Kirche nach und nach 
schwinden, und noch mehr die Weigerung der Gebühren- 
Entrichtung. 

In Betreff der Mitglieder der Englischen Kirche 
soll das Eherecht — dies wird wiederholt hervorgehoben 
— nicht die geringste Veränderungerleiden. Bei 
Eheschliessungen derselben bleibt also die religiöse Weihe 
eine Nothwendigkeit. Sicher wird gegen das Fortbe- 
stehen eines Rechtszustandes sich Nichts erinnern lassen, 
welcher der Gewohnheit und den Gefühlen der Betheilig- 
ten vollkommen entspricht. — 

Sir R. Peel schloss mit dem Antrage: das Haus wolle 
die Einbringung der Bill genehmigen. 

Dieser Antrag stiess auf keinen Widerspruch. Dem Geiste 
der Versöhnlichkeit, welcher aus der Rede des Schatz- 
Kanzlers hervorleuchtete, ist es wohl zuzuschreiben, dass 


Sn 
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von den zwanzig Rednern, welche nach ihm das Wort er- 
griffen, fast keiner seinen Platz wieder einnahm ohne dem 
Antragsteller Worte der Anerkennung zu zollen. Die Oppo- 
sition wetteiferte darin mit der Regierungs-Partei. Namens 
der protestantischen Dissenters, Namens der Katholiken spra- 
chen — diesen Bekenntnissen angehörende Mitglieder des 
Hauses dem Schatz-Kanzler für seine wohlmeinenden Absich- 
ten ihren besonderen Dank aus. Und doch wurde die Maass- 
regel in ihrem eigentlichen Wesen, in ihrem Kern viel- 
seitig und mit Nachdruck angegriffen. 

Der Standpunkt, dass den Rechten der Englischen Kirche 
Etwas vergeben werde, dass die Bill zu weit gehe, wurde 
von Niemand vertreten. Einwürfe minder erheblicher Art 
bezegen sich auf die Gebühren-Entrichtung, auf die Quali- 
fikation der Magistrates, letzteres einerseits, weil ein sehr 
grosser Theil derselben zugleich der Geistlichkeit der Eng- 
lischen Kirche angehöre und deshalb den Dissenters anstös- 
sig sei, andererseits, weil sie der ihnen anzuvertrauenden 
Geschäfts-Verrichtung nicht gewachsen. Der Haupt-Vor- 
wurf traf das eigentliche Wesen der Bill; und in diesem 
vereinigten sich eine nicht geringe Zahl‘der Redner. 

Die Bill — würde behauptet — schaffe zwei Gattungen 
von Ehen, eine bürgerliche und eine kirchliche, eine 
niedere und eine höhere; dies könne weder das Interesse 
der Kirche fördern, noch den Dissenters annehmbar 
sein, welche zum grossen Theil auf die religiöse Weihe einen 
grossen Werth legten, in dieser Unterscheidung daher eine 
Erniedrigung erblicken müssten; es dürfe nur eine Form 
der Eheschliessung für Alle geben. — Unter Anderen waren 
es Sir John Campbell und Mr. Wilks, welche diese 
Ansicht vertraten. 

Zur Anbringung von Amendements war der Zeitpunkt 
der Verhandlung noch nicht gekommen, doch wurde schon 
bei der allgemeinen Erörterung hervorgehoben, wie den Män- 
geln der Bill abzuhelfen sei. 

Vielseitig wurde eine allgemeine Registrirung der Ge- 
burts- und Sterbe-Fälle, sowie der Ehen verlangt, und das 
durch besondere Civilstands-Beamte, wie dies in anderen 
Staaten der Fall sei. Das Erniedrigende der Ehe (der Noth- 
Ehe), wie die Vorlage sie für die Dissenters schaffen wolle; 
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werde fortfallen, wurde von einer Seite bemerkt, wenn die 
Schliessung der Ehe vor dem Magistrate allgemein freige- 
stellt und nicht nur auf die Dissenters beschränkt bliebe 
(also durch Einführung der fakultativen Civil-Ehe). Da- 
gegen wurde vielfach und besonders eingehend von Sir John 
Campbell geltend gemacht: das einzige Mittel Allen ge- 
recht zu werden sei die Einführung der obligatorischen 
Civil-Ehe, der Eheschliessung vor dem Civil- 
stands-Beamten, während es den Betheiligten überlassen 
werde, je nach ihren’ Rel:gions-Ansichten die religiöse Feier 
nachfolgen zu lassen. 

Der Schatz-Kanzler, Sir R. Peel, ergriff bei dem Schlusse 
der Debatte zur Vertheidigung seiner Vorlage das Wort. 
Er verwahrte sich dagegen, dass es irgend beabsichtigt sei, 
den Dissenters eine niedere Gattung der Eheschliessung zu- 
zumuthen; er erklärte sich bereit, auf zweckmässige Verbes- 
serungs-Vorschläge einzugehn. Es schien ihm aber, dass den 
Anhängern der Englischen Kirche, welche die bestehende 
Form der Eheschliessung vollkommen befriedige, eine Ver- 
änderung nicht angesonnen werden könne: — wolle man be- 
stimmen, dass die kirchliche Trauung für Mitglieder der 
herrschenden Kirche keine Nothwendigkeit sei, so mache _ 
man sich der Unduldsamkeit schuldig, derselben Unduld- 
samkeit, über welche die Dissenters so gerechte Klage füh- 
ren; — das hiesse nichts Anderes, als die auf dem Boden 
der Kirche Stehenden zwingen, sich die Formen der Dissen- 
ters gefallen zu lassen. Er versicherte, er sei so weit davon 
entfernt gewesen, die Dissenters anders als die Anhänger 
der Kirche zu behandeln, dass es sein äusserstes Bemühen 
gewesen, eine religiöse Form der Eheschliessung für Dis- 
senters zu finden. Hierbei sei er aber auf unüberwindliche 
Schwierigkeiten gestossen. Das Ziel wäre leicht zu erreichen 
gewesen, wenn alle Dissenters dieselben religiösen An- 
schauungen theilten. Die Gesetzgebung habe aber für die 
verschiedensten religiösen Sekten zu sorgen, eine gemein- 
same religiöse Form für alle diese sei schon deshalb un- 
denkbar, weil einige z. B. die Quäker bei der Eheschlies- 
sung sich keinerlei religiösen Form bedienten. — Er ver- 
wahrte sich ausdrücklich, den Geistlichen der Dissenters zu 
nahe treten zu wollen, glaubte aber die Meinung aussprechen 


Ueber Einführung der Civil-Ehe in England. 33 


zu müssen, dass nicht ein Jeder, welcher den Beruf zum 
Lehren und Predigen habe, sich auch schicke, Akte der wich- 
tigsten und feierlichsten Art vorzunehmen. Der Staat aber 
müsse Bürgschaften haben, dass der civile Vertrag gehörig 
geschlossen werde. Nach Sir R. Peel’s Ansicht blieb daher 
Nichts übrig, als die Dissenters vor einem Magistrate die 
Ehen schliessen zu lassen und ihnen anheimzugeben, welche 
religiöse Form sie hinzuzufügen geeignet finden. Dass die 
Registrirung mangelhaft sei, räumte er ein; doch — meinte 
er, — es sei vorzuziehen, mit dem Erlasse des vorgeschlagenen 
Gesetzes nicht zu. warten, bis auch diesem Mangel abge- 
holfen werden könnte, sondern für’s Erste an das Bestehende 
anknüpfend mit dem Erreichbaren sieh genügen zu lassen. — 

Am 22. Mai 1835 stand die zweite Lesung'®) der Bill 
auf der Tages- Ordnung des Hauses der Gemeinen. - Inzwi- 
schen hatte ein Minister-Wechsel Statt gefunden. Dem Mi- 
nisterium Sir R. Peel’s war eine Verwaltung gefolgt, der 
Lord J. Russell angehörte. Peel erklärte sich bereit, die 
Bill selbst weiter fortzuführen, oder sie der Vorsorge der 
neuen Verwaltung zu überlassen. Bei der sich hieran knü- 
pfenden kurzen Erörterung wurde von verschiedenen Seiten 
darauf hingewiesen, dass eine Maassregel nicht befriedigen 
könne, welche eine Ungleichheit der Eheschliessung einführe, 
dass nur der gleichzeitige Erlass eines die allgemeine Re- 
gistrirung anordnenden Gesetzes zum Ziele führen werde. 

Lord J. Russell erklärte, dass die Bill allerdings we- 
sentliche Abänderungen erleiden müsse; er lehnte deren Fort- 
führung ab. — Peel beantragte die zweite Lesung pro forma, 
Diese erfolgte; die Durchführung der Bill aber wurde auf- 
gegeben. — — 

11. Die Parteien mochten sich in Leitung der Regie- 
.rungs-Geschäfte ablösen; der Aufgabe, die als nöthig erkannte 
Reform auf dem Gebiete des Eherechts herbeizuführen, musste 
sich eine jede Regierung unterziehen. . 

‘ So beantragte denn Lord. J. Russell'’) am 12. Februar 
1836 im Hause der Gemeinen, es zu genehmigen, dass er 
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zwei von ihm in Gemeinschaft mit dem Chancellor of the 
Exchequer und dem Attorney-General vorbereitete Bills ein- 
bringe, von denen die eine die allgemeine Registrirung der 
Geburten, Sterbefälle und Ehen, — die andere die Ehbe- 
schliessungen zum Gegenstande hätte. Er betrachtete 
die beiden Bills als untrennbar von einander, da den mit 
Führung der Register zu betrauenden Beamten auch in Be- 
treff der Eheschliessungen eine gewisse Thätigkeit an 
sen werden sollte. 

Was Lord J. Russell zur Begründung der von ihm 


vorgeschlagenen Maassregel (bezüglich der Eheschliessungen) 


sagte, lässt sich kurz zusammenfassen: 
Der Staat hat Bürgschaften zu verlangen, dass die 


Eingehung heimlicher Ehen verhindert wird, dass die Ehen, - 


welche geschlossen werden, gültige Ehen sind. Ein Re- 
gister muss alle Ehen nachweisen. Was die Form der 
Eheschliessung betrifft, so giebt es einige Wenige, welche 
überhaupt keine religiöse Handlung damit verbunden wis- 
sen wollen; die eine solche wollen, sind über die Form 
nicht einig. 

Das geltende Gesetz sichert weder die gehörige Au- 


meldung der Absicht, Ehen zu schliessen; noch gestattet 


es: die Schliessung der Ehe in einer Form, wie sie der 
Anschauung aller Eheschliessenden entspricht. Es kennt 
nur eine Art der Eheschliessung: Trauung in der Kirche 
Englands durch einen Geistlichen der herrschenden Kirche. 
Diese Form der Eheschliessung darf den Dissenters nicht 
zugemuthet werden. 

Die Abhülfe, welche Sir R. Peel hat gewähren wol- 
len, genügte den Dissenters nicht, da nach seinem Vor- 
schlage die Ehe der Anhänger der Kirche Englands un- 


verändert dieselbe bleiben, und nur den Dissenters die . 


bürgerliche Eheschliessung gestattet werden sollte. Die 
Dissenters, welchen die Ehe nicht minder heilig ist, als 
den Anhängern der Kirche, sahen darin eine Brandmar- 
kung- ihrer Ehen. 

Die’ protestant Dissenters haben auf zwei Wege hin- 
gewiesen. Man mache die Eheschliessung für Alle zu 
einem Civil-Vertrage (obligatorische Civil-Ehe) und über- 
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lasse den Eheschliessenden, ob — und welche religiöse 
Handlung sie demnächst wollen hinzutreten lassen; — oder 
falls zur Begründung der Ehe eine religiöse Handlung noth- 


wendig sein soll, räume man einer jeden Religions-Ge- 


sellschaft gleiches Recht ein. — 

Den ersten dieser Wege würde die Geistlichkeit der 
Kirche Englands missbilligen. Von diesem soll daher ab- 
gesehen werden; dagegen wird die Lösung der Aufgabe 
in folgender Art empfohlen: 

Die bisherige Einrichtung des Aufgebotes und der Er- 
theilung der Licenz wird aufgehoben. Alle, welche die 
Ehe einzugehn beabsichtigen, haben dies bei dem Registrar 
(Civilstands-Beamten) mit den nöthigen Angaben anzumel- 
den (notice). Von diesem erfolgt die Eintragung der An- 
meldung in ein Buch (notice-book), welches öffentlich aus- 
liegt. Nach 21 Tagen (bei ertheilter Licenz nach 8 Tagen) 
stellt der Registrar ein Attest aus, auf Grund dessen zur 
Eheschliessung geschritten werden darf. 

Die Mitglieder der, Kirche Englands, welche übrigens 
das Aufgebot in ihrer Kirche auf Vorzeigung jenes Attestes 
veranlassen dürfen, werden nach wie vor durch ihren Geist- 
lichen getraut. 

Personen, die nicht zu dieser Kirche gehören, sind 
berechtigt vor den Geistlichen ihrer Religions- Gesell- 
schaft in privilegirten Andachts-Häusern (chapels) die Ehe 
zu schliessen. Die Privilegirung der Andachts-Häuser er- 
folgt auf den Antrag von 20 Eingesessenen. Da aber nicht 
alle Geistliche der Dissenters gleiche Zuverlässigkeit, wie 
die Geistlichen der Englischen Kirche besitzen, so müssen 
den Trauungen, welche Geistliche der Dissenters 
vornehmen, der Registrar und Zeugen beiwohnen. 

Diejenigen endlich, welche keine Art religiöser Form 
wollen, sollen befugt sein, in dem Geschäfts-Lokal (office) 
vor dem Chief superintendent (Ober-Civilstands-Beamten) 
und dem Registrar durch eine in bestimmte Worte ge- 
fasste Erklärung die Ehe zu schliessen. — 

In dieser Art, glaubte Lord J. Russell, werde einer- 
seits den Beschwerden der Dissenters abgeholfen, andrerseits 
den Rechten der Kirche Englands ‚Nichts vergeben. — 

. 3* 
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Nur wenige Redner liessen sich in diesem Stadium 
der Verhandlung vernehmen. 

Mr. O’Connellsprach von dem Standpunkte der Katho- 
lıiken seine volle Befriedigung mit der Bemerkung aus, in der 
ärmern Klasse gäbe es eine grosse Zahl unlegitimer Ehen und 
unlegitimer Kinder, weil die Einsegnung der Ehe nur in der 
katholischen Kirche geschehe und die Trauung nicht in der 
Englischen Kirche wiederholt sei. 

Auch Mr. Bains,. ein Dissenter, äusserte seine Befrie- 
digung; die vorliegende Bill sei der früher von Sir R. Peel 
eingebrachten vorzuziehen; die letztere hätte einen Unterschied 
zwischen Ehen der Dissenters und denen der Mitglieder der 
Englischen Kirche hingestellt; die von Lord J. Russell ver- 
lange bei der Eheschliessung der Dissenters zwar die An- 
wesenheit des Registrar, diese könne man sich aber wie die 
von Zeugen gefallen lassen. 

Sir R. Peel, obwohl der Oppositions-Partei angehörend, 
erklärte sein Einverständniss mit der Bill, soweit dieselbe 
die Mitglieder der Englischen Kirche berühre, da in Betreff 
dieser anscheinend die Eheschliessung unverändert dieselbe 
bleiben solle, ohne dass neben der kirchlichen Trauung die 
Vollziehung eines Civil-Aktes erfordert werde. Aufgebot und 
Registrirung seien lediglich civiler Natur; das erstere gehe 
der Eheschliessung voraus, die letztere folge ihr; die damit 
beabsichtigten Veränderungen berührten also die Eheschlies- 
sung nicht. Ob aber die Vorlage die Dissenters mehr be- 
friedigen werde, als die von ihm früher eingebrachte Bill, 
müsse er deren Beurtheilung überlassen. Er fand es eine 
harte Zumuthung, dass der Registrar sich in Andachtshäuser 
der Katholiken und einer jeden anderen Religions-Gesellschaft 
zu begeben habe; er fürchtete auch, dass der Umgehung des 
Gesetzes Raum gegeben werde. Die Englische Kirche sah 
er durch die Bill, welche von der seinigen nicht wesentlich 
verschieden sei, nicht gefährdet; falls daher die Dissenters 
diese vorzögen, so erklärte er ihr nicht entgegen sein zu 
wollen. — In dieser Art äusserte Sir R. Peel sich, als das 
Haus zu entscheiden hatte, ob dem Antrage auf Einbrin- 
gung der Bill Statt zu geben sei. 

Das Haus genehmigte die Einbringung der Bill. — 

Der Gesetz-Entwurf, mit welchem das Haus sich also 
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weiter zu beschäftigen hatte, erkannte die Ehe-Schliessung 
in dreifacher Form an :?°) 
1. Trauung nach den Bestimmungen der Englischen Kirche, 
2. Trauung nach dem Gebrauche der verschiedenen Reli- 
gions-Gesellschaften der Dissenters in Gegenwart von 
Zeugen und des Civilstands-Beamten, 
3. Civil-Akt in dem Geschäfts-Lokal vor den a 
Beamten. — 

Der Antrag auf zweite Lesung der Bill ging (am 15. 
April) ohne Widerspruch durch.) Nur eine kurze Erörte- 
rung fand Statt, bei welcher besonders über das an Stelle 
des Aufgebots tretende Verfahren verhandelt wurde. Sir R. 
Inglis jedoch fühlte @ich gedrungen, gegen das Princip 
der Bill Verwahrung einzulegen, wonach eine Ehe anders 
als durch einen religiösen Akt geschlossen werden könne. 
Die Bill beeinträchtigte nach seiner Meinung zu Gunsten der 
Dissenters die Kirche Englands. 

Bei_Gelegenheit des demnächst folgenden Antrages, die 
Bill an den Ausschuss des ganzen Hauses zu weisen, erklärte 
Sir R. Peel: er könne es nicht billigen, dass den Mitglie- 
dern der Kirche Englands gestattet sein solle, die Ehe durch 
einen Civil-Akt einzugehen, dass für diese eine neue Art 
der Eheschliessung geschaffen werde. Er zeigte seine Ab- 
. sicht an, darüber im Ausschusse auf Entscheidung zu 
dringen. — 

Im Ausschusse des ganzen Hauses (am 13. Juni) wurde 
die Streichung des Artikels der Bill beantragt, welcher es 
gestattet, Ehen in dem Geschäfts-Lokal vor den Civilstands- 
Beamten zu schliessen.:2®) Die Civil-Ehe, wurde von Sir R. 
Inglis hervorgehoben, sei in England nur als ausnahms- 
weiser Versuch in der Zeit der Revolution vorgekommen, 
Dagegen wurde geltend gemacht, die Ehe stehe auf dem 
Boden des Naturrechtes; die Gesetzgebung dürfe deren Schlies- 
sung nicht weiter beschränken, als es zur Verhütung uner- 
Jaubter und heimlicher Verbindungen erforderlich sei; vor 


%) Dass es auch hinsichtlich der Ehen der Quäker und Juden bei 
den früheren gesetzlichen Bestimmungen bewenden solle, wurde im Aus-. 
schusse durch Amendement bestimmt. Bills, public 1836. Vol.I. p. 403. 

31) L. c. pP. 1093 seg. Vol. XXXII. 

32) L. c. p.490 segq. Vol. XXXIV. 
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der Mitte des 18. Jahrhunderts sei die Ehe in England auf 
Grund eines Civil-Vertrages vollgültig zu Stande gekom- 
men, in Schottland sei es noch gegenwärtig der Falle Das 
sei der Schwerpunkt der Bill und das Princip, welches durch- 
geführt werden müsste, dass die Gesetzgebung bei Eingehung 


der Ehe das Gewissen und die Anschauung eines Jeden 


schone; — so gering auch die Zahl derer sein werde, welche 
sich bewogen finden möchten, nur durch Civil-Akt die Ehe 
zu schliessen, so müsse das Gesetz doch auch für diese sor- 
gen; mit Streichung des fraglichen Artikels werde der Zweck 
der Bill verfehlt. — 

Sir R. Peel verlangte Vorsorge, dass, wenn beide Ehe- 
schliessende Mitglieder der Kirche Er@lands seien, die kirch- 
liche Trauung als nothwendige Bedingung der Eheschlies- 
sung beibehalten werde. 

Der Antrag auf Streichung der die reine Civil-Ehe 
gestattenden Bestimmung der Bill fiel im Ausschusse mit 58 
gegen 123 Stimmen. 

Bei der (am 28. Juni auf der Tages-Ordnung stehenden) 
dritten Lesung?) wurde von der Oppositions-Partei, wie sie 
behauptete, im Interesse der Kirche Englands und um die 
Ehe vor „Entchristlichung“ zu schützen, der Versuch 
gemacht, durch Einführung eines Zusatzes, den NMitgliedern 
der Englischen Kirche jede andere Form der Eheschliessung 
als die streng kirchliche unmöglich zu machen. Der bean- 
tragte Zusatz lautete: 

In allen Fällen, in welchen die Ehe nicht in Gemäss- 
heit der von der Kirche Englands vorgeschriebenen Formen 
eingegangen wird, haben die Eheschliessenden folgende 
Erklärung abzugeben: 

„Ich erkläre feierlich, dass ich Gewissens-Bedenken 
hege, die Ehe in Gemässheit der Formen und Gebräuche 
der Kirche Englands einzugehen.* — 

Seitens der Dissenters wurde gegen den Antrag mit dem 
Bemerken protestirt, die Bill mit diesem Zusatze würden 
sie nicht als ein Geschenk, sondern als eine Beschimpfung 
betrachten. 

Lord J. Russell erklärte sich gegen den Antrag. Sir 


22) L. c. p. 1021 segq. 
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R. Peel unterstützte den Antrag zwar, bemerkte aber, er 
sage dessen Ablehnung voraus, und nur um die Eheschlies- 
sung der Mitglieder der Kirche Englands vor Neuerungen zu 
schützen, stimme er ihm bei; im Uebrigen wolle er der Bill 
Vorzüge vor der von ihm früher eingebrachten einräumen, — 

In namentlicher Abstimmung wurde der Antrag mit 132 
gegen 68 Stimmen abgelehnt. 

Die Erörterung über diesen Antrag gab gleichzeitig Ver- 
enlassung, dass das in der Bill enthaltene Princip der fa- 
kultativen Civil-Ehe zu noch .unzweideutigerem Aus- 
drucke kam. 

Bei der Bericht-Erstattung war eine in der ursprüng- 
liohen Fassung der Bill nicht vorhandene Bestimmung 
hinzugesetzt worden. Diejenigen nämlich, welche die Ehe 
in dem Geschäfts-Lokal des Civilstands-Beamten abschliessen, 
sollten die Erklärung abgeben : 

„Ich erkläre feierlich, dass ich Gewissens - Bedenken 
gegen Eingehung der Ehe in der Kirche, oder in einem 
zu Andachts-Uebungen bestimmten Gebäude, sowie gegen 
Beobachtung jeder religiösen Feier hege.“ 

Der Vermuthung, dass dieser Zusatz, welchen die ur- 
sprüngliche Vorlage nicht enthielt, und welcher sich wohl 
ale eine Beschränkung des Prinzips der fakultativen Ci- 
vil-Ehe auffassen lassen konnte, — auf einem Kompromiss 
der Regierung mit der Oppositions-Partei beruhe, wurde von 
beiden Seiten sowohl von Lord J. Russell als von Sir R. 
Peel ausdrücklich widersprochen. 

Bei der Debatte über den. zuvor Eaischen Antrag war 
angedeutet worden, dass derselbe eigentlich prineipiell mit 
diesem von der Regierung selbst beliebten Zusatze über- 
einstimme. Diese mögliche Deutung, weil.sie 'das durch 
die Bill vertretene freisinnige Princip beeinträchtigen könnte, 
bewog die Regierung die Streichung des bei der Berichter- 
stattung in die Bill gekommenen Zusatzes zu verlangen. 

Es wurde abermals namentlich abgestimmt. Für die 
Streichung erklärten sich 108, dagegen 67 Stimmende. 

Es kam nunmehr der Artikel über Schliessung der reinen 
Civil-Ehe in seiner ursprünglichen Gestalt zur Verhandlung. 
Wiederum erklärte die Opposition und mit ihr — ihr Füh- 
rer Sir R. Peel, die Bill in dieser Fassang thue der Kirche 
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Englands entschiedenes Unrecht und gehe über das Ziel, 
den Dissenters Abhülfe zu schaffen hinaus. Die Öpposition 
blieb aber mit 68 gegen 132 in der Minorität. Die Bill pas- 
sirte das Haus der Gemeinen.?*) — 

Die zweite Lesung der von dem Hause der Gemeinen 
dem Hause der Lords (zugleich mit der Registry Bill) zu- - 
gestellten Bill beantragte Viscount Melbourn.”) An der 
sich entspinnenden Debatte betheiligten sich ausser dem An- 
tragsteller nur der Erzbischofvon Canterbury und Lord 
Ellenborongh. 

Der Erzbischof von Canterbury erklärte sich der zweiten 
Lesung nicht widersetzen zu wollen, obwohl er viele Abän- 
derungen der Bill für nöthig erachte; diese würden jedoch 
im Ausschusse beantragt werden. Er hob als besonders an- 
stössig hervor, dass Ehen ohne jede religiöse Feier sollten 
geschlossen werden dürfen. Er bemängelte ferner, dass die 
Registrars zur Beurtheilung von Gegenständen berufen würden, 
zu welcher ihnen die ausreichende Befähigung fehle. Er er- 
klärte sich bereit, den Dissenters alle mögliche Abhülfe zu 
gewähren, doch müsse die Kirche Englands unangetastet 
bleiben. 

Lord Ellenborough schloss sich dem an. Er vermochte 
die Nothwendigkeit, in der Form der Eheschliessung für Mit- 
glieder der Kirche Etwas zu ändern, nicht einzusehen; er 
tadelte insbesondere das Verfahren, welches an die Stelle 
des Aufgebots treten sollte, sowie die Erschwerung der Ehe- 
schliessung für die ärmeren Volks-Klassen, namentlich der 
damit verknüpften Kosten wegen. 

Die zweite Lesung wurde ohne Abstimmung beschlossen. 

Als das Oberhaus (am 21. Juli) in die Ausschuss - Be- 
rathung treten sollte,?°) machte der Bischof von Exeter einige 
Bemerkungen über die Bill: er vermöge das vielgerühmte 
Princip der Bill nicht zu entdecken; nach seiner Auffassung 


*) Das Unterhaus hatte demnächst noch einen Irrthum zu berichtigen. 
Im Widerspruch mit dem Beschlusse des Hauses war jener viel erörterte 
Zusatz in die dem Oberhause zugestellte Bill aus Versehen dennoch 
hineingekommen. Die Berichtigung geschah nachträglich durch Streichung 
jener Worte. — 

») Hans. Parl. Deb. 1836 Vol. XXXV. p. 79 seq. 

%) L. c. p. 375 seq. 
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fordere sie die Mitglieder der Englischen Kirche auf, Ehen 
ohne religiöse Feier zu schliessen; es solle. gestattet sein, 
die Ehe ohne ein Wort darüber einzugehen, dass es sich um 
ein Band für's Leben, um ein Band der heiligsten Art han- 
dele; in der Periode der Usurpation sei wenigstens eine in 
feierlicher Form vor einem Magistrate abzugebende Erklärung 
erfordert worden. 

Diesen Bemerkungen entsprechend stellte er in dem Aus- 
schusse den Antrag: ?’) 

an Stelle der Worte der Bill: 
„Ich .rufe die anwesenden Personen zu Zeugen auf, 

. dass Ach A. B. Dich C. D. zu ‘der mir gesetzlich ange- 

trauten Ehefrau (Ehemann) nehme“ ?°) 

folgende Erklärung zu setzen: 
„In Gegenwart des Allmächtigen Gottes und dieser 

Zeugen nehme ich (M) Dich (N) zu meiner angetrauten 

Ehefrau, um mit Dir nach Gottes heiliger Vorschrift zu- 

sammen zu leben; ich gelohe hier in Gegenwart Gottes 

und vor diesen Zeugen feierlich, Dir so lange ich lebe 
ein liebender und treuer Gatte zu sein.“ 

Für dies Amendement erklärte sich der Erzbischof von 
Canterbury; es widersetzten sich ihm Mitglieder der Regie- 
rung; es protestirte dagegen auch Lord Ellenborough, da 
es das Princip der Bill geradezu umstosse. 

Lord Melbourn’s Antrag, vor Abstimmung über das 
Amendement — Vertagung der Ausschuss-Berathung eintre- 
ten zu lassen, wurde in namentlicher Abstimmung (17 gegen 
15) abgelehnt und das Amendement des Bischof von Exeter 
im Ausschusse angenommen. 

Bei der demnächst erfolgenden Berathung im Hause”) 
stellte Viscount Melbourn den Antrag, das im Ausschusse 
angenommene Amendement wieder zu streichen und die ur- 
sprünglichen Worte der Bill herzustellen. Er machte darauf 
aufmerksam, wie das Amendement unter Anderem zur Folge 
haben würde, dass der Civilstands-Beamte in den Andachts- 


#) L. c. p. 604. segq. 

38) Welche Worte für den Fall, dass die Ehe nicht in der Form der- 
Englischen Kirche geschlossen wird, gebraucht werden sollten. 

29) L. c. p. 688. seq. 


42 0. G. Oppenheim: Ueber Einführung der Oivil-Ehe in England. 


häusern der Dissenters eine religiöse Handlung vornehmen 
müsse. Ohne weitere Debatte wurde dem Antrage mit 72 
gegen 29 Stimmen Statt gegeben, das Amendement also be- 
seitigt und die Bestimmung der Bill wieder hergestellt. 

Am 4. August erfolgte im Oberhause die dritte Lesung 
ohne Abstimmung.?°) — 

Zahlreiche und zum Theil erhebliche Veränderungen hat- 
ten die Lords mit der Bill vorgenommen. Diese betrafen 
besonders das an Stelle des früheren Aufgebots tretende Ver- 
fahren, — sowie die Einführung des Eides an Stelle einer 
Versicherung, dass Ehehindernisse nicht vorhanden seien, — 
ferner die Substituirung des Superintendent Registrar in 
Funktionen des Registrar. Die Bestimmungen über die Form 
der Eheschliessung waren aber (von ein Paar unwesent- 
lichen, die Wortfassung betreffenden Abänderungen abgesehen) 
geblieben, wie sie von dem Hause der Gemeinen beschlossen 
worden waren.) 


Als deshalb (am 11. August) das Unterhaus über die 


Amendements der Lords berieth,??) liess man sich ‘dieselben 
in Betracht der vorgerückten Zeit der Sitzungs-Periode ge- 
fallen, um wenigstens das die Form der Eheschliessung be- 
treffende Prinzip zu retten und zum Gesetz erhoben zu sehen; 
den Mängeln des solchergestalt zu gewärtigenden Gesetzes 
behielt man sich später abzuhelfen vor. — 

Das Haus der Gemeinen trat den Amendements der Lords 


bei. Die Zustimmung der Krone erfolgte am 17. August 1836. _ 


Dies ist der Gang, welchen die Parlaments-Verhandlun- 
gen genommen haben, um mit Einführung der fakultativen 
Civil-Ehe in England und Wales zu schliessen. 

Die Berathungen, welche sich auf die Eingangs gedach- 
ten späteren Verordnungen beziehen, berühren das Prin- 
cip der Civil-Ehe nicht; sie bieten für die in Preussen noch 
zu lösende Frage kein Interesse. 


3%, L. c. p. 902 seq. 
21) Bills, Public 1836. Vol. I. 
®#), Hans. Parl. Deb. p. 1127 seq. Vol. XXXV. 1836. 


z__m 


Fi et er | wa zu Sa: Pe u 


43 


II. 


Ueber den Entwurf einer Kirchenordnung für die 
sächsische Landeskirche. 


Von 
. Dr. E. Herrmann, 
Hofrath u. ord. Professor der Rechte in Göttingen. 


Es ist eine für die Fortbildung der Kirchenverfassung in 
den lutherischen Landeskirchen Deutschlands hochwichtige 
Thatsache, dass die Landeskirche des Königreichs Sachsen 
sich dazu rüstet, ihre bisherige reine Consistorialverfassung 
durch Einführung einer Gemeinde- und Synodalordnung zu 
berichtigen und zu ergänzen. Sie weist damit eine Ansicht 
zurück, welche, obschon principiell und historisch gleich ver- 
kehrt, doch als Parteimeinung eine ziemlich weite Verbrei- 
tung erlangt hatte, als gehöre es zu den eigenthümlichen 
Gütern der lutherischen Kirche, den gemeindlichen Factor 
weder in den Angelegenheiten der Gemeinde selbst noch bei 
der Selbstbestimmung der Landeskirche zu einer selbststän- 
digen Wirksamkeit zu berufen. 

Diese Ansicht kann entweder nur zum Hierarchismus 
oder zum Territorialismus ausschlagen, und muss, da 
die Abneigung gegen den ersteren zu den wenigen im Be- 
wusstsein der protestantischen Gesammtgemeinde “festgewur- 
zelten Ueberzeugungen gehört, den letzteren zu einer Blüthe 
bringen, unter welcher die specifische Mission, welche die 
Kirche am christlichen Volke auszurichten hat, mehr und 
mehr einschrumpft, und auch den consistorialen Organen die 
Wurzel ihrer Kraft, der Nerv ihrer kirchlichen Stellung 
verloren geht. Geschieht es dann, dass ein neues Wehen des 
religiösen Geistes sich aufmacht, welches empfängliche Augen 
für die weite Kluft findet, die zwischen Aufgabe und Leistung 
der evangelischen Kirche liegt, und wird zugleich durch den 
Gang des politischen Lebens, insbesondere durch die schär- 
fere Ausprägung der Gonsequenzen des paritätischen Staats, 
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die Nothwendigkeit kirchlicher Selbstbestimmung in dem kirch- 
lichen Berufskreise nahe gelegt; so ist für gesunde evange- 
lische und politische Männer die Frage nach der Kirchenver- 
fassung wenigstens in Bezug auf die nächste Aufgabe des 
organisatorischen Handelns gelöst. Ohne sich der Täuschung 
hinzugeben, dass neue Einrichtungen für sich allein einen 
neuen Geist schaffen können, aber in der evangelischen Zu- 
versicht, dass das gläubig gepredigte Wort Gottes nicht leer 
zurückkommt, und mit der protestantischen Erkenntniss, dass 
die Kirche die religiös-ethischen Kräfte, die sie weckt, auch 
für ihr kirchliches Handeln sammeln und verwenden muss, 
werden sie auf dieses bisher fast ungenutzte Kraftkapital 
zurückgreifen, welches entschieden in unserer Kirche steckt 
und in unsern Tagen sich mehrt. Dabei kann man sich frei- 
lich nicht verhehlen, welche Gefahren mit dem Anbruch eines 
solchen neuen Schachtes verbunden sind, mit welchen bösen 
Wettern und wilden Wassern die nicht minder wachsenden 
Mächte deS Unglaubens, des Egoismus, der Herrschsucht in 
den neuen Bau hereinzubrechen drohen. Allein dies entbindet 
nicht von der Aufgabe selbst (nur das Todte ist ungefähr- 
lich), sondern kann nur die Pflicht vorschauender Weisheit 
und umsichtiger Benutzung und Bewahrung des vorhandenen 
Guten einschärfen, und muss vor Allem von dem an sich 
verkehrten Versuche einer completen Neuconstituirung der 
Kirchenverfassung zurückhalten. Die Kirche ist constituirt 
und zwar nicht blos als die in der Kirchenreformation wie- 
derhergestellte Stiftung des Herrn, sondern auch als durch 
die geschichtliche Bethätigung ihres Princips gegliederte und 
verfasste Gemeinschaft: nur erschöpft ist dieses Princip nicht, 
sondern wirkt fort als eine ethische Macht und setzt in un- 
seren Tagen eine weitere Forderung aus sich heraus, welche, 
weil Forderung des nämlichen Princips, aus dem auch die 
frühere Arbeit gethan ist, ein haushälterisches Umgehn mit 
dem Ertrage der letzteren verlangt. 

Solche Anschauungen sind es denn auch, welche dem 
von der sächsischen Kirchenregierung veröffentlichten „Ent- 
wurfe einer Kirchenordnung für die evangelisch- 
lutherische Kirche im Königreich Sachsen“') zu 


1) Dresden 1860 bei Meinhold. 46 8. Die Regierungsmotire sind in 
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Grunde liegen. Er hat sich die Aufgabe gesetzt, eine Ge- 
meinde- und Synodalordnung zu gründen, und mit deren Ein- 
fügung in die bisherigen kirchenregimentlichen Institute eine 
sorgsame und verbessernde Revision der Zusammensetzung 
und Attribute der letzteren zu verbinden.® Die Absicht geht 
hiernach weder auf einen blossen neuen gemeindlichen Zu- 
satz zu dem unberührt bleibenden Alten, noch auf ein voll- 
ständiges Gesetz über die Gesammtheit der kirchlichen Rechts- 
institute, sondern auf dasjenige Ganze von Einrichtun-. 
gen, in deren theils schöpferischer theils revi- 
dirender Anordnung die concrete Aufgabe kirch- 
licher Rechtsbildung in unsern Tagen zu liegen 
scheint. Dem bisherigen Sprachgebrauch des Wortes Kir- 
chenordnung entspricht es vollkommen, gerade diesen Na- 
men einem Gesetze zu geben, dem eine solche relativ allge- 
meine, nicht auf ein einzelnes Institut beschränkte Aufgabe 
gesetzt ist. Die Art der Lösung derselben soll auf den fol- 
genden Blättern näher: betrachtet und geprüft werden. 
Zunächst die Gemeinde. Auf dem Gebiete der Ge- 
meindeordnung liegen die wichtigsten und schwierigsten 
Aufgaben. Hier kommt es in Landeskirchen mit reiner Con- 
sistorialverfassung nicht blos auf eine Fortbildung des Vor- 
handenen, sondern auf die Ergänzung einer wahren Lücke 
an, die nach der Natur jedes organischen Ganzen auch die 
vorhandenen Institute in ihrem fruchtschaffenden Gedeihen 
schmälert. Hier bedarf es zur Ausfüllung der Lücke nicht 
blos des Verständnisses eines Ueberlieferten, sondern auch 
des von dem Glauben an die Wahrheit der evangelischen Prin- 
cipien getragenen Muthes, der ein Neues in Hoffnung zu 
setzen nicht zurückscheut. Hier müssen, um der unverrück- 
baren Ziele inne zu bleiben, zwar die schriftmässigen Züge 
der apostolischen Gemeinden fest im Auge behalten, aber. 
‘ doch die Mittel und Wege mit weiser Individualisirung und 
mit der Freiheit gewählt werden, welche das Element der 


dieser für den Buchhandel bestimmten Ausgabe des Entwurfs nicht 
mit abgedruckt, und haben mir bei meiner Arbeit nur. theilweis vor- 
gelegen. Erst am Schlusse dieser Abhandlung sind mir die nachträg- 
lich durch den Buchhandel veröffentlichten „Erläuterungen und Beweg- 
gründe zum Entwurfe einer Kirchenordnung für die evang.-luth. Kirche 
im Königreich Sachsen“ (Dresden 1860) vollständig zugekommen. 
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Lösung jeder ethischen Aufgabe ist, Hier liegt deshalb einer- 
seits die Versuchung des Experimentirens, andererseits die 
nicht geringere Gefahr nahe, dass der Blick sich in die Enge 
eines einzelnen landeskirchlichen Kreises oder gemachter Con- 
fessionsunterschied® banne, statt auf die gesammte besonders 
deutsche evangelische Welt sich zu richten, und seine Vor- 
bilder da zu suchen, wo in grösserer Wirksamkeit und Ach- 
tung des geistlichen Amts, in reinerer Zucht und Sitte, in 
reicherer Fassung der Gemeindeaufgaben, in höherer Opfer- 
willigkeit für kirchliche Zwecke ein am Haupte wachsendes 
Gemeindeleben sich darstellt, welches unmöglich zum Son- 
derbesitz einer einzelnen Confession oder gar einer einzelnen 
Landschaft bestimmt sein kann. Hier begegnet denn auch 
jeder Versuch der Besserung den Abmahnungen der Aengst- 
lichen, der Abneigung der Gleichgültigen und Bequemen, 
dem -Widerstreben der überspannten Confessionellen, durch 
deren Verbindung unter sich auch die wirkliche Ausführung 
des Beschlossenen und gesetzlich Festgestellten besonders dann 
bedroht wird, wenn jene Gegner sich zahlreich unter den 
Genossen des geistlichen Amts finden. ‘Wer im Bereiche einer 
lutherischen Landeskirche für die Gemeindeordnung in un- 
serer Zeit zu arbeiten gehabt hat, kennt die ausserordentli- 
chen Schwierigkeiten, mit denen jeder Versuch einer Lösung 
der unleugbaren Aufgabe kämpfen muss, und hat wie ein 
billiges Urtheil so eine herzliche Freude über jeden wenn 
auch noch so zaghaften Anfang. 

Der sächsische Entwurf beginnt, nachdem ein erstes Ka- 
pitel über gewisse allgemeine Verhältnisse der Landeskirche 
in einer später noch zu betrachtenden Weise bestimmt hat, 
das Detail der Kirchenordnung mit den Kirchengemeinden 
(2. Kap.). An die Regeln über ihre räumliche Abgränzung 
und über den Erwerb der Mitgliedschaft, welche zu manchen 
Fragen von geringerer Bedeutung Stoff darbieten?), schliessen ° 


2) Statt des üblichen Ausdrucks Kirchspiel, Parochie, wählt $. 7. 
für den räumlich abgegränzten Gemeindekreis den Namen Kirchenbe- 
zirk: man sieht nicht ein warum. Der neue Ausdruck ist vag und un- 
bezeichnend; denn auch diegsächsische Landeskirche ist als Glied der 
evangelischen Kirche ein Kirchenbezirk, und ebenso jeder Ephorats- und 
Consistorialkreis. Dazu wird er nicht consequent gebraucht, wie $. 8. zeigt, 
wo von Kirchspiel die Rede ist, und auch die mit der üblichen Be- 
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sich sofort die Bestimmungen über Rechte und Pflichten der 
Gemeindeglieder, ohne dass vorher die Aufgabe der Gemeinde 
als Ganzen bestimmt wäre. Allerdings ist es richtig, dass 
aus der evangelischen Rechtsstellung der einzelnen Kirchen- 
genossen ein kirchlicher Handlungsberuf derselben im All- 
gemeinen hervorgeht. Sie bilden keine blos räumlich ab- 
“ gegränzten Haufen, die von einer geistlichen Obrigkeit geführt 
werden, sondern als kirchliche Personen, und soweit sie dies 
sind, besitzen sie einen Beruf nicht blos des Empfangens, 
sondern auch des Handelns, und dieser Gedanke muss durch 
jede evangelische Kirchenordnung hindurchgehen. Allein die 
bestimmten Rechte und Pflichten, welche den kirchlichen 
Personen zugesprochen werden, gehen doch nicht aus dieser 
allgemeinen Möglichkeit und Nothwendigkeit kirchlicher Be- 
rechtigung der Einzelnen, sondern aus dem Zwecke und der 
Aufgabe des Ganzen, dem sie als Glieder angehören, also 
ihre gemeindlichen Rechte und Pflichten aus der Mission 
der Gemeinde hervor. Der zu oberst entscheidende Ge- 
sichtspunkt liegt in dem objectiven Zwecke, der handelnd 
verwirklicht werden soll: dieser soll sich aus der Gemein- 
schaft der durch ihn Verbundenen seine angemessenen Ver- 
wirklichungsorgane bauen, zu denen ebensowohl die Insti- 
tute (Aemter, Kirchenvertretungen) als die kirchlichen Rechte 
der Einzelnen gehören, welche ebendeshalb zugleich als Pflich- 
ten erscheinen. Deshalb sollte eine evangelische Gemeinde- 
ordnung diese Rechte und Pflichten überhaupt nicht von ein- 
ander theilen, vielmehr beide als den Beruf zusammenfas- 
sen, der sich aus der Aufgabe der evangelischen Gemeinde 
für ihre Glieder ergiebt. Nur dann fällt auf diese Rechte 
und Pflichten das wahre Lieht, in dem sie gedacht und aus- 
geübt werden sollen, und nur dann erscheinen die Organe, 


nennung zusammenhängenden Kunstausdrücke, wie Parochialkirche, 
Einpfarrung u. s. f. sind beibehalten ($. 21). — Bei der Aufnahme der 
Mitglieder ($. 10) heisst es: „Angehörige der evangelisch-luther. Kirche, 
welche ihren Wohnsitz in dem Bezirke einer evang.-luther. Kirche neh- 
men, werden dadurch ohne Weiteres Mitglieder der letzteren.“ Der 
Kirche? sicher nicht, vielmehr der Kirchengemeinde. Hier sowohl wie bei 
den Sätzen über den Austritt ($. 14. 15) sind diejenigen, die sich auf das 
Band zur Kirche überhaupt, und die sich auf das zur einzelnen Gemeinde 
beziehen, durcheinander gemengt. 
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welche auch im Kreise der Gemeinde für einen Theil ihrer 
Mission eingerichtet werden müssen, nicht als Privationen 
am Rechte der Gemeindeglieder, sondern als die durch den 
Zweck gesetzten Mittel, durch welche ebenso wie durch die 
kirchlichen Thätigkeiten der Einzelnen die Gemeinde als 
locale religiös-sittliche Lebensgemeinschaft sich erhält und 
bethätigt. In diesem Nachhinken der Gemeinde hinter den 
Rechten und Pflichten der Gemeindeglieder wird auch der 
Grund zu suchen sein, weshalb der Entwurf unter diesen 
letzteren mannigfache Attribute aufzählt, welche den kirchlichen 
Personen nicht als Gemeindegliedern, sondern als Glie- 
dern der Kirche überhaupt zukomiren, wie z. B. die Pflicht 
der kirchlichen Einsegnung der Ehen, des Unterrichts der 
Kinder nach dem Bekenntnisse der. Kirche. 

Die allgemeine Eigenschaft eines kirchlichen Kreises 
erhält die Gemeinde dadurch, dass in ihr Wort und Sacra- 
ment, also das Lehramt der Kirche, zu ständiger Ausübung 
gelangt. Deshalb stellt sich das Pfarramt,. die institutio- 
nelle Verbindung des Lehramts mit der Gemeinde, als der 
principale Organismus der letzteren dar, und so ist es denn 
ganz in der Ordnnng, dass der Entwurf, indem er sich. zur 
nähern Einrichtung der Gemeinde wendet, mit dem Pfarr- 
amte beginnt, Er begnügt sich hier mit nur wenigen Sätzen, 
welche theils die Selbstständigkeit der lehramtlichen Functio- 
nen des Pfarramts, theils dessen leitende Stellung in der Ge- 
meindeverwaltung, theils das Verhältniss mehrerer an der- 
selben Gemeinde beamteter Kirchendiener betreffen (8. 17—19). 
Daher fehlt der beabsichtigten Kirchenordnung nicht blos 
eine Ordnung des Lehramts überhaupt, welche über Vorbil- 
dung, Prüfungswesen, Candidatur, Bedingungen der Gelan- 
gung zu geistlichen Aemtern u. s. f. sich zu verbreiten hätte, 
sondern auch die näheren Normen über den lehramtlichen 
Dienst selbst, den der Pfarrer an der Gemeinde ausrichtet. 
Sollte darin eine Lücke des Entwurfs liegen, auf deren Aus- 
füllung zu dringen wäre? Gewiss nicht. Denn wie es for- 
mell nicht zum Wesen einer Kirchenordnung gehört, dass 
sie das ganze gesetzlicher Gestaltung zugängliche Gebiet des 
kirchlichen Lebens umfasse; so ist es materiell nur zu billi- 
gen, dass eine Kirchenordnung, deren gewiesene Aufgabe 
wesentlich in Gründung und Ergänzung der Organe kirch-. 
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licher Selbstbestimmung besteht, nicht auf eine nach 
anderen Seiten gerichtete Vollständigkeit ausgeht. Es wäre 
in der That ein Widerspruch, wenn dem in einer solchen 
Kirchenordnung liegenden Zugeständnisse, dass die bisher 
bestandene Einrichtung jener Organe noch entbehrt, die aus- 
gedehnteste ohne die letzteren unternommene Legislation zur 
Seite träte. Selbstbeschränkung auf die nächste Aufgabe und 
offener Vorbehalt der ordnenden Thätigkeit der neugeschaf- 
fenen Institute ist hier ganz am Orte, so begründet auch das 
Bedürfniss einer Revision vieler lehramtlichen Einrichtungen 
sein möge, — ein Bedürfniss, welches wir für besonders drin- 
gend in der Richtung halten, dass die in der Candidatur 
dargebotenen kirchlichen Arbeitskräfte durch ein Vicariats- 
institut zu zeitiger und fruchtbarer Verwendung gebracht 
werden. Es wird Sache der Synode sein, diesen Punkt recht 
bald und ernstlich anzufassen. Der vorliegende Entwurf durfte 
sich begnügen, das Pfarramt einerseits in seiner lehramtli- 
chen Selbstständigkeit, andererseits in seiner gliedlichen 
Eigenschaft bei der Gemeindeverwaltung hinzustellen.?®) — 
Der Entwurf wendet sich vom geistlichen Amte zu dem 
Organe des gemeindlichen Handelns und Dienens, das er 
als „Kirchenvorstand“ einführt. An dem Namen ist 
zwar an sich wenig gelegen: doch würden wir jetzt, wo für 
das zu gründende Institut die Wahl des Namens frei ist, die 
Benennung Presbyterium (Aeltestenrath) vorziehen, die _ 
denn auch vorübergehend einmal im $. 12 gebraucht wird. 
Freilich wäre es ein (in unseren Tagen jedoch kaum mehr 
zu befürchtender) historischer Irrthum, wenn man das beab- 
sichtigte Institut für eine einfache Wiederherstellung des Pres- 
byteriums der apostolischen Kirchenverfassung, und nicht 
vielmehr für eine freie, den gegebenen Elementen angepasste, 
Production aus dem schriftmässigen Principe evangelischer 
Kirchenverfässung halten wollte. Allein doch verhält es sich 
80, dass aus dem biblischen Vorbilde der in.ihrem Presby- 
terium organisirten Gemeinde die evangelische Kirche Recht 


un 


®#) Weshalb im $. 17 die Verlösung der Kirchensitze, die doch ‚nicht 
zu den lehramtlichen Dingen gehört, sondern wesentlich als Verwaltung 
einer Einnahmequelle des Kirchenärars erscheint, dem Pfarrer vorbehalten 
wird, vermag ich nicht abzusehn. Die lehramtliche Selbstständigkeit wird 
noch einmal &. 39 alin. 2 scharf hervorgehoben. 

Zeitschr, f. Kirchenrecht. 4 
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und Pflicht (Grund) zu der beabsichtigten Einrichtung schöpft, 
und dass sie mittels der letzteren das Gemeindeleben auf 
jenes Vorbild hinzubilden gedenkte Geht man daher nur 
nicht von dem verkehrten Gedanken aus, dass ein Institut, 
welches im Laufe der Geschichte die Einheit seines funda- 
mentalen Grundes zu sehr mannigfaltigen Formen und Ge- 
stalten entwickelt, dadurch seine Identität mit sich selbst 
und den Anspruch auf seine einheitliche Benennung einbüsst; 
so ist die Bezeichnung des neuen Gemeindevorstands als Pres- 
byterium völlig zulässig und correct. Jedenfalls aber hat sie 
den grossen Vorzug, die Vorstände auf ein Vorbild hinzu- 
weisen, welches vollkommener, als jede Dienstinstruction, den 
Geist des selbstverleugnenden Dienens zur Ehre Gottes und 
zum christlichen Wachsthum der Gemeinde zu pflegen, und 
autonome Gelüste hintanzuhalten vermag. 

Was die Zusammensetzung und Attribute des Kirchen- 
vorstands betrifft, so leuchtet aus dem Entwurfe im Allge- 
meinen das erfreuliche Streben hervor, durch das neue In- 
stitut nicht etwa blos einer weitverbreiteten Zeitrichtung auf 
Selbstverwaltung in den verschiedenen Gemeinschaftskreisen 
formell zu genügen, sondern in Wahrheit der Gemeinde, die 
als empfangende durch ihr geistliches Amt nothdürftig 
organisirt ist, die bisher fehlenden Mittel und Wege zu er- 
öffnen, um sich zu einer handelnden religiös-sittlichen Ge- 
sammtpersönlichkeit zu entwickeln. Das Gesetz allein kann 
‘diese letztere natürlich nicht schaffen, aber wohl äussere 
Hindernisse ihrer Entstehung heben, und die Vehikel und 
Träger gewähren, deren alles sittliche Handeln, der Einzelnen 
wie der Gemeinschaften, bedarf. Sind diese gegeben und 
_ übt das geistliche Amt seine verheissungsreiche Prärogative 
gläubiger Lehre und Vermahnung, ohne Menschenfurcht und 
ohne hierarchische Ueberhebung, die nur eine Form jener ist; 
so hat man guten Gund zu der Hoffnung, dass das auf ein- 
zelnen persönlichen Heerden überall brennende Feuer des 
Glaubens und der Liebe nicht als stille Herzensflamme ver- 


lodern, sondern in die Gemeinschaft schlagen, und manche 


kühle Parochieen zu.warmen Gemeinden läutern wird. Ohne 
diese Hofinung steht es auch um den evangelischen Glauben 
und die Liebe schwach. Und gerade da scheint sie am mei- 
sten Grund zu haben, wo man einerseits‘am häufigsten am 
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Gelingen verzweifelt, und andererseits doch zugestehen muss, 
dass die dringendsten Aufgaben ohne den Beistand der aus 
der Gemeinde selbst hervorwachsenden Hülfsorgane sich gar 
nicht anfassen lassen: nämlich in grossen städtischen Paro- 
chieen. Sicherer als in. Landkirchspielen, in denen so oft 
mit einer bewusstlosen Tradition kirchlicher Sitte und Respects 
vor dem geistlichen Amte Herzenskälte Egoismus und Lieb- 
losigkeit sich verbinden, wird die lebendigere Beweglichkeit 
der Städte und ihre Uebung im Dienen für das gemeine We- 
sen die persönlichen Kräfte zu Gebote stellen, auf welche das 
Institut des Kirchenvorstands rechnet, und die bis jetzt ent- 
weder vereinzelt oder höchstens in freien christlichen Ver- 
einen eine wenngleich unverlorene doch der Gemeinde als 
solcher fremdbleibende Wirksamkeit ausübten. Däfür dass 
diese Kräfte erkannt werden, ist gerade in unserer Zeit 
durch jens Vereine trefflich vorgearbeitet, die recht eigent- 


lich auch als Vorschulen und Erprobungen auf den organi- - - 


sirten Gemeindedienst grosse Bedeutung haben (}. Tim. 3, 10), 
und auch aus diesem Grunde kirchlich beachtet und gepflegt 
sein wollen. | 
Bei Feststellung des Wirkungskreises des Kirchen- 
vorstands, zu welchem wir uns zuvörderst wenden, hat man 
in einigen deutschen Landeskirchen einen Fehler begangen, 
der die Zukunft des ganzen Instituts ernstlich gefährdet. Der 
sächsische Entwurf hat ihn glücklich vermieden. Dieser Feh- 
ler besteht in der Trennung der ökonomischen Angelegen- 
heiten von den religiös-sittlichen durch Aufstellung eines 
verschiedenen Gemeindeorgans für diese und für jene. Einer 
Kritik über eine solche unnatürliche Trennung der Mittel 
von den Zwecken in der Sphäre der Gemeinde bedarf es 
kaum, und gewiss ist man da, wo man sich zu ihr entschlos- 
sen hat, nicht von der principiellen Richtigkeit dieser Schei- 
dung durchdrungen gewesen, sondern hat sich von Erwägun- 
gen äusserlicher Art, insbesondere von dem Wunsche be- 
stimmen lassen, der ständischen Concurrenz zur Aenderung 
der meist auf bürgerlichen Gesetzen beruhenden Verwaltungs- 
organe des Kirchenvermögens auszuweichen. Dabei hat man 
sich wohl mit der Hoffnung getragen, dass die innere Zu- 
sammengehörigkeit der Sache sich mächtiger erweisen werde, 
als die äussere Trennung in den Organen, und dass es auf 
; 4* 
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dem Wege der Wahlen zu einer wenigstens theilweisen Iden- 
tität der beiden Gemeindevertretungen in den sie bildenden 
Personen kommen werde. Allein es ist nicht blos theoretisch 
correct sondern auch praktisch nothwendig, dass die Ein- 
richtung selbst sich als der für das beabsichtigte Handeln 
geeignete Träger darstelle. Wo dies nicht der Fall ist, kann 
es unmöglich ausbleiben, dass die Rückwirkung auf die Auf- 
fassung der Aufgabe, die von der Einrichtung ausgeht, der 
institutionell verkörperten verkehrten Auffassung auch in den 
handelnden Personen zur Stütze und Nahrung dient. Eine 
blos für ökonomische Zwecke gebildete Gemeindevertretung 
ist durch diese ihre Aufgabe wesentlich auf ein Oekonomi- 
siren und Sparen verwiesen, welches dem davon getrennten, 
auf die geistigen Interessen verwiesenen Gemeindekörper un- 
möglich zu Gute kommen kann, und diesem, wenn es ihn 
nicht ganz lahm legt, eine spiritualistische Existenz aufnö- 
thigt, die auch wieder ihre eigenthümlichen Gefahren hat. 
In der That wäre es einer solchen grundsätzlichen Trennung 
beider nach bekannten und hier ganz passenden politischen 
Analogieen noch vorzuziehen, wenn man sich vorläufig auf 
die Einsetzung eines tüchtigen Gemeindeorgans für den äusse- 
ren Gemeindehaushalt beschränkte, und von der Zeit erwar- 
tete, dass dieses kraft des inneren Zusammenhangs der Mit- 
tel und Zwecke von seiner Wirksamkeit im Bereiche der 
ersteren auch zu einem mitbestimmenden Einfluss auf die 
letzteren auswachsen werde. Die grundsätzliche Begünsti- 
gung eines solchen Wachsthums durch die obere kirchliche 
Verwaltung könnte viel zu dessen Beschleunigung beitragen. 

Der dem sächsischen Kirchenvorstande zugedachte Ge- 
schäftskreis*) leidet zwar nicht an der gerügten Trennung 
des ökonomischen und geistlichen Haushalts der Gemeinde, 
bedarf aber doch an mehreren Punkten der Ergänzung, an 
einigen vielleicht auch einer Beschränkung. 

1. Zunächst wird der Kirchenvorstand einen Ueberblick 


# Nur vorübergehend sei darauf aufmerksam gemacht, dass die Auf- 
zählung der Attribute in $. 37 eine geordnetere, das innerlich zusammen- 
hängende auch äusserlich verknüpfende, sein könnte und sollte. Die reli- 
giös-sittlichen Angelegenheiten, die ökonomischen Aufgaben, das Eingrei- 
fen in die oberen Stadien der Kirchenverfassung sollten aufeinander folgen 
(also etwa 2. 1. 9. 10. 6. 3.4. 8. 5. 7.). 
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über den Personalbestand seiner Gemeinde haben, und ihn 
durch Führung einer Gemeindeliste sich erhalten müssen. 
Unentbehrlich ist sie schon deshalb, weil die Wahl des Kir- 
chenvorstands durch die Gemeindeglieder geschehen soll ($. 27), 
und noch mehr deshalb, weil nicht alles Handeln der Ge- 
meinde durch das Organ des Kirchenvorstands erfolgt, son- 
dern neben diesem auch Versammlungen der Gemeindeglie- 
der mit bestimmten gesetzlichen Attributen vorkommen ($.50). 
Der grösste praktische Werth der Gemeindeliste liegt aber 
darin, dass die Pflicht ihrer Richtigerhaltung den Blick des 
Kirchenvorstands (besonders in Städten mit mehreren Paro- 
chien) auf die oft wechselnden Bestandtheile der Gemeinde 
hinlenkt, deren Zuzug die meiste kirchliche Beachtung ver- 
langt, und: den reichlichsten Stoff zur Sitten- und Liebes- 
pflege des Kirchenvorstands liefert. (S. 8. 46.) 

2. Was sodann die Wirksamkeit für Erhaltung von 
Zucht und Sitte uud Belebung christlichen Sinnes 
in der Gemeinde anlangt, so ist es zwar ganz in der Ord- 
nung, wenn der Entwurf ($. 38) auf Aufstellung eigentlich 
kirchendisciplinarer Befugnisse des Kirchenvorstands verzich- 
tet. Die evangelischen Voraussetzungen derselben, ein ernstes 
und waches Gesammtgewissen und das Selbstgefühl der Ge- 
meinde, als eines von demselben beseelten persönlichen Gan- 
zen, sind da am wenigsten vorhanden, wo es bisher nur 
Parochieen gab. Wohl aber hätte man neben der mehr ne- 
gativen Bestimmung 'im $. 38 auf das weite positive Ar- 
beitsfeld hinweisen mögen, welches sich den Kirchenvorste- 
hern durch ihre Fürsorgepflicht für Belebung christlichen 
Sinnes in der Gemeinde eröffnet. Es genügt nicht, die Auf- 
gabe hinzustellen, ohne eine Andeutung über die Mittel und 
Wege, wie sie zu lösen ist, und zu denen insbesondere Be- 
kämpfung öffentlicher Unsitten, seelengefährlicher Lustbar- 
keiten sowie der Anlässe und Heerde der Völlerei und Un- 
zucht, ‘Vertretung des Anspruchs der dienenden Bevölkerung 
auf Theilnahme an der Sonntagsfeier, Förderung der auf Be- 
festigung guter Sitte gerichteten und sonstiger christlicher 
Vereine, Hereinleitung bewährter Erbauungsschriften und ge- 
sunder sittlich kräftigender Volksliteratur in die Gemeinde, 
und vorzüglich Sorge für weiteste Verbreitung der h. Schrift 
in ihr gehören. Allerdings kann dieses und anderes auf die 
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Ausführung der Mission der Kirchenvorstände bezügliche De- 
tail ganz füglich einer Instruction überlassen bleiben. Allein 
da der sächsische Entwurf nicht, wie andere Kirchenordnun- 
gen, auf die allgemeine Verzeichnung des Wirkungskreises 
des Kirchenvorstands sich beschränkt ($. 37), sondern jede 
seiner Aufgaben durch Bezeichnung der Hauptthätigkeiten 
zu einem anschaulichen Ganzen ausführt ($. 33—46), so darf 
man nach der erwähnten Seite eine Ergänzungsbedürftigkeit 
desselben wohl behaupten. | 

3. Wie die vorige Aufgabe, so ist auch die zunächst 
damit verwandte der Fürsorge für die Armen,. Kran- 
ken und Hülfsbedürftigen in der Gemeinde nur dann 
richtig angefasst, wenn sich der Kirchenvorstand zu den in 
seinem Bereich vorhandenen Anstalten und Thätigkeiten, 
welche den gleichen Zweck verfolgen, in das rechte ergän- 
zende und anregende Verhältniss zu setzen weiss. Dies ist 
auch im $. 46 im Allgemeinen richtig erkannt, wenn der 
Kirchenvorstand darauf hingewiesen wird, die Hülfsbedürfti- 
gen der Behörde für Armenversorgung zur Unterstützung 
zu empfehlen und die Privatwohlthätigkeit zweckmässig 
zu leiten, Nur vermissen wir hier, wie bei dem vorigen 
Punkte, die Hinweisung auf das Band zur christlichen Ver- 
einsthätigkeit und zu den Hülfsinstituten für innere 
Mission, an welcher die Kirchenordnung um so weniger 
stumm vorübergehn sollte, je mehr zu wünschen ist, dass 
diese gerade in Sachsen mit seinen ausgedehnten, übervöl- 
kerten und armen Fabrikdistrikten rechte Wurzel schlagen 
möchte. Weiter aber kann es der Kirchenvorstand nicht blos 
bei einer Anregung Anderer, Einzelner und Gemeinschaf- 
ten, bewenden lassen, sondern er wird, so weit dadurch die 
Aufgabe sich nicht lösen lässt, selbst hülfreich eingreifen 
und dazu auch über Mittel verfügen müssen. Daher gehört 
zur nothwendigen Ergänzung der ihm hier gestellten Aufgabe, 
dass er nicht blos die etwa vorhandenen kirchlichen Armen- 
mittel verwalte und verwende, sondern vor Allem auch, dass 
er durch persönliche Einsammlung der Armencollecten der 
recht eigentlich in seinem Berufe liegenden Diaconie sich 
widme. Diese Form des Dienens sollte dem Kirchenvorstand 
am wenigsten erspart sein, sowohl um seiner selbst als um 


Gele: 


N Irech 
ya er: 
Be 
ig die 
Kay 
yhein 
ame det 
yellsch 
yore H 
ia hir 
zus 
ai Zeit 
elırche 
atsunist 
vr and 
ur IM 
1. Reich 
ixtalten: 
Kleldu 
Keen w 
kerlastu 
bil, zur 
alone 
(jtare 
ten in 
kdr K: 


Mat an 


Rtiriu 
Ei, 
Ale des 
Al zu 
Yen 


Berk \6 


hkire) 
MM rie 
mmZ 


* Er 
Em 
Ki: 
Me 


Ueber den Entwurf einer Kirchenordnung für die sächsischeLandeskirche. 585 


des Zweckes willen, der nur so seinen Anspruch an die Ge- 
meinde erfolgreich geltend macht. 

4. Bei der dem Kirchenvorstand zugetheilten Aufsicht 
über die kirchlichen Gebäude und deren Gebrauch 
($. 40) wird den betreffenden Beschlüssen des Kirchenvor- 
stands eine zu enge Schranke gezogen. Nicht blos die Ueber- 
lassung der Kirche zum Gottesdienste an andere Religions- 
gesellschaften, sondern jeder Gebrauch derselben für 
andere Handlungen, als welche zum Gottesdienste und 
zu den kirchlichen Erbauungsmitteln der lutherischen Kirch# 
gehören, soll nicht schon mit Genehmigung des Kirchenvor- 
stands geschehen können, sozdern einer durch alle Instanzen 
des Kirchenregiments hindurchgegangenen Entscheidung des 
Oberconsistoriums bedürfen. Die beiden hier coordinirten 
Fälle sind in der That unvergleichbar. Wohl schliesst der 
erstere immer eine Frage über die principielle Stellung 
ein, welche. sich die Landeskirche zu anderen Religionsge- 
sellschaften giebt; und über eine solche wird passend die 
Entscheidung in die Hände der Centralbehörde gelegt. 
Dagegen wird der zweite, der am häufigsten bei Anträgen auf 
Ueberlassung der Kirche zur Aufführung einer geistlichen 
Musik, zur Festfeier von Missions- und Gustavadolfsvereinen, 
zum Vortrag von Berichten und Ansprachen durchreisender 
Missionare u. dergl. vorkommt, regelmässig nur nach Rück- 
sichten individueller Zweckmässigkeit zu beurtheilen sein, 
die der Kunde und der Erwägung der localen kirchlichen 
Organe angehören. Zudem wird die Entscheidung des Ober- 
consistoriums im Genehmigungsfalle vermöge der längeren 
Zeitfrist, die auf ihre Vorbereitung durch gutachtliche Be- 
richte des Superintendenten und Üonsistoriums aufgeht, oft 
genug zu spät kommen, und so der vielleicht sehr löbliche 
und dem geistlichen Leben der Gemeinde zu Gute kommertde 
Zweck vereitelt werden. Gegen mögliche verkehrte Beschlüsse 
des Kirchenvorstands giebt ja der Schlusssatz des &. 48°) 
einen vielleicht nur zu weit gehenden Schutz. 


5) „Er (der Pfarrer) hat auch das Recht, Beschlüsse, die er bedenklich 
findet, nach Beschaffenheit der Sache dem Superintendenten oder der Kir- 
cheninspection vorzulegen und die Ausführung bis zu deren Entscheidutig 


auszusetzen.“ | 
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5. Es wird ferner durch $. 43 dem Kirchenvorstande die 
Ausübung des der Gemeinde bei der Pfarrbesetzung zu- 
kommenden Antheils beigelegt: er soll Namens der Gemeinde 
erklären, ob gegen des Designirten Person, Lehre, Wan- 
del und abgelegte Probe‘) etwas Erhebliches einzuwenden 
sei, und die etwaige Einwendung begründen, auch auf Ab- 
legung der Probe Namens der Gemeinde verzichten dürfen. 
Zunächst werden solche, die mit norddeutschen lutherischen . 
Landeskirchen näher bekannt sind, nicht ohne Verwunderung 
aus dieser Bestimmung entnehmen, dass es in Sachsen gar 
keine Wahlstellen giebt, sondern nur Patronatstellen 
und solche, die von dem Kirchenregimente unmittelbar be- 
setzt werden, die Gemeinden also thatsächlich durchaus auf 
das Recht motivirter Recusation beschränkt sind. Sofern 
dies eben das Bestehende ist, hatte freilich die vorliegende 
Kirchenordnung darauf zu fussen, und nicht ihre bestimmt 
begrenzte Aufgabe auf die Revision der so überaus schwie- 
rigen und heiklen Grundsätze der Pfarrbesetzung auszudeh- 
nen. Das in Sachsen Bestehende ist jedenfalls ein nach 
evangelischen Grundsätzen Mögliches, und dies genügte, 
um es hier wieder aufzunehmen. Allein um so wichtiger 
war es, ein Doppeltes zu vermeiden. Zunächst durfte nichts 
geschehen, wodurch dieser Bestand als ein absoluter Rechts- 
satz hingestellt und mit der Bedeutung eines principiell 
Nothwendigen, von welchem keine Abweichung zulässig 
sei, bekleidet würde: dadurch wäre ja das evangelisch Mög- 
liche geleugnet, zu welchem doch ohne allen Zweifel auch 
die Gemeindewahl gehört, sie möge nun auf dem Rechtstitel 
eines von der Gemeinde erworbenen Patronatrechts oder auf 
einem allgemeinen Rechtssatze beruhen. In diesen Fehler 
verfällt nun aber der $. 52, indem er auch für die Gemein- 
den, welche ihre Kirche selbst erbauen und ausstatten, das 
Collaturrecht über die betreffenden geistlichen Aemter als 
unerreichbar hinstellt und dasselbe dem Kirchenregimente 


6) Statt „Probe“ wäre es wohl besser „Gaben“ zu sagen. Wenn der 
Designirte z. B. eine vortreffliche Probepredigt hält, aber sein Organ sich 
zu schwach zeigt, um die betreffende Kirche auszufüllen und der Gemeinde 
verständlich zu werden, so wird man diesen gewiss erheblichen Einwen- 
dungsgrund weniger sicher unter die Mängel der Probe, als unter die der 
Gaben subsumiren können. 
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zueignet. Da eine Kirchengemeinde doch jedenfalls eine er- 
werbsfähige juristische Person ist, so lässt sich diese Be- 
schränkung kaum anders als aus dem sicher unevangelischen 
Principe erklären, dass bei keiner Pfarrbesetzung die Be- 
stimmung der Person durch Wahl und Beschluss der Ge- 
meinde erfolgen dürfe.”) — Ein zweiter Punkt betrifft das 
Organ des gemeindlichen Rechts der Gegenvorstellung 
gegen die Designation des Collators,. Während bei einem 
wirklichen Wahlrecht der Gemeinde viel für dessen Ausübung 
durch den Kirchenvorstand gesagt werden könnte, da in je- 
der Wahlstimme ein Urtheil liegt, zu welchem die inneren 
Bedingungen vielen Gemeindegliedern fehlen werden; stellt 
sich die Sache ganz anders bei dem Rechte der Gegenvor- 
stellung, dessen Ausübung wesentlich in einer Geltendma- 
chung von Thatsachen besteht, deren ausschliessliche Kunde 
bei dem Kirchenvorstande vorauszusetzen durchaus kein Grund 
vorhanden ist. Gewissenhafte Kirchenvorsteher, welche den 
Werth des betreffenden Gemeinderechts richtig erkennen, 
werden ohnedem ihre Erklärung nicht anders, als auf Grund 
eines Umhörens, einer-Erkundigung in der Gemeinde abzu- 
geben im Stande sein, . die mit allen ihren Zufälligkeiten 
besser ausgeschlossen bliebe. Wir würden deshalb die im 
$. 50 vorgesehene Versammlung der stimmberechtigten Ge- 
meindeglieder für das angemessene Organ des gemeindlichen 
Rechts der Gegenvorstellung halten, den Kirchenvorstand auf 
die Bezeugung des Ergebnisses beschränken, und ihm am 
wenigsten ein Recht des Verzichtens auf die Ablegung der 
Probe einräumen, damit nicht durch das Gesetz selbst die 
Versuchung gegeben sei, ein Gemeinderecht von principieller 
Bedeutung aus kleinlichen Ersparungsrücksichten, die sich 
oft genug vordrängen werden, unausgeübt zu lassen. 


— 


?7) Darauf, dass der Gemeinde nicht die cura beneficii zustehen könne, 
kann man sich schon deshalb nicht berufen, weil das Präsentationsrecht 
das essentielle Patronatrecht ist. Uebrigens wird das Princip der Aus- 
schliessung der Gemeinde im $. 52 doch nicht ganz vollständig gewahrt, 
da ja sonst auch hätte bestimmt werden müssen, dass landesherrliche Ver- 
leihung des Collaturrechts an Gemeinden, Erwerbung eines patronatbe- 
rechtigten Grundstückes durch Gemeinden unzulässig sei. Sollten aber 
wirklich auf solchem Wege von Kirchengemeinden Collaturrechte er- 
worben werden können, so ist nicht abzusehen, warum ihnen dies nicht 
auch auf dem Wege der Stiftung möglich sein soll. 
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6. Wenn der Entwurf im $.37, No.5 zu den Rechten 
des Kirchenvorstands die Mitwirkung und Erklärung der Ge- 
meinde bei Aenderungen der Liturgie‘) zählt, so wird 
diese Bestimmung, die auf den ersten Blick eine Erweiterung 
der Rechte der Einzelgemeinde in ein der Gesammtgemeinde 
zukommendes Gebiet einzuschliessen scheint, durch die Be- 
gränzung im $.42 ihrer Bedenkliehkeit entkleidet. Freilich 
kann der an die Spitze des letzteren gestellte Satz, dass Ab- 
änderungen in der allgemein eingeführten Liturgie nur dem 
landesherrlichen Kirchenregimente zustehn, weder über- 
haupt noch insbesondere in einer Landeskirche mit Synodal- 
verfassung als richtig eingeräumt werden, und bedarf gar 
sehr einer Modification, die man bei den Bestimmungen über 
die Rechte der Synode umsonst sucht. Allein worauf es bei 
der Gemeindeordnung wesentlich ankommt, dass keine 
unkirchliche und den Independentismus nährende Verlegung 
allgemeiner Fragen in die Localgemeinde stattfinde, ist ent- 
schieden dadurch gewahrt, dass im $. 42 das betreffende Ge- 
meinderecht auf locale und nach dem Gesetze selbt die 
Wahl freilassende Einrichtungen begränzt ist. Dabei war es 
gewiss zweckmässig, ja durch die nicht so obenhin zu ver- 
dammende Reizbarkeit der Gemeinden bei liturgischen Aen- 
derungen geboten, dass man dem Kirchenregimente die Be- 
fragung der Kirchengemeinden ganz allgemein reservirte, und 
zugleich die betreffende Erklärung zwar für die Regel als 
Sache des Kirchenvorstandes bezeichnete, aber ohne dadurch 
die regimentliche Anhörung der ad hoc versammelten Ge- 
meinde selbst auszuschliessen. Man hat hierdurch ein Sicher- 
heitsventil für kirchliche Sturmzeiten angebracht, welches 
zwar dem Verfassungsbau äusserlich nicht zur Zierde gereicht, 


_— Es? —- [| — 


#, Das Wort Liturgie ist zu eng, da die beabsichtigte Mitwirkung sich 
sachgemäss auch auf Katechismen und Gesangbücher erstrecken soll ($. 42). 
Ueberhaupt findet man öfter, dass die Ausführung eines Attributs des 
Kirchenvorstands über die durch. dessen Bezeichnung gezogenen Linien 
hinausgeht. So z. B., wenn $. 39 das wohlbegründete Recht des Kirchen- 
vorstands, den Anspruch der Gemeinde auf treue Amtsführung (also auch 
evangelische Lehre) und sittlichen Wandel ihrer Geistlichen zu wahren, 
unter dem Titel der Aufsicht über würdige Feier der Sonn- und Festtage 
und Aufrechthaltung der äussern Ordnung beim Gottesdienste stellt. Die- 
ser Redactionsmangel kann bei künftigen Auslegungsfragen nachtheilig 
werden. 
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dessen Nützlichkeit aber nicht verkannt werden kann. Der 
Gedanke an die Badischen Vorgänge hat sicher dabei mit- 
gewirkt. 

Das Gebiet von Angelegenheiten jedoch, in welchen der 
Kirchenvorstand eine Gemeindeerklärung über Dinge abzu- 
geben hat, deren Entscheidung im Allgemeinen zur Sphäre 
‘ eines anderen Gliedes des kirchlichen Ganzen gehört, darf 
nicht mit den erwähnten liturgischen Aenderungen als er- 
schöpft gelten. Entschieden muss man dahin auch die- Aeus- 
serungen der regimentlichen Organisationsgewalt rech- 
nen, durch welche der locale Kirchenorganismus 
umgestaltet wird, insbesondere alle Veränderungen der 
Parochialgränzen und Aemter ' sowie aller sonstigen kirch- 
lichen Localanstalten und Stiftungen, also z. B. alle Unionen, 
Theilungen u. dergl.,°) wobei gehört zu werden im unzwei- 
felhaften Anspruch der betroffenen Gemeinde liegt. Durch 
den Entwurf ist dieser Anspruch der Gemeinde nicht aner- 
kannt, sondern einerseits nur die Möglichkeit einer Anhörung 
der Gemeinde durch den hypothetischen Satz des $. 50 
vorbehalten, dass, wenn eine regimentliche Behörde in irgend 
einer Angelegenheit die ganze Kirchengemeinde zu hören für 
gut findet, eine Versammlung der stimmberechtigten Gemein- 
deglieder zu berufen sei, und andererseits durch $. 44 eine 
mittelbare Nothwendigkeit der Mitwirkung des Kirchenvor- 
stands für die Fälle gegeben, wo die beabsichtigte Verän- 
derung auch das locale Kirchengut ergreift. Freilich wird 
such diese Mitwirkung wieder höchst problematisch durch 
den in seiner Vagheit sehr bedenklichen und einschränkungs- 
bedürftigen Satz des $. 44, dass dann, wenn die Interessen 
der Kirche mit denen der Kirchengemeinde collidiren, solche 
das Consistorium wahrzunehmen und für deren Vertretung 
Sorge zu tragen habe. Es würde in der That einer geringen 
Auslegungsgewandheit bedürfen, um mittels dieses Satzes 
das Recht des Kirchenvorstands, als Vertreters der vermö- 
gensrechtlichen Beziehungen der Gemeinde und ihrer kirch- 
lichen Anstalten, völlig auszuhöhlen. Dem allen nach scheint 


9 Sollte jemals mit der im $. 52 vorbehaltenen landesherrlichen Ver- 
leihung von Patronatrechten über eine bisher patronatfreie Gemeinde Ernst 
gemacht werden, so würde aueh diese hierher gehören. 
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es nothwendig, unter den Gegenständen der Mitwirkung und 
Erklärung der Gemeinde ($. 37, No. 5. $. 42) neben den Ii- 
turgischen Veränderungen auch die der localen Kirchenein- 
richtung zu erwähnen, als das der Regel entsprechende ge- 
meindliche Organ dieser Mitwirkung auch hier den Kirchen- 
vorstand festzuhalten,‘ jedoch die Anhörung der Gemeinde- 
versammlung als etwas Facultatives offen zu lassen. 

7. Von erheblicher Wichtigkeit für das Gedeihen des - 
Instituts des Kirchenvorstands und der Gemeinde durch ihn 
ist die lebendige Beziehung zwischen beiden, welche 
nicht dem Zufall überlassen, sondern durch darauf berech- 
nete Einrichtungen sichergestellt werden muss. Es gilt hier 
einen Mangel der reformirten Presbyterialordnungen zu ver- 
meiden. Der Gemeinde soll durch den Vorstand ihre Auf- 
gabe nicht abgenommen, sondern mittels seines anregenden 
und leitenden Handelns zu vollerem Bewustsein und ernstem 
Anliegen gebracht werden: er soll seiner Idee nach die Ge- 
meinde vertreten nicht in dem Sinne, dass er mit seinem 
Wissen und Willen für ein des Selbstbewustseins unfähiges 
Subject eintritt, sondern als das durch das Wesen einer evan- 
gelischen Gemeinde gesetzte Organ derselben, durch welches 
sie ihren sittlich-religiösen Gesammtberuf zur geordneten Be- 
thätigung bringt, und dadurch dieses Berufs selbst und der 
Pflicht und Freude seiner Erfüllung mehr und mehr inne 
wird. Zur Begründung jener lebendigen Beziehung zwischen 
beiden genügt es nun aber keineswegs, dass die Gemeinde 
alle drei Jahre einmal zu einer Wahlversammlung berufen 
werde, um über einige neue Kirchenvorsteher abzustimmen 
(8. 27): wobei es in der That der sächsische Entwurf be- 
wenden lässt. Vielmehr gehört dazu vor Allem, dass die 
Gemeinde aus den Erfahrungen des Kirchenvorstands eine 
Einsicht in ihren eigenen Bestand schöpfe, die ernste Er- 
kenntniss nicht blos ihres ökonomischen, sondern auch ihres 
christlichen Soll und Habens gewinne, und daran die Hin- 
gebung und Opferwilligkeit belebe, ohne welche @uch das Han- 
deln des Kirchenvorstandes erlahmen muss. Nur durch diese 
Aufnahme der Arbeit des letzteren in das Bewusstsein der 
Gemeinde, die dadurch wachsen will und soll, wird diese 
das richtige Bild des Dienstes .der Kirchenvorsteher er- 
fassen lernen, welches. besser und sicherer, als die gesetzli- 
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- chen Cautelen gegen verkehrte Wahlen, die tauglichen Män- 
ner dem Kirchenvorstande zuführt, ehrgeizige Bewerbungen 
zurückhält, und die nun einmal unvermeidlichen Gefahren 
alles Wahlwesens vermindert. 

Hiernach wird in den Wirkungskreis des Kirchenvor- 
stands auch die Pflicht aufzunehmen sein, alljährlich in einer 
Versammlung der Gemeinde (am zweckmässigsten in 
Verbindung mit der Wahl neuer Kirchenvorsteher, oder der 
Vorlegung des der Gemeinde nicht vorzuenthaltenden An- 
schlags der Einnahmen und Ausgaben) einen Bericht über 
die Erfahrungen seiner Amtsführung, die Bedürfnisse und 
Leistungen im Bereiche der Gemeindezwecke, die nächsten 
Zielpunkte der weiteren Arbeit vorzulegen. Damit ergiebt 
sich dann auch die Veränderung des $. 50 über die Gemein- 
deversammlung. Wie diese schon nach dem Gesetze selbst 
nicht rein facultativ hingestellt werden‘ darf, da ihre Thä- 
tigkeit als Wahlkörper des Kirchenvorstands ($. 27) doch zu 
ihren nothwendigen und regelmässig wiederkehrenden Func- 
tionen gehört; so verdient zu diesen letzteren auch die Ver- 
nehmung des Jahresberichts des Kirchenvorstands, und, wie 
früher ausgeführt, die Ausübung des Rechts der Einwendung 
gegen die Designation zum Pfarramt hinzugefügt zu werden. 
Und auch damit ist es noch nicht gethan, da einer evange- 
lischen Gemeinde unmöglich alles Recht statutarischer 
Anordnung über die in der Sphäre der Gemeindefreiheit 
liegenden Dinge, z. B. Einrichtung kirchengemeindlicher Lo- 
calanstalten für Armen- und Krankenpflege Rettung ver- 
wahrloster Kinder und andere Zwecke der inneren Mission, 
Aenderungen im Repartitionsfusse der Kirchenumlagen u. 
dergl. abgesprochen werden darf, das angemessene Organ zur 
Aeusserung dieser Autonomie aber nicht im Kirchenvorstande, 
sondern nur in der Gemeindeversammlung gefunden werden 
kenn. — | | 

Kürzer als bei dem Wirkungskreise, können wir uns: 
bei den auf Zusammensetznng und ÖOrganisirung 
des Kirchenvorstandes bezüglichen Bestimmungen fas- 
sen, besonders da die die Theilnahme des Patrons betreften- 
den Sätze auf eine spätere Stelle aufgespart werden sollen. 

Für das active Wahlrecht zum Kirchenvorstande 
stellt der $. 26 keine besondere kirchliche Qualification. 
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auf: was nach Lage der Sache nicht gemissbilligt werden 
kann, so principgemäss es auch ist und als leitender Ge- 
sichtspunkt im Auge behalten werden muss, dass die Bedin- 
gung der Theilnahme an dem activen Gemeindebürgerrechte 
in der Erfüllung der allgemeinen Rechtspflichten der Gemein- 
deglieder ($. 13) liegt. Durch diesen Mangel in der Bildung 
des Wahlkörpers wird, so lange er dauert, die im $. 32 vor- 
behaltene Bestätigung der Wahl gerechtfertigt, für welche 
freilich eine rein regimentliche Behörde, wie die Kirchen- 
ınspection, kein ganz unbedenkliches Organ ist. Die Versa- 
gung der Bestätigung von einer solchen Stelle wird der innern 
Berichtigung des Gemeindelebens nicht zu Gute kommen, 
sondern nur als ein zu weiterer Opposition reizender Druck 
auf die Gemeindefreiheit aufgenommen werden. Hätte der 
sächsische Entwurf eine Kreissynode, so würde diese ein, 
auch der inneren Ausgleichung förderlicheres Organ zur Aus- 
übung jenes Rechts darbieten. Wäre übrigens ein Wahlkör- 
per gehörig zu bilden, und die persönlichen Wahlerforder- 
nisse sicherer zu bestimmen, so müsste das Recht der Be- 
stätigung auf ein Recht der Ungültigerklärung gesetzwidriger 
Wahlen beschränkt werden. 

Unter den Erfordernissen der Wählbarkeit fällt die 
im $. 12 und 26 verlangte Ueberschreitung des 40. Alters- 
jahrs auf, zu deren Colorirung wohl der an der ersteren 
Stelle statt „Kirchenvorstand“ gebrauchte Ausdruck Ael- 
testenrath dienen soll. Zwingende innere Gründe für eine 
solche, im Vergleich mit den übrigen deutschen Gemeinde- 
ordnungen, anomale Vertagung der vollen kirchlichen Hand- 
lungsfähigkeit sind um so weniger vorhanden, als man dann 
auch eine entsprechende Hinausschiebung des Termins der 
Wählbarkeit zum Pfarramt vornehmen müsste. Schädlich ist 
sie aber geradezu für die kräftige Entwickelung der in der 
Aufgabe des Kirchenvorstands liegenden Diaconie, welche die 
rüstigsten und regsamsten Pfleger verlangt. 

Die eigentliche Auswahl unter den Wählbaren trifft die 
Gemeinde, aber doch so, dass sie dabei durch einen nicht 
bindenden Vorschlag ihres Kirchenvorstands unterstützt 
wird ($. 27). Es werden auf diese Weise einerseits die Nach- 
theile der altreformirten Cooptation vermieden, und anderer- 
‘seits doch der Vortheil erreicht, dass bei der Neuwahl sich 
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auch das Moment der von dem Organe des gemeindlichen 
Handelns gewonnenen Erfahrung geltend machen kann. Die 
Uebernahme des Amtes Seitens der Gewählten kann aus 
Gründen abgelehnt werden, welche der $. 35 aufzählt. 
Die Bekleidung eines öffentlichen, Zeit und Kraft vollständig 
in Anspruch nehmenden Amtes sollte kein Ablehnungsgrund 
sein, da man in einem wohlgeordneten Gemeinwesen von 
der Voraussetzung auszugehen hat, dass jene ohnedem immer 
nur relative Inanspruchnahme für die Bethätigung der kirch- 
lichen Persönlichkeit, die auch wieder dem Amte zu Gute 
kommt, Raum übrig lässt. Ein Ablehnungsgrund, wie der 
vorliegende, entzieht den Kirchenvorständen Elemente, die 
ihnen im Interesse der Kirche wie des Staats vorzugsweis 
zu gönnen sind, und wirkt auf seinen Gebrauch geradezu 
einladend, insofern in der Annahme der Wahl Seitens des 
Beamten die thatsächliche Erklärung. gefunden werden kann, 
dass das von ihm bekleidete Amt seine Zeit und Kräfte nicht 
vollständig in Anspruch nehme. Dagegen scheint das Ab- 
lehnungsrecht zu beschränkt, wenn einem Kirchenvorsteher 
auch nach dem Ablauf der vollen sechsjährigen Amtsdauer 
die Ablehnung der Wiederwahl auf die nächste sechsjährige 
Wahlperiode nicht, oder (was gleichviel ist) nur mit Ver- 
lust an seinem Rechte als Gemeindeglied, gestattet wird. 
Gewiss ist nichts mehr zu wünschen, als dass kein unnöthi- 
ger Personenwechsel in den Kirchenvorständen statt finden, 
und dass ihre Glieder durch die unter der Ausübung des 
Berufs wachsende Liebe zu ihm eben so festgehalten werden, 
wie durch ihre Verwaltung immer mehr in das Vertrauen 
und die dankbare Achtung der Gemeinde hineinwachsen mö- 
gen. Allein das muss sich auf innere Weise und ohne Zwang 
zu einer durch zwei Perioden fortgesetzten Dienstleistung 
machen. 

Ueber die Einführung der Gewählten in ihr Amt 
heisst es im $. 34 nur, dass sie Sonntags beim Vormittags- 
gottesdienst vom Pfarrer der Gemeinde vorgestellt und mit- 
tels Handschlags in Pflicht genommen werden sollen. Man 
scheint hiernach auf ein feierliches, Sinn und Geist des Ael- 
testenamts. thunlichst mit Schriftwort ausdrückendes Gelöb- 
niss zu verzichten, für welches sich in mehreren der neuen 
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Gemeindeordnungen treffliche Vorbilder finden. ') Bei der 
Neuheit des Amtes und bei den Gefahren verkehrter Auffas- 
sung, mit welchen noch lange besonders auch inmitten der 
Geistlichkeit zu kämpfen sein wird, muss auf die gesetz- 
liche Feststellung einer feierlichen kirchlichen Verpflich- 
tungsformel, welche den Kern und die Individualität der 
Sache im Lapidarstile der Schrift vor Augen und Gewissen 
wie der Gewählten, so auch des Geistlichen und der Ge- 
meinde bringt, ein nicht geringer Werth gelegt worden. 

In sich ist der Kirchenvorstand nach dem sächsischen 
Entwurf nicht weiter organisirt, als dass der Pfarrer oder 
dessen Stellvertreter den Vorsitz hat ($. 22), und dass für 
das Einnahme- und Ausgabewesen und die Rechnungsfüh- 
rung ein Mitglied zum Kastenvorsteher bestellt wird 
($. 41), für dessen Mühwaltung im $. 47 leider eine Geldver- 
gütung in Aussicht genommen ist. Die in reformirten Pres- 
byterien heimische Unterscheidung der Laienmitglieder des 
Presbyteriums in Aelteste und Diaconen ist hiernach nicht 
aufgenommen: womit wir einverstanden sind. Denn wenn- 
gleich sie nicht etwa nur auf einer confessionellen Ueber- 
spannung der Gebundenheit durch die schriftmässige Kirchen- 
verfassung beruht, sondern einen bleibenden sachlichen Grund 
in dem verschiedenen Charakter der Gaben und Aufgaben 
hat, die in einem lebendigen evangelischen Gemeindevorstand 
zusammentreffen; so kann es doch bei ihrer freien Geltend- 
machung im Schoosse des letzteren sein Bewenden haben. 
Es genügt, wenn der gesetzliche Organismus sie nicht hin- 
dert, sondern ihr Raum lässt, besonders wenn durch das 
erwähnte Vorschlagsrecht des Kirchenvorstands bei Neuwah- 
len dafür gesorgt ist, dass der Blick der wählenden Gemeinde 
gerade auf diejenigen Kräfte und Gaben gerichtet wird, welche 
der Kirchenvorstand für einen bestimmten Zweig seines Be- 
rufs in seiner Mitte vermisst. Dagegen ist ein von dem 
Kirchenvorstande aus seiner Mitte zu wählender Stellver- 
treter des Vorsitzenden nicht wohl zu entbehren, da 
in der regelmässigen Verwaltung manche Fragen der gemeind- 
lichen und auch der pfarramtlichen Interessen vorkommen, 


10) Vergl. bes. die Bemerkungen in der Denkschrift zu den hannov. 
Entwürfen einer Presbyterial- und Synodalordnung. $. 92. 
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wo dem Pfarrer die Enthaltung von den betreffenden Ver- 
handlungen und Beschlüssen von Werth sein muss. Natür- 
lich muss dieser Stellvertreter ein Laienmitglied sein, wo- 
gegen im $. 22 eine in der That grundlose Abneigung her- 
vortritt. 


Nach den Abschnitten von der Gemeinde und ihrer Ver- 
tretung lässt der sächsische Entwurf einen Abschnitt vom 
Kirchenpatronatrecht folgen ($. 51—5%9), an welchen 
sich viele formelle und sachliche Bedenken knüpfen. 

Auf dem Standpunkte des Entwurfs., der es auf keine 
vollständigeLegislationüberdiekirchlichenRechts- 
institute abgesehen hat, war ein Grund auf den Patronat 
sich einzulassen nur insoweit vorhanden, als das Verhältniss 
des Patronats zu und in der neuen Gemeindeordnung und 
den neuen regimentlichen Einrichtungen zu bestimmen -war. 
Statt dessen begegnet uns hier ein Abschnitt mit Artikeln 
über Arten, Erwerbungsweise, Rechte, Suspension, Verlust 
des Patronatrechts, welchen man nur als Versuch einer Co- 
dification dieses Rechtsinstituts bezeichnen kann. Damit 
fällt der Entwurf zunächst aus seiner Rolle, verliert die Ein- 
heit des Planes und Gedankens, welcher seinem übrigen Um- 
fang nnd Inhalt zu Grunde liegt, und giebt der Frage Raum, 
weshalb denn gerade dem Patronate, statt der blossen Ein- 
rückung in die neuen Institutionen, die Ehre einer codifica- 
torischen Behandlung zu Theil wird. Auf diese Frage aber 
ist schwerlich eine befriedigende Antwort möglich, da es im 
Gesammtbereiche der kirchlichen Rechtsinstitute kein zweites 
giebt, für welches in der Gegenwart so wenig wie für das 
Patronatrecht die Bedingungen vorlägen, unter denen es sich 
codificiren, d. h. als Ganzes befriedigend ordnen, und auf 
Grund des vollen Verständnisses seines prineipiellen Gehalts 
und seiner geschichtlichen Entwickelung zu einer, in sich 
selbst und mit den übrigen Theilen des Systems harmoni- 
schen, Gestalt abschliessen lässt. Der eigentliche, nämlich 
Privatpatronat (welcher von dem mit öffentlich -rechtlichem 
Charakter, '') insbesondere dem landesherrlichen und auch 


rn 


11) Schon das canonische Recht bietet in seiner verschiedenen Be- 
handlung des geistlichen und des Laienpatronats ein Princip, welches für 
die Trennung der ihrem Wesen nach so verschiedenen Patronate von rein 
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dem städtischen, schärfer geschieden werden sollte) ist frei- 
lich in der Reformationszeit auch in unsere Kirche mit her- 
übergenommen worden, und hat hier theils in Folge des Man- 
gels der Gemeindeorganisation, theils durch seinen Zusam- 
menhang mit allgemeinen socialen und Verfassungsverhält- 
nissen, insbesondere durch sein regelmässiges Zusammentreffen 
mit der patrimonialen Gerichtsherrlichkeit, an welche sich 
wieder gewisse kirchenregimentliche Befugnisse anschlossen, 
eine grosse, nicht überall erfreuliche, Bedeutung erlangt. 
Allein eben wegen dieses Einflusses, welchen nicht sowohl 
die innere ratio des Instituts als äusserliche Momente 
auf seine Entwickelung geübt haben, wird man sagen müs- 
sen, dass eine Zeit, in welcher gerade diese Momente sich 
sehr verändern, die Gemeinde handlungsfähig wird, die grund- 
herrliche Gerichtsbarkeit wegfällt, und eine nicht blos un- 
verwerfliche, sondern ethisch correcte Kritik gegen die Be- 
herrschung öffentlicher Rechtsverhältnisse von privatrechtli- 
chen Gesichtspunkten sich erklärt, — dass eine solche Zeit 
nicht dazu berufen ist, dem überlieferten Patronatrechte eine 
codificatorische Pflege zu widmen. Die Weglassung des gan- 
zen Abschnittes vom Patronatrecht würde nicht blos der Ein- 
heit des Gesetzes zu Gute kommen, ohne seine praktische 
Brauchbarkeit im Geringsten zu schmälern, sondern auch den 
Schein zerstören, als habe die sächsische Kirche dahin mit 
dem Privatpatronate abgeschlossen, dass sie in ihm ein or- 
ganisches und in voller Integrität zu bewahrendes Glied der 
Verfassungsordnung verehre, in welcher sie von nun an zu 
leben gedenkt. Ein solcher Abschluss wäre nach Lage der 
Dinge ein sehr voreiliger: vielmehr liegen die Dinge so, dass 
das Unternehmen, das ganze überlieferte Recht des Patronats 
legislativ neu zu redigiren, ebenso unräthlich ist, als eine 
vollständige Revision und Umbildung nach neuen, in ihrer 
praktischen Wirksamkeit noch nicht zu überschauenden, Ge- 
sichtspunkten. Man lasse daher den Patronat im Ganzen 
unberührt stehen, stelle die nothwendigen Verbindungsglieder 
mit den neuen Einrichtungen her, beseitige vollständig alle 
Reste der dem Patronate an sich fremden regimentlichen In- 


patrimonialer Natur und derjenigen, die von Gesichtspuukten des öffent- 
lichen Rechts beherrscht werden, mehr hätte verwerthet werden sollen. 


Ueber den Entwurf einer Kirchenordnung für die sächsische Landeskirche. 67 


spectionsrechte, die mit Aufhebung der gerichtsobrigkeitlichen 
Stellung der Gutsherren ihre Basis verloren haben, und ent- 
schlage sich im Uebrigen aller legislativen Ungeduld, welche 
ebenso in hastiger Umgestaltung, als in voreiliger Aneignung 
und neuer Bekräftigung des Ueberlieferten sich äussern kann. 

Betrachtet man den Inhalt der Sätze, welche die säch- 
sische Kirchenordnung über den Patronat giebt, im Einzelnen, 
so wachsen die Bedenken gegen das eingeschlagene Verfahren. 

-Schon der $. 16, welcher das allgemeine Recht jeder 
‚Kirchengemeinde dahin ausspricht, dass sie ihre Angelegen- 
heiten unter verfassungsmässiger Mitwirkung des 
Patrons und unter der Aufsicht der kirchlichen Behörden 
selbst zu verwalten habe, erweckt den, vom Standpunkte 
des gemeinen Kirchenrechts aus gesehen sehr wunderlichen 
Anschein, als rechne die sächsische Landeskirche zur nor- 
malen Gestalt jeder Parochialkirche, dass sie einen Patron 
habe. Die Regel ist aber doch, dass sie ecclesia libera, der 
Patronat eine Ausnahme sei, und dass die Gemeinde nicht 
durch die den Patronat bildenden Befugnisse, welche be- 
stimmten, kraft specieller Erwerbstitel berechtigten Personen 
zustehen, sondern durch ihren allein verfassungsmässigen 
gliedlichen Zusammenhang mit der Landeskirche und durch 
die öffentlichen amtlichen Organe der letzteren in der 
Freiheit ihrer Selbstverwaltung beschränkt sei, Diese Regel 
ist es, von welcher durch einen Patronat eine partielle und 
locale Ausnahme begründet sein kann. Freilich scheint 
sich der sächsische Entwurf zufolge $. 56. die Sache so zu 
denken,') als sei die Einwirkung anderer Berechtigter, wel- 
cher eine jede Gemeinde in Bezug auf die Verleihung ihres 
Pfarramtes und die Verwaltung ihres Kirchenguts unterliegt, . 
allemal ein Patronatrecht, einerlei kraft welches Rechtsgrundes 
dieses Recht der Einwirkung zustehe, und ob es bestimmten 
speciellen Erwerbern (in der Regel kraft ihres Besitzes eines 


12) 8.56 lautet so: „Ausübung der landesherrlichen Patro- 
natrechte. Der Landesherr übt die mit dem Besitz des Staatsguts ver- 
bundenen (dinglichen), die auf landesherrlichen Stiftungen beruhenden (per- 
sönlichen), und die dem Kirchenregimente über alle nicht unter 
Privatpatronat stehenden Kirchen und geistlichen Aemter 
zukommenden Patronatrechte durch die für das Kirchenregiment 
geordneten Behörden aus.“ | 
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Grundstücks) oder ob es den regimentlichen Organen der 
Landeskirche zukomme. Allein wenn auch ein solcher, das 
sachlich Verschiedene zusammenwerfender Gebrauch des Wor- 
tes „Patronat“ in der sächsischen Kirche sich eingeschlichen, 
und, wie es die Art einer falschen Bezeichnung ist, auch die 
Auseinanderhaltung der differenten Rechtsinstitute gefährdet 
haben sollte; so ist doch in der That bei Entwerfung einer 
neuen Kirchenordnung der dringendste Grund vorhanden, die- 
sem Missstand zu wehren und durch äusserliche Trenmung 
des innerlich Getrennten ein jedes an seinen Ort zu rücken, 
damit ihm die Auffassung und Behandlung nach seinem eigenen 
Gesetze und Wesen gesichert bleibe. Das kirchenregiment- 
liche Recht der Aufsicht über die Gemeindeverwaltung und 
der Pfarrbesetzung ist durchaus kein Patronatrecht, kein be- 
sonders erworbener Complex von Rechten über die einzelne 
Localkirche, sondern eine verfassungsmässige Aeusserung des 
allgemeinen Episcopalrechts, für deren Veränderung daher 
auch die Gesichtspunkte des legislativen Eingriffes in wohl- 
erworbene Rechte keineswegs maassgebend sind. 

Die gerügte Vermengung zeigt sich in ihren Folgen so- 
fort bei $. 52 über die Erwerbung des Patronatrechts, 
wo das Gesetz natürlich nur Erwerbsarten für denjenigen Pa- 
tronat aufzustellen vermag, welcher Corporationen oder ein- 
zelnen Personen zusteht. Die Aufstellung selbst erweckt 
manche Bedenken, theils weil die Gründe der ersten Er- 
werbung (Constituirung) eines Patronats und die des Ueber- 
gangs eines begründeten Patronats auf neue Erwerber nicht 
von einander getrennt sind (wodurch namentlich der mit der 
dritten Erwerbsart „durch rechtsverjährten Besitz“ zu ver- 
bindende Sinn ganz unklar wird), theils weil sich unter den 
Arten der (ersten) Erwerbung auch die kirchenregiment- 
liche Verleihung findet. Freilich ist diese- früher, doch 
nicht ohne eifrigen Widerstand der Kirchenbehörden !?), öfter 
vorgekommen. Deshalb verdient sie aber noch nicht bei 
einer legislativen Revision des Instituts aufgenommen zu 
werden. Streitet sie doch offen gegen das Rechtsprincip des 
Patronats, welches ihn in nothwendige Beziehung zur 


4) Weber system. Darstellung des in Sachsen geltenden Kirchen- 
zechts. Bd. 2. 8. 207. Not. 15. (2. Aufl.) 
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Stiftung des ersten Erwerbers setzt; gegen die Würde und 
Pflicht des Kirchenregiments, welches als solches sich nicht 
zu Gnadenacten herbeilassen kann, durch welche öffentliche 
kirchliche Rechte an privatrechtliche Uebertragungsarten ge- 
knüpft, ja mittelbar sogar zu Gegenständen des Verkehrs ge- 
macht werden; endlich gegen das. Recht der evangelischen 
Gemeinde, die wenigstens nicht ohne ihre Einwilligung einer 
so tief greifenden Veränderung ihrer Freiheit und ihrer kirch- 
lichen Localverfassung unterworfen werden darf. 

Bei der Aufstellung der im Patronat enthaltenen Rechte 
(8.53 — 55) fällt besonders die weite Ausdehnung des dem 
Patron beigelegten „Aufsichts- und Schutzrechts“ in 
die Augen, welches mehr den Character einer Advocatie ja 
einer kirchenoberlichen Inspection, als den der cura bene- 
fiii an sich trägt, die doch allein zum Patronate, im Un- 
-terschiede von jenen ein öffentlich-rechtliches Organ verlan- 
genden Gewalten, gehört. Man scheint in der Ausscheidung 
des wahren Patronatrechts von dem, während des Bestehens 
der Patrimonialjurisdiction daran angeschlossenen, öffent- 
lichen Befugnissen doch nicht mit der Schärfe verfahren zu 
sein, welche der Rücksicht auf die kirchenrechtliche Ano- 
malität des Patronats entspricht.) Das Aufsichtsrecht des 
Patrons hat nämlich nach dem Entwurf nicht blos das Kir- 
chengut und dessen Erhaltung in seiner Integrität zum Ge- 
genstande, sondern zieht auch Lehre und Wandel der 
Kirchen- und Schuldiener und den Zustand des ge- 
sammten localen Kirchen- und Schulwesens in sei- 
nen Bereich: freilich nicht mit einem Rechte selbständiger 
Verfügung, aber doch mit der Verpflichtung für die Kirchen- 
inspection, die desfalls von dem Patron vorgebrachten Er- 
innerungen und Wünsche „soweit möglich zu berücksichtigen 
oder die entgegenstehenden Bedenken in schicklicher Form 
zu eröffnen.“ Schon hierin liegt, dass er auch im Gebiete 
der geistlichen Angelegenheiten der Parochie nicht blos 
das allgemeine Gemeinderecht, auch nicht in der höheren 
Form der Mitglieder des Kirchenvorstandes, theilt, sondern 


14) Doch fällt dies zunächst nicht dem Entwurfe der Kirchenordaung, 
sondern dem Gesetze vom 11; August 1855 (die künftige Einrichtung der 
Behörden betreffend) Anhang, $. 10, No.4 d. zur Last, welches freilich 
änderungsfähig ist. 
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als ein geborner kirchlicher Localoberer erscheint: was um 
so mehr auffällt, als diese Function nicht einmal durch die 
Gleichheit des Bekenntnisses bedingt, sondern dem Patron 
schlechthin als solchem ebenso beigelegt wird, wie die Kennt- 
nissnahme von dem Stande und der Verwaltung des Kirchen- 
vermögens. Denn nur zur persönlichen Theilnahme am Kir- 
chenvorstande, bei keinem anderen Rechte des Patrons, 
verlangt der Entwurf ($. 23) seine Confessionsangehörigkeit. 

Was schliesslich noch diese Theilnahme am Kirchen- 
vorstande anlangt, so ist ihr eine Gestalt gegeben, welche 
sie unter Umständen zu einer schweren Bürde für den, Kir- 
chenvorstand machen kann. Hält man sich streng an das 
Nothwendige, was mit der allgemeinen rechtlichen Natur 
des Patronats gegeben ist, so kann eine Theilnahme am 
Kirchenvorstande für den Patron überhaupt nicht in Anspruch 
genommen werden, da einerseits im Patronat kein Recht ° 
eigener Allein- oder Mitverwaltung der localen Kirchenan- 
gelegenheiten liegt, und andererseits die wirklich in ihm 
enthaltenen Rechte der Kenntnissnahme und Consenserthei- 
lung auf die Beziehungon des Kirchenguts sich beschrän- 
ken. Kraft dieser Rechte gebührt dem Patron nicht mehr, 
als Einsicht in die auf den Haushalt der Localkirche be- 
züglichen Verwaltungsacte und Beschlüsse des Kirchenvor- 
stands, und Wahrung seiner etwa verletzten patronati- 
schen Rechte durch Recurs an die zuständige Behörde. Nun 
ist es zwar gewiss wünschenswerth, dass es nicht bei die- 
sem Nothwendigen sein Bewenden behalte, sondern dass der 
Patron auch als Glied des leitenden Gemeindekörpers den 
sittlich-religiösen Aufbau der Gemeinde durch die besonderen 
Hülfsmittel fördere, welche ihm seine hervorragende sociale 
und rechtliche Stellung verleiht. Allein desshalb bleibt es 
doch immer von Bedeutung, das Recht, welches dem Patron 
im Kirchenvorstande zugetheilt wird, als das zu nehmen, 
wäs es ist, nämlich als eine auf Zweckmässigkeit ruhende 
und daher auch durch sie begränzte Ausdehnung des pa- 
tronatischen Rechts über die durch die rechtliche Natur des 
Instituts gezogene Linie. Mit dieser Zweckmässigkeit aber, 
welche bei einem Kirchengesetze wesentlich als kirchliche 
und hier noch näher als gemeindliche zu denken ist, wird 
es schwer zu vereinigen sein, wenn die Theilnahme des Pa- 
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trons am Kirchenvorstande in der durch $. 23 des Entwurfs 
bestimmten Weise privilegirt, und so in dem Patron selbst 
statt der Gesinnung des brüderlichen Dienens, welche die 
Seele auch seiner Theilnahme am Aeltestenrath sein muss, 
das Gefühl der Herrschaft genährt wird. Wir gönnen ihm 
den Ehrenvorsitz, aber finden es mit der Stellung eines Theil- 
nehmers am localen Kirchenvorstande ganz unvereinbar, dass 
‚nicht blos der im Kirchspiel anwesende Patron zu den Sitzun- 
gen des Kirchenvorstandes eingeladen werden soll, sondern, 
dringliche Fälle abgerechnet, auch der abwesende, dafern 
er nur überhaupt im Lande wohnt, (und doch wohl 
such an einem dem Kirchenvorstand vorher namhaft gemach- 
ten Orte innerhalb Landes sich aufhält). Ueberdem ist dieser 
Satz ziemlich unpraktisch, da die Einladung des abwesenden, 
wenn sie nicht eine leere Reverenz sein soll, mit einer An- 
zeige der in der anberaumten Sitzung zu verhandelnden 
Gegenstände verbunden sein müsste, die Forderung einer 
solchen Anzeige aber mit der Geschäftsbehandlung eines Kir- 
chenvorstandes wenigstens dann unvereinbar ist, -wenn er 
einigermaassen in seinen Beruf hineinwächst. Die frucht- 
barsten Berathungen und Beschlüsse eines Kirchenvorstandes 
werden gerade diejenigen sein, welche, ohne auf den Pro- 
ponenden zu stehn, durch den freien Austausch der Beobach- 
tungen und Bemerkungen über die religiösen und sittlichen 
Zustände der Gemeinde veranlasst werden.) Einen eben- 
falls mehr herrschaftlichen als kirchlichen Charakter hat das 
fernere dem Patron im $. 23 zugesprochene Recht, einen 
jeden Beschluss des Kirchenvorstands, den er bedenklich 
findet, in seiner Ausführung zu suspendiren und der 
Cognition der regimentlichen Behörden zu unterstellen. Wie 
dem Patron nach Nothwendigkeit nur ein Einspruch gegen 
die seine patronatischen Rechte angeblich verletzenden 
Beschlüsse zukommt, so darf ihm auch nach Zweckmässig- 
“keit nicht mehr eingeräumt werden. Denn jedenfalls ist für 
den (bei der Natur des Geschäftskreises des Kirchenvorstands 
ohnedem nicht so eiligen) Schutz der allgemeinen kirchli- 
chen Interessen schon überreichlich durch den Schlusssatz 


15) Vergl. den hannoverschen Entwurf der Kirchenrathsordnung 8.26, 
und dazu Denkschrift 8. 96. 
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des $. 48 gesorgt, welcher dem Pfarrer das Recht beilegt, 
die ihm bedenklich scheinenden Beschlüsse des Kirchenvor- 
stands dem Superintendenten resp. der Kiroheninspection vor- 
zulegen, und die Ausführung bis zu deren Entscheidung aus- 
zusetzen. Das allgemeine Suspensionsrecht des Patrons ge- 
währt keine neuen und irgend erforderlichen kirchlichen Ga- 
rantieen, sondern dient nur dazu, in dem mit zwecklosen 
Hindernissen seines Handelns umstellten Kirchenvorstande den 
Nerv der Selbständigkeit zu unterdrücken, welcher die Be- 
dingung wie der Liebe und Hingebung an seine Arbeit so 
des Erfolgs derselben ist. 


Wir wenden uns zum Synodalinstitute. 

Aus den Bestimmungen, welche der Entwurf $. 60—71 
darüber enthält, ersieht man, dass nur die Einführung einer 
allgemeinen Landessynode beabsichtigt ist. Es fehlen die 
niederen Synodalstufen, von denen allerdings die Provin- 
zialsynode in Sachsen kaum eine innere Berechtigung haben 
würde; allein eine um so grössere nach unserem Verständ- 
niss der Dinge die Kreissynode des Superintendeütur- 
bezirks, ohne deren Einfügung die beabsichtigten Erfolge 
der neuen Verfassung, insbesondere der Gemeindeordnung, 
sich schwerlich werden erreiehen lassen. 

Die Einzelgemeinden, welche durch ihren Kirchenvor- 
stand selbständig handelnde Ganze sind oder doch werden 
sollen, sind eben nicht blos einzelne, sondern auch Glieder 
einer umfassenderen Gemeinde, und müssen, um als einzelne 
zu gedeihen, auch die Erfahrung dieser Gliedlichkeit haben. 
Treten sie nicht in unmittelbare Beziehung zu einander, 
so entgeht ihnen natürlich auch die durch nichts zu ersetzende 
Wirksamkeit auf einander. Das Bedürfniss einer solchen 
machte sich schon früher geltend, als die Gemeinde nur in 
ihrem Pfarramt organisirt war, und führte zu jenen nur aus 


Geistlichen bestehenden Conventen und Conferenzen, die sich ° 


jedoch unausbleiblich im Bereiche des Austausches über die 
besonderen pastoralen Aufgaben und Angelegenheiten hielten, 
und ihre beste Frucht in der Anregung zu theologischem Stu- 
dium brachten. Jetzt sind es die im Pfarramt und Kirchen- 
vorstand verfassten Gemeinden, welche die gegebenen Glie- 
der der durch nähere locale Berührung begründeten Gemein- 
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schaft bilden, und von dieser den berichtigenden und anre- 
genden Einfluss erwarten, dessen die in sich abgeschlossene 
Einzelgemeinde von ihren nächsten Genossinnen bedarf. Es 
sind hauptsächlich zwei Gefahren, welche mit der Isolirung 
handlungsfähig gewordener . Gemeinden entstehen, die einer 
independentistischen Willkür und die der Schlaffheit und 
Trägheit, Die Berichtigung des falscheri Selbstgefühls, auf 
welchem die erstere beruht, wird ebenso wie die Belebung 
des Stumpfsinns und der Gleichgültigkeit, welche die Quelle 
der zweiten ist, naturgemäss durch den unmittelbaren Zu- 
sammenhang unter den, zur Wirksamkeit auf einander durch 
locale Nähe angewiesenen Gemeinden erreicht werden. Das 
auf der jährlich versammelten Kreissynode sich herausstel- 
lende Gesammtbild des Zustandes der Gemeinden, von denen 
jede einzelne durch ihren Pfarrer und einen dazu deputirten 
Kirchenvorsteher wirklich gegenwärtig ist, ergiebt die Züge 
des Verfehlten und Geleisteten, deren Anblick die beredteste 
Lehre für die zurückgebliebenen, der beste Sporn für die 
Nacheiferung ist. Die tüchtige Gemeinde erreicht so erst 
ihre volle Bestimmung, zugleich Stütze und Kräftigung der 
übrigen zu sein, und in die untüchtige werden die Impulse 
der besseren hineingeleitet. Wohl mag die kirchenregiment- 
liche Aufsicht dem Leben der Einzelgemeinden gar sehr zu 
Gute kommen, und besonders den independentistischen Vellei- 
täten wehren können, aber schwerlich wird die Zurecht- 
und Zurückweisung von oben für sich allein die entscheidende 
innere Berichtigung bewirken, und noch weniger wird der 
Schlaffheit gegenüber die regimentliche Anregung die inner- 
lich belebende Kraft haben, welche von der unmittelbaren 
Erfahrung der Leistungen anderer Gemeinden ausgeht. 

Sind nun durch die Kreissynoden die Einzelgemeinden 
zu einer Wirksamkeit auf einander eingerichtet, so befä- 
higt sie ihr Verband auch zu einem Handeln miteinander. 
Es ist eine verfasste Kreisgemeinde gewonnen, welche einen 
werthvollen kirchlichen Körper für manche das gemeindliche 
Handeln in Anspruch nehmende Aufgaben bildet, die aber, 
wie z. B. die Unterstützung der Wittwen und Waisen der 
Prediger und Lehrer, die Vermehrung !der Lehr- und Seel- 
sorgerkräfte in Spitälern, Gefangenhäusern und Strafanstalten 
und manche andere Zwecke der inneren Mission, über die 
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Gaben und Kräfte der einzelnen Gemeinden hinausgehen, und 
zugleich doch die Beschränkung auf einen engeren Kreis als 
den der Landeskirche vertragen oder verlangen. Die Befürch- 
tung, dass die Kreissynode in diesem mehr facultativen Ge- 
biete wenig Regsamkeit entwickeln werde, und die Meinung, 
dass es vom praktischen Gesichtspunkte aus genüge, die vor- 
handenen Bezirksanstalten (insbesondere Predigerwittwenkas- 
sen) von einer regimentllichen Behörde verwalten, die übri- 
gen angedeuteten Zwecke aber von freien Vereinen betreiben 
zu lassen, ändert daran nichts, dass doch die rechte Stätte 
für die beharrliche und umfängliche Betreibung jener Zwecke 
in der organisirten Kreisgemeinde liegt, und dass die Hoff- 
nung auf das Gedeihen unserer Kirche auch die auf die 
wachsende Bedeutung der Kreisgemeinde einschliesst. 

Von unmittelbarerer Wichtigkeit freilich ist die Kreis- 
synode für das Kirchenregiment und dessen Organe. Das 
Amt des Superintendenten, namentlich in der vom säch- 
sischen Entwurf beabsichtigten Gestalt, erhält erst an der 
Spitze der Kreissynode die ihm zugedachte Wirksamkeit auf 
das Ganze des Ephoralkreises, welches denn doch noch ein 
Mehreres ist, als ein blosses Aggregat von Einzelgemeinden. 
Sicherer sodann, als jedes andere Erkenntnissmittel, lässt 
die Kreissynode die Persönlichkeiten hervortreten, welche 
unter den Geistlichen zur Bekleidung des wichtigen Ephoral- 
amts durch Gaben und Vertrauen angethan sind, und welche 
unter den Laien eine tüchtige Wirksamkeit in Consistorial- 
ämtern versprechen. Der letztere Punkt ist um so wichtiger, 
als die Consistorialbehörden u. a. auch daran gekrankt haben, 
dass ihre weltlichen Mitglieder, ganz gegen die sonstige Re- 
gel, ohne „Versuchtsein“, ohne eine kirchliche doxuuaoia, 
in dieselben berufen zu werden pflegten. Ein fernerer Werth 
der Kreissynode liegt darin, dass sie und ihr Vorstand ein 
Organ kirchendisciplinarer Attribute liefert,- welches, 
wie oben schon angedeutet, besonders bei Ausschreitungen 
der Gemeinden und Kirchenverstände eine gründlichere und 
die wirkliche Correction sicherer einleitende Wirksamkeit 
verspricht, als die regimentliche Behörde für sich allein. An 
diese Befugnisse lässt sich dann noch zweckmässig eine An- 
zahl anderer den kirchlichen Mittelbehörden (Kreisconsisto- 
rien) zugedachter Geschäfte anschliessen, welche, weil ihre 
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treffende Erledigung durch Kenntniss von Verhältnissen lo- 
caler oder persönlicher Natur bedingt ist, von den Üollegial- 
behörden mehr nur scheinbar, in Wirklichkeit durch die Be- 
richte der nächsten Oberen des engeren Kreises entschieden 
werden. Hiermit wirft sich dann von selbst die Frage auf, 
ob nicht die Stufe der Mittelconsistorien in einer Landeskirche, 
wie die sächsische, überhaupt entbehrt, und durch Verthei- 
lung ihrer Geschäfte theils an die Kreissynoden und deren 
Vorstände, theils an die Kircheninspectionen und das Ober- 
consistorium eine wesentliche Vereinfachung des kirchlichen 
Regierungsapparats erreicht werden könne:!‘) eine Frage, zu 
deren erneuter Prüfung auch die später zu berührende Zu- 
sammensetzungsweise der Mittelconsistorien ($. 80) und die 
Erfahrung anderer TLaandeskirchen von annähernder Grösse 
auffordert, welche, wie die UDO mit einem 
bandesoöneistorinm. auskommen. 

Endlich ist auch noch der Einfluss zu erwägen, welchen 
die Kreissynode auf das Gelingen der Landessynode zu 
üben verspricht. Eine alleinstehende Landessynode, deren 
. geistliche und besonders Laienmitglieder aus Wahlversamm- 
lungen hervorgehn, die keinen regelmässigen kirchlichen Aus- 
tausch und Verkehr mit einander pflegen, also nicht auch 
abgesehen vom Wahlgeschäft in kirchlichen Dingen zusam- 
men arbeiten und in dieser Arbeit sich gegenseitig kennen 
und erfahren, ist ein Experiment, welches durch. Beschrän- 
kung der Rechte der Synode an seiner Bedenklichkeit nichts 
verliert. ‘Kann sich in solchen Wahlversammlungen das 
Urtheil, welches in der Abgabe der Wahlstimmen liegt, 
nicht durch die wirklich erfahrenen und bewährten Eigen- 
schaften des Ausersehenen bestimmen lassen, so bekom- 
men Zufälligkeiten und fremdartige Rücksichten aller Art 
einen unvermeidlichen Einfluss auf das Wahlresultat, und es 
entsteht die Gefahr einer Synode, welche in sogenann- 
ten ruhigen Zeiten nicht als Sporn der Thätigkeit, und in 
bewegten nicht als Damm gegen Ueberstürzung zu dienen 
vermag. Aeussere Einrichtungen werden diese Gefahr zwar 


— 


1 Ob die Fortdauer der Kirchen- und Schuldeputationen bei den 
Kreisregierungen dann nothwendig sei, und welche zaunıN, ihr entgegen- 
stehen, vermögen wir nicht zu beurtheilen.’ 
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niemals völlig bannen; allein das Hervorgehen der gewählten 
Mitglieder aus den Kreissynoden wird doch mehr als jede 
andere Einrichtung der Landessynode die Männer zuführen, 
welche dem Handeln der Synode Einsicht, Kraft und Ein- 
gang bei der Landesgemeinde sichern. 

Dazu kommt, dass nur mittels der Stufe der Kreissyno- 
den für die Lösung der wichtigeren legislativen Fragen auf 
der Landessynode die Vorbereitung und allmähliche Ausrei- 
fung zu gewinnen ist, die zu dem Resultate zu führen ver- 
spricht, welches die Landeskirche bedarf und verträgt. Es 
erscheint das Hindurchgehen durch die Berathung der Kreis- 
synoden nicht blos als eine Veranstaltung der kirchlichen 
Klugheit bei besonders heiklen, die Empfindlichkeit und den 
Widerstand des protestantischen Volks leicht reizenden Fra- 
gen, sondern als eine organische Nothwendigkeit. Der for- 
melle Gemeinwille muss auf dem Boden der evangelischen 
Kirche auf einem Gesammtbewusstsein beruhen, welches, 
wenn es nicht blosse Fiction sein soll, allmählich aus den 
engeren Kreisen heraus sich bilden und läutern, und durch 
absichtlich darauf gerichteten Austausch von Wahrnehmun- . 
gen und Ueberlegungen zu Festigkeit und Klarheit heran- 
wachsen muss. Hierin liegt die präparatorische Bedeutung, 
welche den Kreissynoden bei Berathung der über ihr Ent- 
scheidungsgebiet hinausliegenden Kirchenordnungsfragen zu- 
kommt. Nicht durch die Kreissynoden allein, aber doch 
nicht ohne sie, werden die legislativen Factoren die Ele- 
mente zu einem richtigen landeskirchlichen Beschlusse, ins- 
besondere zu einem solchen erhalten, der auf die allgemeine 
Aneignungsfähigkeit mit einiger Zuversicht rechnen kann. — 

‘Wir wenden uns nach diesen Bemerkungen über die in 
den Mangel der Kreissynode begründete Lücke des Entwurfs 
zu seinen Sätzen über die Landessynode. 

Eine den Grund und das Wesen des Instituts der Lan- 
dessynode treffende Auffassung wird unseres Erachtens davon 
auszugehen haben, dass das Leben der Landeskirche’ noth- 
wendig Aufgaben mit sich bringt, welche nur aus dem über- 
einstimmenden Bewusstsein und Willen der drei Grundorga- 
nismen, aus denen sie besteht, des Regiments, des Lehr- 
amts und der Gemeinde, gelöst werden können. Schon 
die kirchliche Gesetzgebung, wenn sie auf Veränderungen in 
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_ der Verfassung oder in den mit der Lehre zusammenhängen- 


den Ordnungen sich richtet, kann nach dem Rechte der evan- 
gelischen, insbesondere lutherischen Kirche nicht kraft des 
alleinigen Rechts des Kirchenregiments zu Stande 
kommen, sondern verlangt den Zutritt von Lehramt und Ge- 
meinde, der ohne Landessynode nur aus deren Nichtwider- 
spruche gefolgert, ebendeshalb aber auch durch Widerspruch 
widerlegt werden kann. Ohne Landessynode hat daher keine 


Landeskirche die Organe in Bereitschaft, deren sie für ihr 


Handeln bedarf, eine Entbehrung, die ihr entweder Stagna- 
tion oder die Gefahr der Zersetzung durch ungeordneten, aber. 
rechtlich befugten Widerstand zu Wege bringt. Aber auch 
ausser jenen Aufgaben der Gesetzgebung ergeben sich landes- 
kirchliche Principienfragen , die aus der bestehenden Kirchen- 
ordnung heraus nicht zu lösen sind und das Zusammenhan- 
deln des Regiments mit Lehramt und Gemeinde fordern; und 
immer bleibt es für das aus diesen drei Grundorganismen 
bestehende Ganze eine unabweisliche Forderung, dass es auch 
als dieses Ganze sich selbst zum Bewusstsein komme, sich 
periodisch über seinen Zustand Rechenschaft gebe, eben da- 
durch seiner Gebrechen und Leistungen inne werde, und Im- 
pulse der weiteren Thätigkeit daraus schöpfe. In diesen Auf- 
gaben liegt der kirchliche, von allen Vorbildern politischer 
Vertretung durchaus unabhängige Grund der Landessynode, 
und dieser liefert für Zusammensetzung, Berufssphäre, Pe- 
riodieität u. s. f. der Synode ein sehr bestimmtes und eigen- 
thümliches Princip, welches sicher nicht verfehlen wird, in 
der weiteren Entwickelung des Synodalinstituts sich geltend 
zu machen. | 

In der Mehrzahl der neueren deutschen Synodalinstitute 
fehlt freilich ein klarer Anschluss an diesen Grund: es ist 
in ihnen offenbar mehr die Einwirkung politischer Analogieen, 
insbesondere der Gedanke einer Vertretung der durch ihr 
geistliches und Laienamt organisirten. Gemeinden bei dem 
Kirchenregimente wirksam.'”) Allein wenn auch dadurch 
manche auf die Dauer gewiss nicht haltbare Sätze hervor- 


1) Der sächsische Entwurf zeigt dies schon durch die systematische 
Stellung, die er der Synode im letzten Abschnitte des Kapitels von den 
Kirchengemeinden giebt. 
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gerufen werden, wie vornehmlich dass das Kirchenregiment 
nicht innerhalb der Synode, sondern ihr gegenüber gestellt 
wird, '%) so berechtigt das doch keineswegs zur Verwerfung 
des Dargebotenen. Denn einmal hat die innere Nothwendig- 
keit der Sache doch auch dem sächsischen Entwurf einige 


Concessionen abgerungen, insbesondere zur Aufnahme einiger 


Glieder des kirchenregimentlichen Amtes in die Synode ge- 
führt): und wenngleich diese mehr in der Stellung nütz- 
licher Experten, wie als nothwendige durch die Gliedlich- 


keit des Kirchenregiments in der Synode begründete Vertre- 


‚ter des letzteren gedacht zu sein scheinen, so ist damit doch 
schon ein entwickelungsfähiger Keim desjenigen gegeben, was 
wir für das Richtige halten. Und sodann wäre es überhaupt 
verkehrt, von der ersten Einrichtung eine dem Principe völlig 
entsprechende Gestalt der Sache zu verlangen, besonders wenn 
man für dieses Princip, wie wir offen anerkennen müssen, 
nur auf seine theoretische Richtigkeit und praktische Frucht- 
barkeit, nicht auf seine in das allgemeine Bewusstsein schon 
eingedrungene Anerkennung sich berufen kann. 

Ihrer Zusammensetzung nach soll die Synode, ausser 
einem ordentlichen Professor der Theologie und dem Profes- 
sor des Kirchenrechts an der Universität Leipzig, aus fol- 
genden Kategorieen von Synodalen bestehen: 


1. 32 Geistliche und 32 Laien, in 16 Wahlbezirken 


zu wählen, die den einzurichtenden 16 Superintendenturspren- 
geln entsprechen, so dass jeder Wahlbezirk je zwei Geist- 
liehe und zwei Weltliche wählt ($. 64). Der Wahlkörper 
besteht in Dresden und Leipzig aus den zusammentretenden 
Kirchenvorständen der sämmtlichen lutherischen Gemeinden 
der Stadt: in den übrigen Wahlbezirken wird er dadurch 
gebildet, dass jeder Kirchenvorstand des Sprengels einen 


— 


18) Entwurf 8. 69 „Theilnahme des Kirchenregiments. Der 
Staatsminister des Cultus und öffentlichen Unterrichts und die von dem 
Ministerium des Cultus ernannten Commissarien haben Zutritt zu den 
Sitzungen der Synode und können an den Verhandlungen derselben An- 
theil nehmen. Ein Stimmrecht haben sie nicht.“ Das Oberconsistorium 
wird als organisches Glied der Synode am frühesten vermisst werden. 

19, Nach 8. 69 sollen zu den Synodalen auch fünf von der obersten 
Spitze des Kirchenregiments zu ernennende Superintendenten (oder 
im Amte stehende Geistliche) gehören. 
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Geistlichen und einen Laien aus seiner Mitte dazu sendet 
(8. 65). Die Einwendungen, welche gegen solche nur ad hoc 
gebildete, sonst in keiner Gemeinschaft der kirchlichen Ar- 
beit mit einander stehende, Wahlkörper zu erheben sind, 


. wurden schon früher (S. 75) vorgetragen, und die Kreissy- 


noden als die wünschenswerthen Wahlorgane begründet. Die 
Wählbarkeit als geistliches Mitglied der Synode soll 
allen im Amte stehenden confirmirten Geistlichen, den Pro- 
fessoren der Theologie in Leipzig, den Superintendenten und 
den theologischen Mitgliedern der Consistorien und des Ober- 
consistoriums zukommen ($. 63). Die auch für die geistli- 
chen Mitglieder beigefügte Beschränkung, dass sie nur in 
dem Wahlbezirke sollen gewählt werden dürfen, in welchem 
sie ihren wesentlichen Wohnsitz haben, erscheint für die Pro- 
fessoren der Theologie und die Consistorialen deshalb nicht 
sachgemäss, weil diese, kraft der Stellung, die sie einneh- 
men, nicht blos dem Wahlbezirke, in welchem sie domicilirt 
sind, sondern entweder der ganzen Landeskirche, oder doch, 
wie die Mitglieder eines Mittelconsistoriums, dem Kreise des 


letzteren angehören. Die Wählbarkeit als weltliches _ 


Mitglied der Synode ist zu weit ausgedehnt, wenn keine 
weitere Qualification als der Besitz der für einen Kirchen- 


vorsteher erforderlichen Eigenschaften verlangt wird (8.63). _ 


Mit allem Nachdruck ist dagegen geltend zu machen, dass 
auch die Stellung eines weltlichen Synodalen wesentlich ein 
Dienst für die Landesgemeinde ist, welcher das Erprobtsein 
durch Dienen oder Gedienthaben auf den niederen Gemein- 
destufen zur Voraussetzung hat. Die Landessynode ist nicht 
der Ort für die ersten Versuche im kirchlichen Laienamt. 
Die ganze Geschichte des evangelischen Synodalwesens spricht 
für die Beschränkung der Wählbarkeit auf Aelteste. 

2. Einen weiteren Bestandtheil der Synode sollen fünf 
Kirchenpatrone bilden, von denen je einer durch die 
Kreisstände der vier Kreise des Königreichs und die Pro- 
vinzialstände der Oberlausitz gewählt werden soll. Die 
Wählbarkeit ist auch hier durch die für einen Kirchenvor- 
steher erforderlichen Eigenschaften bedingt ($. 63). Gewiss 


_ werden. tüchtige und im Bereiche der kirchlichen Interessen 


ihrer Gemeinden hingebend wirkende Patrone einen werth- 
vollen Bestandtheil der Synode bilden, und es kann nicht 
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fehlen, dass sie, dafern sie sich als solche durch ihre Theil- 
nahme an den Kirchenvorständen erweisen, durch Wahl 
in den kirchlichen Wahlkreisen als weltliche Mitglie- 
der der Synode zahlreich berufen werden. Aber für die Pa- 
trone rein als solche ist ein Grund ihrer Aufnahme in die 
Landessynode schwerlich zu finden. Da der Patronat ein 
singuläres Rechtsinstitut ist, welches einem nicht nach kirch- 
lichen Gesichtspunkten berufenen Subjecte gewisse fest 
bestimmte, einerseits die Gemeinde andererseits das Kir- 
chenregiment beschränkende, Rechte über eine Lokalkirche . 
ertheilt, so liegt im Patronat an sich gar kein Anspruch auf 
eine Theilnahme an der Landessynode. Die Berufung zu 
einer solchen Theilnahme enthält eine Erweiterung des 
bestimmten den Patronat bildenden Rechtscomplexes, für 
welche ein kirchliches Motiv nur etwa darin liegen könnte, 
dass man annähme, die Ausübung des Patronatrechts sei ge- 
eignet, eine besondere für die Landessynode zu verwerthende 
Vertrautheit mit den kirchlichen oder doch gemeindlichen 
Bedürfnissen und Interessen zu erzeugen. Allein zugegeben 
dass dem so sei, und dass daher die Patrone eine nützliche 
Stelle in der Synode unter dem Gesichtspunkte von Exper- 
ten einnehmen können, so erscheint unter eben diesem Ge- 
- sichtspunkte die Wahlart des Entwurfs als eine gänzlich ver- 
fehlte. Da nämlich die blosse Thatsache des Besitzes und 
der Ausübung des Patronatrechts, nach der Natur seines Er- 
werbstitels, nicht die geringste Gewähr dafür bietet, dass es 
treu und einsichtsvoll, nicht im herrschaftlichen Geiste, son- 
dern in dem des kirchlichen Dienens, und so gebraucht wird, 
dass sein Träger als kirchlicher Experte gelten kann; so 
muss die Wahl der Patrone nothwendig von einem Subjecte 
ausgehen, welchem ebenso Kunde und Erfahrung von dem 
kirchlichen Wirken der Patrone, wie der Wille zuzutrauen 
ist, lediglich unter diesem Gesichtspunkte die Auswahl zu 
trefien. Das eine so wenig wie das andere ist von dem Wahl- 
körper der politischen Kreisstände zu erwarten. Hiernach 
müsste man, wenn man sich nicht bei der unseres Erachtens 
völlig sichern Aussicht beruhigen will, dass tüchtige Patrone 
schon durch die kirchlichen Wahlversammlungen in genügen- 
der Zahl werden berufen werden, die Auswahl den Kirchen- 
behörden überlassen, welche ausser jenen Wahlversamm- 
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lungen in der That allein den hier entscheidenden Werth der 
einzelnen Patrone kennen zu lernen und zu würdigen ver- 
mögen. In erster Linie ist daher Weglassung der Synodal- 
kategorie der Patrone, in zweiter Linie ihre kirchenregiment- 
liche Ernennung zu wünschen. 

3. Endlich sollen noch fünf Synodalen von dem obersten 
Organe des Kirchenregiments (den in Evangelieis beauftragten 
Staatsministern) aus den Superintendenten oder im 
Amtestehenden Geistlichen ernannt werden. Die eigent- 
liche Bedeutung dieser Klasse der Synodalen ist nach den frü- 
heren Bemerkungen über das Wesen der Synode nicht sowohl 
darin zu suchen, dass sie besonders sachkundige Männer zu 
liefern verspricht, als vielmehr darin, dass das Kirchen- 
regiment selbst durch diese seine Vertrauensmänner in 
die Synode hineintritt. Einen reineren Ausdruck dieses Ge- 
dankens würde es aber ergeben, wenn die Zahl dieser Er- 
nannten etwas vermehrt, die Auswahl nicht blos auf die Ka- 
tegorie der Superintendenten beschränkt, sondern auf alle 
in kirchenregimentlichen Aemtern Stehenden erweitert, und 
dieim Amte stehenden Geistlichen hier weggelassen würden. — 

Was die der Synode zugewiesene Rechtssphäre betrifft, 
so besteht dieselbe nach $. 60. 67 in dem Rechte der An- 
träge und Beschwerden und in der Berathung der 
Vorlagen, die ihr über wichtige, die Bedürfnisse 
der Landeskirche betreffende Fragen vondemKir- 
chenregiment gemacht werden sollen. Diese kurze 
und in der letzteren Beziehung auch unbestimmte Bezeich- 
nung der Competenz fällt im Vergleich mit der eingehenden 
ud präcisen Art, in welcher das Rechtsgebiet aller anderen 
kirchenverfassungsmässigen Organe gefasst ist, gar sehr auf, 
und veranlasst zu folgenden Bemerkungen. 

Gewiss wird das Wesen der Synode richtig getroffen 
und eine verkehrte Analogie politischer Landesvertretungen 
vermieden, wenn der ganze Bereich wichtiger landes- 
kirchlicher Fragen als Gegenstand der Verhandlung mit 
der Synode offen gehalten, also die Beschränkung auf le- 
gislative Vorlagen u. dergl. abgewiesen wird. Fragen über 
Grundsätze und Richtungen der Verwaltung und deren Zu- 
sammenstimmung mit dem Geiste der evangelischen Kirche 


und der Kirchenordnung verlangen oft nicht weniger als le- 
Zeitschr, f, Kirchenrecht. 1. 6 
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gislative Aenderungen ein aus dem Ganzen der Landeskirche 
geschöpftes Urtheil. Ja nicht selten erhalten ganz concrete 
und selbst persönliche Angelegenheiten, die ihrer rechtlichen 
Natur nach zur Erledigung einer Verwaltungsbehörde gehö- 
ren, eine entscheidende kirchenpolitische Bedeutung, werfen 
den Zunder des Unfriedens in weite kirchliche Kreise, und 
werden zu Lebensfragen, in welchen die treffende, das ge- 
störte Gleichgewicht herstellende Entscheidung nicht blos 
aus der Kirchenordnung von der verwaltenden Behörde, son- 
dern nur aus dem kirchlichen Gesammtbewusstsein, also unter 
Mitwirkung des lehramtlichen und gemeindlichen Gliedes der 
Landeskirche erwartet werden kann. 

Allein damit wird eine genauere Bestimmung der An- 
gelegenheiten, in welchen das Kirchenregiment rechtlicher 
Weise nicht allein, sondern nur mit der Landessynode han- 
deln darf, nicht überflüssig, sondern um so mehr nothwen- 
dig gemacht, je unbestimmter der Ausdruck „wichtige Fra- 
gen“ an sich ist, und je mehr er ohne Aufstellung einer 
scharf begränzten Kategorie der der Landessynode nothwen- 
dig vorzulegenden Sachen auch gegen das Kirchenregiment 
ausgebeutet werden kann. Die hiernach unentbehrliche Her- 
vorhebung dieser Sachen hätte insbesondere alle Verände- 
rungen der gesetzlichen Kirchenordnung zu umfas- 
sen, da diese schlechthin zu den wichtigen Bedürfnissfragen 
der Landeskirche zählen und als solche behandelt sein wol- 
len. Ihrer Art nach kann aber die Mitwirkung der Synode 
hier nicht auf eine blosse Berathung des Kirchenregiments 
beschränkt sein, sondern muss eine das gültige Zustande- 
kommen bedingende Zustimmung enthalten. Freilich könnte 
man sagen, dass in wichtigen kirchlichen Fragen der Unter- 
schied-von Berathung und Zustimmung thatsächlich nicht viel 
austragen werde, und dass von Versuchen einer kirchenre- 
gimentlichen Legislation im Widerspruche mit dem Votum 
der Landessynode nichts zu befürchten sei. Allein doch ist 
es überhaupt und besonders in einer Landeskirche wie die 
sächsische?°) mehr als eine blosse Ehrenfrage der Landes- 


20) Es nützt nichts sondern schadet nur, wenn man den Uebelstand, 
dass die sächsische Kirche keinen evangelischen Träger ihres Kirchen- 
tegiments hat, nicht fest ins Auge fasst. Das aus der katholischen Con- 
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synode, dass Veränderungen ihrer Kirchenordnung auch recht- 
licherweise nicht ohne die Zusammenstimmung mit dem die 
Gemeinden und ihr Lehramt vertretenden Kirchenkörper ge- 
troffien werden können. Dazu kommt, dass es doch unmög- 
lich jetzt die Absicht sein kann, die Landeskirche im Ge- 
biete der Gesetzgebung dem Kirchenregimente gegenüber ge- 
bundener zu stellen, als sie bisher gewesen ist. Auch in 
Sachsen gilt, wie ich auf das strikteste behaupte, der ge- 
meinevangelische Rechtssatz, dass wenigstens Veränderungen 
in der Verfassung der Landeskirche und in den mit der Lehre 
zusammenhängenden Ordnungen (insbesondere den liturgi- 
schen) nicht aus dem blossen Willen des Regiments gültig 
hervorgehen können, sondern der Zustimmung von Lehr- 
amt und Gemeinden bedürfen. Die Absicht, diesen Satz, 
aufzuheben und an seine Stelle das ausschliessliche Recht 
des von der Landessynode blos berathenen Kirchenre- 
giments zu setzen, kann bei der Entwerfung eines Gesetzes, 
welches auf Erweiterung und Organisirung des gemeindlichen 
Antheils am Handeln der Kirche ausgeht, nicht gewaltet ha- 
ben. Es scheint dies so wenig denkbar, dass wir es vor- 
ziehen, die hier und da vorkommenden entgegengesetzten 


fession des Königs einerseits und seiner Eigenschaft als Subject des Epis- 
copalrechts über die lutherische Landeskirche andererseits sich ergebende 
Verhältniss ist und bleibt ein durchaus abnormes und den Grundsätzen 
evangelischer Kirchenverfassung widerstreitendes. Wohl hat ganz vorzugs- 
weise Sachsen den Beweis geliefert, dass solche Verhältnisse durch die 
Gewissenhaftigkeit und Weisheit der handelnden Personen erträglich 
gemacht, und vor der Entwickelung der in ihnen enthaltenen übeln Keime 
bewahrt bleiben können. Aber dadurch ändert das Verhältniss seine 
objective Natur nicht, und die wechselnden Personen bleiben trotz des ge- 
wichtigen Einflusses der traditionellen Haltung ihres Hauses dennoch we- 
sentlich freie, nicht nothwendige Erben der Weisheit ihrer Väter. Deshalb 
gebühret es sich, dass eine solche Landeskirche gegen die Veränderung 
ihrer inneren Ordnungen Schutzwehren aufrichte, welche das Kirchen- 
regiment an einseitigem Vorgehen in dieser Richtung verhindern: was 
eben durch Bindung desselben an die Zustimmung der Synode geschieht. 
Denn die Verwaltung des Kirchenregiments ist es eben, welche trotz aller 
institutionellen Trennung der Zuständigkeit von der Ausübung doch dem 
katholischen Träger des Kirchenregiments den Raum einer Einwirkung 
übrig lässt, die nur durch persönliche unvererbliche Eigenschaften ihre Ge- 
fahr für die evangelische Kirche verlieren kann. 
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Aeusserungen des Entwurfs2!) für Redactionsversehen zu hal- 
ten. Ist aber davon auszugehen, dass der Entwurf jenen ge- 
_ meinevangelischen Rechtssatz nicht zu alteriren gedachte, 
“so ergiebt der Mangel einer ausdrücklichen Bestimmung, 
welche die Synode für das Organ des Zustimmungsrechts 
erklärt, die gewiss auch nicht beabsichtigte Folge, dass trotz 
der Einführung einer Synode der bisher befugte formlose Wi- 
derspruch (vergl. S. 77) nach wie vor berechtigt bleibe. Je 
weniger auch diese Meinung mit der auf Organisirung ge- 
richteten Absicht des Entwurfs zusammenstimmt, um so mehr 
ist eine Lücke des Entwurfs zu behaupten, die nur durch 
die Anerkennung der entscheidenden Mitwirkung der 
Synode bei der kirchlichen Gesetzgebung, mindestens bei 
derjenigen, die sich auf die Verwaltung der Lehre, auf Li- 
turgie und Verfassung bezieht, ausgefüllt werden kann. — 
Was schliesslich die Periodicität der Landessynode 
anlangt, so ist eine solche zwar überhaupt unentbehrlich, 
wenn das Institut als ein wirkliches und zum gesunden Le- 
bensverlaufe gehöriges Glied der Verfassung gedacht und ge- 
wollt ist. Allein die Dauer der Zwischenräume hängt einer- 
seits von den ihr zugedachten Functionen, theils von der 
übrigen Gestaltung des Synodalwesens ab. Sind Kreissyno- 
den vorhanden, durch welche die Anliegen und Beschwerden 
der engeren Kreise sich ausdrücken und verarbeiten, so dass 
sie hier entweder befriedigt oder berichtigt werden können, 
und kann sich deshalb die Landessynode wirklich auf die 
Angelegenheiten -von allgemeinerer Bedeutung beschränken, 
die wenigstens im normalen Zustande immer nur in länge- 
ren Zwischenräumen auftauchen; so erscheinen regelmässige 
Versammlungen von drei zu drei Jalren, wie der Entwurf 
sie beabsichtigt, zu häufig. Ein Zwischenraum von doppelter 
Länge wäre dann sicher nicht zu gross: es würde dann auch 
der, im Entwurf freilich vermisste, allein unseres Erachtens 
der Landessynode nothwendig zu gewährende Ueberblick über 
den allgemeinen kirchlichen Zustand des Landes im verflos- 
senen Zeitraum, ein weit fruchtbarerer werden. Besteht da- 


2!) Insbesondere $. 42. „Abänderungen in der allgemein eingeführten 
Liturgie .... stehen nur dem landesherrlichen Kirchenregiment zu.“ Eben- 
falls $. 87, No.4 und lit.a. 
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gegen nur eine Landessynode, und wird daher der synodale 
Bestandtheil der Verfassung nur in ihr wirksam, so müssen 
freilich die Versammlungen in kürzeren Zwischenräumen 
statt finden. Allein zugleich tritt damit auch ein neuer 
Uebelstand des Mangels der Kreissynode hervor, indem deren 
Function, namentlich ihr Recht der Anträge und Beschwer- 
den, ganz von selbst in die Landessynode hineindringt, und 
nicht blos zu häufigeren Zusammenkünften der letzteren, son- 
dern auch — was weit schlimmer ist — zu ihrer Beschäfti- 
gung mit kleinlicheren oder unreifen Anliegen führen muss, 
Es kann nicht fehlen, dass auf diese Weise manche unbe- 
deutende Angelegenheiten, namentlich Beschwerden über Geist- 
liche und Kirchenbehörden, erst zu einer allgemeinen Wich- 
tigkeit, ja zu einem Momente der Erregung der ganzen Lan- 
deskirche erhoben werden, wozu sie an sich gar nicht an- 
gethan sind. Wenn dies aber eintritt, wolle man gerecht 
sein, und den Grund der unerfreulichen Erscheinung nicht 
im Synodalinstitute überhaupt, sondern in der nachgewiese- 
nen Lücke seiner Organisation suchen. 


In der bisher besprochenen Gemeinde- und Synodalein- 
richtung ist das wesentlich Neue enthalten, durch dessen 
An- und Einfügung in die bestehende Consistorialverfassung 
die sächsische Landeskirche sich zu ihrer Mission besser 
auszurüsten gedenkt. Das dritte Kapitel des Entwurfs „Vom. 
Kirchenregiment“ bringt denn auch keine eigentlich 
neuen Institutionen, wohl aber eine so durchgreifende Revi- 
sion der alten, dass wir nicht mit Stillschweigen daran vor- 
übergehen können. Doch beschränkt sich hier unsere Be- 
trachtung auf die Punkte von eingreifender Bedeutung und 
principieller Wichtigkeit, schon deshalb, weil gerade in die- 
sen regimentlichen Einrichtungen, in der Abstufung, der Zu- 
sammensetzung, den Attributen der verschiedenen Behörden, 
Vieles so geartet ist, dass ein Mannichfaltiges als zulässig 
erscheint, aus welchem die Auswahl nach Rücksichten der 
Angemessenheit erfolgen muss, die nur ein mit den concreten 
Verhältnissen Vertrauter ganz überschaut. 

Die erste Verwaltungsinstanz bilden die Superinten- 
denten, und zwar sie allein für die inneren (geistlichen) 
Angelegenheiten ihres Sprengels, zusammen mit einem welt-. 
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lichen Coinspector für die sog. äusseren Angelegenheiten und 
die streitigen kirchlichen Verwaltungssachen (Kirchenin- 
spectionen). 

Gleich bei der Superintendentureinrichtung hat 
sich der Entwurf zu einer einschneidenden Veränderung ent- 
schlossen, welche fast mehr als alle seine übrigen Bestim- 
mungen die allgemeine Aufmerksamkeit erregt und, wie es 
scheint, mehr Abneigung als Zustimmung hervorgerufen hat. 
Die Veränderung besteht darin, dass die ganze Landeskirche 
in nur sechzehn und deshalb verhältnissmässig grosse Spren- 
gel (von durchschnittlich etwa 125000 Einwohnern) zerlegt 
werden, und dass die an deren Spitze zu stellenden Super- 
intendenten, abgesehen von den Städten Dresden und Leip- 
zig, ausschliesslich diesem ihrem Ephoralamte angehören, also 
kein Pfarramt daneben bekleiden sollen. In der That strö- 
men auf den ersten Anblick die historischen und kirchenpo- 
litischen Gründe gegen diese Veränderung in einer solchen 
Fülle zu, dass es einer recht ernsten Festhaltung des Nach- 
denkens bei dem Werthe dieser Gründe bedarf, um ein rich- 
tiges Urtheil über die beabsichtigte Einrichtung zu gewinnen. 
Allein je mehr man diese Gerechtigkeit übt, um so mehr 
wird nach meinem Dafürhalten das ungünstige Licht, in wel- 
chem die Einrichtung zuerst erscheint‘, verschwinden, und 
der Gesichtspunkt hervortreten, unter dem sie gerechtfertigt, 


‘ja willkommen geheissen werden kann. - 


Es bedarf keines Beweises, dass die Verbindung der 
Superintendenturen mit Pfarrämtern keine nach der Natur 
der Sache oder aus Gründen der Lehre nothwendige ist. Zu 
dem, einen Bestandtheil des Kirchenregiments bildenden, 
geistlichen Aufsichts- und Pflegeamt über den aus einer Mehr- 
zahl von Parochieen gebildeten Sprengel gehört sicher als 
nothwendige Vorbereitung die längere Verwaltung eines Pfarr- 
amts, aber nicht die Fortdauer der letzteren während der 
Bekleidung des ersteren. Allerdings ist es eine aus evan- 
gelischen Grundsätzen stammende Forderung, dass kein Geist- 
licher nur kirchlich regiere, ohne auch im Lehramte zu die- 
nen. Allein da das Pfarramt nicht identisch ist mit Lehr- 
amt, und da das Amt des Superintendenten keineswegs ohne 
lehramtliche Functionen ist, so geschieht jener Forderung 
durch Trennung der Superintendenturen von den Pfarrämtern 
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kein Abbruch. Verbindung und Trennung beider ist ledig- 
lich Zweckmässigkeitsfrage. Die Verbindung, welche bisher 
bestand, war denn auch durchaus keine ausnahmslose. Sie 
war vorhanden, wenn der Sprengel so klein und übersichtlich, 
und der Geschäftskreis des Inspectionsamts (richtig oder miss- 
bräuchlich) so wenig ausgedehnt war, dass man ihn als Ac- 
cessorium an ein Pfarramt, welches nach evangelischen Grund- 
sätzen immer das Principale bleiben muss, knüpfen zu können 
meinte. Dagegen verzichtete man auf die Verbindung, wo 
die mit der grösseren Extension des Inspectionsbezirkes ver- 
bundene intensive Bedeutung des Inspectionsamts hätte be- 
wirken müssen, dass entweder das letztere erlahmt oder das 
nothwendig principale Pfarramt geschädigt worden wäre. 
Diese Trennung fand sich denn auch in mehreren lutheri- 
schen Landeskirchen bei den Generalsuperintendentu- 
ren, wenigstens dann, wenn diese, besonders in Folge der 
Forterhaltung eines kräftigen Visitationsinstituts, eine wirk- 
lich bedeutsame und nicht blos titulare Stufe bildeten.) . 
Bei solcher Stellung des Generalsuperintendenten musste der, - 
schon an sich vorhandene, bei kleineren Sprengeln nur nicht 
so merkliche Widerspruch zwischen dem eng localisirten und 
sesshaften Pfarramt, und dem nur bei freier Beweglichkeit 
von Ort zu Ort wirksamen Superintendentenamte so sehr in 
die Augen fallen, dass an der Unzweckmässigkeit einer Ver- 
bindung beider gar nicht gezweifelt werden konnte. 

Wendet man nunmehr seinen Blick auf die für Sachsen 
beabsichtigte Einrichtung, so erscheint sie durchaus nicht als 
eine für lutherische Landeskirchen so unerhörte Neuerung, 
wie man sie hat darstellen wollen. Ihr Kern tritt am klar- 
sten hervor, wenn man ihn dahin bezeichnet, dass man die 
sächsische Landeskirche in sechzehn Generalsuperin- 
tendentur-Kreise einzutheilen gedenkt. Denn dass Be- 
zirke von durchschnittlich 125000 Einwohnern keine Super- 
intendentursprengel sind, deren Inspeetionsämter, wenn sie 
etwas bedeuten und wirken sollen, neben Pfarrämtern ver- 


27) So z. B. in der schleswig-holstein’schen Landeskirche. Vergl. 
Matthiä Beschreibung der Kirchenverf. in Schleswig und Holstein. 8. 38, 
und die vortreffliche Instruction des Generalsuperintendenten y. 14. 
Dezember 1739 bes. $. 2. 
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waltet werden können, ist eben so klar, wie es eine Menge 
von Vorgängen für sich hat, dass die Superintendenz über 
einen so ausgedehnten Bezirk aus der Verbindung mit dem 
Pfarramte gelöst wird. Die Frage über den Werth der säch- 
sischen Einrichtung stellt sich daher genauer dahin, ob es 
angemessen sei die Stufe der Superintendentur, die schon 
bisher in Sachsen eine einfache in sich ungegliederte war, 
auf den Fuss von Generalsuperintendenturen zu organisiren., 

Vieles spricht dafür. Die neue Gemeindeordnung und 
das in Folge derselben zu erwartende bewegtere Gemeinde- 
leben stellt Forderungen an die Beweglichkeit, Frische und 
Kraft des Inspectionsamts, deren Befriedigung durch die ac- 
cessorische Verbindung mit Pfarrämtern um so mehr gehin- 
dert wird, je mehr auch das pfarramtliche Handeln in der 
Gemeinde durch die neue Ordnung stärker in Anspruch ge- 
nommen wird. Ferner da die Verbindung mit Pfarrämtern 
überhaupt nur möglich ist bei geringem räumlichen Umfange 
der Inspectionskreise, so bringt sie eine grosse Menge der 
letzteren also auch der Superintendentenämter mit sich, für 
welche die geeigneten Persönlichkeiten in der erforderlichen 
Zahl kaum gefunden werden können. Denn wenn auch auf 
kleineren Raum beschränkt, bleiben die qualitativen For- 
derungen an die Wirksamkeit des Superintendenten durch- 
aus die nämlichen. Weiter erscheinen aber auch grössere 
Inspectionskreise an sich und abgesehen von den zu ihrer 
Leitung disponibeln Kräften als ein Bedürfniss, damit, soweit 
Einfluss und Beruf des Kirchenregiments reicht, ein gewisses 
Gleichmaass in die Entwickelung und Einlebung der Gemein- 
deordnung gebracht werde. Je mehr die bisherige Gewöh- 
nung die Gemeinde als wesentlich passiv dem Kirchenregi- 
mente gegenüberstellte, um so mehr wird der rechte Ueber- 
gang zu ihrer kirchlichen Action in den Impulsen liegen, die 
sie in dieser Beziehung von dem !nächsten regimentlichen 
Amte empfangen; und dieses wird in demselben Maasse, in 
welchem man seine freiere Beweglichkeit auch dazu benutzt, 
dass seine Träger unter sich und mit dem Oberconsistorium 
in Verbindung treten, zu einer einheitlichen Entwickelung 
der neuen Einrichtungen beitragen. (Leider wird eine diese 
wichtige Verbindung einleitende Bestimmung in dem Ent- 
wurfe vermisst.) Wollte man sagen, dass die Vortheile der 
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grösseren Inspectionskreise oder doch der grösseren Regsam- 
keit des Inspectionsamts (welches manche ältere Kirchenord- 
nungen recht plastisch als „Besuchsamt* bezeichnen) aych 
bei der Verbindung mit Pfarrämtern dann erreichbar seien, 
wenn man die lehramtlichen Kräfte in solchen Gemeinden 
vermehre, und für eine regelmässige Vertretung des ander- 
weit beschäftigten oder abwesenden Pfarres sorge; so ist dem 
die Dignität des Pfarramts entgegenzustellen. Weder ver- 
trägt es sich mit evangelischen Begriffen, dass auf solche 
Weise das Amt des Pfarrers zur Nebensache gemacht werde, 
noch verspricht es Segen für ihn und die Gemeinde, wenn 
er ihr nur halb angehört und blos die von einem anderen 
Amte übrig bleibende Zeit und Kraft ihr widmet. 

Wenn wir uns hiernach auch für die beabsichtigte Ein- 
richtung aussprechen müssen, so ist doch zugleich hervorzu- 
heben, dass sie uns nur dann wohl gestaltet und in ihren 
Erfolgen gesichert erscheint, wenn das Amt des Superinten- 
denten zugleich den Mittelpunkt einer durch ihre Kreissynode 
organisirten Kreisgemeinde bildet. Erst durch diese 
in der Gesammtheit ihrer Pfarrer und begleitenden Aeltesten 
dargestellte Gemeinde kommen seine lehramtlichen und seel- 
sorgerlichen Attribute zur Geltung. Erst diese Gemeinde 
kann ihn seinem Kreise vollständig aneignen, und ihm das 
erforderliche Berufsbewusstsein und Selbstständigkeitsgefühl 
geben, dessen er auch nach oben bedarf, wenn er nicht blos 
ein eifriges Vollzugsorgan der oberen Kirchenbehörden, son- 
dern auch das wahre Herz seiner Kreisgemeinde sein soll. 
Erst das Heraustreten dieser aus ihrer Latenz kann endlich 
das rechte Gegengewicht gegen hierarchische Neigungen bil- 
den, die sich bei einem an den geistlichen Stand geknüpften 
kirchlichen Regieramte leicht einfinden, besonders wenn es 
durch seine Lösung vom Pfarramte ein wirksames Üorrectiv 
jener Neigungen verloren hat. — 

Für die äusseren kirchlichen Angelegenheiten und die 
streitigen kirchlichen Verwaltungssachen soll der Superin- 
tendent mit dem betreffenden Gerichtsamtmann, oder in den 
Städten, wo bisher schon die weltliche Coinspection dem Ma- 
gistrate zugestanden hat, mit einem rechtsgelehrten Mit- 
gliede des letztern, die als Kircheninspection bezeich-. 
nete erste Instanz bilden $. 77— 79. Diese Behörde, die unter 
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anderem Namen (Kirchenvisitatorium, Kirchencommissariat) 
auch in andern Landeskirchen vorkommt, ist nichts Neues, 
sondern führt ihre Anfänge bis in die Reformationszeit zu- 
rück, bedarf aber in unseren Tagen einer, hier freilich nicht 
möglichen, eingehenden Prüfung ihres Princips und ihrer 
Geschichte, die gewiss auch zu Veränderungen des Instituts 
führen wird. | 

Jedem, der mit den Quellen vertraut ist, muss sich die 
. Beobachtung aufdrängen, dass ein zwiespältiger Gedanke in 
dem Institute des weltlichen Coinspectorates wirksam ist. 
Es erscheint sowohl unter dem Gesichtspunkt einer den welt- 
lichen Hülfsarm für die äusseren kirchlichen Anordnungen 
darreichenden Einrichtung, wie auch als Durchführung des 
Consistorialprincips, d.h. der aus Geistlichen und Laien 
gemischten Regimentsführung für die unterste Stufe der Kir- 
chenverwaltung. Beide Gedanken lassen sich nicht oder doch 
nicht immer verbunden durchführen, da sie widersprechende 
Organisationsprincipe ergeben. Der erstere verlangt, dass 
der weltliche Coinspector die jedesmalige politische 
Localobrigkeit als solche sei, ganz abgesehn von ihrer 
persönlichen kirchlichen Qualification; der zweite verlangt, 
dass die Coinspection gelehrten (hier nach der Natur vieler 
Inspectionsaufgaben rechtsgelehrten), confessionsangehö- 
rigen, kirchlich gesinnten und bewährten Laien 
von dem Kirchenregimente übertragen werde. Der erstere 
fordert, dass, wenn die Sprengel der Superintendenturen mit 
den obrigkeitlichen Bezirken sich nicht decken, der Super- 
intendent mit so vielen Localbeamten zu besonderen Kirchen- 
inspectionen sich verbinde, als politische Verwaltungsbezirke 
in seinen Sprengel hineingreifen; bei dem zweiten kann und 
soll der kirchliche Sprengel zugleich auch den einheitlichen 
Inspectionsbezirk, und der Superintendent mit seinem welt- 
lichen Coinspector so zu sagen das Unterconsistorium dieses 
Bezirkes bilden. 

Das Bedürfniss, beide Gedanken auseinander zu halten 
und sich für den einen oder anderen zu entscheiden, war 
früher, so lange es nur confessionell exclusive Territorien 
gab und die Gelangung zu obrigkeitlichen Aemtern auch kirch- 
liche Qualificationen forderte, weniger vorhanden: man 
konnte das weltliche Coinspectorat an das obrigkeitliche Lo- 
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calamt knüpfen, und damit, ohne einen Theil der eigentli- 
chen Kirchenverwaltung geradezu in kirchlich unqualificirte 
Hände 'zu legen, zugleich die Vollzugsmittel der weltlichen 
"Obrigkeit in den kirchlichen Organismus selbst hereinnch- 
men. Mehr als alles Andere hat gerade dies in dem Volke, 
welchem in der Kircheninspection die identische kirchliche 
und bürgerliche Obrigkeit entgegentrat, das bewusstlose Ver- 
halten zu dem Unterschiede von Staat und Kirche befördert 
und die Vorstellung von der Kirche als einer von den übri- 
gen Institutionen des Gemeinwesens . nicht wesentlich ver- 
schiedenen Einrichtung in der Masse genährt. So sehr dies 
auch die Verwaltung erleichtert und die Gewöhnung des Ge- 
horsams auch in kirchlichen Dingen gefördert haben mag, 
so kann und soll es doch nicht dabei bleiben. Nicht blos 
ist es überhaupt ein Gut und entspricht der Gesetzmässig- 
keit der ethischen Entwickelung, wenn das in Wahrheit Un- 
terschiedene auch als solches in das allgemeine Bewusst- 
sein tritt, und die Einrichtungen geeignet werden, als Trä- 
ger und Pfleger aüch dieses Bewusstseins zu dienen; sondern 
es fehlen auch, selbst wenn man in jener Identitätsvorstel- 
lung eine erhaltenswerthe Naivität finden sollte, die Mittel 
und Grundlagen ihres weiteren Fortbestandes.. Schon der 
paritätische Staat und die Vollziehung seiner rechtlichen 
Consequenzen, insbesondere der Eintritt der Genossen einer 
fremden Kirche in obrigkeitliche Aemter muss sie erschüt- 
tern, und die Organisirung der Kirchengemeinde im Unter- 
schied von der politischen auch in dem Volke das Bewusst- 
sein nähren, dass man als Glied des Staates und der Kirche 
verschiedenen Gemeinwesen angehört. | 

Diese unvermeidliche Unterscheidung ist es, welche auch 
auf die Auffassung des weltlichen Coinspectorats zurückwirkt 
und gegen die Forterhaltung seiner früheren Doppelnatur sich 
“erhebt. Will man den Coinspector als den die Kirchenver- 
waltung stets begleitenden bürgerlichen Hülfsarm auf- 
fassen, so hat man einerseits zwar gar keine kirchlichen 
Qualificationen zu fordern, muss ihm aber auch andererseits 
alle Theilnahme an der wirklichen Kirchenverwaltung, allen- 
falls mit Ausnahme der Entscheidung in streitigen Verwal- 
tungssachen, abnehmen. Soll er dagegen als wirkliches Laien- 
mitglied der unteren Kirchenverwaltung, nach dem 
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Gedanken der consistorialen Zusammensetzung der regiment- 
lichen Behörden, fungiren, so ist nicht blos Confessionsange- 
hörigkeit und kirchlicher Diensteid nothwendig, sondern man 


darf dazu auch nicht jeden confessionsangehörigen Localbeam- ° 


ten ohne Auswahl und ohne Berücksichtigung der gleichgü)- 
tigen oder gar feindseligen Stellung, die er sich zu seiner 
Kirche und deren Angelegenheiten giebt, berufen. Es muss 
vielmehr dann das Amt des weltlichen Coinspectors zu einem 
wirklichen Kirchendienst organisirt werden, den die kirch- 
liche Oberbehörde auf Grund bewährter kirchlicher Qualifi- 
cation aufträgt. Auch hier könnte die Kreissynode als die 
naturgemässe Stätte der Bewährung treffliche Dienste leisten. 
Freilich wäre damit die Bequemlichkeit der unmittelbaren 
Bereitschaft des bürgerlichen Hülfsarms aufgegeben, der.viel- 
mehr (womit ja auch die katholische Kirche zu allen Zeiten 
ausgekommen ist und viele evangelische Kirchen ebenfalls 
auskommen) im Bedürfnissfalle erst zu requiriren wäre. Allein 
man hätte damit auch den vom kirchlichen Standpunkte viel 
wichtigeren Vortheil erreicht, dass die Amtssprengel der Su- 
perintendenten zugleich einheitliche (etwa nur durch die be- 
sonderen Rechte einzelner Städte durchbrochene) Inspections- 
bezirke sein könnten, deren geistliche Vorsteher in der Aus- 
richtung ihres einheitlichen Amtes nicht je nach den ver- 
schiedenen politischen Amtsbezirken von den zufälligen reli- 


giösen Meinungen und Richtungen der Vorstände derselben . 


abhängig, und in dem einen Theile ihres Sprengels durch 
ihren weltlichen Amtsgenossen gefördert in dem andern ge- 
hindert wären. | 

In dem sächsischen Entwurf hat nun die bisher erörterte 
Frage keine Lösung gefunden. Sieht man auf den in ihm 
hervortretenden Mangel aller kirchlichen Qualification und 
Dienstverpflichtung für das weltliche Coinspectorat und auf 
: die gesetzliche Verbindung des letzteren mit den Gerichts- 
amtmannsstellen, die doch gewiss nicht mit Rücksicht auf 
die Geeignetheit der Bewerber zu evangelischen Kirchenäm- 
tern besetzt werden ($. 6. 77); so muss man annehmen, dass 
der Coinspector als Träger des bürgerlichen Hülfsarms ge- 
dacht sei. Betrachtet man dagegen den Wirkungskreis 
der Kircheninspection, an welchem deren beide Mitglieder 
zu gleichem Rechte Antheil haben ($. 78), insbesondere die 
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Disciplinargewalt über die niederen Kirchendiener, die Füh- 
rung der Disciplinaruntersuchungen gegen Geistliche und 
Volksschullehrer, die Aufsicht über die Kirchenvorstände, 
die Entscheidung über die Wählbarkeit der Kirchenvorsteher, 
die Bestätigung der letzteren u. s. f., so tritt ihre Bedeutung 
als kirchliche Verwaltungsbehörde so klar hervor, dass da- 
durch auch eine mit dieser Stellung harmonische Anordnung 
der Grundsätze nothwendig wird, nach welchen ihr Laien- 
mitglied berufen werden soll. — 

Als zweite regimentliche Instanz über den Superinten- 
denten und Kircheninspectionen sollen an den vier Kreisdi- 
rectionssitzen des Königreichs vier Mittelconsistorien 
(Bezirksconsistorien genannt) gebildet werden, die der bis- 
herigen sächsischen Kircheneinrichtung unbekannt waren. 
Gegen diese Mittelstufe lassen sich unsers Erachtens gegrün- 
dete Bedenken erheben. Kraft ihrer Zusammensetzung aus 
dem Kreisdirector, zwei geistlichen Räthen und zwei rechts- 
gelehrten weltlichen Räthen der Kreisdirection tragen diese 
Consistorien den Charakter kirchlicher Behörden nur sehr 
unvollkommen an sich, und drohen in die geistliche Verwal- 
tung die Behandlungsart weltlicher Regierungsgeschäfte um 
so leichter zu übertragen, je weniger sie, sei es durch Sy- 
noden oder auch nur durch Mitgliedschaft der Superinten- 
denten, mit dem kirchlichen Leben in einer unmittelbaren 
Verbindung stehen. In dem ihnen zugedachten Geschäfts- 
kreise finden sich zwar manche Angelegenheiten, welche, wie 
z. B. die Leitung des Volksschulwesens, die Oberaufsicht 
über das Kirchen-, Schul- und geistliche Stiftungsgut, weder 
ganz den unteren kirchlichen Verwaltungsbehörden überlassen 
noch der kirchlichen Centralbehörde zubeschieden werden 
sollen, theils weil sie weder blos localer noch auch centraler 
Natur, theils und vorzüglich weil sie gemischte Angelegen- 
heiten sind, für welche denn auch eine gemischte Be- 
hörde das angemessene Organ bildet: und deshalb scheinen 
die bisher in den Kreisdirectionen eingerichteten besonderen 
Abtheilungen für Kirchen- und Schulsachen hier sachlich 
wohl begründet. Dagegen enthalten andere den neuen 
Mittelconsistorien aufgetragene Geschäfte theils eine unfrucht- 
bare Häufung der Aufsichtsinstanzen, deren Zahl der Sache 
nicht immer zu Gute kommt, theils eine sicher nachtheilige 
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Verlegung von Angelegenheiten, die zu einheitlicher Hand- 
habung angethan sind, und keine nach Kreisen verschiedene 
Praxis vertragen, in solche particulare Hände. Hierzu darf 
vornehmlich die obere Aufsicht über den Gottesdienst, ins- 
besondere in dogmatischer und liturgischer Beziehung, die 


Auflösung von Kirchenvorständen, die Anstellung ausseror- 


dentlicher Visitationen, die Beaufsichtigung der Superinten- 
denten, die Disciplinargewalt über die Geistlichen bis zur 
Suspension von Amt und Einkommen gerechnet werden. Und 
dabei ist noch besonders nachdrücklich darauf hinzuweisen, 
welchen grossen Vortheil die neue Kirchenordnung sich ent- 
gehen lässt, wenn sie es versäumt, ihre wenig zahlreichen 
Superintendenten in unmittelbare Beziehung zu dem Ober- 
consistorium zu setzen, und statt dessen eine nur nomi- 
nell kirchliche Mittelstufe einschiebt, welche die Impulse der 
obersten kirchlichen Behörde auf die geistlichen Angelegen- 
heiten der Landeskirche nur schwächen kann, und ihre we- 
sentlichsten Ausführungsorgane in die Abhängigkeit von einer 
durchaus nicht homogenen Mittelinstanz versetzte. Wohl ist 
es in grossen Landeskirchen unvermeidlich, dass man zwi- 
schen die untere Kirchenverwaltung und die Centralbehörde 
Provinzialconsistorien einschiebt, die dann aber auch als we- 
senhafte Kirchenbehörden organisirt werden können. ‚Für 
eine Landeskirche von den Dimensionen und der Compact- 
heit der sächsischen besteht dies Bedürfniss nicht: ja sie 
schmälert sich offenbar selbst einen Vortheil ihrer leichteren 
Uebersichtlichkeit, wenn sie durch künstliche Vermehrung 
der Stufen ihres regimentlichen Apparats die Wirksamkeit 
des Centrums auf die Peripherie erschwert. Freilich würde 
die Weglassung der Mittelconsistorien und die principielle 
Beschränkung der Kirchen- und Schuldeputationen auf ge- 
mischte Angelegenheiten eine etwas stärkere Besetzung des 
Öberconsistoriums, für welches nur fünf ordentliche Mitglie- 
der in Aussicht genommen sind, zur Folge haben müssen. 
Aber gewiss könnte diese Folge dem Oberconsistorium nur 
zum grössten Vortheil gereichen, da die beabsichtigte schwache 
Besetzung schon an sich vom Uebel ist, und die Fülle und 
Vielseitigkeit der Einsicht und Erfahrung gefährdet, über die 
das Oberconsistorium in seiner Mitte gebieten muss, wenn ihm 
die Bedingungen seiner Kraft und Autorität nicht fehlen sollen. 
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Die kirchlichen Centralbehörden bestehen in dem Ober- 
consistorium und in dem Ministerium des Cultus 
und öffentlichen Unterrichts. Das letztere bleibt also, _ 
wie bisher, eine wahre kirchenregimentliche nicht auf 
. die Wahrnehmung der Staatshoheitsrechte gegenüber 
von den Religionsgemeinschaften ‚beschränkte Behörde. Bei 
dieser Einrichtung kann freilich noch nicht von einem im 
kirchlichen Regierungsorganismus durchgeführten Principe der 
Selbstständigkeit der Kirche die Rede sein. Doch darf ihr 
innere Berechtigung wenigstens so lange nicht abgesprochen 
Weruön, als die oberste Kirchenbehörde noch nicht in die, 
erst durch ein eingelebtes Synodalinstitut mögliche, Verbin- 
dung und Wechselwirkung mit den übrigen Gliedern des kirch- 
lichen Ganzen gelangt ist. So lange dieser Zusammenhang 
und die durch ihn bedingte volle Orientirungsfähigkeit noch 
fehlt, mangelt der rein kirchlichen Centralbehörde nur zu 
leicht die so wichtige innere Unabhängigkeit von den wech- 
selnden theologischen und kirchenpolitischen Richtungen, die 
mit den wirklichen Bedürfnissen und Anliegen des praktischen 
religiösen und kirchlichen Lebens nur zum Theil zusammen- 
hängen, und in den überspannten Ansprüchen, mit denen 
sie auftreten, nur ein kleines Moment wirklichen Rechts und 
die religiöse Mission der Kirche wahrhaft fördernden Gehalts 
zu bergen pflegen. Zwar giebt es in der Welt keinen Grund, 
die Sichtungskraft für diesen Gehalt einem Cultminister mehr 
als einem Oberconsistorium zuzutrauen. Aber wohl ist zu 
erwarten, dass der erstere gegenüber von jenen Richtungen 
unbefangener, mit seinem Urtheile gerade deshalb, weil er 
den Beruf der Entscheidung sich nicht zutraut, zurückhal- 
tender, und deshalb auch geneigter sein werde, die Dinge 
sich ausleben und die Geister sich auskämpfen zu lassen. 

Ebendeshalb scheint der leitende Gedanke für die Ge- 
schäftsvertheilung zwischen den beiden coordinirten Central- 
behörden nicht sowohl mit dem sächsischen Entwurf darein 
gesetzt werden zu müssen, dass dem Cultministerium die 
sogenannten äusseren, dem Oberconsistorium die sogenann- 
ten inneren Angelegenheiten zu Theil werden. Dieses, ohne- 
dem aller Präcision ermangelnde, doctrinäre Theilungsprineip 
wird praktisch ungleich weniger befriedigen, als wenn man, 
dem wirklichen Bedürfnisse folgend, dem Cultministerium 
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die entscheidende Entschliessung einerseits in den gemisch- 
ten, also einem Mitentscheidungsrechte des Staats unterlie- 
. genden Angelegenheiten, andererseits in denjenigen rein kirch- 
lichen Sachen zuspricht, welche eine bedeutende kirchenpo- 
litische Tragweite haben, im übrigen aber das Oberconsisto- 
rium sich frei bewegen lässt. Eine auf dieser Grundlage 
unternommene Revision der Geschäftsvertheilung des Entwurfs 
($. 84. 86) würde allerdings Vieles zu ändern finden, und 
würde z. B. darauf dringen, dass auf der einen Seite das 
Cultministerium bei Entlassungsfragen von Geistlichen wegen 
Lehrvergehen nicht schlechthin an das Gutachten des 
Oberconsistoriums gebunden würde, auf der anderen Seite 
aber das Oberconsistorium bei Besetzung von Pfarrstellen 
nicht einen blossen Vorschlag, sondern das Recht einer De- 
signation erhielte, zu welcher nur eine Bestätigung des Oult- 
ministers hinzuzutreten hätte, Im Ganzen hat die jetzige, 
‘auf der schwankenden Grundlage des Inneren und Aeusseren 
entworfene Geschäftsvertheilung das Innere in die engsten 
Gränzen eingeschlossen, dem Cultministerium daher den Lö- 
wenantheil gelassen, und dem Oberconsistorium besonders 
dadurch den Nerv selbstständigen Handelns geschmälert, dass 
ihm einerseits die Entscheidung der Besetzungsfragen, ande- 
rerseits jede Verfügung sowohl über die aus den Aufkünfien 
des Kirchenguts als über die aus den Leistungen der Staats- 
casse herrührenden Geldmittel entzogen ist. — 

Der sog. reservirte Theil des landesherrlichen 
Kirchenregiments wird wegen der katholischen Confession 
des Fürstenhauses nach der sächsischen Kirchen- und Lan- 
desverfassung nicht von dem Landesherrn persönlich, sondern 
von den in Evangelicis beauftragten Staatsmini- 
stern geführt ($. 4. 5). In Bezug auf; dieses Organ wird 
nichts geändert. Auch sein Wirkungskreis ist im Ganzen 
dem bisherigen Bestande entsprechend im $. 87 aufgestellt, 
aber freilich so, dass man der Aufzählung der Rechte, be- 
sonders der legislativen, weder die durch die neue Kirchen- 
ordnung selbst beabsichtigte Veränderung der Kirchenverfas- 
sung, noch auch die schon im bisherigen Kirchenrechte be- 
gründete, aber freilich nicht organisirte Concurrenz des Lehr- 
amts und der Gemeinden anspürt.*) Es bedarf nach den 


35) So wird den Staatsministern in Evangelicis zugeschrieben: die Er- 
lassung allgemeiner kirchlicher Ordnungen, die Beschliessung 
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früheren im Abschnitte über die Synode gegebenen Ausfüh- 
rungen keiner weiteren .Begründung der in dieser Beziehung 
nothwendigen Veränderungen des Entwurfs. a 

Wenn übrigens im $. 4 die Kirchengewalt, welche dem 
Könige zusteht aber in den Händen der Staatsminister in 
Evangelicis verfassungsmässig liegt, als Oberste Kirchen- 
gewalt bezeichnet, und davon im $.5 das Kirchenregi- 
ment unterschieden wird, so muss gegen den ersteren, ohne- 
dem nicht technischen und deshalb unbestimmteu Ausdruck 
Folgendes geltend gemacht werden. Soll man mit jener 
obersten Kirchengewalt des Königs im: Unterschiede vom 
Kirchenregiment einen juristischen Gedanken verbinden, so 
kann er wohl kaum anders als dahin gefasst werden, dass 
die ganze Kirchengewalt in allen ihren Zweigen als eine im 
episcopalen Rechte des Staatsoberhaupts verbundene Einheit 
vorzustellen sei, aus welcher las Recht aller anderen Trä- 
ger eines kirchlichen Handelns als abgeleitet gedacht wer- 
den müsse. Dieser Gedanke ist aber mit fundamentalen 
Rechtssätzen des evangelischen Kirchenrechts unvereinbar, 
Nach diesen ist weder das Recht des Lehramts noch das der 
Gemeinde ein Ausfluss der landesherrlichen Kirchengewalt, 
sondern diese ist eben nur die äussere landeskirchliche Ord- 
nungsgewalt (Kirchenregiment, Episcopalrecht in dem Sinne, 
dass die priesterlichen und lehramtlichen Rechte der ehema- 
ligen Bischöfe nicht darin enthalten sind), neben welcher 
in gleicher Ursprünglichkeit das Recht des Lehramts als Trä- 
gers der Lehr- und Sacramentsvollmacht, und die wesent- 
lichen Rechte der Gemeinde stehen, und zwar so, dass die 
sog. landesherrliche Kirchengewalt wesentlich auf dem Wil- 


der Verordnungen, welche das evangelische Kirchen- und Schulwesen im 
Allgemeinen betreffen, die Abschaffung im Gebrauch stehen- 
der und die Einführung neuer Agenden, Gesangbücher und 
Katechismen ($. 87. sub. 4 u. A.). Die wünschenswerthe Verbesserung 
darf nicht blos den formalen Satz aussprechen, dass ohne Zustimmung 
der Landessynode keine Gesetze erlassen werden dürfen, sondern muss, 
bei der gerade hier sehr unsicheren Gränze von Gesetz und Verordnung 
auch die materielle Bestimmung treffen, dass ohne synodale Zustimmung 
keine neuen Bestimmungen über Lehre, Liturgie oder Verfassung fostge- 
setzt, insbesondere keine neuen Agenden, Katechismen oder Gesangbücher 
eingeführt werden dürfen. are a 
Zeitschr, f. Kirchenrecht. ._ ee SE A a 
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len der besonderen Landeskirchen ruht, das Recht des Lehr- 
amts und der Gemeinde aber auf einem absolut gemeinen 
Rechte der Gesammtkirche. Das sind Rechtssätze, die viel- 
leicht nicht Allen ganz geläufig sind, und oft durch ver- 
kehrte Uebertragung staatsrechtlicher Vorstellungen verdun- 
kelt werden; aber sie sind darum nicht weniger Grundsteine 
aller evangelischen Kirchenverfassung, deren Richtigkeit und 
Fundamentalität keinem ernsten Nachdenken entgehen kann. 
Es ist zu wünschen, dass die unklare und Missdeutungen 
leicht ausgesetzte Oberste Kirchengewalt aus $.4 ver- 
schwinden möge. 

Eine jede Ländeskirche hat, wenn sie ihre Verfassung 
revidirt und ergänzt, daran sich zu erinnern, dass sie selbst 
nur ein Glied grösserer kirchlicher Kreise bildet, mit denen 
sie nicht blos durch Bekenntnissgemeinschaft und durch ge- 
schichtliche Individualität (deutsche evangelische Kirche) ver- 
bunden ist, sondern mit denen sie auch in einer Gemein- 
schaft kirchlicher Aufgaben steht, für deren Lösung sie als 
vereinzelte weder den Beruf noch die Kräfte besitzt. Es ge- 
nügt deshalb nicht, blos die Bekenntnissgemeinschaft, wie 
im $. 3 des Entwurfs geschieht, ®*) als einigendes Band theils 
mit der gesammten christlichen Kirche theils mit der Kirche 
der Reformation hervortreten zu lassen, sondern es gebührt 
sich auch, dass die Landeskirche ihre zur Pflege kirchlichen 
Verkehrs und zur Verbindung für gemeinsame kirchliche 
Aufgaben bereite Hand darbiete: was natürlich nur solchen 
Kirchen gegenüber möglich ist, die nicht durch ihre Exelu- 
sivität und Leugnung des kirchlichen Charakters der anderen 
von der Möglichkeit des Verkehrs, welche eben in der An- 
erkennung der anderen besteht, sich selbst ausschliessen, also 
nicht gegenüber der römisch-katholischen Kirche. Deshalb 
erscheint das Verfassungsgesetz einer deutschen evangelischen 
Landeskirche in einer wesentlichen Beziehung unvollständig, 


*%) Wenn im $. 3 die Kirche als eine auf die daselbst erwähnten lu- 
therischen Bekenntnissschriften gegründete, bezeichnet wird, so werden 
dagegen diese Bekenntnissschriften selbst, besonders die Form. Conc. i. A. 
Einsprache erheben. — Ungenau ist es sodann, wenn unter den Bekennt- 
nissen allgemeiner Christenheit das Symbolum Athanasianum aufgeführt 
wird, da dasselbe in der griechischen Kirche nicht anerkannt ist. 
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wenn ihm nicht irgendwo ein Glied eingesetzt ist (am rich- 
tigsten wohl in der den ganzen landeskirchlichen Organismus 
zusammenschliessenden Synode), welches die Pflicht der Ge- 
meinschaftspflege mit anderen evangelischen Kirchen zu er- 
füllen verspricht, zunächst mit den deutschen, die in der 
That erst zusammen eine über die Kräfte kirchlicher Pro- 
duction vollständig verfügende Individualität bilden. Es gilt 
hier nicht blos, einer Sehnsucht oder vielmehr einer durch 
Joh. 10, 16 fest begründeten Zuversicht aller gläubigen Kir- 
chenglieder einen Ausdruck zu geben, der dann vielleicht in 
einem Verfassungsgesetze nicht am richtigen Orte wäre, son- 
dern dafür zu sorgen, dass es an der Ordnung einer noth- 
wendigen Function der $liedlich mit anderen zusammenhän- 
genden Landeskirche nicht fehle. 
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IV. 


Die Entwicklung des Verhältnisses zwischen dem 
Staate und der katholischen Kirche in Preussen seit 
der Verfassungs-Urkunde vom 5. December 1848. 

u Von | 
Dr. A. L. Richter, 

Geheimem Ober-Regierungsrathe und orde Prof. der Rechte in Berlin. 


I. | 

In einer Instruction, in welcher der Minister der geist- 
lichen Angelegenheiten im Laufe des Kölnischen Handels den 
Curator der Universität Bonn zu einer Unterhandlung er- 
mächtigte, steht zu lesen, dass das preussische Staatsrecht 
wesentlich auf der Einheit der höchsten Gewalt beruhe, und 
auf dem äusseren Gebiete des freien menschlichen Handelns 
allein der König die oberste Quelle auch des geistlichen d. i. 
des kirchlichen Rechts sei, so dass der geistliche Obere nur 
mit seinem Vorwissen und seiner Zulassung das kirchliche 
Leben durch Gebote und Satzungen bestimmen könne. (Rhein- 
wald Acta hist.-eccl. III. 509). Diese Worte sind geschrie- 
ben, als sich die Richtung, welche sie bezeichnen, zu Ende 
neigte, denn nachdem bald darauf das weltliche Majestäts- 
recht in der Wegführung des Erzbischofs von Köln in 
eminenter Weise sich bethätigt hatte, trat jener bedeutungs- 
volle Wendepunkt ein, den die Aufhebung der Beschränkun- 
gen des Verkehrs zwischen den Bischöfen und dem rö:nischen 
Stuhle und eine wesentliche Beschränkung des in jener In- 
struction so unbegränzt in Anspruch genommenen Rechts des 
Placet bezeichnen. Am 1. Januar 1841 verkündigte nämlich 
ein Circularerlass des Ministers der geistlichen Angelegen- 
heiten, dass nach Allerhöchster Entschliessung in allen geist- 
lichen Angelegenheiten der Verkehr der Bischöfe mit dem 
römischen Stuhle fortan frei von allen Beschränkungen statt- 
finden könne. Se. Majestät der König hege das volle Ver- 
trauen, dass bei diesem Verkehr die Bischöfe stets ihres dem 


se 
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Landesherrn geleisteten Eides der Treue und des Gehorsams 
eingedenk sein, und auch in Absicht der Anwendung und 
Ausführung von Erlassen, welche sie von dem römischen 
Stuhle erhalten, die Vorschriften der bestehenden Gesetze und 
Verfassung nie unbeachtet lassen würden. Demgemäss er- 
warteten Allerhöchstdieselben von ihnen nicht nur die je- 
desmalige Anzeige von dem Inhalte der Verhandlungen zwi- 
schen ihnen und dem ‘römischen Stuhle, sondern auch ins- 
besondere, dass sie die an sie gelangenden Erlasse des rö- 
mischen Stuhles, welche nicht ausschliesslich die Lehre 
beträfen, sondern zugleich den Staat und die bürgerlichen 
Verhältnisse, wenn auch nur mittelbar, berührten, ohne vor- 
angegangene Zustimmung der weltlichen Behörden weder ver- 
kündigen noch sonst in Anwendung bringen würden. 

Die Concession, welche dieser Erlass verkündigte, war 
nicht von unmittelbarem, praktischem Belang. Denn dasg 
der Verkehr mit dem päpstlichen Stuhle ungeachtet des Ver- 
bots auf geheimen Wegen sein Ziel finden könne, hatte die 
Regierung erst vor Kurzem erfahren. Nichtsdestoweniger war 
sie von grosser Bedeutung, weil sie zuerst auf eine Auffas- 
sung des Verhältnisses zwischen dem Staate und der katho- 
lischen Kirche hinwies, die nicht, wie dies bisher zu- 
meist der Fall, blos durch den Standpunkt der Polizei be- 
stimmt war. Den Zweck, eine Sühne zu sein, hat sie frei- 
lich nicht erreicht, im Gegentheil wuchs seitdem die Reaction 
gegen das bestehende Verhältniss des Staates zu der katho- 
lischen Kirche in solchem Maasse, dass im Beginn des Jah- 
res 1848 die Trennung des Staates von der Kirche, wie da- . 
mals die Devise lautete, ein ständiges Thema der Adressen, 
Petitionen u. s. w. bilden konnte. Es ist weder unsere Absicht, 
die Einzelheiten dieses Verlaufes zu schildern, noch wollen 
wir es unternehmen, die Elemente darzustellen, welche sich 
aus ganz entgegengesetzten Gebieten und zum Theil mit ganz 
entgegengesetzten Tendenzen den Vertretern der katholischen 
Kirchenfreiheit im deutschen Parlamente anschlossen. Für 
unseren Zweck genügt es vielmehr zu erwähnen, dass nach 
einer langen Verhandlung, in der sich die verschiedensten 
Absichten, Wünsche und Meinungen kund gaben, ein allge- 
meiner Satz gewonnen wurde, welcher, für Viele selbst ein 
Bäthsel, das von Gott in das christliche Völkerleben gepilanzte 
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Räthsel lösen, und dadurch nach einem tausendjährigen Kampfs 
den Frieden bringen sollte, der Satz: „Jede Religions- 
gesellschaft (Kirche) ordnet und verwaltet ihre 
Angelegenheiten selbständig, istaber wie jede an- 
dere Gesellschaft im Staate den Staatsgesetzen 
unterworfen.“ | 

Den ersten Theil dieses Satzes — (der andere ist be- 
kanntlich bei der zweiten Lesung der Grundrechte modificirt 
worden) — haben wir in der preussischen Verfassungsur- 
kunde, in welche er in der im Folgenden kürzlich darzu- 
stellenden Entwickelung übergegangen ist. Der Verfassungs- 
entwurf der von der Nationalversammlung bestellten Com- 
mission, durch welchen das erste, von der Regierung ausge- 
gangene Project beseitigt wurde, enthielt die neue Bestimmung: 
„Jede. Religionsgesellschaft ist in Betreff ihrer inneren An- 
gelegenheiten und der Verwaltung ihres Vermögens der Staats- 
gewalt gegenüber frei und selbständig,“ und die Motive be- 
merkten dazu: „dass hierdurch die Unabhängigkeit der Re- 
ligionsgesellschaften vom Staate anerkannt sei, sowohl in 
ihren inneren religiösen Angelegenheiten wie in der Verwal- 
tung des Vermögens, welcher Grundsatz der in der Theorie 
allein richtige und der Associationsfreiheit entsprechende, in 
der Praxis aber am besten geeignet sei, den nachtheiligen 
Conflicten des Staates mit den Religionsgesellschaften zu be- 
gegnen.* Gegenüber jenem Vorschlage und dieser Begrün- 
dung empfahl, zum Theil wieder auf den Frankfurter Be- 
schluss zurückgreifend, ein von dem Minister der geistlichen 
Angelegenheiten ausgegangener Entwurf der in die Verfas- 
sungsurkunde aufzunehmenden Bestimmungen über Cultus 
und Unterricht das Anerkenntniss, dass allen Religionsgesell- 
schaften das Recht zustehe, ihre inneren Angelegenheiten 
selbständig zu ordnen und zu verwalten. Die beigegebenen 
Motive aber rechtfertigten die hierin hervortretende, auch 
von dem Staatsministerium genehmigte Abweichung von dem 
Entwurfe der Verfassungscommission mit der Bemerkung, 
dass in der allgemeinen Fassung des letzteren die Quelle 
eines gefährlichen Conflicts zwischen Staat und Kirche geöff- 
net sein würde. Es gebe, so heisst es, ein negatives Recht, 
welches dem Staate gegen jede Religionsgesellschaft zustehen 
müsse, wenn er nicht in seinem eigenen Hause beherrscht 
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werden solle. „Dagegen sei mit Bestimmtheit die Unzuläg- 
sigkeit positiven Eingreifens des Staates in die inneren 
Angelegenheiten der Kirche anerkannt, und damit der For- 
derung genügt worden, welche allein als die begrifismässige 
und ausführbare zu betrachten sei.“ Demnächst schlug der 
Minister unter Verweisung auf die Vorgänge in anderen Län- 
dern die Aufnahme einer besonderen Garantie für das Kir- 
chengut, welche die Verfassungs-Commission theils nicht für 
nöthig, theils für bedenklich gehalten hatte, aufs Neue vor, 
indem er die in dem ersten Regierungsentwurfe enthaltene 
Formel, welche der evangelischen und der römisch-katholi- 
schen Kirche den Besitz und Genuss ihrer für Cultus-, Unter- 
richts- und Wohlthätigkeitszzwecke bestimmten Anstalten, 
Stiftungen und Fonds zugesichert sehen wollte, mit der schein- 
bar wenig wichtigen und doch weittragenden Aenderung des 
„ihrer“ in „der für ihre“ zur Annahme empfahl. Hier- 
auf wurde der-Artikel von der Centralabtheilung in folgende, 
in dem ersten Theile mit den Frankfurter Grundrechten wie- 
der ganz übereinstimmende Fassung gebracht: „Jede Reli- 
gionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbständig, und (eine jede) bleibt (auch) im Besitz und Ge- 
nuss der für ihre Cultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeits- 
zwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds,“ welche, 
nur mit ausdrücklicher Erwähnung der evangelischen und rö- 
misch-katholischen Kirche, in der octroyirten Verfassungsur- 
kunde v. 5. Dez. 1848 Art. 12 und der revidirten Verfas- 
sungsurkunde v. 31. Jan. 1850 Art. 15 wiederholt ist. Die 
Erläuterungen, welche der Minister der geistlichen Angele- 
genheiten noch im Dez. 1848 veröffentlichte (abgedruckt 
z. B. in Vogt’s Kirchenrecht, Bd. I. S. 21), verbreiten sich 
mit besonderer Ausführlichkeit über den zweiten Theil des 
Artikels. Was sie in dieser Beziehung beibringen, kann in- 
dessen hier vorläufig übergangen und für eine besondere Er- 
örterung der wichtigen Bestimmung vorbehalten werden. 
Dagegen ist als bedeutsam für die gegenwärtige Erörterung 
hervorzuheben, dass in jenen Erläuterungen die von der Ver- 
fassungs- Commission vorgeschlagene Beschränkung der Selb- 
ständigkeit der Kirche auf die inneren Beziehungen deshalb 
für ungeeignet erklärt wurde, weil die Gränze zwischen den 
äusseren und i inneren Angelegenheiten nirgends fest bestimmt 
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sei. Demnächst wiederholt sich gegenüber der Bestimmung 
des Entwurfs der Verfassungs-Commission: dass die Kirche 
dem Staate gegenüber frei und selbständig sei, die Hinwei- 
sung auf jenes negative Recht, auf das der Staat gegenüber 
den Religionsgesellschaften ohne Gefährdung seiner selbst 
nicht verzichten könne, und ausdrücklich wird die Bedeutung 
des in die Verfassungsurkunde aufgenommenen Grundsatzes 
dahin bestimmt, dass künftig eine positive Theilnahme 
des Staates nicht mehr stattfinden werde. Die Revision der 
Verfassungsurkunde hat es, obschon es an mannigfachen 
Abänderungsvorschlägen nicht fehlte, dennoch bei der Fas- 
sung des Artikels bewenden lassen. In den bezüglichen Ver- 
handlungen beider Kammern ist bald von der Emancipation, 
bald von der Anerkennung der Autonomie, bald von der Er- 
klärung der Mündigkeit, bald von dem Aufhören der Bevor- 
mundung der Kirche die Rede. Eine speciellere Bestimmung 
ist jedoch weder hier noch in den ministeriellen Erklärungen 
ersichtlich, wenn man nicht etwa dahin die z. B. in den 
Verhandlungen der Centralabtheilung der ersten Kammer ge- 
genüber einem allgemeinen Zweifel vorkommende Aeusserung 
des Ministers rechnen will, dass der Staat die Leitung der 
Religionsgesellschaften und das Aufsichtsrecht über sie auf- 
gebe und daher auch die bisher gewährten Fonds ihnen zu 
'eigener Verwaltung aushändigen müsse. 

Ausser dem allgemeinen Artikel, dessen Genesis so eben 
dargestellt wurde, enthält die Verfassungsurkunde noch einige 
andere, welche das Verhältniss des Staats zur Kirche in be- 
stimmten speciellen Beziehungen reguliren sollen. Von die- 
sen ist der erste der Art. 13 (16), welcher den Verkehr der Re- 
ligionsgesellschaften mit ihren Oberen freigiebt, und für die 
Bekanntmachung kirchlicher Anordnungen nur die Beschrän- 
kungen vorbehält, „denen alle übrigen Bekanntmachungen un- 
terliegen® im ersten Theile die Generalisirung der schon in 
dem Ministerial-Erlasse vom 1. Jan. 1841 getroffenen Bestim- 
mung, im andern die Reproduction eines Grundsatzes der 
Belgischen Verfassungsurkunde (II. 16). Die Erläuterungen des 
Ministers der geistlichen Angelegenheiten motiviren die in der 
letzteren Bestimmung liegende Aufhebung „der praeventiven 
Polizeimaassregel des Placet“ durch die Berufung auf die 
‘Thatsache, dass das Recht der Placetirung von jeher nur 
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Anlass zu unerwünschten Streitigkeiten gegeben habe, ohne 
den beabsichtigten Erfolg zu erreichen. Indem sie demnächst 
auf den Vorbehalt am Schlusse hinweisen, deuten sie an, 
dass die Hülfe gegen die Uebergriffe der geistlichen Gewalt 
in Zukunft nicht mehr in der Praevention durch die Staats- 
polizei, sondern in der Repression durch .die Justiz liegen 
werde. | 

Der folgende Artikel, welcher sich auf das Kirchenpa- 
tronat bezieht, hatte in dem Entwurfe der Verfassungs-Com- 
mission eine andere schärfere Fassung. Der letztere kün- 
digte nämlich die Aufhebung des Patronats sowohl des Staa- 
tes als der Privaten direct an, wozu die Motive bemerkten, 
dieses Institut stehe seinem Begriffe nach mit der Autonomie 
der Religionsgesellschaften in so grossem Widerspruche und 
führe in der Anwendung zu so erheblichen Uebelständen, 
dass das Bedürfniss der Aufhebung desselben keiner weiteren 
Rechtfertigung bedürfe. Hierin haben wir zunächst den Nach- 
klang von Petitionen katholischer Vereine im Westen vor 
uns, die sich gegen das Patronat des Staates und den da- 
durch bedingten Einfluss des Staates auf die Kirche richteten. 
Aber nicht wenig trieb auch die in dem Gebiete der evan- 
gelischen Kirche damals hervortretende Reaction gegen die 
bestehende Verfassung zur Aufnahme einer Bestimmung, die 
ein angebliches Urrecht der Kirchengemeinden zu befriedigen 
schien. Und zwar nicht blos den Theoretikern, sondern wie 
einst die zwölf Artikel der Bauernschaft einem Gedanken von 
Luther folgend verkündigt hatten, dass fernerhin „ein gantze 
Gemeyn soll ein Pfarrher selbs erwelen und kiesen“, so war 
jetzt z. B. in lithauischen Gemeinden dieselbe Forderung 
völlig geläufig. Andererseits war freilich das Geschenk der 
freien Pfarrwahl an die Gemeinden, welchem in dem katho- 
lichen Gebiete der Wiedereintritt der freien bischöflichen 
Collation entsprochen haben würde — nicht ohne Weiteres 
zu verwirklichen, weil sich an die Patronatrechte in der 
überwiegenden Mehrzahl bedeutende Verpflichtungen hinsicht- 
lich der Wiederherstellung der geistlichen Gebäude anknüpfen. 
Deshalb begnügte sich der Entwurf der Verfassungs-Commis- 
sion den Grundsatz auszusprechen, während er die Ausfüh- 
rung einem besondern Gesetze vorbehielt.e. Dies Gesetz re- 
‚servirt auch noch. die octroyirte Verfassungsurkunde. Aber 
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im Weiteren ist in ihr eine wesentliche Milderung erkennbar. 
Es heisst nämlich nicht mehr positiv, dass das Patronat auf- 
gehoben werden solle, sondern es ist nur von den Bedin- 
gungen die Rede, unter denen dasselbe „aufzuheben sei“, 
was dann die revidirte Verfassungsurkunde in ein „aufgeho- 
ben werden kann“ verwandelt hat. Der Artikel bietet mit- 
hin nur noch die Aussicht auf eine künftige Gesetzgebung, 
und würde folglich hier, wo es der Darstellung des gegen- 
wärtigen Rechtsstandes gilt, nicht zu erwähnen gewesen sein, 
wenn er nicht in die Geschichte des folgenden Artikels 
eingriffe. 

Aus den Verhandlungen der Centralabtheilung der National- 
versammlung ist in die octroyirte V.-U. Art.15 eine Bestimmung 
übergegangen,welche im Unterschiede von dem Patronate, dessen 
Aufhebung nach Art. 14 durch ein besonderes Gesetz erfolgen 
soll, das dem Staate zustehende Vorschlags-, Wahl- oder Be- 
stätigungsrecht bei der Besetzung kirchlicher Stellen sofort 
aufhebt. Die Centralabtheilung, in welcher das katholische 
Element reichlich vertreten war, hatte dieselbe mit der all- 
gemeinen Bemerkung begründet, dass die Verfassung den 
Religionsgesellschaften die freie Leitung ihrer Angelegenhei- 
ten zusichere und daher der Staat sich auch nicht mehr in 
die Wahl der Religionsdiener mischen könne, und dasselbe 
Motiv wiederholen die Erläuterungen des Ministers der geist- 
lichen Angelegenheiten, deren oben bereits gedacht ist. Zu- 
gleich aber bezeichnen dieselben es als selbstverständlich, 
dass das Patronatrecht (also auch das in demselben ent- 
haltene Recht auf die Besetzung des betreffenden Kirchen- 
amtes einzuwirken) so lange fortdauere, bis das vorbehaltene 
Gesetz erschienen sein werde. Diese Restriction gab bekannt- 
lich zu einer energischen Erwiderung der Bischöfe Veran- 
lassung, welche in der unten näher zu erwähnenden Denk- 
schrift auf Grund des 15. Artikels die absolute Freiheit der 
Kirche von jeder Betheiligung des Staates an der Besetzung 
der Aemter in Anspruch nahmen, und folglich auch den Weg- 
fall des im Patronat enthaltenen Präsentationsrechts und des 
auf Verträgen beruhenden Rechts des Königs auf die Verlei- 
hung der Propsteien und der in den päpstlichen Monaten 
vacant werdenden Stiftspfründen behaupteten. Die Revisions- 
verhandlungen führten jedoch nicht zu einem hiermit über- 
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einstimmenden Abschlusse, vielmehr hat die Verf.- Urk. 
v. 31. Jan. 1850 Ark. 18 ausdrücklich das Ernennungs-, Vor- 
schlags-, Wahl- und Bestätigungsrecht, soweit es auf dem 
Patronat oder besonderen Rechtstiteln (also auf Verträgen) be- 
ruht, sowie das Recht der Ernennung der Militair- und der An- 
staltsgeistlichen vorbehalten, eine Bestimmung, die nicht ohne 
eine später zu erwähnende Rückwirkung auf das Verhalten 
des römischen Hofes gewesen ist. 

Wir übergehen den Artikel, welcher die Einführung der 
Civilehe anlangt, aus dem bereits oben angedeuteten Grunde. 
Dagegen wollen wir in den Kreis der für das Recht der 
Kirche wichtigen Artikel noch denjenigen hineinziehen, wel- 
cher den Preussen das Associationsrecht (Art. 30) verbrieft. 
Es wird später angeführt werden, dass sich an diesen. be- 
sonders die Entwicklung des Congregationenwesens ange- 
knüpft hat, das gegenwärtig in vielen Theilen des Staates 
heimisch geworden ist. 

1. 

Nachdem die octroyirte Verfassungsurkunde v. 5. Dez. 
1848 ein grosses und edles Princip ausgesprochen hatte, wäre 
es die Aufgabe der Gesetzgebung gewesen, den Rechtsstand 
zunächst hinsichtlich des Verhältnisses zur katholischen 
Kirche — denn die evangelische wurde noch nicht als fähig 
zum Empfange ihrer Selbständigkeit angesehen — auf dem 
Grunde dieses Principes neu zu gestalten. Die Zeit war in- 
dessen zu dieser mühsamen Arbeit nicht geeignet: es war 
leicht gewesen, das Princip zu sanctioniren, und würde nicht 
blos schwer, sondern allzuschwer befunden worden sein, das- 
selbe in seinen Üonsequenzen durch die in wunderbarer 
Weise verschlungenen Verhältnisse hindurch in einem Ausfüh- 
rungsgesetze zu verfolgen. Somit blieb der Verwaltung nur 
übrig, entweder in gegenseitigem Einvernehmen, Hand in 
Hand mit der geistlichen Gewalt, die Dinge in den neuen 
Zustand hinüberzuführen, oder einseitig durch ausdrücklichen 
Verzicht oder durch Geschehenlassen dem Principe Genüge zu 
schaffen. Von diesen Wegen betrat der Minister den erste- 
ren in einem bekannten, z. B. in den Beiträgen zum. preus- 
 sischen Kirchenrechte, Paderborn 1854 ff., H. 1 S.14 ab- 
gedruckten Erlasse vom 6. Jan. 1849, der die Grundlagen 
der Vereinbarung näher auseinandersetzte. Derselbe bezeichnet 
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zuvörderst als Gegenstand diejenigen Berechtigungen und 
Attribute, welche bisher der Staatsgewalt allein oder in Ver- 
bindung mit den kirchlichen Oberen zuständig waren. Dem- 
nächst aber giebt er über die Behandlung der Dinge bis zum 
Abschlusse der Vereinbarung einzelne Andeutungen, in denen 
er zwar die einstweilige Fortdauer der bisherigen Geschäfts- 
verfassung hinsichtlich der Vermögensverwaltung, anderer- 
seits aber auch das Aufhören der Staatsaufsicht über. das 
Kirchengut und die Ueberweisung einzelner Fonds an die 
bischöflichen Behörden zur Selbstverwaltung für nöthig er- 
klärt. In gleicher Weise erkennt er an, dass die noch be- 
stehenden nicht erheblichen Beschränkungen des Verkehrs 
mit dem römischen Stuhle und das Placet wegfallen, und dass 
kraft der Art. 14. 15 die aus dem Standpunkte und in 
Kraft des landesherrlichen Jus circa sacra einge- 
führten Maassregeln und Verfügungen, die Bestäti- 
gung der bischöflichen Pfarr-Collationen u. s. w. ausser Wirk- 
samkeit treten, hingegen das Patronat sowohl als das auf 
Vertrag oder specieilem Rechtstitel beruhende Recht der Ein- 
wirkung auf die Besetzung geistlicher Stellen vorläufig fort- 
dauere. Die Bischöfe fanden es jedoch nicht in ihrem In- 
teresse, in die proponirte Auseinandersetzung einzutreten, 
sie lehnten vielmehr das Anerbieten des Ministers in einer 
gemeinsamen Denkschrift ab (abgedruckt z. B. in Vogt’s 
Kirchenrecht, Bd. I. S. 29), welche von der Voraussetzung 
ausgeht, dass durch die Verfassungsurkunde alle bisherigen 
Beschränkungen der Kirche sofort aufgehoben seien und die 
Letztere somit sich bereits im Besitze des Rechts voller Selb- 
ständigkeit befinde. Unter anderm heisst es: „Das andere, 
nicht minder wichtige der Kirche freigegebene Recht, ihre 
Angelegenheiten, die äusseren wie die inneren, ohne bevor- 
mundende Ueberwachung und ohne Hemmung durch fremde 
Einmischung selbständig und mit freier Selbstbestimmung 
nach den eigenen Zwecken der Entsündigung und Heiligung 
der Welt schaffend, einrichtend und leitend zu ordnen und 
zu verwalten, begrüssten die Bischöfe mit besonderer Freu- 
digkeit und nahmen davon um so rascher Besitz, als ihm 
die übelberathene Politik der letzten Jahrhunderte vielfach 
solche stets enger sich schliessende Schranken gezogen hatte, 
deren bedauerlicher Druck nicht selten für das kirchliche 
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Wirken und Gedeihen eben so hemmend wie zerstörend ge- 
worden war. Mit der Beseitigung jener Schranken und dem 
Wegfall des so fruchtbar und ohne Gränzen dehnbar gewor- 
denen Placets umfasst nun diese der Kirche wieder zurück- 
gegebene Selbständigkeit in der Richtung nach Innen die 
freie Anordnung aller gettesdienstlichen Handlungen und An- 
dachtsübungen, der katholischen Feste, der Fast- und Ab- 
stinenztage, die Errichtung neuer kirchlicher Aemter, so wie 
die Beibehaltung und Aufnahme kirchlicher Congregationen 
je nach dem kirchlichen Bedürfnisse und im ang mit 
den canonischen Satzungen ...* 

Es lag auf der Hand, dass durch diese Erklärung und 
die anderen weiteren Könaserungen gleicher Richtung der 
Gedanke einer gütlichen Auseinandersetzung zwischen Staat 
und Kirche völlig abgeschnitten wurde. Somit war es allein 
der zweite der oben bezeichneten Wege, welcher eingeschla- 
gen werden konnte, und auf diesem ist denn auch, von ein- 
zelnen Puncten abgesehen, die Regulirung der Verhältnisse 
allein erfolgt. z— 

II. 

Indem wir es nun unternehmen, die Veränderungen, selche 
auf Grund der Verfassungsurkunde in den Beziehungen der 
katholischen Kirche zu dem Staate erfolgt sind, darzustellen, 
haben wir noch einiges Einleitende, und zwar zunächst dieses 
zu bemerken, dass wir eine alle Einzelheiten erschöpfende 
'Nachweisung nicht beabsichtigen und nach der Natur der 
Sache nicht beabsichtigen können. Unsere Aufgabe besteht 
vielmehr nur darin, dass wir soviel Material: darbieten ais 
erforderlich ist, um die rechtliche Auffassung, welche auf 
der Seite. des Staates wirksam gewesen ist, mit Sicherheit 
zu erkennen. Hierzu bietet dasjenige, was in den oben schon 
angeführten Beiträgen zu dem preussischen Kirchenrechte 
gesammelt ist, ein schätzbares Material, das namentlich 
auch der Darstellung in v. Rönne’s Staatsrecht der preussi- 
schen Monarchie, Bd. I, S. 844 ff., zum Grunde liegt. 

Eine zweite Bemerkung betrifft das Gebiet jenseits des 
Rheins, in welchem die Verhältnisse des Staates zur Kirche 
„durch die französische Gesetzgebung, besonders die organi- 
‚schen Artikel vom 18. Germinal X. bestimmt wurden. Die 
Verhandlungen der Verfassungscommission, so wie der Central- 
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abtheilung der Nationalversammlung und die octroyirte Ver- 
fassungsurkunde, die Verhandlungen der ‚beiden Kammern 
und die revidirte Verfassungsurkunde enthalten nirgends eine 
Andeutung darüber, dass das neue Kirchenstaatsrecht nicht 
auch auf diesen Theil der Monarchie sich erstrecken solle, 
wie denn die Geltung der bezüglichen Bestimmungen in dem 
Gebiete des französischen Rechts anfänglich überhaupt nicht 
bezweifelt worden ist. Die ganz abweichende Natur der links- 
rheinischen Verhältnisse lässt indessen die vorläufige Aus- 
schliessung derselben aus dem Kreise unserer Nachweisungen 
als rathsam erscheinen. 

Desgleichen sehen wir von den Beziehungen, welche sich 
zwischen dem Staate und der katholischen Kirche im Gebiete 
des Unterrichtswesens gebildet haben, vorläufig deshalb ab, weil 
dieselben eine eigene, die particulären Bildungen, z.B. in Schle- 
sien, zugleich berücksichtigende Zusammenstellung fordern. 

Endlich möge noch erwähnt sein, dass während der Ent- 
wicklungsperiode, mit der wir es hier zu thun haben, der 
Grundsatz festgehalten worden ist, dass die Kirche den Be- 
schränkungen, welche der Staat allen Corporationen aufer- 
legt hat, auch ferner unterworfen bleibe. Wenn also z. B. 
verordnet ist, dass Schenkungen und letztwillige Zuwendungen 
an öffentliche Anstalten und Corporationen des Inlandes, 
wenn sie mehr als eintausend Thaler betragen, der landes- 
herrlichen Genehmigung bedürfen (Ges. vom 13. Mai 1833), 
oder wenn Erwerbungen von Liegenschaften durch die todte 
Hand der Staatsgenehmigung bedürfen, so sind diese Be- 
stimmungen fortwährend auch auf die kirchlichen Anstalten 
und Körperschaften bezogen und vereinzelten Widersprüchen 
gegenüber aufrechterhalten worden. Diese allgemeine Seite 
der Einwirkung des Staates auf die Kirche unterliegt indessen 
nicht der gegenwärtigen Betrachtung, die es vielmehr nur 
mit den besonderen Beziehungen zwischen beiden, wie sie 
seit der Publication der Verfassungsurkunde sich entwickelt 
haben, zu thun hat. 

Nachdem wir uns somit unsere Aufgabe begränzt haben, 
werden wir von der Thatsache ausgehen können, ‚dass in 
dem älteren Recht der Staat in zwiefacher Weise in die kirch- 
lichen Dinge eingriff: zunächst direct und positiv durch Be- 
sorgung von Angelegenheiten der Kirche, welche begrifis- 
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mässig der Verwaltung durch die Oberen der Kirche anheim- 
fallen, und dann indirect und negativ durch die aus dem 
Hoheitsrechte über die Kirchen abgeleiteten Befugnisse des 
Schutzes und der Aufsicht, so wie der sonstigen Attribute 
der hohen Kirchenpolizei. Schon die oben angeführte Cir- 
cularverfügung vom 6. Januar 1849 lässt erkennen, dass in 
dem 12. Artikel der Verfassungsurkunde eine nach beiden 
Seiten hin unmittelbar wirkende derogatorische Bestim- 
. mung gefunden worden ist. Dieser Auffassung hat sich später 
bekanntlich die Ansicht entgegengestellt, dass die früheren 
speciellen Gesetze durch die allgemeinen Aussprüche der Ver- 
fassungsurkunde nicht berührt worden seien, und auch das Ober- 
tribunal hat angenommen, dass ganz allgemeine Bestimmungen, 
wie der Art. 12 der revid. V.-U. [und folglich auch der Art. 15] 
nach $. 61 ff. der Einleitung zum Allg. L.-R. nicht die Kraft 
und Bestimmung haben, ein bestehendes Particular- oder 
gar Vertragsrecht aufzuheben (Entscheidungen XXIV. 311, 
XVII. 375). Nach der Publication der Verfassungsurkunde 
war indessen die geistliche Verwaltung, und nicht blos diese, 
der Ansicht, dass der 12. (15.) Artikel die entgegenstehenden 
Bestimmungen des älteren Rechts direct aufgehoben habe. 
Die weitere Entwicklung ist daher auch ganz nach dieser 
Voraussetzung geleitet worden. 

In der Darstellung derselben lassen sich jedoch die an- 
gedeuteten beiden Grundrichtungen der Einwirkung des Staates 
nicht mit der Schärfe des Begriffs unterscheiden. Beide 
greifen vielmehr vielfach ineinander und müssen daher auch 
in der folgenden Uebersicht zusammengefasst werden. 

1. Die Beschränkungen, welche noch hinsichtlich des 
Verkehrs mit den kirchlichen Oberen bestanden, sind aufge- 
hoben (V..-U. Art.16). Dies erstreckt der auf der Zustimmung des 
Ministers beruhende Erlass des Oberpräsidenten der Provinz 
Westphalen vom 8. Mai 1852 (Beiträge II. 7) auch auf die Be- 
stimmung des Allg. L.-R- II. 11, $. 141, welche die Abhaltung 
von Synoden von der Staatsgenehmigung abhängig macht. 

2. Das Recht des Placets (Allg. L.-R. IL 11, 8. 117 fl.) 
ist gänzlich beseitigt. Verbrechen, welche durch die Bekannt- 
machung kirchlicher Erlasse begangen werden möchten, fallen 
der Ahndung durch die Justiz nach Maassgabe der Strafge- 
setze anheim (Verf.-Urk. Art. 16).. Insbesondere ist der Weg- 
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fall des Placet anerkannt hinsichtlich der Anordnung von 
gottesdienstlichen Handlungen und Andachtsübungen inner- 
halb und ausserhalb der Kirche (bei den letzteren mit Vor- 
behalt der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen und, an 
gemischten Orten, des Herkommens), von blos kirchlich zu 
feiernden Festen, so wie von Fast- und Abstinenztagen Crergl. 
den unter 1. angeführten Erlass). 

3. Die Einreichung der Conduitenlisten Behufs der Staats- 
aufsicht über den Clerus ist eingestellt. Circ.-Verf. v. 31. Mai 
1849. (Beitr. I. 29.) 

4. Der Staat übt keine Controle der Vorbildung der 
Geistlichen und des Prüfungswesens und keine Aufsicht über 
die Seminarien. Insbesondere kann jene Vorbildung auch 
ausserhalb Landes gesucht werden, und eine Min.-Verf. v. 
25. Febr. 1851 (Beitr. I. 56) erklärt unter Bezugnahme auf 
die Verfassungsurkunde ausdrücklich, dass die Staatsregierung 
keinen Geistlichen, der sich im Besitze des Staatsbürger- 
rechts befinde, vom Curatclerus oder.von Aemtern deshalb 
ausschliessen könne, weil er eine ausländische Bildungsan- 
stalt besucht oder im Auslande die Weihen erhalten habe, 
wie dies in der Cab.-O. v. 23. Dez. 1845 angedroht war. 
In scheinbarem Gegensatze zu dieser Auffassung bestimmte 
zwar ein Min.-Erlass v. 16. Juli 1852, inländischen Studi- 
renden sei das Studium im Collegium Germanicum in Rom 
oder der Propaganda, oder in Anstalten, welche von Jesuiten 
geleitet werden, nicht ohne vorgängige Erlaubniss des Mini- 
steriums gestattet, und im Falle des Zuwiderhandelns könnten 
dieselben unter der Verwarnung des Gesetzes v. 31. Dez. 1842, 
.d.i. bei Verlust des Staatsbürgerrechts, zurückberufen werden. 
Bald darauf ist jedoch Veranlassung genommen worden, zu 
erklären, dass diese Verfügung kein allgemeines Verbot des 
Studierens im Collegium Germanicum enthalte. Vergl. Circ.- 
Verf. v. 27. Sept. 1852 und unten Nr. 7. 

5. Zur Besetzung kirchlicher Aemter, namentlich der 
zur bischöflichen Collation gehörigen Canonicate, einschliess- 
lich der Decanate, und der in gleichem Verhältnisse befind- 
lichen Pfarr- und Beneficialstellen, zur Anstellung von De- 
‚chanten und sonstigen bischöflichen Beamten, Weihbischöfen, 
Generalvicaren, Officialen, Generalvicariats- und Officialats- 
räthen, Justitiaren, Secretairen und andern Subalternbeamten, 
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so wie der Vorsteher und Lehrer der Clericalseminare, findet 
auf Grund der Verfassungsurkunde Art. 18 keine Staatsge- 
nehmigung mehr statt. (Beitr. II. 7.) 

Direct bei der Verleihung von Kirchenämtern ist der 
Staat nur noch da, wo Verträge oder specielle Rechtstitel 
vorliegen, betheiligt (Verf.-Urk. Art. 18). So ist es der Fall 
hinsichtlich der Bischofswahl, zu welcher die Capitel nach 
dem bekannten Interpretativ-Breve vom 16. Juli 1821 nicht 
schreiten sollen, ohne sich versichert zu haben, dass der 
Gewählte nicht eine persona minus grata sei. Die Form, 
in welcher dieselben dieser Auflage genügen, ist seit dem 
Anfange der vierziger Jahre die, dass sie eine Wahlliste vor- 
legen, aus der die personae minus gratae gestrichen werden, 
also im Wesentlichen der sogenannte irische Wahlmodus, 
auf den die Curie in den Concordatsverhandlungen hindrängte 
und der damals sich nicht des Beifalls der Regierung er- 
freute, während er bald darauf in Hannover und der ober- 
rheinischen Kirchenprovinz Eingang fand (Lehrbuch, 5. Aufl. 
S. 393). Soviel demnächst die Stiftspfründen anlangt, so be- 
stimmt die Bulle De salute animarum vom 16, Juli 1821, 
dass die dignitäas major post pontificalem (die Propstei) 
und die in. den ungleichen Monaten zur Erledigung kommen- 
den Präbenden von dem Papste „gquemadmodum in capitulo 
Wratislaviensi hactenus factum est“, dagegen die vacanten 
Pfründen in den gleichen Monaten sammt dem Decanat durch 
die Bischöfe vergeben werden sollen. Hierin erscheint, so- 
viel die päpstlichen Provisionsrechte anlangt, dasjenige wie- 
der, was 1448 im Wiener Concordat bedungen, beziehentlich 
später an dasselbe geknüpft worden war. Der Breslauer 
Modus aber bestand darin, dass die designatio personae vom 
Verleihungsrechte abgetrennt und in der Form der Nomina- 
tion auf den Landesherrn übergegangen war. Diese Einrich- 
tung führt auf die Uebung unter Friedrich d. Gr. zurück, 
die sonach zu einem vertragsmässigen Rechte geworden ist. 
Dass dagegen der Episkopat unter Berufung auf den 15. Ar- 
tikel der octroyirten Verfassungsurkunde reagirt habe, ist 
bereits erwähnt worden. Indessen hat, nachdem bei der 
Revision der Verfassungsurkunde der ursprüngliche allgemeine 
Ausdruck in dem angegebenen Sinne beschränkt worden war, 
der römische Hof die Fortdauer der vertragsmässigen Ein- 
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richtung nicht beanstanden zu wollen erklärt, wie denn die- 
selbe auch nicht ferner beanstandet worden ist. Endlich 
nimmt der Staat an der Besetzung niederer Aemter noch in 
zwiefacher Richtung, nämlich hinsichtlich der Militär-, bez. 
der Anstalts-Predigerstellen und der seinem Patronat unter- 
liegenden Aemter Theil. Soviel die Stellen der Militärgeist- 
lichen anlangt, so erfolgt die Besetzung derselben von der 
Staatsregierung (dem Minister der geistl. Angelegenheiten im 
Einverständnisse mit dem Kriegsminister), während der Feld- 
propst der Armee kraft päpstlicher Vollmacht die canonischen 
Facultäten ertheilt, nachdem er hinsichtlich der Auswahl der 
Person sich einverstanden erklärt hat. In ähnlicher Weise 
wirkt der Staat (die Regierungen) mit den Ordinarien bei 
der Ernennung der Anstaltsprediger zusammen. 

In Beziehung auf die kraft des Patronats eintretende 
Mitwirkung des Staates bei der Besetzung geistlicher Aemter 
ist eine bemerkenswerthe Aenderung insofern eingetreten, 
als dieselbe sich nicht mehr, wie früher zu geschehen pflegte, 
in der Form der Verleihung, sondern mehr in der canonischen 
Form der Präsentation äussert. Dass die Controverse, welche 
sich in andern Ländern an das landesherrliche Patronat und 
dessen Begründung durch die Succession in die Verleihungs- 
rechte der säcularisirten Stifter und Klöster angeknüpft hat, 
auch für Preussen von praktischer Bedeutung sei, kann schon 
aus den Deductionen der oben erwähnten Denkschrift er- 
kannt werden. Indessen liegt die Erörterung dieser noch 
gegenwärtig nur zu einem Theil durch gegenseitige Verstän- 
digung gelösten Frage, — welche seit der Publication der 
Verfassungsurkunde auch die durch die Cab.-O. v. 30. Sept. 
1812 für Schlesien angeordnete Verleihung der fraglichen 
Beneficien nach dem Wechsel der Monate ergriffen hat, — 
ausserhalb des Bereichs der gegenwärtigen Aufgabe. 

Schliesslich mag noch bemerkt werden, dass in Folge 
des Art. 18 der Verfassungsurkunde in Fällen, wo ein Privat- 
patron der Nationalcocarde und der Ehrenrechte verlustig 
erklärt worden ist, die einstweilige Uebung des Patronat- 
rechts nicht mehr, wie nach dem Gesetze vom 8. Mai 1837, 
auf die Staatsbehörde, sondern nach der allgemeinen Regel 
auf den Bischof übergeht, Circ.-Verf. v. 30. Mai 1849. (Bei- 
träge I. 28.) 


Verhältniss des Staates zur katholischen Kirche in Preussen. 115 


6. Ausländischen Geistlichen kann, soweit ihnen der 
Aufenthalt gestattet ist, der Bischof die Ausübung der Seel- 
sorge gestatten, in welchem Falle sie denselben Bestimmungen 
unterliegen, welchen alle Ausländer in Betreff ihres Verhaltens 
unterworfen sind. Circ,-Verf. v.25. Febr. 1851. (Beitr. II, 56.) 
Derselbe Erlass erklärt, dass gegen ausländische Geistliche, 
z.B. Redemtoristen, welche durch Exercitien, Missionen u. s. w. 
in der Seelsorge Aushülfe leisten, vom Standpuncte des Mi- 
nisters der geistlichen Angelegenheiten (also auf Grund des 
jus circa sacra) nicht eingeschritten, dagegen von dem Stand- 
puncte der Justiz- oder Polizeiverwaltung ebenso wie gegen 
jeden andern Ausländer verfahren werden könne. So würde 
2. B. ein Einschreiten gegen die Missionäre indicirt sein, 
wenn dieselben bei Gelegenheit ihrer Predigten oder durch 
dieselben sich irgend eines strafrechtlichen Vergehens schuldig 
machen, oder irgend eine politisch-bedenkliche und zu ander- 
weitigen, die öffentliche Ruhe störenden Excessen führende 
Aufregung hervorrufen sollten. 

7. Für die Anstellung von Ausländern in inländischen 
Kirchenämtern ist die Naturalisation eine wesentliche Bedin- 
gung, und es können ausländische Geistliche auch nach er- 
folgter Berufung durch die geistlichen Oberen zu jeder Zeit 
wieder ausgewiesen werden, wenn sie nicht vorher die Auf- 
nahme in den preussischen Unterthanenverband nachgesucht 
und erhalten haben. Angef. Circ, v. 25. Febr. 1851. 

Dass ausländischen Jesuiten und Geistlichen, welche in 
Jesuitenanstalten studiert haben, die Niederlassung nicht zu 
gestatten sei, war in derselben Uirc.-Verf. v. 6. Juli 1852 
ausgesprochen, welche das Studium im Collegium Germani- 
cum von der vorgängigen Erlaubniss des Ministeriums ab- 
hängig. gemacht hatte (vergl. oben Nr. 4).. Dagegen wird in 
einem Bescheide v. 18. Sept. dess. J., welcher in dem oben 
gleichfalls erwähnten Erlasse v. 27. dess. M. mitgetheilt ist, der 
Sinn dieser Weisung dahin erläutert, dass es zur Ertheilung - 
von Naturalisations-Urkunden an Jesuiten, wie Behufs des Stu- 
diums im Collegium Germanicum, einer vorgängigen Erlaubniss 
bedürfe, und über Gesuche der Art nicht unmittelbar von den 
Kreisbehörden, resp. den Regierungen verfügt werden: könne, 
sondern dieselben den Ministerien zur Entscheidung einzu- 
reichen seien, Diese Anordnungen bezögen sich lediglich auf 
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den innern Geschäftsgang der Behörden und beträfen Gegen- 
stände — Passertheilung, Verleihung des Unterthanenrechts 
— welche dem Gebiete der Staatsverwaltung angehörten. 
Vergl. die Verh. der 2. Kammer über den v. Waldbott’schen 
Antrag in der Sitzung v. 12. Febr. 1853. Stenogr. Bericht 
S. 413. 

8. Seit der Verordnung v. 2. Januar 1849 üben die 
Bischöfe keinerlei Gerichtsbarkeit in weltlichen Angelegen- 
heiten mehr, wohin auch die Prozesse über civilrechtliche 
Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit der Ehe gehören. 
Dagegen ist den Obergerichten durch einen Erlass des Justiz- 
Ministers eröffnet worden, dass nach Lage der gegenwärti- 
gen Gesetzgebung die Gerichtsbarkeit der Diöcesanbehörden 
der katholischen Kirche in Disciplinarsachen gegen Geist- 
liche und in Ehesachen, und zwar bei letzteren soweit es 
sich von der Nichtigkeitserklärung einer Ehe oder von der 
Separation in reinkirchlicher Beziehung handelt, als fortbe- 
stehend zu betrachten, und folgeweise von den Civilgerichten 
den Requisitionen der geistlichen Gerichte um eidlicha Ver- 
nehmung von Zeugen und um Einziehung von Kosten in sol- 
chen Sachen Genüge zu leisten sei (Minist.-Erl. v. 30. April 
1851, Beitr. I. 57). Hinsichtlich der Uebung der kirchlichen 
Disciplinargewalt, welche das Allgem. L.-R. in dem Maasse 
der anzuwendenden «Zuchtmittel sehr beschränkt, (Th. II., 
Tit. 11, $. 126) ist in einem, in den Beiträgen I, 26 abge- 
druckten Bescheide vom 16. April 1849 ausgesprochen, dass 
eine Einwirkung des Staates auf dieselbe nach den in der 
Verfassungsurkunde enthaltenen Grundsätzen nicht ferner 
stattfinden könne, wobei noch bemerkt wird, dass das Mini- 


sterium jederzeit sich darauf beschränkt habe, bei Beschwer- 


den, welche an dasselbe gelangt seien, lediglich darüber zu 
wachen, ob Seitens des bischöflichen Amtes etwa missbräuch- 
licher Weise bestehende allgemeine Staatsgesetze unbeachtet 
gelassen, oder die vorhandenen Competenzbestimmungen etwa 
nicht berücksichtigt sein möchten. 

9. Die Errichtung und Veränderung von Parochien ge- 
schieht nicht mehr durch den Staat, wie das A. L.-R. II. 11, 
$. 233 vorschreibt, sondern sowohl die Initiative als die Be. 
schlussnahme steht den Bischöfen zu, vorbehaltlich der Mit- 
wirkung des Staats, welche erforderlich ist um der neuen 
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Einrichtung auch staatliche Geltung — die administrative 
Execution in Betreff der Pfarrabgaben, die publica fides der 
Kirchenbücher — zu sichern (Angef.|Erl. des Oberpräsidenten 
der Provinz Westphalen v. 8. Mai 1852, Beitr. II. 9). Der 
Geschäftsgang bei der Errichtung neuer Parochieen ist zum 
Theil ([Rheinprovinz 1853], Ermland 1854, Culm 1858) durch 
Regulative geordnet, welche auf vorgängiger Vereinbarung 
beruhen. | 

10, Bei der Errichtung eines gottesdienstlichen Gebäudes 
bedarf es der Staatsgenehmigung, beziehentlich der ausdrück- 
lichen Anerkennung, wenn die Mittel zum Bau zwangsweise 
von den Personen, für welche das Gebäude bestimmt ist, 
eingetrieben oder dem Gebäude die gesetzlichen Rechte einer 
Pfarrkirche beigelegt werden sollen. Dieser Grundsatz ist 
gegenüber dem A. L.-R. (II. 11, $. 176), nach welchem neue 
Kirchen nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Staates 
erbaut werden dürfen, mehrfach ausgesprochen worden. 

Dass den Bischöfen das Recht zustehe, zur Bearbeitung 
der Bausachen einen eigenen Architecten anzunehmen, ist 
in dem mehrfach angeführten Erlass des Oberpräsidenten von 
Westphalen v. 8. Mai 1852 bemerkt, dabei aber die selb- 
ständige Mitwirkung des Staates für die Fälle vorbehalten, 
wo sich derselbe aus irgend einem Grunde, sei es wegen 
Rechtsverpflichtungen oder im Gnadenwege, bei kirchlichen 
Bauten betheiligt, oder auch wo der kirchlichmonumentale 
Character des Bauwerks die Beachtung der die Erhaltung 
solcher Bauwerke bezweckenden allgemeinen Bestimmungen 
bedingt. | 

11. Die Einführung neuer oder die Veränderung beste- 
hender Stoltaxen, welche nach dem A. L.-R. II. 11, $. 425 
dem Staate zusteht, erfolgt durch die Diöcesangewalt; jedoch 
ist, wenn den bezüglichen Erlassen Anerkennung und Aus- 
führung Seitens des Staates zu Theil werden, insbesondere 
nach $. 5 der Cab.-Ord. v. 19. Juni 1836 der Mandatsprozess 
Anwendung finden soll, die genehmigende Mitwirkung von 
Seiten des Staates erforderlich. Vergl. den zur vorhergehen- 
den Nummer angeführten Oberpräsidial-Erlass v. 8. Mai 1852. 

12. Die Anordnung von Kirchencollecten Seitens des 
Staates, sowie die Betheiligung des Staates bei der Einzie- 
hung, Aufbewahrung und Verrechnung der Collectengelder 
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findet nicht mehr Statt. Circ.-Verf. v. 2. Jan. 1851, Beitr. II. 
55. Desgleichen ist ausgesprochen worden, dass es in Folge 
der durch die Verfassungsurkunde den Kirchen eingeräumten 
Selbständigkeit einer Mitwirkung der Staatsbehörden zur An- 
ordnung oder Gestattung von Kirchen-Collecten für kirchliche 
Zwecke nicht mehr bedarf (Erl. v. 13. Sept. 1850 und Verf. 
v. 1. Mai 1849, Beitr. I. 27. 43, vergl. mit A. L.-R. II. 11, 
$. 750). Hierzu bildet ein Erkenntniss des Revisions- und 
Cassationshofes v. 10. Juni 1851 (Archiv für das Civil- und 
Criminalrecht XLVI. 2. 61) einen bemerkenswerthen Gegen- 
satz, auf den wir hier ungeachtet seiner Beziehung auf das 
linksrheinische Recht doch hinweisen dürfen, da es sich dabei 
lediglich um die principielle Auffassung handelt. Nach die- 
sem Erkenntnisse ist in dem Art. 15 der Verfassungsurkunde 
ausgesprochen, dass wo die Kirchengesellschaften bei Ver- 
waltung ihrer eigenen Angelegenheiten bisher unter Vormund- 
schaft des Staates standen und nach dessen Anweisung in 
ihren eigenen Angelegenheiten verfahren mussten, diese Vor- 
mundschaft aufhöre, mithin jede Kirche ihre Angelegenheiten 
selbständig regeln solle. Dagegen seien dadurch staatliche 
Einrichtungen, welche im polizeilichen Interesse der Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung allgemein ohne alle Rücksicht auf 
Cultusverhältnisse getroffen seien, nicht geändert und folg- 
lich auch die das Collectiren verbietenden Anordnungen nicht 
aufgehoben. 

13. Nach dem A. L.-R. II. 11, $. 161 folg. steht das Kir- 
chenvermögen unter der Oberaufsicht und Direction des Staa- 
tes, welcher berechtigt ist darauf zu sehen, dass die Ein- 
künfte der Kirchen zweckmässig verwendet werden. Den geist- 
lichen Oberen aber steht das Recht der Aufsicht über das 
Kirchengut zu, welchem die Verpflichtung correspondirt, für 
die Unterhaltung und zweckmässige Verwendung desselben 
zu sorgen, $. 167. 169. Diese allgemeinen Bestimmungen 
drücken indessen nicht ganz den Zustand aus, welcher vor 
der Publication der Verfassungsurkunde bestand, vielmehr 
übten die Staatsbehörden mehr oder weniger auch unmittel- 
bar Befugnisse und Gerechtsame aus, welche das Landrecht 
selbst den „geistlichen Oberen“ beilegt. In dieser Beziehung 
ist durch die Verfassungsurkunde eine wesentliche Aende- 
rung herbeigeführt worden, indem der Staat weder Attribute 
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unmittelbarer Verwaltung noch aus dem Jus circa sacra ab- 

geleitete Aufsichtsbefugnisse, sondern lediglich diejenige Con- 

currenz ausübt, welche aus dem Patronat hinsichtlich der 
diesem Recht unterworfenen Kirchen hervorgeht. Mit diesem 

‚ Vorbehalte sind z. B. in Wegfall gebracht worden 

a. die Mitwirkung der Staatsbehörden bei der Rech- 
nungsrevision und der Feststellung der Etats (angef. Erl. 
des Oberpräsidenten der Provinz Wegtphalen v. 8. Mai 1852, _ 
Beitr. I. 7); | " 

b. die Genehmigung und Ermächtigung zu Verträgen 
und Veräusserungen, so wie zur Anlegung von Capitalien, 
vergl. denselben Erlass und hinsichtlich der Veräusserung 
von Grundstücken das Rescr. v. 5. Oct. 1851, das. S. 6; 

c. die Einreichung der dreijährigen Rechnungsextracte 
bei den Kirchen nichtlandesherrlichen Patronats, Verf. 
v. 7. März 1850, Beitr. I. 37; 

d. die im $. 5 des Ges. v. 18. Mai 1833 erforderte 
Anzeige von: freigebigen Zuwendungen an inländische An- 
stalten und Corporationen ist den katholischen Kirchenbet 
hörden gegenüber nicht mehr geltend zu machen (Rescr. 
v. 20. Nov. 1850), und es ist daher auch auf die unter dem 
16. Juni 1836 vorgeschriebene Nachweisung dieser Zuwen- 
dungen verzichtet worden, Reser. v. 25. Juni 1851, Beitr. I. 
60. Dass es bei allen Zuwendungen unbeweglichen Vermö- 
gens, sowie bei solchen Zuwendungen beweglichen Vermö- 
gens, deren Werth oder Betrag 1000 Thaler übersteigt der 
Genehmigung des Staates auch ferner bedürfe, ist in dem 
angeführten Erlasse des Oberpräsidenten der Provinz West- 
phalen hervorgehoben (Beitr. II. 10) und von uns oben 
berichtet worden; weggefallen dagegen sind ferner 

e. die Ertheilung der Erlaubniss zur Löschung der 
Hypotheken der Kirchen und kirchlichen Anstalten, vergl. 
den unter a. angeführten Erlass, Beitr. II. 8; 

f. die Beschränkungen dn der Verwaltung und Be- 
nutzung eigentlicher Pfarrwaldungen, in welcher Beziehung 
nunmehr die hinsichtlich der Privatforsten geltenden Be- 
stimmungen maassgebend sind, das. 8. 6. 

Die vorstehenden Beispiele lassen die Richtung der Rechts- 
entwicklung genau erkennen, und es ist daher kaum erst 
nöthig zu bemerken, dass ferner auch die Bestimmung über 
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die Verwendung der Vacanzeinkünfte, die Autorisation zur 
Prozessführung, die Ausstellung der Unvermögenheitsatteste 
für prozessirende Kirchen, die Ernennung der mit der Ver- 
mögensverwaltung betrauten Kirchenvorsteher und anderen 
weltlichen Kirchenbedienten in den Fällen, wo nicht ein auf 
dem Patronate oder anderem speciellen Rechtsgrunde beru- 
hendes Ernennungsrecht dritter Personen besteht, beziehent- 
lich die Bestätigung im Fall eines solchen Befugnisses, sowie 
die Diseiplin über die gedachten Beamten den kirchlichen 
Oberen überlassen worden sind. Näheres ergeben die Regula- 
tive für die zu den Diöcesen Culm und Ermland gehörigen 
Theile der Regierungsbezirke Danzig und Marienwerder v. 
25. Mai 1850, für die zu der Erzdiöcese Gnesen und Posen 
gehörigen Theile der Regierungsbezirke Posen und Bromberg 
v. 19.Nov. 1850, und für die zu der Diöcese Culm und zur 
Erzdiöcese Gnesen und Posen gehörigen Theile des Regie- 
rungsbezirks Cöslin (Bekanntm. des Oberpräsidenten von - 
Pommern v. 23. Sept. 1851, Beitr. I. 40. 51. 60), sowie der 
oft angezogene Erlass des Oberpräsidenten der Provinz West- - 
phalen, das. II. 8. Der letztere enthält noch das Anerkennt- 
niss, dass die Bischöfe die Verwaltung der Externa nach 
dem canonischen Rechte zu führen haben, wobei er jedoch 
auch daran erinnert, dass hinsichtlich der rechtlichen Gül- 
tigkeit aller hierbei vorkommenden Handlungen und Rechts- 
geschäfte die Vorschriften der Landesgesetze zu beachten seien, 
widrigenfalls die Kirche nicht auf den Schutz dieser Gesetze. 
und der auf dieselben hingewiesenen Staatsbehörden für die 
betreffenden Acte zu rechnen habe. 

14. Eine. Form des Gottesdienstes und seelsorgerischer 
Arbeit, welche im Wesentlichen erst seit der Publication der 
Verfassungsurkunde hervorgetreten ist, sind die Volksmis- 
sionen, welche von Gliedern religiöser Orden, Redemtoristen 
und besonders Jesuiten, in geringerem Maasse von Franzis- 
kanern (Westphalen) und Mässionspriestern des h. Vincenz 
von Paul gehalten werden. Diese hat man im Allgemeinen 
ungehemmt sich entwickeln lassen, jedoch mit dem in den 
Gesetzen und besonders der Verordnung über das Versamm- 
lungs- und Vereinswesen v. 11. März 1850 begründeten Vor- 
behalte, alsdann zu hindern, wenn aus der Abhaltung der 
Versammlung Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
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zu befürchten sein sollte. Den Vorbehalt strafrechtlichen, 
bez. polizeilichen Einschreitens enthielt auch, soviel die Wirk- 
samkeit der ausländischen Missionäre anlangt, die bereits 
oben unter Nr. 6 angeführte Circ.-Verf. v. 25. Febr. 1851, 
und ein weiterer Erlass v. 22. Mai 1852 wiederholte densel- 
ben mit dem Zusatze, dass ein Auftreten der Missionare in 
katholischen Gemeinden, welche mitten in evangelischen Pro- 
vinzen liegen, überbaupt nicht werde geduldet werden können, 
weil der Verdacht nahe liege, dass hier andere Zwecke als 
eine Einwirkung auf diese katholischen Gemeinden verfolgt 
werden sollten. „So wenig der katholischen Bevölkerung der 
Nutzen verkümmert werden solle, welchen dieselbe von den 
Missionen erwarte, so wenig seien Letztere unter Verhältnis- 
sen und in einer Weise zu dulden, welche Zwietracht und 
Aufregung in die Bevölkerung werfen könne.“ Dieser Erlass 
. wurde neben der oben Nr. 7 bereits allegirten Verf. vom 16. 
Juli 1852 nicht nur Gegenstand vielfacher Beschwerden und 
Petitionen, sondern er gab auch Anlass zu einem Antrage an 
die zweite Kammer (vergl. oben Nr. 7), dessen Urheber von der 
Voraussetzung ausgingen, dass er die durch Art. 12 der V.-U. 
garantirte Freiheit der öffentlichen Religionsübung und dem- 
nächst auch den die Gleichheit aller Preussen vor dem Ge- 
setz verkündigenden Art. 4 verletze, da den von den Bischöfen 
berufenen katholischen Missionären das gleiche Recht zu- 
stehen müsse, wie den evangelischen Reisepredigern. Bei 
der Verhandlung erklärte die Staatsregierung jedoch, dass 
bei dem Erlass die Absicht eines allgemeinen und unbeding- 
ten Verbotes nicht obgewaltet habe, und schliesslich lehnte 
die Kammer den Antrag ab. Seitdem sind unseres Wissens 
viele Missionen gehalten, und nur äusserst wenige, wir mei- 
nen nur von einer gehört zu haben, gehindert worden. 

15. Zur Zeit der Publication der Verfassungsurkunde 
bestanden in den östlichen Provinzen einzelne — wenige — 
Klöster, welche aus den zu verschiedenen Zeiten vollzogenen 
Säcularisationen ihr Dasein gerettet hatten. Nachdem indes- 
sen die Verfassungsurkunde das Verhältniss der Kirche zu 
dem Staate auf eine andere Grundlage versetzt hatte, haben 
sich geistliche Congregationen in grosser Mannichfaltigkeit 
entwickelt. Insbesondere hat der Jesuitenorden sich sesshaft 
gemacht und seine verschiedenen Stationen: Residenzen, Pro- 
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fesshäuser, Collegien, Scholasticate, Convicte, welche die ge- 
druckten Schematismen näher nachweisen, etablirt. 

Dieselben amtlichen Verzeichnisse lassen erkennen, dass 
die Väter, welche in der Ertheilung eines dem Gymnasial- 
unterrichte parallel laufenden Unterrichts, in der Leitung 
der der grossen Societät in Rom affiliirten Marianischen So- 
dalitäten, in denen sie die verschiedenen Alters- und Be- 
rufsgenossen zur besondern Verehrung der h. Jungfrau. und 
zu frommen Werken vereinigen, in der Abhaltung der Volks- 
missionen, in den Exercitien, Conferenzen, im Beichtstuhl 
u.8. w. eine tiefgreifende Thätigkeit üben, bisher noch überwie- 
gend dem Auslande — Frankreich, der Schweiz, Belgien — 
angehören. Gegenüber dieser Entwicklung, in welcher das 
Jahr 1852 besonders hervortritt, hat der Staat den Grund- 
satz aufgestellt, dass die religiösen Gesellschaften nach der 
Verordnung v. 11. März 1850, welche das den Preussen 
durch die Verfassungsurkunde verbriefte Associationsrecht 
näher regelt, zu beurtheilen seien. (Vergl. den oben öfter 
angeführten Erlass des Oberpräsidenten der Provinz West- 
phalen v. 8. Mai 1852 in den Beiträgen II. 8) Es würden 
mithin auf die verschiedenen Niederlassungen religiöser Con- 
gregationen die verschiedenen Aufsichtsmaassregeln anwendbar 
sein, welche die angeführte Verordnung für diejenigen kirch- 
lichen und religiösen Vereine nachlässt, welche mit Corpo- 
rationsrechten nicht versehen sind. Dass diese Rechte auch 
den geistlichen Gesellschaften nur durch besondere Gesetze 
zu Theil werden können, bestimmt der Art. 13 der revidir- 
ten Verfassungsurkunde ausdrücklich. Neben der Befreiung 
der religiösen Genossenschaften von der in thesi auf sie an- 
wendbaren Controle nach dem Vereinsgesetze würde also auch 
die Fähigkeit zur Erwerbung von Vermögen auf den Namen 
der Gesammtheit von einem solchen Specialgesetze abhängen. 
Indessen ist bis jetzt ein Beispiel der Ertheilung von Corpo- 
rationsrechten an eine geistliche Gesellschaft noch nicht vor- 
gekommen. | 

Dass die früher erforderliche Staatserlaubniss zum Ein- 
tritte in ein Kloster seit der Publication der Verfassungsur- 
kunde nicht mehr eingeholt zu werden brauche, ist wieder- 
holt ausgesprochen worden. 
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V. 
Veber den Erfurter Jesuitenfond. 


Ein Beitrag zur Erörterung der Streitfrage nach der rechtli- 
chen Natur der sogenannten Jesuitenfonds. 


| Von 
Dr. Friedberg, 


Geh. Ober-Justizrathe u. vortragendem Rathe im Justiz-Ministerium zu Berlin. 


Die rechtliche Natur der sogenannten Jesuitenfonds, und 
die damit zusammenhängende Frage über die zulässige Art 
ihrer Verwendung ist häufig der Gegenstand einer Meinungs- 
verschiedenheit zwischen den Organen des Staats und denen 
der Kirche. 

Die nachstehende Erörterung behandelt diesen Gegenstand 
in einem praktischen Falle. 

Von dem Kurfürsten Johann Philipp, Erzbischof von 
Mainz, erhielten die Mitglieder des Jesuiten-Ordens im Jahre 
1664 die Erlaubniss, in Erfurt, wo sie bis dahin weder ein 
eigenes Collegium besessen, noch eine Kirche für ihren Got- 
tesdienst gehabt hatten, beides einzurichten.') Der Orden 
fasste in Folge dieser ihm vom Landesherrn gewährten Ver- 
günstigung festeren Fuss in Erfurt, erwarb in der Stadt und 
deren Gebiet nicht unbeträchtliches Vermögen, und wurde so 
einflussreich und mächtig, dass er in den Religionsstreitig- 
keiten, durch welche im 17ten und noch in der ersten Hälfte 
des 18ten Jahrhunderts der Frieden zwischen den beiden Re- 
ligions-Parteien in jenen Gebieten fortwährend gestört wurde, 
wesentlich betheiligt erscheint. ?) 

Kurfürst Emmerich Joseph, der nach dem im Jahre 
1763 erfolgten Tode Johann Friedrich Carl’s sich die 
Beilegung jener Religionsstreitigkeiten vorzugsweise angelegen 
sein liess, hob deshalb, noch vor dem Erlass des allgemeinen 


ı) Historia Civitalis Erfurtensis, von Falckenstein. Erfurt 1739. 
Buch V. Cap. 1. Seite 996. 

3) Jacob Dominikus, Erfurt und das Erfurtische Gebiet. Gotha 1793. 
Th. I Buch I.. Absehn. UI. Seite 96 und folg.; Buch II. Seite 471. 
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Aufhebungs-Breve des Papstes Clemens XIV. vom 21. Juli 
1773, nämlich schon im Jahre 1772, den Jesuiten-Orden in 
Erfurt auf und zog sein bewegliches und unbewegliches Ver- 
mögen ein.?) | 

Das Aufhebungs-Decret selbst findet sich — so viel be- 
kannt — weder in gedruckten Geschichtsquellen, noch ist 
dasselbe in den Archiv-Acten nachweisbar. Diese letzteren 
beginnen vielmehr erst mit zweien von dem Kurfürsten Em- 
merich Joseph eigenhändig unterzeichneten Erlassen an 
den Statthalter Dalberg aus dem Herbste des Jahres 1773, 
welche sich auf die bereits in den übrigen kurfürstlichen 
Landen verfügte Aufhebung des Ordens beziehen, und Anord- 
nungen über die Art und Weise enthalten, in welcher mit 
den Personen der auszuweisenden. Mitglieder, und wie mit 
der Beschlagnahme ihres Vermögens verfahren werden solle. 

In dem ersteren jener Erlasse, de dato Worms, den 
4ten des Herbstmonates : wird der Statthalter Dal- 
berg beauftragt: 

„in dem Jesuiter „Collegio zu Erfurt als in jenem zu 
Heiligenstadt all und jenes beobachten und vollziehen 
zu lassen, so Seiner Churfürstl. Gnaden höchsten Ge- 
sinnungen und der Sache am gemässesten ist.“ 

In dem zweiten, vom 4ten September 1773, wird dem 
Statthalter Abschrift einer für das übrige Kurfürstliche Ge- 
biet ertheilten Instruction über die Ausführung der Jesuiten- 
Aufhebung, mit 

„einer besonderen Note, welche auf die beiden Collegien 


zu Erfurt und Heiligenstadt den alleinigen Bezug hat,“ 


und mit dem Eröffnen mitgetheilt, dass 
„die Sache selbsten es hauptsächlich darauf ankomme, 
a man sich: 
a. des Vermögens der Jesuiten allenthalben geschwind 
und verläsig versichere, b. die Jesuiten selbst extra 
statum nocendi setze.“ 

Nähere Bestimmungen darüber, wie mit dem einzuzie- 
henden Vermögen der Jesuiten zu verfahren sei, finden sich 
in jenen beiden Erlassen nicht, der letztere schliesst vielmehr 
nur mit der allgemeinen Bemerkung: 


») Dominikus Th. I. 8. 101; Th. I. Buch I. 8. 512. 


—— 
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„wenn einmahl die erste Bosorgung geschehen ist, so 
wird demnächst nicht schwer sein, die Sache zur voll- 
kommenen Einrichtung zu bringen. Seine Churfürstl. 
Gnaden halten Sich insbesondere noch gnädigst bevor, 
über die künfftige Bestellung der erfurter und eichs- 
felder Schulen Dero höchste Gesinnungen nach den 
vorhin bekannten Grundsätzen zu erklären.“ 

Diese „Grundsätze“ des Kurfürsten gingen, wie sich des 
weiteren ergiebt, dahin, dass aus dem eingezogenen Vermögen 
der Jesuiten | 

„um das Selbige betroffene Schicksaal landesherrlich 
zu mildern“, . 
zunächst für den Unterhalt derjenigen Mitglieder, die in 
ordinibus majoribus ständen, gesorgt, im Uebrigen aber über 
das gesammte Vermögen eine „verlässige Administration ver- 
ordnet“ werden solle. ! 

Demzufolge wurde eine sogenannte „Exjesuiten - Fonds- 
Commission“ und „eine Schul-Commission“ gebildet, welche 
beide demnächst in eine „Schul-Exjesuiten-Fonds-Commission“ 
vereinigt, die Revenüen des aufgehobenen Jesuiten-Vermö- 
gens verwalteten. Eine gleiche Commission war für das Hei- 
ligenstädter Gebiet eingesetzt, und beide verwendeten die 
aus den eingezogenen Jesuitengütern eingehenden Revenüen 
hauptsächlich zu Zwecken der Schulen, deren ‚Förderung 
und Hebung der Statthalter Dalberg- sich besonders ange- 
legen sein liess. *) 

Auch unter dem Nachfolger Emmerich Joseph’s, dem 
Kurfürsten Friedrich Carl, dauerte diese Art der Verwal- 
tung der aufgehobenen Jesuitengüter fort. 

Wenige Wochen vor dem am 2. Juli 1802 erfolgten Tode 
dieses Kurfürsten ergriff Preussen in Folge einer mit der fran- 
zösischen Republik unter Zustimmung von Russland geschlos- 


4) „Gnädigster Herr — schreibt er einmal in einem eigenhändig ver- 
fassten Berichte vom 22. Februar 1779 — das Schulwesen war immer für 
mich ein Lieblings Gegenstand, und ich verpflichte mich das hiesige Schul- 
wesen mit denen hier vorhandenen Mitteln in vollkommenen Stand zu 
bringen, wan: pmo. E. Churfürstliche Gnaden mir auf ein Jahr lang ohn- 
umschränkte Gewalt geben, in Betreff der Materialia, Formalia und Per- 
sonalia alle Vorkehrungen zu treffen.“ — 
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senen Uebereinkunft vom 23. Mai 1802:) Besitz von Erfurt 
und dessen Gebiet. 


Das Besitzergreifungs-Patent vom 6. Juni 1802 verkün- 


dete den geistlichen Stiftern und den sämmtlichen Einwohnern 
der Stadt und des Gebietes Erfurt, 
„dass in Folge der zwischen Preussen und anderen 

Mächten gepflogenen weiteren Unterhandlungen und 
getroffenen Vereinbarungen -es dahin gediehen 
sei, dass Uns, Unsern Erben und Nachkommen zur 
Entschädigung wegen der jenseits des Rheinstro- 
mes gelegenen um des Friedens willen an die franzö- 
sische Republik mit abgetretenen Provinzen, unter an- 
deren Landen und Orten auch die Stadt und das Gebiet 
Erfurt als eine secularisirte und erbliche Besitzung zu- 
getheilt und zugeeignet werden solle, ... und dass in 
Gefolge des nämlichen Einverständnisses es für zuträg- 
lich erachtet und beschlossen worden sei, nunmehr 
vom gedachten Lande und allen seinen Orten ... Be» 
sitz nehmen zu lassen und die Regierung darin anzu- 
treten.“®) 

Mit der Verkündigung dieses Patentes waren gleichzeitig 
. die Stadt und das Gebiet Erfurt von Preussischen Truppen 
besetzt und die preussische Regierung durch den Minister 
Grafen von der Schulenburg darin eingesetzt worden. 

Im Besitzergreifungs-Patente vom 6. Juni-1802 war aus- 
gesprochen, 

„dass vor der Hand und bis darunter ee ge- 
troffen worden, alle gegenwärtig dort angestellte öffent- 
liche Bediente und Beamte in ihren Functionen ver- 
bleiben, und ihre Amtsverrichtungen ordnungsmässig 
und nach dem bisherigen Geschäftsgange einst- 
weilen fortsetzen sollen,“ ?) 

und demgemäss behielt auch die vorgefundene Schul-Exjesui- 
ten-Fond-Commission unter preussischer Herrschaft die ihr 


. —n 


6) cf. Häusser Deutsche Geschichte. 2. Aufl. Berlin 1859. Th. Il. 


8. 314. segq. und die in der Note 8. 314. angeführten Quellen. 


6) Abgedruckt in: Die statutarischen Rechte für Erfurt und sein Gebiet, 


von Heinemann. Erfurt 1822. Seite 431. 
7) Heinemann a.a. O. 8. 431. 
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zu Kurmainzischer Zeit übertragene Verwaltung und Verwen- 
dung des aufgehobenen Jesuiten-Vermögens. 

Zwar wurde bei Aufstellung des Einnahme- und Ausgabe- 
Etats jenes Fonds und bei der eingeleiteten Reorganisation 
des Schulwesens in dem neu erworbenen Landestheile eine 
neue Regulirung der Sache beabsichtigt. Bevor jedoch die 
hierzu getroffenen Einleitungen ausgeführt werden konnten, 
kamen die Ereignisse des Jahres 1806, in Folge deren die 
Fürstenthümer Eichsfeld und Erfurt, welche der Reichs-De- 
putations-Hauptschluss vom 25. Februar 1803") Preussen noch 
ausdrücklich als Entschädigungsland zugewiesen hatte, von 
der französischen Regierung mittels Patents vom 29. October 
1806 in Besitz genommen?) und demnächst im Frieden von 
Tilsit an Frankreich abgetreten wurden. '°) 

Das Eichsfeld wurde dem neu gebildeten Königreiche 
Westphalen zugeschlagen; Erfurt aber blieb unter französi- 
scher Herrschaft und Verwaltung. Diese entzog den in Rede 
stehenden Fond mittels Verfügung des General-Directorii vom 
26. December 1808 seiner bisherigen Bestimmung und er- 
klärte ihn für den Domänen heimgefallen. 


°) $. 3. des Reichs-Deputations-Hauptschlusses: 
'„Die Austheilung und endliche Bestimmung der Entschädigung ge- 
sehieht :.. Dem Könige von Preussen, Kurfürsten von Brandenburg 
für das Herzogthum Geldern und den auf dem linken Rheinufer gele- 
genen Theil des Herzogtihums Cleve; für das Fürstenthum Mörs, die 
Bezirke von Sevenaer, Huissen und Malsburg, und für die Rbein- 
und Maas-Zölle; die Bisthümer Hildesheim und Paderborn, das 
Gebiet von Erfurt mit Untergleichen und alle Mainzische Rechte 
und Besitzungen in Thüringen, das Eichsfeld und der Mainzische 
‘ Antheil an Treffurt u. s. w.“ 
Meyer- - Staats - Akten. Frankfurt 1833. Seite 12 seq. 
9% Besitzergreifungs-Patent der französischen Regierung d. d. Erfurt, 
29. October 1806 
und 
Pablikandum des Präsidenten der von Sr. Majestät dem Kaiser der Fran- 
zosen und König von Italien bestätigten Eichsfeld-Erfurtischen Kriegs- und 
Domänen-Kammer, als oberster Administrations-Behörde dieser Provinz und 
der Grafschaft Hohenstein, v. Dohm bei Heinemann a.a.0. S. 435-438. 
10) Friedenstractat mit Frankreich vom 9. Juli 1807. @esetz-Sammlung 
von 1806—1810, Seite 153 seq. Proclamation an die Bewohner der Pro- 
viszen und Gebiete Eichsfeld-Erfurt vom 24, Juli 1807. N 
lung Seite 167. 
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Nach der Vertreibung der französischen Fremdherrschaft 
und der Wiederbesitznahme Erfurts durch Preussen.') wurde 
der Exjesuitenfond von den Domänen wieder getrennt und 
seiner früheren Bestimmung zurückgegeben. 

Durch welche Verfügung dies geschehen; ist nicht er- 
sichtlich, und es ist deshalb auch nicht bekannt, ob und wie 
bei der Restitution des Fonds zu seiner ursprünglichen Be- 
stimmung diese näher definirt worden sei. Jedenfalls wurde 
demnächst von Oberaufsichtswegen angenommen und festge- 
halten, dass der Fond, da er ursprünglich wesentlich zu 
Schulswsckon best gewesen, auch fortan hjefür ver- 
wendet werden müsse. 

Zwar wurde ursprünglich sogar angenommen, 

dass dabei die Revenüen des Fonds eben sowohl für 
evangelische, wie katholische Schulen verwendet 
werden könnten, 
doch ward später diese Auffassung thatsächlich wieder ver- 
lassen und der Fond nur zu Gunsten katholischer Schu- 
len verwendet. 

Demnächst ist eine Meinungsverschiedenheit darüber ent- 
standen: 

ob diese Verwendung nur für Schulen in Erfurt und 
dessen Gebiet, oder auch ausserhalb dieser geographi- 
schen Grenzen, insbesondere für Schulen im Eichsfelde, 
Statt finden dürfe? 

Die eine Meinung will die Verwendung auf die geogra- 
phischen Grenzen des Erfurter Gebietes confiniren, die andere 
nimmt an, dass auch katholische Schulstellen im Eichsfelde 
dadurch verbessert werden dürfen. 

Diesseits wird die Verwendung ausserhalb der Grenzen 
des Erfurter Gebietes für rechtlich zulässig gehalten. 

Die allgemeine Rückfrage: | 

wie die von den aufgehobenen Jesuiten herrührenden 
und vom Staate eingezogenen Güter verwendet werden 
müssten ? 

ist seit dem Breve Clemens XIV. Dominus ac redemptor 


- 


am 


11) Patent wegen Besitzergreifung der mit dem preussischen Staate wie- 
der vereinigten vormals preussischen Provinzen im Nieder- und. Obersächsi- 
schen Kreise, vom 21. Juni 1815. Gesetz-Samml. 8. 193. 
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noster vom 21. Juli 1773 in fast allen Ländern, in denen die 
Aufhebung des Ordens erfolgte, ein Gegenstand vielfacher 
Streitigkeiten gewesen. oo. 

Die Einen behaupten, dass diese Güter auch nach der 
Aufhebung des Ordens, Kirchen- und Schulgüter der katho- 
lischen Kirche geblieben seien. Denn Papst Clemens habe 
bei Aufhebung des Ordens angeordnet, dass die Einkünfte der 
Güter von den Bischöfen nach ihrem Gutdünken verwendet 
werden sollten, der Kaiser sei somit von Anfang an nicht 
berechtigt gewesen, dem Episkopat, wie er es gethan, die 
Verwaltung der gewesenen Güter gegen die päpstliche An- 
‚ordnung zu entziehen und den einzelnen Landesherrn das 
Recht zuzusprechen, die Zwecke, zu denen die Einkünfte aus 
jenen Gütern verwendet werden sollten, zu bestimmen. Des- 
halb, und da nur dem Papste das Recht zustehe, dem 
Stiftungszwecke zu derogiren, hätte weder der Reichs-Depu- 
tations-Hauptschluss von 1803, noch irgend eine spätere welt- 
liche Landesgesetzgebung jene Güter ihrem ursprünglichen 
Zwecke entziehen können, und es müssten somit dieselben 
zu ihrem stiftungsmässigen Zwecke, d. h. für Kirchen und 
Schulen, und zu nichts Anderem, als was diesem Zwecke 
gemäss sei, verwendet werden. 

Diese Theorie, auf welcher mehr oder minder auch der 
im Hause der preussischen Abgeordneten am 16. Februar 1854 
angebrachte und demnächst wiederholte Antrag beruht, '*) ist 


12) Die Güter der vormaligen Jesuiten — heisst es in der Rechtferti- 
gung des Antrages — sind auch nach der Aufhebung des Ordens durch 
das Breve Dominus ac redemptor vom 21. Juli 1773 Kirchen- und Schul- 
güter der katholischen Kirche, „der katholischen Religions-Verwandten ge 
blieben.“ Weder der Reichs-Deputations-Hauptschluss vom 25. Februar 
1803, noch das Edikt vom 30. October 1810, noch irgend ein früherer oder 
späterer Akt der geistlichen oder-weltlichen Gesetzgebung haben dieselben 
in ihrem ausschliesslichen, nach dem Westphälischen Frieden zu respec- 
tirenden Character berührt und alterirt, vielmehr sind sie, als es zur Sä- 
cularisation der Stifter und Klöster kam, schon wirkliche katholi- 
sche Kirchen- und Schul-Stiftungs-Güter gewesen, die nach 
$. 65. des Reichsrezesses von 1803 wie Privat-Eigenthum conservirt, und 
nach $. 63. ibid., der Vorschrift des westphälischen Friedens gemäss, aus- 
schliesslich zu Gunsten von Katholiken verwendet werden sollten. 

Druckschriften der II. Kammer, 11I. Legislatur-Periode, 
2: 2. Session No. 136, Seite 3, Ze 
Zeitschr. f. Kirchenrecht, 1. 49 
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von einzelnen Schriftstellern — es wird z. B. verwiesen auf 
Krabbe: Wem steht das Eigenthum der vormaligen Jesuiten- 
güter zu? Münster 1855; Schulte: System des Allg. katho- 
lischen Kirchenrechtes. Giessen 1856. $. 69 seq. Seite 493 
und folg. — zu der Consequenz ausgebildet worden, dass 
nach ihrer Annahme noch jetzt dem Episkopate das Eigen- 
thum und die freie Verfügung über jene Güter ohne ir- 
gend eine Mitbetheiligung der Staatsgewalt zu- 
stehe. — 

Schon diese Consequenz, zu welcher jene Theorie führt, 
muss gegen die Richtigkeit der Prämissen, von denen sie aus- 


geht, Zweifel erregen, und in der That können weder diese- 


Prämissen, noch die daraus gezogenen Folgerungen als recht- 
lich begründet anerkannt werden. 

Es kann zunächst dahin gestellt bleiben, ob es die Ab- 
sicht des Papstes Clemens XIV. gewesen sei, dass nach 
Aufhebung des Ordens seine ehemaligen Güter nur Kirchen- 
und Schulzwecken gewidmet würden, '?)*) jedenfalls haben, 


13) In dem Breve selbst befindet sich keine — auch nur indirecte An- 
deutung einer solchen Absicht, vielmehr heisst es in dem $. 25. einfach 
...„heben wir mit reifer Ueberlegung, aus gewisser Kenntniss und aus der 
FüHe der apostolischen Macht, die erwähnte Gesellschaft auf, unterdrücken 
sie, löschen sie aus, schaffen sie ab, und heben auf alle und jede ihrer 
Aemter, Bedienungen und Verwaltungen, ihre Häuser, Schulen und 
Collegien, Hospizien und alle ihre Versammlungsorte, sie mögen sein, 
in welchem Reiche, in welcher Provinz, und unter welcher Botmässigkeit 
sie wollen, und die ihnen in irgend einer Weise angehören.“ Theiner, 
Geschichte des Pontificates Clemens XIV. Band II. Seite 356—376. 

*) Ich bin im Stande, das thatsächliche Verhältniss in diesem Punkte 
aus einer bisher unzugänglichen Quelle ins Licht zu setzen, und die im 
Text in Zweifel gestellte Absicht des Papstes zu erweisen. Es ist näm- 
lich zwar allerdings ohne Grund, wenn von Denen, welche die Vertretung 
des Rechts der katholischen Kirche als ihr Monopol in Amspruch nehmen, 
nicht selten versichert wird, dass das Aufhebungsbreve Dominus ac Re- 
demtor, indem es „omnem et quamcungue auctoritatem ... tam in spiritu- 
alibus quam in temporalibus* von den Ordensobern auf die Bischöfe über- 
trug, den Letzteren auch die Verfügung über die Verwendung der Güter 
des aufgehobenen Ordens anheimgegeben habe. Das Breve überträgt viel- 
mehr den Bischöfen die Jurisdiction über die Temporalien nur bedingter 
Weise („juxta modum, casus et personas et sub conditionibus infra scrip- 
tis“), und zwar, wie der weitere Verfolg ergiebt, nur in Betreff der Colle- 
gienhäuser, nicht des Vermögens derselben, soweit es nicht dessen zur 
Erhaltung der Exjesuiten bedurfte. Nach der Encyclica vom 14. August 
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nachdem die Aufhebung des Ordens erfolgt war, der Kaiser und 
die übrigen weltlichen Landesherren in Deutschland, und 
nicht minder in den nicht-deutschen Staaten, überall die Je- 
suiten-Güter als durch die Aufhebung des Ordens dem 
Staate heimgefallene bona vacantia angesehen, ja als 
solche behandelt, und nach den Grundsätzen des Kirchen- 
und Staatsrechtes rechtlich auch so behandeln dürfen. '+) 

Denn mit der Aufhebung des Ordens hat das Rechts- 
subjekt, welches Eigenthümer jener Güter gewesen war, zu 
bestehen» aufgehört; die Güter waren somit bona vacantia 
geworden, und als solche sind sie demjenigen Rechtssub- 
jecte anheimgefallen, dem bona vacantia überhaupt heimfallen, 
also dem Staate. 

Dass das Eigenthum der Güter nicht als der Kirche, 
oder gar — wohin noch eine Meinung geht — „ad sedem 
apostolicam* heimgefallen zu erachten, vielmehr der Staat 
Eigenthümer derselben geworden sei, das ist weder vom 


1773 sollte vielmehr eine zur Ausführung des Breve besonders niederge- 
setzte Congregation die gesammte Hinterlassenschaft ermitteln und etwaige 
Inhaber mit kirchlichen Oensuren zur Herausgabe zwingen, demnächst aber 
die Jurisdiction und Gewalt in allen, die Personen, Kirchen, Häuser, Col- 
legien, Sachen und Güter der Jesuiten betreffenden Angelegenheiten aus- 
üben. Dass aber hiermit die Disposition über die Güter des Or- 
dens für den Papst in Anspruch genommen sein sollte, ergiebt 
sich aus der Thatsache, dass die gedachte Gongregation an die Bischöfe 
(auch die deutschen) Rundschreiben erliess, welche dieselben aufforderten, 
von den Jesuitengütern Besitz zu nehmen und dieselben zu dem vom 
dem apostolischen Stuhle zu bestimmenden Gebrauche zu 
verwahren. Die deutsche Rechtsentwicklung freilich hat das von der 
römischen Theorie dem Papste zugeschriebene Obereigenthum an dem ge- 
sammten Kirchengute, als dessen Ausfluss sich nach dieser Theorie auch das 
von Clemensin Anspruch genommene Recht der Verfügung darstellt, nie- 
mals zur Anerkennung gelangen lassen. Die Deduction des Herrn Ver- . 
fassers, welcher, abweichend von der Rechtsauffassung des Reichshofraths 
in dem Gutachten vom 16. November 1773 (bei Krabbe, Eigenth. an den 
Jesuitengütern $. 13 ff.) die Jesuitengüter nicht als patrimonium ecclesiae 
sondern als bona vacantia ansieht, wird durch diese thatsächliche Ermit- 
telung nicht berührt. — Uebrigens versteht es sich, den im Vorwort dar- 
gelegten Grundsätzen gemäss, von selbst, dass wir auch bei der vorliegen- 
den praktischen Streitfrage der Entwicklung der entgegenstehenden An- 
sichten in der Zeitschrift den Raum nicht versagen werden. R. W. Dove. 

14) Jahrbücher der deutschen Rechtswissenschaft von Schletter Bd.Il. 
Seite 25 seg. Recension des Krabbe’schen Werkes. 
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Kaiser noch von den übrigen geistlichen und weltlichen 
Landesherren jemals bezweifelt worden und haben dieselben 
deshalb seit der Aufhebung des Ordens das dadurch vacant 
gewordene Jesuiten-Vermögen als Eigenthum des Staates an- 
gesehen und als solches behandelt. '°) 

In Preussen insbesondere ist niemals angenommen, dass 
das Päpstliche Suppressions-Breve von 1773 als eine den 
Landesherrn bindende Norm anzusehen sei, sondern stets - 
festgehalten worden, dass die diesseitige Gesetzgebung die 
Rechtsquelle für die rechtliche Beurtheilung und Behandlung 
des ehemaligen Jesuitengutes bilde, und dass, um Einwen- 
dungen gegen die über ehemalige Jesuitengüter vom Staate 
getroffenen Verfügungen zu begründen, es keinesweges ge- 
nüge, nachzuweisen, dass jene Güter dereinst dem Jesuiten- 
Orden angehört, und somit zu denselben Schul- und Kir- 
chen-Zwecken verwendet werden müssten, zu denen der Or- 
den sie verwendet. 

Wie vollkommen frei sich die Preussische Regierung in 
ihren Dispositionen über diese Jesuiten-Güter erachtet habe, 
geht am klarsten daraus hervor, dass.die Revenüen dersel- 
ben vielfach auch zu evangelischen Schulzwecken verwendet 
worden sind, weil immer die Rechtsmeinung vorgewaltet, dass: 

das Eigenthum jener Güter ausschliesslich und m-.. 
beschränkt als dem. Staate zustehend anzusehen, 
und eine ausschliessliche Verwendung desselben zu ka- 
tholischen Kirchen- und Schulzwecken rechtlich nicht 
begründet sei. 

Diejenigen, welche die Revenüen der a Jesui- 
ten-Güter für katholische Kirchen- und Schulzwecke als ein 
Recht in Anspruch nehmen, pflegen sich zwar, wenn ihnen 
die Herleitung dieses Rechtes aus den allgemeinen Grund- 
sätzen des Kirchenrechtes bestritten wird, auf den Reichs- 
Deputations-Hauptschluss, und im specie auf die Bestimmung 
des $. 63. zu berufen, wonach: 

jeder Religion der Besitz und ungestörte Es ihres 
eigenthümlichen Kirchengutes auch Schulfonds nach 
der Vorschrift des Westphälischen Friedens ungestört 
verbleiben solle. 


15) cfr. Theiner a.a, O. Seite 377—411. 
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Allein diese Berufung erscheint auf solche Güter des 
Jesuiten-Ordens, deren Besitz demselben in Folge der Auf- 
hebung des Ordens bereits vor dem Jahre 1803 entzogen 
war, schon um desshalb unzutreffend, da diese beim Erlass 
des Reichsrezesses bereits Staatsgüter waren. 

Jedenfalls aber können der Reichsdeputations-Haupt- 
schluss und die darin enthaltenen Grundsätze über säkula- 
risirtes Gut nicht auf die im Erfurter Gebiet vorhandenen 
ehemaligen Jesuitengüter Anwendung finden. 

Denn das bischöfliche Gebiet Erfurt ist, wie oben des 
Näheren gewiesen worden, nicht erst durch den Reichs-De- 
putations- Hauptschluss an die Krone Preussen gekommen, 
sondern war schon 9 Monate zuvor in Besitz genommen und 
von Seiner Majestät dem Könige Friedrich Wilhelm III. 
„als auf ewige Zeiten seinem Zepter angehörend* dem König- 
reiche Preussen einverleibt worden. 

Der Reichs-Deputations-Hauptschluss konstituirte somit, 
indem er in seinem $. 3. Brfurt und das Eichsfeld an Preus- 
sen als Entschädigungsland überwies, kein neues Rechtsver- 
hältniss, erkannte vielmehr nur an, was schon im Jahre 1802 
Rechtens geworden war. 

Bei dieser vor dem Erlass des Reichs-Deputations- 
Hauptschlusses erfolgten Besitzergreifung hatte die Krone 
Preussen das Gebiet mit allen denjenigen Rechten in Besitz 
genommen, mit welchen der Kurfürst von Mainz es als 
Landesherr besessen hatte, und da dieser die Jesuiten-Güter, 
wie*roben gezeigt worden ist, bereits im Jahre 1772 eingezo- 
gen hatte, so konnte der Reichs - Deputations - Hauptschluss 
nichts mehr über Güter bestimmen, die schon vor ihm auf 
die Krone Preussen, als den Rechtsnachfolger des Kurfürsten 
in der Landeshoheit, übergegangen waren. 

Angenommen aber selbst, dass die Grundsätze des $. 63 
. des Reichs-Deputations-Hauptschlusses auf die vor 1803 ein- 
gezogenen Jesuiten-Güter überhaupt, und insbesondere 
auch auf die in Erfurt und dessen Gebiet belegenen derar- 
tigen Güter anwendbar seien, so würde daraus doch keine 
Rechtsverpflichtung hergeleitet werden können, sie auch 
jetzt noch nach diesen Grundsätzen zu verwalten, da die 
französische Zwischenherrschaft sie ihrer etwaigen Eigenschaft 
als Kirchen- und Schulgut entkleidet, und zu Domänengut 
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gemacht hatte, und die Preussische Regierung sie nach stren- 
gem Rechte bei der Wiederbesitznahme Erfurts nur in. der- 
jenigen Eigenschaft, in welcher sie dieselben aus den Hän- 
den der Franzosen erhielt, anzuerkennen brauchte, 

Wenn sie nichts desto weniger demnächst aus Billigkeits- 
und aus Rücksichten der Politik die Einkünfte der Güter 
wieder zu denjenigen Zwecken verwendete, zu welchen sie 
vor der Fremdherrschaft verwendet worden waren, so ist 
diese thatsächliche Verwendung für den Rechtspunkt 
nicht entscheidend und es wird deshalb jener thatsäch- 
liche Verwendungs-Modus seit 1816 nicht angeführt wer- 
den können, um daraus eine Rechtspflicht für den Staat 
herzuleiten: 

die Einkünfte der früheren Jesuitengüter fortan auch 
für katholische Zwecke nur innerhalb der Stadt und 
des Gebietes zu verwenden. 

Dass jedenfalls die in Anspruch genommene locale 
Beschränkung des Verwendungs-Modus auf das Erfurter 
Gebiet und die verlangte Ausschliessung des Eichsfeldes von 
der Theilnahme an den Revenüen keinen Rechtsgrund für 
sich hat, ergiebt sich schon zur Genüge aus dem, was über 
die geschichtliche Entstehung des Fonds beigebracht wor- 
den ist. | 

Denn es hat an sich keine innere Wahrscheinlichkeit, 
dass ein ud derselbe Landesherr, der zu gleicher Zeit in 
zweien seiner Hoheit unterworfenen aneinander grenzenden 
'Landestheilen — Erfurt und dem Eichsfelde — den Jesuiten- 
Orden aufhob, seine Güter einzog und zu anderweiter Ver- 
wendung in jenen Gebieten bestimmte, eine derart exclusive 
Bestimmungs-Art derselben gewollt haben sollte, dass er es 
für rechtlich unzulässig erachtet hätte, Theile der Reve- 
nüen, die in dem einen Gebiete aufkamen und dort entbehrt 
werden konnten, in dem anderen, wo sie nöthig waren, zu 
verwenden. Eine derartige Annahme widerspricht so sehr 
den natürlichen Verwaltungs-Grundsätzen, dass sie jedenfalls 
nicht a priori angenommen, vielmehr nur auf Grund positiver 
Beweise zugegeben werden könnte. | 

Derartige Beweise sind: aber nicht nur nicht beizubrin- 
gen, vielmehr umgekehrt nachweisbar: 

dass es schon bei der von dem Kurfürsten Emme- 
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rich Joseph angeordneten Verwendung der Revenüen 
aus den ehemaligen Jesuitengütera im Erfurter und 
Eichsfelder Gebiete keinesweges auf eine derart strenge 
Sonderung abgesehen gewesen, dass Theile der in 
einem. Gebiete aufgekommenen Revenüen nicht auch 
in dem anderen hätten verwendet werden dürfen. 
So lautet gleich der erste Erlass des Kurfürsten d. d. 
Worms den 4. des Herbstmonats: 
„dass da Seine Churfürstl. Gnaden geruht hätten ... 
zu verordnen, wie es mit den in den hiesigen chur- 
fürstlichen Landen befindlichen Jesuiten-Collegiis und 
- deren Vermögen künftig zu halten sei, ... . und eben 
diese höchste erzbischöfliche und landesherrliche Sorg- . 
falt erfordere, auch auf die entfernteren Staa- 
ten die Rücksicht zu nehmen, so tragen Se. Chur- 
fürstl. Gnaden Höchstdero Geheimen-Rath und Statt- 
halter zu ‚Erfurt, Freiherrn von Dalberg hierdurch 
gnädigst auf... in dem Jesuiten-Collegio zu Erfurt 
sowohl als in jenem zu Heiligenstadt all jenes 
beobachten und vollziehen zu lassen, so Se. Churfürstl. 
Gnaden höchsten Gesinnungen und der Sache am ge- 
mässesten sei.“ j 
Der Landesherr verfügte somit die Aufhebung des Or- 
dens und Einziehung seines Vermögens in den Gebieten von 
Erfurt und des Eichsfeldes, gleichwie in den übrigen „kur- 
fürstlichen Landen,“ unterschiedslos, und deutet durch- 
aus nicht an, dass das in diesen beiden Landestheilen vor- 
handene Jesuitengut als abgesonderte Theile zu behandeln seien. 
Der fernere Erlass vom 4. September 1773, welcher dem 
Statthalter aufträgt: 
* „sich des Vermögens der Jesuiten allenthalben (so- 
wohl in Erfurt wie in nn, geschwind und 
verlässig zu versichern, © 
theilt demselben zugleich eine Instruotion mit, welche der 
Haupt-Commission ertheilt worden, „um sich gleichmässig, 
jedoch nach Unterschied der Umstände, hiernach bemessen 
zu können,“ und in dieser Instruction heisst es einfach: 
„Commissio habe alsbald eine verlässliche Administra- 
tion über das gesammte Vermögen der Jesuiten 
zu verordnen,* 
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und trennt wieder nicht dasselbe nach den Landestheilen, 
in denen es belegen. 

Allerdings wird demnächst, in Ausführung dieser lan- 
desherrlichen Erlasse für die Verwaltung des eingezogenen 
Jesuitengutes eine besondere Commission im Erfurter und 
eine andere im Heiligenstädter Gebiete eingesetzt; — allein 
der über beide Landestheile gesetzte Statthalter von Dal- 
berg scheint von Anfang an eine Uebertragung der Reve- 


nüen aus den Gütern des einen Gebietes, für Schulzwecke 


im anderen Gebiete nicht für unzulässig gehalten zu haben. 
So heisst es in einem von ihm erstatteten Berichte vom Ja- 
nuar 1774, in welchem -er vielfach gegen Anordnungen der 
in „Maynz niedergesetzten Commissio mixta die Exjes. betr.“ 
remonstrirt, und sich eine von den Anordnungen jener Com- 
mission unabhängige Stellung zu vindiziren bemüht ist, ad 
extract. prot. lit. a.: 
„Die Pensionen der Exjesuiten müssen vor allen Din- 
gen bestritten werden, und nur der Ueberrest bleibt 
denen Schuhl-lehrern.* — 
„Der Satz ist billig, woh dass Vermögen wie in 
Maynz für beyde Gegenstände hinreichend ist. Wenn 
aber wiezum TheilhierundinHeiligenstadt 
die Pensionen den ganzen jährlichen Vermögens- 
Ertrag absorbiren, sollen unterdessen die Schuhlen 
aufhören, bis die Exjesuiten aussterben? Da muss 
man auf besondere Mittel und Einrichtungen denken, 
wie man den zweyfachen Zweck erzielen könne. “__ 
und an einer andern Stelle jenes Berichtes 
„4. wird abermahlen ein tabellarischer status des 
Fichsfelder und Erfurter Jesuiten-Vermögens begehrt: * 
„vielleicht weil die Commission ein Sisteme über 
die Art der Verwendung entworfen. Ich habe alle 
Achtung für diesen Consess und dessen Mitglieder; 
aber vielleicht werden sie die Sach aus einem an- 
deren Gesichts-Punkt ansehen, als ich, und den 
fallt das in Heiligenstadt und hier bereits 
aufgeführte Schuhlsysteme wieder zu- 
sammen.“ 
Der Statthalter fasst somit immer das in Erfurt und 
im Eichsfelde belegene ehemalige Jesuitengut zusammen, 
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und wenn auch die beiden Massen selbst in ihrem Grund- 
stocke als getrennte angesehen werden, so ist doch nirgends 
ersichtlich, dass die Verwendung der aus jenen beiden 
Massen aufkommenden Einkünfte von ihm, als eine auf die 
Grenzen der betrefienden Gebiete rechtlich beschränkte 
angesehen worden sei. 

Die Preussische Regierung wird aber jedenfalls in ihrer 
Dispositionsbefugniss nicht einer grösseren Beschränkung, als 
die frühere Kurmainzische Regierung unterworfen sein kön- 
nen, und da ein besonderer Rechtstitel nicht vorliegt, 
durch welchen die Verwendung der in Rede stehenden Ein- 
künfte auf die Grenzen des Gebietes von Erfurt, beziehungs- 
weise des Eichsfeldes. bedingt würde, so muss es, als in den 
freien Administrativbefugnissen der Regierung liegend, aner- 
kannt werden: jene Einkünfte je nach den vorhandenen 
Bedürfnissen, in dem. einen oder anderen Gebiete zu 
verwenden. 
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Denkschrift die Verfassungsverhältnisse der evan- 


gelischen Kirche in Ungarn betreffend (Juni 1859). 


Von 
Dr. A. L. Richter, 
Geh. Ober-Regierungsrathe und ord. Prof. der Rechte in Berlin. 


Das nachstehende von mir im Frühling vorigen Jahres auf 
empfangene Anregung verfasste Promemoria ist, als die Beschluss- 
nahme in der in der Ueberschrift bezeichneten schwierigen Frage 
bevorstand, dem durchlauchtigsten Statthalter von Ungarn mit 
höchstdessen gnädigster Genehmigung vorgelegt worden. Dasselbe 
unterwirft die hauptsächlichen Bedenken, welche gegen den von 
dem K. Kultusministerium veröffentlichten Entwurf eines Verfas- 
sungsgesetzes für die evangelischen Confessionen in Ungarn von 
den Superintendenzen ‚aus dem materiellen und formellen Ge- 
sichtspunkte erhoben worden waren, einer näheren Erörterung, 
und schliesst mit einem Ergebnisse ab, welches einerseits das 
Recht der K. Regierung auf die Initiative und die äussere Sanction 
und andererseits das verfassungsmässige Recht der Synoden auf 
die sachliche Entschliessung anerkennt. Die späteren Vorgänge 
zeigen, dass diese Auffassung, welche damals in der deutschen 
Presse nicht die herrschende war, auch an der maassgebenden 
Stelle keine Billigung gefunden hat. Aber sie zeigen uns auch 
das schmerzliche Bild eines Zwiespaltes, in welchem die wohl- 
wollenden Absichten der K. Regierung nur in höchst unvollkom- 
mener Weise verwirklicht worden sind. Gegenwärtig nun, wo 
die politischen Dinge in Ungarn durch den Kaiserlichen Erlass 
vom 20. Oktober in eine durchaus abweichende Bahn gelenkt wor: 
den sind, wird sich der Friede hoffentlich auch wieder über das 
kirchliche Gebiet verbreiten und die Kirche wird dann kraft ihrer 
verfassungsmässigen Autonomie das, was die K. Regierung dar- 
geboten hat, um so freier zu ihrem Besten verwenden können. 
So wird mithin gerade der Zustand eintreten, welchen ich als 
den dem Recht entsprechenden bezeichnen zu müssen geglaubt 
hatte. Diese Auffassung wird auch die Veröffentlichung meiner 
Denkschrift, wie ich hoffen darf, in ausreichender Weise recht- 
fertigen. Im Uebrigen habe ich gelehrten Apparat beizufügen 


Dr. A. L. Richter: Verfassung der evang. Kirche in Ungarn. 139 


absichtlich unterlassen. Wer diesen sucht, wird ihn in Jacob- 
sons späterer Abhandlung über die gegenwärtige Lage der Evan- 
gelischen in Oesterreich (Deutsche Zeitschrift für christliche Wis- 
senschaft 1859. No. 49 ff.) zur Genüge finden. 


Die folgende Denkschrift soll die wesentlichen Aufgaben, 
welche aus den gegenwärtigen Verfassungszuständen der evan- 
gelischen Kirche in Ungarn hervorgehen, aus dem Standpunkte 
deutscher Betrachtung darstellen. Sie nimmt ihren Ausgangs- 
punkt von dem Entwurfe eines Gesetzes über die Vertretung 
und Verwaltung der Kirchenangelegenheiten der Evangeli- 
schen beider Bekenntnisse in Ungarn, der serbischen Woy- 

wodschaft und dem Temescher Banate, welcher durch Mini- 
 sterial-Erlass vom 21. August 1856 den Superintendenzen zur 
Begutachtung mitgetheilt worden ist, und unterwirft die da- 
gegen erhobenen principiellen Bedenken einer Erwägung, in 
der sie sich zugleich die Grundlage für die Lösung der oben 
bezeichneten Aufgabe bereitet. Durch diese ihre Begränzung 
ist eine weitläufige Exposition der Entwickelung der Ungari- 
schen Kirchenverfassung schon von selbst ausgeschlossen. 
Der Verlauf der Erörterung wird jedoch zeigen, inwiefern 
der Verfasser die geschichtlichen Bedingungen eines merk- 
würdigen Stückes evangelischen Kirchenlebens zu erfassen 
seinerseits bemüht gewesen ist. 

| I. 

Der im Eingange erwähnte Entwurf eines Verfassungs- 
gesetzes für die evangelische Kirche in Ungarn hat ein eigen- 
thümliches Schicksal gehabt. In Deutschland hat ihn die 
liberale Richtung mit Beifall begrüsst und ein berühmter 
Theolog, der unter den Vorkämpfern für den Gedanken einer 
freien Kirchenverfassung in der ersten Reihe steht, hat ihm 
bald nach seiner Publication das Zeugniss gegeben, dass er 
in der dreifachen Gliederung synodaler und consistorialer Be- 
hörden so ziemlich alles gewähre, was 1848 etwas allzufrüh 
für die deutsche evangelische Kirche gehofft worden sei. 

Hase in der Protestantischen Kirchenzeitung 1856. No0.40. 

In ähnlicher Weise bekennt ein anderer theologischer 
Schriftsteller, dass in ganz Deutschland keine freiere Ver- 
fassung der evangelischen Kirche dermalen bestehe, als die- 
jenige sei, welche der Kaiser von Oesterreich den ungarischen 
Protestanten als Entwurf aus freien Stücken vorgelegt hahe. 
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Schenkelin der Allgemeinen Kirchenzeitung 1857, No. 2. 

Und hinwiederum in: Ungarn ist er von den amtlichen 
Gutachten in der überwiegenden Mehrzahl verworfen worden, 
verworfen mit einer Schärfe, welche sich in dem Votum des 
Superintendenzial-Conventes des reformirten Donau-Districtes 
(27—29. October 1856) zu der Anklage gesteigert hat, dass 
er dem Grundgesetze der Religionsfreiheit wesentlich wider- 
spreche, ja sogar das Glaubensbekenntniss in seinen Grund- 
festen erschüttere und demzufolge als Organisirungsfundament 
der Kirche im Allgemeinen nicht angenommen werden könne. 
Fasst man nun dasjenige, was zur Begründung dieses ab- 
lehnenden Urtheils beigebracht worden ist, näher in das Auge, 
so bietet sich zunächst in verschiedenartiger Fassung ein 
Präjudizial-Einwand dar, welcher der von der Kaiserlichen 
Regierung ergriffenen Initiative ihr Recht bestreitet und dem 
Entwurf seine Entstehung ausserhalb der organischen Syno- 
dalkreise der Kirche als eine Schuld anrechnet. Diese In- 
stanz, welche eine wohlwollende Absicht als ein Attentat auf 
die Autonomie der ungarischen Kirche auffasst, übersieht zu- 
nächst das tiefbegründete Interesse, welches die Kaiserliche 
Regierung daran zu nehmen hatte, dass eine Wunde, die 
nicht erst seit der Haynau’schen Verordnung vom 10. Fe- 
bruar 1850 offen ist, endlich geheilt und durch endliche Her- 
stellung einer festen Gliederung jenes Schwanken und jene 
Zerfahrenheit gehoben würde, welche in dem ungarischen 
Kirchenwesen so large schon hervortreten. Wie oft dies ver- 
sucht worden, ist bekannt, aber eben so bekannt, dass die 
Bestrebungen vom Jahre 1791 ebenso wie alle späteren bald 
an der Furcht vor der Hierarchie, bald an der Scheu vor 
dem, was ich mit einem guten Ausdrucke „Kyriarchie“ ge- 
nannt gefunden habe, gescheitert sind. Um so natürlicher 
und um so berechtigter war der Wunsch der kaiserlichen 
Regierung, endlich einen gedeihlichen Abschluss herbeige- 
führt zu sehen, und wenn sie, um dazu auch ihrerseits beizu- 
tragen, mit der Hinausgabe des Gesetzentwurfs zur freien Mei- 
nungsäusserung vorging, so werden dies diejenigen, denen 
es nur um die Sache zu thun ist, allerdings als ein Zeugniss 
des Wohlwollens gegen die Kirche zu verehren, und als einen 
durch die Rücksicht auf das Heil des Staates empfohlenen 
Schritt anzuerkennen haben. Freilich ist dagegen oft und 
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mit Nachdruck auf das geschriebene Rechit verwiesen worden, 
welches für die Initiative der Regierung keinen Raum habe. 
Auch dies vermag ich jedoch nicht zu finden; ich bin viel- 
mehr der Ueberzeugung, dass der später näher zu characte- 
risirende 26. Artikel vom Jahre 1790/91, welcher hier be- 
sonders in Beziehung genommen wird, die von der Regierung 
ergriffene Initiative nicht ausschliesst, und dass also die 
Vorlegung des Entwurfs nicht blos als ein wohlwollender und 
durch das Staatsinteresse begründeter, sondern auch als ein 
dem Hauptgesetz über die ungarische Religionsfreiheit nicht 
widersprechender Schritt anzusehen ist. 

In der That ergiebt sich denn auch bei näherer Be- 
trachtung der einzelnen Gutachten, dass viel weniger die 
Initiative an sich, als die Richtung, in welcher dieselbe 
geltend gemacht worden ist, die Unzufriedenheit der Convente 
erregt hat. Der Ministerial-Erlass vom 21. August 1856 richtet 
die Aufforderung zur Meinungsäusserung an die Superin- 
tendenzen und verbindet damit die Erklärung, dass es der 
unabänderliche Entschluss der kaiserlichen Regierung sei, 
diese hochwichtige Angelegenheit binnen der möglichst kür- 
zesten Frist zu einem befriedigenden Abschlusse zu bringen. 
Auch diesem Verfahren hat sich der Einwand des Mangels 
formeller Berechtigung entgegengestellt. Es ist mir jedoch 
unzweifelhaft, dass derselbe auch in dieser Richtung nicht 
haltbar ist. Der 26. Artikel von 1790/1 behält ausdrücklich 
Sr. Majestät dem Kaiser. das Recht vor, die Evangelischen 
beider Confessionen zum Zwecke der Sanction einer ihren 
Religionsgrundsätzen entsprechenden Verfassung weiter zu 
hören, und gestattete mithin auch die getroffene Maassregel, 
die als ein vorbereitender informatorischer Act als 
völlig sachgemäss erscheint. 

Der erhobene Einwand richtet sich indessen nicht sowohl 
gegen die sachliche Angemessenheit der angeordneten In- 
struction, als gegen die rechtliche Bedeutung derselben. Die 
Frage, welche er anregt, ist also in ihrer Schärfe gefasst die, 
ob eine Berathung wie die angeordnete, nach dem Recht 
ausreiche, die obschwebende Angelegenheit zum Abschluss 
zu bringen, oder ob es nicht dazu einer That der in der 
Synode dargestellten Kirche hedürfe. Darauf zurückzukom- 
‘men, behalte ich mir für den folgenden Abschnitt vor, in- 
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dem ich vorläufig bemerke, dass ich eine Mitwirkung der 
Synoden allerdings nicht blos für angemessen, sondern für 
rechtlich nothwendig erachte. Dies wird sich schon aus 
demjenigen ergeben, was ich bei der Begutachtung der haupt- 
sächlichsten materiellen Einwendungen der Convente zu sagen 
haben werde, zu denen ich nunmehr übergehe. 
A. 

In dem Votum des Conventes des reformirten Donau- 
Distriets findet sich folgende Stelle: 

„Die im Gesetzentwurfe herrschende Ansicht, derzu- 
folge die Verwaltung der Kirche beinahe ausschliesslich die 
Seelsorger betrifft, insoferne, als sie gewöhnlich in den 
Versammlungen den Vorsitz führen, und für Alles allein 
verantwortlich gemacht werden, ist weder mit dem Evan- 
gelium vereinbar, nach welchem .... jedes Glied der Kirche 
gleichberechtigt ist, noch kann sie der halbhundertjährigen 
gesetzlichen Gepflogenheit und der Geschichte unserer Kirche 
angepasst werden, überhaupt widerstreitet diese Ansicht 
dem Selbstbewusstsein der evangelischen Kirche unseres 


Vaterlandes und der Ueberzeugung derselben so sehr, 


dass wir kühn behaupten können, dass die Geistlichkeit 
selbst entschlossen gegen diese, dem Evangelium wider- 
streitende Unterscheidung und Auszeichnung der Seelsorger, 
und für die Gleichberechtigung der geistlichen sowohl, als 
weltlichen Mitglieder sei.* 

In ähnlicher Weise sagt der Bericht der Central- Com- 
mission des Montan-Districts: 

„1. Allgemeinen Widerspruch fand der Umstand, dass 
der Entwurf der, dem Evangelium entsprechenden Gleich- 
berechtigung sämmtlicher Glieder der evangelischen 
Kirche nicht Rechnung getragen hat. Alle wünschen eine 
feierliche Erklärung dieser Gleichberechtigung, als eines 
kirchlichen Princips; die Mehrheit wünscht dieses Princip 
auf das Präsidium in den Kirchenconventen und Consisto- 
rien derart angewendet, dass das bisher übliche Doppel- 
präsidium auch in Zukunft aufrecht erhalten werde.“ 

In diesen und den übrigen Aeusserungen handelt es sich 
um jene merkwürdige Entwickelung des Ungarischen Kirchen- 
wesens, welche gewählten weltlichen Inspectoren oder Cura- 
toren neben dem Schutz- und Vertretungsrechte und mancherlei 
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anderen Attributen den Vorsitz in den Seniorats- und Di- 
strictual-Conventen verliehen hat. Die Haynau’sche Ver- 
ordnung vom 10. Februar 1850 hatte diese Einrichtung durch 
die Beseitigung der Districtual-Inspectoren und Curatoren 
für die Zeit des Belagerungszüstandes wesentlich alterirt, 
und als im Jahre 1854 manche der damals im Gebiete der 
Verfassung angeordneten Beschränkungen wiederum aufge- 
hoben wurden, blieb doch speciell gerade. diese Maassregel 
davon ausgenommen. Im Entwurfe erscheint nun das In- 
stitut der Curatoren wieder. Auf allen Stufen aber ist hier 
der Curator in die zweite Linie als Vicevorsitzender und 
Substitut gestellt, während das Präsidium im Gemeinde- 
Convent dem Pfarrer, im Senioral-Convent beziehentlich 
dem Seniorats-Consistorium dem Senior, im Districtual- 
Convent beziehentlich dem Districts-Consistorium dem Super- 
intendenten zugedacht ist. Indem ich nun die Reaction 
in Betrachtung ziehe, welche gegen diesen Theil des Ent- 
wurfes sich mit besonderer Schärfe erhoben hat, habe ich 
zunächst zu bemerken, dass schon in älteren Schriften die 
im Vorstehenden bezeichnete eigenthümliche Stellung des 
weltlichen Elements als ein Ausfluss des Presbyterial-Prineips 
oder gar des Grundsatzes vom allgemeinen Priesterthume 
bezeichnet worden ist.- Dies habe ich immer für eine freilich 
leicht erklärliche Selbsttäuschung gehalten. Jene Einrichtung 
ist nämlich, wenigstens für einen unbefangenen Beobachter, 
nicht die Frucht eines evangelischen Princips, sondern der 
eigenthümlichen Verhältnisse, unter denen die evangelische 
Kirche in Ungarn ihre Verfassung entwickelt und erhalten 
hat. Schon die Geschichte der Pflanzung des evangelischen 
Bekenntnisses in Ungarn macht es erklärlich, dass den Magna- 
ten, welche die Lehre der Reformation angenommen hatten, 
ein wesentlicher Einfluss auf die Anstalten zufiel, welche 
sich auf dem Grunde dieser Lehre meist unter ihrer eigenen 
Anregung oder ihrem Schutze gebildet hatten. Später traten 
jene schweren Kämpfe ein, in denen die evangelische Kirche 
wider einen mächtigen Gegner ihr Recht zu vertheidigen ge- 
nöthigt war, und um so leichter erklärt es sich, dass sich 
die Magnaten an die Spitze ihrer Glaubensgenossen gestellt 
und zur Vertheidigung des Bekenntnisses und der demselben 
eben so oft bestrittenen als gewährten Rechte berufen fanden. 
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Dies war zunächst nur ein factisches, in der Noth der Dinge 
gebildetes und durch das Vertrauen getragenes Verhältniss. 
Im Jahre 1735 aber traten die adlichen Inspectoren als stän- 
diges Element in die Verfassung ein, wie dies die Mitthei- 
lungen in den Protestantischen Jahrbüchern Band IV Seite 557 
zeigen und seitdem haben sie.sich darin, freilich mit man- 
cher Ungleichheit im Einzelnen erhalten, ohne dass diese 
ihre Stellung eine ausdrückliche gesetzliche Anerkennung 
erhalten hat. Was hier wirksam gewesen, ist also entschie- 
den der Gedanke der Schirmvogtei, dagegen nicht eine Con- 
sequenz der evangelischen Lehre von dem allgemeinen Berufe, 
der bis zu der Nothwendigkeit eines Doppel- Präsidiums 
in der That nur durch ein Missverständniss ausgedehnt wer- 
den könnte. Die Geschichte der grossen Presbyterial-Gemein- 
den in Holland, Schottland, Frankreich, der Schweiz, Deutsch- 
land weiss so wenig von einer solchen Anwendung des ge- 
dachten Principes, als die älteren Ungarischen Kirchen- 
satzungen, 2. B. die Gesetze und Artikel des Semptauer 
Consistoriums von 1622 auf lutherischer, die Canones des 
Gelei-Katona, und die Synodal-Schlüsse von 1619 auf refor- 
mirter Seite. Alle diese Gesetze legen die Berufung und 
Leitung der Districts-Synoden in die Hände der Superinten- 
denten und haben dabei gewiss nicht die Grundfesten des 
Glaubensbekenntnisses erschüttern wollen, wie eine oben er- 
wähnte Anklage lautet. 

Wenn nun anerkannt werden muss, dass der Entwurf, 
indem er den Curatoren die Stellung von Vicepräsidenten 
anzuweisen sich begnügt, kein Princip der Kirche verletzt, 
so muss auf der andern Seite doch zugleich auch das be- 
zeugt werden, dass der von vielen Conventen so stark be- 
tonten Forderung eines weltlichen Copräsidiums ein Princip 
der Kirche gleich wenig entgegensteht. Man kann darüber 
im Zweifel sein, ob der Kirche eine Gestaltung heilsam sei, 
durch welche sie unter Umständen wohl auch in fremdartige 
Bahnen gelenkt und in Bewegungen verstrickt werden könnte, 
die mit ihren Aufgaben und Interessen nichts gemein haben. 
Aber man muss zugeben, dass kein dogmatisches Gesetz der 
Kirche das Regiment ausschliesslich in die Hände der Geist- 
lichen gelegt hat, dass sich vielmehr je nach den individuellen 
Lebensbedingungen im Gebiete des Regiments eine Mannich- 
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faltigkeit von Verhältnissen bilden kann, dass zu diesen be- 
rechtigten Bildungen auch die jetzt in Frage stehende Ein- 
richtung gehört und dass derselben zwar nicht die ausdrück- 
liche, doch aber die stillschweigende Anerkennung durch den 
Staat zur Seite steht. Um so mehr begreift es sich, dass 
neben manchen abgeneigten Ansichten in theologischen Krei- 
sen, doch die überwiegende Meinung mit grosser Zähigkeit 
an ihr festhält, obschon der Gedanke, welcher sie einst ge- 
schaffen hat, nicht mehr ein treibendes Motiv, sondern nur 
noch eine geschichtliche Erinnerung ist, an die wir gern 
unser dankbares Vertrauen auf die Gerechtigkeit Sr. Majestät 
des Kaisers anknüpfen. Bei dieser Lage der Sache scheint 
es mir allerdings nicht rathsam zu sein, auf der im Entwurfe 
ausgedrückten Ansicht zu beharren. Inwiefern überwiegende 
politische Gründe dazu drängen, unterliegt nicht meiner Beur- 
theilung, die es allein mit dem Recht zu thun hat. 
B. Ä 
Ein zweiter, in noch grösserer Einstimmigkeit hervorge- 
tretener Einwand richtet sich gegen die Bestimmungen über 
den K. K. ÖOberkirchenrath, in denen eine weitverbreitete 
Ansicht die Autonomie der Kirche bedroht gefunden hat. 
Deutsche Schriftsteller sind nicht ganz derselben Meinung, 
wie denn z. B. dem oben schon genannten Dr. Hase dieser 
K.K. Oberkirchenrath .erträglicher gewesen ist, als der nicht 
zu seinen Schützlingen gehörige K. Preussische, der etwa als 
Vorbild gedient haben mag. Bei näherer Betrachtung kann 
ich jedoch — so gewiss ich anerkenne, dass es irgend eines 
festen Punctes bedarf, an welchen sich die Elemente einer 
von Alters her ungemein beweglichen Verfassung anschliessen 
können, und dass eben um dieser Beweglichkeit willen irgend- 
wie eine Einrichtung getroffen werden muss, welche der Kai- 
serlichen Regierung gestattet, auf legalem, offenen Wege zur 
Erhaltung des Friedens zwischen Staat und Kirche einzu- 
wirken — doch nicht die Ueberzeugung von mir abweisen, dass 
die Vorschläge des Entwurfes wirklich ausserhalb der geschicht- 
lichen Richtung der Ungarischen Kirchenverfassung liegen. 
Um es mit einem Worte zu sagen: es ist nicht zweifel- 
haft, dass das Recht der Kirchengewalt, welches nach deut- 
scher positiver Rechtslehre unter gewissen Beschränkungen 
auch einem der katholischen Kirche angehörenden. Landes- 
Zeitschr. f. Kirchenrecht, IL 10 
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herrn gebührt, Sr. Majestät dem Kaiser über Allerhöchst- 
seine evangelischen Unterthanen in Ungarn nicht zusteht. 


Dafür kann man sich einfach schon auf die Geschichte be- 


rufen, die auf jedem Blatte von dem. Gegensatze Zeugniss 
giebt, in welchen sich das evangelische Bekenntniss zu den 
Trägern der Landeshoheit gestellt fand. Als in Folge dieses 
Gegensatzes jene schweren Gesetze gegen die Apostasie, d. i. 
gegen den Uebertritt zu der evangelischen Kirche, ergingen, 
oder als die Pastoren der evangelischen Kirche der Visitation 
der katholischen Archidiakonen unterworfen wurden, war ge- 
wiss das nicht die Vorstellung, dass diese Kirche der Fürsorge 
und Leitung der Verkündiger jener Gesetze anvertraut sei. 
In der That ist auch ein solches Recht der Leitung niemals 
geübt worden, vielmehr sagt noch zuletzt der 26. Artikel 
v. Jahre 1790/l ausdrücklich, dass die „evangelici utriusque 
confessionis in iis, quae ad religionem pertinent, unice a 
religionis suae superioribus* abhängen sollen, er bezeugt also 
unseren Satz in unzweideutigster Weise. Allerdings heisst 
es dann in unmittelbarer Folge weiter: 
„ut autem haec gradualis in re Religionis superioritas 
suo certo ordine consistat, reservat sibi Sua Maiestas Sa- 
cratissima tam relate ad coordinationem praedictae supe- 
rioritatis quam et reliquas disciplinae partes, intacta cae- 
teroquin Religionis libertate, eum stabilire ordinem, qui 
' communi virorum eiusdem Religionis tam saecularium, 
quam Religionis Ministrorum consensione maxime congruus 
reputabitur. Hinc Sua Maiestas Caesareo-Regia pro su- 
prema Inspectionis sibi competentis potestate Evangelicos 
utriusque Confessionis ulterius audiet, atque una cura- 
bit, ut hac in re certus, principiisque ipsorum Religionis 
adcommodatus ordo constabiliatur;“ 
woraus dann wohl auch geschlossen worden ist, dass das 
‘Recht der Gesetzgebung, wenn nicht überhaupt, doch we- 
nigstens soweit es sich um die definitive Regelung des 
Verfassungswesens handle, Sr. Majestät dem Kaiser reservirt 
sei. Diese, an einem inneren Widerspruche leidende Meinung 
wird indessen schon durch das Gesetz selbst widerlegt, wel- 
ches den gedachten Vorbehalt ausdrücklich als einen Ausfluss 
des staatlichen Oberaufsichtsrechts bezeichnet, kraft 
dessen Se. Majestät der Kaiser demjenigen, was als überein- 
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stimmend mit den Religionsgrundsätzen innerhalb der Kirche 
anerkannt worden ist, Seine Sanction und damit jenes all- 
gemein verbindende Ansehn verleiht, das den Unterschied 
zwischen dem Gesetz und dem Statut ausmacht. Daraus 
so wie aus demjenigen, was am Schlusse der gegenwärtigen 
Erörterung über den Inhalt des Artikels noch weiter auszu- 
führen sein wird, ergiebt sich zugleich von selbst, welche 
Bedeutung es habe, wenn in Helfert’s bekanntem Buch über 
die Rechte und Verfassung der Akatholiken im österreichi- 
schen Kaiserstaate S. 45 Folgendes gelehrt wird: 

„In Oesterreich wurde für die oberste Leitung der 
kirchlichen Angelegenheiten der Augsburgischen und Hel- 
vetischen Confessions- Verwandten das zur Zeit der einge- 
führten Toleranz vorgefundene Territorial- System ange- 
nommen. Es konnte dieses umsomehr mit vollem Rechte 
geschehen, als die den Akatholiken verstattete Duldung 
für eine allerhöchste Gnade betrachtet werden musste und 
kein Vertrag und kein Friedensschluss Oesterreichs Mo- 
narchen hierzu verband. Daraus folgt, dass, wie es ganz 
das Territorial-System mit sich bringt, dem Oesterreichi- 
schen Landesfürsten das Befugniss zusteht, nicht bloss 
vermöge des ius circa sacra diejenigen Geschäfte der pro- 
testantischen Kirchen zu bestimmen und zu regeln, welche 
auf den Staatszweck einen Einfluss nehmen; sondern ver- 
möge des ius in sacra auch rücksichtlich derjenigen frei 
und ungehindert Normen zu erlassen, welche politisch 
gleichgültig erscheinen. Die wirkliche Ausübung der Kir- 
chengewalt ist einerseits der Hof- und Landesstelle, an- 
dererseits dem Consistorium mit den ihm zur Hülfleistung 
aufgestellten Superintendenten und Senioren übertragen.“ 

Ich glaube nicht in eine Kritik dieser von der Seite der 
Geschichte und des Rechts für Ungarn leicht zu widerlegenden 
Ansicht des um das Kirchenrecht sonst wohl verdienten 
Helfert eingehen zu sollen, vielmehr bleibe ich bei der 
rechtlichen Ueberzeugung, dass die Kirchengewalt über die 
Evangelischen in Ungarn kein Attribut der Kaiserlichen Re- 
gierung, und dass folglich das Subject dieser Gewalt die 
organisch verfasste Kirche selbst ist. 

Mit diesem Satze ist indessen nicht schon ein practisches 
Resultat gewonnen, denn bekanntlich unterliegt eben die Lö- 
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sung der Frage, wie und wo sich die Sphären der Kirche 
und des Staates scheiden, in dem Gebiete des Lebens grösse- 
ren Schwierigkeiten, als es die Leichtigkeit vermuthen lässt, 
mit der in dem Gebiete der Theorie die Begriffe des ius 


circa und ius in sacra gehandhabt werden. Viele meinen 


freilich, dass diese Schwierigkeiten mittelbar durch das Con- 
cordat überwunden seien, und nehmen deshalb dasselbe Maass 
von Rechten, welches diese Vereinbarung der katholischen 
Kirchengewalt zuerkennt, für die evangelische in gleichem 
Maasse in Anspruch. Es leidet indessen keinen Zweifel, dass 
dies ein Irrthum ist. Die evangelische Kirche bestimmt eben 
die Gränzen der Kirchengewalt anders als die katholische, 
und wenn sie einerseits fordert, diejenigen Dinge, welche 
mit ihrem Zweck in unmittelbarer Gemeinschaft stehen, frei 
ordnen, und in Allem, was ihre Lehre, ihren Gottesdienst, 


den geistlichen Dienst, die Zucht angeht, auf den gegebenen 


Grundlagen selbstständig walten zu dürfen, wenn sie also in 
diesen Bezügen dem Staate nur das Aufsichtsrecht zugesteht, 
so wird sie andererseits Manches, was die katholische Kirche 
als ihr Recht in Anspruch nimmt, entweder dem Staate 
überlassen, oder wo sie es besitzt, auf die Concession des 
Staates zurückführen. In diesem Gebiete hat daher eine 
Mannichfaltigkeit positiver Bildungen Raum, auf welche bei 
der Beantwortung der Frage nach dem beiderseitigen Ver- 
hältnisse des Staats und der Kirche stet3 besondere Rück- 
sicht zu nehmen ist. Endlich giebt es eine Reihe von Ver- 
hältnissen, in denen, obschon sie an sich der Kirche ange- 
hören, nichtsdestoweniger der Staat concurrirt, weil sie, wie 
dies*z. B. in Betreff der Einrichtung und Begränzung der 
Parochien, der Führung der Kirchenbücher u. s. w. der Fall ist, 
das öffentliche Leben unmittelbar berühren. Hält man nuu 
diese Gesichtspuncte fest, so wird man nicht darüber im 
Zweifel sein können, dass die Befugnisse, welche der Entwurf 
dem als eine reine Staatsbehörde aufgefassten K. K. Ober- 
kirchenrath zudenkt, sich in Wahrheit aus rein kirchlichen, 
gemischten und rein staatlichen Attributen, aus Aeusserungen 
der Kirchengewalt und des Majestätsrechts zusammensetzen 
Es ist als völlig richtig anzusehen, dass bei der Errichtung 
der Pfarreien, der Veränderung der bestehenden oder der 
Bildung neuer Seniorate und Superintendenzen ($. 54), den 
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Umlagen zur Erhaltung der Cultusanstalten ($. 10. 35 lit. f., 
$. 80 Abs. 5 lit. c.), den Collecten ($. 153. Nr. 13) u. s. w., 
die Mitwirkung einer Staatsbehörde eintreten soll, und hin- 
wiederum wird es schwerlich mit dem Begriff vereinigt wer- 
den können, dass der K.K. Oberkirchenrath beurtheilen soll, 
ob die die Kirchenlehre, Ceremonien, Liturgie und Feiertage 
betreffenden Synodalbeschlüsse den Glaubensgrundsätzen der 
einen oder anderen Confession entsprechen ($. 129), oder 
wenn demselben die Pflicht auferlegt ist, die Diener und 
Beamten der Kirche zu gewissenhafter Erfüllung ihrer Pflich» 
ten anzuhalten, die Pflichtvergessenen im gesetzlichen In- 
stanzenzuge zur Verantwortung zu ziehen und Unwürdige zu 
entsetzen, ($. 153 Nr. 5), oder wenn ihm ($. 169) die Aus- 
.übung eines Devolutionsrechtes übertragen wird u. A. m. 
Wie es scheint sind diese Bestimmungen und die anderen 
ihres gleichen dem Ressort der Consistorien in der deutschen 
Kirchenverfassung nachgebildet, welches eine solche Mischung 
der Attribute allerdings aufzeigt. Aber hier liegt der Grund 
derselben darin, dass sich Kirchengewalt und Landeshoheit 
in Einer Hand vereinigen, und sie kann mithin da nicht als 
Vorbild dienen, wo diese Voraussetzung fehlt, wie dies in 
Beziehung auf die evangelische Kirche in Ungarn erwiesener 
Maassen der Fall ist. Dass dies in Ungarn wohl empfunden 
worden sei, zeigen die Vota der Superintendenzen, denen in 
der Sache beizupflichten mich die Betrachtung des Rechts 
und der Geschichte nöthigt. 
C. 

Nur kurz erwähne ich schliesslich ein drittes allgemeines 
Bedenken gegen den Entwurf, welches davon hergenommen 
ist, dass derselbe die Oeffentlichkeit der auf den verschie- 
denen Stufen der Verfassung vorkommenden Versammlungen 
ausschliesse. Das Votum des Superintendential-Convents des 
reformirten Donaudistricts sagt in dieser Beziehung: 

„Der Gesetzentwurf will den Versammlungen die Oeffent- 
lichkeit nicht gestatten, wo doch die Reformation die Kirche 
zu den, den Zeiten der Apostel entnommenen evangeliums- 
gemässen Einrichtungen zurückführte, als die Versammlun- 
gen öffentlich waren, und wenn sich unsere Kirche nach 
unserem Presbyterial-Systeme constituirt, so kann ihr die 
Oeffentlichkeit, ‚als der natürliche Aussfluss jenes Syste- 
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mes, nicht verweigert werden. Denn wenn Jeder das 
Recht hat, seinen Repräsentanten in der Kirche zu wählen, 
so muss er auch das Recht haben, von dem Vorgehen 
dieses seines Abgeordneten sich Kenntniss zu verschaffen, 
und somit wachen zu können, inwiefern Jener der ihm 
anvertrauten Pflicht nachkommt. Die Nichtöffentlichkeit 
der Versammlungen widerspricht demnach geradezu dem 
Wesen des Presbyterial-Systems und dem Evangelium.“ 
Ich werde nicht irren, wenn ich sage, dass hier die 
nationalen und politischen Anschauungen unbewusst einge- 
wirkt und ein Urtheil bedingt haben, dessen Berechtigung 
in alle Wege beanstandet werden muss. Das Evangelium 
enthält keine Vorschriften darüber, dass die Verhandlungen 


der Synoden und Convente öffentlich sein sollen, so dass die. 


Ausschliessung der Oeffentlichkeit ein Verstoss gegen Gottes 
Wort wäre und gleich wenig liegt eine Nöthigung in der 
Idee der Presbyterial- Verfassung. Ich wenigstens halte die 
Anschauung, welche die gewählten Abgeordneten als Reprä- 
sentanten und Abgeordnete jedes Einzelnen der Wähler auf- 
fasst und aus diesem Grunde der Controle der letzteren un- 
terwirft, für eine durchaus fremdartige, in der der Gedanke 
der Presbyterial- und Synodal-Verfassung zu einer Caricatur 
verzerrt ist. Damit will ich nicht ein Urtheil gegen die 
Oefientlichkeit überhaupt ausgesprochen haben, die unter Um- 
ständen völlig angemessen sein kann, und daher auch prin- 
cipmässig nicht auszuschliessen sein möchte. Vielmehr kam 
es nur darauf an, jener Uebertreibung in der Motivirung zu 
begegnen, die ich von Herzen beklage, weil sie das öffent- 
liche Urtheil irre geführt und die grossen Schwierigkeiten, 
welche in der Sache liegen, in ganz unberechenbarer Weise 
vermehrt hat. 
II. 

Welches ist nun aber der Weg, auf welchem die vor- 
liegende, durch das Zusammenwirken verschiedenartiger Ele- 
mente so ungemein schwierig gewordene Aufgabe einer be- 
friedigenden Lösung zugeführt werden kann? Diese Frage 
stellt dem zweiten Abschnitte ein viel schwereres Thema als 
dasjenige ist, mit welchem der erste sich beschäftigt hat, 
ein Thema, das aus der Ferne und ohne nähere Kenntniss 
der treibenden Impulse erschöpfend behandeln zu können ich 
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mir nicht anmasse. Was ich also hier zu bemerken habe, 
giebt sich selbst nur als Frucht einer einfachen kirchenrecht- 
lichen und kirchenpolitischen Erwägung der Dinge, wie sie 
öffentlich vorliegen. Diese Erwägung leitet vor Allem zu 
dem Resultat, dass es nicht rathsam sei, den jetzigen provi- 
sorischen Zustand noch für längere Zeit bestehen zu lassen, 
weil in ihm ein Gefühl erlittener Beeinträchtigung, das dem 
Leben der Kirche — und auch des Staats — nicht förderlich 
ist, fortdauernde Nahrung findet. Die Nothwendigkeit bal- 
diger Herstellung definitiver Verhältnisse ist dann auch in 
dem Ministerial-Erlasse vom 21. August 1856 so scharf aus- 
gesprochen, dass es keiner weiteren Begründung derselben 
bedarf. Destomehr ist die Frage, wie diese Nothwendigkeit 
sich erfüllen sollte, eingehender Betrachtung zu unterstellen. 

Hier könnte zunächst als einfaches Mittel vorläufiger 
Abhülfe die Verwandlung des Entwurfs in ein provisorisches 
Verfassungsgesetz in Erwägung kommen. Dies halte ich je- 
doch, nachdem zumal die Superintendenzen sich so, wie ge- 
schehen, erklärt haben, für rechtlich unmöglich. Wo sich 
eine Staatsregierung mit der Landesvertretung, der eine 
Factor mit dem anderen, über ein Verfassungsgesetz nicht 
vereinigen kann, da mag die Rücksicht auf die Erhaltung 
des Staats unter Umständen ein einseitiges Vorgehen recht- 
fertigen. Der gegenwärtige Fall bietet aber keinerlei Ana- 
logie mit einem politischen Nothstande dieser Art dar. Die 
Kaiserliche Regierung ist, so gross auch ihr Interesse und so 
bedeutsam auch ihre Betheiligung an der Wiederherstellung 
der Verfassung ist, doch kein Factor der kirchlichen Gesetz- 
gebung und für die einseitige Erlassung eines Kirchenver- 
fassungsgesetzes, dem zumal so ernstlich widersprochen ist, 
würde ihr daher der rechtliche Titel gänzlich fehlen. Dage- 
gen würde die einfache Wiederherstellung der hinter der 
Haynau’schen Verordnung vom 10. Februar 1850 zurücklie- 
genden Verhältnisse, welche die Ungarn in erster Linie be- 
gehren, einer Betrachtung, welche zunächst nur es mit dem 
formellen Recht zu thun hätte, wohl als das zunächst Gebo- 
botene sich darstellen, und wäre es nicht möglich, für die 
Fortbildung der Kirchenverfassung einen gedeihlichen Schritt 
zu veranlassen, müsste auf die Hoffnung einer endlichen 
Ordnung mannichfach verschlungener, schwankender, und 
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schwebender Verhältnisse ganz verzichtet werden, so würde 
dieselbe im Interesse der Gerechtigkeit mit aller Kraft wohl- 
meinender Gesinnung erbeten werden müssen. So lange aber 
jene Hoffnung nicht erstorben und dieser Verzicht noch nicht 
mit unabweisbarer Nothwendigkeit geboten ist, so lange halte 
ich es für rathsam, für einige Zeit das jetzige Provisorium 
noch bestehen zu lassen, und während dieser Zeit innerhalb 
des berechtigten Kreises das Definitivum seinem Abschlusse 
und zwar an der Hand des Entwurfes entgegenzufüh- 
ren. Dieser Modus scheint mir durch die Rücksicht auf die 
Würde und das Ansehen der Kaiserlichen Regierung, dann 
aber auch durch die Rücksicht auf das Interesse der Sache 
gerathen. Der Entwurf enthält nämlich ausserhalb der bean- 
standeten Puncte nicht wenige wohl erwogene und als heil- 
sam anzusehende Bestimmungen, welche mit der Kraft des 
Gesetzes bekleidet zu sehen, man allerdings wünschen mag. 
Es würde folglich durchaus angemessen sein, auf ihn insoweit 
nicht zu verzichten, und nur im Weiteren diejenigen Modi- 
ficationen offen zu lassen, welche sich aus den bisherigen 
Berathungen als nützlich oder nothwendig ergeben. Insbe- 
sondere würde dies alle auf den Oberkirchenrath bezügliche 
Bestimmungen treffen, die, wie ich erwiesen zu haben glaube, 
einer Aenderung bedürfen, wenn sie mit der geschichtlichen 
und rechtlichen Entwickelung der ungarischen Kirche in Ein- 
klang gebracht werden sollen. Soll diese den Ausschlag ge- 
ben, und ich denke, dass dem so sein sollte, so muss die 
oberste Kirchenbehörde in welcher den beweglichen Elemen- 
ten ein fester Halt gegeben werden soll, mit Nothwendigkeit 
aus der Kirche selbst hervorgehen. Des Kaisers Majestät 
aber werden Sich in Betreff der in angemessenen Formen 
zu erwählenden Personen die Ertheilung des Placet mit Fug 
und Recht vorbehalten. Soviel demnächst die Attribute dieser 
Behörde anlangt, so werden dieselben auf dem Grunde des 
bereits angegebenen allgemeinen Principes und nach Maass- 
gabe der besonderen positiven Bestimmungen, beziehentlich 
der bisherigen Uebung ohne Schwierigkeit so bestimmt wer- 
den können, dass dadurch der Anspruch der Kirche auf selbst- 
ständige Leitung ihres Lebens befriedigt, und doch das Recht 
des Staates gewahrt wird. In dieser Voraussicht bestärkt 
mich die Wahrnehmung, dass in den Votis nirgends ein 
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Widerstreben gegen das landesherrliche Majestätsrecht, wohl 
aber zuweilen eine der Anerkennung würdige mässige Auf- 
fassung der Dinge ersichtlich wird. So geschieht es z.B. in 
dem Bericht der Gentral- Commission des Bergdistricts, der 
in der Erörterung der dem Öber-Kirchenrathe zugedachten 
Befugnisse dem Staate sein Recht zu geben in ganz-löblicher 
Weise bereit ist. | 

Darf ich indessen auch hoffen, dass es möglich sein werde, 
die Rechte der Kirche und des Staates zu beiderseitiger Ge- 
nugthuung zu bestimmen, so bescheide ich mich freilich, 
dass damit nicht auch schon der Frieden für alle Zeit be- 
gründet ist, denn ich weiss, dass das Leben täglich neue 
Fragen aufwirft, die neue Antwort fordern, und dass in dem 
zarten Gebiete, um das es sich hier handelt, gar häufig Irrun- 
gen und Missverständnisse selbst da entstehen, wo nicht wie 
hier ein confessioneller Gegensatz vorhanden ist. Gerade mit 
Rücksicht auf diese Wahrnehmung könnte gefragt werden, 
ob es nicht angemessen sei, den Conflicten, welche zwischen 
der evangelischen Regimentsbehörde und dem mit der Hand- 
habung des ius circa sacra zu betrauenden Organe sich erge- 
ben könnten, dadurch vorzubeugen, dass der ersteren, deren 
Mitglieder doch auch mit Genehmigung Sr. Majestät des Kai- 
sers ihr Amt bekleiden, die Ausübung des Kaiserlichen Ma- 
jestätsrechtes über die protestantischen Confessionen delegirt 
würde. Dass ein Experiment dieser Art möglich sei, kann 
zugegeben werden, obschon sich meines Wissens Präcedenz- 
fälle, in denen ein katholischer Landesherr sein Hoheitsrecht 
einer protestantischen Oberkirchenbehörde übertragen hätte, 
schwerlich aufzeigen lassen werden. Dagegen ob der Versuch 
rathsam sei, ist eine Frage, die ich schon aus Rücksicht auf 
die Trübung des Rechtsverhältnisses, ‚die unabweisbar aus 
der Mischung der Attribute hervorgehen müsste, zu vernei- 
nen keinen Anstand nehme. Die rechte Hülfe wird immer 
nur darin bestehen, dass die Kirche sich erinnert, dass die 
weltliche Obrigkeit eine göttliche Ordnung ist, und dass die 
weltliche Obrigkeit eingedenk bleibt, das auch die evange- 
lische Kirche dem Staate dient und werth ist, indem und 
weil auch sie an der Heiligung des Lebens arbeitet. 

Nach dieser Erörterung kehre ich zu dem Ausgangspuncte der- 
selben, nämlich zu dem Entwurfe des Verfasswngsgesetzes zurück. 
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Ich war der Meinung, es werde rathsam sein, unter gewissen 
Modificationen an dem Entwurfe festzuhalten und ergänze 
jetzt diese Ansicht durch die weitere Bemerkung, dass das, 
was nunmehr zu thun sein wird, in das Gebiet der Kirche 
zu verlegen sein möchte. Von diesem Standpuncte aus würde 
ich es rathsam finden, den Entwurf mit sämmtlichen Votis 
und mit der erforderlichen Verständigung über den- Stand- 
punct der Kaiserlichen Regierung Behufs der Aufstellung 
einer anderweiten Redaction an die Superintendenzen zurück- 
gelangen zu lassen und daran die Hinweisung auf die von 
Sr. Majestät dem Kaiser beabsichtigte Erledigung der Sache 
durch eine Verhandlung mit den Synoden beider Theile, 
vielleicht auch die Aufforderung zu Vorschlägen in Betreff 
der formalen Seite dieser Maassregel zu knüpfen. Gerade in 
letzterer Beziehung lässt das bisherige Recht, das geschrie- 
bene wie das ungeschriebene, grosse Lücken, die nach den 
Vorschlägen der Superintendenten auszufüllen, wie mir scheint, 
eine nicht zu umgehende, nach dem sogleich nochmals zu erwäh- 
nenden Art. 26 v. 1790/1 auch formell berechtigte Aufgabe ist. 
Irre ich nicht so wird die im Vorstehenden vorgeschla- 
gene Zurückverlegung der Frage in den Kreis der Kirche 
ein in der Gegenwart doppelt werthvolles Mittel der -Versöh- 
nung sein, während zugleich der vorgeschlagene Modus in 
Betreff der Zeit diejenige Weite lassen würde, die um der 
obwaltenden Verhältnisse willen nicht minder erwünscht sein 
dürfte. Allein nicht blos angemessen ist die Zurückführung 
der Erörterung in den Kreis der Kirche sondern sie muss 
auch als rechtlich nothwendig bezeichnet werden. Ist näm- 
lich das nicht zu bestreiten, dass die Kirchengewalt über 
beide Confessionen und das Gesetzgebungsrecht über dieselben 
insbesondere weder ein hegriffsmässiger Theil noch ein ge- 
schichtliches Annexum der Landeshoheit ist, ist folglich das 
Subject der Kirchengewalt die organisch verfasste Kirche 
selbst, so kann auch die Lösung der Frage, welche durch 
eine täglich steigende Nothwendigkeit gefordert wird, nur in 
der Kirche selbst erfolgen. Das Organ aber, welches Namens 
der Kirche zu reden haben wird, sind die Synoden, welche 
in der Sache zu beschliessen und ihre Beschlüsse mit dem 
Zeugniss, dass sie den Grundsätzen der evangelischen Reli- 
gion entsprechen, Sr. Majestät dem Kaiser zur Prüfung aus 
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dem politischen Gesichtspuncte und zu der im 26. Artikel 
von 1790/1 verheissenen Sanction vorzutragen haben werden. 
Indem ich diese Conclusion ausspreche, befinde ich mich mit 
dem Principe der ungarischen Kirchenverfassung,, das sich 
mit naturgemässer Nothwendigkeit in dem Gegensatz gegen 
die katholische Kirche und die mit derselben verbundene 
weltliche Gewalt als Synodal-Princip hat entwickeln 
müssen, und mit der anerkannten Uebung im Einklang. Noch 
zuletzt hat der 26. Art. v. 1790/1, indem er die Feststellung 
einer organisch gegliederten Verfassung vorbehält, mit den 
Einrichtungen welche inzwischen fortbestehen sollen, aus- 
drücklich auch die Synoden anerkannt, 
„interea vero statuitur, ut ÜCanones circa Religionem per 
Synodos suarum Confessionum suo modo conditi, in quo- 
rum nempe actuali usu existunt, et deinceps ratione per 
hanc legem definita condendi, neque per dicasterialia 
mandata, nec per Regias Resolutiones possint alterari. Li- 
beram proinde illis futuram non modo Consistoriorum quo- 
rumvis celebrationem, sed et synodorum, praevie tamen 
tam quoad numerum personarum ad illas concurrentium, 
quam -etiam obiecta ibidem pertractanda per Suam Ma- 
iestatem Regio-Apostolicam de casu ad casum determinan- 
dam, ad locum, quem ipsi praevio Altefatae Suae Maiestatis 
adsensu delegerint, convocationem, ita tamen, ut ad has 
superintendentiarum Evangelicorum unius aut alterius Con- 
fessionis 'synodos praevie, ut dietum est, Suae Maiestati 
insinuandas, si Altefatae Suae Maiestati ita visum fuerit, 
Regium quoque hominem sine discrimine Religionis non 
quidem pro directione aut praesidio, sed solum pro in- 
spectione admittere teneantür, canonesque et statuta taliter 
condita, non nisi postquam superinspectionem Regiam tran- 
siverint, et approbationem obtinuerint, robur sortiantur 
firmitatis, salva alioquin in omnibus Regiae supremae In- 
Anectionis. via Legalium Regni dicasteriorum exercendae, 
potestate, salvis item reliquis IJuribus Regiis Altefatae 
Suae Maiestati circa Sacra Evangelicae Ecclesiae utriusque 
Confessionis competentibus, quibus Summefata Sua Majestas 
praeiudicium aliquod inferri nullo unguam tempore patietur.“ 
und wenn er in dem unmittelbar vorhergehenden Vprbehalte 
nicht der Synoden, sondern nur der communis consensio von 
Geistlichen und Weltlichen beider Confessionen gedenkt, s0 
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hat er damit sicher nicht gerade bei der wichtigsten Frage 
die berechtigten Organe der Kirche ausschliessen und durch 
von der Staatsregierung nach eigenem Ermessen gewählte, zur 
Vertretung der Kirche nicht legitimirte Personen ersetzen 
wollen. Wie wenig diese das ganze bestehende Rechtsver- 
hältniss umkehrende Absicht gehegt worden sei, zeigt dann 
auch ganz unwiderleglich die Thatsache, dass an den Erlass 
des oft genannten Artikels sich die Abhaltung der Synoden 
von 1791 angeknüpft hat, in der wir die unmittelbare Wir- 
kung desselben zu erkennen haben. 

Es liegt nicht in meiner Aufgabe, über dasim Vorstehenden 
berührte Princip hinaus auf das Einzelne, dieNormen für die Be- 
rufung und die Berathungen der Synoden, die Nothwendigkeit 
durch einen mit den Sachen vertrauten und der evangelischen 
Kirche mit dem Herzen verwandten Commissar auf die Verhand- 
lungen einzuwirken u. s. w. näher einzugehen. Hervorzuheben 
habe ich jedoch speciell noch eine Frage, die von besonderer 
Wichtigkeit ist, nämlich die, ob die Synoden der beiden 
Confessionen sich abgetrennt zu versammeln, oder ob beide 
zu einer ungarischen Landes-Synode zusammenzutreten haben 
sollen. Es ist bekannt, dass das letztere oft, und zwar schon 
vor den Bewegungen des letzten Jahrzehnts gefordert worden 
ist. Ich aber würde der Meinung sein, dass nach der Ge- 
schiehte, nach dem Recht und nach der Sachlage auf dem 
Ersteren zu beharren sein möchte Beide Confessionen ste- 
hen zur Zeit noch abgesondert neben einander und von einer 
Union, deren gutes Recht gegenüber einer aus dem Kreise 
der katholischen Kirche laut gewordenen Verneinung änzuer- 
kennen ich nicht einen Augenblick Anstand nehme, ist dort 
nirgends die Rede. Zwar sind in älterer Zeit wohl auch die 
Synoden zum Zweck der Defensive einander näher getreten. 
Aber die Gemeinsamkeit derselben ist kein ständiges Element 
der Verfassung geworden und würde mithin jetzt umsoweni- 
ger als solches zu behandeln sein, je bedenklicher es sein 
würde, wenn sich in dem gegenwärtigen Augenblicke die 
Controverse über das Dogma in den Vordergrund schieben 
und dadurch den wohlwollenden Bestrebungen der K. Regie- 
rung für die endliche Erledigung der Verfassungsangelegen- 
heit ein, Hinderniss bereitet werden sollte. 

Berlin, im Juni 1859. 
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I. 


Gesetze über die Regelung der kirchlichen Verhältnisse im 
Grossherzogthum Baden.') | 
(Aus dem Grossherzoglichen Regierungsblatt.) 


1. Gesetz, die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen 
Vereine im Staate betreffend. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 

In Ausführung der durch Unsere Proklamation vom 7. April 
d. J. gegebenen Zusicherung, welche den beiden Kirchen Un- 
seres Landes eine freie und selbstständige Stellung unter der 
Gewähr einer auf verfassungsmässigem Wege erlassenen Gesetz- 
gebung verheisst, und im Hinblick auf die Bestimmungen der 
88. 18 und 20 der Verfassungsurkunde haben Wir mit Zustim- 
mung Unserer. getreuen Stände beschlossen und verordnen, 
wie folgt: 

A. Allgemeine Bestimmungen. 
8.1. 

Der vereinigten evangelisch-protestantischen und der römisch- 
katholischen Kirche ist das Recht öffentlicher Korporationen mit 
dem Rechte der öffentlichen Gottesverehrung gewährleistet. 

> 8. 2. 

Die Befugnisse der übrigen Religionsgemeinschaften, welche 
bisher aufgenommen oder geduldet waren, richten sich nach den 
ihnen ertheilten besondern Verwilligungen. 

8. 3. 

Die Bildung religiöser Vereine ist gestattet. 
zn | | 

1) Unter den den Kammern mittels Erlasses vom 21. Mai 1860 ge- 
machten Vorlagen befand sich ausser den Entwürfen der nunmehr publi- 
cirten fünf Gesetze noch der Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung 
des Schutzes der Verfassung für das Gesetz über die rechtliche Stellung 
der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate. Dieser Entwurf wurde 
jedoch von der ersten Kammer nicht in Berathung gezogen, weil nicht 
die zur Beschlussfassung über Zusätze und Abänderungen der Verfassung 
erforderlichen drei Viertel der Mitglieder anwesend waren. 
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Ihre Verfassung und ihr Bekenntniss darf den Staatsgesetzen 
und der Sittlichkeit nicht widersprechen. 

Es steht ihnen das Recht der freien gemeinsamen Gottes- 
verehrung unter dem Schutze des Staates zu. 

8. 4. 

Die Religionsverschiedenheit ist kein bürgerliches Ehehin- 
derniss. 

Für jede nach den Staatsgesetzen zulässige Ehe muss eine 
rechtliche Form der Eingehung durch das Gesetz gewährt sein. 
8. 5. 

Diejenigen, welchen nach den bürgerlichen Gesetzen die Er- 
ziehungsrechte zustehen, haben zu bestimmen, in welcher Religion 
die Kinder erzogen werden sollen. 

Die näheren Verfügungen bleiben einem besonderen Gesetze 
vorbehalten. 

S. 6. 

Das öffentliche Unterrichtswesen wird vom Staate geleitet. 

Andere Unterrichts- und Erziehungsanstalten stehen unter 
der Aufsicht der Staatsregierung. 


B. Besondere Bestimmungen über die rechtliche Stel- 
lung der vereinigten evangelisch-protestantischen und 
der römisch-katholischen Kirche. 

8.7. 

Die vereinigte evangelisch - protestantische und die römisch- 
katholische Kirche ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten 
frei und selbstständig. 

Der Verkehr mit den kirchlichen Obern ist ungehindert. 


8. 8. 
Die Kirchenämter werden durch die Kirchen selbst verliehen, 
unbeschadet der auf öffentlichen oder auf Privatrechtstiteln wie 
insbesondere dem Patronate beruhenden Befugnisse. 


8.9. 

Die Kirchenämter können nur an Solche vergabt werden, 
welche das badische Staatsbürgerrecht besitzen oder erlangen 
und nicht von der Staatsregierung unter Angabe des Grundes 
als ihr in bürgerlicher oder politischer Beziehung missfällig er- 
klärt werden. 

Die Zulassung zu einem Kirchenamt ist regelmässig durch 
den Nachweis einer allgemein wissenschaftlichen Vorbildung 
bedingt. 
Der Umfang derselben und die Art des Nachweises werden 
durch eine Verordnung bestimmt. 
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8. 10. 

Das Vermögen, welches den kirchlichen Bedürfnissen, sei es 
des ganzen Landes, oder gewisser Distrikte oder einzelner Orte 
gewidmet ist, wird unbeschadet anderer Anordnungen durch die 
Stifter, ahter gemeinsamer Leitung der Aurene und des Staats 
verwaltet. 

Bei der Verwaltung des kirchlichen Distrikts- und Ortsver- 
mögens müssen die berechtigten Gemeinden vertreten sein. 

$. 11. 

Ohne Genehmigung der Staatsregierung kann kein religiöser 
Orden eingeführt und keine einzelne Anstalt eines eingeführten 
Ordens errichtet werden. 

Diese Genehmigung ist widerruflich. 

$. 12. 

Den Religionsunterricht überwachen und besorgen die Kirchen 
für ihre Angehörigen, jedoch unbeschadet der einheitlichen Lei- 
tung der Unterrichts- und Erziehungsanstalten. 

Die Kirchen sind befugt, Bildungsanstalten für Diejenigen, 
welche sich dem geistlichen Stande widmen, zu errichten. 

$. 13. 

-In ihren bürgerlichen und staatsbürgerlichen Beziehungen 
bleiben die Kirchen, deren Anstalten und Diener den Staatsge- 
setzen unterworfen. | 

Keine Kirche kann aus ihrer Verfassung oder ihren Ver- 
ordnungen Befugnisse ableiten, welche mit der Hoheit des Staats 
oder mit den Staatsgesetzen im Widerspruch stehen. 

$. 14. 

Das den kirchlichen Bedürfnissen und Anstalten gewidmete 
Vermögen unterliegt den Gesetzen des Staats, insbesondere auch 
jenen über die öffentlichen Abgaben und Lasten. 

8. 15. 

Keine Verordnung der Kirchen, welche in bürgerliche oder 
staatsbürgerliche Verhältnisse eingreift, kann rechtliche Geltung 
in Anspruch nehmen oder in Vollzug gesetzt werden, bevor sie 
Genehmigung des Staats erhalten hat. 

Alle kirchlichen Verordnungen müssen gleichzeitig mit der 
Verkündigung der Staatsregierung mitgetheilt werden. 

$. 16. 

Verfügungen und Erkenntnisse der Kirchengewalt können 
gegen die Freiheit oder das Vermögen einer Person wider deren 
Willen nur von der Staatsgewalt und nur unter der Voraussetzung 
vollzogen werden, dass sie von der zuständigeu Staatsbehörde 
für vollzugsreif erklärt worden sind. 
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C. Schlussbestimmung. 
$. 17. 

Das I. Konstitutionsedikt vom 14. Mai 1807 und alle Gesetze 
und Verordnungen, die nit obigen Bestimmungen nicht vereinbar 
sind, werden aufgehoben. 

Die landesherrlichen Patronate und die Verordnungen über 
die Verwaltung des kirchlichen Vermögens bleiben in ihrer bis- 
herigen Wirksamkeit, bis im Wege der Verordnung ihre Aufhe- 
bung in Vollzug gesetzt wird. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 
9. Oktober 1860. 

Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl; 
Schunggart. 


Stabel.e A. Lamey. 


2. Gesetz, die theilweise Aufhebung des Gesetzes vom 24. Fe- 
bruar 1849, den Verzicht der Herren Fürsten von Fürstenberg 
und von Leiningen auf die Gerichtsbarkeit, Polizei und Patro- 
natsrechte betreffend. 

Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 

Herzog von Zähringen. | 

Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir be- 

schlossen und verordnen, wie folgt: 
Einziger Artikel. 

Die Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 24. Februar 1849 wer- 
den, insoweit sie die Patronatsrechte der Herren Fürsten von 
Fürstenberg und von Leiningen betreffen, hiermit aufgehoben. 

Die Herren Fürsten von Fürstenberg und von Leinin- 
gen treten mit der Verkündigung dieses Gesetzes wieder in ihre 
Patronatsrechte zu kirchlichen Aemtern in dem Umfange ein, in 
welchem ihnen dies Recht vor der Erlassung des Gesetzes vom 
24. Februar 1849 zustand. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 


9. Oktober 1860. 
Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl 
Schunggart. 


Stabel.e A. Lamey. 


3. Gesetz, die bürgerliche Standesbeamtung in Ausnahmefällen 
betrefiend, 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 
Herzog vonsZähringen. 
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‘Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir be- 

schlossen uud verordnen, wie folgt: 
$&. 1. 

Das Aufgebot einer nach den Staatsgesetzen zulässigen Ehe 
wird auf Ansuchen der Brautleute durch das zuständige Bezirks- 
amt dem Bürgermeister übertragen, wenn dasselbe durch: den 
Pfarrer, als Beamten des bürgerlichen Standes, verweigert oder 
binnen vierzehn Tagen nach Behändigung des Trauscheins nicht 
vorgenommen wird. 

Die Form des Aufgebots bestimmt eine Verordnung. 

8. 2. 

Die Trauung einer nach den Staatsgesetzen zulässigen Ehe 
nimmt das Bezirksamt nach L.R.S. 75 vor und stellt den Ehe- 
schein nach L.R.S. 76 aus, wenn der zuständige Pfarrer des Orts, 
vor welchem die Brautleute dieselbe begehren, die Trauung ver- 
weigert oder verzögert. 

Auf Antrag der Brautleute kann das Bezirksamt einem an- 
deren Geistlichen die Ermächtigung‘ zur Vornahme der Trauung 
geben. | | 

Der Eheschein muss dem zuständigen Pfarrer vorgelegt und‘ 

von ihm in das Ehebuch eingetragen werden. 

Gegeben zu Karlsruhe in Une Staatsministerium, den 
9. Oktober 1860. | 

Friedrich. 
Stabele A. Lamey. 
| Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schunggart. 


4. Gesetz, die Ausübung der Erziehungsrechte in Bezug auf die 
Religion der Kinder betreffend. 

Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


= 


Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir be- . 


schlossen und verordnen, wie folgt: 
8.1. 
ıh welehe Religion die Kinder erzogen selsn: sollen, be- 
stimmt bei ehelichen Kindern der Vater, bei unehelichen Kindern, 
sie seien vom Vater anerkannt oder nicht, die Mutter. 
Ist eine Bestimmung hierüber nicht getroffen, so folgen die 


ehelichen Kinder der Religion des Vaters ‚ die unehelichen Kin-- 


der der Religion der Mutter. 
8.2. 
Sind die Eltern unbekannt, so entscheidet über die religiöse 


Zeitschr. f. Kirchenrecht. |]. 11 
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Erziehung des Kindes der Vormund mit Zustimmung der Staats- 
behörde nach eingeholtem Gutachten des Ortsvorgesetzten und 
Waisenrichters. 

8. 3. 


Eine Aenderung in der religiösen Erziehung der ehelichen 
Kinder steht der Mutter zu, wenn auf sie das Recht der Erzie- 
hung übergegangen ist; jedoch kann sie diese Aenderung nur 
mit Genehmigung der Staatsbehörde und nach erhobenem Gut- 
achten der nächsten beiderseitigen Verwandten, des Ortsvorge- 
setzten und Waisenrichters vornehmen. 

8. 4. 
. Bei Waisen darf eine Veränderung der Religion nur aus be- 
sonders erheblichen Gründen mit Genehmigung der höhern Staats- 
behörde und nach eingeholtem Gutachten der nächsten beider- 
seitigen Verwandten, des Ortsvorgesetzten und Waisenrichters 
eintreten. 

| 8.5. 

Jedem, der das 16. Lebensjahr zurückgelegt hat, steht die 
Wahl der Religion frei. 

8. 6. 

Die vor Verkündung dieses Gesetzes durch Vertrag bestimmte 
religiöse Erziehung der Kinder kann mit Zustimmung beider El- 
terntheile geändert werden. 

Ein Einschreiten der Staatsbehörde findet nur auf Anrufen 
eines Elterntheils statt. 

Nach dem Tode eines Elterntheils treten die Bestimmungen 
der $$. 1 und 3 dieses Gesetzes in Wirksamkeit. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 
9. Oktober 1860. Ä 

Friedrich. 
Stabel. A. Lamey. 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schunggart. 


——— nn nn 


5. Gesetz, die Bestrafung von Amtsmissbräuchen ger Geistlichen 
betreffend. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 

Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir fol- 

gende Zusätze zum Strafgesetzbuch beschlossen: 
(Missbrauch des geistlichen Amtes.) 
$. 686. 
Diener der Kirche ($. 657), welche in öffentlichen amtlichen 
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Vorträgen oder durch Ausgeben, Verbreiten oder öffentliches Ver- 
lesen von amtlichen Schriften die Staatsregierung, Gesetze, Ver- 
ordnungen, Einrichtungen des Staats, einzelne öffentliche Behör- 
den, Anordnungen oder Verfügungen derselben in feindseliger 
Weise tadeln, werden mit Gefängniss nicht unter vier Wochen 


bestraft. | 
$. 686b. 


Diener der Kirche, welche sich anmassen, Amtsverrichtungen 
auszuüben, .die nach. den Staatsgesetzen den weltlichen Behörden 
zustehen, werden von Gefängniss nicht unter acht Wochen, oder 
Arbeitshaus bis zu zwei Jahren getroffen. 

8. 686c. — 

Die $$. 618 und 671?) finden Anwendung gegen Diener der 
Kirche, welche zu den in jenen Paragraphen angegebenen Zwecken 
kirchliche Strafen androhen, oder deren Androhung eröffnen, 
solche Strafen aussprechen oder vollziehen. 

$. 686d. 

Von den in den $$. 686a —c. gedrohten Strafen werden auch 
ausländische Geistliche getroffen, welche die dort bezeichneten 
Verbrechen im Inlande verüben; desgleichen auch inländische, 
welche, nachdem eine Dienstentsetzung oder Dienstentlassung 
gegen sie ausgesprochen worden, sich eines der in den $$.6862.—c. 
bedrohten Verbrechen schuldig machen. 

| 8. 686e. 
An die Stelle der Dienstentsetzung oder Dienstentlassung 


— 


3) Der $.686c. umfasst zwei verschiedene Fälle. Der $.618 des Straf- 
gesetzbuches verordnet nämlich: „Wer Gewalt oder Drohungen mit Gewalt 
gegen obrigkeitliche Personen anwendet, um sie zu der Erlassung oder 
Zurücknahme einer Verfügung oder Anordnung oder zu einer andern Anıts- 
handlung zu nöthigen, oder sie wider ihren Willen von einer Amtshand- 
lung abzuhalten, wird mit Kreisgefängniss nicht unter drei Monaten oder 
Arbeitshaus bis zu drei Jahren bestraft.* Der neue $. 686c. bedroht mit 
dieser Strafe nunmehr auch die Geistlichen, welche durch Androhung, 
Eröffnung oder Vollziehung kirchlicher Strafen den im 8.618 be- 
zeichneten Zweck zu erreichen suchen. Der $. 671 des Strafgesetzbuchs 
handelt dagegen von der öffentlichen Erpressung und bedroht mit Strafe 
denjenigen öffentlichen Diener, welcher durch Anwendung der Amtsge- 
walt oder durch Drohung mit derselben Jemanden nöthigt, ihm Vortheile 
zu gewähren, die ihm nicht gebühren, oder welcher auf gleiche Weise 
Jemanden in rechtswidriger Absicht nöthigt, einem Andern Vortheile zu 
gewähren, die ihm nicht gebühren. Nach $. 686c. soll dies Verbrechen 
auch durch Androhung oder Vollziehung kirchlicher Strafen verübt 
werden können. | ee 

11* 
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tritt in dem Falle des $. 686d. die im $. 169 bestimmte stellver- 


tretende Strafe. 
8. 686. 


Andere, als die in den $$. 686a. und d. genannten Personen, 
welche die in den $$. 686a.—e. erwähnten Handlungen wissent- 
lich befördern oder erleichtern, werden als Gehilfen bestraft. 

8. 6868. 

In den Fällen der $$. 6862.—f. kann statt eines Theils der 
verwirkten Freiheitsstrafe eine Geldstrafe von fünfzig bis fünf- 
hundert Gulden erkannt werden. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, a 
9. Oktober 1860. 


Stabel.e A. Lamey. 


Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schunggart. 


Ausser diesen fünf a enthält das Regierungsblatt noch 

folgende Verordnungen: 
1. Die Uebereinkunft mit dem päpstlichen Stuhle zur Regelung 
der Angelegenheiten der katholischen Kirche im Grossherzog- 
- thum betreffend. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 

Nach Bestätigung und Verkündung des Gesetzes vom Heu- 
tigen über die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen 
Vereine im Staate finden Wir Uns zur weiteren Bekanntmachung 
bewogen, dass der mit dem päpstlichen Stuhle zur Regelung der 
Angelegenheiten der katholischen Kirche im Grossherzogthum 
am 28. Juni v. J. vereinbarten und durch Verordnung vom 5. 
Dezember v. J. (Regierungsblatt Nr. LX. vom 18. Dezember 1859) 
zur allgemeinen Kenntniss gebrachten Uebereinkunft keine recht- 
liche Wirksamkeit beizulegen ist und dass das erwähnte Gesetz 
an die Stelle jener Uebereinkunft tritt. 

. Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 
9, Oktober 1860. 


Stabel. A. Lamey. 


Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schunggart. 


2. Die Aenderungen in der Verfassung der vereinigten evange- 

. lisch-protestantischen Kirche des Grossherzogthums betreffend. 

Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
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Zum Vollzug des Gesetzes vom Heutigen über die rechtliche 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate haben 
Wir bezüglich der vereinigten evangelisch-protestantischen Kirche 
beschlossen und verordnen: 

8. 1. j 

Die in Folge der Bestimmungen des im Eingang genannten 
Gesetzes nöthig werdenden Aenderungen in der Verfassung der 
vereinigten evangelisch -protestantischen Kirche sollen einer Ge- 
neralsynode zur Berathung vorgelegt werden. 

Das Ergebniss dieser Berathung ist Uns als oberstem Bischoff 
zur Bestätigung zu unterbreiten. 

8. 2. 

Bis diese Aenderungen in der Verfassung der vereinigten 
evangelisch -protestantischen Kirche zu Stande gekommen sein 
werden, sind die Angelegenheiten derselben von den nach den 
bestehenden Gesetzen und Verordnungen zuständigen Behörden 
zu erledigen. Ä 

8. 3. | 
Das Ministerium des Innern hat die Berufung der General-. 
synode mit thunlichster Beschleunigung einzuleiten. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 
9. Oktober 1860. | 

Friedrich. 
A. Lamey. | 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schunggart. 


IL. ö 
Der Notenwechsel der Grossherzoglich Badischen Regierung 
mit Rom nach Aufhebung der Konvention. 


Nachdem in Folge der über die Konvention mit dem päpst- 
lichen Stuhle gefassten Beschlüsse der Zweiten Kammer eine 
Aenderung im Ministerium eingetreten war, hat die grossh. Re- 
gierung für angemessen erachtet, dem päpstlichen Stuhle über 
den Verlauf dieser Angelegenheit und über ihre Entschliessungen 
genaue Mittheilungen zu mächen. Sie hielt jedoch den hiezu ge- 
eigneten Zeitpunkt erst dann gekommen, als die Gesetze, welche 
an die Stelle der Konvention treten sollten, entworfen und zur 
Vorlage an die Kammern reif waren. Demgemäss richtete das 
'grossh. Ministerium des grossh. Hauses und der auswärtigen An- 
gelegenheiten unterm 14. Juni d. J. ein Schreiben an den Staats- 
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sekretär Sr. Heiligkeit des Papstes, Kardinal Antonelli, und legte 
demselben eine Denkschrift bei, welche den Gang der Dinge 
darstellt. Ausserdem haben Se. Königl. Hoheit der Grossherzog 
in einem eigenhändigen Schreiben an den hl. Vater Sich ausführ- 
lich über Höchstihre Entschliessungen ausgesprochen. Es erfolgte 
hierauf unterm 26. Juli d. J. em Antwortschreiben Sr. Heil. 
des Papstes an Se. Königl. Hoheit den Grossherzog und ein 
weiteres des Kardinals Antonelli an den Minister des Aeussern, 
welch’ letzterem eine Erwiederung auf die erwähnte Denkschrift 
beigefügt war. Die grossh. Regierung glaubte diese Ausführung 
des päpstlichen Stuhles nicht ohne Replik lassen zu dürfen, und 
eine solche wurde dem päpstlichen Stuhle unterm 11. Sept. d. J. 


mittels Schreiben an Kardinal Antonelli übersendet. Die er- 


wähnten Denkschriften sind folgenden Inhalts: 


I. Denkschrift der grossh. Regierung vom 14. Juni d. J. ") 
Promemoria. 

Nach der Verfassung des Grossherzogthums Baden ist die 
legislative Gewalt der Krone, wie in allen konstitutionellen Staaten, 
wesentlich beschränkt durch das Recht des gesetzgebenden Kör- 
pers, bei Vermeidung der Ungiltigkeit, ihre Zustimmung allen 
jenen Vorschriften zu ertheilen, welche dem Gebiet der Gesetz- 
gebung angehören, mögen solche in der Form von Verträgen mit 
fremden Regierungen oder von Gesetzen und Verordnungen aus- 
gesprochen werden. Es ist unmöglich, zu unterstellen, dass es 
beim Abschluss der Vereinbarung vom 28. Juni 1859 zwischen 
der grossh. badischen Regierung und dem päpstlichen Stuhl über 
das rechtliche Verhältniss der katholischen Kirche im Grossherzog- 
thum in der Absicht der hohen Kontrahenten lag, dieses Prinzip, 
eine der Grundlagen der konstitutionellen Staatsform, zu um- 
gehen, und in der That ergiebt sich aus dem Text des Vertrags 
selbst, dass solches nicht ihr Wille war. Im Art. 23 ist bezüg- 
lich der den Bestimmungen der Vereinbarung entgegenstehenden 
Vorschriften zwischen Verordnungen und Gesetzen ausdräcklich 
unterschieden; während die ersteren für sofort aufgehoben erklärt 
sind, wird hinsichtlich der letzteren die nöthige Abänderung vor- 
behalten. Dass damit eine Aenderung auf verfassungsmässigem 
Weg, d. h. mit Zustimmung der Stände des Grossherzogthums, 
gemeint war, ist selbstverständlich, zudem aber mit ausdrück- 
lichen Worten in der Ratifikationsurkunde Sr. Königl. Hoheit des 
BEOaslorzoße ausgesprochen. Nach dem Wortlaut dieser Klauseln 


1) Diese Schrift wurde in französischer ESBERDe ER und 


eingesendet. ; 
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steht also fest, dass diejenigen Vertragsbestimmungen, welche 
mit den Gesetzen des Grossherzogthums in Widerspruch sind, 
erst dann in Wirksamkeit treten können und sollen, wen® die 
Gesetze abgeändert sein werden und dass diese Abänderung nur 
mit Genehmigung der Stände geschehen könne. Die grossh. Re- 
gierung nicht minder, als die Kirche waren durch diesen gesetz- 
lichen Zustand der Dinge gebunden, und das künftige Schieksal 
der Konvention hing demnach wesentlich von der Frage ab, in 
welchen Punkten dieselbe bestehenden Gesetzen entgegentrete, 
und ob die Stände einer Abänderung dieser Gesetze, wenn sie 
von der Regierung verlangt wird, ihre Zustimmung ertheilen. 
Der Vertrag selbst enthält jedoch keine Bestimmung darüber, 
welche seiner Artikel als solche zu betrachten seien, deren 
Wirksamkeit von der ständischen Zustimmung bedingt sein soll; 
eine solche Bestimmung hätte auch niemals eine Wirkung haben 
können, da die Regierung nicht befugt ist, einseitig und end- 
giltig darüber zu verfügen, was in das Gebiet der Gesetzgebung 
gehöre und somit der ständischen Zustimmung unterworfen sei, 
und was nicht. Den Ständen kommt verfassungsmässig das selb- 
ständige Recht der Einsprache zu, wenn die grossh. Regierung 
allein Etwas verfügt hat, wodurch er ihr Recht der Theilnahme 
an der Gesetzgebung für verletzt erachten. Sie sind berechtigt, 
den Antrag zu stellen, dass solche Verfügungen ausser Wirksam- 
keit gesetzt werden, und wenn die Regierung glaubt, einem 
solchen Antrag nicht nachgeben zu dürfen, sondern auf ihrem 
Recht der ausschliesslichen Verfügungsgewalt beharren zu müssen, 
so bleibt ihr in wichtigen Fragen nichts Anderes übrig, als den 
Versuch zu machen, durch eine Auflösung der Kammern und 
durch Neuwahl der Abgeordneten die Mehrheit der Ständever- 
sammlung für ihre Ansicht zu gewinnen. Ein solcher Konflikt 
zwischen der Regierung und den Ständen ist um so leichter 
möglich, als die Grenzlinie zwischen Gesetzen und Verordnungen 
von je her und in den meisten konstitutionellen Staaten ein Ge- 
genstand vielfacher Meinungsverschiedenheiten gewesen ist, aus 
(der man jedoch in minder wichtigen Angelegenheiten eine Kabi- 
netsfrage nicht zu machen pflegt. 

Die badischen Minister, welche die Konvention vom 28. Juni 
abgeschlossen haben, scheinen dabei weniger Schwierigkeiten von 
Seite der Stände erwartet zu haben, als sie deren später ge- 
funden. Dieselben theilten der im Monat November v. J. einbe- 
rufenen 8tändeversammlung den abgeschlossenen Vertrag blos zur 
Kenntnissnahme, nieht auch zur Zustimmung mit, und behielten 
sieh vor die Gesetzentwürfe, welehe zur Wirksamkeit einzelner 
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Bestimmungen des Vertrags nöthig erscheinen, später vorzulegen. 
Die Minister scheinen bei diesem Verfahren allzusehr auf die Be- 
reitWilligkeit der Stände, über diesen delikaten Punkt hinweg- 
zugehen, gezählt zu haben, und es erklärt sich diese Voraus- 
setzung, wenn man den allgemeinen Wunsch des Landes, den 
Frieden mit der katholischen Kirche hergestellt zu sehen und 
ausserdem die Haltung der Kammern selbst in Betracht zieht, 
welche seit einem Decennium sich stets sehr loyal und versöhn- 
lich gegen die Regierung bewiesen hatten und auch in ihrer 
jetzigen Zusammensetzung nichts weniger als eine systematische 
Opposition erwarten liessen. Diese Unterstellung hat sich nun 
zwar in allen Gegenständen, die ausser der kirchlichen Ange- 
legenheit zur Verhandlung kamen, bewährt, in dieser letztern 
aber wurden die Erwartungen völlig getäuscht. 

Bei der Mehrzahl der Abgeordneten zur Zweiten Kammer 
bildete sich die Ansicht, dass die bisherigen Normen für die 
Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche im Grossherzogthume 
‚den Charakter von Gesetzen an sich tragen und dass der Inhalt 
der Konvention in allen seinen wesentlichen Punkten mit diesem 
Gesetze in Widerspruch stehe. Man stellte die Behauptung auf, 
dass ein Vertrag dieser Art überhaupt nicht ohne Genehmigung 
der gesetzgebenden Körper abgeschlossen werden könne und dass 
demgemäss die ganze Konvention als ungiltig nicht in Wirksam- 
keit gesetzt werden dürfe. Diese Ansicht wurde in dem hier 
angeschlossenen Bericht des Ausschusses der Zweiten Kammer 
ausgeführt und der Antrag gestellt, die Konvention, als nicht 
verbindlich abgeschlossen, ausser Wirksamkeit zu setzen. Dieser 
. Antrag erhielt nach einer zweitägigen Debatte eine Mehrheit von 
45 gegen 15 Stimmen. 

Aus den Verhandlungen, welche in der Anlage 2 vollständig 
abgedruckt sind, ging hervor, dass die Angriffe weniger gegen 
den Inhalt, als gegen die Form des Vertrags gerichtet waren, 
und dass, wenn auch einzelne Bestimmungen des letzteren als 
zu weitgehend betrachtet wurden, man doch keineswegs das 
Prinzip der Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche verwerfen 
wollte. 

Es wäre um so bedenklicher gewesen, das grosse Gewicht 
dieses Beschlusses verkennen zu wollen, als damals schon kein 
Zweifel mehr darüber obwalten konnte, dass die Mehrheit in der 
Kammer in der That auch die Mehrheit im Volke repräsentire, 
was sich später. durch unwiderlegliche Beweise. noch deutlicher 
ergeben hat. Demungeachtet wollten Se. Königl. Hoheit der Gross- 
herzog, um den entstandenen Konflikt verfassungsmässig zu: lösen, 
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Sich die Entscheidung bis nach den Verhandlungen und Beschlüssen 
der Ersten Kammer vorbehalten. Es trat jedoch ein unerwartetes 
Ereigniss ein. Am Tag nach dem Beschluss der Zweiten Kammer 
hatte der Minister des Innern, ohne vorher eingeholte höchste 
Genehmigung, ein Rundschreiben an die Beamten erlassen, dessen 
Inhalt Seine Königliche Hoheit in die Nothwendigkeit versetzte, 
Sich ohne weitere Zögerung auszusprechen und die Frage zu 
entscheiden, ob die Kammern aufzulösen oder die Anträge der 
Zweiten Kammer anzunehmen seien. 

Diese dem Landesherrn gestellte Aufgabe war eben so schwie- 
rig, als peinlich. Auf der einen Seite verlangte man den Vollzug 
des: in redlichem Glauben abgeschlossenen Vertrags, und alle 
persönlichen Gefühle Sr. Königl. Hoheit des Grossherzogs drängten 
zur gewissenhaften Erfüllung der durch die Ratifikation über- 
nommenen Verpflichtung; auf der andern Seite erklärte man den 
. Vollzug des Vertrags gegen den Widerspruch der Stände für eine 
offenbare Verfassungsverletzung, und der auf die Verfassung ge- 
leistete Eid kann in der That an Heiligkeit den Verpfliehtungen 
nicht zurückstehen, welche aus einem gegen die Bestimmungen 
der Verfassung abgeschlossenen, demnach rechtlich ungiltigen 
Vertrage entspringen können. Bei der einen Entscheidung war 
die Fortdauer des Streites mit der Kirchengewalt zu befürchten, 
und dessen Beilegung, die man so sehr gewünscht hatte, drohte 
unsicherer als je zu werden; bei der andern Wahl stand ein ge- 
fährlicher Kampf mit den Ständen in Aussicht, denn von einer 
Kammerauflösung war ein günstiger Erfolg nicht zu erwarten. 
Neue Wahlen hätten die Mehrheit der Versammlung nur durch 
Elemente verstärken können, welche der Regierung in jeder 
Beziehung sich feindlich gegenübergestellt hätten und diese, ein 
zweites Mal unterlegen, hätte der Kirche nicht einmal mehr die 
Rechte zu bieten vermocht, welche sie ihr jetzt zusichern zu 
können glaubt. 

Jede Auflösung eines gesetzgebenden Körpers wirft die Keime 
gefährlicher Aufregung in die Massen und ruft Agitationen jeder 
Art hervor. Hätte man bei dem vorliegenden Anlass und unter 
den gegenwärtigen allgemeinen politischen Verhältnissen zu die- 
sem äussersten Mittel greifen wollen, so lässt Alles glauben, dass 
damit das Signal zu einem erbitterten Kampfe der Parteien ge- 
geben worden ‚wäre; die religiösen Interessen hätten leicht als 
Deckmantel der weitgehendsten politischen Pläne gedient, und 
Zwietracht und Misstrauen wären mit Nothwendigkeit allen Hand- 
lungen der Regierung entgegengetreten. 

Ian Angesichte dieser Gefahren, welche in gleichem Maasse 


170 Miscellen. 


die Kirche wie den Staat bedrohten, war es unthunlich, zu einer 
Kammerauflösung zu schreiten. Der einzig mögliche Ausweg war 
die Bildung eines neuen Ministeriums mit der Aufgabe, das Ver- 
hältniss der Kirchengewalten im Staate nach dem Prinzip der 
Freiheit und Selbständigkeit auf dem durch die Grundgesetze des 
Landes vorgeschriebenen Wege zu regeln und die Bestimmungen 
der Konvention in der Form eines an ihre Stelle tretenden Ge- 
setzes, soweit möglich, zur Geltung zu bringen. 

Die gewissenhafteste Prüfung der Forderungen des Rechtes 
sowohl, als der Gebote des Staatswohles bezeichnete klar den 
einzuschlagenden Weg, und die neuernannten Minister gaben am 
2. April den Kammern die angefügte Erklärung ab, welche den 
stattgehabten Wechsel in der Regierung anzeigte. 

Unterm 7. April erfolgte eine Ansprache Sr. Königl. Hoheit 
des Grossherzogs an die Bevölkerung des Landes, welche gleich- 
falls hier beiliegt. 


Die grossh. Regierung hat in diesen Aktenstücken ihr fer- 


neres Verfahren in der vorliegenden Angelegenheit klar dargelegt: 
ein neues, mit den Ständen zu vereinbarendes Gesetz soll die 
Grundlage der rechtlichen Stellung der Kirchen im Grossherzog- 
thum bilden. Uebrigens war immer noch die Ansicht der Ersten 
Kammer über diese Sache von grossem Gewicht. Die Verhand- 
lungen darüber wurden in derselben aufgenommen und deren 
Ergebniss war übereinstimmend mit den Beschlüssen der Kammer 
der Abgeordneten. Der bezügliche, hier angeschlossene Kom- 
missionsantrag wurde mit 13 gegen 8 Stimmen angenommen, 
welche letztere dem hier ebenfalls BAHD.BENGER Minoritätsantrage 
zufielen. 

Durch diesen Beschluss war festgestellt, dass auch die Erste 
Kammer mit dem Gange, welchen die Regierung einzuhalten er- 
klärt hatte, einverstanden sei, indem auch sie die Konvention 
als nicht rechtsgiltig erachtete und das Verhältniss der Kirche 
durch Gesetze, die an die Stelle der SOnyenApn treten sollen, 
geregelt wissen wollte. _ 

In diesem Sinne handelnd, legte die grossh. Regierung den 
Ständen den hier angeschlossenen Gesetzentwurf zur Zustimmung 
vor, und es ist unschwer einzusehen, dass sie bei der eingetre- 
tenen Sachlage unmöglich anders handeln konnte, und dass sie 
ausser Stande war, den Vertrag zur Ausführung zu bringen. 
Schon diese Unmöglichkeit schützt sie vor dem Vorwurfe einer 
Verletzung der mit dem päpstlichen Stuhle getroffenen Verein- 
barung, einem Vorwurfe, der wohl vorauszusehen war und in 
der That nicht ausgeblieben ist. .Die grossh. Regierung hat es 
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übrigens für ihre Pflicht gehalten, sich nicht auf diese Thatsache 
allein zu stützen, sondern auch von dem Standpunkte der streng- 
sten Vertragsauslegung zu untersuchen, ‘ob ihr ein solcher Vor- 
warf mit irgend einem Rechte gemacht werden könne. Sie sah 
sich dazu um so mehr verbunden, je höher sie die Heilighaltung 


“ der Verträge zu achten gewohnt ist. Es konnte ihr jedoch kein 


Zweifel bleiben, dass der Inhalt der Konvention selbst in Ver- 
bindung mit der bestehenden Staatsverfassung das vollständige 
Recht zu dem von ihr eingeschlagenen Verfahren nachweist. 

Die Konvention spricht nämlich in Artikel 23 und in der 
Ratifikationsuarkunde unzweideutig aus, dass die ständische Ge- 
nehmigung zur Durchführung aller jener Punkte vorbehalten 
werde, die mit Gesetzen im Widerspruch stehen. Ihre Wirk- 
samkeit war also in den betreffenden Bestimmungen von den 
Beschlüssen der Kammern abhängig und die Zugeständnisse an 
den päpstlichen Stuhl konnten einen praktischen Werth nicht 
haben, falls jene Genehmigung versagt wurde. 

Welches sind aber diese Bestimmungen? Die Konvention 
spricht sich darüber nicht aus. Sie .hätte diese Frage auch gar 
nieht giltig entscheiden können, weil die Rechte der in erster 
Lmie dabei betheiligten Kammern ihre Entstehung nicht dem 
Vertrage, sondern der über demselben stehenden Verfassung 
verdanken. Im Fall einer ständischen Einsprache konnte jene 
Frage also nur auf dem verfassungsmässigen Wege erledigt wer- 
den. Die grossh. Regierung hatte dem päpstlichen Stuhle gegen- 
über unzweifelhaft die Pflicht, die Aufrechthaltung der Konven- 
tion mit allen ihr zu Gebot stehenden Mitteln gegen die Stände 
zu vertheidigen, und sie hat auch diese Pflicht vollkommen er- 
fällt. Nach der Erfolglosigkeit ihrer Bemühungen musste aber 
der Landesherr, nach Höchsteigenem Ermessen, den Konflikt zu 
lösen suchen, indem entweder durch- Annahme der Anträge der 
Kammern der Kampf mit denselben beendigt, oder nach Auf- 
lösung der Kammern bei der neugewählten Versammlung ein 
besseres Ergebniss zu erzielen versucht wurde. 

Welche Eintschliessung der Regent eines konstitutionellen 
Staates in einer solchen Lage zu treffen habe, darüber kann ein 
Vertrag keine Vorschriften geben; nur die gewissenhafteste Er- 
wägung, was das konstitutionelle Recht und das Staatswohl er- 
heischen, kann die Richtschnur der zu fassenden Entscheidung 
bilden. Unmöglich wäre es insbesondere, aus der Konvention 
eine ‘Verpfliehtung Sr. Königl. Hoheit des Grossherzogs ableiten 
za wollen, den Wünschen und Beschlüssen der Stände unter 
allen Umständen und bis aufs Aeusserste Widerstand zu leisten, 
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oder den Versuch zu machen, einen Vertrag auch gegen ihren 
ausdrücklich ausgesprochenen Willen durchzuführen; die Kon- 


vention selbst wahrt förmlich das Zustimmungsrecht der Stände 


und anerkennt also mit diesem Prinzipe auch dessen sämmtliche 
Konsequenzen für den Fall, dass sich eine hinlänglich kräftige 
Opposition zeigt, die jene Zustimmung verweigert. Es ist recht- 
lich unmöglich, dass der Regent sich gegen einen Dritten im 
Voraus verpflichte, wie er in einem solchen Falle den Konflikt 
zu lösen habe. Das Recht der freien Entscheidung nach Höchst- 
eigenem Ermessen ist ein unveräusserliches Recht der Krone, 
welches den Schwerpunkt des konstitutionellen Systems bildet. 
Die durch die Verfassung von jeder Verantwortlichkeit entbun- 
dene Person des Landesherrn steht bei allen Akten der Regie- 
rungsgewalt über den Handlungen der Minister und über den 
parlamentarischen Kämpfen. Diese erhabene Stellung kann durch 
Verträge, welche die Minister auf ihre Verantwortung abschliessen 
und dem Regenten zur Genehmigung unterbreiten, nicht verrückt 
werden. Man würde die Verfassung in ihrem innersten ‘Wesen 
antasten, wenn man, auf den Grund eines Vertrages, dem Re- 
genten das Recht bestreiten wollte, in einem solchen Fall nach 
ungebundenem Ermessen diejenige Entschliessung zu fassen, 
welche ihm die eingetretenen Verhältnisse zu gebieten scheinen. 
Und die Nothwendigkeit der Ausübung dieses Rechtes ist wahr- 
lich keine beneidenswerthe. Sie ist die Quelle der peinlichsten 
Regierungssorgen, und Se. Königl. Hoheit der Grossherzog haben 
die Bitterkeit dieser Lage tief empfinden müssen. Ä 

Wenn in diesen ernsten Verwicklungen Se. Königl. Hoheit 
geglaubt haben, den Weg des Vertrags verlassen zu müssen, um 
den der Gesetzgebung zu betreten, der dem Lande Friede und 
Eintracht zu sichern verspricht, so war dabei. namentlich auch 
die Rücksicht entscheidend, dass in der bedenklichen Lage der 
Gegenwart das gemeinsame Interesse der Kirchengewalt wie der. 
Regierung mit äusserster Dringlichkeit verlangt, dass man ver- 
meide, durch hartnäckiges Festhalten. an der Vertragsform die 
Fackel der Zwietracht zwischen Fürst und Volk, zwischen Staat 
und Kirche zu schleudern. Die Stände und das Volk in seinen 
intelligentesten ‚Theilen hatten in der offenkundigsten Weise und 
auf gesetzlichem Wege ihre entschiedene Abneigung gegen die 
Durchführung der Konvention als solcher an den Tag gelegt. 
Wäre es — was legal unzulässig — faktisch möglich geworden, 
dieselbe ohne Rücksicht auf die Beschlüsse der Kammern in Voll- 
zug zu Setzen, so hätte ein solcher Zustand niemals ein haltbarer. 
werden können. Die Konvention wäre. in so lange ein. Gegen- 
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stand der Anfeindung geblieben, bis der günstige Zeitpunkt zu 
deren Beseitigung sich gezeigt hätte, und die der Kirche einge- 
räumten Rechte hätten einer unausbleiblichen Reaktion weichen 
müssen. 

Dies sind die Erwägungen, welche Se. Königl. Hoheit den 
Grossherzog bei der Wahl des legislatorischen Weges, als des 
sichersten und heilsamsten für Staat wie Kirche, zur Lösung der 
obschwebenden Frage leiteten. Er bietet zugleich das einzige 
Mittel, den Forderungen der Kirchengewalt gerecht zu werden 
und Ruhe und Sicherheit in die aufgeregten Gemüther zurück- 
zuführen. Die Rechte der Kirche werden sicherer auf der Grand- 
lage eines unter den Schutz der Verfassung gestellten Gesetzes 
ruhen, als auf einem Vertrag, der als verfassungswidrige Erobe- 
rung angefeindet wird, und es ist zu hoffen, dass auch die Kirche 
ihrerseits dem Entschlusse der grossh. Regierung, die Bestim- 
mungen der Konvention auf dem Wege der Gesetzgebung mög- 
lichst zur Geltung zu bringen, keine Hindernisse in den Weg 
stellen werde. _ - 

Der neue Gesetzentwurf geht an die äussersten Grenzen 
dessen, was der Grundsatz der Freiheit und Selbständigkeit der 
Kirche, unbeschadet der ' unveräusserlichen Rechte des Staats, 
verlangen kann. Bei weiteren Zugeständnissen durfte man nie 
auf die Zustimmung der Stände rechnen, wie man solche ohne- 
dies niemals für jene Bestimmungen der Konvention hätte er- 
warten können, welche unzweifelhaft unter allen Umständen der 
ständischen Genehmigung zu unterbreiten waren, wie z. B. für 
die Uebertragung der Gerichtsbarkeit in Ehesachen an die Kirche. 
Die Regierung. hätte es ihrer unwürdig gehalten, in den Entwurf 
Bestimmungen aufzunehmen, deren Ablehnung durch die Kam- 
mern sicher vorauszusehen war. 

Kann die Konvention neben dieser neuen Gesetzgebung auch 
nicht mehr zu Recht bestehen, so wird die grossh. Regierung 
doch alle Bestimmungen derselben, welche mit den neuen Ge- 
setzen vereinbar sind, getreulich zu beachten besorgt sein. Sie 
müsste aufrichtig bedauern, wenn eine feindselige Richtung der 
Kirchengewalt die Erreichung der Absicht erschwerte, die Be- 
stimmungen der Konvention auf diesem Wege möglichst durch- 
zuführen, und sie bezweifelt nicht, dass der hl. Stuhl, nach 
reiflicher Erwägung der Sachlage, leicht die Ueberzeugung ge- 
winnen werde, dass das von der grossh. Regierung eingeleitete 
Verfahren den Rechten der katholischen Kirche jede wünschens- 
werthe Sicherheit gewährt. Die Regierung Sr. Königl. Hoheit 
des Grossherzogs wird es stets für ihre heiligste Pflicht halten, 
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den gegründeten und gerechten Forderungen der Kirche ent- 
gegenzukommen und einen dauernden Frieden zwischen Staat 
und Kirche herzustellen. In der Ueberzeugung, den einzigen 
Weg gewählt zu haben, welcher einen glücklichen Ausgang dieser 
Verwicklungen verheisst, und getragen durch das Vertrauen des 
Volkes, hofft sie das begonnene Werk allen Hindernissen gegen- 
über fest zum Ende zu führen. 
Karlsruhe, im Juni 1860. 


II. Erwiederung des päpstlichen Stuhles vom 26. Juli 
d. J. auf die Denkschrift der grossh. Regierung 
unter I.®) 

Bemerkungen 

über den Gegenstand des von der grossh. badischen Regierung dei 

heiligen Stuhl im Juni 1860 übersandten Promemoria. 


Bei Unterhandlungen mit konstitutionellen Regierungen pflegt 
der hl. Stuhl zum Abschluss eines Vertrages nicht zu schreiten, 
wenn er sich nicht zuvor darüber versichert hat, entweder dass 
das Staatsoberhaupt für sich allein und ohne Dazwischenkunft 
der Kammern über die religiösen Angelegenheiten seines Staates 
Verträge schliessen kann, oder aber dass dasselbe von den Kam- 
mern die gehörige Ermächtigung erhalten hat, falls deren Zu- 
stimmung kraft der Verfassung für die Giltigkeit der Verträge 
nöthig ist. Dieses vorausgeschickt und übergehend zu einigen 
Bemerkungen über den Inhalt des Promemoria der Regierung 
Sr. Königl. Hoheit des Grossherzogs von Baden, datirt Karlsruhe, 
im Juni 1860, hat man nicht die Absicht, über eine Frage des 
innern Staatsrechtes des Grossherzogthums ein Urtheil abzugeben. 
Nur will man im Allgemeinen bemerken, dass das an die Spitze 
des Promemoria gestellte Prinzip für die Mehrzahl der deutschen 
'Verfassungen und selbst für die von Baden nach der Doktrin 
deutscher Publizisten viel zu allgemein gefasst zu sein scheint, 
indem die Zuständigkeit der gesetzgebenden Körper in jenen 
Verfassungen auf gewisse speziell bestimmte Gegenstände einge- 
schränkt ist. 

Was aber bezüglich. der zwischen dem hl. Stuhl und der 
badischen Regierung stattgehabten Uebereinkunft besonders her- 
vorgehoben werden muss, ist der Umstand, dass es in Ansehung 
der Religionsangelegenheiten des Grossherzogthums nie während 
des Laufes der Verhandlungen in Frage gestellt war, ob das 


®) Bei dieser Erwiederung bediente sich der päpstliche Stuhl der 
italienischen Sprache, und Obiges ist die Uebersetzung. | 
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Staatsoberhaupt nicht mit dem hl. Stuhl eine Uebereinkunft über 
kirchliche Dinge ohne die Dazwischenkunft der Kammern abzu- 
schliessen befugt sei, oder ob die Giltigkeit einer solchen 
Uebereinkunft von deren Prüfung oder Genehmigung abhängig 
sein müsse. 

Es ist vielmehr Thatsache, dass die verschiedenen badischen 
‘ Bevollmächtigten keinen Anstand genommen haben, zu versichern, 
es stehe in der Macht des Grossherzogs, die Konvention unab- 
hängig von den Kammern abzuschliessen; und nur in dieser 
Ueberzeugung liess der hl. Stuhl sich herbei, zur Einleitung der . 
Verhandlungen, zum Abschluss und zur Ratifikation des abge- 
fassten Vertrages zu schreiten. Diese Ueberzeugung war um so 
fester, als man gefunden, dass die badische Regierung vor der 
Publikation der Bulle „Ad dominici gregis custodiam“ eine Kon- 
vention ohne irgend welche Zustimmung der Kammern einge- 
gangen hatte; dass dieselbe auf ähnliche Weise im Jahre 1830 
ohne Dazwischenkunft der gesetzgebenden Körper ein Edikt zur 
Ordnung der kirchlichen Angelegenheiten des Grossherzogthums 
in allen staatlichen Beziehungen erlassen hatte, obwohl dasselbe 
mit älteren Gesetzen in Widerspruch stand, die jetzt von den 
Kammern als Verfassungs - und Grundgesetze angesehen werden 
wollen; dass im Jahre 1853 in Folge von Verhandlungen mit 
anderen Fürsten, deren Länder zur oberrheinischen Kirchenpro- 
vinz gehören, behufs der Beilegung der Konflikte ein Edikt er- 
schien, welches Aenderungen an den bestehenden Gesetzen und 
Verordnungen einführte, ohne die Zustimmung der Kammern zu 
verlangen; dass die Kammern selbst gegen diese Verfahrungsweise 
der Regierung niemals Einsprache erhoben, noch das Verlangen 
gestellt haben, solche Verträge und Edikte ihrer Abstimmung zu 
unterwerfen, sondern vielmehr die Einleitnng unmittelbarer Ver- 
handlungen zwischen der Regierung und dem hl. Stuhl zur Be- 
endigung des Streites zwischen Staat und Kirche gebilligt haben, 
ohne sich ihre Einmischung in das bezügliche Ergebniss vorzu- 
behalten. | 

Jedenfalls waren die beiden hohen Kontrahenten bei der 
Ratifikation der neuen Üebereinkunft davon überzeugt, dass solche 
ihrem ganzen Inhalt ‚nach ohne Dazwischenkunft der Kammern 
giltig abgeschlossen werden konnte; und es würde sich der hl. 
Stuhl nie herbeigelassen haben, die unter den resp. Bevollmäch- 
tigten zu Stande gekommene Konvention feierlich zu ratifiziren 
und bekannt zu machen, wenn die badische Regierung es hätte 
durchblicken lassen, dass der feierliche Akt hintennach der Prü- 
fung und Genehmigung der gesetzgebenden Körper des Gross- 
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berzogthums unterworfen werden müsse. Wenn daher erst nach 
der Ratifikation sich über die Rechte des Staatsoberhauptes eine 
Meinung geltend gemacht hat, welche mit der im Verlauf und 
beim Abschluss der Verhandlungen mit dem hl. Stuhl geäusserten 
Ueberzeugung im Widerspruch steht, und wenn der Regent selbst 
unter den gegenwärtigen Umständen es für angemessen erachtet, 
nicht auf einem Rechte zu bestehen, welches er bis dahin un- 
abhängig von den Kammern geübt hat, so führt dieser Wechsel 
einen neuen Vorgang ein, welcher dem Werth eines schon vorher 
vollendeten Kontraktes keinen Abbruch thun darf, da seine Gil- 
tigkeit von der Anschauung und Ueberzeugung abhängt, in welcher 
sich die hohen Kontrahenten damals befanden, als sie der ge- 
troffenen Verabredung ihre förmliche Zustimmung ertheilten. 
Hieraus folgt, dass weder der Artikel 23 der Konvention, noch 
die Ratifikation Sr. Königl. Hoheit des Grossherzogs den Sinn 
und die Folgen haben können, welche denselben in dem Pro- 
memoria unterlegt werden. 

Wenn auch der hl. Stuhl unterscheidet zwischen Verordnungen 
und Gesetzen, und wenn er auch zugiebt, dass die Abänderung 
der letzteren, so weit sie zum Vollzug einiger besonderen Punkte 
der schon giltig geschlossenen und ratifizirten Konvention noch 
nöthig sein sollte, auf dem verfassungsmässigen Wege zu ge- 
schehen habe, so war es doch nicht und konnte es nicht seine 
Willensmeinung sein, die Konvention in allen ihren Theilen der 
Abstimmung der Kammern unterwerfen zu lassen. Folglich kann 
aus dem Umstande, dass in der Konvention diejenigen Artikel, 
deren Vollzug die Aenderung oder Modifikation einiger (Gesetze 
unter Mitwirkung der Kammern erforderte, nicht speziell be- 
zeichnet sind, der Schluss nicht gezogen werden, als gebühre 
ihnen die Befugniss, die fraglichen Artikel zu bestimmen, und 
als müsse darum die ganze Konvention ihrer Abstimmung unter- 
worfen werden. Jene Artikel waren für die kontrahirenden Theile 
schon genugsam bestimmt durch die gepflogenen Verhandlungen; 
und es haben die badischen Bevollmächtigten dem hl. Stuhl die 
Versicherung gegeben, dass die grossh. Regierung den Ständen 
wegen derjenigen Gesetzesabänderungen Vorlage machen werde, 
die zur vollständigen Durchführung der Kanvention nöthig seien. 

Es ist dem hl. Stuhl wirklich schwer, sich davon zu über- 
zeugen, dass den Bestimmungen, welche früher die Stellung der 
katholischen Kirche im Grossherzogthum geregelt haben, bisher 
der Charakter eines Grundgesetzes beigelegt worden sei. Und 
in der That hat das Konstitutionsedikt vom. 11. Mai 1807, welches 
einige Normen über die Beziehungen der katholischen Kirche 
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gegeben hat, ein Konkordat mit dem apostolischen Stuhle aus- 
drücklich vorbehalten; überdies wurden die Bestimmungen dieses 
Ediktes hernachmals von der Regierung allein ohne Mitwirkung 
der Stände abgeändert, woraus mit Recht gefolgert werden kann, 
dass dieselben höchstens einen provisorischen Charakter hatten, 
und’ dass das Edikt keineswegs ein Grundgesetz des Grossher- 
zogthums war. Dies wird auch noch durch den Umstand be- 
stätigt, dass das Edikt in der Verfassungsurkunde nicht unter 
die Zahl derjenigen früheren Gesetze gerechnet ist, welche die 
Natur von Verfassungsgesetzen haben sollen. Wenn daher die 
Stände jenes Gesetz nunmehr als ein Grundgesetz ansehen und 
behaupten wollen, es könne durch eine ohne ihre Mitwirkung 
zu Stande gebrachte Konvention nicht geändert werden, so ist 
dies eine Meinung, die sich zum ersten Mal geltend macht, und 
deren Grund nicht eingesehen werden kann. 

In dem Promemoria wird darauf hingewiesen, dass der In- 
halt der Konvention von der grossen Mehrheit der Abgeordneten 
als in allen seinen wesentlichen Theilen mit dem oben erwähnten 
Grundgesetze im Widerspruch stehend betrachtet werde, und 
hervorgehoben, von welcher Wichtigkeit die Abstimmung der 
Kammer sei, da solche in ihrer Majorität auch wirklich, wie ge- 
sagt ist, die Majorität des Volkes vertrete.. Davon indessen ver- 
mag der hl. Stuhl nicht sich zu überzeugen, da er weiss, dass 
die grosse Majorität der Katholiken in ihren an Se. Königl. Hoh. 
den Grossherzog gerichteten Dankadressen die allgemeine Zu- 
friedenheit mit der abgeschlossenen Uebereinkunft ausgedrückt 
hat. Uebrigens will man bei Erwähnung dieses Umstandes be- 
sonders hervorheben, wie der hl. Stuhl in keinem Falle je zu- 
geben könnte, dass über einen Gegenstand von solcher Art und 
Tragweite nach der Volksmeinung entschieden werden sollte. 

Wohl begreift man die schwierige Lage, in welcher Se. Kö- 
nigl. Hoh. der Grossherzog Sich befand gegenüber der Abstimmung 
der Kammer, welche einen feierlichen, von Sr. Königl. Hoheit 
ratifizirten Vertrag für verfassungswidrig und darum für ungiltig 
erklärte, einen Vertrag, welchen Allerhöchstderselbe kurz vorher 
in der Hoffnung hatte verkünden lassen, seinem Staate damit 
den Frieden und die durch die vorausgegangenen Konflikte ge- 
störte Ruhe wieder zu geben. Uebrigens ist nicht zu bezweifeln, 
dass Se. Königl. Hoheit Sich nicht würde bewogen gefunden haben, 
die Konvention von freien Stücken zu ratifiziren, wenn daran 
hätte gedacht werden können, dass damit der auf die Verfassung 
geleistete Eid verletzt werde; darum ist aber auch gerade die 
Thatsache der grossh. Ratifikation für den hl. Stuhl der schla- 
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gendste Beweis dafür, dass die Verfassung nicht ausdrücklich 
und klar die Machtbefugnisse des Regenten beschränkt, und dass 
man bisher niemals daran gedacht hat, er dürfe nicht ohne die 
Mitwirkung der gesetzgebenden Körper eine Uebereinkunft mit 
dem hl. Stuhle abschliessen, der doch selbst von der badischen 
Regierung in Ansehung der Kirchen- und Religionssachen als die 
rechtmässige oberste Autorität aller im Grossherzogthum leben- 
den Katholiken anerkannt ist. 

Der hl. Stuhl steht zwar ab von der Betrachtung, ob und 
auf welche Weise die der Konvention entgegengetretene Abstim- 
mung der Kammern hätte vermieden, oder den daraus entstan- 
denen unangenehmen und Verlegenheiten bereitenden Folgen hätte 
begegnet werden können; aber er kann auf der andern Seite 
dagegen nicht gleichgiltig bleiben, wenn man nun in Folge jener 
Abstimmung eine Uebereinkunft für ungiltig und wirkungslos er- 
klären will, die er in gutem Glauben und in der festen Ueber- 
zeugung eingegangen hat, dass gemäss den von der grossh. Re- 
gierung ertheilten Versicherüngen ihre Giltigkeit von der Geneh- 
migung der Kammern nicht abhängen dürfe, und dass mit dem 
vollendeten feierlichen Akte nun der katholischen Kirche ihre 
eigenen und unveräusserlichen Rechte gewährleistet sein würden. 

Was diejenigen Maassregeln betrifft, zu welchen die grossh. 
Regierung gegriffen hat, um auf dem Wege der Gesetzgebung 
die Beziehungen der Kirche zum Staate zu ordnen, und um so 
gut als es durch die Konvention geschehen wäre, und soweit 
als es unter den gegenwärtigen Umständen wöglich ist, deren 
Zwecke zu sichern, so kann der hl. Stuhl nicht umhin, zu er- 
klären, dass er der weltlichen Regierung niemals die Befugniss 
zugestehen kann, Gesetze über kirchliche Gegenstände zu erlassen 
und damit die Sphäre der Zuständigkeit der Kirchengewalt und 
der Rechte der Kirche zu begrenzen. Kraft ihrer Einsetzung 
ist die Kirche völlig frei und unabhängig vom Staat; entstehen 
Streitigkeiten über die Ausübung der ihr gebührenden Rechte, 
so kann sie die Entscheidung darüber der bürgerlichen Obrigkeit 
ohne Mitwirkung der Kirchenobrigkeit nicht gestatten. 

Daher kann das in den Vorlagen des jetzigen badischen 
Ministeriums als die Grundlage der neuen Gesetzgebung prokla- 
mirte Prinzip der Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche nicht 
offener verletzt werden, als wenn das weltliche Regiment Gesetze 
über Gegenstände und Rechte erlässt, welche die Kirche angehen. 

Eben so wenig kann der hl. Stuhl einräumen, dass die Rechte 
der Kirche durch ein Verfassungsgesetz besser als durch einen 
zweiseitigen Vertrag der beiderlei Obrigkeiten gewährleistet seien; 
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denn wie schon im Prinzip ein solches Gesetz der Freiheit und 
Unabhängigkeit der Kirche präjudiziren würde, so wäre es auch 
zugleich dem Wechsel je nach Meinung und Willkühr der gesetz- 
gebenden Gewalt des Staates unterworfen. 

Es ist hier nicht der Ort, in eine besondere und detaillirte 
Prüfung der von dem badischen Ministerium den Ständen vor- 
gelegten Gesetzentwürfe einzugehen, um zu zeigen, in wie weit 
sie dem Prinzip der Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche ent- 
sprechen oder nicht, und welche Garantie für ihre unbestreit- 
baren, durch die Konvention ihr zugesicherten Rechte daraus 
hervorgehen. Der hl. Stuhl beschränkt sich auf die Bemerkung, 
dass er weder die verschiedenen Grundsätze, aus welchen die 
einzelnen Bestimmungen der erwähnten Gesetze abgeleitet wer- 
den, billigen, noch dass er in denselben die Bedingnisse der 
Konvention vollständig und genau ausgedrückt und gewährleistet 
finden kann. Indem er daher die Pflicht hat, im Allgemeinen 
Protest zu erheben gegen das Vorhaben, mittels der weltlichen 
Gewalt auf dem Wege der Gesetzgebung kirchliche Dinge zu 
entscheiden, muss er auch namentlich protestiren gegen die den 
Ständen vorgelegten Gesetze als gegen solche, welche die Frei- 
heit und Unabhängigkeit der Kirche und die Ausübung ihrer un- 
veräusserlichen Rechte verletzen und beschränken. Sodann aber 
sieht er sich jetzt schon genöthigt, besondere Einsprache zu 
erheben wegen des Strafgesetzentwurfs gegen die Geistlichkeit, 
welcher geradehin im Widerspruch steht mit der diesem Stande 
bei Erfüllung seines heiligen Amtes zu eigen gehörigen Freiheit 
und Unabhängigkeit, und denselben unaufhörlichen Plackereien, 
sehr harten und entwürdigenden Strafen aussetzt. 

Es ist dem hl. Stuhl nieht möglich, sich davon zu überzeu- 
gen, dass die grossh. Regierung neben der beabsichtigten neuen 
Gesetzgebung gerade diejenigen Bestimmungen der Konvention 
werde zum Vollzug bringen können, welche der Kirche die Aus- 
übung ihrer unverletzlichen Rechte zuzusichern bezweckten, und 
welche nicht noch in einer beschränkenderen Weise modifizirt 
werden könnten, nachdem in ihnen schon die Grenzen des Mög- 
lichen erreicht sind. Er darf wohl annehmen’, die badische Re- 
gierung werde sofort nicht verkennen, dass die erwähnte Gesetz- 
gebung, weit davon entfernt, einen dauernden Frieden zwischen 
Staat und Kirche zu begründen, die Quelle von Verlegenheiten 
und Unannehmlichkeitep sein werde, da in ihr Bestimmungen 
enthalten sind, welche den unveränderlichen Prinzipien und 
Rechten der Kirche widerstreiten. Der hl. Stuhl hatte stets und 
hat noch jetzt kein höheres Anliegen, als die unverletzte Erhal- 
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tung der Rechte der Kirche, in deren Schutz er nicht nachlassen 
kann, ohne zugleich die ernsten Obliegenheiten seines ihm von 
Oben verliehenen Amtes zu versäumen. Auch geschah es gerade, 
um einerseits seinen heiligen Pflichten für die Erhaltung der eben 
erwähnten Prinzipien und Rechte zu genügen, wenn der hl. Stuhl 
andererseits in der Lebereinkunft mit der grossh. Regierung gern 
die grösstmöglichste Nachgiebigkeit hat eintreten lassen, wovon 
die derselben gemachten ausgedehnten Zugeständnisse den Be- 
weis liefern. Dagegen kann er nie zugeben, dass die Regierung 
selbst von diesen Zugeständnissen Gebrauch mache, während von 
ihrer Seite nicht auch in entsprechender Weise die Verabredun- 
gen aufrecht erhalten würden, welche dazu bestimmt sind, der 
Kirche die freie und volle Ausübung ihrer ehrwürdigen Rechte 
zu gewähren. 
Rom, 26. Juli 1860. 
Ill. Antwort der grossh. Regierung vom 11. September 
1860 auf die Erwiederung des päpstlichen Stuhles.?’) 


Erwiederung 
auf die Denkschrift des päpstlichen Stuhles in Betreff der mit der 
grossh. badischen Regierung abgeschlossenen Konvention. 


Es ist der grossh. Regierung wohl bekannt, dass der päpst- 
liche Stuhl, wenn er Verträge mit konstitutionellen Staaten ab- 
schliessen will, den Vorbehalt der landständischen Genehmigung 
als Bedingung der Giltigkeit des Vertrages, sowie überhaupt’ die 
Konsequenzen der repräsentativen Staatsverfassung möglichst zu 
umgehen sucht, damit durch einen solchen Vorbehalt nicht ein 
Prinzip anerkannt werde, das mit dem System der päpstlichen 
Gewalt über Kirche und Staat in Widerspruch gerathen möchte. 

Indem aber der päpstliche Stuhl diesen Grundsatz den kon- 
stitutionellen Regierungen gegenüber festzuhalten strebt, ist es 
ganz unvermeidlich, dass er sich und die Regierungen der Ge- 
fahr solcher Eventualitäten Preis giebt, wie sie im Grossherzog- 
thum Baden eingetreten sind. 

Wenn nämlich der päpstliche Stuhl und die Regierung eines 
konstitutionellen Staates vor Eingehung eines Vertrags prüfen 
und entscheiden wollen, inwieweit sie denselben ohne Mitwirkung 
der Stände endgiltig abschliessen können, so handelt es sich 
dabei augenscheinlich nicht blos um das Recht der Kontrahen- 
ten, sondern wesentlich auch um das Recht eines Dritten — der 


°) Diese Antwort wurde in deutscher Sprache, wie sie bier fulgt, 
übersendet, 
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. Landstände —, und da die Kontrahenten über die Rechte dritter 
Personen keine Verfügungsgewalt haben, so muss stets die Frage 
als unentschieden im Hintergrund bleiben, ob die Landstände 
die über das Recht ihrer Mitwirkung von den Kontrahenten auf- 
gestellte Ansicht, sowie den auf Grund dieser Ansicht ohne Vor- 
behalt ständischer Genehmigung abgeschlossenen Vertrag aner- 
kennen werden, oder nicht. Die Gefahr, dass diese Frage von 
den Landständen erhoben werde, ist um so grösser, als eine 
Verfassung selten klare und unzweideutige Bestimmungen hier- 
über hat und auch nicht wohl haben kann, da der Inhalt solcher 
Verträge in die verschiedensten, für das Staatswohl höchst wich- 
tigen Verhältnisse eingreift. Es liegt daher nicht in der Macht 
der Kontrahenten, sich vor der Einsprache der Landstände zu 
schützen, weil diesen -die von den Kontrahenten beliebte Aus- 
legung der Grundgesetze nicht als die allein richtige aufgedrun- 
gen und durch noch so feierliche Verwahrungen niemals irgend 
eine Befugniss entzogen werden kann. 

In Betracht dieser in der Natur der Sache liegenden Wahr- 
heit kann das Schicksal, welches die von der grossh. Regierung 
mit dem päpstlichen Stuhle abgeschlossene Konvention erfahren, 
keineswegs so sehr befremden, denn der päpstliche Stuhl musste 
bei richtiger Würdigung der Folgen seines Grundsatzes, solche 
Eventualitäten um so eher für möglich halten, als er sich früherer 
ähnlicher Vorkommnisse in anderen Staaten erinnern wird. Jeden- 
falls befand sich die grossh. Regierung völlig ausser Stande, 
irgend eine Sicherheit gegen diese Möglichkeit zu bieten. 

Uebrigens hat die grossh. Regierung, wie der päpstliche Stuhl 
ganz richtig unterstellt, in dem guten Glauben gehandelt, dass sie 
der ständischen Zustimmung zum Vollzuge der Konvention nur in 
so weit bedürfe, als derselbe die Abänderung bestehender Gesetze 
erfordere. Auch hat sie dieses Erforderniss keineswegs in dem 
Umfange für nothwendig erachtet, wie dieses später von den 
Landständen behauptet worden ist. Die grossh. Regierung hat 
insbesondere das Edikt von 1807, welches die kirchlichen Ver- 
hältnisse im Grossherzogthum regelt und dessen rechtliche Natur 
bei der Frage über den Umfang der ständischen Befugnisse haupt- 
sächlich entscheidend ist, nicht als ein Gesetz, sondern nur als 
eine Verordnung behandeln zu müssen geglaubt, und die Bevoll- 
mächtigten der grossh. Regierung, welche dem päpstlichen Stuhle 
diese Ansicht mittheilten, haben eben darauf die Befugniss der 
grossh. Regierung gestützt, den Inhalt jenes Edikts im Wege des 
Vertrages aufzuheben und abzuändern. 

Ist nun auch diese Erklärung der Bevollmächtigten nicht 
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in den Vertrag aufgenommen und überhaupt nicht Gegenstand 
eines Schriftenwechsels geworden, so legte doch sowohl das 
eigene Interesse als die Redlichkeit, welche bei eingegangenen 
Verträgen zu beobachten ist, der grossh. Regierung die mora- 
lische Pflicht auf, jene Rechtsansicht nach allen Seiten hin, ins- 
besondere aber den Ständen gegenüber nach Kräften zu verthei- 
digen und nöthigenfalls alle konstitutionell erlaubten Mittel zu 
ergreifen, welche die Aussicht zu gewähren. vermochten, dass 
jene Ansicht zur Geltung und Anerkennung gelange. 

Und diese Pflicht hat die grossh. Regierung vollständig und 
in der loyalsten Weise erfüllt. Sie hat, als der Vertrag von 
den Ständen angefochten wurde, unter anderen auch alle die- 
jenigen Gründe, welche der päpstliche Stuhl in seiner Erwiede- 
rung anführt, um die Opposition der Stände als ungerechtfertigt 
darzustellen, diesen wiederholt in Wort und Schrift entgegen- 
gehalten. Der päpstliche Stuhl kann sich aus den ihm vollständig 
mitgetheilten Verhandlungen sattsam überzeugen, dass von der 
grossh. Regierung nichts versäumt wurde, um ihrer Ueberzeu- 
gung bei den Ständen Eingang zu verschaffen und dass insbeson- 
dere keines der Argumente unberührt BaeD; deren der päpstliche 
Stuhl sich bedient hat. 

Das Bemühen der grossh. Regierung hatte bekanntlich nicht 
den gewünschten Erfolg, und wenn der hl. Stuhl Zweifel darüber 


äussert, ob es nicht dennoch in der Macht der Regierung ge- 


legen hätte, ein anderes Resultat herbeizuführen, so kann die 
grossh. Regierung ihrer Seits die Ansicht nicht verhehlen, dass 
jene Aeusserungen ihren Ursprung nur in den unrichtigen Dar- 
stellungen einer kleinen, in einseitigen Anschauungen befangenen 
Partei haben kann, deren feindselige Haltung gegen die grossh. 
Regierung den päpstlichen Stuhl zur vorsichtigsten Aufnahme 
solcher Eingebungen mahnen muss. 

Der Widerstand der Kammern ist durch deren Beschlüsse zu 
einer vollendeten Thatsache geworden, welche — berechtigt oder 
unberechtigt — von der grossh. Regierung selbst durch eine 
Auflösung der Ständeversammlung nicht zu ändern war, sondern 
ihr nur noch die schwierige Frage überliess, was diesem Wider- 
stand gegenüber zu thun vom politischen und rechtlichen Stand- 
punkt aus für Staat und Kirche rathsam sei, um nach zwei 
Seiten hin den Frieden zu erhalten. | 

Eben diese Situation hat der päpstliche Stahl, wie uns 
scheint, keineswegs in gehöriger Weise gewärdigt. Die Oppo- 
sition der Stände wird in der Entgegnung desselben als etwas 
ganz Unerhebliches, weil Unberechtigtes, behandelt und die Lage 
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der Regierung so betrachtet, als ob es nichtsdestoweniger in - 
ihrem freien Belieben stehe und darum auch ihre Pflicht sei, 
den Vertrag zu vollziehen. Und doch ist es einleuchtend, dass 
mit einem Versuche, den Widerstand der Kammern als unbe- 
rechtigt darzustellen, die Thatsache des Widerstandes selbst nicht - 
beseitigt werden kann. Ein solcher Versuch ist nach dem jetzi- 
gen Stand der Sache ein völlig unfruchtbares Unternehmen, 
wesshalb die grossh. Regierung sich in ihrer Denkschrift darauf 
beschränkt hat, jene Thatsache und ihre unabweisbaren Folgen 
zu konstatiren. Eine Zumuthung an die grossh. Regierung, den 
Vertrag .auch jetzt noch und gegen den ausgesprochenen Willen 
der Stände zu vollziehen, .lässt sich nur durch Misskennung der 
konstitutionellen Verhältnisse und der wahren Stimmung des 
Landes erklären. Einem solchen Ansinnen könnte nur dadurch 
entsprochen werden, dass die grossh. Regierung an die Stelle 
des konstitutionellen Rechts die Gewaltthätigkeit setzt und damit 
Gefahren für Staat und Kirche heraufbeschwört, die der päpst- 
liche Stuhl im gegenwärtigen Augenblick am allerwenigsten unter- 
schätzen und deren Abwendung ihm unseres Erachtens nicht 
minder als der grossh. Regierung am Herzen liegen sollte. Oder 
war denn der päpstliche Stuhl im Stande, der grossh. Regierung 
irgend einen rechtlich zulässigen Weg anzudeuten, der Aussicht 
zeigte, die Konventien trotz des Widerspruchs der Kammern in 
Ausführung zu bringen? Keineswegs! Wir finden in der päpst- 
lichen Deduktion keine Spar einer solchen Andeutung. Eben 
darum: hätte die grossh. Regierung erwarten dürfen, dass der 
päpstliche Stuhl die faktische und rechtliche Unmöglichkeit des 
Vollzugs anerkennen werde. 

Wem aber der päpstliche Stuhl die Macht der Verhältnisse 
nicht berücksichtigen wollte, so müsste sich die grossh. Regierung 
auf den Standpunkt des strengen Rechtes stellen. Sie kann von 
"diesem ‚ötandpunkte aus nur wiederholen und muss ungeachtet 
der Einwürfe des päpstlichen Stuhls darauf beharren, dass der 
Nichtvollzug des. Vertrags wegen der eingetretenen Hindernisse 
keine Thatsache ist, welche dem Inhalt des Vertrags widerstrei- 
tet, dass vielmehr unter den obwaltenden Verhältnissen nach der 
Konvention selbst keine Rechtspflicht muehr besteht, den Vertrag 
zuı vollziehen. 

Wenn es auch vollkommen richtig ist, dass die Konvention 
als Ganzes betrachtet nicht an die Zustimmung der Kammern 
gebunden wurde, so kann doch nicht widersprochen werden, dass 
die Ratifikationsarkunde Sr. Königl. Hoheit des Grossherzogs die 
ständische Zustimmung zum Vollzuge aller derjenigen Punkte 
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vorbehalten hat, welche in die Gesetzgebung eingreifen, ohne 
dass dieser Vorbehalt auf bestimmte einzelne Punkte beschränkt 
worden ist. 

Nach der unzweifelhaften Absicht dieses Vorbehalts sollte 
- die grossh. Regierung von dem Vollzug der betreffenden Punkte 
entbunden sein, falls die Landstände auf die vorgeschlagenen 
Gesetzänderungen nicht eingehen, und nach den klaren Worten, 
welche jener Vorbehalt gebraucht, war die Möglichkeit nicht 
ausgeschlossen, dass jenes Erforderniss alle wesentlichen Be- 
stimmungen der Konvention umfasst, so dass im Hinblick auf 
diese durch die Ratifikationsurkunde gegebene Möglichkeit wenig- 
stens ein erheblicher und praktischer ‚Unterschied zwischen die- 
sem Vorbehalte und dem Vorbehalt der ständischen Zustimmung 
zum Vertrag im Allgemeinen nicht besteht. 

Der päpstliche Stuhl beruft sich auf die Erklärung der Be- 
vollmächtigten, um zu beweisen, dass jener Vorbehalt nur einige 
wenige Punkte vor Augen gehabt habe, und in der That haben 
wohl auch Se. Königl. Hoheit der Grossherzog, gestützt auf die 
Ansicht Seiner Räthe, Selbst nicht erwartet, dass die ständische 
Zustimmung in der Ausdehnung, wie es geschehen, werde in 
Anspruch genommen werden. Nichtsdestoweniger widerstreitet 
es den ersten Grundsätzen der Auslegung, jenem Vorbehalt eine 
so bedeutungsvolle Beschränkung zu unterschieben, die nicht 
entfernt in seinen Worten gefunden werden kann. 

Die Ratifikation eines Vertrags ist ein besonderer und selbst- 
ständiger Akt, welcher den Zweck hat, auszusprechen, ob, in- 
wieweit und in welcher Weise der eigentliche Kontrahent die 
Handlungen der Bevollmächtigten gutheisse, und Alles, was in 
der Ratifikation seine Bestätigung nicht findet, kann auch nicht 
als Gegenstand einer vertragsmässigen Zusage angesehen werden. 
Der Sinn und die Bedeutung der Ratifikationsurkunde kann nicht 
aus den vorangegangenen Erklärungen der Bevollmächtigten ent- 
“ nommen werden, sondern umgekehrt ist die Wirksamkeit und 
die Bedeutung der Handlungen des Bevollmächtigten nach den 
Worten der Ratifikationsurkunde zu bemessen. Wenn also der 
Vorbehalt der Ratifikation ein unbeschränkter ist, so können 
keine Beschränkungen hineingelegt werden, welche die Bevoll- 
mächtigten oder der Gegenkontrahent etwa im Sinn gehabt haben. 
Die Verbindlichkeiten eines Vertrags können überhaupt nur aus 
der Verfassungsurkunde, nicht aber aus vorangegangenen Reden 
beurtheilt werden. 

Hierbei kommt noch weiter in Betracht, dass es völlig un- 
zulässig und nutzlos gewesen wäre, eine vertragsmässige Garantie 
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dafür zu übernehmen, dass nur gewisse einzelne und keine wei- 
tere Punkte in das Gebiet der Gesetzgebung eingreifen, weil ja 
die grossh. Regierung diese Frage nicht für sich allein endgiltig 
entscheiden, sendern die Entscheidung im Falle eines Zwiespalts 
nur dem yerfassungsmässigen Wege anheimgeben konnte. Eben 
darum musste es vermieden werden, eine Zusage zu machen, 
deren Erfüllung gar leicht eine Unmöglichkeit werden konnte. 

Die Erklärung der Bevollmächtigten hat demnach wohl eine 
moralische, aber keine Rechtspflicht irgend einer Art begründet 
und die grossh. Regierung hat, was ihr moralisch oblag, redlich 
erfüllt. Nachdem aber ihr Bemühen ohne Erfolg geblieben ist, 
fehlt es an der Voraussetzung, unter welcher sie zum Vollzuge 
verpflichtet ist, und es kann sie kein Vorwurf treffen; wenn der 
Vollzug unterbleibt. ' 

Mag der päpstliche Stahl immerhin behaupten, es sei seinen 
Grundsätzen entgegen, einen solchen Vertrag von der Zustim- 
mung der Kammern abhängig zu machen; es lässt sich damit die 
Thatsache nicht beseitigen, dass er die grossh. Regierung wenig- 
stens von dem Vollzug des Vertrags im voraus entbunden hat, 
soweit dessen Bestimmungen in die Gesetzgebung eingreifen und 
die Zustimmung der Stände zur Abänderung der Gesetze nicht 
zu erhalten ist. 

Wenn nun die grossh. Regierung bei dieser thatsächlichen 

und rechtlichen Lage der Sache den Weg der Gesetzgebung be- 
treten hat, um die Bestimmungen der Konvention so weit als 
nur immer möglich auf diesem Wege in Vollzug zu setzen, so 
könnte ihr nur eine höchst einseitige und befangene Auffassung 
die Absicht tinterstellen, die der Kirche gebührenden Rechte 
schmälern zu wollen. Sie ist in der Anerkennung dieser Rechte 
so weit gegangen, als sie nur irgend Aussicht auf Zustimmung 
der Stände gewinnen konnte, und diese haben inzwischen die 
ihnen vorgelegten Gesetzentwürfe mit eminenter Majorität, näm- 
lich. in beiden Kammern mit allen gegen 5 Stimmen gebilligt, 
ohne irgend Etwas zum Nachtheil der Kirche daran abzuändern, 
wovon sieh der päpstliche Stuhl durch den beigefügten Abdruck 
der Kammerbeschlüsse überzeugen wird. 
Es ist nun die Aufgabe der grossh. Regierung, diese Gesetze 
als ein Werk des gemeinsamen Willens der Regierung und des 
Volkes zu verkünden und, so weit nöthig, gemeinschaftlich mit 
der Kirchengewalt in Vollzug zu setzen. 

Der päpstliche Stuhl hat jedoch, abgesehen von dem Inhalt 
der Gesetze, gegen das Recht des Staates, im Wege der Gesetz- 
gebung die Grenzen der Kirchengewalt zu bestimmen, überhaupt 
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Verwahrung eingelegt, weil schon dadurch die Freiheit und Un- 
abhängigkeit der Kirche verletzt werde. 

Dieser prinzipielle Standpunkt des päpstlichen Stuhles, wel- 
cher die Folge in sich trägt, dass die. Kirchengewalt die Staats- 
gesetze nur insoweit anzuerkennen verbunden sei, als gie es mit 
den Gesetzen der Kirche vereinbarlich hält, ist in den Kammern 
ein Hauptgegenstand des Angriffs gewesen, und hat durch die 
Gesetzgebung allerdings keine Billigung gefunden, die grossh. 
Regierung musste ihn vielmehr mit der Konvention selbst auf- 
geben, und kann eben darum mit dem päpstlichen Stuhle über 
dieses Prinzip nicht weiter rechten. Sie glaubt jedoch, dass in 
der Thatsache der gesetzlichen, d. h. von der Regierung ‘und 
dem Volke gemeinschaftlich ausgesprochenen Anerkennung der 
Selbständigkeit und Freiheit der Kirche nur insofern ein Grand 
zur Beschwerde für die Kirchengewalt gefanden werden könnte, 
als die Ansprüche derselben, welche in der Konvention ihren 
Ausdruck gefunden haben, durch die Gesetzgebung wesentlich 
verkümmert worden wären. 

Ueber diesen Punkt aber hat sich die Antwort des päpstlichen 
Stuhles in keine nähere Erörterung eingelassen und die grossh. 
Regierung bedauert es ganz besonders, dass ihr dadureh die 
Möglichkeit abgeschnitten ist, etwaige Zweifel und Bedenken des 
päpstlichen Stuhles zu beseitigen. 

Sie muss dieses um so mehr bedauern, als der Hr. Ersbi- 
schof in Freiburg, welcher in einer Denkschrift die Gesetze in 
dieser Richtung einer Kritik unterworfen hat, nur durch völlige, 
fast unbegreifliche Verkennung des Sinnes und der Bedeutung 
jener Entwürfe zu behaupten vermochte, dass die Rechts der 
Kirchengewalt im Vergleich zu dem Inhalt der Konvention in 
wesentlichen Punkten beeinträchtigt worden seien. Jene Miss- 
deutungen sind so in die Augen fallend, dass selbst die wenigen 
Anhänger der Konvention in der Ständerersammiung ausser Stand 
waren, den Inhalt der Denkschrift. za adoptiren und zu vertäei-' 
digen. In der That konnte zur Rechtfertigung der Sehritte der 
grossh. Regierung nichts kräftiger beitragen, als dieser Angrif 
des Hrn. Erzbischofs auf die den Kammern gemachte Vorlage, 
und die grossh. Regierung lebt in der festen Ueberzeugung, dass 
der päpstliche Stuhl bei eingehender Beurtheilung des Einzelnen 
würdiger und gerechter geblieben wäre. s 

Er würde es natürlich finden, dass die grossh. Regierung 
die Bestimmungen der Konvention in demjenigen Sinne zur An- 
wendung gebracht hat, welcher ihnen nach den eigenen früheren 
Erklärungen der grossh. Regierung zum Grunde liegt. Er würde 
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der grossh. Regierung nicht zumuthen, jene Bestimmungen der 
Konvention, die anerkannter Maassen ohne ständische Zustim- 
mung nicht in’s Leben treten können und nach dem klar aus- 
gesprochenen Willen der Stände niemals deren Billigung gefunden 
hätten, wie z. B. die Gerichtsbarkeit in Ehesachen, dennoch in 
den Entwurf aufzunehmen. Wie aber alsdann noch eine erheb- 
liche Beschwerde über den Inhalt der Gesetze sollte anfgestellt 
werden können, vermögen wir nicht einzusehen, und es wäre 
der grossh. Regierung eben desshalb erwünscht gewesen, hier- 
über die Ansichten des päpstlichen Stuhles kennen zu lernen. 
Derselbe hat sich jedoch darauf beschränkt, hervorzuheben, dass 
die Strafgesetze wegen Missbrauchs des geistlichen Amtes ver- 
letzend und kränkend für die Geistlichkeit seien. 

Die grossh. Regierung hat eine Beschwerde über diesen Ent- 
wurf so wenig für möglich gehalten, dass es ihr nicht einmal 
der Mühe werth schien, dem päpstlichen Stuhle ein Exemplar 
desselben zu übersenden. Abgesehen davon, dass dieser Ent- 
warf der Konvention gar nicht entgegen ist, und dass die grossh. 
Regierung auch beim Vollzuge der Konvention zur Erlassung 
eines solchen Gesetzes berechtigt und veranlasst war, handelt 
es sich dabei nur um solche Bestimmungen, die in vielen an- 
deren, namentlich in katholischen Staaten, längst Rechtens sind, 
und es hat sich von Seiten der protestantischen Geistlichkeit, 
obwohl sie natürlich diesem Gesetze ebenfalls unterworfen ist, 
auch nicht eine Stimme dagegen erhoben. 

Nachdem der Staat sich aller Gewalt über die Geistlichkeit 
entäussert hat, ist es in der That kaum möglich, von ihm noch 
ausserdem zu verlangen, dass er der Geistlichkeit das Privile- 
gium einräume, in Ausübung und unter dem Schutze eines hei- 
ligen Amtes Gesetz und Obrigkeit anzugreifen und das Vertrauen 
des Volkes zu der Regierung, sowie die Achtung vor dem Ge- 
setze ungehindert zu untergraben. Nimmt man aber ein solches 
Privilegium nicht in Anspruch, giebt man zu, dass das geist- 
liche Amt zu solchen Zwecken nicht missbraucht werden darf, 
so ist schwer zu begreifen, wie man der Staatsgewalt verargen 
kann, dass sie das einzige ihr zu Gebot stehende Mittel, sich 
gegen solche Angriffe zu schützen, nämlich die Androhung von 
Strafen, angewendet hat. Es ist nicht eine feindselige Gesinnung 
gegen die Geistlichkeit, sondern das Recht der Nothwehr gegen 
die Wiederholung solcher, seit dem Kirchenstreite nicht selten 
erlebter Angriffe, wa3 die grossh. Regierung zu ihrem eigenen, 
innigsten Bedauern genöthigt hat, für die Zukunft ein solches 
Vorgehen abzuhalten. Die Anwendung des Gesetzes liegt in der 
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Hand unabhängiger und unparteiischer Gerichtshöfe, und von 
einer Gefahr für die Geistlichkeit, dass sie in ihrem Amte ver- 
folgt und beeinträchtigt werde, kann hier keine Rede sein. 

Die grossh. Regierung glaubt desshalb, dass der päpstliche 
Stuhl, wenn er auch die Form der Gesetzgebung dem Prinzip 
nach nicht anzuerkennen vermag, dennoch bei genauer und un- 
befangener Würdigung des Inhalts der Gesetze anerkennen wird, 
dass die Stellung, welche die Kirche dadurch erlangt, nicht nur 
eine ungleich günstigere ist, als nach der bisher noch in Kraft 
stehenden Gesetzgebung, sondern auch, dass diese Stellung den 
durch die Konvention angestrebten Rechten in allen wesentlichen 
Punkten gleichkommt, und dass desshalb die Gesetze vollständig 
die Möglichkeit eines friedlichen Verhältnisses zwischen Staat 
und Kirche bieten. 

Die grossh. Regierung ist auf den Grund dieser Gesetze be- 
reit, der Kirchengewalt in der versöhnlichsten Weise Alles zu 
gewähren, was irgend mit denselben vereinbar und in der Kon- 
vention zugesagt worden ist. Sie kann mit dem redlichen Bewusst- 
sein, in den reinsten Absichten gehandelt zu haben und ferner 
zu handeln, die Hoffnung nicht aufgeben, dass auch der päpstliche 
Stuhl diese Tieberzeugung gewinnen und darnach handeln werde. 


_- m 


111. 


Vorläufige Vebereinkunft zwischen der Grossherzoglich Hessi- 
schen Regierung und .dem Bischof von Mainz in Betreff der 
Regelung der Verhältnisse des Staats zur katholischen Kirche. 


I. Pfründenbesetzung. 1) Der Bischof von Mainz wird die 
im Umfange des Grossherzogthums dermalen befindlichen katho- 
lischen Kirchenpfründen mit Vorbehalt der unter Pos. 2 zu be- 
zeichnenden Ausnahmen und abgesehen von denjenigen Kirchen- 
ämtern, hinsichtlich welcher die Bulle „Ad Dominici Gregis 
custodiam* ein anderes Verfahren anordnet, oder zu welchem 
einem Dritten ein auf canonischer Erwerbsart beruhendes Patro- 
natrecht zusteht, selbstständig besetzen. Der Bischof wird jedoch 
seine Ernennung zu den Kirchenpfründen vor deren Veröffentli- 
chung und vor Ertheilung der canonischen Institution der Gross- 
herzoglichen Staatsregierung vorlegen, um diese in den Stand zu 
setzen, etwaige Anstände, welche gegen einen Ernannten in bür- 
gerlicher oder politischer Hinsicht obwalten sollten, ehe die In- 
vestitur erfolgt, geltend zu machen. Dagegen wird die Gross- 
herzogliche Staatsregierung, deren Absicht es nicht sein kann, 
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. das bischöfliche Ernennungsrecht in Frage zu stellen oder zu 
beeinträchtigen, dem Bischof, wenn gegen einen Ernannten Be- 
denken erhoben werden, die in bürgerlicher oder politischer Be- 
ziehung vorliegenden Anstände nicht vorenthalten, sondern mit 
demselben hierüber in Benehmen treten. — Sollte die Regierung 
innerhalb Monatsfrist nach geschehener Anzeige von der stattge- 
füandenen Ernennung keine Erklärung abgeben, so wird angenom- 
men, dass keine Anstände entgegenstehen. Bei denjenigen Kir- 
chenpfründen, zu welchen einem Dritten das Präsentationsrecht 
zusteht, wird dasselbe Verfahren eintreten. — 2) Die beiden ka- 
tholischen Pfarreien zu Darmstadt und die katholische Pfarrei 
zu Giessen bleiben dem Patronat Sr. Königl. Hoheit des Gross- 
herzogs vorbehalten. Es ist jedoch die Absicht der Grossher- 
zoglichen Staatsregierung, auch bei diesen Stellen in Erledigungs- 
fällen der Präsentation ein Benehmen mit dem Bischof voraus- 
gehen zu lassen. 

II. Prüfungen. 1) Das Recht des Bischofs, die Candidaten 
der Theologie für die Aufnahme in das bischöfliche Seminar einer 
von ihm einzurichtenden und zu leitenden Prüfung zu unterstellen; 
wird anerkannt. — So lange hinsichtlich der theologischen Stu- 
dien die dermalige Einrichtung besteht, wird der Bischof in der 
Regel nur solche Jünglinge in die mit dem Seminar verbundene 
theologische Lehranstalt aufnehnien, welche die sogenannte Ma- 
turitätsprüfung mit Erfolg bestanden haben. Hiervon wird der 
Bischof nur ans besonderen Gründen, wie namentlich etwa in 
Fällen, wo sich Personen, die bereits in vorgerückten Lebensjah- 
ren stehen, dem geistlichen Stande widmen wollen, Ausnahmen 
eintreten lassen, nachdem er sich von der erforderlichen allge- 
meinen Bildung des betreffenden Candidaten überzeugt haben 
wird. — Sollte ein Seminarium puerorum errichtet werden, so 
wird die Grossherzogliche Staatsregierung wegen dieses Punctes 
ein weiteres Benehmen mit dem Bischof zum Zwecke einer Ver- 
ständigung eintreten lassen. — 2) .Ebenso wird das Recht des 
Bischofs, die Geistlichen, nachdem sie aushülfsweise im Seelsor- 
gerdienst verwendet worden, für definitive Uebertragung von Kir- 
chenäntern selbsständig zu prüfen, anerkannt. | 

IN. Diseiplinargerichtsbarkeit über die Geistli- 
chen. — Der Bischof wird die kirchliche Gerichtsbarkeit über 
die Oleriker bezüglich ihrer priesterlichen Aufführung und Ver- 
waltung ihrer kirchlichen Aemter unter Vorbehalt des canonischen 
Recurses, ausüben und zu diesem Behufe ein geistliches Diöcesan- 
gericht an seinem Sitze fernerhin bestehen lassen. 

IV. Seminaria puerorum. Will der Bischof eigene Se- 
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minaria puerorum nach den vom Concilium von Trient vorge- 
schriebenen Normen errichten, so steht ihm dieses frei. Die 
Staatsregierung übt in diesem Falle nur das Inspectionsrecht. 

V. Tischtitel.e Der Bischof weiht auf die bestehenden 
kirchlichen Titel hin. Derselbe wird der Grossherzoglichen Staats- 
regierung darüber Anzeige erstatten, welche Candidaten durch 
Empfang der höheren Weihen bleibend in den geistlichen Stand 
eingetreten sind. 

VI. Religionsunterricht. Die Leitung und Ueberwachung 
des katholischen Religionsunterrichts an den öffentlichen Schulen 
jeder Art kommt dem Bischof zu. 

VI. Verhältniss zu den Lehrern der katholisch- 
theologischen Facultät der Universität. Für den Fall, 
dass beabsichtigt wird, die katholisch-theologische Facultät wie- 
‘der in Wirksamkeit treten zu lassen, und mit derselben ein hö- 
heres Convict zu verbinden, bleibt vorgängige Vereinbarung zwi- 
schen der Grossherzoglichen Staatsregierung und dem Bischof 
vorbehalten, sowohl über das Verhältniss des Bischofs zu den 
Lehrern der Facultät, wie zu dem Convicte. 

VII. Placetum regium. Kirchliche Anordnungen, welche 
nicht in staatliche oder bürgerliche Verhältnisse eingreifen, son- 
dern sich auf rein kirchliche Gegenstände beziehen, bedürfen 
keines Placet. Wo indessen solche. Anordnungen für die Staats- 
regierung von Wichtigkeit oder besonderem Interesse sind, hat 
diese das Vertrauen, dass der Bischof ihr solche zur Kenntniss- 
nahme mittheilen werde, welchem Vertrauen der Bischof bereit- 
willig entsprechen wird. Bei allen, politische oder bürgerliche 
Verhältnisse berührenden Anordnungen wird der Bischof vorher 
mit der Grossherzoglichen Staatsregierung jedesmal besondere 
Verhandlungen pflegen und nicht anders als in gemeinschaftli- 
chem Einverständnisse mit ihr vorschreiten. Auch wird der Bi- 
schof nicht verabsäumen, in seinem Erlasse jenes stattgehabten 
Einverständnisses stets ausdrücklich zu erwähnen. 

IX. Kirchliche Anordnungen des Cultus. Anordnun- 
gen, welche hinsichtlich der Feier des Cultus, sowie zur Er- 
weckung, Entwicklung und Kräftigung des kirchlichen Lebens 
überhaupt erlassen werden sollen, trifft der Bischof selbstständig, 
sofern nicht nach Pos. VIII. ein Einverständniss mit der Staats- 
regierung erforderlich erscheint. 

X. Klösterliche Vereine. Da die Grossherzogliche Stasts- 
regierung beabsichtigt, über diesen Gegenstand, ehe eine be- 
stimmte Festsetzung erfolgt, noch nähere Erkundigungen einzu- 
ziehen, um alsdann mit dem Bischof zum Behufe' einer Verstän- 
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digung in weitere Verhandlung zu treten, so wird von einer 
alsbaldigen Regelung des fraglichen Gegenstandes Umgang ge- 
nommen, wobei der Bischnf, unter Bezugnahme auf die von ihm 
zu dem Vertrage zwischen der königlich württembergischen Re- 
gierung und dem Bischof von Rottenburg hinsichtlich dieses 
Punctes gemachten Bemerkungen, das Vertrauen hegt, dass die 
Entschliessung der Grossherzoglichen Staatsregierung in einer 
seinen Anträgen günstigen Weise ausfallen werde. 

Xl. Kirchliche Censuren. Dem Bischof steht es zu, 
gegen Laien, welche sich Uebertretungen kirchlicher Satzungen 
schuldig machen, kirchliche Censuren, jedoch ohne Verhängung 
bürgerlicher Folgen, anzuordnen. 

Xll. Verkehr mit dem heiligen Stuhle. Der Verkehr 
mit dem heiligen Stuhl in kirchlichen Angelegenheiten ist für 
Bischof, Clerus und Laien frei. 

XUl. Besetzung des bischöflichen Stuhls und der 
Canonicate. In Betreff der Besetzung des bischöflichen Stuhls, 
der Canonicate und Dompräbenden bleibt es bei dem mit dem 
heiligen Stahle nach dem Inhalte der Bulle „Ad Dominici Gregis 
castodiam* vereinbarten Verfahren. 

XIV. Bestellung von Generalvicar, Räthen und 
Assessoren. des Ordinariats und Landdecanen. Der Bi- 
schof wird seinen Generalvicar, sowie die Räthe und Assessoren 
des Ordinariats und die Decane selbstständig ernennen, jedoch 
von den Ernannten der Grossherzoglichen Staatsregierung An- 
zeige machen. Sollten sich gegen einen Ernannten Anstände in 
bürgerlicher oder politischer Hinsicht ergeben, so bleibt es der 
Staatsregierung vorbehalten, hierüber mit dem Bischof, unter 
Mittheilung der Gründe, zum Zwecke der geeigneten Maassnahme 
in Benehmen zu treten. 

XV. Bisthums-Dotation. Die Grossherzogliche Staats- 
regierung erkennt die: Verbindlichkeit zur realen Dotation des 
Bisthums an und sagt baldmögliche Erfüllung zu. Sie sieht sich 
indessen ausser Stand, einen festen Termin im Voraus zu be- 
stimmen, indem die dermalige Finanzlage des Staates eine sofor- 
tige Höherstellung der realen Dotation nicht gestattet, ohnehin auch 
die Mitwirkung der Landstände zur Ausführung erforderlich ist. 

XVI Verwaltung des Kirchenvermögens. Ueber die 
bezüglich der Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens zu 
treffenden Einrichtungen bleibt besondere Vereinbarung zwischen 
der Grossherzoglichen Staatsregierung und dem Bischof vorbe- 
halten. Hierbei sell von dem Grundsatze ausgegangen werden, 
dass einerseits dem Bischof die obere Aufsicht und Leitung dieser 
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Verwaltung zukomme, andererseits aber der Grossherzoglichen 
Regierung die erforderliche Einwirkung gesichert werde, theils 
um die Kirche, so weit nöthig, zu unterstützen, theils um sich 
darüber zu verlässigen, dass das Kirchenvermögen auch wirklich 
gehörig verwaltet, seiner Bestimmung gemäss verwendet und in sei- 


ner Substanz erhalten wird. Zu dem Ende wird die Grossherzogliche 


Staatsregierung alsbald mit dem Bischof in Benehmen treten. 
XVll. Schulwesen. Bei der Menge und Wichtigkeit der 
hierher gehörigen Fragen, die einer sorgfältigen Erwägung und 
Erörterung bedürfen, muss vorerst eine bestimmte Vereinbarung 
über diesen Gegenstand ausgesetzt bleiben. Gleichwie indessen 
die Grossherzogliche Staatsregierung, welche nicht verkennt, dass 
das ganze Schulwesen und namentlich die Volkschule vom Geiste 
des positiven Christenthums durchdrungen sein und eben darum 
auch der Kirche ein wesentlicher Einfluss hierauf zustehen müsse, 
bisher schon den in dieser Hinsicht in mehreren Fällen kundge- 
gebenen Wünschen des Bischofs mit Wohlwollen entgegen ge- 
kommen ist, so wird dieselbe auch fernerhin und bis zu einer 
Abänderung der bestehenden Schulorganisation allen Wünschen und 
Erinnerungen des Bischofs, welche die Sicherstellung der Schulen 
vor unkirchlichen und sittenverderblichen Einflüssen bezwecken, 
jede nur thunliche Berücksichtigung zu Theil werden lassen. 
XV1I. Allgemeine Bestimmungen. Die bisherigen Be- 
stimmungen über die Stellung der katholischen Kirche zum Staate, 
welche mit obigen Vereinbarungen im Widerspruche stehen, tre- 
ten ausser Wirksamkeit. 
Zur Festhaltung der vorstehenden vorläufigen Uebereinkunft 
verpflichten sich, Darmstadt und Mainz, den 23. August 1854: 
Namens der (irossh. Regierung vermöge Allerhöchster Ent- 
schliessung Seiner Königlichen Hoheit vom 22. August 1354, der 
Präsident des Grossh. Ministeriums des Innerm (unterz.) v. Dal- 
wigk. Der Bischof von Mainz (unter) } Wilhelm Emanael 
Freiherr v. Kettler. 


IV. 

Circular-Erlass des K. Preuss. Ministers für die landwirthechaft- 
lichen Angelegenheiten vom 21. August 1860, betrefiend die 
(Aus Nr. 208 des Staatsanzeigers vom 4 September 1860.) 

Es ist za meiner Kenntaiss gelangt, dass Zweifel darüber 
obwalten, ob bei der Zerstückelung patronatsberechtigter Güter 
die Patroaatsverkältaisse mach den Vorschriften des Gesetzes vom 
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3. Januar 1845!) zu reguliren sind oder nicht? In Folge dessen 
eröffne ich der Königlichen Regierung, dass das Patronat ein 
Institut des Öffentlichen Rechtes ist, dass also die Patronats- 
pflichten in der Regel die Natur öffentlicher Lasten haben und 
dass mithin die Bestimmung des 8. 7, Nr. 1 jenes Gesetzes?) dar- 
auf Anwendung findet. 

Da die anderweite Ordnung der durch eine Dismembration 
berührten Patronatsverhältnisse einerseits mit besonderen Schwie- 
rigkeiten verbunden und andererseits von grosser Wichtigkeit für 
die Erhaltung der Kirchen, Pfarren und Schulen ist, so empfehle 
ich der Königlichen Regierung, der zweckmässigen Regulirung 
dieser Angelegenheiten eine vorzugsweise Aufmerksamkeit vor- 
kommenden Falles zuzuwenden. 

Deshalb ist zunächst dafür zu sorgen, dass den unmittelbaren 
Vertretern der Kirchen, Pfarren und Schulen durch ihre recht- 
zeitige Zuziehung zu dem Regulirungsverfahren in Gemässheit des 
$&, 9 1. c.?) hinlängliche Gelegenheit geboten wird, mit den Trenn- 
stücksbesitzern Vereinbarungen über die ihnen geeignet erschei- 
nende Art der neuen Ordnung der Patronatsverhältnisse zu treffen, 
oder im Mangel einerVereinigung ihre bezüglichen Anträge zu stellen. 

Wenn ein Vergleich zu Stande kommt, so ist zu demselben 
die Genehmigung der geistlichen Oberen einzuholen und sobald 
die letztere ertheilt worden ist, wird die Königliche Regierung 
ohne Weiteres annehmen dürfen, dass das Abkommen der Ver- 
fassung nicht entgegen und dass dadurch die nachhaltige Ent- 
richtung der Patronatslasten gesichert ist. Ein solches Abkom- 
men wird daher nach $. 18 l.c. ohne ferneren Anstand bestätigt 
werden können. 

Hat eine Vereinigung der Betheiligten nicht stattgefunden, 
so ist auch dann eine Erklärung der geistlichen Oberen über den 
Entwurf zum Regulirungsplane vor dessen Festsetzung zu er- 
bitten, damit die Königliche Regierung in- den Stand gesetzt 


!) Gesetz, betreffend die Zertheilung von Grundstücken und die Grün- 
dung neuer Ansiedelungen, v. 3. Januar 1845 (G.-S. 1845. Nr.2535. 8.25.). 

2) Hiernach darf die Abschreibung der Trennstücke im Hypotheken- 
buche, sowie deren Uebertragung auf ein anderes Folium und die Be- 
richtigung des Besitztitels für die Trennstückserwerber in allen Fällen 
erst dann geschehen, wenn zuvor die auf dem dismembrirten Grundstücke 
haftenden, oder in Rücksicht auf dessen Besitz zu entrichtenden Abgaben 
und Leistungen, welche die Natur: öffentlicher Lasten haben, einschliess- 
lich der aus dem Gemeinde-, Kirchen-, Pfarr- oder Schulverbande ent- 
springenden, oder sonstigen Korporations- und Sozietätslasten definitiv 
oder interimistisch vertheilt sind. 

®) Bei der Regulirung müssen ausser den Contrahenten auch die 
sonst Betheiligten (namentlich die Kirche, Pfarre, Schule, Gemeinde) mit 
ihren Erklärungen gehört werden. 
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wird, bei Ihrer Entscheidung die sich widersprechenden Anträge 
der Interessenten ausreichend zu beurtheilen. 

Da ein grosser Theil der Patronatslasten sich auf Dienste 
oder andere in Handlungen bestehende Leistungen zurückführen 
lässt, so muss insoweit die Vorschrift der $8. 13 und 14 des Ge- 
setzes vom 3. Januar 1845*) beobachtet werden. Insbesondere 
aber kömmt es darauf.an, dass unter allen Umständen die nach- 
haltige Erfüllung der Patronatslasten gesichert, dass damit eine 
möglichst einfache Art der Erhebung derselben in Verbindung 
gebracht und dass die nöthige Vorkehrung gegen die Ueberbür- 
dung einzelner Trennstücksbesitzer im Vergleiche mit anderen 
getroffen wird. 

Es versteht sich übrigens von selbst, dass die bei der Regu- 
lirung entstehenden und durch eine Vereinbarung der Bethei- 
hgten nicht zu beseitigenden Streitigkeiten über die Existenz, 
den Umfang und die Art der Patronatsrechte und Lasten zufolge 
$8. 577, 709 und 710 Tit. 11. Thl. DU. A. L.-R., sowie $. 20 
des Gesetzes vom 3: Januar 1845 der richterlichen Entscheidung 
vorzubehalten sind, und dass in dieser Beziebung nur in drin- 
genden Fällen ein Interimistikum durch den Regulirungsplan fest- 
gesetzt werden darf. Berlin, den 21. August 1860. 

Der Minister für die landwirthschaftlichen Angelegenheiten. 

Graf von Pückler. 


— 


4) 8.13 a. a. U. bestimmt: „Sollte bei einer Vertheilung von Hand- 
oder Spanndiensten oder anderen in Handlungen bestehenden Leistungen 
nach dem im $. 12 bestimmten Verhältnisse [d.h. nach dem Verhältnisse 
des Ertragswerths oder Flachenraums] die nachhaltige Erfüllung dieser 
Verpflichtungen nicht genügend gesichert sein, so müssen die Besitzer 
der einzelnen Theile des Grundstücks — vorbehaltlich der unter ihnen 
zu treffenden Ausgleichung — jeder andern als nothwendig sich ergeben- 
den Vertheilungsart sich unterwerfen. In solchem Falle kann die ganze 
Verpflichtung selbst einem Theilstücke aussschliesslich auferlegt werden. 
Dies muss geschehen, wenn die Dienste oder Leistungen ihrer Natur 
nach untheilbar sind.“ - 

8.14: „Kann die nachhaltige Erfüllung der Verpflichtung zu Diensten 
oder anderen Leistungen (8. 13) weder durch eine Vertheilung auf die 
einzelnen Trennstücke, noch dadurch gesichert werden, dass die Ver- 
ptlichtung einem der Theilstücke ausschliesslich auferlegt wird, so muss 
die Verpfichtung in Dienste oder Leistungen anderer Art, oder in eine 
Geldabgabe verwandelt und deren Vertheilung nach der Vorschrift des 
$. 12 bewirkt werden.“ 

„Was nach diesen Bestimmungen von den Besitzern der einzelnen 
Theilstücke geleistet werden muss, ist zur Beschaflung der wegfallenden 
Dienste oder Leistungen zu verwenden. Sind die Dienste oder Leistungen 
nur dann zu beschafien, wenn sie von den übrigen gemeinsam Verpflich- 
teten übernommen werden, so können diese hierzu gegen Ueberweisung 
2; von den Besitzern der Theilstücke zu leistenden Ersatzes angehalten 
werden.“ 


——— 
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Das kanonische und kirchenrechtliche Studium sonst 
und jetzt in Italien, Frankreich, in den Niederlanden, 
Belgien und Deutschland. 

Eine literarische Skizze. 

Von 


Dr. H. F. Jacobson, 
ord. Prof. der Rec.ıte in Königsberg. 


Das kanonische Recht (ius canonicum), das ist alles 
Recht, welches von der Kirche ausgeht, ohne Rücksicht auf 
den Inhalt, mag dieser sich auf rein religiöse, auf bürger- 
liche oder auf gemischte Institute beziehen, und das Kir- 
chenrecht (ius eöclesiasticum), das ist das Recht, welches 
sich auf die Religion und andere Objecte kirchlicher Natur 
beschränkt, gleichviel ob dasselbe von Organen der Kirche 
oder des Staats ins Leben gerufen ist, nimmt neben dem 
bürgerlichen, weltlichen Rechte (ius eivile im weitern 
Sinne), welches die Angelegenheiten des Staats und die Ci- 
vilverhältnisse regelt, eine eigene und selbstständige Stelle 
ein und bildet mit diesem zusammen.die Entscheidungsnorm 
für das gesammte Rechtsgebiet. 

Seit der Christianisirung der Völker und -der Reception 
der Kirche mussten canones (ius divinum, lex christiana, 
catholica) und leges (ius humanum, lex civilis, terrena, mun- 
dana) sich in der mannigfachsten Art durchdringen und Rich- 
ter der Kirche wie des Staats auf beide Rücksicht nehmen. 
Justinian verordnete, wie seine christlichen Vorgänger, die 
Befolgung der kirchlichen Gesetze und legte ihnen gleiche 
Autorität mit den bürgerlichen bei. In Bezug auf die von 
Klerikern einzugehenden Ehen erklärte er im Jahr 530 in ' 
der c. 45 Cod. de episcopis et clerieis (I, 3): | 

„— Sacros canones non minus, quam leges, valere 
etiam nostrae volunt leges: sancimus obtinere in illis 
et quae sacris visa sunt canonibus, perinde ac si ci- 
vilibus inscriptum esset legibus...“ 
und mit Rücksicht auf die Bedingungen zur Ordination im 
Jahre 535 (in der Novelle VI. cap. I. $. 8): | 
„— & praecedentibus nos imperatoribus, et a nabis 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. I. 14 
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ipsis recte dietum est, oportere sacras regulas pro le- 
gibus valere“. 

Auch bei anderen Gelegenheiten schrieb er den Gerich- 
ten insbesondere den Bischöfen vor: „iudicare honeste atque 
sacerdotaliter, et secundum leges nostras, et sacratissimas 
regulas“ !), „secundum sacras et divinas regulas, quas etiam 
nostrae sequi non dedignantur leges“ ?) und allgemein: 

„Sancimus igitur vicem legum obtinere sanctas eccle- 
siasticas regulas, quae a sanctis quatuor conciliis ex- 
positae sunt aut firmatae ...... Praedictarum enim 
quatuor synodorum dogmata sicut sanctas Scripturas 
accipimus, et regulas sicut leges observamus“.?) 

Von Seiten der Kirche wurden daher auch die leges be- 
nutzt‘) und so finden wir, als Folge der Verbindung des Sa- 
cerdotium und Imperium, eine fortdauernde Vereinigung von 
canones und leges, sowohl in förmlichen Nomokanonen, als 
anderweitig. Das kanonische Recht erscheint aber nicht als 
das Recht einer besondern Nation, sondern die Katholicität 
der Kirche bringt es mit sich, dafs dasselbe allen christli- 
chen Völkern gemeinsam ist. Wie im römischen Reiche be- 
steht dann auch bei den einzelnen germanischen Stämmen 
und in der fränkischen Monarchie, wie nach deren Theilung 
in Italien, West- urd Ostfranken eine Gemeinschaft des bür- 
gerlichen und kirchlichen Rechts. In der Praxis mussten 
sich aber schon zeitig beide Gebiete wenigstens theilweise 
scheiden. Der weltliche Richter war als Laie nicht fähig, 
über kirchliche Objecte zu urtheilen, während der geistliche 
Richter eher Gelegenheit hatte, auch über bürgerliche An- 
gelegenheiten zu entscheiden, indem Parteien sich freiwillig 
seinem Urtheil unterwarfen, oder indem bei ihm eine Klage 
gegen den geistlichen Schuldner erhoben wurde, auch sein 


1) Nov. LXXIX. cap. 1. 

2) Nov. LXXXI. cap. 1. 

®) Nov. CXXXI. cap. 1. j 

*) Vergl. v. Savigny Geschichte des Römischen Rechts im Mittel- 
alter a. v. St. und die darauf gegründete Abhandlung des Herrn v. Rei- 
sach: De iure civili Romano, quod in antiquis canonum collectionibus 
aliisgue ecclesiasticis monumentis oceurrit: mitgetheilt in Augustini 
Theineri disquisitiones criticae in praecipuas canonum et decretalium 
collectiones etc. Romae 1836. 4. Diss. IV. pag. 219—268, 
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Einschreiten beim Mangel, bei der Erschwerung und Ver- 
weigerung der bürgerlichen Justiz und überhaupt wegen des 
Princips der denunciatio evangelica (Ev. Matth. XVII.,.15 
folg.) gerechtfertigt war. Indem der geistliche Richter aus 
diesen Gründen Anlass erhalten konnte, je nach den beson- 
deren Umständen das bürgerliche Recht verschiedener Völ- 
ker in den Kreis seiner Betrachtung zu ziehen, war es doch 
vornämlich das römische Recht, welchem er seine besondere 
Sorgfalt zuzuwenden genöthigt wurde. Jeder Volksgenosse 
lebte nach seinem persönlichen Nationalrechte, der Kleriker 
als solcher gehörte aber keiner besondern Nation an, und so 
erschien nichts angemessener, als dasjenige Recht für sein 
persönliches zu erklären, welches in gewisser Weise einen 
eben so allgemeinen Character besass, als die Kirche und 
der Klerus selbst, nämlich das für die Oekumene, das rö- 
mische Weltreich bestimmte römische Recht, um so mehr, 
als dasselbe doch in der That eigentlich das persönliche Recht 
der römischen Kirche war, welche bald genug als die Me- 
tropole der ganzen katholischen Christenheit des Occidents 
anerkannt wurde, und als dieses Recht die Kirche und den 
Klerus mit den grössten Privilegien verschen hatte. Das 
kanonische Recht ruht aber überhaupt zu gutem Theile auf 
dem römischen Recht und ist auf der Grundlage desselben 
zu seiner vollständigen Ausbildung gelangt. Es war daher 
nothwendig, dass die Kirche mit dem kanonischen Rechte 
zugleich das römische pflegte; das römische Element konnte 
indessen so vollständig mit dem rein kirchlichen verschmol- 
zen werden, dass von seiner selbstständigen Behandlung sich 
Abstand nehmen liess, ja dass es späterhin sogar möglich 
wurde, eine Zeit lang dem Klerus das Studium des römi- 
schen Rechts zu verbieten, insofern die einseitige Beschäfti- 
gung mit demselben der Theologie und dem kanonischen 
Recht Abbruch that. 5) 

Das römische Recht selbst ist niemals ganz verdrängt 
worden. Wenn auch vielfach modificirt galt es fortwährend 
als das persönliche Recht der Provinzialen und der Geistlichen. 
Die wissenschaftliche Pflege des römischen Rechts war in- 
dessen längere Zeit nur eine beschränkte in Rom selbst und 


— 


5) v. Savigny a. a. 0. IIL, 362 folg. 
e 14* 
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in Süd-Gallien (Auvergne), wie seit dem Ende des zehnten 
Jahrhunderts in Pavia. Die Rechtsschule und der Gerichts- 
hof in Pavia verfielen aber bereits seit der Mitte des folgen- 
den Jahrhunderts, um dem bald darauf beginnenden leben- 
digeren Studium in Bologna Platz zu machen. Die glänzenden 
Erfolge der Arbeiten der Glossatoren konnten nicht ohne we- 
sentlichen Einfluss auf die kanonistischen Studien bleiben, 
welche im Anschlusse an das zu Bologna entstandene Decret 
Gratians (1151), so wie an die späteren Rechts- und Gesetz- 
bücher grossen Aufschwung nahmen. 

Das kanonische Recht war bisher eigentlich nur ein Theil 
der Theologie gewesen und besass keinen selbstständigen Cha- 
rakter. Dies änderte sich in Bologna, indem sich eine eigene 
Classe von Kanonisten oder Decretisten, Decretalisten bildete. 
Anfangs wurde das kanonische Recht nur von Klerikern ge- 
lehrt und vorzugsweise auch nur von solchen gelernt; indes- 
sen konnten doch auch die Civilisten, Legisten nicht umhin 
aus wissenschaftlichem, wie aus praktischem Interesse auf 
die Veränderung zu achten, welche das römische Recht durch 
die canones erfahren, wie umgekehrt nach wie vor die Ra- 
nonisten zum Verständniss ihrer Disciplin an die leges ge- 
wiesen waren. Dass beide Rechte (utrumque ius) zusammen 
gehörten, erkannten selbst die Päpste an, die sich in den 
Decretalen fortwährend auf „utriusque juris statuta“ beriefen®). 
In der Praxis wurde daher auch auf beide zugleich fortwäh- 
rend Rücksicht genommen und beim Abschlusse von Rechts- 
geschäften die Formel sehr häufig angewendet: „renuntiando 

. exceptionibus... sibi vel iure civili vel canonico com- 
petentibus“?). Indem die Methode der Civilisten im Ganzen 
auf die Bearbeitung der Quellen des kanonischen Rechts an- 
gewendet wurde, fanden sich auch Laien durch dieses Stu- 
dium angezogen und allmählich wurde das Band, welches das 
kanonische Recht bisher an die Theologie geknüpft hatte, 


©) M.s.2.B. c. 1. X. de confessis (II. 18) von Cölestin III. (1191-—-1198) 
und vornehmlich die steten Bezugnahmen im zweiten Buche der Decretalen 
überhaupt. 

?) In Italien bediente man sich gewiss dieser Clausel zuerst, welche 
sich dann bald allgemein findet. Vergl. J. H. Boehmer ius ecclesiast. 
Protest. lib. I. tit. II. 88. XXXII., XXXIV. Stobbe, Geschichte der 
deutschen Rechtsquellen. (Braunschweig 1860) I., 648. Anm. 109. 


Das kirchenrechtliche Studium sonst und jetzt. 199 


gelockert und der Anschluss an die Rechtswissenschaft her- 
beigeführt. Eine förmliche Trennung von der Theologie war 
deshalb keineswegs die Folge, wie denn aus Gründen, welche 
im Gegenstande selbst liegen, eine solche ohne Nachtheil für 
.die Wissenschaft überhaupt nicht wohl möglich ist.®) Die 
Kanonisten bildeten nun in Bologna ein eigenes Collegium 
und ertbeilten den besonderen Grad eines doctor decre- 
torum; doch wurde es schon gegen Ende des zwölften Jahr- 
hunderts üblich, utriusque iuris doctores zu promovi- 
ren, wie dies von Bazianus (F 1197), Nicolaus Furio- 
sus, Lanfrancus (% 1229) berichtet wird.) Vorzüglich 
wirkte das gerichtliche Verfahren und die Bearbeitung des 
Prozesses auf diese Verbindung hin, indem der auf römischer 
Basis fortgebildete Prozess der geistlichen Gerichte im We- 
sentlichen auch in den weltlichen Gerichten Eingang fand. 
Auch Laien fingen nun an, als Lehrer des kanonischen Rechts 
aufzutreten. Jn Bologna war, wie es scheint, der erste Laie, 
welcher das kanonische Recht vortrug, der Prozessualist Aegi- 
dius Fuscararius in der Mitte des dreizehnten Jahrbun- 
derts'°) und in derselben Zeit schrieb bereits Pascipoverus, 
beider Rechte Doctor, eine corcordia utriusque iuris.'') Ob- 
gleich die Collegien der Doctoren des kanonischen und des 
Civilrechts in Bologna für sich bestanden, so bildeten deren 
Scholaren doch ein ungetrenntes Ganzes, also eigentlich »ur 
Eine, nämlich die juristische Facultät, wie man sie in spä- 
terer Zeit zu nennen pflegte und diesem Vorgange Telgten 
dann auch die übrigen Hochschulen Italiens, auf welchen 
fortwährend sowohl Doctoren eines der beiden Rechte, als 
beider Rechte creirt wurden. Dass in Italien dem kanor 
nischen Recht jeder Zeit grosser Eifer zugewendet worden, 
versteht sich von selbst. Für den Klerus musste dieses Stu- 
dium hier übrigens immer eine viel höhere Bedentung haben, 
wie für Läien, so dass auch die Schriftsteller über kanpni- 


%) Vergl. meine Ausführung: Ueber das Verhältniss der 'Theolagie 
zum Kirchenrechte und die Benutzung jener für diese Disciplin: in den 
kirchenrechtlichen Versuchen, Beitrag I. nro III. 8.126. ff. verb. mit Beitragll. 
nro IV. 8.19 folg., 31 folg. 

%) v. Savignya.a. 0. V., 74. 75. 233. 

10) y. Savignya.a. O0. V., 521. 

ı) A. a. 0. V., 421. 
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sches Recht überwiegend dem geistlichen Stande angehörten 
und angehören. Einer Aufzählung der grösseren Kanonisten 
Italiens können wir uns hier enthalten.') Im Allgemeinen 
steht das kanonische Recht in Italien nicht mehr auf der 
Höhe, welche es noch während des siebenzehnten und bis 
gegen die Mitte des achtzehnten Jahrhunderts einnahm. Män- 
ner, welche einem Robert Bellarmin (+ 1621), Prosper 
Fagnanus (7 1680), Lucius Ferraris, den Brüdern Pe- 
trus (} 1769) und Hieronymus Ballerini, dem Papste 
Benedict XIV. (Prosper Lambertini) (f 1758), Jo. Do- 
minicus Mansi (1769), Jos. Simon Assemanni (+ 1770) 
an die Seite gestellt werden könnten, finden sich wohl nur 
höchst selten. Die Werke von Ubaldo Giraldi (expositio 
iuris pontificii), Berardi (commentaria in ius ecclesiasticum 
universum), Devoti (iuris canonici universi libri V. und 
institutionum canonicarum libri IV.) erscheinen noch fort- 
während in neuen Ausgaben und sind jedenfalls vorzüglicher, 
als die neuesten von Vittadini, Soglia, Vascotti, Fer- 
rante, Peccorelli. Bei allen diesen ist das Curialsystem 
in voller Strenge festgehalten. Wie hätte auch nach der 
Verwerfung der Synode von Pistoja 1786 (Acta et decreta 
synodi dioecesanae Pistoriensis. Ticini 1789. 2 vol. 8) durch 

die Bulle: Auctorem fidei: vom 28. August 1794") und nach- 
dem die Nothwendigkeit eines engeren Anschlusses an den 
Papst für die von der weltlichen Macht verlassenen und ge- 
schmälerten Bischöfe ganz natürlich eingetreten war, gerade 
in Italien ein anderes System besonderen Beifall finden sol- 
len! Im Stillen fehlte es freilich wohl zu keiner Zeit an Geg- 
nern des Papalsystems, besonders in Mailand, Toskana und 
Sardinien, wo selbst vor den Ereignissen unserer Tage auch 
öffentlich das Episcopalsystem Vertheidiger fand. In solcher 
Richtung schrieb der Professor am Athenäum in Turin Jo- 
annes Nepomuck Nuitz: iuris ecclesiastici institutiones, 
Turin 1844 und: in ius ecclesiasticum universum tractatio- 
nes. Turin 1850. Beide Werke sind durch das Breve Pius IX. 


Te  — 


’») M. s. über dieselben Glück praecognita, Hugo Geschichte des rö- 
mischen Rechts seit Justinian und die von diesen cit. Literatur. 

13) Bullagum Rom. ed. Barberi Tom. IX, 395, auch hinter der Leip- 
ziger Ausgabe des Concilium Tridentinum. . 


Das kirchenrechtliche Studium sonst und jetzt. 201 


vom 22. August und das Decret der Congregatio indicis vom 
27. September 1851 verurtheilt. '+) 

In Frankreich galt neben dem kanonischen Recht vor- 
züglich im Süden auch römisches Recht, während im Norden 
germanische Elemente in der Gestalt von Gewohnheiten vor- 
herrschten, an welche das römische Recht als ratio scripta 
(raisen &crite) in Wissenschaft und Praxis angeschlossen 
wurde. Auf der Universität zu Paris ward besonders neben 
der Philosophie die Theologie mit erfolgreichem Eifer betrie- 
ben und die Kanonisten gehörten zur Schule der Theologen. 
Römisches Recht wurde von denselben nicht vernachlässigt. 
Matthaeus Andegavensis lehrte ums Jahr 1180 beide 
Rechte in Paris, wie wir aus dem eigenen Berichte seines 
Schülers Sylvester Giraldus (Cambrensis) und von an- 
deren wissen.) Zwar verbot Honorius Ill. im Jahr 1220 
für Paris und die umliegende Gegend alle Vorlesungen über 
römisches Recht und dieses. Verbot wurde erst im Jahre 1679 
völlig aufgehoben, dennoch ist fortwährend römisches Recht, 
nur in beschränkterem Maasse, in Paris gelehrt und gelernt 
worden, wie selbst aus den Statuten der Kanonisten von | 
1370 und 1600 hervorgeht.) In den letzteren heisst es: 
„Prolyta a lectione et auditione institutionum, et canonici et 
civilis iuris studium exordiatur, ac sedulam operam in 60 
collocet, ut utriusque iuris titulos memoriter teneat“ und 
„Nullis permittatur cathedrae doctoralis locus, nisi iuris utrius- 
que peritia probatis, et non uno tentatis examine.* Es er- 
hellt hieraus, dass in Paris in späterer Zeit wenigstens in 
der Regel wohl nur utriusque iuris, nämlich canonici 
et civilis doctores promovirt wurden, während früher nur 
iuris canonici und vorübergehend zu Gunsten des Cujacius 
auch iuris civilis doctores in Paris ernannt werden durften.'r) 

Die Kanonisten gehörten bis zur Mitte des dreizehnten 
Jahrhunderts in Paris zur theologischen Facultät. In Folge 
eines Streits mit den neu entstandenen Beitelmönchen, welche 


4) Ginzel, Archiv für Kirchengeschichte und Kirchenrecht. Heft II., 
S. 294 folg. 

15) y, Savigny a. a. O. III, 370. 371, IV., 438. 439, 

16) A. a. O. III, 360. 366. 367. 373. 374. 

nn A. a. O0. 372, 
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in die Universität aufgenommen zu werden verlangten, son- 
derten sich die Doctoren der Theologie als eigenes Collegium 
und dasselbe thaten die Kanonisten,'*) welche so den Grund 
für die spätere juristische Facultät legten. Der geistliche 
Charakter der Kanonisten war damit freilich noch nicht völlig 
abgestreift, da ihnen die Pflicht zum Cölibat auferlegt war, 
von welcher sie erst im Jahre 1600 befreit wurden.') - An- 
ders war das Verhältniss auf den übrigen französischen Uni- 
versitäten, welche nach dem Muster von Bologna eingerichtet 
und in der Hauptsache Rechtsschulen waren, weshalb sie 
auch geradezu Universites des loix genannt wurden.®) Ka- 
nonisten und Legisten waren auf ihnen vereinigt und beide 
Rechte wurden gleichmässig studirt, selbst da, wo das rö- 
mische Recht als ius scriptum gar nicht galt. Sehr bemer- 
kenswerth ist die Erklärung, welche Philipp der Schöne 
im Jahre 1312 bei Ertheilung eines Privilegiums für die 
Universität Orleans darüber abgab. Es heisst darin unter an- 
derm: „— ut artium studia liberalium ad Theologiae scientiam 
introducunt, sic legum et iuris scripti dogmata proficiunt in- 
tellectui rationis, ad mores dirigunt, doctrinam praestant exe- 
quendae iustitiae, nec non praeparant ad consuetudinum in- 
tellectum: sie profecto tradit antiquitas, Romanos et Graecos 
pro sui eruditione ius scriptum et mores ab initio recepisse. 
Placuit ergo nostris antecessoribus placetque nobis legum et 
saecularium scriptique iuris, salva Parisiensis studii provi- 
sione.., in locis egregiis regni nostri studia frequentari prae- 
sertim ad doctrinam aequitatis et 'rationis fovendam, per 
quas in causis forensibus regni huius iudicari consuevit, ubi 
iudicia, constitutiones, seu ordinationes progenitorum nostro- 
rum et nostrae, quas omni consuetudini praeponimus, de- 
ficiunt, et consuetudo certa non reperitur lex, qua fuerit 
fmdicandum. Non putet igitur aliquis, nos recipere, vel pro- 
genitores nostros recepisse consuetudines quaslibet sive leges, 
ex e0 quod eas in diversis locis et studiis regni nostri per 
scholasticos legi sinantur: multa namque eruditioni doctrinae 
proficiunt, licet recepta non fuerint, sicut nec ecclesia recipit 


19) A. a. 0. 350. 
N A. a. O0. 361. 
0) A.a. 0. 8.158. Anm. c. 384. 386, 
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quamplures canones, qui per dissuetudinem abierunt, vel ab 
initio non fuerunt recepti, licet in scholis propter eruditionem 
legantur. Scire namque sensus, ritus, et mores hominum di- 
versorum locorum valde proficit ad cuiusque doctrinam.“*') 
Es ist hier zugleich die Stellung angedeutet, welche Frank- 
reich in Bezug auf die Verbindlichkeit des kanonischen Rechts 
einnahm und durch die Gesetzgebung (die pragmatische Sanc- 
tion Ludwigs IX. 1269, die darauf folgende Verordnung 
von 1270, die Reformationsordnung Philipps des Schö- 
nen von 1302 u. a.), wie durch die Wissenschaft und Praxis 
befestigte. Die. sogenannten Freiheiten der gallikanischen 
Kirche, das Episkopalsystem fanden Vertheidiger an Pierre 
d’Ailly (1350— 1425), seinen Schülern Jean Charlier 
Gerson, Nicolas de Clemanges u. a. Durch die Ver- 
bindung mit philologischen und historischen Studien wurde 
im sechszehnten Jahrhundert das römische und kanonische 
Recht in der glänzendsten Weise gefördert. Fast keine Na- 
‚tion hat für das Kirchenrecht jemals Ausgezeichneteres ge- 
leistet, als die französische seit der Mitte jenes Jahrhunderts. 

Man kommt in eine gewisse Verlegenheit, wenn man 
aus der grossen Zahl der vorzüglichen Bearbeiter dieser Wis- 
senschaft diejenigen auswählen soll, welche sich bleibende 
Verdienste um dieselbe erworben haben. Wo findet man 
sonst noch in einem verhältnissmässig kurzen Zeitraume eine 
solche Reihe von Kanonisten, wie Franc. Duaren (f 1559), 
Carolus Molinaeus (Du Molin + 1566), Antonius De- 
mochares (de Mouchi f 1574), Antonius Contius(Le 
Conte F 1577), Jacobus Cujacius (Cujas f 1590), Hugo 
Donellus (Doneau $ 1591), Petrus Pithoeus (Pithou 
71596), GuyCoquille (71603), Franc. Pithoeus (f 1621), 
Guilielmus Maranus (F1621), EdmondRicher (F 1631), 
Janus a Costa (Coste F 1637), Christophorus Justel- 
lus (7 1649), Franc. Florens (Florent f 1650), Inn o,- 
cent. Cironius (F 1650), Joann. Dartis (F 1651), Pe- 
trus de Marca ($ 1662), Anton Dadinus Altaserra 
(Hautserre f 1682), Joann. Doviatius(Doujat 7 1688), 
Ludov. Thomassinus (F 1695) und sehr viele andere, 


— - 


21.8. Du Cange Glossar. s. v. ius scriptum. Vergl. v. Bavigny 
a. a. 0. III, 401. Anm, €. | 
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von denen noch bis gegen die Mitte des achtzehnten Jahr- 
hunderts zu erwähnen sind: Jacques de la Lande (} 1703), 
Jacques Benigne Bossuet (F 1704), Louis Ellies Du- 
pin (1719), Claude Fleury (F 1723), Jean Hardouin 
(+ 1729), Jean Pierre Gibert (F 1736), Edmond Mar- 
tene (+ 1739) u. a. Die Gesetzgebung kam diesen ‚Studien 
zu Hilfe. Die Verordnung Ludwigs XIV. von 1679 be- 
stimmte: Das kanonische und römische Recht werden an 
allen Universitäten gelehrt, namentlich sollen auch die Texte 
der Quellen erklärt werden. Niemand kann die Grade eines 
Licentiaten oder Doctors der Rechte erhalten, welcher nicht 
drei bis vier Jahre Vorlesungen an einer königlichen Uni- 
versität besucht und den vorgeschriebenen Prüfungen über 
römisches und kanonisches Recht, sowie Disputationen sich 
unterzogen hat. | 

Der alte Glanz ist seit fast einem Jahrhundert erblichen, 
zunächst in Folge der Vernachlässigung der grundlegenden 


Wissenschaften, dann der Revolution. Ein grosser Theil des 


kanonischen Rechts verlor mit dem Untergange der kirchli- 
chen Institute selbst seine Anwendbarkeit und das Prinzip 
der Trennung der Kirche vom Staate bestimmte für alle Zu- 
kunft das Sinken der kanonistischen Studien bei den. Juri- 
sten. Was überhaupt die ganze Richtung der juristischen 
Studien in Frankreich, seit dem Ende des vorigen Jahrhun- 
derts betrifft, so erklärt sich darüber Warnkönig, in einem 
1828 geschriebenen Aufsatze über den Rechtsgelehrten Dr. 
Jourdan in Paris und sein Verhältniss zur Reform der 
Rechtswissenschaft in Frankreich?) unter andern also: „Die 
alten Universitäten waren untergegangen; während der stür- 
mischen Jahre der Revolution geschah nichts; in den letzten 
Zeiten des Direcioriums entstanden in Paris Privatvereine 
zur Wiederherstellung des Rechtsunterrichts, die Academie 
de legislation und Universit& de jurisprudence, die beide 
sich zwar diese schwierige Aufgabe angelegen sein liessen, 
aber in einem Geiste, der nicht zum Ziele führen konnte. 


Dun en 


22) In der Zeitschrift für geschichtliche Rechtswissenschaft. Band VII. 
Heft I. nro III. verb. mit desselben Verfassers: Die französischen Rechts- 
schulen und ihre Reform, in den Hallischen Jahrbüchern für deutsche 
Wissenschaft und Kunst. März 1838, nro 70 u. 72. 
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Geschichte, eigentliche Gelehrsamkeit und klassische Bildung 
waren aus dem Kreise der juristischen Studien verbannt, 
eine dem politischen Geiste der Zeit gemässe Philosophie, 
die sich die glücklichste Zukunft träumte, vertrat die Stelle 
der Gründlichkeit; das Materielle des Unterrichts bestand 
im Erlernen des unmittelbar Praktischen, als des allein 
.Nützlichen, worunter man einige Sätze des römischen 
Rechts mitbegriff, die man aus den Schulen der vergangenen 
Zeit als des Aufbewahrens werth hielt. Ein genaueres Stu- 
dium des letzteren wurde als veraltet verschrieen‘, und so 
denn jene geistreiche Oberflächlichkeit verbreitet, die nachher 
das neuere Rechtsstudium characterisirt. Wir leugnen nicht, 
dass demungeachtet von dem Eifer begeisterter Lehrer, wie 
z. B. Lanjuinais, ausgezeichnete Jünglinge sich hinreissen 
liessen, um späterhin mit Ruhm in ihrem Vaterlande auf- 
zutreten, wie Blondeau, Dupin und einige andere“. Seit- 
dem hat sich Manches in der Organisation zum Bessern ge- 
ändert, doch wie weit ist man noch von der Höhe entfernt, 
welche früher die französische Rechtsschule eingenommen 
hatte! Während aber anderwärts, vor allem in Deutschland 
die Fortschritte in den historischen und juristischen Studien 
dem kanonischen Rechte zu Gute kommen, ist dies in Frank- 
reich so gut wie gar nicht der Fall, weil das kanonische 
und Kirchenrecht aufgehört hat Theil der Jurisprudenz zu 
sein. Die Rechtswissenschaft hat zu ihrem Gegenstande in 
Frankreich neben der Rechtsphilosophie nur das römische 
und einheimische Recht. Der noch übliche Ausdruck ius 
utrumque ist somit. in Frankreich verschieden von dem äl- 
teren Begriffe. Zwar werden noch utriusque iuris doctores 
promovirt, aber nicht als Doctoren des römischen und ka- 
nonischen, sondern des römischen und einheimischen Rechts. 
Die bereits seit dem dreizehnten Jahrhundert verthei- 
digten sogenannten gallikanischen Freiheiten, die Unabhän- 
gigkeit des Staats von der Kirche, waren in Frankreich stets 
aufrecht gehalten, von Seiten des französischen Klerus selbst 
vertheidigt (in den vier Artikeln von 1682 u. a.) und in der 
Praxis durchgeführt. Der thörichte Versuch beim Beginne 
der Revolution, die Kirche völlig zu beseitigen, musste frei- 
lich scheitern. Es erfolgte die nothwendige Restitution unter 
bestimmten Beschränkungen. Für das Gouvernement wurde 
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die Kirche nicht viel mehr, als die übrigen Corporationen 
im Staate, welche insgesammt so viel als möglich den Ho- 
heitsrechten unterworfen werden sollten. Dem Schein nach 
sollte das religiose Gebiet der Kirche freilich selbstständig 
werden, doch wurde auch dieses der Administration so un- 
tergeben, dass die Kirche nicht minder geknechtet erschien, 
als die Organe des bürgerlichen Lebens selbst. Der Justiz, 
welche noch am ehesten eine gewisse Unabhängigkeit behaup- 
ten konnte, ward die Kirche entzogen, um sie desto will- 
kürlicher behandeln zu können, und das bürgerliche Gesetz- 
buch konnte dieselbe überhaupt ignoriren. Bei der ersten 
Einführung der Rechtsschulen durch das Gesetz vom 22. Ven- 
töse an. XII. (13. März. 1804) abstrahirte man daher auch 
gleich von der Rücksicht auf das kanonische und kirchliche 
Recht, doch betrachtete man als selbstverständlich, dass in 
dem Rechtsunterrichte von den gallikanischen Freiheiten 
werde die Rede sein müssen. Bei der Discussion über das 
Gesetz erklärte ein Mitglied der Commission: „On enseignera 
non plus le droit canon, le droit ecclesiastique, qui emanss 
d’une puissance Strangere, nous sont completement etrangers, 
mais je -crois qu on ne peut se dispenser d’y enseigner nos 
anciennes maximes sur les libertes de l’Eglise gallieane“.2°) 
Das Gesetz von 1804 bildet die Grundlage für alle späteren 
französischen Normen über das Rechtsstudium bis auf den 
heutigen Tag.?*) In keiner juristischen Facultät befindet sich 
daher ein Kanonist und in der genauen Studienerdnung kein 
Vortrag über kanonisches und Kirchenrecht. Wer dasselbe 
kennen lernen will, muss sich in die Hörsäle der Theologen 
begeben oder es bei den Advokaten, aus der Praxis und aus 
der Literatur sich anzueignen suchen. In welchen Zustand 
dadurch diese Disciplin bei den Franzosen gerathen ist, lässt 
sich schon von selbst errathen. Die besseren Schriften von 
Portalis, ‚Vuillefroy, Filon, Affre, Dupin u. a.”) 
stehen den meisten Werken der älteren Kanonisten bei wei- 


23) A, de Fontaine de Resbecg: Notice sur le doctorat en dreit 
avec un tableau de l’enseignement et des etudes dans les neuf facultes du 
droit etc. (Paris 1857) pag. VII. not. 

24) Eine Uebersicht derselben a. a. 0. pag. XXXI seq. 

%) S. Manuel du droit publique ecelösiastique francais par M. Dupin 
(Paris 1845. ed. IV.) pag. 429 seq. Bibliotheque choisie. 
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tem nach, wenn schon das in ihnen enthaltene Material doch 
immer von gewissem Werthe ist und von den Bearbeitern 
des Kirchenrechts nicht unberücksichtigt gelassen werden 
darf. Man kann sich übrigens wohl nicht einen hohen Be- 
griff von der Einsicht der Franzosen in die Literatur des 
Kirchenrechts machen, wenn man bedenkt, dass noch im 
Jahre 1843 eine Uobersetzung des Kirchenrechts von Schmalz 
erfolgen konnte,?*) um so auffallender als 1840 bereits Wal- 
ter’s Kirchenrecht übersetzt worden war.?”) Die Rück- 
schritte, welche Frankreich auf diesem Gebiete gemacht hat, 
konnten endlich dem Gouvernement weder verborgen bleiben, 
noch gleichgiltig sein. Wenige Tage nach der Uebernahme 
seines Portefeuille (l. Februar 1845) stellte daher der Minister 
des Cultus Graf Salvandy an den König einen förmlichen 
Antrag, es möge darauf Bedacht genommen werden „das in 
Frankreich sehr gesunkene Rechtsstudium zu heben, nament- 
lich auch das ganz vernachlässigte Studium des Kirchen- 
rechts, welches ehemals in Frankreich rühmlichst gelehrt 
wurde, wie jetzt noch in Deutschland.“ indessen hat dies 
keinen Erfolg gehabt: denn auch die seitdem ergangenen Ver- 
ordnungen, wie die vom 5. December 1850, die Erlangung 
der Doctorwürde des Rechts betreffend ®), desgleichen das 
Gesetz vom 19. August 1857?°) berücksichtigen unsere Disci- 
plin gar nicht. Die Prüfungen der Doctoranden, wie aller 
übrigen Juristen beschränken sich auf römisches und fran- 
zösisches Recht. Keine einzige Dissertation der Promovirten?®) 
behandelt ein kanonisches Thema. Wie aber verwandte Ma- 
terien, welche vielfach Gegenstand von Dissertationen bilden, 
gründlich behandelt werden können, ohne die kirchliche Ent- 
wicklung zu berücksichtigen, ist schwer zu begreifen. 


2%) Le droit canon et son application & l’Eglise Protestante. Manuel 
traduit de l’Allemand, par Henri Jouffroy. Paris et Leipsic 1843. 

Der Uebersetzer nennt nicht einmal den deutschen Autor. 

27) Manuel du droit ecclesiastique ... par M. Walter ... avec la 
cooperation de l’auteur par A. de Roquemomt. Paris 1840. | 

28) Mitgetheilt in v. Jagemann: der Gerichtssaal. Erlangen 1851. 
S. 269. \ 

39) de Fontaine a. a. O., pag. LXI. 

%) Ein specielles Verzeichniss derselben seit 1851 giebt de Fontaine 
a. a. O. pag. 119 folg. 
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Ueber die neuesten Erscheinungen auf dem kirchenrecht- 
lichen Gebiete in Frankreich hat Warnkönig in der Zeit- 
schrift für die Rechtswissenschaft und Gesetzgebung des Aus- 
lands (Heidelberg 1852 folg., Band XXIV. folg.) ausführlichere 
fortlaufende Berichte mitgetheilt. Bemerkenswerth ist dar- 
unter eine brauchbare Quellensammlung: 

G. de Champeaux le droit ecclesiastique francais 
ancien et modern. Paris 1848. 2 vol. 
jedoch nur Compilation. Ferner bietet ein reiches Reperto- 
rium zur Kenntniss der französischen Praxis: 
M. Gaudry traite de la legislation des cultes, et 
specialement du culte catholigque, ou de l’origine, 
du developpement et de l’etat actuel du droit ececle- 
siastique en France. Paris et Troyes 1854. 3 vol. 

Je mehr die gründliche und unbefangene Behandlungs- 
weise des kanonischen Rechts in der französischen Literatur 
zurückgetreten ist, desto schroffer stehen Gallikaner und Ul- 
tramontane einander gegenüber. Zu den Vertheidigern des 
strengen ÜCurialsystems gehört unter andern Bouix, welcher 
seit 1852 in besondern Abhandlungen das ganze Kirchenrecht 
zu bearbeiten unternommen hat. Er begann mit einem tracta- 
tus de prineipiis iuris canonici und hat zuletzt im vorigen 
Jahr tractatus de curia Romana und de episcopo et de synodo 
dioecesana zu Paris veröffentlicht. Es scheint dieses Werk 
die Stelle eines andern ersetzen zu sollen, welches während 
eines Decenniums in den bischöflichen Seminarien gebraucht 
wurde: 

J. F.M. Lequeux manuale compendium juris cano- 
nici, ad usum seminariorum, inxta temporum tircum- 
stantias accomodatum. Paris 1841. 
und durch Decret vom 27. September 1851 in den Index li- 
brorum prohibitorum gesetzt ist.®!) Von selbstständigen be- 
deutenderen Leistungen ist überhaupt jetzt weniger die Rede,*?) 
als von Uebertragungen. So erscheint seit 1858 die Ency- 


8!) Ginzel, Archiv für Kirchengeschichte und Kirchenrecht I., 2, 302. 

#2) Ob und in wie weit dies von folgendem Werke gilt: Praelectiones 
iuris canonici habitae in Seminario Sancti Sulpicii annis 1857—59. Paris. 
1859. 3 vol. 12.: vermag ich nicht zu beurtheilen, da mir dasselbe noch 
nicht zu Gesicht gekommen ist. 
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cloWie von Wetzer und Welte in einer Uebersetzung 
von J. Goschler, 1859 sind Soglia’s institutiones iuris 
privati et publici ecclesiastici in Paris neu edirt (editio ab 
ipso auctore recognita et aucta). Wie leichtfertig die erneu- 
ten Abdrücke älterer Quellen in: Migne’s patrologia graeco- 
latina: in Paris erfolgt, ist bekannt genug. Viel verbreitet 
ist besonders die oben (Anm. 25) angeführte Schrift von Du- 
pin, deren neueste Ausgabe vom April 1860 durch Decret 
vom 15. September dieses Jahres in den Index gekommen ist. 

Wie für das römisch-katholische Kirchenrecht der Klerus 
fast allein thätig ist, gilt dies auch vom evangelischen, wel- 
ches nach Anordnung des Gouvernements den theologischen 
Facultäten und Seminarien als Gegenstand des Unterrichts 
zugewiesen ist.??) 

In den Niederlanden ist der Rechtszustand schon 
zeitig dem des nördlichen Frankreichs im Ganzen ähnlich, 
indem die bürgerlichen Verhältnisse vornehmlich nach Gewohn- 
heitsrecht und besondern statutarischen Festsetzungen (Keu- 
ren, Willküren) beurtheilt wurden, ohne Benutzung des 
römischen und kanonischen Rechts.) Nur ausnahmsweise 
findet sich, beim Mangel besonderer Statuten, auch gelehrtes 
Juristenrecht, wie in Lille®°) und selbst in Friesland.®) Da- 
gegen lebte gewiss der Klerus, wie anderwärts, auch hier 
nach römischem Recht und die Autorität des kanonischen 
Rechts für die der geistlichen Gerichtsbarkeit unterliegenden 
Gegenstände kann keinem Zweifel unterworfen sein. Die 
Keure von Grammont erkennt selbst ausdrücklich an, dass 
Ehesachen vor die geistlichen Gerichte gehörten.) Die Be- 
schäftigung mit dem römischen und kanonischen Rechte er- 
folgte daher auch von Seiten der Niederländer, welche nach 


8) L. Schneegans, vues generales sur l’enseignement du droit 
ecclesiastique protestant en France. Strasbourg 1840. Edouard Counitz 
considerations historiques sur le developpement du droit ecclesiastique 
protestant en France. Strasbourg 1840. 8. ® 

%) Warnkönig Flandrische Staats- und Rechtsgeschichte bis zum 
Jahre 1305. .Bd.I. 8.394. v. Savigny.a. a. O. I. 12. 

3) Warnkönig a. a. 0. 9. 392. 

%) In den Upstallsbomer Gesetzen von 1323 Art. XV. (Friesische 
Rechtsquellen von v. Richthofen 8. 105) wird die Erbfolge bestimmt: 
‚secundum leges et canones. 

#7) Warnkönig a. a. O. IIL, IL, 63. 
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der allgemein herrschenden Sitte der Zeit sich die Kon Prise 
desselben auf auswärtigen Universitäten erwarben. Es finden 
sich zuch in den Verzeichnissen angesehener Scholaren des 
dreizehnten Jahrhunderts in Bologna Studirende aus Flan- 
dern, wie Tournai, Lille u. a. und es gab unter den dor- 
tigen Juristen eine flandrische Nation, welche einen eigenen 
Consiliarius wählte.°®) In Paris, wo es seit alter Zeit auf 
der Universität vier Nationen gab, rechnete man die Schola- 
ren aus den Niederlanden zur picardischen Nation.®) Erst 
im fünfzehnten Jahrhundert wurde in den Niederlanden eine 
eigene Universität gestiftet, nämlich Löwen 1426, wohin 
Lehrer aus Italien und Deutschland berufen und die damals 
übliche Lehrmethode eingeführt wurde.) Ein niederländi- 
scher in Orleans promovirter Kanonist war Philipp von 
Leiden (F um 1386).+') 

Ursprüngliche Nationalverschiedenheit und differente po- 
litische Entwickelung haben fortwährend einen Unterschied 
des nördlichen und südlichen Theils der Niederlande erhalten, 
welcher naturgemäss auch für die religiöse und kirchliche 
Stellung nicht ohne Bedeutung sein konnte und bei der Re- 
formation des sechszehnten Jahrhunderts mit in Betracht kam. 
Der südliche Theil ist im Ganzen mit der römisch-katholi- 
schen Kirche enger verbunden geblieben, während im nörd- 
lichen ein grosser Abfall zur evangelischen Kirche erfolgte. 
Das erneute Studium der Alten, welches in den Niederlan- 
den seit dem Ende des fünfzehnten Jahrhunderts mit Eifer 
gepflegt wurde, musste auch der Beschäftigung mit dem rö- 
mischen und kanonischen Rechte grossen Vorschub thun und 
es bedarf hier keiner speciellen Ausführung, in welchem 
Maasse die sogenannte elegante Jurisprudenz von den Nie- 
derländern gefördert worden ist. Was aber das kanonistische 
und kirchenrechtliche Studium im Besondern betrifft, so ge- 
staltete sich dasselbe verschieden bei den römisch -katholi- 

.- 


”=) v. Savigny.a.a.O.I., 12. III, 187. Anm. c. am Ende. 

9) A. a. 0. III, 349. k 

“) Vergl. Just. Lipsii: Lovanium, in seinen Werken Amstelod. 
1637. Fol. T. III, 789. 

*) S. Jöcher: de Leydis: Van Kampen beknopte Geschiedenis 
der Letteren en Wetenschappen in de Nederlanden. P. I. (Gravenhage 1821), 
29. 30. 
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schen und protestantischen Gelehrten. Während jene das 
kanonische Recht um seiner selbst willen und wegen der 
steteon Anwendung bearbeiteten, hatte es für diese mehr nur 
ein historisches Interesse und ihre Thätigkeit bezog sich mehr 
auf die Erörterung staatskirchenrechtlicher Probleme und die 
Verfassung und Verwaltung des evangelischen Kirchenrechts 
selbst. 

Im Süden wurde das kanonische Recht auf den Univer: 
sitäten zu Löwen und zu Douay, im Jahre 1561 gestiftet, 
gelehrt und zwar nach den von Spanien gebilligten strengen 
Principien, weshalb milder gesinnte Rechtslehrer sich ent- 
fernten, wie Heinrich Agylaeus (T 1595), der Uebersetzer 
des Nomokanon des Photius u. a., Elbert of Leeuw (Le- 
ninus T 1598)%). Zu den bedeutenderen Kanonisten in 
Löwen, welche übrigens das. römische Recht daneben nicht 
vernachlässigten” gehört Jo. Wamesius (} 1590), Boetius 
 Epo (} 1599), Petrus Gudelinus (f 1619), Henricus Zoe- 
sius (F 1627), Andreas del Vaux (Vallensis f 1636), 
Franz van der Zype (Zypaeus Yf 1640)*), Valerius An- 
dreas (Desselius 7 1656), Peter Stockmans (F 1671). 
Diese Studien fanden auch besondere Förderung durch die 
höhere Geistlichkeit, wie durch die Historiker, Johann le 
Mire (Miraeus 7 1611), zuerst Professor in Douay, end- 
lich Bischof von Antwerpen, dessen Neffen Aubertus Miraeus 
(} 1640), Antonius Sanders (f 1664). Auch gehören in 
gewisser Beziehung die Bollandisten hierher. “*) 

Die frühere politische Verbindung von Artois und Flan- 
dern mit Frankreich und späterer sonstiger Zusammenhang 
Belgiens mit letzterem, so wie die eigene innere Entwicke- 
lung erklären hinlänglich, wie die gallikanischen Grundsätze 
auch in den südlichen Theilen der Niederlande eine bestimmte 
Herrschaft erlangen konnten. Das freiere Verhältniss der 
Schule zur Kirche, welches z. B. in Gent in dem Maasse be- 
stand, dass die Anordnungen in Schulsachen ganz vom Staate 
abhingen,*) die früheren belgischen Verordnungen gegen 


4) S. Van Kampen I, 310, seine Ansicht über religiöse Fragen. 
4) Glück, praecognita jurisprud. ecclesiasticae p. 192. 193. 195. 199. 
'4) Vergl. Herzog protestantische ERTL EE B.LS. 100 nl 
(Acta Martyrum und Sanctorum). ; 
#), Warnkönig, I, 440. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht, I. 15 
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Evocationen an den pästlichen Stuhl, über die Nothwendig- 
keit des Placets geistlicher Verordnungen, die Amortisations- 
gesetze u. a.*) dienen zum Beweise, dass .ein System wie 
es seit der Mitte des sechszehnten Jahrhunderts auf der Uni- 
versität Löwen gelehrt wurde, nur durch spanischen Druck 
eingeführt worden war. Der nördliche Theil der Niederlande 
vermochte sich nach blutigen Kämpfen demselben zu entzie- 
hen und die evangelische Kirche ward hier die herrschende. 
Sowohl zur Kräftigung derselben, als aus grosser Liebe zu 
den Wissenschaften war jede der sieben vereinigten Provin- 
zen bemüht, eine eigene Universität oder wenigstens ein 
akademisches Gymnasium (gymnasium illustre) zu besitzen. 
Zuerst wurde die Universität zu Leiden für Holland 1575 
gegründet. Nachdem nämlich die Stadt im Jahre 1574 sich 
keldenmüthig gegen die Spanier vertheidigt hatte, liess ihr 
Wilhelm von Oranien die Wahl zwischen eier mehrjährigen 
Befreiung von Steuern und der Stiftung einer Hochschule, 
worauf man der letztern den Vorzug gab. Dieselbe Provinz 
erhielt noch 1632 ein gymnasium illustre, welches auch eine 
Juristenfacultät hatte, in Amsterdam. Der Gründung von 
Leiden folgte 1585 Franecker in Friesland, 1600 Har- 
derwyk in Gelderland, 1614 Gröningen in Gröningerland, 
1634 Utrecht in der gleichnamigen Provinz, während sich 

Oberyssel mit dem gymnasium illustre in Deventer und 
Seeland mit dem in Middelburg begnügten. Alle diese 
Hochschulen waren nach dem Muster der älteren Universi- 
täten eingerichtet und hatten auch das fremde Recht in den 
Lehrplan aufgenommen. Die Abneigung gegen den Roma- 
nismus veranlasste aber zunächst eine Vernachlässigung ka- 
nonistischer Studien, welche erst seit dem Anfange des sieb- 
zehnten Jahrhunderts begonnen und in polemischer Richtung 
gegen das Papstthum betrieben wurden.) Durch Theologen 
und Historiker erfolgte eine Anregung, welche die Juristen 
zur Beschäftigung mit diesem Rechtstheile anfeuerte. Da die 


4) Gieseler, Kirchengeschichte II, 4. $. 137, S.247—249. Besier 
specimen iuris publici de iuris placeti historia in Belgio. Traiecti ad 
Rhen. 1848. 

MM. s. ein Verzeichniss von Schriften gegen die römisch-katholische 
Kirche bei Benthem: Holländischer Kirch- und Schulen-Staat. (Frank- 
furt und Leipzig 1698). Theil II. Anhang 8. 729 folg. 
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holländischen Universitäten in lebhaftem Verkehr mit denen 
der übrigen Länder, vor allen Deutschlands standen, da fort- 
während ein Wechsel der Lehrer beider Seits stattfand, auch 
Promotionen in beiden. Rechten erfolgten, ergab sich selbst 
die Nothwendigkeit dieses Studiums. Van Kampen‘**°) äussert 
d&rüber: „Waarschijnlijk begon men in dit Tijdvak (nämlich 
seit 1648) ook over het kanonieke of kerkelijke Regt voorle- 
zingen te houden, daar de reden, waarom zulks vroeger werd 
nagelaten (de vrees voor den invloed van Rome), door den 
vrede met Spanje grootendeels was weggenommen, en de 
titel van Doctor der beide Regten (het Burgerlijke en Ker- 
kelijke) toch wel eenige beteekenis moest hebben.“ 

Die Kenntniss des kanonischen und Kirchenrechts er- 
langten die Holländer zu nicht geringem Theile auf auswär- 
tigen Universitäten, da ungeachtet des Vorhandenseins so 
vieler einheimischen Anstalten es doch sehr üblich war, die 
Bildung anderwärts zu vollenden. In Holland selbst wurden 
. kirchenrechtliche Fragen von den Juristen bei der Interpre- 
tation des Codex und der Novellen, so wie bei den Vor- 
trägen über Staatsrecht mit behandelt. Die Kenntniss des 
Kirchenrechts war aber gerade in den vereinigten Nieder- 
landen ein grosses Bedürfniss, da die fortwährenden dogma- 
tischen Streitigkeiten, die differenten Ansichten über die Ver- 
fassung der Kirche, das Verhältniss der Obrigkeit zur herr- 
schenden Kirche und zu den geduldeten Religionsgemein- 
schaften u. a. m. auf diese Disciplin hinweisen. Kirchen- 
rechtliche Probleme, welche zum Theil erst späterhin in an- 
deren Ländern zur Sprache kamen, wurden schon zeitig in 
den einzelnen Provinzen der vereinigten Niederlande aufs 
lebhafteste behandelt. So in Gröningen über das Patronatrecht 
und den Anspruch der Gemeinden auf die Wahl ihrer Pre- 
diger*); dann der alle berührende Streit der Arminianer 
und Gomaristen über kirchliche Autonomie, indem jene die 
Kirche dem Staate unterworfen wissen wollten, diese Unab- 


#) A, a. 0. Il. 33. | 
4) Vergl. Joh. Acronius: Erinneringe van de Beropinge der Pre- 
diger, wodannich, vnn dorch wehn deselve geschen sal, sampt ock wat 
van den Jure Patronatus, offte Collationsrechte over de kercklicke Bene- 
fiien tho halden sy. Tho Gröningen 1604. 4. 
15* 
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hängigkeit der Kirche verlangten,’°) woran sich eine Reihe 
einzelner Fragen über liturgisches Recht u. a. anschlossen®?). 
Die meisten niederländischen Juristen in den vereinigten 
Staaten, so sehr sie auch in die Streitigkeiten hineingezo- 
gen wurden, behandelten doch das Kirchenrecht mehr als 
Nebensache, wenigstens literarisch. So Joh. Jacob Wissen- 
bach (f 1665), welcher die Differenzen des römischen und 
kanonischen Rechts nach der Ordnung der Institutionen und 
die Widersprüche des kanonischen Rechts zusammenstellte,°*) 
auch in seinem Commentar zum Codex das Kirchenrecht be- 
rührte.®°) DBeiläufig kommt auf dasselbe Martin Schoock 
(+ 1669), Simon van Leeuwen (} 1685), Ulrich Huber 
(7 1694) u. a. Dagegen beschäftigte sich Arnold Corvinus 
a Belderen, Professor am Gymnasium zu Amsterdam, selbst- 
ständiger mit dem kanonischen Rechte und arbeitete 1648 
ein Lehrbuch aus, welches längere Zeit viel gebraucht und 
wiederholentlich von Samuel Stryk und J. H. Böhmer 


herausgegeben wurde.) Der Verfasser trat aber später zur 


römisch-katholischen Kirche über und starb 1680 in Mainzi- 
schen Diensten. Diese Thatsache konnte den kanonistischen 
Studien in Holland nicht gerade förderlich sein, indem mit 
der Hingabe an dieselbe die Gefahr des Abfalls von der evan- 
gelischen Kirche verbunden zu sein schien. Die Theologen, 
welche man dagegen mehr gesichert hielt, wurden daher um 
so mehr gedrängt, ihre Aufmerksamkeit dem Kirchenrechte 
zu widmen und kamen nun selbst auf den Gedanken, dass 
diese Disciplin überhaupt eine theologische sei. Samuel des 
Marets (Maresius } 1679), Professor der Theologie in 
Gröningen, gab die Institutionen des kanonischen Rechts von 


50) Joh. Uyten bogaert: Tractaet van t’Ampt ende Authoriteyt eener 
Hoogher Christelicker Overheydt, in kerkelicke Saecken. s’Graven Haghe 
1610. 4. Hugo Grotius: de imperio summarum potestatum circa sacra 
— David Blondell de jure plebis in regimine ecclesiastico (Amstelod. 
1677. 12.). 

51) Benthem a. a. O0. X., 69 folg. 

52) Gewöhnlich abgedruckt hinter den späteren Ausgaben von Arnold 
Corvinus ius canonicum. 

»2) Der Commentar wurde wegen des der römischen Kirche ungün- 
stigen Inhalts von der Curie verboten (van Kampen a.a.0.II., 36. Anm.) 


54) Jus canonicum methodo institutionum per aphorismos strietim 
explicatum. 


an jener mu.) sur ut 
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Antonius Cucchus 1660 heraus, fügte dazu Anmerkungen 
und eine dissertatio theologica de iure canonico, worin er die 
Nothwendigkeit dieser Wissenschaft nachweist, insbesondere 
auch für die bessere Einsicht ins römische Recht, aber zu- 
letzt erklärt: „Porro quamvis non invideamus Juris consul- 
tis nostris docturam iuris canonici, tamen illius studium ma- 
gis theologicum quam iuridicum esse, merito pertendimus: 
nam et canones ecclesiasticos nosse, tam veteres quam re- 
centes, pertinet potissimum ad eos, qui in ministerio ecele- 
siastico versantur; et in veteribus Academiis facultas decre- 
torum theologicae proxima est; et in regno pontificio aeque 
frequens est docturae theologicae et canonicae SOEhIDEND, 
ac in nostris academiis coniunctio iuris civilis et canonici.“ 
'Es kann hier nicht unsere Aufgabe sein, die einzelnen 
Autoren und deren Schriften auf unserem Gebiete speciell 
nachzuweisen, obgleich dieselben auch für manche noch heute 
schwebende Fragen nicht ohne Nutzen zu Rathe gezogen wer- 
den können. Die aus der entgegengesetzten Richtung der 
Remonstranten und Contraremonstranten hervorgegangenen 
Arbeiten verdienen unser Interesse, indem sie, unter Be- 
nutzung des historischen Materials und vor allem auf die 
Grundlagen der heiligen Schrift zurückführend,, mit gewisser 
Consequenz die Ergebnisse darlegen, welche einer Seits aus 
territorialistischer Anschauung fliessen, sowie anderer Seits 
die mit der Autonomie der Kirche verbundenen Gerechtsame 
vertheidigen. Es genügt an die literarische Fehde von Ni- 
colaus Vedelius (de episcopatu Constantini Magni seu de 
potestate magistratuum reformatorum circa res ecclesiasticas. 
1688. 1642. 1661) mit Revius, Triglandius u. a., von 
Gisbert Voetius mit Maresius, Joh. Coccejus u. a. zu 
erinnern.°:) Von den Juristen, die bis gegen Ende des vo- 
rigen Jahrhunderts auch das Kirchenrecht in den Kreis ihrer 
Thätigkeit zogen ,’®) sind die bedeutenderen Heinr. Brouwer 
(de iure connubiorum apud Batavos. Amstelod.- 1665), An- 
tonius Matthaeus der Jüngere (F 1720),°”) Gerhard Noodt 


55) M. s. darüber Thomasius historia contentionis inter imperium 
et sacerdotium (Halae 1722) pag. 357 segq. 

56) Gerhard von Mastricht, in Köln geboren und Professor in Duis- 
burg, gehört nicht hierher. 

#) Manuductio ad ius canonicum, quae eiusdem originem, inatitutio- 
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(+ 1725), dessen 1706 erschienene Abhandlung: de religione 
ab imperio iure gentium libera fast in alle lebenden Sprachen 
übertragen wurde, Joh. Barbeyrac (} 1744), Jac. Voorda 
(+ 1767),°) Gerhard von Meermann (f 1771), Abraham 
Perrenot(}1784),Friedr. Adolph vanderMarck(T 1800)°°), 
C. W. de Rhoer (f c. 1815). 

Von Seiten der römisch-katholischen Kirche, welche in 
den vereinigten Niederlanden nur tolerirt war, und der keine 
öffentliche Lehranstalt für kanonisches Recht daselbst zu Ge- 
bote stand, konnte begreiflicher Weise für diese Disciplin 
hier nichts Bedeutendes geschehen. Indessen ist die katho- 
lische Kirche in Holland insofern von einem gewissen Ein- 
flusse geworden, als durch dieselbe der episkopalistischen 
Richtung nicht wenig Vorschub geschehen ist und als durch 
sie ein Anstoss zur tieferen wissenschaftlichen Begründung 
des Episkopalismus gegeben wurde. 

In Löwen waren durch Bajus (F 1589) und Jansenius 
(7 1638) Grundsätze gelehrt worden, welche in Folge der 
Anklage der Jesuiten in Rom verurtheilt wurden. Anhänger 
der Jansenistischen Lehre hatten sich besonders in Holland 
gesammelt und selbst der apostolische Vicar in Utrecht, 
Codde, Erzbischof von Sebaste in partibus, wurde als Jan- 
senist verurtheilt und 1704 entsetzt. Nach längeren frucht- 
losen Verhandlungen hatten die Mitglieder des Capitels in 
Utrecht, unterstützt von der Regierung, sich 1723 einen neuen 
Erzbischof gewählt, auch Bischöfe in Harlem und Deventer 
bestellt, denen jedoch die päpstliche Bestätigung verweigert 
wurde. So entstand die von Rom getrennte Kirche von Ut- 
recht, welche zwar den römischen Primat anerkennt, aber 
den Papst dem allgemeinen Coneil unterworfen wissen will, 
daher auch Appellationen von jenem an dieses für zulässig 
erklärt und dem Staate im Verhältnisse zur Kirche grössere 
Rechte zugesteht, als dies von Seiten der römischen Curie 
geschieht. Als Vertheidiger dieser Principien trat in Löwen 
Zeger Bernard van Espen auf und bearbeitete nach den- 


nes ac fundamenta ... complectitur. Lugd. Bat. 1696 u.a. m. Glück 
a. a. 0. p. 235. 

5) Oratio pro decretalibus Pontificum (hinter seinen Interpretationes 
et emend. iuris Rom. Trai. ad Rh. 1768.) 

®%) Glück a. a. 0. p.255. Van Kampen a. a. O. Il, 817. 318. 
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selben 1700 und 1702 ein ius ecclesiasticum universum, über 
welches durch Decret der Congregatio indicis vom 22. April 
1704 die Verwerfung ausgesprochen wurd. Van Espen 
vertheidigte eben so die Wahl und Consecration des neuen 
Erzbischofs in einem eigenen Gutachten, was seine Entlas- 
sung zur Folge hatte. Er starb bald darauf am 2. October 
1728.°%) Während bisher in Löwen die episkopalistischen 
Ansichten fortwährend bekämpft waren, selbst gegen die gal- 
likanischen Artikel von 1682 eine Erklärung dort abgegeben 
wurde, °') blieb van Espens Auftreten nicht ohne Wirkung, 
wenigstens auf die Staatsmänner. So auf den Grafen Gose- 
vinus de Wijnants, Rathsherrn am Brabanter Hofe (} 1732), 
in seinem: Memoire sur la Constitution des Pays-Bas. Die 
Kanonisten hielten dagegen mehr an den hergebrachten An- 
sichten fest. Bemerkenswerth unter diesen sind Matthias 
Willem van Louvrex (+ 1734),%) Jodocus le Plat (geb. 
1732, 7 1810).*) Vornehmlich waren es aber die bischöflichen 
Seminare, welche die älteren Grundsätze auf kirchlichem Ge- 
biete dem Klerus einprägten, so dass der Versuch Josephsll., 
ein mit gelehrten Theologen besetztes Generalseminar in Lö- 
wen zu begründen und ein anderes System zur Herrschaft 
zu bringen, an dem Widerstande des Erzbischofs von Mecheln, 
Cardinal von Frankenberg und der mit ihm verbundenen 
Geistlichkeit, wie des Volks scheiterte‘) und mit einem 
förmlichen Abfalle des Landes endete. 

Eine Umwandlung trat in Folge der französischen Re- 
volution, dann der Vereinigung des nördlichen und südlichen 
Theils der Niederlande 1815 und endlich der Trennung 1830 


60) $S. Herzogs eit. Encyclopädie IV., 164. 

si, Vergl. D. A. A. (J. A. d’Aubremont) doctrina, quam de pri- 
matu, auctoritate et infallibilitate Romanorum Pontificum tradiderunt Lo- 
vanienses S. Th. magistri ac professores declarationi celeri gallicani oppo- 
sita. Leodii 1682. 4. Im Jahr 1689 erschien ebenfalls in Lüttich von 
Antonius Charlas, Canonicus zu Pamiers ein: Tractatus de libertatibus 
ecolesiae gallicanae: zur Widerlegung u. a. 

62) Dissertationes canonicae etc. Leodii 1729. Fol. S. van Kosaa 
a. a. 0. II, 47. 

8) Le Plat, welcher eine freiere Richtung einschlug, musste aus- 
wandern. Hugo, Geschichte des römischen Rechts seit Justinian S. 475. 

“) A. Theiner der Cardinal J. H. von Frankenberg und sein 
Kampf für die Freiheit der Kirche. Freiburg 1850. 
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ein, welche für das kanonistische Studium von entscheiden- 
dem Einflusse werden musste. Wie in Frankreich ist die 
Trennung von Staat und Kirche für die förmliche Lösung 
des kanonischen Rechts von der Jurisprudenz maassgebend 
geworden. | 

Eine Reorganisation der Universitäten erfolgte gleich 
nach der Vereinigung von Holland und Belgien, unter Be- 
rücksichtigung des überwiegend evangelischen und römisch- 
katholischen Charakters beider Gebiete. Es wurden Franecker 
und Harderwyk aufgehoben, Leiden, Utrecht und Gröningen 
beibehalten, für den Süden neben Löwen noch Lüttich und 
Gent gestiftet und besondere Reglements unterm 2ten August 
1815 und 25. September 1816 für jene und diese erlassen. 
Nach dem Reglement off de inrigting van het Hooger-Onder- 
wijs von 1815 ist für Holland das kanonische und Kirchen- 
recht von der Rechtswissenschaft getrennt und bleibt nur so- 
weit Gegenstand des Unterrichts, als das Verhältniss der 
Kirche zum Staate in den Vorträgen über Staatsrecht mit 
zu berühren ist. Die Ertheilung der Würde eines utriusque 
juris doctor hat zugleich aufgehört und an die Stelle der- 
selben ist der Titel „doctor iuris romani et hodierni“ getre- 
ten. Durch das Reglement für die südlichen Universitäten 
von 1816 wurde dagegen für die Doctoranden noch das Exa- 
men über kanonisches und Kirchenrecht beibehalten. In der 
Ausführung scheint aber nicht gerade besonderer Eifer statt- 
gefunden zu haben und im Wesentlichen nicht mehr geleistet 
zu sein, als auf den nördlichen Hochschulen. Wir dürfen 
dies aus der: Oratio de ratione studii iuris canonici in Bel- 
gio nuper instaurati, quam habuit, quum historiae eccle- 
siasticae et iuris professionem ordinariam solemniter auspi- 
caretur (lovanii 1825) von Rudolph Winssinger wohl 
entnehmen. Der Verfasser, selbst Jurist, bemüht sich dar- 
zuthun, dass, da diejenigen Normen, welche sich auf das 
Verhältniss der Kirche zum Staate beziehen, zum Staats- 
recht gehören (gemäss Artikel XV. des Universitäts - Regle- 
ments), der Begriff des kanonischen Rechts auf diejenigen 
Institute zu beschränken sei, welche die Disciplin der Kirche 
betreffen und dafür sei ein Vortrag für jeden Christen noth- 
wendig, wobei Alles, was die Theologie überhaupt, die Dog- 
matik und Ethik berührt, nicht mit in Betracht zu ziehen 
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sein würde. Ob und wie der Redner selbst und andere nach 
ihm in so beschränkter Weise kanonisches Recht in Löwen 
gelehrt haben, ist uns unbekannt. Jedenfalls hat eine der- 
artige Behandlung nicht lange stattgefunden, da bereits im 
„Jahr 1830 aufs neue die südlichen Provinzen. von den nörd- 
lichen getrennt und das kanonische Recht von den belgischen 
Hochschulen ganz verbannt wurde. Vorübergehend haben 
L. A. Warnkönig (zuerst in Lüttich) und Birnbaum in 
Löwen sicher nicht ohne Erfolg auch unsere Disciplin ge- 
lehrt. Die belgische Regierung hob die Universität Löwen 
auf, für die beiden andern, Lüttich und Gent, liess sie die 
frühere Organisation im Ganzen fortbestehen und gab nähere 
Bestimmungen in der loi organique de l’enseignement su- 
perieur unterm 27. September 1835, im Ganzen wieder be- 
stätigt am 15. Juli 1849, Die Universitäten haben keine 
theologische Facultät. Diese wird durch die bischöflichen 
Seminare ersetzt, in welchen auch ein besonderer Professor 
des kanonischen Rechts und der Kirchengeschichte angestellt 
ist. Für die Ausbildung künftiger Pfarrer genügt der vier- 
jährige Cursus im Seminar. Für diejenigen, welche eine 
höhere Stellung erstreben, hat der belgische Episkopat. am 
10. Juni 1834 eine katholische Universität zu Mecheln er- 
richtet,®) welche nach Beschluss vom löten October 1835 
nach Löwen verlegt und am 1sten December d. J. eröffnet 
wurde. Diese Universität hat fünf Facultäten, von welchen 
die theologische zwei Professoren für kanonisches und Kir- 
chenrecht enthält.*) Die Bedingungen zur Erlangung der 
akademischen Grade in der Theologie und im kanonischen 
Recht sind speciell in einem Erlasse vom ldten März 1836 
angegeben, °’) worin als übliches Lehrbuch Devoti’s institu- 
tiones iuris canonici genannt sind. Die Staatsuniversitäten 
haben in ihrem Lehrplan das kanonische Recht nicht mit 
' aufgeführt, so dass die den Juristen nöthigen kirchenstaats- 


66) 8, die Urkunde bei Theiner, Geschichte der geistlichen Bildungs- 
anstalten (Mainz 1835) 8. 493 folg. 

66) Nach dem Annuaire du diocese de Liege pour 1848 pag. 33 seq. 
waren damals angestellt: de Ram, prof. ord.: droit ecclesiastique public 
et prive und Verhoeven, prof. ord.: institutions canoniques, decretales. 

67) Derselbe findet sich in Rheinwald’s Acta historico-ecclesiastica. 
Jahrgang 1836 (Hamburg 1839) 8. 258. 259, nz 
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rechtlichen Kenntnisse in dem Vortrage über öffentliches und 
Verwaltungsrecht erlangt werden müssen. Die Literatur über 
kanonisches Recht in Belgien besteht theils aus Sammlungen 
der Staats- und Kirchengesetze, theils aus einzelnen Abhand- 
lungen, welche Geistliche zu Verfassern haben und besonders _ 
das praktische Bedürfniss ins Auge fassen, wobei eine die 
priesterlichen Functionen betreffende reiche Oasuistik erörtert 
wird. Eine Sammlung solcher Abhandlungen findet sich in 
den: Melanges theologiques ou serie d’articles sur les questions 
les plus interessantes de la theologie morale et du droit ca- 
non par des ecclesiastiques Belges. Liege 1847 (ed. II. 1851) 
— 1853. VI. vol., welche für das kanonische Recht nach 
seiner wissenschaftlichen Seite wenig Ausbeute geben. 
Was die Sammlungen der Gesetze des Staats betrifft, so 
findet sich eine brauchbare Zusammenstellung von 
L. Bon (avocat, secretaire des commissions admini- 
stratives de la Fabrique de la Cathedrale et du Se- 
minaire de Liege): Legislation des paroisses en Bel- 
gique. ed. II. Bruxelles 1842. 

beginnend mit dem Jahr 1789. 

‚Die kirchlichen Verordnungen sind für die einzelnen 
Diöcesen besonders zusammengestellt und finden sich über- 
sichtlich in deren Jahrbüchern (Annuaires), so wie vollstän- 
dig in: 

P. F. X. de Ram: Synodicon belgicum, sive acta 
omnia ecelesiarum Belgii a Concilio Tridentino usque 
ad Concordatum d. a. 1801. Mechlini 1828 — 1840. 
IV. vol. 4. Lettres pastorales, circulaires et autres 
documents publies dans le diocese de Liege, depuis 
le concordat de a. 1801 jusqu’a 1830. Liege. II. vol. 8. 

Daran schliesst sich eine Collection des Bischofs van 
Bommel 1844. 1845 in 2 Bänden, die Statuten der 1851 
u. a. ’gehaltenen Synoden (Auszüge in den citirten Melanges 
theologiques. Serie V. pag. 451 seq. VI. pag. 96 seq.) u. a. 
m. Eine besondere Zusammenstellung ist neuerdings auch 
für Antwerpen erschienen 

P. F.X. de Ram nova et bach collectio synodo- 
rum episcopatus Antwerpiensis. Lovan. 1859. 4. 

Die römisch-katholische Kirche von Holland, auch nach- 

dem seit 1853 die ordentliche bischöfliche Hierarchie herge- 
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stellt ist, hat immer nur in ihren eigenen Anstalten den 
Klerus erzogen. Von einer höheren wissenschaftlichen Pflege 
des kanonischen Rechts von Seiten derselben ist uns nichts 
bekannt geworden. Die schismatische Kirche von Utrecht be- 
steht, wie bisher, in ihrer Unabhängigkeit und hat sich 1856 
gegen die dogmatische Sanction der conceptio immaculata 
ausgesprochen. ®®) 

Auf den drei holländischen Landesuniversitäten, wie auf 
dem Athenäum zu Amsterdam bildet auch jetzt noch das 
Kirchenrecht in den schon oben bezeichneten engen Grenzen 
einen Bestandtheil des ius publicum. In welchem Umfange 
dasselbe gelehrt wird, erkennt man aus der Uebersicht, wie 
sie Den Tex giebt.) Ausserdem wird das evangelische 
Kirchenrecht als Theil der praktischen Theologie von den 
Theologen gelehrt. 

Dass die grosse Bedeutung des Eanenisihen und Kirchen- 
rechts für Wissenschaft und Anwendung in Holland erwei- 
terte Studien fordern, ist von einsichtsvollen Juristen und 
Theologen früher und später nicht verkannt worden. J. C. 
v. d. Hoop schrieb de necessitate ıuris Romani et quoque 
Canoniei in Hollandia studii. Hagae Com. 1779 (ed. II.) und 
Den Tex erklärt sich über die Nützlichkeit, ja Unentbehr- 
lichkeit dieses Studiums in beredten Worten und tadelt, dass 
die Bearbeiter civilrechtlicher Themata auf das kanonische 
Recht nicht die nöthige Rücksicht nehmen: ’°) „Merito igitur. 
observatum est, eos, qui historice iuris quoddam civilis ar- 
gumentum tractant, male vulgo a iure Romano ad hodiernum 
se conferre, quum. historica argumenti progressio percipi ne- 
quest, nisi Canonici quoque .iuris ratio habeatur.* Auch 
die heutigen Theologen nehmen einen andern Standpunkt in 
Bezug auf die Competenz zur Bearbeitung dieses Faches ein, 
als des Marets und andere. Der vor einigen Jahren ver- 
ewigte Professor der Kirchengeschichte an der Universität zu 
Utrecht Joh, Hermann Roijaards erklärt sich darüber in 


68) Herderlijk onderrigt van den Aartsbischop van Utrecht en de Bi- 
schoppen van Haarlem en Deventer, over de Onbevlekte Ontvangenis der 
H. Maagd Maria. Utrecht 18586. | 

69%, In der Encyclopaedia Jurisprudentiae (Amstelodami 1839) 8. 103 
seg. 390 seq. 

70%) A. a. O. 8. 404. 
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höchst ansprechender Weise 1848 in der Abhandlung: Het 
Kerkregt, als wetenschap, ook voor akademisch onderwijs.’') 
Er beklagt die auf nicht zu rechtfertigende Weise eingerissene 
Vernachlässigung dieser Disciplin, deren Wichtigkeit er im 
Einzelnen darlegt, und beantragt die Wiederherstellung der 
Vorträge auch von Seiten der Juristen, da diese Wissen- 
schaft wegen ihres gemischten Charakters sowohl von Theo- 
logen als von Juristen bearbeitet werden müsse: „Het Kerk- 
regt is ene gemengde wetenschap, die door Regtsgeleerden 
zoowel als door Theologen moet worden voorgedragen aan de 
Universitäten“. ®) Roijaards erkannte wohl, dass die Lö- 
sung von Kirche und Staat eigentlich der Grund der Ver- 
nachlässigung sei und sprach sich auch über dieses geräde 
im Jahre 1848 so lebhaft verhandelte Problem mit Mässi- 
gung und Umsicht aus, indem er Autonomie für die Kirche, 
aber doch Zusammenhang derselben mit dem Staate verlangte: 
„En toch, de gevolgen dier pogingen, zij zallen zich niet tot 
dit gedenkwaardige jaar bepalen. Zij zallen voortduren. 
Wat gedurende eeuwen verbonden was, laat zich niet als 
een’ Gordianschen Knoop doorhakken.*“’’) Er schliesst mit 
dem Zuruf: „Welaan, dat dan Nederland hierin thans niet 
achter blijve! Wetenschap en leven vragen van Nederland 
de aan de Universitäten aangewakkerde beoefening van het 
Kerkregt, door Regtsgeleerden en Godgeleerden gelijkelijk. 
Zi) vragen het met dringenden ernst, ter herstelling van het- 
geen vroeger in ons Vaterland met ijver en kracht door een 
van Espen, Voetius, Schoock, van der Marck en 
anderen aan Europa werd aangewezen, maar wat in onzen 
tyd te veel is verwaarloosd ..... Wat zal Nederland ant- 
woorden?“ 

Der ehrwürdige Verfasser und andere Theologen haben 
das Ihrige gethan. Es genüge an das Archief voor kerkelijke 
Geschiedenis zu erinnern, welches Roijaards mit Kist (zu 
Leiden) herausgegeben und welches für kanonisches und evan- 
gelisches Kirchenrecht die trefflichsten Beiträge geliefert, ins- 


— una. 
——— 


71) Overgedrukt uit de Nederlandsche Jaarboeken voor Regtsgeleerd- 
heid en Wetgewing. XI. Deel. I. Stuk. blz. 40 seg. Utrecht 1848. 

2) A. a. 0. Bl. 18. 23. 

”») A. a. O. Bl. 12. 
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besondere für die Geschichte der Presbyterialverfassung neue 
Quellen eröffnet hat; ferner an Roijaard’s: Hedendaagsch 
Kerkregt bij de Hervormden in Nederland. Utrecht 1834. 
1837. 2 vol.,’*) desselben: Geschiedenis van het Christendom 
en van de Christelijke kerk, gedurende de Middeleeuwen. Ut- 
recht 1849. 1853. 2 vol. (mit interessanten Beiträgen über 
die kirchlichen Institute des Mittelalters überhaupt) u. v. a. 
Hierher würden wir. auch rechnen P. Broes: Kerk en Staat 
. Amsterd. 1832. 4 vol. — Andere Leistungen sind mehr kom- 
pilatorischer Natur, für die Kenntniss des Kirchenrechts der 
Niederlande aber unentbehrlich, wie: G. van der Tuuk, 
Handboek voor Hervormde Predikanten en Kerkenradsleeden. 
Leeuwarden 1820—1830. 4 vol. — Overzigt wegens de Han- 
delingen der Evangeliesch Luthersche Synode 1819 — 1843. 
1844—1848. Te Amsterdam 1844. 1850. 2 vol. 

Unserm Plane gemäss wenden wir uns nunmehr zu einer 
gedrängten Uebersicht der kanonistischen und kirchenrecht- 
lichen Studien in Deutschland.’”) Auch von hier aus zo- 
gen lernbegierige Jüngling wie Aeltere nach den romanischen 
Hochschulen, um die auf denselben empfangene Wissenschaft 
im Leben anzuwenden. Während auch in deutschen Landen 
der kirchliche Theil des kanonischen Rechts Sache des Kle- 
rus blieb, wurden die römisch-kanönischen Grundsätze bür- 
gerlicher Natur nach und nach auch in den weltlichen Aem- 
tern verwerthet. Seit der Errichtung eigener Universitäten 
musste dies natürlich mit viel grösserem Erfolge geschehen. 
Das erste Generalstudium wurde 1348 zu Prag begründet. 
Die üblichen vier Facultäten wurden eingerichtet, die juristi- 
sche war aber überwiegend eine kanonistische. Es bemerkt 
darüber Tomek:”°) „In der juridischen Facultät wurde nach 


74, Vergl. darüber meinen ausführlichen Bericht in den Berliner 
Jahrbüchern für wissenschaftliche Kritik. 1844. September No. 51-53. 

75) Unsern Blick auf andere Länder zu richten unterlassen wir, da 
uns eine so specielle Kennitniss der Literatur nicht zu Gebote steht. Hier 
mag nur erwähnt werden, dass nach Verordnung des Ministers de Fo- 
mento vom 25. September 1858 in Spanien der Unterricht im kanoni- 
schen ;Recht auf den Universitäten ertheilt wird und zwar in der juristi- 
schen Facultät, nach den Lehrbüchern von Selvazio, J. Ant. del Co- 
meiro, Cavallarius.' Im Jahre 1857 erschien in Madrid: J. Mt. Car- 
ramolino elementos de derecho canonico etc. in 2 vol. 

7°) Geschichte der Prager Universität (Prag 1849) 3. 44. 
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dem Beispiele der Pariser Universität vorzüglich das kano- 
nische Recht gelehrt, viel weniger das römische, wel- 
ches wahrscheinlich, so wie in Paris, meistentheils nur zur 
Erklärung des Kirchenrechts dienen sollte. Diess war in der 
Natur der Verhältnisse vollkommen gegründet, da wenigstens 
in Böhmen das römische Recht bei keinem Gericht ala Ge- 
setz eingeführt war, während dem kanonischen bei den da- 
mals so mächtigen geistlichen Gerichten eine ungleich grös- 
sere Wichtigkeit zukam ...... Wegen des überwiegenden 
Ansehens des kanonischen Rechts vor dem römischen wurde 
die Juristenuniversität häufig bloss universitas canonistarum 
genannt.“ Die Richtigkeit dieser Auffassung wird durch die 
Thatsache bestätigt, dass zur juristischen Facultät in Prag 
überwiegend Kleriker gehörten. Tomek erinnert:’”) „Sehr 
häufig lagen den Studien Männer ob, die bereits hoch in 
Aemtern und Würden standen. Ansehnlich ist besonders die 
Anzahl geistlicher Personen unter denselben. So nennt z.B. 
die Juristenmatrikel vom Jahre 1372—1408 unter ihren Stu- 
denten 1 Bischof, 1 Abt, 9 Erzdechanten, 23 Dompröpste, 
4 Dechanten, 209 Domherren, 187 Pfarrer, 25 Ordens- und 
78 Weltgeistliche von niedrigerer Stellung.“ Aehnlich war 
auch das Verhältniss auf der 1365 gestifteten Universität 
Wien, wo bis zum Jahre 1494 ausschliesslich nur Kirchen- 
recht gelehrt und die Juristenfacultät als facultas iuris ca- 
nonici bezeichnet sein soll.”°) Für die ebenfalls nach dem 
Muster von Paris von Pfalzgraf Ruprecht dem Aelteren 
1386 gegründete Universität Heidelberg erging sogleich 
die Bestimmung: „Ut quatuor in ea sint facultates: prima 
sacrae theologiae, seu divina: secunda juris canonici et ci- 
vilis, quae propter sui propinquitatem pro una facultate dis- 
ponimus aestimari,“’) während in Köln, 1388 errichtet, 
die juristische Facultät eigentlich in eine kanonistische und 
eivilistische zerfiel, welche jedoch nur Ein Corpus bildeten 
und Einen Vorsteher hatten, den „decanus iuris utriumque 
fecultatum“ sowie auch nur Ein Siegel „sigillum veneran- 


7, A. a. 0. S. 35. verb. m. 8. 44. 

8) Nach Kink, Geschichte der kaiserlichen Universität zu Wien. I, 
101 (cit. von Stobbe, a. a. .O. 9. 630). 

7%, C. L. Tolneri historia Palatina (Francof. ad M. 1700 Fol.). Co- 
dex diplomaticus nro CLAXIX. Fol, 123. 
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darum iuris facultatum“.®°) Auch auf den übrigen deutschen 
Universitäten, mochte die juristische Facultät in eine oder 
zwei Sectionen zerfallen, bestand doch insofern eine Einheit, 
als beide Rechte selbst nicht völlig von einander getrennt 
wurden, was auch ohne beiderseitigen Nachtheil nicht mög- 
lioh war. Daher erfolgten fortwährend Promotionen von bac- 
calaurei und doctores decretorum, legum und utriusque iuris, 
bis seit dem sechszehnten Jahrhundert die Benennung utrius- 
que iuris doctor fast allgemein die stehende wurde. ®') 

Das sechszehnte Jahrhundert bildete aber überhaupt einen 
Wendepunkt für das Studium des kanonischen und Kirchen- 
rechts in Deutschland, indem die Reformation einen ent- ° 
scheidenden Einfluss darauf üben musste. Die Reformatoren 
waren dem kanonischen Recht, als einem Erzeugnisse des. 
Papstthums, abhold und gaben dem römischen Rechte den 
Vorzug. Luther sagt geradezu: „Sprich, was recht ist, 
nicht aus päpstlichen, sondern nach kaiserlichen Rechten, 
die dem natürlichen Recht gemäss und wider Gottes Wort 
nicht sind.*®) In solcher Abneigung ging man protestan- 
tischer Seits sogar bis zum förmlichen Verbote der Beschäf- 
tigung mit dem kanonischen Recht, wie in der hessischen 
Kirehenordnung von 1526. Cap. XXIX. Es ist daselbst die 
Rede von der beabsichtigten Stiftung der Universität zu Mar- 
burg und es wird vorgeschrieben, dass auf derselben nichts 
gelesen werden soll, was den Angelegenheiten des Reiches 
Gottes schaden könnte.. Bei der Feststellung der Facultäten 
wird für die juristische nur die Anstellung von solchen Män- 
nern bestimmt, welche über die leges civiles Vorlesungen 
halten sollten. Dann heisst es am Schlusse des Capitels: 
„Porro ius illud contra fas vocatum canonicum, omnino legi 


%) v. Bianco, Versuch einer Geschichte der ehemaligen Universität 
... Köln. 8.20. 

81) Vergl. Beispiele bei Zarncke die urkundlichen Quellen zur Ge- 
schiehte der Universität Leipzig. Leipzig 1857. S. 876 folg. In den Sta- 
tuten von Wittenberg von 1508 (herausgegeben von Muther. Begiomonti 
1859) heisst es in Cap. VI. (pag. 10): „Doctores vel Baccalaurei unius vel 
utriusque iuris promoveantur“ etc. 

#2) Luthers Werke von Walch, Bd. XXII., 8.2192, vergl. J. H. 
Boehmer ins eccles. Prot. lib. I, tit. IL, $. LVII. seg. Buddei isagoge 
historico-theologica. Liber II, cap. V., &: VII. aeg. 
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prohibemus. Qui in hoc venerabili studio aliquid contra 
sanctum verbum decernere ausus fuerit, anathema sit.“ ®) 
Diese Vorschrift ist aber seibst in Marburg nicht zu rechter 
Vollziehung gekommen, viel weniger auf den anderen Uni- 
versitäten. Unter den Augen der Reformatoren selbst und 
ungeachtet ihres Widerspruchs wurde in Wittenberg fort- 
während das kanonische Recht von den Juristen gelehrt und 
angewendet und diesem Beispiele folgten die übrigen pro- 
testantischen Hochschulen. ®) Das völlige Beseitigen des ka- 
nonischen Rechts, wie es sich Luther Anfangs möglich 
dachte, war ja auch geradezu unausführbar, wenn man nicht 
mit einer „stürmischen Mutation,“ wie sie im Allgemeinen 
von den evangelischen Reformatoren durchaus gemissbilligt 
wurde, vorschreiten wollte. Selbst die Anwendung des rö- 
mischen Rechts in bürgerlichen Angelegenheiten forderte ja 
die Berücksichtigung des kanonischen Rechts, denn das rö- 
mische Recht war nicht rein in der Gestalt der Justinian- 
schen Compilation, sondern mit kanonistischen Modificationen 
recipirt worden.®) Es war nicht zufällig, dass in den deut- 
schen Reichsgesetzen so oft das geistliche und kaiserliche 
geschriebene Recht zusammen als gemeines Recht bezeichnet 
wurden und die Gerichte mit Doctoren beider Rechte besetzt 
waren.®) Die Differenzen zwischen beiden Rechten wurden 
durch Doctrin, Praxis und Gesetzgebung ausgeglichen und 
dabei dem strengeren sittlichen Standpunkte des kanonischen 
Rechts nicht selten der Vorzug eingeräumt. Für viele Insti- 
tute der evangelischen Kirche musste auch das kanonische 
Recht die unentbehrliche Grundlage und der Ausgangspunkt 


8) Schmincke, monumenta Hassiaca Il., 660. Richter, die Kir- 
chenordnungen des 16ten Jahrhunderts I., 68. 

84) Speciellere Nachweisungen, auch der einzelnen Lehrer giebt J. H. 
Boehmer a. 2.0. $.LX. folg. LXVIII. verb. Glück praecognita $. 139. 

&) 8. v. Savigny System des heutigen römischen Rechts I., 75., 
266—268. 

86) Zeugnisse bei Kraut Grundriss zu Vorlesungen über das deutsche 
Privatrecht $. 26. Stobbe a. a. O. 8.620 folg. Dazu füge man z.B. die 
Nachricht von Friedrich I. von der Pfalz: „Darna (a. 1462) hoit der Pfalz- 
graff dem Rechten zu Liebe ein Hoef-Gericht geordnet .... und ist das 
Recht besetzt mit Doctori gegrund in weltlichen und geistlichen Rechten,“ 
(Kremer) Geschichte des Kurfürsten Friedrichs I. von der Pfalz (Krankl. 
und Leipzig 1765. 4.) S. 636. Anm. 6. 
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einer eigenen Entwicklung bleiben. Die rechten Grenzen zu 
finden war freilich nicht leicht, aber eine völlige Lösung un- 
thunlich. | 

Für die römisch- katholische Kirche verstand sich die 
fortdauernde Autorität des kanonischen Rechts von selbst 
und dass die Verbindung desselben mit dem römischen Rechte, 
mithin die Behandlung durch Juristen demselben nur erspriess- 
lich sein könne, erkannten auch die Päpste selbst an. So 
schrieb Innocenz XII. durch Edict vom 10. Februar 1700 
den Alumnen der Seminare das Studium des römischen 
Rechts vor®") und Benedict XIV. wies in der Schrift de 
‘ synodo dioecesana den Zusammenhang beider Rechte nach 
und erklärte deshalb „... tam arctam nostro hoc tempore 
inter ius canonicum et civile intercedere connexionem, eaque 
ita sese mutuo adiuvare, ut qui optime primum nosse cupit, 
alterius scientiam sibi comparare debeat.*®) In dem auf 
Betrieb des Ignatius von Loyola 1552 gegründeten Collegium 
Germanicum zu Rom und den Jesuitenanstalten wurde da- 
gegen das Studium des römischen Rechts beseitigt und selbst 
eidlich von den Mitgliedern des ersteren versprochen, sich 
diesem Studium nicht zu ergeben.) Die Ausbildung des 
Klerus erfolgte übrigens, nach dem Schlusse des Tridentini- 
schen Concils sess. XXIIL, cap. 18. de reform. 1563, in den 
nach und nach in allen Diöcesen errichteten und der Leitung 
der Jesuiten 'untergebenen Priesterseminarien’) Auch die 
katholischen Hochschulen Deutschlands, welche durch neue 
Stiftungen vermehrt wurden, kamen in die Hände der Je- 
suiten und unterlagen derselben Abrichtungsmethode, welche 
in den übrigen Anstalten dieses Ordens üblich war. Das ka- 
nonische Recht bildete auf den Universitäten neben dem rö- 
mischen Recht einen Hauptgegenstand des Unterrichts und 
wurde dem praktischen Bedürfnisse gemäss mit einer reichen 
Casuistik ausgestattet. Während des siebenzehnten Jahr- 


#7), Joannis de Joanne historia seminariorum clericalium (August. 
Vindel. 1787) pag. 216. 

88) Lib. IX. cap. X—XIV. Lib. XIII. cap. X. 8. XI. 

8) Vergl. das Eidesformular und das erneute Statut für das Üolle- 
gium Germanicum von 1584, bei Theiner, Geschichte der geistlichen 
Bildungsanstalten 8.78. 418. 

%) Specielle Nachweisung derselben bei Theiner a. a. O. 8.102 folg. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht, 1. | 16 
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hunderts waren die Universitäten zu Ingolstadt, Dillingen, 
Salzburg besonders thätig, °') wogegen die in Oesterreich viel 
weniger leisteten. Der Professor des kanonischen Rechts 
nahm hier die erste Stelle ein.) Allmählich erfolgten Ver- 
änderungen zum Bessern, obschon der Umfang der kanonisti- 
schen Studien durch die Einführung besonderer Vorträge über 
bisher vernachlässigte andere Theile der Rechtswissenschaft 
beschränkt werden musste.*) Der Einfluss van Espen’s, 
von Hontheim’s u. a. war nach einer Seite hin den Ar- 
beiten auf dem Gebiete des Kirchenrechts vortheilhaft, indem 
dadurch die Vertiefung in die früheren kirchlichen Zustände 
veranlasst und überhaupt der historische Sinn geweckt wurde, 
wogegen freilich zugleich nach der andern Seite auch die 
Abstraction von der genetisch fortschreitenden Entwickelung 
unter den damaligen Wirren inmitten der römisch - katholi- 
schen Kirche Nahrung finden musste.) Mit den schweren 
Demüthigungen, welche die Kirche seit dem Ende des vori- 
gen Jahrhunderts erlitt, war eine Abnahme der kirchenrecht- 
lichen Studien überhaupt verbunden, seit der Herstellung 
der hierarchischen Ordnungen sind dieselben aber aufs neue 
mit stets wachsendem Eifer und Erfolge betrieben worden. 
Katholischer Seits wird gegenwärtig in Deutschland das ka- 
nonische und kirchliche Recht sowohl von Theologen als Ju- 
risten aufs lebendigste studirt. Die theologischen Facultäten 
und die bischöflichen Seminare haben eigene theologische 
Professoren für diese Disciplin, während zugleich auch in 
den Juristenfacultäten überall Lehrstühle für dieselbe be- 
stehen. Nur von den letztern werden Doctoren beider Rechte 
promovirt, darunter aber, wie früher, unverändert iuris ci- 
vilis et canonici doctores verstanden, Ueberall wird das 
Kirchenrecht als eine positiv christliche Wissenschaft behan- 
delt, freilich aber nicht blos von Theologen, was weniger 


®i) Die Namen”der bedeutenderen Kanonisten bei Glück praecognita 
$. 109. nro 1. 4. 18. 22. 25. 33. 34. mann juristische Literatur-Ge- 
schichte S. 63 folg. 70. 

2) Vergl. Tomek a. a. O. 8. 294 folg. 

93) Details darüber bei Tomek a. a. O. S. 315. 324 338. 345. 

9%) Vergl. Beidtel Untersuchungen über die kirchlichen Zustände 
in den österreichischen Staaten (Wien 1849) S, 44 folg. | 
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befremdlich ist, sondern auch von manchen Juristen in einem 
Geiste dargestellt, welcher selbst die von der päpstlichen 
Curie gebilligte hodie vigens ecclesiae disceiplina übersehend 
auch rein juristische Fragen vom streng dogmatischen Stand- 
punkte aus zu beantworten unternimmt und ganz vergisst, 
dass im Allgemeinen in. Deutschland für die römisch -katho- 
lische und evangelische Kirche ein paritätisches Verhältniss 
rechtlich feststeht. 

Bei den Evangelischen ist das Kirchenrecht unverändert 
ein Theil der juristischen Disciplinen geblieben, der Ein- 
wirkung der staatsrechtlichen und theologischen Richtungen 
in der Kirche aber naturgemäss immer zugänglich gewesen. 
Der Episcopalismus und die Orthodoxie, wie der Territo- 
rialismus und das pietistische Princip, der Collegialismus 
und die Neologie haben nicht nur früher ihre Vertreter im 
Kirchenrechte gehabt, sondern es fehlt auch heut zu Tage 


nicht an solchen Kanonisten, welche der einen oder andern . 


Richtung in exclusiver Weise zugethan sind. Dazu gehören 
insbesondere diejenigen, welche den vortheilhaften Einfluss 
der sogenannten historischen Rechtsschule auf unsere Disci- 
plin verkümmern, indem sie in einseitiger Weise „der Macht 
der Thatsachen * alle bestimmende Autorität beilegen und 
die Grundgedanken der evangelischen Reformation, welche 
durch solche Thatsachen zur, Zeit zurückgedrängt wurden, 
als für alle Zeit überwunden ansehen. Sie unterscheiden 
sich im Princip nicht von den Kanonisten der römisch-ka- 
tholischen Kirche, welche die Wiederherstellung des kanoni- 
schen Rechts des Mittelalters als das zu erstrebende Ziel be- 
trachten, indem sie den Zustand zur Zeit der Kirchenord- 
nungen aus der zweiten Hälfte des sechszehnten Jahrhunderts 
als allein berechtigt ansehen möchten. Zu diesen Kirchen- 
rechtslehrern innerhalb der evangelischen Kirche gehört ein 
Theil der Theologen, welche das kanonistisch gefärbte System 
der Dogmatik in das Kirchenrecht einzuführen trachten. 
Glücklicher Weise fehlt es aber auch nicht an anderen Theo- 
logen, welche sich von diesem Abwege frei gehalten haben. 
Uebrigens trifft die evangelischen Geistlichen schon seit "lange 
der Vorwurf, dass sie sich um das evangelische Kirchenrecht 
viel zu wenig bemühen. Dass sie ihre völlige Vernachlässi- 
gung des kanonischen Rechts noch heute mit dem Act der 
16* 


_ 
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Verbrennung des Corpus iuris canonici durch Luther zu recht- 
fertigen unternehmen, zeugt von wenig Einsicht. 

Die Aufgaben, welche für die Bearbeiter des kanonischen 
und Kirchenrechts der Gegenwart und nächsten Zukunft in 
Deutschland bestehen, sind eben so umfangreich als schwie- 
rig. Was das kanonische Recht als -Bestandtheil des gemei- 
nen weltlichen Rechts betrifft, so könnte die völlige Elimi- 
nirung desselben, wenn sie überhaupt möglich wäre, nicht 
zum Heil desselben dienen. Civilisten und Germanisten haben 
vielmehr die Pflicht, sich des reichen Stoffs su bemächtigen, 
welchen das das Alterthum und die Neuzeit vermittelnde ka- 
nonische Recht ihnen darbietet. Es darf nicht vergessen wer- 
den, dass die Kirche auf die eigenthümliche Natur und Sitte 
der Völker stets Rücksicht nahm und sich denselben accom- 
modirte, aber auch zugleich das gesammte Leben in allen 
Gebieten bestimmte und veredelte. Wie sehr auch die Ver- 
hältnisse seit dem Schlusse des Mittelalters umgestaltet wor- 
den sind, doch bestehen noch immer engere Beziehungen zum 
kanonischen, als zum römischen Recht. Die Vortrefflichkeit 
des letztern und die Anwendbarkeit für die spätere Zeit 
äussert sich doch vornehmlich nur in einzelnen Theilen des 
Privatrechts, für welche es in der That gleichsam eine ratio 
scripta bildet. Uebrigens ist die volle wissenschaftliche 
Einsicht in unsere gegenwärtigen Rechtszustände ohne das 
kanonische Recht geradezu unmöglich. Da das römische 
Recht als ein consequent ausgebildetes System besonders ge- 
eignet ist, das juristische Denken zu fördern, so wird in 
dem Rechtsstudium von demselben niemals Abstand genom- 
men werden dürfen und das ius utrumque im älteren Sinne 
wird für Deutschland, wo exclusive Gesetzgebungen bereits 
vorhanden sind und neue geschaffen werden, wenigstens so- 
weit es sich um die Rechtswissenschaft handelt, in unver- 
kürzter Anerkennung bleiben. Wir zweifeln gar sehr, dass 
folgende Aeusserung von Rosshirt’) jemals allgemeinere 
Zustimmung finden werde: „Ein gemeines deutsches Recht 
besteht aber nur in dem Anschlusse an die neuere Quelle 
des Rechts, die kanonische. Das Wegweisen dieser Quelle 


#5) Im Archiv für katholisches Kirchenrecht von Moy de Sons Bd.I. 
3.200. 
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führt in eine ungesunde Philosophie und hebt die Bedeutung 
des.positiven Rechts auf. In unseren Tagen werden die jun- 
gen juristischen Köpfe durch das Hineinführen in die abge- 
.kommenen F DEI I ENKONLON: des römischen Rechts abgestumpft, 
statt belehrt . 

Was nun da kanonische Recht als Kirchenrecht betrifft, 
so liegt eine angemessene Beschränkung sowohl im Interesse 
der römisch-katholischen, als der evangelischen Kirche. Für 
die erstere ergiebt sich die Nothwendigkeit aus den verän- 
derten Verhältnissen selbst, sowohl gegemüber dem Staate, 
als dem Leben des Volks. Eine unmittelbare Anwendung 
älterer kanonischer Grundsätze, welche auch nur per desue- 
tudinem, selbst ohne die zu derselben erforderlichen kano- 
nischen Bedingungen, abgekommen sind, würde einen unheil- 
baren Riss herbeiführen. Das Studium des älteren Rechts 
wird dadurch aber keineswegs überflüssig, weil nur mit Be- 
rücksichtigung solcher canones das ganze System verständlich 
ist. Für die evangelische Kirche ist das kanonische Recht 
eine subsidiäre Quelle geblieben, nach Doctrin und Praxis 
aber doch noch mehrfach in einem Umfange, welcher nicht 
gebilligt werden kann. Eine Lösung von einer nicht noth- 
wendigen Abhängigkeit wird aber im wünschenswerthen Maasse 
nicht eher möglich, als bis die evangelische Kirche in die 
Lage gekommen ist, dass kanonische Analogieen in dem bis- 
herigen Umfange nicht mehr zulässig sind. Dazu gehört vor 
allem auch die vollständigere Ausbildung ihrer Verfassung. 
Sehr irrig ist es aber, wenn Kraussold®) schon jetzt die 
Behauptung wagt: „Das protestantische Kirchenrecht hat 
mit dem kanonischen Recht Nichts mehr zu schaffen, es 
muss sich aus dem Wesen und Bestand der evangelischen 
Kirche selbst entwickeln“. Wir meinen, dass selbst dann, 
‚wenn und wann es sich aus dem Wesen und Bestand der 
evangelischen Kirche entwickelt haben wird, doch noch ein 
nicht geringes Residuum bleibt, welches die evangelische 
Kirche nöthigen wird, sich mit dem kanonischen Rechte zu 
befassen. Für jetzt ist das Studium des kanonischen Rechts 
dem evangelischen Kirchenrechtslehrer, er sei Jurist oder 
Theologe, unentbehrlich und darum unerlässlich. 


— 


%) Das Jandesherrliche Summepiskopat (Erlangen 1860) 8. 8. 
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Ueber einige Hauptmomente in der geschichtlichen 
Entwicklung des Verhältnisses zwischen Staat-und 
Kirche. 

j Von Ä 
Dr. C. B. Hundeshagen, 

Grossherzoglich Badischem Geh. Kirchenrathe und ordentlichem Professor 
der Theologie in Heidelberg. 

I. 

Ein geordnetes Verhältniss zwischen Staat und Reli- 
gion ist so alt als die bürgerliche Gesellschaft selbst und 
das Vorhandensein religiöser Lebensregungen in ihrer Mitte. 
Ein Verhältniss zwischen Staat und Kirchd dagegen ge- 
staltet sich nicht vor der beginnenden Ausbreitung der christ- 
lichen Religion. Die Idee wie die Wirklichkeit der Kirche 
haben das Christenthum zu ihrer Voraussetzung. Der Staat 
ist daher weit älter als die Kirche. 

Die Verbindung zwischen Staat und Religion hat sich 
in den vorchristlichen Staaten verwirklicht in Angemessen- 
‘ heit zum Geist der vorchristlichen Religionen selber. Die 
vorchristlichen Religionen aber, so verschieden sie sonst unter 
sich sein mögen, haben doch darin etwas Gemeinsames, dass 
sie dem Gefühl der Abhängigkeit von höheren, schlechter- 
dings weltbestimmenden Mächten theils zum Ausdruck, theils 
zur Stärkung und Fortpflanzung dienen. Für den Inhalt aller 
heidnischen Religionen ist der objektive Ausdruck der Ge- 
danke der Macht der Götter, der subjektive Ausdruck die 
Abhängigkeit des Menschen von den Göttern. Der Vorstellung 
von der lediglich unter dem Gesichtspunkt der Macht ge- 
dachten Götterwelt entspricht auf Seiten ihrer Verehrer das 
Gefühl der Furcht. Zwar gehörten nun beide: die Idee der 
Macht der Himmlischen und das Gefühl der Furcht vor sol- 
cher Macht zum Wesen der Religion in allen ihren geschicht- 
lichen Erscheinungen. Aber da wo das religiöse Leben von 
dem Machtbegriff beherrscht ausschliesslich oder überwiegend 
in der Furcht besteht, da steht dasselbe im gleichen Grad 


u 


Dr. Hundeshagen: Entwickl.d. Verhältn. zw. Staat u. Kirche. 233 


noch auf seiner unvollkommnen Anfangsstufe; es fehlt ihm 
noch an dem höhern und höchsten sittlichen Inhalt, es ge- 
bricht ihm an einem wahrhaft idealen Element. 

Auch die ausgebildetsten vorchristlichen Religionsformen, 
die griechisch-römische Religiösität betreffen wir im Ganzen 
"noch auf dieser Stufe. Zwar ohne alle Beziehung zur Sitt- 
lichkeit blieb die Religion bei keinem der classischen Völker. 
Wie die Menschen, so billigen auch die griechischen und 
römischen Götter Gerechtigkeit und Treue und haben Miss- 
fallen am Unrecht und ‚Verbrechen. Daher sind sie die Rä- 
cher der Blutschuld, des Meineids und anderer Verbrechen. 
Auch die Gesetze stehen unter ihrer Obhut und löbliche 
Sitten und Gebräuche sind geheiligt durch ihr Gebot. Aber 
die Erweckung und Stärkung des sittlichen Lebens um seiner 
selbst willen, die Erhebung des Menschen über die Welt 
durch die Kraft sittlicher Gesinnung, die Pflanzung einer 
Weltanschauung, welche idealen Werthen durchgreifend den 
Vorrang anweist vor realen Gütern, ein Leben das seine 
ideale Vollendung erharrt in einem himmlischen Jenseits — 
das alles war nicht Sache der antiken Religionen. Wie über- 
haupt das Heidenthum nur Irdisches verheisst und gewährt, 
so empfehlen auch die alten Religionen häusliche und bür- 
gerliche Tugend nur weil ohne sie weder das Haus Freude 
und Friede gewährt, noch das Vaterland fest und sicher steht. 

In der hervorstechenden Bezogenheit der Religion auf diese 
Seite des irdischen Lebens aber wurzelt zugleich ein charak- 
teristisches Kennzeichen für den Geist der antiken Welt: 
ihre lebhafte Anerkennung der Bedeutung des religiösen Ele- 
ments für die bürgerliche Gesellschaft. 

Den Staatsmännern der antiken Welt ist die Macht re- 
ligiösen Glaubens über die Gemüther nicht verborgen geblie- 
ben, am Wenigsten den römischen. Die Männer der ältern 
Zeit haben sie lebendig an sich selbst empfunden. Römische 
Schriftsteller legen das Bekenntniss ab: unsere Vorfahren 
waren die Religiösesten unter den Sterblichen; der Glaube 
an das Walten der Götter in den Angelegenheiten der Men- 
schen erfüllte die Brust Aller mit Frömmigkeit.‘) Das war 


“) Ball. Cat. 12.: Nostri maiores, religiosissimi mortales, Liv .I, 21.: 
Deorum assidua insidens cura, quum interesse rebus humanis coeleste 
numen videretur, pietate omnium pectora jmbuit. - 
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allgemeiner Glaube der alten Zeit und das lebendige Princip 
ihrer Pflege der Religion von Staatswegen, dass die Erfüllung 
der religiösen Pflichten dem Staat den Schutz der Götter 
sichere und dass die Götter Rom gross gemacht haben, um 
der Frömmigkeit des Volkes willen. Was von den Einzelnen 


gilt, das gilt auch vom Staat als Ganzem. Der Staat gab 


Gebote über Verehrung der Götter und belehrie über deren 
genaue Befolgung den Privatmann. Die Pflichten des Staats 
sind bestimmten Priestern aufgetragen und der Staat wacht 
über die pünktliche Erfüllung der ihnen obliegenden compli- 
cirten Cultusvorschriften. Schon seit der Zeit der Könige 
hat der Staat die Leitung des Cultus und die Priester stehen 
unter ihm. In der ersten Periode findet sich das Regiment 
über den Staat und die Verwaltung des Cultus ungetrennt 
in der Hand der Könige. Sie sind Richter und Hohepriester 
in einer Person. Der römische Staat ist zugleich eine stamm- 
verwandte und durch den Cultus engverbundene Religions- 
gemeinde.?2) Die Könige vollzogen theils persönlich die im 
Namen und Interesse des ganzen Staats dargebrachten Opfer- 
handlungen, theils führten sie kraft ihres Amtes die Aufsicht 
über alle ceremoniae, auf deren genauer Erfüllung das Wohl 
der einzelnen Theile des Staates beruhend gedacht wurde.?) 
Von einem nicht geringern Gefühl der Bedeutsamkeit der 
Religion für den Staat ist nach Abschaffung des Königthums 
die römische Republik durchdrungen. An die Stelle des 
Königs tritt jetzt in beiden obengenannten Stücken ein Pon- 
tifex Maximus aus patricischem Geschlecht. Ja das ius sa- 
crorum, die gesammte Befugniss zu priesterlichen Funktionen 
bei dem Staatskult ziehen die regierenden patricischen Ge- 
schlechter ausschliesslich in den Kreis ihrer Prärogativen; 
nur patricische Abkunft allein gilt als zu den priesterlichen 
Funktionen befähigend, die plebs ist davon ausgeschlossen. 
Erst als im Jahre 366 das Consulat den Plebejern zugänglich 
geworden war, erhielten diese gleichzeitig den Zutritt zu 
demjenigen der grossen Priesterthümer, welches dem plebe- 
jischen Cult gewidmet wär, dem Decemvirat. Im Jahre 300 


—— 


2) Handbuch der römischen Alterthümer nach den Quellen bearbeitet 
von W. A. Becker, fortgesetzt von J. ee Leipzig 1856. 
Th. 4. S. 62. 

3) Becker a. a. 0. 8, 207. 
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v. Chr. aber gewährte ihnen die Lex Ogulnia denselben An- 
theil am Pontificat und Augurat, und damit die Berechtigung 
zu allen politisch wichtigen Priesterthimern. Was die Wahl 
zu den grossen Priesterthümern betrifft, so wurde erst in 
der spätern Zeit der Republik, im zweiten punischen Krieg, 
zuerst die Wahl des Pontifex Maximus Angelegenheit des 
ganzen Volks in den Comitiis tributis. Auf die Besetzung 
der übrigen Priesterthümer mit Beseitigung der bisherigen 
Uebung der Cooptation, erlangte das Volk erst im Jahre 104 
Einfluss durch die lex Domitia de sacerdotiis.*) In wie hohem 
Ansehen aber um jene Zeit das Amt des Pontifex maximus 
in Rom stand, davon geben die lebhaften Wahlkämpfe um 
dies Amt,5) wie die fast ausnahmslose Berufung nur curuli- 
scher Männer zu demselben Zeugniss. 

Mit dem Aufhören der Geschlechterprivilegien ging man 
also wieder auf das Princip der ältesten Zeit: der Einheit 
des Staats in religiöser, wie in politischer Beziehung zurück. 
Damit beginnt nicht nur die glänzendste Periode der römi- 
schen Geschichte, sondern damit vollendet sich auch die 
organische Verbindung des geistlichen und weltlichen Regi- . 
ments, welche ein so charakteristischer Zug der römischen 
Verfassung ist. Aber in richtiger Beurtheilung des römischen 
Charakters soll einst Cato von dem Einfluss griechischer 
Bildung auf denselben prophezeit haben: Quandocunque ista 
gens suas litteras dabit, omnia corrumpet.°) Diese Voraus- 
sagung ging in Erfüllung, wenn auch nicht im ganzen Um- 
fang. Hatte in Griechenland schon mehrere Jahrhunderte 
früher eine zum Theil frivole Skepsis den Glauben an die 
Götter des Vaterlandes untergraben, so trat seit der Bekannt- 
schaft der Römer mit griechischer Philosophie auch in Rom 
ein ähnlicher Zwiespalt ein zwischen der Staatsreligion und 
der subjektiven Ueberzeugung‘ Er beginnt schon mit der 
Zeit des Dichters Ennius (T 169) und setzt sich seitdem 
fort. Das tiefste Fundament der bisher geschilderten reli- 


%) Becker a. a. 0. 62. 73. 

5) Liv. XXV, 5: Comitia inde pontifici maximo creando sunt ha- 
bita... Tres ingenti certamine petierunt.... Intra centum et viginti annos 
nemo praeter P. Cornelium Calussam pontifex maximus creatus fuerat, 
qui sella curuli non sedisset. Becker Th. 4. Abth. 3 8. 139 ff. 

%) Plin. H. N. XXIV, 1 (7) $. 14. 
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giösen Institutionen Roms wurde dadurch gründlich erschüt- 
tert, dass der persönliche Glaube, aus welchem sie hervor- 
gewachsen waren, in den Kreisen der Staatsleitung aufhörte. 
Aber merkwürdig und für Rom charakteristisch genug ist, 
dass dies veränderte persönliche Verhältniss der Schätzung 
des in überlieferter Geltung stehenden religiösen Elements 
in anderer Richtung keinen Abbruch that. Dieser Bruch 
zwischen der höhern Bildung und der populären Mythologie 
erfolgte gewiss eben so natürlich, als unvermeidlich; aber 
dennoch lag es gewissermassen im Charakter der beiden 
classischen Völker des antiken Heidenthums, dass aus die- 
sem Bruch eine Sollicitation zur eigentlichen Antastung des 
Bestandes der Volksreligion nirgends sich entwickelte. Denn 
wie die griechische Welt, nachdem sie die Beute des Un- 
glaubens geworden war, ihrer künstlerisch gestalteten My- 
thologie auch fortan für ihre Kunstzwecke bedurft hatte, so 
bedurfte das Römerthum seiner Götter für seine Staatszwecke. 
In demjenigen was den weltgeschichtlichen Beruf einer jeden 
der beiden Nationalitäten ausmacht, fand auch die Volksre- 
ligion noch Jahrhunderte lang ihren Halt. Mochten auch 
römische Staatsmänner zu den Zeiten des Untergangs der 
römischen Republik durch die Doctrinen der Stoa, der Aka- 
demie oder endlich durch die Lehren Epicurs, welche bei 
ihnen Eingang gefunden hatten, längst schon dem alten Rö- 
merglauben entfremdet worden sein, so entging ihrer Beobach- 
tung darum doch nicht der fortdauernde Einfluss desselben 
auf ihre Mitbürger, seine Wirkung auf die Massen. Das 
letztere Moment ist für die Auffassung der Religion auf Sei- 
ten der-römischen' Staatsmänner schon vor Cicero’s Zeiten 
das entscheidende. Die überlieferte Religion ist für sie ein 
wichtiger Theil der Machtmittel, über welche der Staat ge- 
bietet und deren er nicht entrathen kann, ohne damit seine 
Sicherheit im Innern in Frage zu stellen, seinen Bestand zu 
gefährden. Die Stellung, welche hiemit der Religion im rö- 
mischen Staat zu Theil wurde, war ganz analog dem römi- 
schen Staatsbegriff selber. Der römische Staat ist die Ein- 
heit des römischen Volks, zusammengehalten durch die ihm 
zu Gebot stehenden Machtmittel, geordnet nach den in Kraft 
stehenden Gesetzen, geschützt in seiner innern Gliederung 
wie in seiner Selbstständigkeit und Mission nach Aussen 
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durch beide. Demgemäss wie der römische Staatsbegriff von 
keinem höhern Gedanken getragen wird als dem der Macht 
des Ganzen über das Subjekt, über das Volksganze der Urbs 
und über die der letztern unterworfenen Völker, so ist auch 
für die Staatsmänner Roms die Religion nichts Höheres als 
eine bedeutsame Realität für das Staatsleben. Es ist nicht 
gleichgültig wenn der römische Bürger fremden Sitten und 
Gebräuchen sein Haus öffnet, weil durch Antastung der her- 
gebrachten Sitte der Staat an der Kraft seines innern Zu- 
sammenhalts eine Einbusse erleidet; es ist aber aus dem- 
selben Grund noch weniger gleichgültig, wenn die Bürger 
Culten, welche von denen der Väter abweichen, ihren Sinn 
zuwenden. So ist die pietas schätzbar als Anhänglichkeit 
an den mos patrius, die Religion ist ein Theil des nationalen 
Ethos. Aber am wichtigsten ist ihre furchterweckende Eigen- 
schaft. Es mangelt für diese Auffassung der Religion nicht 
an unzweideutigen Zeugnissen. : Der Grieche Polybius, unter 
den Römern lebend, der Freund des jüngern Scipio, der 
Geschichtschreiber Roms, der Bewunderer der römischen Ein- 
richtungen, der die Grösse Roms als zo xaAkıorov xai wepe- 
kuuwrarov Enırndsvua vng vuyng erklärt, ’) in seiner eigenen 
Person Zeuge dafür wie der griechische Geist in religiöser 
Hinsicht damals bei einem völligen Nichts angelangt war, 
rechnet nichtsdestoweniger unter die Vorzüge des Römischen 
Staates auch dies, dass alle seine Einrichtungen auf den 
Glauben an die Götter gegründet seien.°) Vielen werde dies 
auffallend erscheinen. „Mir aber scheint es,“ fährt er fort, 
„man habe um des gemeinen Haufens willen dies so veran- 
staltet. Wollte man aus lauter weisen Männern einen Staat 
bilden, so wäre vielleicht ein solches Verfahren gar nicht 
nöthig. Da aber jeder Volkshaufe leichtsinnig und voll aus- 
schweifender Begierden ist, voll unvernünftigen Zornes, hef- 


?) Polyb. Relig. Histor. VII, 4. 

8, ibid. VI, 56: weylornv dE wor doxei dınyopar Eyiıv 76 'Poualov 
nolltevun noös To Beirıov dv 1) neo Ieov dıininype. Kat wor doxei 
16 need Tois aAloıs avdgmnos 6vsdıLlouevov, Tovto Ouvegeıv 1a Po- 
uelov noayuare, Ayo dE ıyV duadaovlav. ’Ent voooV1ov yap Ex- 
rergaygäntau xal nageıanxıeı 10010 70 n£gos aaR avrois eis TE ToUg 
xar Idlav Blous xal Ta K0ı9a ıng NOAEws, WOTE un roralıneiv PRISON: 
°O xai dofcıev av nokkois eivar Iavnaoıoy & FT. u 
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tiger Wuth, so bleibt nichts anders übrig, als sie durch 
unsichtbare Schreckmittel und dergleichen Schaudergeschich- 
ten im Zaume zu halten (Asinerar roig adnkoıg poßoıg xai 
17 ToLavrn toaywdia va nAndn ovv&gsır). Daher scheint es 
mir, dass die Alten die Vorstellungen von den Göttern, und 
die Lehre von der Unterwelt keineswegs ohne Grund unter 
dem Volke verbreitet haben, und dass weit leichtsinniger 
und unvernünftiger die verfahren, welche sie jezt entfernen.“ 

Es dauert nicht viele Jahrzehnte, so kommen ganz ähn- 
liche Erklärungen auch von Seiten eingeborner römischer 
Staatsmänner zum Vorschein. Von P. Mucius Scaevola, nicht 
dem Augur, sondern dem Pontifex, welcher i. J. 671 nach 
Rom’s Erbauung von den Anhängern des Marius im Tempel 
der Vesta ermordet wurde, welchen Cicero verehrt als iuris- 
peritorum eloquentissimus et eloquentium iurisperitissimus, 
meldet ‚Augustin: disputasse tria genera Deorum: unum a 
poetis, alterum a philosophis, tertium a principibus civitatis. 
Primum genus nugatorium dicit esse, quod multa de diis 
fingantur indigna; secundum non congruere civitatibus, quod 
habeat aliqua supervacua, aliqua etiam quae obsit populis 
nosse.?°) Dazu wird von Scävola gerechnet die Erkenntniss, 
dass Herkules, Aesculap,; Castor und Pollux keine Götter 
seien; ferner: quod verus Deus nec sexum habeat, nec aeta- 
tem, nec definita corporis membra. Das poöticum genus ver- 
wirft Scävola unter Anführung bekannter Beispiele, denn: 
nihil denique posse confingi miraculorum atque vitiorum, 
quod non ibi reperiatur, atque ab deorum natura longe absit. 
Haec, bemerkt Augustin in Beziehung auf das secundum 
genus mit einem gewiss gerechtfertigten Seitenblick auf das 
pontificale Amt Scävola’s, Pontifex nosse populos non vult: 
nam falsa esse non putat. Expedire igitur existimat, falli 
in religione civitates. Dem ursprünglichen religiösen Be- 
wusstsein bereits entfremdet ist auch der Gelehrteste unter 
den Männern des alten Rom M. Terentius Varro, der Zeit- 
genosse von Pompejus und Cäsar. Aber auch er trat nicht 
polemisch gegen die religiöse Ueberlieferung seines Volks 
auf, sondern nahm conservativ für dieselbe seinen Standpunkt. 
Ein durch und durch ernster Charakter, wie Varro war, gab 


9%) Augustin. de civit. Dei VI, 27. 
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es ihm Anstoss, das die dilettantische Beschäftigung mit 
griechischer Lehre bisher nur zu dem negativen Resultate 
geführt hatte, dass man die überlieferte Religion verachtete, 
ohne etwas Besseres dafür zu gewinnen. Indem er nament- 
lich die sittliche Reinheit der ältesten römischen Vorstellun- 
gen von den Göttern durch die sinnlichen Dichtungen der 
Griechen mit Recht gefährdet fand, verwarf auch er nicht 
blos die Erfindungen der Dichter, insofern sie Unwürdiges 
von den Göttern verbreiteten: multa contra dignitatem et 
naturam immortalium ficta, ') sondern wendete zugleich die 
stoische Philosophie an, um durch physikalische Erklärung 
der altrömischen Götterhypostasen im Geist jener Philosophie 
die römische Religion zu einem innern Verständniss zu brin- 
gen.'') Allein viel zu praktischen Sinnes, um zu glauben 
dadurch die Masse des Volkes befriedigen zu können, hat 
auch Varro dem Zwiespalt zwischen der Staatsreligion und 
der subjektiven Ueberzeugung durch ähnliche Unterscheidun- 
gen, wie Scävola, einen "Ausdruck gegeben. Tria genera 
theologiae, meldet Augustin von ihm, diecit esse, ... eorum- 
que unum mythicon- appellari, alterum physicon, tertium 
civile... Mythicon appellant, quo maxime utuntur poetae; 
pbysicon, quo philosophi; civile quo populi... Tertium ge- 
nus est, quod in urbibus cives, maxime sacerdotes, nosse 
atque administrare debent. In quo est, quos deos publice 
colere, quae sacra et sacrificia facere quemque par sit. 
Prima theologia maxime accomodata est ad theatrum, se- 
cunda ad mundum, tertia ab urbem.'”) Ferner: multa esse 
vera, quae non modo vulgo scire non sit utile, sed etiam 
tametsi falsa sunt, aliter existimare populum expediat, et 
ideo Graecos teletas ac mysteria taciturnitate parietibusque 
clausisse. Hic certe, fügt Augustin bei, totum consilium pro- 
didit sapientium, per quos civitates et populi regerentur. '?) 
Wir übergehn hier eine Reihe anderer trefiender Bemerkun- 
gen, welche der christliche Kirchenschriftsteller von seinem 
Standpunkt aus gegen diese Unterscheidungen einer Theologie 
der Dichter, der Philosophen und der Staatsbürger macht 


10) jbid. VI, 5. 

ıı) Becker a. a. 0. 8. 67 ff. 
22) Augustin. I. c. VI, 2. 

18) jbid, IV, 31. 
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und beschränken uns auf Mittheilung einer Frage, die er an 
Varro richtet: Quid hic agit humanum quamvis excellen- 
tissimum ingenium? Quid tibi humana licet multiplex in- 
gensque doctrina in his angustiis suffragatur? Naturales deos 
colere cupis, civiles cogeris.'*) Mit dem Wort: Bedrängniss 
hat Augustin den Varronischen Standpunkt richtig bezeichnet. 
Die Absicht der Volkstäuschung um der Täuschung willen 
liegt einem Charakter, wie Varro, gänzlich fern. Aber zwei 
Forderungen stellen sich ihm einander gegenüber: die Pflicht, 
der philosophischen Wahrheit die Ehre zu geben und die 
Pflicht des Patrioten, dem der alte unbefangene Glaube um 
seiner Wirkung willen unentbehrlich und durch philosophische 
Doktrinen bei der Masse des Volkes nicht ersetzbar scheint. 
Im Conflikt beider Forderungen erringt bei dem Römer der 
Patriotismus über die Philosophie den Sieg. Ganz im glei- 
chen Falle finden wir Cicero. Er ist im Stande zu eifern 
gegen die superstitio;") aber die instituta maiorum tueri 
sacris caeremoniisque retinendis’‘) hält auch er für uner- 
lässlich, weil er die opinio vulgi ad magnas utilitates reipu- 
blicae gereichen sieht.'”) 

80 gehört seit Ausgang der punischen Kriege zur römi- 
schen Staatspraxis die Civiltheologie, d. h. eine Auf- 
fassung und Behandlung der Volksreligion lediglich vom 
Standpunkte des äusserlichen Staatsinteresses. Für die Staats- 
leitung ist die inwendige Betheiligung an den vaterländischen 
Culten hinweggefallen, übrig geblieben lediglich eine religiöse 
Thatsächlichkeit, die sich nicht nur nicht antasten lässt, 
sondern welche Schonung, ja Pflege verlangt, weil sie eine 
von der Staatswohlfahrt unzertrennliche politische Realität 
ist. Die civiltheologische Staatskunst besteht darin, dass man 
versteht die Vortheile derselben möglichst auszubeuten, ihre 
etwaigen Nachtheile möglichst zu verhüten. Diese Auffassung 
blieb in thesi geltend so lange es überhaupt einen römischen 
Staat gab. Sie wurzelte tief im politischen Geist des Rö- 


14) jbid. VI, 6. 

15) pr. Cluent. 61. 171 de Nat. D. II, 2 3. Tuse. 1, 5. 6. 

16) De Div. II, 72. 148. vgl, de leg. II, 7. 16. 

”) Cic. de Div. I, 16. II, 33. 70. Retinetur autem et ad opinionem 
vulgi et ad magnas utilitates reipublicae mos religie disciplina ius augu- 
rum, collegii auctoritas. 
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merthums. Sie wird festgehalten bei den mehrfach ange- 
stellten Versuchen der Restauration des alten Römerthums 
in der spätern Kaiserzeit. Nichts aber ist für das Verwach- 
sensein der Civiltheologie in die Staatspraxis so bezeichnend, 
als dass sogar die ersten christlichen Kaiser das mit ihrer 
Würde verbundene Amt der Pontifices Maximi noch beibe- 
halten. Erst Gratian war es, welcher im Jahr 382 dieser 
Würde entsagte.'?) 

Um die richtige Taxation der objektiven Seite der rö- 
mischen Civiltheologie zu finden, wenn man von ihr die sub- 
jektive, wie billig, unterscheidet, braucht man nicht eben 
Christ zu sein. Schon der fromme Götterdiener ‚Plutarch 
spricht sie derb, aber ehrlich aus mit den Worten: „Er 
erheuchelt Gebet und Anbetung aus Furcht vor der Menge, 
und spricht Worte aus, die seiner Ueberzeugung entgegen . 
sind, und indem er opfert, erscheint ihm der schlachtende 
Priester nur wie ein Koch.“ '°) 

Auch konnten Gesichtspunkte, wie der gezeichnete der 
römischen Civiltheologie, ihrer Natur nach immer nur unter 
gegebenen Umständen und nicht auf die Dauer von eigentli- 
cher Wirkung sein. Denn hatte auch die Civiltheologie die 
Bestimmung, dem Bestand des römischen Staates Dienste zu 
leisten, so lässt sich doch unmöglich übersehen, dass umge- 
kehrt auch die Pflege, welche ihr gewidmet wurde, auf Mo- 
tiven beruhte, welche einen in gewissem Grad noch unver- 
sehrten Bestand des römischen Staates selber zur Voraus- 
setzung hatten. Als daher der alte römische Staat aus vielen 
Ursachen unwiderstehlich seiner Auflösung entgegenging, 80. 
musste selbstverständlich auch Eifer wie Zahl ihrer philoso- 
phischen Adepten nachlassen. Ihr mythologischer Inhalt, in 
welchem durch die von der Phantasie gewobene Hülle ein 
verworrenes religiöses Gefühl und ein noch schwächerer sitt- 
licher Gedanke nur durchschimmerte, vermochte der geschles- 
senen Kritik und der dogmatischen Gedankenstrenge der 
theologia philosophica nicht aus eignen Mitteln die Spitze 
zu bieten. So nachhaltig also auch die Macht der altrömi- 
schen Traditionen war und so fest die Anhänglichkeit an 


Ä ee) Zosimus IV, 36. 
#, Piutarch in der Schrift: non posse suaviter vivi so% Epicaz, c. 22. 
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dieselben auch noch in einem Q. Aurelius Symmachus und 
in den Interessen einzelner anderer patriotischer Gemüther 
selbst der spätesten Römerwelt wurzeln mochte, so war es 
doch um die eigentliche Wirkungskraft der römischen Staats- 


mythologie bereits geschehn, noch ehe das Christenthum mit 


ihr in ernstere Conflikte zu treten begann. 
I. 

Das Christenthum war, wie die alten Culte, eine Religion 
im Staat und zwar im römischen Staat; aber es war nicht 
wie jene eine Religion für diesen oder für irgend einen 
einzelnen Staat überhaupt. Jene hatten den Staatsbürger 
seinen vaterländischen Göttern gegenübergestellt, dieses 
stellte den Menschen gegenüber seinem Gott, dem all- 
mächtigen Schöpfer Himmels und der Erden, der seine Ehre 
mit keinem andern theilt. Jene hatten neben dem Zwang 
des Gesetzes zu ihrem sittlichen Inhalt die Furcht, dieses 
die Liebe und die Regungen des in vorher ungekannter Tiefe 
und Lebendigkeit erweckten Gewissens. Auf der Seite jener 
steht die Religion als mos patrius und nationales Ethos, hier 
als geistiger Universalismus, für welchen Volksthümlichkeit 
und Volksgliederung keine Schranke mehr bilden. Dort er- 
wächst aus der polytheistischen Zersplitterung von selbst 
eine tolerante, höchstens defensive Stellung der einzelnen 
Nationalkulte zu einander; hier entwickelt sich aus dem uni- 
versalistischen Monotheismus unabtrennbar ein offensiver Pro- 
pagationstrieb, eine nie ruhende Expansivkraft, und mit der 
Fassung der Religion unter dem Gesichtspunkt der Wahr- 
heit und des Heils gewinnt im Christenthum zuerst das 
religiöse .Leben jene streng exclusive Haltung gegenüber je- 
dem andern Cultus, wie sie im Wesen des objektiven Wahr- 
heits- und Heilsbegriffes von selbst gesetzt ist. Endlich: 
dort ein beharrliches Zusammenfallen des religiösen Gemein- 
schaftstriebes mit dem politischen, hier eine ebenso in den 
Verhältnissen von Aussen gegebene, als dem innern Wesen 
entsprechende Neigung zur socialen Gestaltung des religiösen 
Lebens als eines besondern im Unterschied vom Leben des 
Staates, mit einem Wort zur Gründung einer Kirche. 

Der Gedanke eines Gemeinschaftslebens auf Grundlage 
der Religion ist den vor- und ausserchristlichen Religions-. 
kreisen bekanntlich nicht fremd. Allein so viel lebendiger 
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der Trieb zu religiöser Vergesellschaftung auch im Christen- 
thum thatsächlich ist im Vergleich zum Vorchristenthum, 
so ist nicht etwa mit der intensiven Energie in den Aeusse- 
rungen dieses Triebes allein schon das erschöpft, was im 
Wesen des Begriffs der Kirche liegt. Das was die religiöse 
Gemeinschaft zur Kirche macht, ist lediglich ihre universa- 
listische Tendenz, ihr rastloser Trieb zur Ausbreitung, ihr 
Bewusstsein von der Bestimmung, der Einheit ihres Princips 
die gesammte Menschheit zu unterwerfen, also geradezu für 
diesen Trieb nur erst an den Grenzen des Erdballs die Grenze 
zu finden, im technischen Ausdruck ihr Drang zur Katho- 
licität. Mag daher auch der Ausdruck Kirche .immerhin 
in populärer Verallgemeinerung gebraucht werden: im eigent- 


lichen Sinn ist er überall unanwendbar, wo die Religion 


nichts anderes ist, als eine besondere Manifestation eines 
Nationallebens, als eine der Erscheinungsseiten des durch 
die Volksart bestimmten staatlichen Daseins. Der Begriff 
der Kirche hat zu seiner Voraussetzung das Gegentheil einer 
solchen Stellung der Religion. Er beruht auf der direkten 
Negation des Dafürhaltens, als ob dem Individuum seine 
höchste und ewige Stellung, wie im Heidenthum und selbst 
noch im Mosaismus, vermittelt werde durch die äussere In- 
stitution oder die Volksangehörigkeit. Vielmehr indem im 
Christenthum dem Individuum jene höchste und ewige Stel- 
lung lediglich vermittelt wird durch sein menschheitliches 
Geschaffensein von und zu Gott und die weltgeschichtliche 
Erlösungsthat Gottes, so greift damit auch der sociale Le- 
benstrieb des Christenthums weit über die Grenzen des ein- 
zelnen volklichen und staatlichen Daseins hinaus, und eben 
damit ist die Kirche eine vom Staat unterschiedene Gruppi- 
rung und Ordnung des Lebens. Die Kirche ist ihrer Idee 
nach darauf angelegt selber eine civitas, ein in dem Umkreis 
ihrer ‘'besondern Bestimmung selbstständiges Gemeinwesen, ja, 
wenn wir die Worte in einer gewissen Verallgemeinerung 
gebrauchen dürfen, ein Staat zu sein, ein Reich, und 
wenn auch nicht ein Reich- von dieser Welt, doch ein Reich 
in dieser Welt. Wir wünschen, dass es uns gelingen möge 
weiter unten zu zeigen, dass das Fehlerhafte ihrer zeitwei- 
ligen Entwicklung nicht darin gelegen hat, dass sie ein 
Staat im Staat, sondern dass sie der Staat im Staat zu sein 
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begehrte d. h. die souveräne Suprematie über das irdische 
Leben in allen seinen Richtungen und Ordnungen in den 
Kreis ihrer vermeintlichen Berechtigungen hineinzog. 

Ist das das Wesen der Kirche, so ergibt sich daraus, 
wie gross die Fülle solcher Beziehungen zwischen Staat und 
Religion war, welche gänzlich neu, dem Alterthum völlig 
fremd gewesen waren. Es entsprang daraus die für beide 


Theile gleich wichtige Forderung einer bestimmten Regelung : 


der Beziehungen zwischen zweien Staaten oder Reichen, welche 
auf dem Boden dieser Welt neben einander bestehen und 
Bestand behaupten wollen, mit einem Wort: die Bestimmung 
und Begrenzung des Wechselverhältnisses zwischen Staat und 
Kirche. Ä 
Für einen Staat, der, wie der römische, auf den Tra- 


ditionen einer langen Reihe von Jahrhunderten ruhte, war 


diese Verhältnissbestimmung keine leichte Aufgabe. Aber 
wahrlich nicht weniger schwer war diese Aufgabe für eine 
Kirche, die dem Keim nach im Besitz von Wahrheiten sich 
befand, welche die Welt umgestalten sollten, aber die bei 
aller heldenmüthigen Treue in Festhaltung dieser Wahrhei- 
ten, und bei aller Begeisterung für dieselben noch weit ent- 
fernt war von einer klaren geistigen Durchdringung ihres 
Besitzes, deren Glieder, im Götterdienst erwachsen, vom Hei- 
denthum umgeben, von der vorchristlichen Bildung ın allen 
ihren Richtungen beeinflusst, fast jeden reinern christlichen 
Gedanken Jahrhunderte lang noch der ererbten Bildungsform 
mühsam abzukämpfen genöthigt waren. ° 

In welch’ grellem und doch wie entschuldbarem Miss- 
verständniss stehen sich daher drei Jahrhunderte lang Staat 
und Kirche einander gegenüber! Nicht die Religiosität, son- 
dern die Irreligiosität, der vermeintliche Atheismus der 
Christen ist es, welcher im Anfang das Volk mit Hass, die 
Staatsmänner mit Bedenken gegen die Glieder der christli- 
chen Kirche erfüllt; bald aber ist es deren genossenschaft- 
liche Verbindnng, welche den Glauben derselben als staats- 
gefährliche Superstition, und endlich die Weigerung der 
Christen an den ceremoniis Romanis zu Ehren der Kaiser 
sich zu betheiligen, welche das Bekenntniss zum Christen- 
thum als offenes Staatsverbrechen stempelt. Dabei begegnet 
man der charakteristischen Erscheinung, dass meist gerade 
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von den edleren und sittlich hervorragenden Persönlichkeiten 
auf dem Thron der Cäsaren, welche dem sinkenden Römer- 
thum einen innern und äussern lalt zu geben versuchten, 
wie Trajan, Marc Aurel, Decius, Diocletian, die blutigsten und 
eigentlich systematischen Verfolgungen ausgingen. Ueberall, 
am deutlichsten aber bei Marc Aurel, springen die civiltheo- 
logischen Motive zu diesem Vorgehen in die Augen. Wie 
natürlich, dass ihrerseits von der Kirche der Staat nicht 
etwa blos zu der „Welt“ gerechnet wird, welche der Christ 
zu fliehen hat, sondern dass ihr die Staatsgewalt als die an- 
tichristische Macht erscheint, deren losgebundene Schrecken 
zu den Vorboten der baldigen und sehnlichst erwarteten 
Wiederkunft Christi gehören. Volle zwei Jahrhunderte ist 
der baldige Untergang des Römerstaats und die damit un- 
ausbleiblich verbundene Umgestaltung des gesammten Welt- 
zustandes die stille Hoffnung, welche in den Herzen aller 
Christen lebt. | | 
Dagegen bedarf es andererseits kaum der Bemerkung, 
wie sehr drei Jahrhunderte schweren Druckes und grausamer 
Verfolgung den gesellschaftlichen Zusammenschluss der Chri- 
stenheit befördern, ihrer socialen Organisation zur Entwick- 
lung verhelfen, ihr genossenschaftliches Selbstbewusstsein zur 
Reife bringen mussten. In der That war nach allen diesen 
Beziehungen das innere corporative Leben der Kirche bereits 
zum Abschluss gekommen, als mit Kaiser Constantin der 
Zeitpunkt eintrat, welcher ihr eine andere Art von Verhält- 
niss zum Staat gestattete und zum Bedürfniss machte. Auch 
ihren Namen hatte sich die Kirche bereits gegeben. Mit der 
Benennung katholische Kirche hatte sie den für die Be- 
zeichnung ihres Wesens durchaus angemessenen Namen da- 
mals mit richtigem Instinkt längst schon gefunden. Schon 
um 169 zeigt die Forschung diesen Ausdruck als Aufschrift 
eines offenen Briefes, in welchem die Gemeinde zu Smyrna 
von dem Märtyrertode ihres Bischofs Polykarpus Anzeige 
macht an die gesammte Christenheit. ?°) 

Ein unschätzbarer Vortheil war es für die’ katholische 
Kirche, dass ihre Verfassung in einer Zeit sich gebildet hatte, 
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wo sie ein geschlossenes, in ihrer innern Entwicklung noch 
keinerlei bestimmenden äusseren Einflüssen ausgesetztes Gan- 
zes war. Als ein solches durch ihre Bischöfe regiertes fer- 
tiges Ganzes trat sie in den neuen Zeitabschnitt hinüber, 
welcher ihr den Frieden von Seiten der römischen Staats- 
gewalt und je länger desto mehr die Gönnerschaft derselben 
brachte. Das Vortheilhafte lag darin, dass sie für's Erste 
jeder Kritik enthoben war, indem von Seiten der römischen 
Kaiser diese ganze Kirchenverfassung, wie sie damals bestand, 
die monarchische Einheitlichkeit in der Regierungsform ihrer 
Diöcesen mit inbegriffen, als ein Theil des Christenthums 
selber betrachtet wurde, als eine göttliche, von der Stiftung 
durch Christus und die Apostel ausgegangene Institution, an 
welcher menschliche Willkür nichts ändern dürfe. So besass 
die Kirche, als nun ihre Zeit gekommen war, ein festes 
Substrat und geeignetes Organ für die Manifestationen ihres 
längst schon gewonnenen Selbstbewusstseins. 

Dieses gesellschaftliche Selbstbewusstsein oder richtiger: 
Selbstgefühl, im Feuer der Verfolgung erobert und behauptet, 
ist von nun an für alle Zeiten der bewegende Faktor für 
die Gestaltung ihres Verhältnisses zum christlich geworde- 
nen Staat. 

In dem altrömischen Gedanken der erhabenen Würde 
der Urbs, welcher die Herrschaft über den Orbis zugefallen, 
hatte sich gewiss einst ein hoher Grad stolzen Selbstgefühles 
ausgedrückt. Aber wahrlich nicht geringer ist das Selbst- 
gefühl, von welchem die Kirche des römischen Reichs sich 
schon vor Ablauf ihres dritten Jahrhunderts durchdrungen 
zeigt. Der Bischof Irenäus (} 202) schreibt: „Man darf die 
Wahrheit nicht bei Fremden suchen, die man leicht von 
der Kirche erhalten kann. Denn in ihr haben die Apostel 
als in einem reichen Behältniss auf’s Vollkommenste das 
niedergelegt, was zur Wahrheit gehört. Aus ihr schöpft also 
jeder, der da will, den Trank des Lebens, Sie ist der Ein- 
gang zum Leben; alle andern hingegen sind Diebe und 
Mörder. Desswegen muss man sie meiden und dagegen die 
Lehre der Kirche lieben und sorgfältig annehmen.?') Alle 
welche eine 'Trennung von der Kirche verursachen und alle, 
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welche ausser der Kirche sind, ?*) übergiebt Irenäus feierlich 
dem Strafgericht Gottes. Der Carthaginienser Tertullian 
(F 220) äussert: „so wie wir Gott unsern Vater nennen, so 
ist die Kirche unsere Mutter.“*®) Er vergleicht die Kirche 
in ihrer Eigenschaft als alleinige Retterin vom gewissen Ver- 
derben mit Noah’s Arche.?*) In noch mehr gesteigerter Weise 
finden sich diese Vorstellungen wiederholt in einer seitdem 
für diese Materie classisch gewordenen Schrift des Bischofs 
Cyprian von Carthago (F 258): „Es ist nur eine Kirche, 
welche sich durch ihre Kraft auf Viele ausbreitet, so wie 
die Sonne Ein Licht, aber viele Strahlen hat, wie ein Baum 
viele Aeste hat, die aber alle aus Einer Wurzel entspringen. 
Nimm den Strahl von der Sonne weg, so bleibt bei der 
Trennung kein Licht übrig; brich den Ast vom Baum, so 

vermag er keine Früchte mehr zu tragen. So breitet die 
_ vom Herrn erleuchtete Kirche über den ganzen Erdkreis ihre 
Strahlen aus und ist doch nur Ein Licht, welches allenthal- 
ben’ ausgestreut ist, ohne dass die Einheit getrennt würde.“ 
Ferner: „wer die Kirche Christi verlässt, gelangt auch nicht 
zu der Belohnung Christi. Er ist ein Fremder, ein Unhei- 
liger, ein Feind. Wer nicht die Kirche zur Mutter hat, 
kann auch Gott nicht zum Vater haben.**’) Nach diesen 
Stimmgebungen im zweiten und dritten Jahrhundert erscheint 
der Glaube an die eine heilige katholische Kirche schon ur- 
kundlich in den öffentlichen Bekenntnissen?®) als eigner Ar- 
tikel; im vierten Jahrhundert spätestens hat die Kirche da- 
mit ihr eignes Dasein und ihre Würde zum Dogma erhoben. 

| [An den Gedanken ihrer socialen Unabhängigkeit vom 
Staat war die Kirche in Folge ihrer faktischen Lage von 
Anfang an gewöhnt gewesen; nicht minder, und zwar unbe- 
schadet des bürgerlichen Unterthanengehorsams ihrer einzel- 
nen Glieder, auch an den Gedanken der Erhabenheit der 
kirchlichen Lebensordnung als Ganzen über den von heidni- 
scher Superstition und heidnischen Lastern erfüllten Staat. 
Wie hätten sich jene gewohnten Gedanken von Unabhängig- 


22) ibid. IV, 26. 33. 

33) Tertull. de praeser. c. 21. 

24) Tertull. adv. Marc. 4, 11 de bapt. 8. 

25) Cyprian. de unitate ecclesiae p. 108. 109. 
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keit und Erhabenheit nicht fortbilden sollen zum Gedanken 
eines wirklichen Vorrangs, nachdem beide Lebensordnungen 
auf dem Boden der erfahrungsmässigen Wirklichkeit mit der 
Forderung wechselseitiger Anerkennung neben einander stan- 
den? Denn ist etwa die Erde über dem Himmel oder nicht 
vielmehr der Himmel über der Erde, und ist darum das 
Heilige nicht erhaben über das Profane, das Geistliche ein 
Höheres als das Irdische, der Stand, der das Organ geistlicher 
Gnadenspendungen zum ewigen Leben ist, von einer Bedeu- 
tung, welche die jeder weltlichen Rangstufe weit überragt? 
Ist desshalb die civitas Dei nicht über der civitas huius 
mundi? 

Auch den heidnischen Religionen hatte es nicht an einem 
gewissen Idealismus gefehlt. Aber das Heidenthum kannte 
keinen Himmel, keinen Uebergang aus dem diesseitigen Le- 
ben zu einem wahrhaft realen jenseitigen, keine Hoffnung 
auf Erwerb himmlischer Güter. Sein Idealismus blieb- be- 
schränkt auf die Gewinnung dessen, was das irdische Leben 
an idealen Gütern bietet. Die christliche Kirche dagegen 
lehrte einen Himmel kennen, sich selber als die Pforte und 
Wegweiserin zu einem ewigen- Leben. Sie erschloss der 
Menschheit den Sinn für die Realität einer unsichtbaren 
Welt, für den unendlichen Werth von Gütern, wie sie die 
Welt nicht zu geben vermag. „Was hülfe es dem Men- 
schen, wenn er dieganze Welt gewänne und nähme 
‘doch Schaden an seiner Seele?“ Matth. 16, 26. Vom 
Standpunkt dieses Idealismus stellte sie die obigen Verglei- 
chungen an. Sie waren die Grundgedanken, von denen aus 
die Kirche ihre Theorie vom Verhältniss zwischen Kirche 
und Staat stets ausgeführter hervorbildete. In der Durch- 
dringung der Menschheit mit einer alles was die Welt zu 
bieten vermag unendlich überragenden Schätzung Dessen, was 
die Welt nicht zu bieten vermag, lag der Quell für die 
wachsende moralische Kraft, welche von da an ihrer Praxis 
zum Standpunkt gedient hat. Idealer Elemente ist, wir wie- 
derholen es, auch die ausserchristliche Menschheit niemals 
ganz baar gewesen. Aber in umfassenderen Kreisen einen 
Idealismus gepflanzt zu haben, welcher träge, in Selbstsucht 
zusammengeschrumpfte Massen durch ein ideales Ferment 


emportreibt, zu Zeiten selbst in niederen, sonst an der Scholle 
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klebenden Menschheitsregionen einen Hunger nach dem Idea- 
len, einen in hohen Wogen gehenden Enthusiasmus für das 
Ideale erzeugt zu haben, das ist erst das Werk der Kirche 
gewesen, welche absehend von allen natürlichen wie geschicht- 
lichen Unterschieden innerhalb der Menschheit mit ihrer Pre- 
digt vom Evangelium als einer Kraft Gottes die da 
selig macht alle die daran glauben, und zwar die 
Juden vornehmlich, aber auch die Griechen (Röm. 
1, 15) die Menschheit in ihrem gemeinsamen Centrum zu 
erfassen und ihr den Sauerteig des Glaubens mitzutheilea 
wusste. 

Aber die Macht der Thatsachen ist in der Regel auf 
lange Zeit hin weit stärker als jede Theorie. Daher sträubte 
sich auch im christlichen Römerreich nicht nur der natürliche 
Instinkt der Staatsgewalt gegen die Theorie der Kirche, son- 
dern es stand der letztern zugleich entgegen die ganze Wucht 
der politischen Traditionen des römischen Imperiums. So 
blieb es. vor der Hand bei der blossen Theorie. Mochten 
sich in einzelnen Fällen auch starke Herrscher, wie Theo- 
dosius I. der Theorie beugen, — thatsächlich waren und 
blieben, vor allem in Ostrom, die Kaiser die gebornen Pon- 
tificese Maximi auch der christlichen Reichskirche. Der phi- 
losophische Nisus der Völker griechischer Zunge, fortdauernd 
auch nach ihrer christlichen Metamorphose, stumpfte einer- 
seits dort das Interesse ab für die politische Seite der Kir- 
chenbildung, andrerseits brachte er in die Kirche des östli- 
chen Imperiums die von der Bildung spekulativer Schul- 
theologie unvermeidliche Sektensplitterung. Durch beides, 
insbesondre durch den lodernden Hader der theologischen 
Parteihäupter wurde dem theologisirenden Cäsarismus das 
Geschäft die bischöflichen Hirtenstäbe seines Reiches sämmt- 
lich unter der Botmässigkeit des kaiserlichen Scepters zu 
halten wesentlich erleichtert. So bietet unter andern Justi- 
nian das Bild des Cäsarenthums als Centrums einer absoluten 
Herrschaft über die Kirche und als unerschöpfliche Quelle 
der Gesetzgebung nicht minder über die innersten religiösen 
Angelegenheiten, als über die mannigfaltigen Gebiete des 
äussern bürgerlichen Lebens. 

Das war die Gewalt der politischen Bildung des alten 
Rom, die nschwirkende Macht seiner unvergessenen Tredi- 
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tionen. Indessen die Gewalt des Thatsächlichen, welche im 
‘Osten den Ausschlag gab zu Gunsten des Staates, dieselbe 
gab im Westen den Ausschlag zu Gunsten der Kirche und 
ihrer Theorie. Es ist von grosser Wichtigkeit den Unter- 
schied von Ostrom und Westrom in der ganzen Bildungsweise 
beider hier im Auge zu behalten, 

Nicht Neurom, sondern Altrom, die Urbs, war die Ur- 
sprungsstätte des politischen Geistes für das Imperium. Dort 
hatte sich jener praktisch staatsmännische Takt, dort der 
scharfe juristische Verstand, dort jene Anschauungsweise ent- 
wickelt, für welche Politik und Jurisprudenz ebenso schlech- 
terdings gleichbedeutend waren mit Bildung überhaupt, wie 
unter den Griechen Bildung gleichbedeutend war mit Philo- 
sophie und Kunst. Die Völker lateinischer Zunge, nicht aber 
etwa bloss Italiens, sondern ebenso Galliens, Spaniens, des 
punischen Afrika waren diejenigen, welche sich gesättigt 
hatten mit dieser Bildungsweise des alten Rom. Kaum hatte 
daher einst unter diesen Völkern das Christenthum in den 
höheren Classen Bekenner gewonnen, so war für das verfolgte 
Christenthum aus der Mitte der letzteren eine Reihe von 
Männern lateinischer d. h. juridischer und politischer Bildung 
ebenso in die Schranken getreten, wie unter den Griechen 
philosophische Geister. Es giebt in der Literaturgeschichte 
kaum ein frappanteres Phänomen als diesen Unterschied des 
nationalen Geistes in der An- und Auffassungsweise ihres 
Stoffes auf Seiten der ersten Apologeten des Christenthums, 
Wie die Griechen mit Vernunftgründen, mit Berufungen auf 
Sokrates, Plato und andere Koryphäen der Philosophie, so 
streiten die Lateiner in Rechtsausführungen und Citaten der 
römischen leges für die angefochtene Sache der Christen. 
Dort ist der vorschlagende Gedanke, welcher den Verfolgern 
entgegengehalten wird, überall der Erweis der Wahrheit der 
christliehen Doctrin, hier überwiegend das gekränkte Recht 
des Individuums und der soeietas. Mit einem Wort: nicht 
nur die ersten schriftstellerischen Vertheidiger des Christen- 
thums, sondern überhaupt die ersten christlichen Schriftsteller 
in lateinischer Sprache sind nach Stand und Geist Rechts- 
gelehrte und Advokaten. Auch fortan nehmen juristisch ge- 
schulte und juristisch gewöhnte und geübte Köpfe unter den 
Vertretern des lateinischen Kirchenthums die erste Stelle ein. 


E 


Entwicklung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche. 251 


Wie natürlich wendete sich daher hier die juristische Bil- 
dungsweise, die juristische Gewohnheit und Richtung sich 
zu interessiren der verwandten Seite des christlichen Corpo- 
rationslebens, der Ausbildung der Kirchenverfassung zu, wie 
natürlich fanden sich vorzüglich in dieser lateinischen Hälfte 
des römischen Reichs die consequenten Bearbeiter jener 
Theorie von der Bedeutung und öffentlichen Stellung der 
kirchlichen Gesellschaft. Die Dollmetscher derselben, jene 
ersten und vornehmsten Träger des kirchlichen Gesellschafts- 
bewusstseins: Tertullian, ?”) Cyprian, Augustin und der ein- 
stige Statthalter von Emilien und Ligurien Ambrosius sind 
sämmtlich ehemalige römische causidici und Lehrer der ge- 
richtlichen Beredsamkeit, lauter Männer, welche ihre specielle 
geistige wie allgemeine Charakterformation nicht unter dem 
zersplitternden Einfluss der griechischen Philosophie, sondern 
unter demjenigen der festen und geschlossenen römischen 
Bildung für das Staatsleben empfangen haben. In reicher 
Vertretung hatte demnach die juridisch-politische Bildung 
Altroms schon angefangen, die Sache der Kirche zu ihrer 
eigenen zu machen, als der entscheidende Zeitpunkt eintrat, 
wo das weströmische Reich dem Ansturm barbarischer Völ- 
kerschaften unterlag und auf dessen Trümmern die germa- 
nisch-romanische Staatenbildung begann. Mit ihr trat aber 
die praktische Entwicklung der kirchlichen Theorie im Lauf 
der folgenden Jahrhunderte immer vollständiger in’s Leben. 
Ä III. 

Die Ausbildung der kirchlichen Gewalt im europäischen 
Mittelalter ist eine ebenso eigenthümliche, als in ihrer Art 
einzige und grossartige Erscheinung. Sie erklärt sich selbst- 
verständlich nicht bloss aus einer Art von Ursachen. Aber 
zwei Momente kommen dabei doch vorzüglich in Betracht: 
Die Bergung der altrömischen Bildung im Schoos der katho- 


7) Der Kirchenlehrer Tertullian, mit welchem die Literatur der latei- 
nischen Kirche beginnt, wird neuerdings ziemlich allgemein für eine und 
dieselbe Person mit dem gleichnamigen Civilisten gehalten, von welchem 
der lib. sing. de castrensi peculio herrührt und welcher ebenfalls zur Zeit 
des Sept. Severus und Caracalla lebte. Zimmern Röm. Rechtsgeschichte 
1,.8. 366. Rudorff Röm. Rechtsgesch. I, 8. 196. Fitting über das 
Alter der Schriften Römischer Juristen von Hadrian bis Alexander. Ba- 
sel, 1860. 8. 33. 
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lischen Kirche, und der Uebergang der Civilgewalt über 
Rom und einen beträchtlichen Theil Mittelitaliens in die 
Hände der römischen Bischöfe. 

Mit der Ueberschwemmung des Abendlandes durch ger- 
manische Völker und dem Sturz des weströmischen Kaiser- 
thums empfing die altrömische Bildung zwar einen höchst 
empfindlichen, aber doch keineswegs einen vernichtenden 
Stoss. Denn von den Organisationen aus der römischen Zeit 
blieb die katholische Kirche des Reichs, besonders die Kirche 
in Rom selber im Ganzen unerschüttert, an ihrer Spitze der 
längst im gesammien Abendland als Nachfolger der Apostel 
Petrus und Paulüs in unbestrittener Anerkennung stehende 
und verehrte Pontifex. In der Kirche suchte und fand daher 
alles was an geistigen Substanzen vom alten Rom übrig ge- 
blieben war 'sein Asyl. Die Kirche wurde der natürliche 
Sammelpunkt wie für die Reste der altrömischen Bildung 
überhaupt, so auch für den vorzüglichsten Theil derselben: 
die Bildung zur Herrschaft, den politischen Verstand, die 
politische Richtung des De die juridisch- politische 
Gewöhnung und Gedankenvirtuosität. Der oberste Hüter dieses 
Bildungsschatzes, aber auch der umsichtigste und gewandteste 
Nutzniesser desselben war der römische Pontifikat. 

Ferner: als die kurze Herrschaft der Ostgothen vorüber-. 
gegangen war, wurde Rom und Mittelitalien zwar von Neuem 
Provinz des oströmischen Kaiserthums. Aber wie dieses ausser 
Stand war solchen entfernten Provinzen einen irgend nach- 
haltigen Schutz gegen den äussern Feind zu gewähren, so 
fehlten ihm eben damit auch die Mittel seine Souveränität 
mit Nachdruck geltend zu machen. Es musste sich mit einer 
die meiste Zeit nur nominellen Herrschaft begnügen. Der 
äussere Schutz jener Provinzen dagegen, wie die Erhaltung 
eines geordneten Rechtszustandes im Innern, mit einem Wort 
- die eigentliche Regierungsgewalt, blieb den grossen Grund- 
besitzern, den angesehensten und einflussreichsten Männern 
der Provinz selbst überlassen. Der grösste Grundbesitzer 
aber war dort längst der Inhaber der Patrimonien des Apostel- 
fürsten Petrus, der angesehenste Mann des Abendlandes längst 
der Bischof von Rom. Um ihn, der selbst den Barbaren 
Respekt einflösste, dem Rom seinen Schutz gegen Attila ver- 
dankte, der Theodorich imponirte, der die Langobarden im 
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Schach zu halten verstand, gruppirten sich die kleineren 
Grössern Mittelitaliens. Was ihnen allen von der Kaiser- 
prärogative zugefallen war, das vereinigte und potenzirte sich 
ebendarum mehr und mehr in seiner Hand. So gelangte die 
Civilgewalt, unter den gegebenen Umständen eine ebenso 
schwierige als wichtige politische Aufgabe, in dessen Hand. 
Seit den ersten Jahrzehnten des achten Jahrhunderts aber 
besass der Pontifikat dieselbe in thatsächlicher Unabhän- 
gigkeit, 

Durch diese Wendung der Weltgeschicke erlangte der 
römische Pontifikat, nachdem er im Abendland längst schon 
die ungetheilte Anerkennung als Depositär ächt katholischer 
Glaubenstradition genoss, nun auch noch die Eigenschaft als 
Depositär aller noch übrigen Ueberlieferungen römischen 
Geistes und römischer Bildung. Ja, er war mit Uebertragung 
der Civilgewalt in seinem Patrimonium an eine höchst um- 
fangreiche politische Aufgabe direkt gewiesen, welche selbst 
gesetzt es hätte dergleichen entschieden ausserhalb des Kreises 
seiner Interessen und Neigungen gelegen, ihn zur praktischen 
Uebung römischer Staatskunst und zur lebendägen Pflege von 
deren Traditionen geradezu genöthigt haben würde. Kurz: 
in diesem dreifachen Erbe, welches durch die Weltgeschicke 
in die Hand des Oberhauptes der katholischen Kirche des 
Abendlandes niedergelegt war, bestand das Geheimniss seiner 
wachsenden Macht, der Grund seines steigenden Selbstgefühls, 
endlich das Ausschlag gebende Moment für die praktische 
Entwicklung der katholisch-kirchlichen Theorie bis zu ihren 
äussersten Consequenzen, 

Achten wir zunächst auf ein gewiss bezeichnendes Bei- 
spiel als Beweis dessen was die katholische Kirche, ganz 
abgesehen von ihrer den politischen Anfängen der germani- 
schen Staaten so überlegenen Organisation, in jenem römi- 
schen Erbe besass. Die Kirche hatte zu jener Zeit den Aria- 
nismus ausgestossen und musste folgerecht auch gegen die- 
jenigen deutschen Völker auftreten, welche sich zum Aria- 
nismus bekannten. Alle diejenigen Staaten nun, welche dem 
Arianismus anhingen, sind schnell untergegangen, die Staa- 
ten katholischen Bekenntnisses dagegen haben sich erhalten. 
Die Westgothen wichen vor dem katholischen Chlodwig, und 
fanden es bald gerathen zum Katholicismus überzugehen. 
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Nun erlagen die arianischen Sueven vor den Gothen, ebenso 
die Vandalen, welche nach Afrika weichen mussten. In 
Frankreich erlagen die Burgunder vor den Franken; endlich 
mussten auch die Langobarden in Italien unterliegen. Diese 
Erscheinung ist zu allgemein, als dass sie nicht ihren ge- 
meinsamen Grund haben sollte. Dieser Grund ist aber wohl 
kein anderer, als dass die katholische Kirche, welche die 
Reste der alten Bildung und Staatskunst in sich bewahrte, 
am Ende den Sieg davon trug über den rohen Kriegsmuth 
der Barbaren. Nicht weil sie dem orthodoxen Glauben das 
Banner vortrug, sondern als Inhaberin der alten römischen 
Staatskunst beherrschte sie die noch rohen deutschen Völker. 
Mit welchem Selbstgefühl musste es den Pontifikat den ger- 
manischen Staaten gegenüberstellen, dass diese alles was sie 
an Bildung zu bedürfen sich bewusst waren, von der katho- 
lischen Kirche zu erborgen sich genöthigt sahen! 

Ganz dieselben Momente gaben nun aber auch im Abend- 
land den Ausschlag zu Gunsten jener charakteristischen 
kirchlichen Theorie. In Ostrom hatte die Gewalt der That- 
sachen, das Kortleben der politischen Traditionen des alten 
Rom die praktische Entwicklung jener Theorie verhindert 
und fuhr fort gegen dieselbe eine hemmende Schranke zu 
bilden. Hier kam umgekehrt nicht nur die Macht weltge- 
schichtlicher Thatsachen der Kirche zu Hülfe, sondern es 
stand auch das Erbe römischer Traditionen keiner andern 
Macht zur Verfügung, als der Kirche selber. Als alleinige 
Depositärin jener Ueberlieferungen war sie durch nichts ver- 
hindert davon in Vergessenheit zu bringen, was ihrem Inter- 
esse widersprach, nichts unausgebeutet zu lassen, was ihrem 
Interesse dienlich zu sein die Aussicht gab. 

Die Geschichte hat es längst bezeugt, dass die Kirche 
nichts weniger als enthaltsam war in der Ausbeutung des 
Vortheilhaften ihrer Stellung nach der politischen Seite hin. 
Allein die Geschichte pflegt nicht blos Gerechtigkeit zu üben, 
sondern auch Billigkeit. Sie kennt aber kein Beispiel, dass 
auf kirchlichem oder anderen Gebieten einer beginnenden 
Macht Versuchungen von der Stärke, wie sie dem römischen 
Pontifikat nahe traten, nahe getreten, geschweige denn von 
denselben siegreich überwunden worden wären. Ursprünglich 
ohne ihr. Zuthun war der Kirche zu Rom zu ihrer kirchlichen 
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eine politische Aufgabe zugefallen; mag es da wohl befrem- 
den, dass sie beide Aufgaben mit einander vermischte, dass 
sie von dem wahren Kirchencharakter, der geistliches und 
weltliches Regiment wohl unterscheidet, sich immer mehr 
entfernte und durch die Umstände abdingen liess dafür aber 
vom Staatscharakter immer mehr sich aneignete, dass sie 
mehr und mehr auch ihre kirchliche Mission unter politi- 
schen Gesichtspunkten auffasste und mit politischen Mitteln 
verfolgte? Von den Traditionen der alten Römerherrschaft 
war die Kirche durchdrungen; war es da ein Wunder zu 
nennen, dass sie sich vom römischen Herrschergeist afficiren 
liess? Ihren. Sitz in Rom, der Residenz des einstigen Impe- 
riums der oixovusvn, ihrer unvergleichlichen Ueberlegenheit 
an geistigen Machtmitteln über die Staaten sich bewusst, 
lag es da so fern an eine Erneuerung des ehemaligen Ver- 
hältnisses der urbs zum orbis zu denken? Faktisch das welt- 
liche Schwert mit dem geistlichen Schwert in einer Hand 
bereits vereinigt im eigenen Patrimoniumi, war es da nicht 
natürlich die kirchliche Theorie in der bestimmtesten Weise 
principiell dahin auszubilden, dass dem geistlichen Schwert 
an sich der Supremat gebühre über das weltliche Schwert? 

Zu den interessantesten. Beobachtungen gehört nun die 
Wahrnehmung, wie der abendländische Dogmenkreis in sei- 
‚ner weitern Fortbildung in den wichtigsten Stücken instinkt- 
mässig sich gestaltet hat in Angemessenheit zu dem politi- 
schen Trieb und Bedürfniss der römischen Kirche. Die 
Dogmenbildung folgt sichtlich demselben Schwerpunkt, den 
das Interesse der Kirche gewonnen hat; sie wird auf der 
Bahn, welche dasselbe verfolgt, unwiderstehlich nachgezogen. 
In der Lehre von der Siebenzahl der Sakramente giebt die 
Kirche ihrer herrschenden Stellung zur Welt ihren bezeich- 
nenden Ausdruck, in der Beschreibung des Glaubens als eines 
Gehorsams empfängt die Welt von ihr die Weisung zu ihrer 
gehorchenden Stellung zur Kirche. Wie die Lehre von den 
Sakramenten zu der Welt der Personen, so regelt die Lehre 
von den Sakramentalien zugleich die Stellung der Kirche zu 
der Welt der Sachen. Aus Sacramentum und Sacramentale 
aber resultirt die Doctrin vom Sacrilegium, der Abschluss 
der für das sociale Dasein der Kirche in oberster Instanz 
maasgebenden Begriffe. Wie hätte daher die Frage nach 
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dem Verhältniss des kirchlichen Staates zum weltlichen für 
sie eine offene bleiben können? Mit der vollen ‚Consequenz 
römisch - juristischen Sinnes wurde vielmehr von den gege- 
benen Grundlagen der kirchlichen Theorie aus auch diese 
Frage entwickelt und entschieden. 

Zeuge dafür wie frühzeitig der römische Pontifikat mit 
dieser Frage ins Reine gekommen war, ist unter Anderen, 
insbesondere dem Papst Gelasius in seinem von den Spätern 
oft benutzten Schreiben an den Kaiser Anastasius v. J. 494,2®) 
der Angelsachse Alkuin. Die Vorstellung, dass unter den 
drei höchsten Würden dieser Welt, der päpstlichen, der 
kaiserlichen und der königlichen, erstere doch den obersten 
Rang einnehme, ?°) hatte Alkuin sicher nicht erst unter den 
Franken gelernt, am Hofe ihres Königs Karls des Grossen, 
dem er seine Rangstellung erst auf der dritten Stufe, nur 
durch eine schmeichelhafte Bemerkung über seine persön- 
liche Macht, Weisheit und den Glanz seines Reiches versüsst, 
trocken ins Angesicht sagt. Diese Vorstellung hatte Alkuin 


sicher schon aus seiner Heimath mitgebracht, wo seit dem 


siebenten Jahrhundert die römischen Glaubensboten diese 
Betrachtungsweise gepflanzt und die angelsächsische Devotion 
sie aufgenommen hatte. Wie’empfänglich aber der politische 
wie der clericale Boden des Frankenreichs für die Conse- 
quenzen der uralten kirchlichen Theorie war, das beweisen 
kaum ein Jahrhundert später die Decretalen des Pseudoisidor 
und einige andere Thatsächlichkeiten. Die auf der Synode 
‘zu Sta. Makra im Erzstift Rheims 881 versammelten Bischöfe 
sprechen es und zwar mit den Worten des Papstes Gelasius 
aus, dass Gott die Regierung über die Welt getheilt hat 
zwischen den Priestern und den Königen. Jedem von beiden 
ist sein unterschiedener Wirkungskreis angewiesen. Kein 
König darf sich also die priesterliche, kein Priester die kö- 


22) Ep. Gelasii P. ad Anastasium Imp. a. 494 ‚pei Mansi VII, p. 31. 

2%, Alcuin. ep. 80 ad Carol. M. (a. 799) p. 117 ed. Froben: Tres per- 
sonae in mundo altissimae hucusque fuerunt: Apostolica sublimitas, 
quae b. Petri Principis Apostolorum sedem vicario munere regere solet. — 
Alia est Imperialis dignitas, et secundae Romae secularis potentia. — 
Tertia est Regalis dignitas, in qua Vos Domini nostri' Jesu Christi 
dispensatio Rectorem populi christiani disposuit, ceteris praefatis dignita- 
tibus potentia excellentiorem, sapientia clariorem, regni dignitate subli- 
miorem. Lorentz Leben Alkuins. Halle 1829. 8. 43. 
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nigliche Gewalt anmassen. Vielmehr sollen die Könige den 
Priestern das Geistliche und Ewige, die Priester den Königen 
das Zeitliche und Irdische ausschliessend überlassen. Aber, 
setzen sie hinzu, es sei klar genug, um wie viel die Würde 
des Priesterthums höher als die königliche und das Amt der 
Priester wichtiger sei als das Amt der Könige. Denn Kö- 
nige könnten ja nur durch Priesterhände gesalbt werden, 
während umgekehrt kein König einen Bischof consecriren 
könne. Den Bischöfen seien aber überdies noch auch die 
Könige auf die Seele gebunden. Denn vor dem Gerichte 
Gottes werde auch über die Könige von ihnen Rechenschaft 
verlangt werden.°°) Nirgends deutlicher als in dieser bün- 
digen Deduction legt sich die Bedeutung des Begriffs vom 
Sacramentum, zunächst der Priesterweihe, für das. mittelal- 
terliche Verhältniss zwischen Staat und Kirche, nirgends 
deutlicher die des Sacramentale an den Tag, als in dem 
Sacramentale der Königsweihe durch den Priester. „Und was 
liess sich nicht Alles,“ sagt ein berühmter Geschichtschrei- . 
ber, „in dieser Zeit tiefer historischer Unwissenheit, in welche 
die vergangenen Jahrhunderte nur in ahnungsvollem Halb- 
dunkel reflektirten, und unter Fürsten erreichen, wie die 
Nachfolger Karls des Grossen waren, deren Geist durch die 
religiösen Eindrücke nicht gehoben und gereinigt, sondern 
unterdrückt wurde, so dass sie die spirituelle und die welt- 
liche Seite der clerikalischen Thätigkeit nicht mehr unter- 
scheiden konnten!®') Nun, was sich erreichen liess, das 
schreibt schon im Jahr 871 Kaiser Ludwig Il. an den grie- 
chischen Kaiser Basilius den Macedonier: „kraft der Salbung 
und Weihe durch die Handauflegung des obersten Pontifex 
sind wir von Gotteswegen zu dieser höchsten Würde empor- 
gehoben worden.“ °?) ‘ 


3) Conc. apud S. Macram a. 881 c. 1. Mansi XVII. p. 538: Et tanto 
est dignitas Pontiicum maior quam regum, quia reges in culmen regium 
sacrantur a Pontificibus, Pontifices autem a regibus consecrari non possunt, 
et tanto gravius est pondus Sacerdotum, quam regum, quando etiam pro 
ipsis regibus in divino reddituri sunt examine rationem. 

3) Ranke, Geschichte Deutschlands im Zeitalter der Reformation. 
Bd. 18. 11. 

#2) „Unetione et sacratione per summi Pontificis manus impositionem 
divinitus sumus ad hoc culmen provecti. — Carolus abavus noster unctione 
huiusmodi per summum Pontificem delibatus primus ex gente et genea- 
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Es bedarf keiner weitern Bemerkung, dass die weltbe- 
kannten und vielberufenen Bilder von den beiden Lichtern: 
Sonne und Mond, mit denen Innocenz IIl., von den beiden 
Schwertern in der Hand Petri, mit denen Bonifacius VIII. 
das Verhältniss zwischen Kaiserthum und Papstthum dar- . 
stellte, nur die consequente Entwicklung der ältern kirchli- 
chen Theorie waren, welche unterdess durch mancherlei Ent- 
wicklungsstadien hindurchgelaufen war. Von ihr aus war zu 
keinem andern Resultat zu gelangen, als demjenigen, welches 
Innocenz III. im Hochgefühl des nun völlig, weil auch über _ 
die morgenländischen Provinzen, errungenen Supremats mit 
den Worten ausspricht: Dominus Petro non solum uni- 
versam Ecclesiam, sed totum reliquit seculum 
gubernandum.°) 

Man mag über das System der Gregor und Innocenz 
sonst urtheilen wie man will, dem Zugeständniss wird man 
sich nicht entziehen können: dass die Weltgeschichte keine 
imposantere politische Erscheinung kennt, als die päpstliche 
Weltmonarchie in der Zeit ihrer höchsten Blüthe. Sie war 
mehr als eine blosse Erneuerung des alten römischen Impe- 
rıums. Zwar hier wie dort stösst man auf die gleiche Fülle 
und strenge Consequenz politisch-juridischen Verstandes und 
auf die gleiche eiserne Herrscherenergie. Auch ist vielleicht 
nicht zu viel gewagt mit der Behauptung, dass wenn das 
altromische Civilrecht für die neuere europäische Rechtsbil- 
dung classisch und in gewissem Sinne canonisch geworden 
ist, sich diesem das sogenannte canonische Recht des ponti- 
fikalen Rom wohl schwerlich als eine — um einen techni- 
schen Ausdruck zu gebrauchen — etwa nur deuterocanonische, 
sondern als eine in ihrer Art ebenbürtige Schöpfung des 
traditionellen römischen Rechtsverstandes zur Seite gestellt 
hat. Allein gerade darin liegt der Unterschied zwischen bei- 
den römischen Weltmonarchieen, dass die ältere lediglich 
durch den Aufwand rein politischer Machtmittel geherrscht 
hat, die jüngere dagegen zu dieser Art von Machtmitteln 


logia nostra — et Imperator dietus et christus Domini factus est. — Si 

calumniaris Romanum Pontificem, quod gesserit: calumniari poteris et 

Samuel, quod spreto Saulo, quem ipse unxerat, David in Regem ungere 

non renuerit.“ Muratori scriptores rerun Ital. Tom. IV. P. 2. p. 243. 
#) Innoc. III. lib. TI. Ep. 209 ad Patriarch. Constantinop 


Entwicklung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche. 259 


noch andere zu gesellen wusste, welche der ältern völlig 
fremd waren. Denn das politische System des alten Rom 
hat nie Jemanden für sich zu begeistern vermocht, als den 
civis Romanus selbst und etwa einzelne Männer der politi- 
schen Doctrin, wie den Griechen Polybius; das politische Sy- 
stem des Papstthums dagegen ist eine Reihe von Jahrhun- 
derten lang getragen worden von einer ungeheuern moralischen 
Macht, von der öffentlichen Meinung, von einem wirklichen 
Enthusiasmus der europäischen Völker. 

Es ist darum ganz und gar nicht Sache blos literärisch- 
geschichtlichen Interesses, es ist vielmehr ein Gegenstand 
von höchst praktischer Natur sich die Frage vorzulegen, 
worin der Zauber lag, durch welchen das päpstliche System 
seit dem Ende des elften Jahrhunderts auf die europäischen 
Völker gewirkt, welches die Idee war, durch welche es die 
Gemüther — der Ausdruck ist wohl der bezeichnendste — 
gepackt hat? 

Man wird sich darüber nicht täuschen können: die mo- 
ralischen Machtmittel, auf welche die Weltherrschaft der 
Päpste sich stützte, waren keine änderen als die Macht des 
Idealen, für welches die Völker durch die Erziehung des 
Christenthums hoch empfänglich geworden waren. Aber eben- 
sowenig wird man sich freilich darüber täuschen können: 
das schwerste Gebrechen, der verhängnissvollste Fehler des 
Gedankensystems, welches der päpstlichen Weltmonarchie 
zum Unterbau diente, war kein anderer, als die Verkennung 
der inneren Gesetzmässigkeit des rein und wahrhaft Idealen. 
Es sei uns vergönnt, diese Behauptungen genauer auseinan- 
derzusetzen. 

Innerhalb des Christenthums giebt es keinen Standpunkt, 


von welchem aus nicht das als gewiss gälte, dass der Himmel 
das Höhere und Höchste, die Erde das Niedere und Unter- 
geordnete, dass das Heil der Seele unvergleichlich mehr ist 


als alles irdische Wohlbefinden, dass von der Majestät des 
Heiligen jede andere Art von Majestät unendlich überragt 
wird, dass die Handreichung zum Himmel vor jeder Art von 
Handreichung für die Zwecke des irdischen Lebens den gan- 
zen in der Natur der Sache liegenden Vorsprung besitzt. 


Das: ist christliche Weltansicht und wird christliche Welt- 


ansicht bleiben. Es ist schlechterdings undenkbar, dass, so 
Zeitschr, f. Kirchenrecht, I. 18 . 
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lange es ein Christenthum giebt, diese Weltansicht ihren Ein- 
fluss auf die Gemüther jemals einbüssen könnte. Giebt es 
doch für diese Behauptung ein redendes thatsächliches Zeug- 
niss darin, dass die Bestimmung des Menschen für ein Hö- 
heres, als die alltägliche Welt und was der Lauf derselben 
mit sich bringt, so sehr das öffentliche Vorurtheil aller christ- 
lichen Jahrhunderte geworden ist, dass selbst solche Zeiten 
und Kreise, welche mit dem Gedanken an „die blauen Dinge 
nach dem Tode“ längst fertig geworden sind, gleichwohl sich 
von einem Rest christlichen Idealismus nicht haben losma- 
chen können. \on dem, was Streben und Hoffnung der Chri- 
stenheit im eigentlichen Sinne ausmacht, ist bekanntlich in 
manchen Regionen der allgemeinen Culturwelt oft nur ein 
ziemlich matter und farbloser Niederschlag zurückgeblieben. 
Gleichwohl bekennt man es, dass der Leist ist über der Ma- 
terie, dass die Seele ein Höheres ist als der Leib, dass die 
Welt des Gedankens erhaben ist über die Welt, welche durch 
unsere Hand geschaffen wird, dass das Ideale, obschon un- 
sichtbar und bloss Gegenstand des Glaubens den Vorrang 
behauptet vor allem, was sichtbar für unsere Augen, greifbar 
für unseren Tastsinn vor uns steht und den Sinnen schmei- 
chelt, vor dem Empirisch-Realen. Man braucht nicht erst 
unter die Menschen höhern Stils zu gehen, man wird in 
den meisten Fällen selbst profanen Naturen wenigstens das 
theoretische Zugeständniss abgewinnen, dass über Geld und 
Gut, über Besitz und Genuss, über den Brotkörben und 
Fleischtöpfen des irdischen Lebens ideale Werthe stehen: 
Gewissen, Ehre, Freiheit, Recht, Liebe, Treue, Kunst, Wis- 
senschaft. Man wird sich dort mindestens herbeilassen eine 
solche Weltansicht vielleicht nicht eben „praktisch,“ aber 
doch „schön“ zu finden. Unstreitig bleibt diesem Nieder- 
schlag sein Werth für sich. Sicherlich aber bildet die Ver- 
ehrung für das Erhabene, Edle und Schöne im Gegensatz 
zu dem Niedrigen und Gemeinen einen der beachtungswer- 
thesten Verknüpfungspunkte zwischen der ausserchristlichen 
Culturwelt und der christlichen mit ihrem obersten Begriff 
des Heiligen. Zugleich aber ist sie ein Zeugniss für die 
nachhaltigen Nachwirkungen der christlichen Weltansicht 
selbst auf solche Regionen, welche sich sonst von ihr abge- 
wendet haben, und in dieser Hinsicht ein bedeutsamer Fin- 
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gerzeig. Genug: nichts Anderes, als dieser in der Mensch- 
heit durch das Christenthum so lebendig und allgemein ge- 
weckte Sinn für ideale Werthe, war der Zauber, durch 
welchen das neue Rom die Gemüther für sein System der 
Beherrschung des Staates durch die Kirche gewonnen hat. 
Hieran knüpft sich aber von selbst eine Reihe von Be- 
merkungen zunächst über Bekenner und Schöpfer dieses 
Systems. Erstens: nicht das war ein Fehler, dass das 
Mittelalter jene Wahrheiten bekannt hat, sondern der Fehler 
liegt in der Art, wie es dieselben bekannt hat, nämlich in 
der unklaren und unvollständigen Art und Weise des nur 
gefühligen Enthusiasmus. Denn das Gefühl hat bloss die 
Ahnung, die noch ganz von dem unmittelbaren Eindruck der 
Sache beherrschte Apperception des Idealen; die klare Er- 
kenntniss des Idealen dagegen ist nur dem von dem unmit- 
telbaren Eindruck frei gewordenen, nüchternen Denken vorbe- 
halten. Die dem Idealen inwohnende Gesetzmässigkeit bleibt 
der bloss enthusiastischen Erregung, wie dem Gewohnbheits- 
geist verschlossen. Ferner: Die Schöpfer und Säulen der 
kirchlichen Weltmonarchie waren keineswegs römische Civil- 
theologen. Niemand glaubte mit so fester Ueberzeugung an 
ihr System von Verbindung des Politischen mit dem Reli- 
giösen, als diese Männer selber. Aber in Einem: dem Man- 
gel an tieferem Verständniss idealer Stoffe und entsprechen- 
der Stoffbehandlung sind sie dennoch ihren heidnischen Vor- 
fahren überraschend ähnlich. Das alte Rom hatte einst 
griechische Bildung: Philosophie, Poesie, Kunst, Religion 
herübergenommen, aber niemals mit selbstständig produkti- 
vem Geiste sie erfasst, ja nur eine feinere geistige Aneignung 
dieser Bildungsstoffe war niemals eigentlich seine Sache ge- 
wesen. Auch dem spätern Rom war in Beziehung auf die 
geistige Welt des Christenthums weder das Eine, noch das 
Andere beschieden. Hier wie dort ist jedes andere Interesse 
untergeordnet dem politischen Gestaltungstrieb, hier wie dort 
gestaltet sich die Auffassung der Hervorbringungen der geisti- 
gen Welt immer nach Maassgabe der aus jenem Trieb her- 
vorgehenden Gesichtspunkte; hier wie dort wird unwillkür- 
lich alles dem in seiner Art einzigen politischen Nisus 
dienstbar. Mit einem Wort: Die Manipulation der christlichen 
Ideen, welche bei der mittelalterlichen Verknüpfung zwischen 
18* 
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imperium und sacerdstium herangez;gen werden. der derbe 
Resıismus, mit welchem man in Ksm getrost aaran geht, re- 
lizisse Stf2 der geistizsten Art überhaupt für den peoliti- 
schen Bedarf zar Verwezdung ze brizzzn. in:beisnire der 
bezehrliche Gebrauch, die dreiste Ausbeutung mancher bitli- 
scher Bilder für diesen Zweck erinnert neben allem Urter- 
schied vi=lfaltig an aite römische Gewöhnunzgen. Drittens: 
die heutige Weit hat jedsch alle Ursache etwas behutsam 
zu sein, wenn sie das Mittelalter, wenn auch mit noch » 
grossem Recht, für seinen Gredankeniauf verantwortlich wacht. 
Sie würde sich freier in dieser Rich’ung gehen lassen dürfen, 
wenn unter den Weitpotenzen das Papstthum die einzige 
gewesen wäre, welche über die Natur des Idealen richt mit 
sich ins Klare zu kommen gewusst hat. Allein genauer be- 
trachtet ist es nicht an dem. Im Gezentheil: mehr als eine 
der modernen Weltpetenzen und darunter sölche, welche dem 
Christenthum thatsächlich fern genug stehen, hat man mit 
mehrerem oder mınderem Pathos auftreten sehen können nicht 
allein mit dem Anspruch auf alle Rechte und Freiheiten, 
Immunitäten, Prärogativen und Privilegien des rein Idealen, 
sondern auch damit verbinden sehen die gleiche grelle ue- 
ta3avıg &is @)hn zevoz, sowie nicht minder das zleiche naive 
Herübernehmen eines noch Unwirklichen in den Bereich der 
Wirklichkeit ihrer persönlichen Träger, welches den Saulen 
der geistlichen \Weltmonarchie so charakteristisch ist. Ja 
wir würden uns nicht scheuen, den Beweis für die Behaup- 
tung anzutreten, dass je ferner von dem einfachen, urkund- 
lichen Christenthum, desto mehr die Schwierigkeit wächst, 
die innere Gesetzmässigkeit des Idealen zu begreifen. Denn 
weit entfernt die Mutter des Idealismus, das Christenthum, 
für solche grelle Absprünge von der höchsten Höhe der Idee 
in die allerprosaischsten Niederungen dieser Welt verant- 
wortlich machen zu dürfen, hat nicht einmal etwa erst die 
neutestamentliche Urkunde gelehrt, sondern schon die alt- 
testamentliche genau gewusst um die Art und Weise, wie 
das Ideale sich allein zu vollziehen pflegt. Da hier nicht 
der Ort ist für weitere Ausführungen dieses Thema's, so er- 
innern wir lediglich an einige für den Gegenstand am Mei- 
sten entscheidende Stellen beider Testamente. Vor allen 
gehört hierher die ergreifende Schilderung, welche der grösste 
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Seher des alten Bundes: Jesaia, „im prophetischen Lapidar- 
stil giebt von dem idealen Knechte Gottes.*?‘) „Er hatte 
keine Gestalt, noch Schöne; wir sehen ihn, aber da war 
keine Gestalt, die uns gefallen hätte. Er war der allerver- 
achteiste und unwertheste, voller Schmerzen und Krankheit. 
Er war so vera:htet, dass man das Angesicht vor ihm ver- 
barg: darum haben wir ihn nichts geachtet. Da er gestraft 
und gemartert ward, that er seinen Mund nicht auf, wie ein 
Lamm, das zur :Schiachtbank geführt wird, und wie ein 
Schaaf, das verstummet vor seinem Scheerer, und seinen 
Mund nicht aufthut. Aber der Herr wolite ihn also zerschla- 
gen mit Krankheit. Wenn er sein Leben zum Schuldopfer 
gegeben hat, so wird er Saamen haben, und in die Länge 
leben, und des Herrn Vornehmen wird durch seine Hand 
fortgehen. Darum, dass seine Seele gearbeitet hat, wird er 
seine Lust sehen und die Fülle,haben. Und durch sein Er- 
kenntniss wird er, mein Knecht, der Gerechte, viele gerecht 
machen; denn er trägt ıhre Sünden. Darum will ich ihm 
grosse Menge zur Beute geben und er soll die Starken zum 
Raube haben.“ Wie ganz und gar entspricht aber dieser 
vorandeutenden Zeichnung des Propheten der ideale „Men- 
schensohn,* der Welterlöser in der Gesammtheit seiner ge- 
schichtlichen Erscheinung, insbesondere aber auch mit Aus- 
sprüchen, wie die: „mein Reich ist nicht von dieser Welt.*:°) 
Als die Jünger ihn fragen: „Herr willst Du, so wollen wir 
sagen, dass Feuer vom Himmel falle und sie verzehre? * so 
giebt er zur Antwort: „wisset ihr nicht, wess Geistes Kinder 
ihr seyd? des Menschen Sohn ist nicht gekommen, der Men- 
schen Seelen zu verderben, sondern zu erhalten.*®) Und 
weiter fügt er hinzu: „die Füchse haben Gruben und die 
Vögel unter dem Himmel haben Nester; aber des Menschen 
Sohn hat nicht, da er sein Haupt hinlege.*“®”) Als noch 
kurz vor seinem Leiden und Tod unter den Jüngern sich 
Zank darüber erhebt, wer unter ihnen soll für den Grössesten 
gehalten werden, so spricht er zu ihnen: „die weltlichen 
Könige herrschen und die Gewaltigen heisst man gnädige 


s4) Jes. c. 53 besonders v. 2. 3. 7. 10. 11. 12. 
35) Joh. 18, 36. 

%) Luc. 9, 55. 56. 

7) Luc. 9, 59. 
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Herren; ihr aber nicht also, sondern der Grösseste unter 
euch :oll sein wie der Jüngste, und der Vornehmste wie ein 
Diener. Denn wer ist der Grösseste? Der zu Tische sitzet, 
oder der da dienet? Ist es nicht also, der zu Tische sitzet? 
Ich aber bin unter euch wie ein Diener.*®) Derselbe Ge- 
danke der bleibenden Hoheit und Siegesgetrostheit des Idea- 
len selbst in der Knechtsgestalt liegt auch in den Worten 
des Apostels: „Sehet an, liebe Brüder, euern Beruf: nicht 
viel Weise nach dem Fleisch, nicht viel Gewaltige, nicht 
viel Edle sind berufen. Sondern was thöricht ist vor der 
Welt, das hat Gott erwählt, dass es zu Schanden mache, 
was stark ist. Und das Unedle vor der Welt und das Ver- 
achtete hat Gott erwählet, und das da nichts ist, dass er 
zu nichte mache, was etwas ist, auf dass sich vor ihm kein 
Fleisch rühme.“°) Endlich spricht den Gedanken der Selbst- 
bestrafung, welche die Welt an sich ausübt durch ihren Un- 
glauben, der Erlöser in dem mächtigen Wort aus: „Denn 
Gott hat seinen Sohn nicht gesandt in die Welt, dass er die 
Welt richte, sondern dass die Welt durch ihn selig werde. 
Wer an ihn glaubt, der wird nicht gerichtet; wer aber nicht 
an ihn glaubt, der ist schon gerichtet, denn er glaubet nicht 
an den Namen des eingeborenen Sohnes Gottes.“ 4°) 

Versuchen wir das, was die heilige Schrift über die in- 
nere Gresetzmässigkeit des Idealen aussagt, auf einen ge- 
drängten Ausdruck zu bringen. 

Ein einziges, aber bezeichnendes Wort aus der Spitze, 
in welche Innocenz III. sein religiös-politisches System zu- 
sammenfasst: Dominus Petro non solum universam Ecclesiam, 
sed totum seculum reliquit gubernandum, das Wort: gu- 
bernandum ist hinreichend, um die ganze Unstatthaftigkeit 
solch’ getroster Verwendung rein idealer Stoffe für die Zwecke 
des politischen Haushaltes an’s Licht zu stellen. Oder wäre 
es wirklich an dem? entspräche es der Art des Idealen, die 
Welt zu guberniren? Dem gefühligen Enthusiasmus mag 
ein solches Dafürhalten allenfalls verziehen werden, dem be- 
sonnenen Denken niemals. Denn das Ideale begehrt zu herr- 
schen, aber nicht zu guberniren. Es trachtet nach Macht 

#) Luc. 22, 25—27. 


”) 1. Cor. 1, 26—29. 
#% Joh. 3, 17. 18, 
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in dieser Welt, aber nicht nach Gewalt. Es verlangt Gel- 
tung, aber kein Geld. Es fordert nicht todten Gehorsam, 
sondern lebendigen Glauben. Es möchte die Welt führen 
zum Gehorsam des Glaubens, aber nicht zum Glauben des 
Gehorsams. Es: ist selber der Inbegriff von Zucht, Maass, 
Gesetz und Ordnung; aber nicht die Vollstreckerin der 
Züchtigung, es ist weder Justiz noch Polizei. Es ist das 
Licht, das in die Finsterniss dieser Welt hineinscheint, aber 
nicht der Blitzstrahl, der die Mächte der Finsterniss zu Bo- 
den schlägt, nicht das Feuer, welches sie verzehrt. Das 
Ideale ist nicht der Sturmwind, der dem Wanderer den 
Mantel des alten Menschen vom Leibe reisst, sondern die 
wärmende Gnadensonne, unter deren Strahlen der Wanderer 
den Mantel freiwillig von sich wirft. Oder wäre dem nicht 
so? Soll etwa das Ideale nicht bloss herrschen, sondern auch 
verwalten d.h. soll es in die Sphäre des gemeinen tägli- 
chen Lebens, des kleinen und grossen Menschenverkehrs 
herabsteigen und sich der kleinen und grossen Geschäfte des- 
selben annehmen, die mancherlei Angelegenheiten desselben 
bereinigen? Soll demnach die ideale Macht selber die Markt- 
polizei handhaben, wenn ein Mensch fünf Joch Ochsen kauft, 
oder die Unterhändlerin machen, wenn ein Mensch ein Weib 
nehmen will? Soll sie ihr Gutachten mit abgeben, wenn ein 
Mensch ausgeht, um einen käuflichen Acker zu besehen? Soll 
sie mit eigner hoher Hand den Richter und Erbschlichter 
machen? Mit einem Wort: soll sie in der Art herrschen, 
wie die „weltlichen Könige“ zu herrschen haben, und wie 
„die Gewaltigen“ sich „gnädige Herren“ heissen lassen, auf 
dass sie sich „im Fleisch rühme? * 

In der That: nichts ist so gewiss, als dass das Ideale 
wie eine Königin sich verhält zu dieser Welt, und herrscht 
und nach der Herrschaft trachten muss; aber ebenso gewiss 
ist es, dass es immer nur herrschen wird und darf gemäss 
seiner eigensten Natur, d.h. nach seinem Gesetz, dagegen 
nie sich herablässt nach einem Gesetz herrschen zu wollen, 
das einer ihm fremden Ordnung des Lebens angehört. Es 
sendet über alle Gebiete des menschlichen Gemeinlebens seine 
leuchtenden Strahlen, ja als das absolute Seinsollen seine 
Diktate über die Welt des blossen Seins aus; aber nie lässt 
es sich herbei dabei aus der Gesetzmässigkeit seines Sonder- 


266 Dr.Hundeshagen: Entwickl.d. Verhältn. zw. Staat u. Kirche. 


lebens herauszutreten. Es giebt sich liebend hinaus an die 
Welt, aber niemals wirft es sich weg an die Welt oder be- 
gehrt sich mit ihr zu vermengen. Nie begehrt es, Fremdar- 
tiges an sich zu reissen, ja es rechnet nicht einmal auf den 
Dank der Welt. Ebendarum rächt es nie die erfahrene Un- 
bill und Verschmähung an der Welt der Gemeinheit, sondern 
seines endlichen Sieges gewiss zieht es sich zurück in die 
Selbstbefriedigung des Selbstbesitzes und überlässt die Welt 
der schwersten Selbstbestrafung, der Strafe, dass der ver- 
schmähte Besitz mit seinem überschwänglichen Genüge ihr 
entzogen bleibt. , 

Die Verkennung der Wahrheit, dass es nicht die Art 
des Idealen ist, bei seinem Sichhinausgeben in die Welt in 
solche Art von unmittelbarem Contakt zu treten mit der rea- 
len Welt, aber desshalb auch umgekehrt keine der realen 
Weltpotenzen die absoluten Prärogativen des Idealen sich 
vindiciren darf in dem wie sonst immer berechtigten Maass 
und in der Art ihrer Einwirkung auf die Welt, das war der 
tiefe Fehler, welcher der geistlichen Weltmonarchie des neuen 
Rom zu Grunde lag, die Ursache, warum die von ihm an- 
gestrebte und eine Zeit lang verwirklichte Verknüpfung des 
imperium mit dem sacerdotium in einer und derselben Hand 
eine Lösung der Aufgabe eines richtigen Verhältnisses zwi- 
schen Staat und Kirche nicht genannt werden kann. 


(Fortsetzung folgt.) 
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IX. 


Die Gesetzgebung über die Regelung der kirchlichen 
Verhältnisse im Grossherzogthum Baden. 


Von 
F, Haass, 


Vicekanzler des Grossherz. Oberhofgerichts in Mannheim. 
Erster Artikel. 


Die Geschichte der badischen Kirche von den Anfängen 
des Jahrhunderts bis zur Gegenwart bietet ein reiches Bild 
von Wandlungen, hervorgerufen theils durch di» ausserordent- 
liche Entwicklung des Staats, theils durch die Einflüsse der 
Meinung, welche sich in den Gebilden der Kirche wieder- 
spiegeln. 

Seit dem letzten Drittheil des vorigen Jahrhunderts wa- 
ren die beiden Linien des Fürstenhauses — die lutherische 
(Baden-Durlach) und die katholische (Baden-Baden) unter 
Carl Friedrich . vereinigt worden. Bis dahin hatten die ge- 
trennten Stammlande in konfessioneller Besonderheit, in Ein- 
heit des staatlichen und kirchlichen Lebens bestanden — jetzt 
gestaltete sich ein paritätischer Staat, jetzt tauchten die Ge- 
gensätze von Staat und Kirche auf, und gingen einer fort- 
schreitenden Entwicklung entgegen. 

Die erste Urkunde hierüber finden wir in der „Hofraths- 
Instruktion“ für die Badische Markgrafschaft von 1794. Sie 
enthält allgemeine Grundsätze über die Wahrung der fürst- 
lichen Kirchenvogtei, des Oberaufsichts- und des Conkurrenz- 
rechtes in den Kirchensachen der katholischen Lande. Es 
soll hiernach das subsidiarische römische Recht ebensowenig 
die weltliche Staatsverfassung bestimmen, als das subsidia- 
rische kanonische Recht die Norm der Staatsverhältnisse zwi- 
schen geistlicher und weltlicher Obrigkeit abgeben, sondern 
— soweit nicht die deutschen Reichsgrundgesetze, Conkordate 
und vorliegende Verträge Maass und Ziel geben, soll auf das 
Herkommen geachtet werden. 

Im Zweifel sollen die bischöflichen Vikariate in allem, 
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was zu zweckmässiger Direktion der katholischen Diözesan- 
Untergebenen in Absicht auf ihre Gewissen, Religionsübung, 
innere Kirchen-Einrichtung und Beförderung der Sittlichkeit 
vermöge der Grundsätze ihrer Religion gehörig ist, nicht ge- 
hindert werden, nach eigener Ueberzeugung zu verfahren; 
dagegen soll einem auf das politische Wohl der Unterthanen 
unmittelbar Bezug habenden Ausfluss ihrer Anordnungen an- 
ders nicht statt gegeben werden, als ‘wenn derselbe vorher 
mit der fürstlichen Regierung in Ueberlegung gezogen und 
bei befundener politischer Unbedenklichkeit mitbeliebt wurde. 

Was die Jurisdiktion über geistliche Personen, ingleichen 
über weltliche Unterthanen in Gewissens-, Religions- und 
Ehe-Angelegenheiten betrifft, haben die Ordinariate in Zweifel 
allein und unmittelbar einzuschreiten. Sachlich sollen Kir- 
chen oder Kirchenpfründen, Kirchenkassen oder milde Stif- 
tungen der fürstlichen Obrigkeit unterstehen, wenn Tempo- 
ralien, weltliches Einkommen oder darauf bezügliche Rechte 
in Frage stehen, ebenso wenn kirchliche Besitzungen welt- 
licher Unterthanen, als Zehnten, Patronatrechte etc. betroffen 
werden, und nicht das kirchliche Recht selbst, sondern nur 
das Faktum des Besitzes oder der Umfang oder die Belastung 
des Rechts in Frage kommen. 


Wenn die „Hofraths-Instruktion“ sich vorzugsweise mit 
dem Verhältniss der katholischen Kirche zum Staate be- 
fasste, so ordnete die bald darauf gefolgte „Kirchenraths- 
Instruktion* (1797) die kirchlichen oder „sogenannten geist- 
lichen Regimentssachen“ der der Augsburgischen Confession 
zugethanen Lande und Gemeinden. Die Verkündung geschah 
kraft derjenigen Kirchengewalt, „die Uns als evangelischem 
Regenten und erstem Mitglied der en Kirche Un- 
serer Lande zusteht“. 

Das Kirchenregiment soll sich über Delre, Sitten und 
Vermögen der Kirche erstrecken, es sollen alle kirchlichen 
Ober- und Herrlichkeiten, Regalien, Freiheiten, Kirchenregi- 
ments-, Vogtei- oder Patronat-Rechte, und andere herge- 
brachte Kirchengerechtsame, sowie das durch die Reichs- - 
Religions-Friedensschlüsse‘, Verträge oder Privilegien herge- 
brachte Maass des kirchlichen Zustandes gegen andere 
Religionsverwandte erkundigt und gehandhabt werden. 
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Die Consistorial-Vorsteher und Räthe haben zugleich als 
verordnete Eherichter und Räthe alle dahin gehörigen Ge- 
schäfte zu verwalten; überdies sind den geistlichen Gerichten 
als Zugehörden des Kirchenregiments alle mit der Religion 
zunächst nicht verwandte Sachen überlassen, deren Entschei- 
dung unmittelbar und nahe in den Wohlstand der Kirchen- 
gesellschaft influirt, und damit die vorhin der Kirche er- 
worbenen Staatsprivilegien insoweit in die Landeskirchen- 
verfassung aufgenommen, als sie mit den Religionsprinzipien 
verträglich und dem Kirchenwohlstand angemessen sind. 

Daher gehört dem Consistorium (Kirchenrath) die Ge- 
richtsbarkeit und obrigkeitliche Amtsverwaltung über die 
Pfarrherren und Geistlichen der evangelischen Kirche, über die 
Lehrer der höheren und niederen Schulen in allen Regierungs- 
Angelegenheiten, sowie in allen persönlichen Rechtssachen ; 
ferner gehören vor das Consistorium .ausser den Untersuchun- 
gen über Dienst- oder Standesvergehen alle diejenigen über 
solche gemeine Vergehen, welche nicht eine peinliche Strafe - 
an Leib oder Leben auf sich tragen. Ebenso stehen alle 
kirchlichen Institute, als Pfarrpfründen etc., überhaupt alle 
Arten milder Stiftungen unter der Gerichtsbarkeit, Leitung 
und ÖOberpflegschaft des Kirchenraths, ebenso alle streitigen 
Rechtssachen, welche Berechtigungen der Pfarreien, oder Schul- 
dienste, Kirchen-Baulichkeiten und Kirchspielsverhältnisse 
betreffen. 

Das bei der Reformation der Markgrafschaft aus den Gü- 
tern der einzelnen Klöster, Kirchen und Stiftungen zusammen- 
geschlagene Kirchenvermögen soll unter der Öbsorge der 
fürstlichen Rentkammer verbleiben, es werden jedoch aus 
demselben alle darauf gelegenen ordentlichen Kirchen- und 
Schulausgaben unverrückt bestritten werden, worauf zu hal- 
ten dem Kirchenrath kraft der ihm übertragenen Kirchen- 
fürsorge gebührt | 

Dieses eingezogene Kirchengut soll zuvörderst zur Be- 
sorgung aller Kirchenerfordernisse der evangelischen Landes- 
kirche, die nicht ihre besondere hinlängliche Fundation haben, 
und weiter, soweit nach Bestreitung jener Lasten ein Ueber- 
schuss erscheint, zu anderen gemeinnützigen Verwendungen 
dienen. 

Für die innere Verfassung der Kirchenbehörde war die 
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Hofraths-Instruktion massgebend; es hatte hiernach der Prä- 
sident an des Regenten Statt dem Collegium beizuwohnen, 
und in dessen Abwesenheit seinen Platz und Stuhl einzu- 
nehmen, auch war derselbe Mitglied des Geheimeraths-Colle- 
giums, also der höchsten Staatsbehörde. 


Die Vergleichung beider bisher betrachteten Normen er- 
giebt, dass der Staat gegenüber der katholischen Kirche 
eine genaue Begrenzung und Theilung "beider Gebiete nach 
Gesetz, Herkommen und allgemeinen Grundsätzen versucht, 
auch seine Aufsicht über alle Berührungspunkte erstreckt. 
Dagegen bleibt bei der evangelischen Kirche die bisherige 
Gemeinschaft bestehen, die geistliche Gerichtsbarkeit erstreckt 
sich in das rein weltliche Gebiet, das Kirchenregiment um- 
fasst alle inneren und äusseren Beziehungen der Kirche ein- 
schliesslich der staatlichen Hoheitsrechte, und diese Verbin- 
dung von Staat und Kirche stellt sich subjektiv in der 
Verfassung der Behörden dar. 


Der Reichsdeputations-Hauptschluss (1803) ertheilte dem 
Markgrafen von Baden die Kurwürde des Reichs ($. 31.), er 


gab demselben das Bisthum Konstanz, die Reste der Bisthü- 


mer Speier, Basel und Strassburg, die pfälzischen Aemter 
Ladenburg, Bretten und Heidelberg mit den Städten Heidel- 
berg und Mannheim, nebst vielen anderen Besitzungen von 
Abteien und Reichsstädten. 

Durch die pfälzische Erwerbung wurde insbesondere die 
dritte (reformirte) Confession in den Badischen Staat aufge- 
nommen. Dieser zerfiel nun in drei Theile — die Badische 
Markgrafschaft, die Pfalzgrafschaft am Rhein und das Für- 
stenthum am Bodensee. An der Spitze stand das Geheime- 
raths- Collegium, in 3 Departements (Staatsrath, Regiments- 
rath, Finanzrath) und 4 Conferenzen eingetheilt.e. Zu den 
Letzteren gehören eine evangelische und eine katholische 
Conferenz, jene aus sämmtlichen protestantischen, diese aus 
sämmtlichen katholischen Mitgliedern des Geheimenraths ge- 
bildet. Beide Conferenzen haben diejenigen Gegenstände, 
welche die Aufrechthaltung der Kirchenverfassung und des 
Kirchenguts ihres Religionstheils betreffen, zu begutachten, 
und überdies hat die evangelische Conferenz die Erledigung 


Die Gesetzgebung über die kirchl. Verhältn. im Grossh. Baden. 271 


der Rekurse wider Erkenntnisse oder Anstalten, die die pro- 
testantischen Consistorien kraft verwaltender evangelischer 
Kirchenobrigkeit verfügen, zur Entschliessung des Geheimen- 
raths vorzubereiten. i 

Für die Verwaltung des Kirchenwesens besteht ein evan- 
gelisch-lutherischer Kirchenrath, unter welchem die lutheri- 
schen Kirchen-, Schul- und Ehesachen in sämmtlichen drei 
Landesbezirken stehen, ein evangelisch - reformirtes Kirchen- 
raths-Collegium für alle reformirten Kirchspiele, welches in 
gleicher Weise die geistliche Hoheit und Jurisdiktion in Kir- 
chen-, Schul- und Ehesachen verwaltet, und eine katholische 
Kirchenkommission, welcher die Verwaltung aller Staatsrechte 
in Kirchen- und Schulsachen, soweit sie nach der katholi- 
schen Land-Kirchenverfassung dem landesherrlichen Amte 
anhängt, in den Landesbezirken am Rhein anvertraut ist. In 
dem Fürstenthum am Bodensee besorgt ein Hofraths-Collegium 
auch zugleich die kirchlichen Staatsgeschäfte. Dabei werden 
alle kirchlichen Real- und Personalsachen (letztere in bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten) der Gerichtsbarkeit der evange- 
lischen Kirchenräthe entzogen, und an die weltlichen Ge- 
richte verwiesen. 

Alle drei Kirchenbehörden stehen unter der Leitung des 
Geheimenraths und auf gleicher Stufe mit den Behörden der 
einzelnen Verwaltungsbezirke. 


Ein besonderes Edikt (drittes Organisationsedikt) regelte 
die Religionsübung und Duldung. Die Religionsübung wird 
mit Rücksicht auf den Besitzstand nach gemischten und un- 
gemischten Orten — vorbehaltlich der landesherrlichen Ent- 
schliessung in Ausnahmefällen — bestimmt; die Eheschliessung 
zwischen verschiedenen Religionsverwandten ist durchaus und 
ohne Dispens frei gegeben; die Kinder sollen in der Religion 
des Vaters ohne Unterschied des Geschlechts erzogen werden, 
da ein Unterschied der Erziehung nach dem Geschlecht für 
die Familieneinigkeit, den guten Erziehungseindruck und das 
bürgerliche Fortkommen der Kinder nachtheilig zu sein pflegt; 
eine nach dem Geschlecht getheilte Erziehung kann jedoch 
durch gerichtliche Verträge vor der Ehe festgesetzt werden, 
eins Aenderung während der Ehe nicht stattfinden, da 
dieses den Ehefrieden und die Ruhe des einen oder anderen 


272 F. Haass: 


Ehegatten allzu vielen Nebeneinflüssen aussetzt. Auch der 
Tod eines Ehegatten ändert nichts an der religiösen Erzie- 
hung der Kinder, ebensowenig die Religionsänderung eines 
‘ Ehegatten, wenn die Kinder das schulmässige Alter erreicht 
haben, daher die Erziehung zu einer bestimmten Religion 
bereits angefangen hat, die Uebergabe an eine bestimmte 
Religionsgemeinde geschehen ist. Die Unterscheidungsjahre, 
mit welchen jedem frei bleibt, sich nach eigener Wahl zu 
einer oder der anderen Kirche zu bekennen, sind auf das 
zurückgelegte 18te Jahr bestimmt. 

Die Einsegnung gemischter Ehen kann von dem Pfarrer 
des Bräutigams oder von jenem der Braut geschehen, wenn 
von dem Pfarrer des andern Theils das Zeugniss der Prokla- 
mation und nicht vorhandener oder gehobener kirchlicher Hin- 
dernisse nebst dem weltlichen Trauschein vorgelegt ist. 

Niemand soll um der Religion willen von der öffentlichen 
Hülfe und Unterstützung, von dem anständigen und christ- 
lich ehrbaren Begräbniss auf Gottesäckern ausgeschlossen, an 
dem Beistand von Geistlichen, Verwandten und Bekannten 
seiner Religion verhindert, noch irgendwo in dem vollen Um- 
fang der Rechte der Gewissensfreiheit in Bezug auf sich, seine 
Familie und Hausgenossen gehindert werden. Kein Einfluss 
der Religion in gemeine staatsbürgerliche Handlungen darf 
statt finden. | 

Die drei Kirchenkollegien, welchen die Verwaltung der 
landesherrlichen Kirchenrechte bei der katholischen und den 
beiden protestantischen Confessionen unter Oberaufsicht des 
Geheimenraths anvertraut ist, sollen nur mit Gliedern jener 
Religion besetzt werden, deren Kirchen durch ihre Amts- 
verwaltung umfasst werden. 

Kein Religionstheil soll zu dem Mitgebrauch oder Mit- 
genuss von Kirchen-, Pfarr - oder Schulgebäuden, den Kir- 
chen-, Pfarr- und Schulgütern oder Einkünften, in derem 
unbestrittenen Genuss ein anderer Religionstheil steht, sich 
eindrängen oder zugelassen werden, jedoch kann an Orten, 
wo nur eine Religionsübung im Gange ist, aber Genossen 
einer anderen Religion ihre ständige Wohnung haben, diesen 
eine eigene Religionsübung ohne Kosten und Schaden der 
dort althergebrachten gestattet, diese Verbesserung des kirch- 
lichen Zustandes anderer Religionsverwandten aber lediglich 
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in Folge der aus dem Geheimeraths-Collegium verfassungs- 
mässig erwirkten Anordnungen vollzogen werden. 

Bis zur Einrichtung .einer eigenen Diözesanverfassung 
sollen die verschiedenen geistlichen Gerichte der Katholiken 
bei Demjenigen, was sie wirklich als geistliche Oberbehörden 
vorhin geübt haben, und zu üben das unbestrittene Recht 
hatten, auch ferner ungestört gelassen und geschützt werden. 

Die geistlichen Verordnungen, welche die äussere Staats- 
lage der Unterthanen mittelbar oder unmittelbar afficiren, 
sollen dem Regenten oder den betreffenden Landesstellen zur 
Ertheilung des landesfürstlichen Placitum oder Eröffnung und 
freundschaftlicher Beseitigung der Anstände vorgelegt werden. 

Die geistliche Gerichtsbarkeit der beiden protestantischen 
Kirchen wird nach den bisherigen Ordnungen bestätigt, ins- 
besondere sollen Ehe- und Eheverspruchs-Sachen, sobald beide 
Theile einer und derselben Religion zugethan sind, als Ge- 
genstände, bei deren zweckmässiger Erörterung die Gewissens- 
direktion vielfach in Frage kommt, vor die geistlichen Gerichte 
gewiesen bleiben — ebenso wenn beide Ehegatten verschie- 
denen Confessionen der protestantischen Religion zugethan 
sind, wo die Confession des Mannes die betreffende Behörde 
bestimmt, 

Ist ein Theil katholisch, der andere protestantisch, so 
soll die Sache lediglich nach ihrer Staatsbeziehung in Ver- 
handlung kommen, daher von den weltlichen Stellen, jedoch 
nicht ven den Gerichten, sondern polizeilich von den Hof- 
raths-Collegien erledigt werden. 

Durch ein weiteres Organisationsedikt (das sechste) wurde 
das Land in lutherische Spezialate, reformirte Inspektionen 
und katholische Kirchenvogteien unter der Leitung der be- 
treffenden Kirchenbehörden eingetheilt, in jeder Kirchenvogtei 
sollte ein weltlicher katholischer Diener als Kirchenvogt und 
ein Pfarrer als Schulvisitator ernannt werden, mit welchen 
die Kirchenkommission in Sachen der Kirchen- und Schul- 
polizei und in Bezug auf Förderung der Sittlichkeit zu ver- 
kehren hatte. 

Die unteren oder Trivialschulen wurden unter die Auf- 
sicht der Pfarrer, Ortsvorgesetzten und Kirchenältesten (wo 
solohe bestanden) — und unter die Oberaufsicht der katho- 
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lischen Schulvisitatoren, sowie der protestantischen Speziale 
und Inspektoren gestellt, bei den Mittelschulen oder unteren 
Studien-Anstalten soll der Studienplan von den drei Kirchen-: 
kollegien gemeinsam berathen werden. 

Für die katholische Kirchenbehörde erging eine beson- 
dere „Kirchenkommissionsordnung*. Diese Kommission soll 
aus katholischen geistlichen und weltlichen Gliedern bestehen, 
und die dem Regenten. bei dem äusseren Kirchenregiment 
zustehenden Influenzrechte verwalten. Diese Rechte und das 
durch sie bedingte Verhältniss von Staat und Kirche werden 
im Wesentlichen auf gleiche Weise wie in der älteren „Hofraths- 
Instruktion“ bestimmt, insbesondere wird noch der Grundsatz 
aufgestellt, dass, wo der Streit zwischen zwei verschiedenen 
Religionsgenossen geführt wird, die weltliche Gerichtsbarkeit 
eintritt, wenn nicht besondere, dem geistlichen Richter das 
Wort sprechende Ausnahmsgründe vorliegen. 


Der Frieden von Pressburg (1805) gab Baden die öster- 
reichischen Vorlande im Breisgau und der Ortenau — in der 
Rheinbundsakte (1806) nahm der Kurfürst von Baden den 
Titel „Grossherzog* an und erhielt die Staatshoheit über das 
Fürstenthum Fürstenberg, Leiningen, Löwenstein-Wertheim 
etc., so dass fortan die Mehrzahl der Bevölkerung des Landes 
dem katholischen Bekenntniss angehörte. Jetzt erschien das 
landesherrliche Rescript vom 20. März 1807, wodurch das 
Geheimeraths-Collegium oder Staatsministerium in 4 Abthei- 
lungen — Staats-, Justiz-, Polizei- und a 
eingetheilt wurde. 

Zu dem Polizei- Departement gehörte die Oberaufsicht 
über den Landesbischof und dessen Vikariat, sowie über die 
protestantischen Consistorien, die Erledigung aller Angelegen- 
heiten, welche Kirchen-, Pfarr-, hohe und niedere Schul- 
dienste betreffen, die Kirchen-, Schul- und Sittenpolizei, wo- 
hin auch alles gehört, was in die Liturgie, das Studienwesen, 
geistliche Dispensationen etc. einschlägt. 

Um die Grundgesetze des Deutschen Reichs zu ersetzen, 
wurden nunmehr die einzelnen Constitutionsedikte erlassen, 
aus deren Verbindung seiner Zeit die Constitution des gan- 
zen Staats nach alien seinen Theilen hervorgehen sollte. 

An der Spitze dieser Edikte stand dasjenige über die 
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kirchliche Staatsverfassung mit der Einführungsverordnung 
vom Juni‘1807. Hiernach sollen die Ehestreitsachen, als welt- 
liche Gegenstände, gemäss einer nachfolgenden Instruktion 
(Eheordnung) behandelt werden, alle Klagesachen gegen Pfar- 
rer und Geistliche aller Art über Privatverbindlichkeiten und 
Schulden sind bei der weltlichen Gerichtsbehörde anzubrin- 
gen, alle Vergehen der Geistlichen gegen Staatsgesetze von 
der weltlichen Strafbehörde zu richten. Die beiden prote- 
stantischen Kirchenkollegien sind aufgehoben, und an deren 
Stelle tritt ein gemeinschaftlicher Oberkirchenrath und zwei 
besondere Verwaltungskollegien, ein: lutherisches und refor- 
mirtes. Die katholische Kirchenkommission wird gleichfalls 
aufgehoben und ihr Geschäft der betreffenden Provinzregierung 
mit besonderen Kirchen-Oekonomie-Deputationen übergeben. 
Alle katholischen geistlichen Gerichtshöfe ausser dem Gross- 
herzogthum können nur bis zum Abgang ihrer dermaligen 
Bischöfe eine geistliche Gewalt im Staate ausüben, von wo 
an sie an Niemand, als einen im Lande OEURUNSEREmERS auf- 
gestellten Bandeabischof gelangen kann. 

Das Edikt bestätigte die Gewissensfreiheit der Staats- 
bürger, Niemand kann jedoch zur Abwendung einer Staats- 
anforderung eine Unverträglichkeit derselben mit seinen Re- 
ligionsgrundsätzen anführen, der nicht mit bestimmter 
Beziehung auf solche Grundsätze seine Staatsduldung erlangt 
hat, insbesondere durch öffentliches Bekenntniss zu einer schon 
im Lande vorhandenen besonderen Kirche sich hält. 
| Ebenso kann Niemand eine Abweichung seiner Religions- 

überzeugung anführen, um den Auflagen der Kirchengewalt, 
denen er unterliegt, zu entgehen, oder Staatsschutz dagegen 
aufzurufen, so lange er sich nicht von der Gemeinschaft die- 
ser Kirche öffentlich lossagt. Jeder Staatsbürger kann nach 
eigener Ueberzeugung von einer Kirche. zur anderen, von 
einem Glaubensbekenntniss zum anderen übergehen, sobald 
seine kirchlichen Erziehungsjahre vorüber sind. Bis dahin 
müssen alle Staatsbürger in der Religion und Kirche ihrer 
Eltern, und wo diese verschiedenen Glaubens sind, in jener 
des Vaters erzogen werden, wenn nicht obrigkeitlich proto- 
kollirte und vor Vollziehung der Ehe geschlossene Verträge 
eine andere Richtschnur aufstellen. Eine nach dem Geschlecht 
‚Zeitsohe. £,. Kircbenrecht.. 1... > a Sur ne JAN 
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getheilte Erziehung kann von allen Verlobten, eine alle Kin- 
der der Religion der Mutter zuführende nur von jenen be- 
dungen werden, welche an einem Ort heirathen, wo nur die 
Kirche der Braut eine berechtigte Religionsübung hat. Wäh- 
rend der Ehe kann die Religionserziehung nicht geändert 
werden, auch der Tod eines Ehegatten ändert nichts, ebenso- 
wenig die Religionsänderung der Eltern, wenn die Kinder 
das Schulalter erreicht haben, und diese sich nicht in die 
Wünsche der Eltern gutwillig fügen. 

Nicht jede Kirche oder für die Religionsübung bestimmte 
gesellschaftliche Verbindung geniesst kirchliches Staatsbürger- 
recht, oder die Befugniss, zu verlangen, dass sie als Reli- 
gionsgesellschaft im Lande anerkannt. werde, oder für ihre 
‘Kircheneinrichtungen Staatsschutz geniesse, sondern die evan- 
gelische (lutherischen und reformirten Theils) und die ka- 
tholische sind allein aufgenommen, und die jüdische ist ge- 
duldet. 

Jeder anderen Kirche kann durch das Ermessen des Re- 
genten eine solche Duldung verwilligt werden, aber sie ver- 
steht sich mit Vorbehalt zeitiger Aufkündung, und giebt nur 
diejenigen Vorrechte und Freiheiten, welche in der Bewilli- 
gungsurkunde ausgedrückt sind. 


Die christliche Kirche bleibt in dem Sinne herrschend, 


dass alle Regierungsgewalt und deren Ausübung in direktiver 

und administrativer Ordnung in die Hände von Dienern nie- 

dergelegt wird, welche aus ihrer Mitte genommen sind. 
Keine Kirche kann verlangen, irgend eine Staatseinrich- 


tung auf ihren einseitigen Vortheil bemessen zu sehen, oder 


dass ihre Glieder in allgemeinen staatsbürgerlichen Vortheilen 
bevorzugt werden, keine der drei christlichen Confessionen 
kann ihren Gliedern einen Vorzug vor Gliedern anderer Con- 
fessionen in der Zulassung zu Staatsdiensten und Ehrenvor- 
zügen gewähren, keine geduldete Religionsgemeinschaft kann 
aus Rücksicht für eine andere Religion ihrer Rechte ent- 
währt werden. 

Jede Kirche, welche Staatsbürgerrecht geniesst, ist eigen- 
‚ thumsberechtigt. Sie kann auf jede gesetzliche Art jedes 
Eigenthum künftig erwerben, jedoch ohne Vorzug in Absicht 
auf Landesunterthänigkeit, Gerichtspflege, auf Steuer- und 
Dienstbarkeit. Jede Kirche behält auch alles Eigenthum an 
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Liegenschaften, Renten, Bauansprüchen und beweglichem Gut, 
welches sie dermalen zum Gebrauch ihres Gottesdienstes, ihrer 
Kirchen -, Pfarr- und Schul-Einrichtungen wirklich und un- 
bestritten besitzt. Solches Vermögen kann niemals entzogen, 
weder für blosse Staatszwecke, noch für Bedürfnisse anderer 
Religionsverwandten verwendet werden. 

Jede im Staat aufgenommene Kirche kann verlangen, 
dass eine ihr zugethane -Kirchengewalt, eingerichtet auf die 
Grundsätze ihrer Religion, bestehe und anerkannt werde. Die 
katholische Kirche, deren allgemeine Kirchenverfassung einen 
Mittelpunkt der Glaubenseinigkeit fordert, erwartet mit Recht, 
dass diese Centralstelle als solche geachtet und ihr derjenige 
Einfluss gestattet werde, welcher zur Erhaltung der Einheit 
der Vorschriften für Glauben und Leben der Kirchenglieder 
unentbehrlich ist. | Ä 

Der Kirchengewalt kann keine einseitige Handlung i 
Dingen gestattet werden, welche auf den Aufenthalt im Staat ' 
und die Verpflichtungen gegen diesen ihre Wirkungen äussern, 
noch weniger kann die Kirchengewalt ihre Handlungen der 
Staatseinsicht und Aufsicht entziehen. Für die Leitung ihrer 
Glieder zu einem bloss inneren oder sittlichen Zweck, ebenso 
zu einem zur äusserlichen und kirchlichen, der aber mit je- 
nem eng verbunden, ihr vom Staate zugelassen wäre, kann 
jede Kirche Unterricht, Warnung, Zuspruch, Ausschliessung 
von einzelnen kirchlichen Vortheilen und Ausschliessung von 
der Kirchengemeinschaft anwenden, ohne einer Staatsbewilli- 
gung zu bedürfen. 

Keinem kirchlichen Zwangsmittel kann ein Einfluss auf 
das gesellschaftliche Leben und die bürgerlichen Verhältnisse 
im Staat gegönnt werden, so lange deren Anwendung für den 
einzelnen Fall mit besonderer Staatsgenehmigung nicht ver- 
sehen ist. 

Rechtmässige Gegenstände der Kirchengewalt sind Er- 
ziehung der Jugend für die Religion, Gewissensleitung aller 
Mitglieder, Anhaltung ihrer Glieder zur Erfüllung der kirch- 
lichen Gesellschaftspflichten, welche durch die symbolischen 
Schriften der Kirche oder durch einzelne mit Staatsgutheissen 
versehene Kirchengesetze bestimmt sind; Prüfung, Zulassung 
und.Verwerfung derjenigen, welche sich als befähigt zu Kir- 
chendiensten darstellen, Ermächtigung zur Amtsführung der 
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Kandidaten, welche zur Aushülfe im Kirchendienst gebraucht 
werden, oder zur Führung eines Kirchen- oder Schulamts 
von der Behörde ernannt sind, Zurücknahme dieser Ermäch- 
tigung im Falle der Unfähigkeit oder Unwürdigkeit; Anord- 
nung über die religiösen Bedürfnisse der Mitglieder, den 
Gebrauch der gottesdienstlichen Geräthe und Gebäude, Lei- 
tung der Kirchen- und Schuldiener; Miteinsicht in die Ver- 
waltung des Kirchenvermögens und Beiwirkung zur Sorge für 
dessen Erhaltung, Polizei über ihre Diener und Glieder in 
Bezug auf deren häusliches und öffentliches sittliches Ver- 
halten, Vermittlung aller Rechtsstreitigkeiten, welche über 
staatsbürgerliche persönliche Verhältnisse ihrer Diener oder 
über Kirchenverhältnisse ihrer Glieder sich erheben. 

Die Kirchengewalt ernennt die Gehülfen der angestell- 
ten Kirchen- und Schuldiener, aber die Ernennung der stän- 
digen Kirchen- oder Schulbeamten, welche eine eigene 
“ Pfründe oder ein vom Staat gesichertes Dienstgehalt haben, 
kommt ihr nicht zu, sondern gebührt dem jeweiligen Staats- 
regenten, soweit nicht der Pfarr- oder Schulsatz einem Drit- 
ten rechtmässig erworben wird oder ferner zugesichert ist. 

Jede richterliche Gewalt in Sachen des Gewissens oder 
der Erfüllung der Religions- und Kirchenpflichten bleibt der 
Kirche ungeschmälert, aber keine Strafgerichtsbarkeit über 
weltliche Vergehen der Kirchendiener und geistlichen Per- 
sonen, oder gar der weltlichen Kirchenglieder, auch keine 
Streitgerichtsbarkeit über weltliche Angelegenheiten der Kir- 
chenangehörigen und keine Rechtspolizei kann von der Kir- 
chengewalt ferner ausgeübt werden. 

Für eine weltliche Sache ist alles anzusehen, wo der 
Gegenstand in. irdischen Lebensverhältnissen, in liegenschaft- 
lichen oder fahrenden Vermögensstücken, in Verlassenschaften, 
Theilnahme an staatsbürgerlichen Rechten oder Vorzügen, in 
Unterwürfigkeits-Verhältnissen gegen den Staat oder in Exem- 


tionen davon, endlich in angeschuldigtem Missbrauch der 


- Kirchengewalt für weltliche Zwecke, für leidenschaftliche An- 
lässe oder für Untergrabung der: Staatsanordnungen besteht. 
Zur Verfügung über solche Sachen muss die Kirchengewalt 
durch einen besonderen Vertrag oder Gnadenbrief ermächtigt 
werden, und bleibt der letztere dem Widerrüf und der Aen- 
derung, wie alle Privilegien, unterworfen. 
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Alle Sachen, die wesentlich eine doppelte Beziehung ha- 
ben, die geistliche und leibliche Wohlfahrt des Staatsbürgers 
gleich stark berühren, behandelt die Kirchengewalt nur in 
Bezug auf ihre kirchliche Seite, unberührt der weltlichen 
und ohne Folge für dieselbe, welches ebenso von den Vor- 
schritten der Staatsstellen in solchen Angelegenheiten gilt. 
Insbesondere können die Ehesachen, soweit die äusserliche 
_ Gültigkeit oder Ungültigkeit, die Schuldigkeit zum Zusammen- 
wohnen, die Zulässigkeit einer zeitlichen oder beständigen 
Trennung in Frage ist, nur durch Staatsentscheidung erörtert 
und nicht vor geistliche Oberbehörden gezogen werden. Den 
letzteren bleibt die Entscheidung der Frage, welche Personen 
nach kirchlichen Grundsätzen heirathen, in der Ehe ohne 
Sünde fortleben können, welchen vom Staat getrennten Ehe- 
. leuten nach ihren Religionsgrundsätzen zu einer andern Ehe 
zu schreiten erlaubt, oder als das geringere Uebel nachge- 
sehen werden möge. | 

Die Kirche kann hierüber neue Grundsätze gegen die 
vorhin öffentlich bekannten und geübten ohne staatliches Gut- 
heissen nicht aufstellen, sie kann nicht verlangen, dass, wenn 
Eheleute zweier Religionen konkurriren, ihre einseitigen 
Grundsätze, wenn sie zugleich den andern Theil treffen, durch 
Staatsgewalt zum Vollzug kommen, sondern nur, dass der 
jener Kirche angehörige Theil nicht in freiwilliger Befolgung 
seiner Kirchengrundsätze gehemmt werde. 

Eheverspruchssachen — 'als blosse Civilkontrakte, gehö- 
ren nicht mehr vor die geistlichen Gerichte, ebensowenig 
Schwängerungs-, Eides-, Zehntsachen etc., welche aus fernen 
Beziehungen auf den Kirchenzweck früher für kirchlich er- 
achtet wurden. i 

Die Kirchengewalt der evangelischen Kirche beider 
Confessionen kann nur im Namen des Souveräns, welcher 
Religion er auch für seine Person zugethan sei, 
und nur durch ein von ihm aus Gliedern der evangelischen 
Kirche bestelltes Oberkonsistorium besorgt werden. Für beide 
Confessionen besteht nur ein solcher Kirchenrath, aus geist- 
lichen und weltlichen Gliedern heider Confessionen besetzt, 
welcher durch die nach Bezirken bestellten Spezialsuperinten- 
denten zu wirken hat. 

. Der evangelische Oberkirchenrath hat zugleich die Kir- 
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chenherrlichkeit des Regenten zu verwalten, welche in der 
katholischen Kirchenverfassung von der geistlichen Gewalt 
getrennt, und eigenen Staatsstellen zugetheilt ist. Der Ober- 
kirchenrath steht, insofern er die Kirchenhoheit verwaltet, 
in allen Fällen und welcher Religion auch die Diener der 
obersten Staatsverwaltung beigethan sind, in der nämlichen 
Gehorsamsschuldigkeit gegen den Regenten und in der gleichen 
Unterordnung unter die oberste Staatsverwaltung, wie andere 
Provinzstellen; nur in dem, was die Leitung der Gewissen, 
die inneren kirchlichen Einrichtungen und den religiösen 
Theil der Erziehung betrifit, kann der Oberkirchenrath ver- 
langen, dass ihm durch keine Influenz von Personen anderer 
Religionen Maass gegeben und er der freien Ueberzeugung 
seiner Religionsgenossen zu folgen nicht gehindert werde. 

Die Verwaltung des Kirchenvermögens beider evangelischen 
Confessionen bleibt einem eigenen, nur aus Gliedern der be- 
treffenden Confession gebildeten Verwaltungsrath vorbehalten, 
welcher der Aufsicht des evangelischen Oberkirchenraths, so- 
wie der Oberaufsicht des betreffenden Ministerial-Departements 
untergeben ist und nach deren Weisungen die Verwaltung 
besorgen muss. 

Die Kirchengewalt der katholischen Kirche soll von dem 
Oberhaupt derselben, als dem Mittelpunkt ihrer Glaubens- 
einigkeit, nicht getrennt, noch von irgend einer Handlung 
oder Beziehung, die dazu wesentlich nothwendig ist, abge- 
halten werden; sie kann aber ausser den Fällen einer ausser- 
ordentlichen oberhauptlichen Sendung nur durch einen im 
Lande seinen ständigen Aufenthalt habenden Bischof besorgt 


werden, der alle Kirchspiele des Grossherzogthums vereinige . 


und mit keiner Sorge für auswärtige beladen sei, der zur 
Regierung seiner Diözese den erforderlichen geistlichen Senat, 
seine untergeordneten Offizialate und Dekanate zur Mitbesor- 
gung der Polizei in Kirchensachen aufzustellen hat. Das 
Nähere über Setzung, Verfassung und grundgesetzmässige 
Wirksamkeit dieser Verwalter der katholischen Hierarchie 
bleibt dem Concordat mit dem römischen Hof vorbehalten. 
Bis dahin bleiben alle Bischöfe der verschiedenen in- und 
ausländischen Bischofshöfe, welche dermalen ein katholisches 
Kirchenregiment im Lande führen, im Besitz ihrer Amts- 
berechtigungen, jedoch nur in allen nach dieser Constitution 


- 


Die Gesetzgebung über die kirchl. Verhältn. im Grossh. Baden. 281 


als geistlich zu behandelnden Sachen, und so lange als deren 
dermalige Bischöfe leben. Die weltliche Kirchenherrlichkeit 
bei den katholischen Kirchspielen wird durch die Provinz- 
regierungen verwaltet, bei welchen für das katholische Kir- 
chenvermögen eigene Oekonomie-Deputationen bestehen sollen. 

Die Kirchenherrlichkeit umfasst die Kenntnissnahme von 
allen Gewaltshandlungen der Kirche in ihrem Innern, die 
Vorsorge, dass nichts geschehe, was dem Staat Nachtheil 
bringt; das Recht, zu allen öffentlichen Verkündigungen, 
welche die Kirchengewalt beschliesst, zu allen Ernennungen 
derselben das Staatsgutheissen zu ertheilen oder zu versagen; 
das Recht, für solche Ernennungen diejenigen Personen aus- 
zuschliessen, deren Anstellung in Staatshinsicht bedenklich 
erscheint, kirchliche Gesellschaften und Institute zuzulassen, 
sie zu beschränken und aufzuheben; aus den von der Kirche 
fähig erkannten Gliedern zu bestimmten Kirchendiensten zu 
ernennen, soweit dieses Recht nicht der Kirchengewalt oder 
anderen Privat-Kirchenlehnherren gegeben oder bestätigt wird; 
das Recht, alle Wirksamkeit der Diener, Gesellschaften und 
Staatsgenossen anzuordnen und zu leiten, welche zur Errei- 
chung des kirchlichen Zwecks und zugleich der Staatsvortheile 
nöthig ist; von allen Klagen und Anstössigkeiten, die aus 
einem Missbrauch der Kirchengewalt oder einem rechtswi- 
drigen Verfahren derselben entstehen, Einsicht zu nehmen, 
und zu dessen Verhinderung das Geeignete vorzukehren. 

Die Verwalter der Staatsgewalt handeln in dieser Be- 
ziehung ebenso unabhängig von den Grundsätzen und dem 
Begehren der Kirche, wie in den übrigen Theilen der Staats- 
sphäre, doch soll Einverständniss allein zum Gedeihen des 
Staats und der Kirche führen, daher in allen billigen Dingen 
gefördert werden. 

Die Pfarrer sind bei Verkündung und Einsegnung der 
Ehe, bei der Taufe, der Ablegung eines Religionsbekennt- 
nisses zum Uebertritt von einer Kirche zur andern, endlich 
bei Begräbnissen nicht bloss Kirchendierier, sondern auch 
Staatsbeamte. Sie müssen sich versichern, dass ihre Hand- 
lung unanstössig mit den Staatsgesetzen sei, sie haben sich in 
der religiösen Art der Verrichtung nach den Gesetzen ihrer 
Kirche, in Hinsicht auf Zeit- und Ortsverhältnisse, sowie auf 
die Beurkundung nach den Gesetzen des Staats zu richten, 
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- Keine Kirchenpolizei kann über das häusliche Leben 
fremder Religionsverwandten sich verbreiten, sondern jedem 
vom Staat geduldeten Bürger bleibt die ungestörte Hausan- 
dacht, vom Regenten hängt es ab, diese zu einem einge- 
schränkten oder uneingeschränkten Privatgottesdienst zu er- 
weitern, dessen Rechte aus?dem Inhalt der Üoncession zu 
beurtheilen sind. 


In genauem Zusammenhang mit dem bisher ausgezogenen 
Edikte steht die’ alsbald erlassene Ehe-Ordnung. Die Ehe 
an sich soll als ein bürgerlicher Vertrag betrachtet, und alle 
daraus fliessenden bürgerlichen Gerechtsame und Verbindlich- 
keiten sollen ihre Wesenheit, Kraft und Bestimmung aus- 
schliesslich von den landesfürstlichen Gesetzen erhalten; je- 
doch sollen diese Gesetze die kirchliche Natur des Vertrages 
nicht aufheben, und daher kein Theil genöthigt werden, etwas 
zu thun oder zu unterlassen, wobei ihn die Grundsätze seiner 
Kirche für das Gegentheil verpflichten, sowie den Kirchen- 
gesetzen nicht gestattet ist, die bürgerliche Gültigkeit einer 
den Staatsgesetzen gemässen Verbindung anzugreifen. 

Alle Streitigkeiten, welche die Eingehung, Rechtsbestän- 
digkeit oder Wiederauflösung einer Ehe, auch Erziehung der 
ehelichen Kinder betreffen, sind nicht Gegenstände der rich- 
terlichen, sondern der polizeilichen Erörterung, alles, was 
die Folgen auf das Vermögen etc. berührt, ist dagegen den 
Gerichten überlassen. 

Der Pfarrer verrichtet die Trauung bei seinen Religions- 
genossen nach den Ritual-Vorschriften seiner Kirche, bei 
fremden Religionsgenossen, die noch eine kirchliche Trauung 
annehmen, mit Weglassung jener Gebräuche, die gegen deren 
Religionsformen streiten, bei solchen, die gar keine kirchliche 
Trauung verlangen (Wiedertäufer etc.) oder wo sonst die 
kirchliche Trauung Anstände hat, um welcher willen jedoch 
der Regent die Eheschliessung nicht zurückzuhalten befohlen 
hätte, bloss mittels Befragung über Dasein, Freiwilligkeit 
und Beharrlichkeit des ehelichen Vorhabens und der vom 
Pfarrer ertheilten Erklärung, dass ihm keine in Staatsgesetzen 

‚gegründete Anstände bekannt seien und er mithin als Staats- 
beamter und von Staatswegen, ohne Folge auf eine kirchliche 
Billigung der Ehe, die Ermächtigung gebe, als Eheleute zu 
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leben, und sie aller Rechte und Pflichten dieses Standes theil- 
haftig erkläre. | 

Das Verfahren in Ehesachen wird nach Art des Beschul- 
digungsprozesses in Untersuchungssachen geführt, die Unter- 
gerichte sind die untersuchenden, die landesherrlichen Ober- 
gerichte der Provinz die entscheidenden BeNIsH der Rekurs 
geht an die oberste Staatsbehörde. 


In dem nämlichen Jahre (1807) wurde das Land in drei 
Provinzen getheilt — Oberrhein oder Badische Landgrafschaft 
(wozu das obere Fürstenthum geschlagen wurde) — mittel- 
rheinische oder Badische Markgrafschaft — unterrheinische 

oder Badische Pfalzgrafschaft. 
Die drei Provinzen wurden in staatsrechtlicher Hinsicht 
drei Regierungen, in staatswirthschaftlicher drei Rentkammern 
untergeben. 

Die ersteren haben alle zum Polizei- Departement gehö- 
rigen Gegenstände zu besorgen, mit Ausnahme der durch die 
Kirehenkonstitution ‘an den evangelischen OberkirchenratA 
verwiesenen Kirchen-, Schul- und Sittenpolizei — Gegen- 
stände der beiden protestantischen Confessionen. 

Die nachfolgende Organisation von 1809 hebt die Ein- 
theilung des Landes in Provinzen auf, theilt dasselbe in Kreise 
und Bezirke, bestellt über den Kreisbehörden fünf Ministerien, 
und über diesen die Ministerialkonferenz, welcher der Re- 
gent selbst und in dessen Abwesenheit der älteste Minister 
präsidirt. 

Das Ministerium des Innern hat 5 Departements — Lan- 
deshoheit,. Landespolizei, Landesökonomie, katholisch - kirch- 
liches, evangelisch -kirchliches Departement. | 

Das katholisch - kirchliche Departement besorgt die Ober- 
aufsicht auf die Amtsführung der katholischen Geistlichen 
und der Bezirks- und Kreisbehörden in allen den Staat be- 
rührenden katholischen kirchlichen Sachen; die Wahrung 
der landesherrlichen Rechte in katholischen Kirchensachen 
‚gegen Eingriffe anderer Staaten, oder fremder geistlicher Ge- 
walten, die Erhaltung der katholischen Landesgeistlichkeit in 
den derselben vom Staat kraft der Souverainitätsrechte an- 
gewiesenen Schranken, die Wachsamkeit darüber, dass durch 

katholische kirchliche. Einrichtungen nichts geschehe, was den 
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Grundsätzen des Staats, dem Wohl der Unterthanen und einer 
wahren religiösen Aufklärung hinderlich ist; die Oberaufsicht 
auf alle katholischen Lehr- und Erziehungsanstalten; die 
Centralleitung der Verwaltung aller den Katholischen zu- 
stehenden Fonds, welche zu kirchlichen oder den öffentlichen 
Unterricht betreffenden Zwecken bestimmt sind. 

Das evangelisch-kirchliche Departement besorgt in Hin- 
sicht auf die Staatsberechtigungen über die Kirche alles Das- 
jenige, was das katholische Kirchen-Departement in Betreff 
dieses Religionstheils zu besorgen hat, ferner in Hinsicht der 
dem Landesherrn über die evangelischen Religionstheile zu- 
stehenden kirchlichen Rechte die innere Kirchenregierung in 
ihrem ganzen Umfang. 

Durch ein späteres Edikt von 1812 wurden die 3 ersten 
Departements des Ministeriums des Innern unter dem Namen 
„erstes Departement“, sodann die beiden kirchlichen Abthei- 
lungen unter dem Namen „zweites Departement“ vereinigt; 
dieses theilte sich für alle Vorbereitungsgeschäfte und für 
die Entscheidung rein kirchlicher Gegeustände in eine evan- 
gelische und eine katholische Sektion. 

Durch die Organisation von 1809 war noch bestimmt 
worden, dass in Ehesachen alles, was die Auflösung geschlos- 
sener Ehen betrifft, soweit es sich zu richterlichen Erkennt- 
nissen eignet, vor die Hofgerichte (Gerichte "zweiter Instanz) 
gehöre, dem Öberhofgericht aber die Entscheidung der Re- 
kurse in oberster Instanz gebühre. 


Von der grössten Bedeutung für die Geseizgebung des 
Landes war die Einführung des Code Napoleon als bürger- 
liches Gesetzbuch oder Landrecht, welches „als das vorzüg- 
lichere Resultat gesetzgebender Weisheit“ schon auf das Jahr 
1809 angekündigt, aber erst im folgenden Jahre wirklich ein- 
geführt wurde, und noch zu Recht besteht. 

In den Einführungsedikten zu diesem Gesetzbuch ist die 
gesetzliche Kraft des römischen und kanonischen Rechts für 
bürgerliche Rechtssachen aufgehoben, die Wirkung der älteren 
Gesetze über kirchliche etc. Verhältnisse aber unberührt ge- 
blieben. Die Constitutionsedikte, auch die Eheordnung etc. 
sollen, wo sie nicht buchstäblich geändert sind, sogar in bür- 
gerlicher Hinsicht bei Kräften bleiben. | 
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Als Beamte des bürgerlichen Standes zur Führung der 
Standesbücher werden die Pfarrer sämmtlicher christlichen 
Confessionen in ihren Sprengeln eruannt, die Aufgebote der 
Verlobten geschehen durch die kompetenten Pfarreien, die 
. Pfarrer verrichten die Trauung. 

Nach dem Gesetzbuch selbst hat der Beamte des bürger- 
lichen Standes die Aufgebote vor Schliessung der Ehe vor 
versammelter Gemeinde zu machen, er empfängt die Erklä- 
rung der Verlobten, dass sie sich zur Ehe nehmen wollen, 
und erklärt im Namen des Gesetzes, dass sie durch das Band 
der Ehe verbunden sind. Ebenso spricht dieser Beamte die 
Ehescheidung aus, welche von den Gerichten zugelassen wor- 
den ist. Das Gesetz kennt übrigens auch eine Scheidung auf 
wechselseitige Einwilligung beider Ehegatten. 

Dem Ausspruch der Scheidung durch den bürgerlichen 
Beamten hat das Badische Landrecht den Eintrag der Ehe- 
scheidung in das Standesbuch in festgesetzter Frist substituirt, 
bei deren Versäumung das Urtheil seine Wirkung verliert. 


Blicken wir auf die bisher geschilderte Gesetzgebung des 
Rheinbunds zurück, so zeigt sich eine wesentliche Verände- 
rung in der Stellung der Kirche, deren Anschauung und 
Bestimmung auf Seiten der Staatsgewalt, wenn wir dieselbe 
auch nur mit den letzten Zeiten des Reichs vergleichen. Es 
ist nicht mehr der konfessionelle Staat, welcher von dem 
Geist der Kirche gesäugt und erzogen, auch in seiner selbst- 
ständigen Reife seine Abkunft nicht verleugnet, nicht bloss 
die inneren und begriffsmässigen, sondern auch die äusseren, 
bloss historischen und mittelbaren Rechte der Kirche heilig 
hält und beschützt — auch nicht der paritätische, welcher, 
die Rechte aller christlichen Bekenntnisse wahrend, den 
christlichen Charakter des Staats und seiner Verfassung, die 
Selbstständigkeit der Kirche als solcher aufrecht erhält -- 
es erscheint jetzt der moderne Polizeistaat, welcher aus ab- 
strakter Theorie auferbaut, sich selbst genügt, die Kirche nur 
als eine Gesellschaft im Staate betrachtet und als solche be- 
handelt, als eine Seite der Cultur, deren Zwecke der Staat 
in seinem eigenen Interesse beschützt und fördert, aber auch 
wie alle anderen Gesellschaften und Richtungen des staat- 
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lichen Lebens beaufsichtet und: leitet, so dass sie für seine 
_ eigenen Zwecke dienstbar werden. 

Wenn die: ältere Gesetzgebung nicht bloss die Ehe wegen 
ihrer besonderen Heiligkeit, Würde und religiösen Beziehung, 
als vorzugsweise Gewissenssache, der kirchlichen Gerichts- 
barkeit überliess, sondern auch andere, mit der Religion nur 
mittelbar und historisch verbundene Gegenstände dem Urtheil 
der Kirche unterwarf, so wurden nun nicht allein diese 
Aussenwerke der Kirche entzogen und als rein weltliche An- 
gelegenheiten dem Staat übertragen, man erklärte auch die 
Ehe selbst und alle Dinge, welche auf das äussere Leben der 
Menschen im Staate influiren, für gemischte Angelegenhei- 
ten, in deren Besitz sich Staat und Kirche theilen sollen, 
so dass dem ersteren die eigentlich praktische, der letzteren 
die innere, theoretische Seite zugetheilt wurde, der Staat 
aber sich vorbehielt, der Ansicht der Kirche beliebig Geltung 
zu verleihen, ihre Ansprüche mit dem weltlichen Arm zu 
unterstützen. 

Nichts zeigt besser und anschaulicher das Verhältniss 
der Meinung über Kirche und Staat, als die Stellung des 
Instituts, in’ welchem die alte Kirche ihr eigenthümliches 
Symbol zu erblicken geglaubt hat. 

In dem Maasse, als die Kirche selbst wie eine bürger- 
liche Gesellschaft betrachtet wird, so gilt der nunmehrigen 
Gesetzgebung die Ehe als ein bürgerlicher Vertrag, wie die 
Grundlagen und Aeusserungen der Kirche vom polizeilichen 
Standpunkt beurtheilt und geregelt werden, sa die Entste- 
hung und Wirkungen. der Ehe, die Grundsätze über ihre Er- 
haltung und Auflösung, welche dem Privatrecht, der Ein- 
willigung beider Theile anheimfallen. 

Der Staat achtet zwar die Grundsätze der Kirche, soweit 
sie mit den seinigen übereinstimmen, und seinen Zwecken 
entsprechen, aber in Collisionsfällen behält er. sich vor, eine 
Ehe auch gegen den Willen der Kirche ins Leben zu rufen, 
eine bürgerliche Ehe, wie sie das französische Recht allgemein 
als verbindlich vorschreibt, der Badische Gesetzgeber aber 
in Nothfällen zulassen will. 

Eine solche gegen den Willen der.Kirche beschlossene 
Ehe sind alsdann die Pfarrer zu proklamiren, zu voll- 
ziehen und einzutragen verpflichtet, zwar ‚nicht als Diener 
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der Kirche und in den kirchlichen Formen, aber als Staats- 
beamte und von Staatswegen! 

Es ist eine eigenthümliche Modifikation des französi- 
schen Rechts, die bürgerliche Ehe als allgemein verbindliche 
Norm auszuschliessen und die Trauung durch die Kirche zu 
befehlen, die Diener der letzteren aber zugleich für Staats- 
beamte zu erklären, welche in der Regel in dieser doppelten 
Eigenschaft handeln, ausnahmsweise aber auf staatliches Ge- 
heiss ihren kirchlichen Charakter völlig abstreifen, um nur 
noch als bürgerliche Beamte zu erscheinen, und in dieser 
Eigenschaft den Befehl des Staats gegen die Ordnung der 
Kirche zu vollziehen ! 

So werden nicht nur die Gegenstände, sondern auch die 
Personen gemischt, nicht nur jene haben eine weltliche und 
kirchliche Seite, auch diese haben zwei Gesichter, eines für die 
Welt, das andere für die Kirche, und letzteres müssen sie unter 
Umständen gänzlich verhüllen — das geistliche Auge zudrücken, 

Eine solche Vermischung kann keine guten Früchte tra- 
gen, es ist nicht eine freie Verbindung von Staat und Kirche 
in religiöser Begründung und Richtung, es ist eine feindliche 
Ehe, in welcher der Staat befiehlt, die Kirche dient, keines 
von Beiden aber seine Lebensschwingen entfalten kann. 

Die Kirche geht im Staate unter oder führt ein Schein- 
leben, in welchem sie und ihre Diener in zweideutiger Hal- 
tung der Welt anheimfallen, unfähig, ihre hohe Mission auch 
dem Staate gegenüber zu erfüllen, diesen zu reinigen, zu er- 
heben, ihn in Tagen der Aufregung und drohender Auflösung 
aus fester Warte zu schützen und zu befreien! 

Das Unheil dieses Zustandes fühlt insbesondere die evan- 
gelische Kirche, nicht nur sind Kirche und Schule und das 
Vermögen der ersteren unter die unmittelbare Aufsicht und 
Verwaltung der vom Staat ernannten Dekane, beziehungs- 
weise rein weltlicher Behörden gestellt, auch die oberste Stufe 
des Kirchenregiments wird vom Regenten bestellt, steht im 
alleinigen Dienst desselben und handelt in seinem Namen, 
sie vereinigt deshalb Kirchengewalt und Kirchenhoheit oder 
geistliche und weltliche Gewalt in ihrer Hand, und es kommt 
nicht darauf. an, welcher Religion der Regent für seine Per- 
son zugethan ist, in dessen Namen die oberste Kirchenbehörde 
verwaltet. 
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Für die evangelische Kirche ist daher auch die genaue 
Bestimmung und Begrenzung der Kirchengewalt und Kirchen- 
herrlichkeit — wie sie’ das oben ausgezogene Constitutions- 
edikt enthält, ohne praktische Bedeutung, kirchliche und 
kirchenstaatsrechtliche Gegenstände werden von den näm- 
lichen Personen verwaltet, die Vermischung von Staat und 
Kirche, von weltlichen und geistlichen Organen reicht bis 
zur höchsten Spitze, die Kirche hat keine selbstständige Ver- 
tretung, wenn ihre Interessen mit denjenigen des Staats in 
Gegenstoss kommen. 

Zwar soll in Sachen des Gewissens, der inneren kirch- 
lichen Einrichtungen und der religiösen Erziehung die oberste 
Kirchenbehörde der freien Ueberzeugung ihrer Religionsge- 
nossen folgen, und von Personen anderer Religionen nicht 
bestimmt werden, allein diese schwache und schmale Schranke 
zerfällt und schützt die Kirche nicht, wenn der Oberkirchen- 
rath selbst und vorzugsweise die staatlichen Interessen gegen- 
über der Kirche zu wahren hat! 

Anders bei der katholischen Kirche; für sie war die 
Begrenzung des kirchlichen und staatlichen Gebiets von der 
grössten Bedeutung, ihr galten die Bestimmungen über Staats- 
genehmigung ihrer Verkündungen und Ernennungen,, Zu- 
lassung ihrer Gesellschaften und Institute, das allgemeine 
Patronat des Staats zu allen Kirchen- und Schuldiensten, 
die Vorkehr gegen Missbrauch der Kirchengewalt, endlich 
die Uebertragung der kirchlichen Vermögensverwaltung an 
die weltlichen Behörden. 

War die Kirche damit und durch die Bestimmungen über 
die kirchliche Gerichtsbarkeit in ihrem inneren Lebensgebiete 
verkürzt und beschränkt, so blieb ihr immerhin noch eine 
eigenthümliche Wirksamkeit, die sie in der obersten Stufe 
des Kirchenregiments — dem Episkopat — selbstständig und 
ungetheilt verwaltete und beherrschte, von wo aus sie das 
Verlorena wieder erringen, als eine vom Staate getrennte Ge- 
walt mit diesem verhandeln konnte. 

So stand die Badische Kirche in der Rheinbundsperiode. 
Der Fall des Reichs hatte die Feste der Kirche erschüttert. 
Ihre ferneren wechselvollen Schicksale bis zur neuesten Ent- 
wicklung werden wir in einem folgenden Artikel betrachten. 


Miscellen. 


I. 


BRechtsgrundsätze der obersten Gerichtshöfe Preussens in Kir- 
chen- und Ehesachen aus der neuesten Zeit. 


Von 
Dr. Albrecht Altmann, 


Gerichts-Assessor in Berlin. 


Erste Abtheilung: Kirchenrecht.*) 


Vorbemerkung. 


Die nachfolgende Zusammenstellung führt den Lesern dieser 
Zeitschrift die von dem Königlichen Ober-Tribunal und dem Kö- 
niglichen Gerichtshofe zur Entscheidung der Kompetenz-Konflikte 
im Laufe der letzten Jahre ausgesprochenen Rechtsgrundsätze 
vor, insoweit sie auf das Kirchen- und Eherecht Bezug haben. 

Es sind hierbei vorzugsweise die seit dem Jahre 1859 
veröffentlichten Entscheidungen ’) berücksichtigt worden, ältere 
lediglich dann, wenn sie für das Verständniss der mitzutheilen- 
den Grundsätze von wesentlicher Bedeutung waren. 

Der leichteren Zurechtfindung wegen wurde die alphabetische 
Anordnung gewählt. 

Die erste Abtheilung, in welcher das Kirchenrecht mit Aus- 
schluss des Eherechts seine Stelle findet, theilen wir wiederum in 
zwei Abschnitte, von denen der erstere das allgemeine preussische 
(beziehungsweise gemeine deutsche), der zweite das Provinzial- 
Kirchenrecht behandelt. 

Den Rechtsgrundsätzen sind überall die einschlagenden Be- 
agstellen beigefügt. In einzelnen wichtigeren Fällen ist ausser- 


*) Die zweite Abtheilung, das Eherecht enthaltend, folgt im nächsten 
Hefte. R. W. Dove. 

1) Von den „Entscheidungen“ des Königlichen Ober- Tribunals, 
herausgegeben im amtlichen Auftrage von Decker, Voswinckel und 
Heinsius, Berlin 1859 und 1860 bei Carl Heymann, die Bde 39—43 
incl.; von dem „Archiv für Rechtsfälle*, herausgegeben von Theo- 
dor Striethorst, Berlin 1859—1861 bei J. Guttentag, die Bde. 30—38 
inel.; von dem Justiz-Ministerial-Blatt, Verlag der Königl. Geh. Ober- 
Hofbuchdruckerei (RB. Decker) die Jahrgänge 1859 (XXI.) u, 1860 (XXI) 
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dem aber auch die vollständige oder doch theilweise Begründung 
jener Sätze gegeben worden. 

Die vorliegende Zusammenstellung auf die Mittheilung der 
sämmtlichen, von den obersten Gerichtshöfen Preussens bisher 
veröffentlichten Rechtsgrundsätze in Kirchen- und Ehesachen zu 
erstrecken, — gestattet weder Zweck, noch Einrichtung dieser 
Zeitschrift. 


A. Allgemeines Preussisches Kirchenrecht, 
beziehungsweise auch gemeines deutsches Kirchenrecht. 


1. Ablösung a. eines Pfarr-Natural- Fruchtzehnten. 
Zur Anwendung des $. 32. des Ablösungsgesetzes vom 2. März 
1850 auf die Ablösung des Natural -Fruchtzehnten einer Pfarre 
genügt es nicht, wenn bloss der Pfarrer in den betreffenden 
zehn Jahren statt des Zehnten eine Abgabe in Geld oder Getreide 
angenommen hat. Gesetz vom 2. März 1850, betreffend die Ab- 
lösung der Reallasten etc. $$. 32. 33. (Ges.-Samnl. S. 77.). Erk.®) 
vom 8. Nevember 1859. 


Der erwähnte $. 32. verordnet: 

Hat der Berechtigte während der letzten zehn Jahre vor An- 
bringung der Provocation oder, wenn zwischen diesem Zeitpunkte und 
der Verkündung des Gesetzes vom 9. Oktober 1848 der Natural. Frucht- 
zehnt wieder erhoben worden ist, während der letzten zehn Jahre vor 
Verkündung des gedachten Gesetzes für den Natural-Fruchtzehnten einen 
Pachtzins bezogen oder eine Abgabe in Gelde oder Getreide statt des 
Natural-Fruchtzehnten ohne Widerspruch angenommen, so bildet der 
jährliche Betrag des Pachtzinses oder der Abgabe, und, wenn diese Be- 
träge gewechselt haben, der Durchschnitt der gezahlten Beträge den 
Jahreswerth des Zehntrechts. 

Der $. 33. a. a. O. dagegen schreibt vor: 

Treten die Voraussetzungen des $. 32. nicht ein, so ist der Ertrag 
an Natural-Erzeugnissen, welchen der Zehntberechtigte im Durchschnitt 
der Jahre von dem Zehnt beziehen kann, nach dem Zustande und der 
Wirthschaftsart der zehntpflichtigen Grundstücke bei Anbringung der 
Provokation sachverständig zu bemessen. Bei dem Getreide ist dieser 
Ertrag in Körnern und in Stroh besonders festzusetzen. 

Die Vorschrift des $. 32. setzt hiernach voraus, ‘dass der Berechtigte 
das in Geld oder in Getreide bestehende Aequivalent statt des Natural- 
Fruchtzehnten angenommen hat. Unter dem Berechtigten wird in den 
Ablösungs-Ordnungen, namentlich auch in dem Ablösungsgesetze vom 
2. März 1850 und ebenso in dem Ergänzungsgesetze vom 15. April 1857 
(S. 363. der Ges.-Samml.) der Eigenthümer des Rechts verstanden; er 


?) Die Bezeichnung „Erk,“ ist der Kürze wegen überall da gebraucht, 
wo. von einer Entscheidung des „Königl. Ober-Tribunals“ die Rede ist. 


.. 
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soll für die Aufhebung der abzulösenden Berechtigung entschädigt werden 
und nur mit ihm kann über die Ablösung rechtsgültig verfahren werden. 
Ist, wie im vorliegenden Falle, von einem Pfarrzehnten die Rede, so ist 
die Pfarre die Eigenthümerin der diesfälligen Berechtigung, mithin im 
Sinne der Ablösungs-Ordnung die Berechtigte. Hieraus folgt aber, dass 
die im $. 32. des Gesetzes vom 2. März 1850 in Bezug auf den Natural- 
Fruchtzehnten ausgesprochene allgemeine Norm auf den Pfarrzehnten nur 
dann Anwendung finden kann, wenn die dort erwähnte Annahme eines 
Aequivalents unter Genehmigung der gesetzlichen Vertreter der Pfarre, 
als Eigenthümerin des Zehntens, erfolgt ist. 


(Entscheidungen, Bd. 42. S. 320-329, insbesondere $S. 326. 327.) 


b. der Grundgerechtigkeiten geistlicher und Schul- 
Institute. Auch eine Grundgerechtigkeit, namentlich eine auf 
ein bestimmtes Holzdeputat festgesetzte unbestimmte Holzungs- 
gerechtigkeit, ist durch $. 2. des Gesetzes vom 15. April 1857 
von der Ablösung nicht ausgeschlossen. Gesetz vom 15. April 
1857, betr. die Ergänzung und Abänderung des Ablösungsgesetzes- 
vom 2. März 1850 bezüglich der Ablösung der den geistlichen und 
Schul-Instituten, so wie den frommen und milden Stiftungen etc. 
zustehenden Reallasten, 88. 1. 2. 12. (Ges.-S. 8. 363); Gesetz, 
betr. die Ablösung der Reallasten etc. vom 2. März 1850. 88.61. 65. 
(Ges.-S. S. 77); Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. 
88. 66. ff.; Gesetz vom 2. März 1850, betr. die Ergänzung und 
Abänderung der Gemeinheitstheil.-Ordn. Art. 10. (Ges.-S. S. 139); 
A.L.R. 1. 22. 8.235. Erk. vom 12. Juli 1860 in den Entscheid. 
Bd. 43. S. 181—186. 

2. Altiutheraner. Austritt aus de evangelischen Lan- 
deskirche und Uebertritt zu den Altlutheranern. Damit 
der Austritt aus der evangelischen Landeskirche und der Ueber- 
tritt zu den Altlutherawern rechtliche Folgen ‚habe, wird nicht 
erfordert, dass der Austritt in einer dem Gesetz vom 30. März 
1847 entsprechenden Form erklärt worden sei®). General-Kon- 
zession vom 23. Juli 1845 (Ges.-S. S. 516); Gesetz vom 30. März 
1847. 88.16. 17. (Ges.-S. S. 121). Erk. vom 11. November 1859 
im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 34. S. 353—356. 

3. Auseinandersetzung der Kirche mit dem abgehen- 
den Pfarrer oder dessen Erben. Devastation des Pfarr- 
waldes. Bei einer Devastation des Pfarrwaldes gelten in Bezug 
auf die vom Pfarrer zu leistende Entschädigung nicht die Grund- 


— 


3) Ueber saustige, für diese Glaubensgenossenschaft wichtige Fragen 
vgl. die Entscheidungen Bd. 23. 8. 363., Bd. 30. 8. 182., Bd. 32. 8. 137; 
das Archiv für Rechtsfälle, Bd. 10. 8. 27., Bd. 20. S. 72. und 92. Vgl. 
‚auch den Grundsatz No. 20. litt. d. unten 8. 304. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. I. 20 
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sätze bei Lehnen, sondern die allgemeinen Grundsätze von wider- 
rechtlichen Beschädigungen. . A. L. R. II. 11. $$. 804—814. 823. 
I. 21. 8.137. I. 18. 88.564 ff. Erk. vom 31. Januar 1859 in den 
Entscheidungen Bd. 41. S. 330—338, und im Archiv für Rechts- 
fälle Bd. 35. S. 1—6. | 

4. Beleidigung eines Religionsdieners Mennoniten-Pre- 
diger. Die Beleidigung eines Mennoniten-Predigers ist als eine 
solche zu betrachten, ‘welche einem Religionsdiener im Sinne des 
8. 102. des Strafgesetzbuches zugefügt worden ist. A.L.R. II. 11. 
8. 59; Gnmaden-Privilegium vom 29. März 1780 (von Vegesack, 
Westpreussisches Provinzialrecht Bd. 1. S. 350); Edikt vom 30, Juli 
1789 (Mylius, Nov. Corp. Constitut. Tom. VIII. S. 2541. N. 46. 
de 1789); Kab.-Ordre vom 16. Mai 1830 (Ges.-S. S. 82). Erk. vom 
9. Februar 1859 in den Entscheidungen Bd. 40. S. 11*—16*. 

5. Baupflicht der Patrone vereinigter Mutterkirchen 
hinsichtlich der Pfarrgebäude. Wenn mehrere Kirchen 
unter Einem gemeinschaftlichen Pfarrer vereinigt (vereinigte Mut- 
terkirchen) und nur bei einer dieser Kirchen Pfarrgebäude zu 
unterhalten sind, müssen zu den Kosten der Bauten und Repa- 
raturen dieser letzteren auch die Patrone der übrigen Kirchen, 
welche dergleichen eigene Gebäude nicht zu unterhalten haben, 
mit beitragen‘). A. L. R. II. 11. $$. 246. 725. 790. 791. Erk. 
vom 15. November 1858, in den Entscheidungen Bd. 39. (1859) 
S. 289— 296. | 

6. Besitzstörung. Störung des Besitzes einer Kirche 
durch den Kirchenvorstand. Die von dem Kirchenvorstande 
Behufs Beseitigung der Verunstaltung der Kirche geschehene Auf- 
stellung einer neuen Kirchenbank an Stelle der im Uebrigen gleich- 
beschaffenen, von dem Berechtigten bisher benutzten alten Kir- 
chenbank enthält keine Störung des Besitzes dieses Berechtigten °). 


pr 


4) Der im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 16. S. 357—361., mitgetheilte 
Rechtsfall unterscheidet sich von dem hier abgeurtelten in seinen that- 
sächlichen Grundlagen sehr wesentlich dadurch, dass dort auch in der 
anderen Kirchengemeinde nach wie vor ein Pfarrhaus bestand, in welchem 
dem gemeinschaftlichen Prediger zu Kr. bei seiner Anwesenheit in G. ein 
Absteigequartier eingerichtet war, und welches daher von dieser Gemeinde 
unterhalten werden musste. Daher wurde damals der dem obigen ent- 
gegengesetzte Rechtsgrundsatz aufgestellt: „Sind mehrere Kirchengemein- 
den unter einem gemeinschaftlichen Pfarrer vereinigt, welcher in einer 
derselben sein Pfarrhaus, in der anderen aber kein solches hat, so fallen 
die Baukosten dieses Hauses allein derjenigen Gemeinde, in welcher das 
Pfarrhaus gelegen ist, zur Last.“ Vgl. A.L.R. II. 11. $$. 725. 790—792- 

°) In ähnlicher Weise sprach schon das Erkenntniss vom 9. Juli 1861 
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A:.L.R. 1..7. 88 146. ff. Erk. vom 24. Februar 1860, im Archiv 
für Rechtsfälle Bd. 37. S. 58. 


7. Erbverpachtungen von Kirchen- und Pfarrgrundstücken. 
Erfordernisse derselben. 

& Zur Gültigkeit von Verträgen über die Erbverpachtung von 
Kirchen- und Pfarrgrundstücken ist die im $. 649. II. 11. A. L. R.®) 
gedachte Einwilligung der geistlichen Oberen allein nicht aus- 
reichend, sondern auch die der Kirchengemeinde durch ihre zu 
bestellenden Repräsentanten, und des Patrons erforderlich. 

b. Die Einwilligung der Gemeinde durch ihre zu bestellen- 
den Repräsentanten kann durch eine erst nach Verkündigung des 
Ablösungsgesetzes vom 2. März 18507) erfolgte Genehmigung nicht 
ersetzt werden. Gesetz, betr. die Ablösung der Reallasten und 
die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse 
vom 2. März 1850. 8.2. No. 2. u. 8.91. (Ges.-S. 8. 77.) A. L.R. 
11. 11. 88. 647—649; 1. 5. 88. 185. ff. Erk. vom 5. Januar 1860, 
in den Entscheidungen Bd. 43. S. 308—315. Vergl. das Erk. vom 
22. Mai 1856 in den Entscheidungen Bd. 33. S. 121. 

8. Fiskus. Verpflichtung desselben auf Erstattung 
der auf die Option von ihm eingezogener Kurien Sei- 
tens der verstorbenen Domkapitulare verwendeten 
Baugelder. 

& Unter den in dem $. 52. des Reichsdeputations -Haupt- 
schlusses ‚vom 25. Februar 1803 erwähnten, von den Domkapi- 
tularen auf die Option ihrer Häuser gemachten, und nach ihrem 
Tode ihren Erben von dem Landesherrn zu erstattenden Auslagen 
sind die auf den Neubau oder die Wiederherstellung der Amts- 
wohnungen (Kurien) verwendeten Kosten zu verstehen. 

b. Durch das den Domkapitularen statutenmässig zustehende 
Recht zur Ernennung des Nachfolgers in ihre durch Option er- 


0% 


aus: Der wider Willen des Besitzers einer Kirchenbank vom Kirchenvor- 
stand angeordnete Anstrich derselben enthält keine Besitzstörung. Archiv 
für Rechtsfälle, Bd. 4. S. 5. 

© Der Zusammenhang des 8. 649. II. 11. A. L. R. mit $. 848. eben- 
daselbst ergiebt nämlich, dass bei dieser Veräusserungsform nur die Noth- 
wendigkeit hinwegfallen soll, die Erlaubniss des geistlichen Departe- 
ments im Staatsministerio einzuholen. 

7) Seit Verkündung dieses Gesetzes ist bekanntlich das Entstehen 
eines Erbpachtsverhältnisses nicht mehr möglich. Es ist vielmehr seitdem 
nur noch bei erblicher Ueberlassung eines Grundstücks die Uebertragung 
des vollen Eigenthums zulässig. $. 91. des gedachten Gesetzes vgl. mit 
dem vorletzten Absatze des Art. 42. der Verfassungsurkunde vom 31. Ja- 
nuar 1850. 

20° 
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worbenen Kurien wird die im $. 52. a. a. O. gedachte .Verpflich- 
tung des landesherrlichen Fiskus, den Erben jener Domkapitulare 
die auf den Erwerb ihrer Kurien durch Option gemachten Aus- 
lagen zu erstatten, nicht beseitigt. 

c. Diese Erstattungsverbindlichkeit des landesherrlichen Fis- 
kus wird auch dadurch nicht aufgehoben, dass der Domkapitular 
die verwendeten Baugelder von dem Domkapitel als ein Darlehn 
gezahlt erhalten hatte. 

d. Auch der Umstand, dass nach den Statuten des Domka- 
pitels zur Option einer verfallenen Kurie die Verwendung einer 
bestimmten Summe als mindester Betrag erforderlich war, steht 
dem Anspruche der Erben des Domkapitulars auf Erstattung 
sämmtlicher wirklich verwendeter Baukosten nicht entgegen. 

Reichsdeputations-Hauptschluss vom 25. Februar 1803. $. 52. 
(Meyer, Corp. jur. conf. germ., Bd. 1. S. 29; Emminghaus, Corp. 
jur. germ., Thl. I. S. 612). Erk. vom 24. November 1858 im Ar- 
chiv für Rechtsfälle, Bd. 31. S. 183—190. 

9. Herkommen. Begriff desselben. Der Begriff eines 
Herkommens umfasst nicht den früheren rechtlichen, d. h. gesetz- 
lichen Zustand; vielmehr kann eine Gewohnheit, ein Herkommen 
sich immer nur da bilden, wo gegen oder ausserhalb des Ge- 
setzes Handlungen ausgeführt worden sind®). A. L. R., Publika- 
tions-Patent vom 5. Februar 1794. $.7. Erk. vom 19. Dezember 
1859 im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 36. S. 93. uad 96.. 

10. Legitimation des Kirchenvorstandes zur Anstellung von 
Klagen. Handelt es sich um blosse Einkünfte des Kirchenver- 
mögens, z. B. um die Hebung eines Laudemiums, nicht aber um 
die Substanz des Kirchenvermögens, z. B. die Laudemialpflicht 
überhaupt, so ist das Kirchen -Kollegium zur Klage auf Entrich. 
tung dieser Einkünfte — des Laudemiums — auch ohne Appro- 
bation der geistlichen Oberen berechtigt. A. L. R. II. 6. 88. 147. ff.; 
11. 11. 88. 218. 652. 664. Erk. vom 17. Juli 1360. 

Das Königliche Ober-Tribunal begründet den obigen Rechtssatz in 
folgender Weise: | | 

Das klagende Kirchen-Kollegium und der erste Richter sind offen- 
bar von der Voraussetzung ausgegangen. dass das Erstere selbständig 
befugt sei, die streitigen Kirchen-Revenüen für den einzelnen Besitz- 
veränderungsfall einzuziehen. Dabei ist lediglich stehen zu bleiben und 
die Prozesslegitimation des klagenden Kirchen-Kollegii unzweifelhaft. 
Dass es sich bloss um Kircheneinkünfte, nicht um die 

e) Vgl. die Entscheidungen, Bd. 23. S. 201. ff., Bd. 32. S 145. ff. und 
Archiv für Rechisfälle, Bd. 7. 8. 18. und den Grundsatz No. 13, s v. 
Observanz, 
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Substanz des Kirchenvermögens handelt, ist ausser Be- 
denken; es ist nur eine einzelne Hebung und nicht die 


Laudemialpflicht überhaupt, welche — ohne Präjadiz für an- 
dere Fälle — als Klagefundament in Betracht kommt, der 
Streitgegenstand. 


Schon der 8. 664. II. 11. des Allgem. Landrechts rechtfertigt in 
den Worten: 

„die Kirchenvorsteher müssen insonderheit die ordentliche und 

prompte Einziehung der Kircheneinkünfte besorgen ;“ 
die Berechtigung des klagenden Kollegii zur Einziehung 
der streitigen Abgabe im Prozesswege. 

Hierdurch schon wird eine Ausnahme von der Regel des $. 652. 
a. a. O., wonach zu Klagen für die Kirche im Allgemeinen die Appro- 
bation der geistlichen Oberen erfordert wird, für den vorliegenden Fall 
begründet. 

Noch klarer tritt eine den Gegenstand dieses Prozesses einschliessende 
Verwaltungsbefugniss aus der im $. 218. a. a. O. dem Kirchen-Kollegio 
gegebenen Gleichstellung mit den Beamten privilegirter Korporationen 
hervor. Die den Letzteren in den $$. 147. ff. II. 6. A.L.R. ertheilten 
Befugnisse umfassen einen Fall der vorliegenden Art ganz deutlich. 

(Archiv für Rechtsfälle, Bd. 38. S. 188. 190. f.) 


11. Legitimationspunkt. Berichtigung desselben auch 
während des Laufs des Prozesses von Amtswegen. Auf 
die Berichtigung des Legitimationspunktes hat der Prozessrichter 
von Amtswegen Bedacht zu nehmen. Finden sich daher hinter- 
her Mängel der Legitimation, so darf der Kläger nicht ohne Wei- 
teres für nicht legitimirt erachtet werden, vielmehr hat der Rich- 
ter diese Legitimationsmängel der Partei vorzuhalten und die zur 
Beschaffung der erforderlichen Ausweise nöthige Frist zu gewäh- 
ren. A.G.0.1.5. 8.4. No. 6., 1.6. $.9. Erk. vom 17. Juli 1860. 


In dem hier vorliegenden Falle hatte der Richter erster Instanz ge- 
gen die Prozesslegitimation des klagenden Kirchen -Kollegii Nichts aus- 
gestellt; auch der Appellationsrichter anfänglich und von Amtswegen 
Nichts. Erst bei der mündlichen Verhandlung in appellatorio rügte der 
Verklagte die mangelnde Legitimation, 

„insbesondere, weil der Patron der Klage nicht beigetreten sei und die 
Approbation der kirchlichen Oberen fehle.“ 

Der Mandatar der Kläger konnte. über den Mangel keine Auskunft 
geben, erbot sich aber, event. die gedachte Approbation nachzubringen. 
Darauf wurde sofort die Abweisung der Kläger — ausgesprochen. 

Das Königliche Ober-Tribunal führt in dieser Hinsicht aus: 

Zuvörderst war hierdurch der $. 632. II. 11. A. L. R., auf Grund 
dessen der Appellationsrichter die Nachbringung der Approbation 
nicht zuliess, missverstanden und durch unrichtige Anwendung verletzt. 
Die Worte dieses Paragraphen, wonach Patron und Vorsteher noch 
vor Anfang des Prozesses die Approbation der geistlichen Oberen 
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einholen sollten, haben keine eigenthümliche Bedeutung für den Pro- 
zess in der fraglichen Beziehung. Sie enthalten eine Vorschrift für die 
innere Ordnung der Kirchenverwaltung und erklären sich in ihrer Fas- 
sung aus dem natürlichen Laufe der Dinge, wonach zu einer Handlung, 
zu welcher es einer Ermächtigung bedarf, letztere regelmässig zuvor 
beschafft werden muss, ehe mit der Handlung selbst vorgegangen wer- 
den kann. Unter allen Umständen ist der $. 652. a. a. O. kein Prozess- 
gesetz. Letzteres findet sich in $. 9. I. 6. der Allgem. Gerichtsordnung, 
8. 4. No. 6. I. 5. ebendaselbst, wonach der Richter auf Berichtigung 
des Legitimationspunkts von Hause aus Bedacht zu nehmen hat. 

Dies muss nach deutlichem Inhalte des 8.9. a. a. O. von Amts- 
wegen geschehen. Wird es zur rechten Zeit verabsaumt, und kommt 
erst später, — gleichviel ob durch Anregung des Gegners, — der 
Richter zu der Ueberzeugung von Mängeln der Legitima- 
tion, so darf der Kläger nicht ohne Weiteres für nicht 
legitimirt erachtet werden, vielmehr hat der Richter, was 
er sogleich hätte thun sollen, nachzuholen, die Legitima- 
tionsmängel der Partei vorzuhalten, und die zur Beschaf- 
fung der erforderlichen Ausweise nöthige Frist zu ge- 
währen. 

(Archiv für Rechtsfälle, Bd. 38. 8. 188. 191—193.) 

12. Milde Stiftung. Erbeseinsetzung einer solchen. 
Auch nach Preussischem Recht ist die Erbeseinsetzung einer erst 
durch das Testament errichteten milden Stiftung — pia causa — 
für rechtsbeständig zu erachten. A. L.R. I. 12. $$. 36—44; 
ll. 19. 88. 32—36. 42; Gesetz vom 13. Mai 1833. $8. 2. 4. 5. 7. 
(Ges.-S. S. 49); Allerh. Kab.-Ordre vom 23. Mai 1845 (Just.-Min.- 
Bl. S. 178. f.). Erk. vom 29. November 1858 in den Entscheidun- 
gen’), Bd. 40. S. 79— 107. 

13. Observanz hinsichtlich der Schulbaupflicht, insbe- 
sondere hinsichtlich der Höhe der Beiträge der Mit- 
glieder einer fremden zugeschlagenen Gemeinde. 

a. Nur bei Schulhäusern, die zugleich zur Küsterwohnung 
dienen, kommen hinsichtlich der Pflicht zu deren Unterhaltung 
die bei Pfarrbauten geltenden gesetzlichen Vorschriften, mithin 
zunächst etwa bestehende ununterbrochene Gewohnheiten zur An- 
wendung !°). 


b. Bei blossen Schulhäusern dagegen sind hinsichtlich der 


°) Die Entscheidungsgründe — der Rechtsfall betrifft die von dem 
'Kommerzienrath Jonas Fränkel zu Breslau durch letztwillige Anordnung 
ins Leben gerufenen milden Stiftungen — sind noch ausführlicher mit- 
getheilt im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 31. $. 206-279. Vgl. die Ent- 
scheidungen, Bd. 23. S. 347. 

’) Vgl. das Archiv für Rechtsfälle, Bd. 15. 8. 26. 
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Pflicht zu deren Unterhaltung zunächst die Vorschriften der 88. 34. 
35. II. 12. des Allgem. Landrechts massgebend. — Sind jedoch 
in dem Dorfe, wo die Schule liegt, und in'der fremden zuge- 
schlagenen Gemeinde nicht Beitragspflichtige gleicher Art, z. B. 
dort nur Bauern und hier nur Kolonisten vorhanden, so hat über 
‘das Verhältniss der Höhe des Beitrags der Mitglieder der zuge- 
schlagenen Gemeinde eine gültige Observanz sich bilden können. 
A. L.R. II. 12. 88. 34. 35. 37; II. 11. 88. 710. 711. 790. Erk. 
v. 14. Oktober 1859 im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 35. S. 157—-162. 

14. Parochiallasten. Beitragspflicht jüdischer Grund- 
besitzer zu den Parochiällasten. 

a. Jüdische Grundeigenthümer sind nicht bloss verpflichtet, 
die aus dem Patronatrecht fliessenden Abgaben, sowie die auf 
ihren Grundstücken zu Gunsten der Kirche haftenden Real- 
lasten, sondern alle jene kirchlichen Abgaben zu tragen, 
welche nach Massgabe des Grundbesitzes zu entriehten sind. 
Der Artikel 110. der Verfassungsurkunde hat diese Verpflichtung 
nicht beseitigt. A. L.R. II. 11. $8. 260. 261; Edikt vom 11. März 
1812 über die bürgerlichen Verhältnisse der Juden (Ges.-S. S. 15); 
Verordnung vom 30. August 1816 wegen Verwaltung des Patro- 
natsrechts über christliche Kirchen auf solchen Gütern und Grund- 
stücken, die sich im Besitzthum jüdischer Glaubensgenossen be- 
befinden (Ges.-S. S. 207); Gesetz über die Verhältnisse der Juden 
vom 23. Juli 1847. $. 3. (Ges.-S. S. 263). Erk. vom 21. Novem- 
ber 1859. 

Die $$. 260. 261. Thl. II. Tit. 11. A. L. R. verordnen: 

$. 260. Wer innerhalb eines Kirchspiels seinen ordentlichen Wohnsitz 
aufgeschlagen hat, ist zur Parochie des Bezirks eingepfarrt. 
$. 261. Doch soll Niemand bei einer Parochialkirche von einer andern, 
als derjenigen Religionspartei, zu welcher er selbst sich bekennt, 
. zu Lasten oder Abgaben, welche aus der Parochialverbindung 
fliessen, angehalten werden, wenn er gleich in dem Pfarrbezirke 
wohnt, oder Grundstücke darin besitzt. 

‚Diese Bestimmungen können auf Juden überhaupt nicht angewendet 
werden. Sie beziehen sich, wie denn der betreffende Abschnitt des 11. Ti- 
tels überhaupt nur von der christlichen Kirchenverfassung handelt, auf 
die Bekenner verschiedener christlicher Confessionen, denn bei diesen 
- kann sehr wohl ein Parochialverband, ungeachtet der Verschiedenheit ihres 
Bekenntnisses, stattfinden. Geschichtlich nämlich haben, wie Eichhorn 
in seinen Grundsätzen des Kirchenrechts, Bd. I. S. 653. bezeugt, die Ein- 
wohner eines Orts, die keine besondere kirchliche Gemeinde bildeten, sich 
an den Geistlichen ihres Wohnorts, auch wenn er nicht ein Geistlicher 
ihrer Confession war, bei Taufen, Aufgeboten, Trauungen, Begräbnissen 
gewendet. Hieraus entwickelte sich weiter, dass auch solche, einer an- 
deren christlichen Confession angehörende Einwohner der Parochie, den 
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pekuniären Lasten des Parochialrechts, noch ausser den Stolgebühren, un- 
terworfeu wurden. Von solchen Einwohuern einer anderen christlichen 
Confession kann man daher sagen, dass sie zur Kirche des verschiedenen 
Glaubensbekenntnisses eingepfarrt sind. 


In diesem Sinne anerkennt daher auch das Allgem. Landrecht, dass 
zu einer Parochie auch christliche Einwohner eines anderen Glaubenrbe- 
kenntnisses eingepfarrt sein können, aber es ordnet zugleich im $. 261. 
a. a. O ihre Befreiung von Parochiallasten an. 


Bei dieser Befreiung ist ohne Zweifel auch vorausgesetzt worden, dass 
die Verluste, welche in einzelnen Parochien der einen christlichen Con- 
fession durch eine eintretende Vermehrung von Einwohnern eines an- 
deren Bekenntnisses herbeigeführt werden können, ausgeglichen werden 
können durch den Hinzutritt von Angehörigen der erstern an anderen 
Orten, wie ja ein solcher Wechsel der Bevölkerung natürlicher Weise statt- 
findet, so dass also im Ganzen und Grossen keine der Confessionen Ür- 
sache zu einer Beschwerde haben wird. 


Auf Juden passen jedoch diese Erwägungen nicht. Es findet keine 
religiöse Gemeinschaft zwischen ihnen und Christen statt und es kann hier 
von keiner Aushülfe und Ausgleichung, wie unter den verschiedenen 
christlichen Bekenntnissen, die Rede sein. Juden können sich daher auch 
nicht auf die gedachten $$. berufen. 


Ihre Aufnahme und Niederlassung war noch zur Zeit der Emanation 
des Allgem. Landrechts den erheblichsten Beschränkungen unterworfen. 
Es mag hierbei an das General-Privilegium für die Judenschaft vom 
17. April 1750 (Mylius, Nov. Corp. Constitut. tom. II. pag. 117 sqgq.) 
erinnert werden, wonach die „an jedem Orte bestimmte Zahl der Fämilien 
und der eigenthümlichen Häuser nicht vermehrt, Niemand ohne Aller- 
höchste Concession zugelassen werden sollte“ u.s. w. Dies hat denn auch 
die spätere Gesetzgebung anerkannt, indem sie zwar die meisten jener 
älteren beschränkenden Vorschriften aufhob, aber gerade in Bezug auf die 
kirchlichen Verhältnisse in Erwägung zog, welche Nachtheile durch die 
ganz freigegebene Niederlassung von Juden an jedem Orte, und durch 
den Uebergang von Grundeigenthum, welches früher im Besitze von Chri- 
sten sich befunden, auf Juden, für die Erhaltung der Kirchen, die haupt- 
sächlich auf den Leistungen der angesessenen Eingepfarrten beruhet, 
entstehen konnten, und dagegen Vorsorge zu treffen, nöthig erachtete. 


Das Edikt vom 11. März 1812, durch welches die inländischen 
Juden im Allgemeinen mit den Christen bürgerlich gleichgestellt wurden, 
schreibt im $. 15. vor: 


Sie sind (nämlich die Juden) gehalten, alle den Christen gegen den 
Staat und die Gemeinde ihres Wohnorts obliegenden bürgerlichen Pflich- 
ten zu erfüllen, und, mit Ausnahme der Stolgebühren, gleiche La- 
sten wie andere Staatsbürger zu tragen. 


Es wird hier also nur im Allgemeinen die Befreiung der Juden von 
Stolgebühren ausgesprochen... Andere kirchliche Abgaben» 
welche christliche Einwohner ausser den Stolgebühren an 
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die Kirehe ihres Wohnorts zu entrichten haben, sollten von 
den Juden ebenfalls getragen werden. 


Die Verordnung vom 30. August 1816 enthebt sie der Ausübung 
des Patronatreckts, verpflichtet sie aber zu den Patronatslasten. Un- 
ter No. 5. dieser Verordnung wird weiter bestimmt: 
Wo das Patronat einer Commune zusteht, können die jüdischen Mit- 
glieder derselben an dessen Ausübung keinen Theil nehmen, sie müssen 
aber die damit verknüpften Reallasten von ihren Besitzungen gleich 
anderen Mitgliedern der Commune tragen, sowie sie auch als ansässige 
Dorfs- oder Stadtgemeinde-Mitglieder von ihren Grund- 
stücken, gleich anderen christlichen Besitzern, zur Er- 
haltung der Kirchensysteme beizutragen verflichtet sind, 
da diese sonst wegen der Ansiedelung der jüdischen Staatsbürger Ge- 
fahr laufen, einzugehen. 
Die Juden sind also auch, wenn sie ansässige Dorfs- oder Stadt- 
gemeinde -Mitglieder sind, verbunden, von ihren Grundstücken zur Erhal- 
tung der Kirchensysteme wie christliche Besitzer beizusteuern. Diese 
Beitragspflicht ist nicht bloss dann vorhanden, wenn sie den Charakter der 
Reallast hat. Denn der erste Theil der angeführten Bestimmung setzt 
diesen Beiträgen gerade Reallasten entgegen. Jeder Zweifel endlich wird 
gehoben durch den $. 3. des Gesetzes vom 23. Juli 1847 über die Ver- 
hältnisse der Juden, dessen letzter Absatz. verordnet: 
Wo das Patronat einer Gemeinde zusteht, können deren jüdische Mit- 
glieder an der Ausübung desselben nicht Theil nehmen, ‚sie müssen aber 
die damit verbundenen Reallasten von ihren Besitzungen tragen. 
Ausserdem bleiben die ansässigen jüdischen Mitglieder einer Stadt- 
oder Dorfgemeinde verpflichtet, die nach Massgabe des Grund- 

 besitzes zu entrichtenden Beiträge zur Erhaltung der Kir- 
chensysteme zu tragen; auch sind alle jüdischen Grundbesitzer zur 
Leistung der auf ihren Grundstücken haftenden kirchlichen Abgaben 
verpflichtet. 

Hier also werden den Juden kirchliche Abgaben aus drei verschiede- 
nen Gründen auferlegt. Nur die erste und dritte Art dieser Abgaben hat 
die rechtliche Natur der Reallasten, während die zweite eine Parochial- 
abgabe ist, die nach Massgabe des Grundbesitzes zu entrichten ist. 

Diese Grundsätze sind durch den Artikel 110. der Verfassungsurkunde 
in keiner Weise berührt oder gar aufgehoben worden. Denn eine solche 
Aufhebung hätte nach $. 61. der Einleit. zum A. L. R. ausdrücklich aus- 
gesprochen werden müssen. 


(Entscheidungen, Bd. 41. S. 461—474., und Archiv für Rechtsfälle, 
Bd. 34. S. 359—370. 


b. Bei der zu a. gedachten Verpflichtung tritt die rechtliche 
Fiktion ein, dass das Grundstück, welches ein Jude von einem 
Christen erkauft hat, in dem Zeitpunkte, wo von dem Eigenthü- 
mer ein Beitrag für die christliche Kirche ‘des betreffenden Pfarr- 
sprengels gefordert wird, sich noch im Besitze eines Christen 
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befinde, und als dieser Besitzer kann kein anderer gedacht wer- 
den, als derjenige, von dem der Jude das Grundstück erworben 
hat. Nur dessen Besitz wird als fortdauernd gedacht und es 
ist durchaus gleichgültig, wie lange oder wie kurze Zeit derselbe 
das Grundstück eigenthümlich besessen haben mag. Keinesfalls 
‚aber darf man diesen nächsten Besitzvorfahren des Israeliten, von 
dem ja dieser sein ganzes Recht am Grundstück ableitet, über- 
springen und auf einen früheren Besitzer zurückgehen. Verordnung 
vom 30. August 1816. No. 5. und Gesetz vom 23. Juli 1847. 8.3. 
Erk. vom 13. Juli 1860 in den Entscheidungen, Bd. 43. S. 301—306. 

c. Glaubt ein jüdischer Grundbesitzer nach Massgabe seines 
Grundbesitzes zu hoch herangezogen zu sein, so kann er eine 
Ermässigung im Wege Rechtens beanspruchen. Der Anspruch 
ist dadurch zu begründen, dass er bei richtiger Veranschlagung 
‚nach Massgabe seines Grundbesitzes weniger als den geforderten 
Beitrag zu leisten haben würde A. L. R. Il. 11. 88. 260. 261. 
Vgl. die $$. 237. ff. 242. 265. 734—737. mit $. 741. ebendaselbst. 
Erk. vom 13. Juli 1860 a. a. O. S. 306 und 307. 


15. Patron. Nichterforderniss der Zuziehung desPa- 
trons bei Prozessen der Kirche. Die Stellung des Patrons 
bringt es nicht mit sich, dass er an den Prozessen der Kirche 
Theil nehmen müsste. A. L. R. II. 11. $$. 568. 585. 650-654. 
.658. Erk. vom 17. Juli 1860. | 

Es liegt nicht in der Stellung des Patrons, dass es für ihn nothwen- 
‘dig wäre, an den Prozessen der Kirche stets selbst Theil zu nehmen.. Er 
verwaltet nicht, sondern bestellt die Verwaltung nach 8. 585. II. 11. A.L.R. 
‘und ist deren nächste Aufsicht nach $. 568. daselbst. Der Betrieb der 
Prozesse der Kirche liegt nach $. 650. daselbst den Vorstehern ob. Wenn 
vorgeschrieben ist: $. 651. a.a.O, dass der Patron die Vorsteher in Aus- 
führung und Vertheidigung der Kirchengerechtsame unterstützen müsse, 
im $. 652. daselbst, dass der Patron und die Vorsteher das decretum ad 
agendum nachsuchen sollen, im $. 654. daselbst, dass über die Klagen 
‚gegen die Kirche von Patron und Kirchenvorstehern den geistlichen Oberen 
Anzeige gemacht werden soll, — so sind dies Alles interna der Kirchen- 
‚verwaltung, die im Ganzen den Richter nicht weiter angehen — unbe- 
schadet der singulären Vorschriften des $. 658. a. a. O., wonach der Pa- 
tron die Prozessvollmacht mit unterschreiben muss. 

(Archiv für Rechtsfälle, Bd. 38. $. 189. 193. 194.) 

16. Patronatrecht. Fortdauer des einem Inbegriff von 
Gütern zustehenden Patronatrechts nach erfolgter 
Dismembration dieses Güterkomplexes; Ausübung die- 
ses Patronatrechts rücksichtlich des Kirchenstuhls. 

a. Auch bei erfolgter Dismembration eines zum Patronat be- 
rechtigten Gutes oder Güterkomplexes sind die Besitzer der Trenn- 
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stücke in Ansehung der Rechte und Pflichten jenes Patronats als 
Inhaber eines gemeinsamen Rechts oder einer gemeinsamen Ver- 
bindlichkeit anzusehen. 

b. Daher ist die Kirchengemeinde nach geschehener Dismem- 
bration nicht befugt, den an dem Patronats-Kirchenstuhl mitbe- 
rechtigten einzelnen Interessenten in der ferneren Benutzung 
dieses Kirchenstuhls zu hindern !!). A.L.R. II. 11. 88. 580. 583. 
588. 603. 605. 610. Erk. vom 29. Oktober 1858 im Archiv für 
Rechtsfälle, Bd. 31. S. 89—95. 


17, Pfarracker. Rechtsverhältniss des Pfarrers in 
Bezug auf die Benutzung des Pfarackers nach Gemeinem 
Recht. Fruchterwerb desselben. 

a. Auch nach dem Gemeinen Deutschen Recht sind dem Pfar- 
rer in Bezug auf die Benutznng des Pfarrackers die Rechte eines 
Usufruktuars beigelegt. 

b. Der Usufruktuar macht die in gutem Glauben gezogenen 
Früchte kraft seines selbständigen dinglichen Rechts zu den sei- 
nigen und braucht namentlich die konsumirten Früchte nicht her- 
auszugeben. 

c. Das Letztere gilt auch dann, wenn ein nichtgetheiltes 
Grundstück, das mit dem dem Usufruktuar nutzniesslich zuste- 
henden Grundstück im Gemenge liegt, in gutem Glauben als 
Bestandtheil des Niessbrauchackers besessen worden ist. 

l. 61. $. 8. D. de furtis (47, 2); 1. 6. D. de damno infecto 
(39, 2); 1.9. 8.3. D. de acquir. rer. dom. (41,1); 1. 4. 88.2. 9. 
D. fin. reg. (10, 1). Vgl. A.L. R. IL 11. 88. 778. 823. 

Erk. vom 8. November 1859 in den Entscheidungen, Bd. 43. 
S. 341—351; und im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 35. S. 238— 244. 


18. Pfarrgemeinde. Aktivlegitimation derselben. 

a. Die Pfarrgemeinde ist, wenn die Kosten eines Kirchenbaues 
in Folge des von der Königlichen Verwaltungsbehörde angeord- 
neten Interimistici von den Eingepfarrten bestritten worden sind, 
zur Klage gegen den Patron wegen Erstattung dieser Kosten auf 
Grund seiner Verpflichtung zu deren Tragung, und der daraus 
folgenden nützlichen Verwendung nicht legitimirt. Legitimirt sind 
vielmehr nur diejenigen einzelnen Eingepfarrten, aus deren Ver- 
mögen die Kosten des Baues bestritten worden. sind; nur diesen 
Einzelnen steht ein Anspruch aus der nützlichen Verwendung ge- 
gen den Patron, der sich ohne Recht seiner Verpflichtung ent- 
zogen hat, zu. A. L. R. II. 11. 8. 159. 88. 713.ff. 720, ff.; I. 13. 


ı) Vgl. das Archiv für Rechtsfälle, Bd. 22. S. 129, 
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:88. 262. ff. 268. ff. Erk. vom 20. Dezember 1858 in den Entschei- 
dungen, Bd. 41. S. 312—322. 

b. Handelt es sich in einem Prozesse darum, ob Jemand, 
abgesehen von den sonstigen ihm als Eingepfarrten obliegenden 
Lasten, zu den Pfarr- und Kirchenbauten der Gemeinde die er- 
forderlichen Materialien an Holz, Steinen und Sand vorweg un- 
entgeltlich zu gewähren habe, so erscheint die Kirchengemeinde 
als Korporation betheiligt und ist daher durch den Kirchenvor- 
stand und unterstützt von dem Patron zu vertreten. A.L. R. I]. 11. 
88. 650. 651. 710. 712. 788. 789. Erk. vom 25..März 1859 im 
Archiv für Rechtsfälle, Bd. 33. S. 103—110. 

19. Rechtsmittel. Einlegung derselben Seitens der 
Königlichen Regierungen in Prozessen evangelischer, 
dem landesherrlichen Patronate nicht unterworfener 
Kirchengemeinden. Die Königlichen Regierungen sind, ver- 
möge des dem Staate zustehenden Oberaufsichtsrechts über das 
Kirchenvermögen, befugt, in den das Letztere betreffenden Pro- 
zessen gegen den Kirchenpatron Namens der evangelischen, dem 
landesherrlichen Patronate nicht unterworfenen Kirchen, selbstän- 
dig und wider den Beschluss der Kirchen-Kollegien Rechtsmittel 
gegen Erkenntnisse einzulegen. A.L. R. Il. 11. 88. 161. 167. 650. 
651. 659. 661. Verordnung vom 27. Juni 1845, betreffend die 
Ressortverhältnisse der Provinzialbehörden für das evangelische 
Kirchenwesen (Ges.-S. 8. 440), $: 3. No. 5. Erk. vom 12. März 
1860 in den Entscheidungen, Bd. 43. S. 293—301. 

20. Bechtsweg. 

&. Zulässigkeit des Rechtsweges bei Streitigkeiten 
über kirchliche Abgaben. | 

aa. Bei Streitigkeiten über kirchliche Abgaben wird die Com- 
petenz der ordentlichen Gerichte dadurch allein noch nicht aus- 
geschlossen, dass die zuständige Verwaltungsbehörde die Beitrei- 
bung derselben durch Exekution für statthaft erachtet hat. A.L.R. 
11. 14. $8. 79. ff.; Kab.- Ordre vom 19. Juni 1836. No. 1. 2. 3. 
(Ges.-8. S..196); Verordnung wegen verbesserter Einrichtung der 
Provinzialbehörden vom 26. Dezember 1808. 88. 41. 42. (Ges. -S. 
vom Jahre 1817. 8. 284). Erk. vom 25. Pe 1857 in den 
Entscheidungen, Bd. 36. S. 347—357. 

‘bb. Es kommt vielmehr darauf an, ob die Bedingungen der 
Kabinets-Ordre vom 19. Juni 1836, dass nämlich die Abgaben an 
Kirchen und deren Beamte: 

1) vermöge einer allgemeinen gesetzlichen, oder 
2) vermöge einer auf notorischer Orts- oder Bezirksverfassung 
beruhenden Verbindlichkeit 
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zu entrichten sind, vorliegen. Einl. zur Allgem. Ger,-Ordn. &. 1. 
und die zu aa. gedachten gesetzlichen Bestimmungen. Erk. vom 
27. November 1857 im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 28. S. 106—112. 

ec. Ob eine auf notorischer Orts- oder Bezirksverfassung be- 
ruhende Kirchen- oder Schulabgabe existire, ist vom Richter nicht 
zu entscheiden, sobald die Verwaltungsbehörde das Bestehen einer 
solchen ausdrücklich anerkannt hat, und auf Grund dessen von 
der Verwaltungsbehörde gegen die Säumigen die administrative 
Exekution in Gemässheit der No. 1. der Kab.-Ordre vom 19. Juni 
1836 angeordnet worden ist. Daher kann Derjenige, gegen den 
auf Grund notorischer Ortsverfassung von der zuständigen Ver- 
waltungsbehörde die Exekution auf Entrichtung einer kirchlichen 
Abgabe verfügt worden ist, das rechtliche Gehör nur in Anspruch 
nehmen, wenn er aus besonderen Gründen die Befreiung von 
einer solchen Abgabe, also auf den Grund eines Vertrages, aus- 
drücklichen Privilegs oder geeigneter Verjährung '?) geltend ma- 
chen will, oder in der Bestimmung seines Antheils über die Ge- 
bühr belastet zu sein behauptet. Einl. zur Allg. Ger.-Ordn. 8.1. 
und die zu aa. angeführten gesetzlichen Vorschriften. Erk. vom 
11. November 1859 im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 35. S. 265271, 
und in den Entscheidungen, Bd. 43. S. 351—359. 


b. Zulässigkeit des Rechtsweges hinsichtlich der 
Festsetzung der Beiträge der Filialgemeinden zu den 
Kirchen-, Pfarr- und Küstereibauten durch die geist- 
lichen Oberen. Gegen die im Falle der erfolgten Einpfarrung 
einer benachbarten Kirchengemeinde zu einer anderen (semeinde 
von der Königlichen Regierung nach $. 298. II. 11. des Allgem. 
Landrechts getroffene Festsetzung hinsichtlich der von der ein- 
gepfarrten Gemeinde zu den Kirchen-, Pfarr- und Küstereibauten 
zu leistenden Höhe der Beiträge ist der Rechtsweg zulässig. 
A. L.R.I1. 11. 88. 298. 708. 709. Erk. vom 21. März 1859 im 
Archiv für Rechtsfälle, Bd. 33. S. 80—86. 

c. Zulässigkeit des Rechtsweges bei Streitigkeiten 
über die Entrichtung von Pfarr- und Kirchenabgaben 
nach erfolgter Parzellirung von Grundstücken. Wenn 
nach erfolgter Parzellirung von Grundstücken Streitigkeiten über 
die Entrichtung der Pfarr- und Kirchenabgaben entstehen, und 


— 
m en 


.%) Oder endlich auch auf Grund des erfolgten Austritts aus 
der betreffenden Kirchengemeinde, denn auch hier ist der Rechts- 
weg gestattet. Vgl. das bekannte Erk. gegen die Rothenburger freie Ge. 
meinde vom 8. Februar 1854 in den Entscheidungen, Bd, 27. S. 375, und 
im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 12. S. 110—121. 
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der Besitzer des Trennstücks seine Befreiung von diesen Abgaben 
aufGrunddes bei der Parzellirung aufgenommenen und 
von der Regierung bestätigten Vertheilungsplanes be- 
hauptet, so ist darüber im Rechtswege zu entscheiden !?). Kab.- 
Ordre vom 19. Juni 1836. No. 3. (Ges.-S. S. 198); Gesetz vom 
3. Januar 1845. $$. 7. 8. 19. 23. (Ges.-S. 8. 25). Erk. des Kö- 
nigl. Kompetenz-Gerichtshofes vom 14. Januar 1860 im Just.-Min.- 
Bl. von 1860. S. 381—384. 

d. Zulässigkeit des Rechtsweges bei dem Einwande 
der Altlutheraner, dass sie zu den aus dem Parochial- 
verbande fliessenden Lasten und Abgaben beizutragen 
nicht verpflichtet sind. Der Einwand der von der evange- 
lischen Landeskirche sich getrennt haltenden Altlutheraner, dass 
sie nach der General-Konzession vom 23. Juli 1845 (Ges.-S. 8. 516) 
zu den aus dem Parochialverbande fliessenden Lasten und Ab- 
gaben beizutragen nicht verpflichtet seien, gehört zu denjenigen 
Befreiungsgründen, über welche nach dem Allg. Landrecht Thl. II. 
Tit. 14. $$. 79. und 4. im Rechtswege zu entscheiden ist. Erk. 
des K. Kompetenz-Gerichtshofes vom 12. November 1859. 

Die Gründe dieser Entscheidung sind folgende: 

Die beiden Kläger sind angeblich zu Parochialabgaben für die evan- 
gelische Kirche zu J., in deren Bezirk ihre Wohnorte liegen, herangezogen 
worden; sie halten sich zur Entrichtung derselben nicht für verpflichtet, 
indem sie behaupten, zu dem in R. bestehenden Verbande der von der 
evangelischen Landeskirche sich getrennt haltenden Altlutheraner zu ge- 
hören, und als solche durch die General- Konzession vom 23. Juli 1845 
Ges.-Samml. $. 516) von der Verpflichtung, zu den aus dem Parochial- 
verbande fliessenden Abgaben und Lasten beizutragen, befreit zu sein. Ein 
Jeder von ihnen hat daher in einer besonderen Klage darauf angetragen: 

Das Kirchen-Kollegium als Vertreter der evangelischen Kirchengemeinde 
zu J. nicht für befugt zu erachten, die von dem Kläger geforderten 
Pfarr- und Kirchenbeiträge zu verlangen, und dasselbe zu verurtheilen, 
das bereits Gezahlte mit 22 Sgr. 6 Pf. (resp. mit 2 Thlr.) zurückzu- 
zahlen etc. 

Noch vor Beantwortung dieser Klagen hat die Königliche Regierung 
zu Bromberg rücksichtlich jeder derselben den Kompetenz-Konflikt erho- 


——. 


12) Der durchgreifende Grund ist, dass der in den vorgesetzten In- 
stanzen bestätigte Regulirungsplan gemäss $. 23. des Gesetzes vom 3. Ja- 
nuar 1845 (Ges.-S. 8. 25) die Wirkung einer gerichtlich bestätigten und 
vollstreckbaren Urkunde hat und daher wohl geeignet erscheint, einem 
Vertrage gleich geachtet zu werden. Ist doch der Regulirungs- resp. 
Vertheilungsplan nichts weiter als eine Fixirung der von den sämmtlichen 
Interessenten über die Regulirung und Vertheilung der Abgaben getroffe- 
nen oder gesetzlich ergäuzten Verabredungen. 
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ben, welchen das Königliche Kreisgericht zu 8., im Einverständnisse mit 
den Klägern, für unbegründet, das Königliche Appellationsgericht zu Brom- 
berg dagegen für begründet erachtet. 


Es musste indessen auf die Verwerfung des Kompetenz-Konflikts er- 
kannt werden. 

Die Regierung bemerkt im Eingange ihres Beschlusses: dass an den 
beiden Wohnorten der Kläger nach notorischer Ortsverfassung jeder Wirth 
an die evangelische Pfarrkirche zu J. jährlich 15 Sgr. und resp. 11’ Sgr. 
3 Pf. als eine auf seinem Grundstück haftende dingliche Last zu entrich- 
ten habe, — dass auch die Kläger bisher hierzu herangezogen worden 
seien, — und dass, wenn auch dieselben in ihrem Klageantrage die Be- 
träge, welche das verklagte Kirchen -Kollegium von ihnen gefordert, und 
Jeder von ihnen an dasselbe gezahlt habe, nicht näher specifizirt hätten, 
es doch keinem Zweifel unterliegen könne, dass der Klageantrag in seinem 
ersten Theile die obenerwähnte Abgabe mitbegreife und dieselbe auch in 
dem zweiten zum Gegenstande habe. Den Kompetenz-Konflikt aber stützt 
die Regierung sodann auf die Vorschrift der Nrn. 1—3. der Allerhöchsten 
Kabinets-Ordre vom 19. Juni 1836, welche bei Streitigkeiten über kirch- 
liche Abgaben, die auf notorischer Ortsverfassung beruhen, den Rechtsweg 
in der Regel ausschliessen, und ihn ausnahmsweise nur dann gestatten, 
wenn Befreiung von dergleichen Abgaben auf Grund eines Vertrages, der 
Verjährung oder eines Privilegiums behauptet wird. Die Regierung be- 
müht sich insbesondere darzuthun, dass im vorliegenden Falle die Beru- 
fung der Kläger auf die den Altlutheranern ertheilte General- Konzession 
vom 23. Juli 1845 nicht als eine Berufung auf ein Privilegium betrachtet 
werden könne, indem sie, näher eingehend auf den Inhalt dieser gesetz- 
lichen Vorschrift, und namentlich auf die Nr. 10. derselben, zu zeigen 
sucht, dass die darin erklärte Anwendbarkeit des $. 261. Tit. 11. Thl. Il. 
des Allgem. Landrechts auf die Altlutheraner, und die denselben dadurch 
der Regel nach zugesicherte Befreiung von den Abgaben an die einer an- 
deren Konfession angehörende Parochialkirche ihres Wohnorts weiter nichts 
als die Geltendmachung einer in jenem landrechtlichen Paragraphen für 
alle Staatsangehörige gegebenen allgemeinen Rechtsregel in Bezug auf die 
'Altlutheraner, mithin keine exceptionelle Bestimmung und kein Privilegium 
für diese letzteren sei. Ueberdies beziehe sich jener $. 261. a. a. O., und. 
also auch die No. 10. der General-Konzession nur auf solche Lasten und 
Abgaben, welehe aus der Parochialverbindung fliessen, während die Kläger 
zur Entrichtung der oben bezeichneten Abgaben nicht vermöge des Pa- 
rochial-Nexus, sondern auf Grund der dinglichen Natur der Abgabe an- 
gehalten worden seien. 

Der unterzeichnete Gerichtshof hat indessen schon bei einem früheren 
ähnlichen Falle in dem Urtheil vom 26. Juni 1849 (Just.-Min.-Bl. S. 368) 
erkannt, dass die General-Konzession vom 23. Juli 1845 für die von der 
Gemeinschaft der evangelischen Landeskirche sich getrennt haltenden Lu- 
theraner im Allgemeinen als ein denselben ertheiltes Privilegium im Sinne 
der $$. 79. und 4. Tit. 14. Thl. II. des Allgem. Landrechts zu erachten 
sei, woraus für den vorliegenden Fall nach No. 3. der Allerhöchsten Ka- 
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binets-Ordre vom 19. Juni 1836 folgt, dass die Kläger, welche ihre be- 
hauptete Befreiung von den ihnen auferlegten kirchlichen Abgaben aus 
ihrer angeblichen Eigenschaft als Altlutheraner und aus jenem Privilegiuma 
herleiten, darüber im Rechtswege Gehör verlangen können. Wenn die 
Regierung zur Vertheidigung ihrer abweichenden Meinung auf eine nähere 
Deutung jener General-Konzession eingeht und namentlich behauptet, dass 
die No. 10. derselben, da sie nur die Anwendbarkeit der im $. 261. Tit. 11. 
Thl. JI. des Allgem. Landrechts über die Parochialverhältnisse gegebenen 
allgemeinen Rechtsregel auf jene Lutheraner ausspreche, kein Privilegium 
für dieselben enthalte, so kann im Kompetenz-Konfliktsverfahren auf diese 
‘Behauptungen der Regierung nicht prüfend eingegangen werden, da die- 
selben in die materielle Beurtheilung der vorliegenden Rechtsstreitigkeiten 
binübergreifen. Zur Zulassung des Rechtsweges über die letzteren genügt 
es, dass die General- Konzession, auf die sich Kläger für ihre behauptete 
Abgabenfreiheit berufen, im Ganzen als eine die Natur eines Ausnahme- 
gesetzes und Privilegiums an sich tragende Vorschrift betrachtet werden 
muss; die weitere Beurtheilung und Entscheidung darüber, ob aus dieser 
Vorschrift die von den Klägern behauptete Abgabenfreiheit in der That 
hergeleitet werden könne, gebührt den in der Sache kompetenten Gerich- 
ten, denen es zugleich dabei obliegen wird, die von der Regierung Berügie 
Ungenauigkeit der Anträge der Kläger zu würdigen. 
(Just.-Min.-Bl. von 1860. S. 371--372) 


e, Zulässigkeit der Possessorienklage in Betreff 
der Störung vertragsmässiger Rechte. Wenn der Vor- 
steher einer Schule die Leitung derselben einem Anderen kon- 
traktlich überträgt, und der Letztere demnächst in seinen ver- 
tragsmässigen Rechten von dem Vorsteher der Schule gestört zu 
sein behauptet, so kann er im Wege der Possessorienklage Schutz 
gegen fernere Störungen der Art verlangen, und ist darüber — 
jedoch mit Vorbehalt der von der vorgesetzten Aufsichtsbehörde 
der Schulanstalt etwa zu treffenden Anordnungen — von den Ge- 
richten zu entscheiden!’). Erk. des K. Kompetenz-Gerichtshofes 
vom 13. November 1858 im Just.-Min.-Bl. von 1859. S. 162—164. 


.  E Zulässigkeit des Rechtsweges bei Streitigkeiten 
über die Aufbringung der Baukosten für Schulgebäude. 
Streitigkeiten über die Aufbringung der Baukosten für Schulge- 
bäude sind dem Rechtswege unterworfen, wenn die Klage nicht 
gegen die Aufsichtsbehörde, welche die interimistische Vertheilung 


ET —— Te ns 


14) Die Possessorienklage ist jedoch in diesem Falle schlechterdings 
unstatthaftl. Denn nach dem Präjudiz des Königlichen Ober - Tribunals 
No. 503. vom 13. August 1838 (Präjudiz.-Samml. I. S. 252) findet aus 
Vertragsverhältnissen eine Klage wegen Besitzstörung nicht statt. 
Eine Handlungsweise nämlich, wie die obige, ist nicht Besitzstörung, son- 
dern Verletzung und Ueberschreitung des Vertragsrechts. 
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der Baukosten zu bewirken hat, sondern gegen solche Personen 
gerichtet ist, welche zu den Baukosten beizutragen mit verpflich- 
tet sind. Schulordnung für Preussen vom 11. Dezember 1845. 
88. 44. 45 (Ges.-S. von 1846. S. 10). Erk. des K. Kompetenz- 
Gerichtshofes vom 11. Dezember 1858 im Just.-Min.-Bl. von 1859. 
Ss. 174—176. Vgl. die Erkenntnisse desselben Gerichtshofes vom 
d. März 1853 (Just.-Min.-Bl. S. 198), vom 17. Februar 1855 (Just.- 
Min.-Bl. S. 135— 140) und vom 4. Oktober 1856 (Just.-Min.-Bl. 
von 1857. 8. 6.). 

g. Zulässigkeit des Rachtawenes in Betreff der 
Streitigkeiten über die Aufbringung und Vertheilung 
der Schulabgaben, insbesondere bei entgegenstehen. 
dem Schuldotationsplan. 

aa. Wenn mehrere Gemeinden zu Einem Schulverbande ge- 
hören, und unter den Mitgliedern derselben über die Aufbringung 
und Vertheilung der Schulabgaben Streitigkeiten entstehen, so 
sind dieselben dem Rechtswege unterworfen. 

bb. Der Rechtsweg ist auch dann nicht ausgeschlossen, wenn 
ein Mitglied des Schulverbandes durch einen von der Regierung 
bestätigten Schuldotationsplan sich prägravirt erachtet, sofern nicht 
erhellt, dass die Verwaltungsbehörde aus besonderen Ober-Auf- 
sichtsgründen die bezügliche prägravirende Bestimmung für erfor- 
derlich erachtet hat. A. L. R. II. 14. 88. 9.79; A. G. O.1. Einl. 
8. 1.; Kab.-Ordre vom 19, Juni 1836. No. 3 (Ges.-$S. S. 198); 
Gesetz vom 11. Mai 1842. $. 5. Erk. vom 24. Oktober 1859 im 
Archiv für Rechtsfälle, Bd. 35. S. 186—194. 

h. Zulässigkeit des Rechtsweges bei Amtsüber- 
schreitungen. 

aa. Das Gesetz vom 13. Februar 1854, betreffend die Konflikte 
bei gerichtlichen Verfolgungen wegen Amts- und Diensthandlun- 
gen findet auch auf katholische Geistliche, namentlich in den Ho- 
henzollernschen Landen, Anwendung. 

bb. Die katholischen Bischöfe und Erzbischöfe sind in Bezug 
auf amtliche Handlungen der ihnen untergebenen Geistlichen zur 
Erhebung des Konflikts nach dem Gesetze vom 13. Februar 1854 
befugt. 

cc. Geistliche, welche in Vorhaltungen und Predigten durch 
beleidigende Aeusserungen die Grenzen ihrer Amtsbefugnisse über- 
schreiten, können deshalb im Rechtswege belangt werden. Zu 
aa., bb. und cc. Erk. des K. Kompetenz-Gerichtshofes vom 23. Juni 
‘1858 im Just.-Min.-Bl. von 1859. S. 237—240, 

dd. Der Rechtsweg gegen einen Prediger, welcher bei, einer 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. I, 21 
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Leichenrede Schmähungen über den Verstorbenen einfliessen lässt, 
ist zulässig. A.L.R. II. 11. 88. 83—85. Vgl. $. 3. des Gesetzes 
. vom 13. Februar 1854 (Ges.-S. S. 86). Erk. des Kompetenz- 
Gerichtshofes vom 9. Januar 1858. . 


Der betreffende Geistliche hatte hinsichtlich der Verstorbenen, der Ehe- 
frau des Klägers, die Aeusserung gethan: 
sie, welche als tugendsame Jungfrau nach 8. gekommen sei, habe sich 
später Lastern oder einem Laster ergeben. 
Hierdurch hat der Beklagte gegen die $$. 83 — 85. a. a. O. gefehlt. 
Es ändert auch der Umstand in der Sache nichts, dass die Verstorbene, 
wie nach der Zeugenaussage angenommen werden muss, dem Trunk wirk- 
lich ergeben gewesen ist. Denn das Gesetz verbietet den Geistlichen, vor- 
herrschende, also in der That vorhandene Laster individuell zu rügen. 
Wäre die Verstorbene keinem Laster ergeben gewesen, so würde der von 
dem Beklagten ausgegangene Vorwurf den Charakter einer Verleumdung 
an sich tragen, bei der richterlichen Beurtheilung also schwerer ins Ge- 
wicht fallen. Der Gerichtshof hat es indess mit den Folgen der dem Be- 
klagten schuld gegebenen Amtsüberschreitung nicht zu thun, sondern nur 
mit der Frage, ob eine Amtsüberschreitung vorliegt und zur gerichtlichen 
Verfolgung sich eignet. In dieser Beziehung könnte nur allenfalls der 
Umstand noch Erwägung verdienen, ob etwa die Anwendbarkeit der alle- 
girten Vorschriften um deshalb ausgeschlossen sein möchte, weil die in 
Rede stehende verletzende Aeusserung gegen eine verstorbene Person 
gerichtet war. Es muss indess diese Frage verneint werden, weil das Ge- 
setz einen solchen Unterschied nicht macht und weil Beleidigungen des 
einen Ehegatten von dem anderen gerügt werden können. 


(Just. -Minist..-Bl. 1859. S. 262— 264.) 


ee. Die Injurienklage gegen einen Geistlichen, welcher den 
Vater eines Schulkindes beschuldigt, lügenhafte Aussagen gemacht 
zu haben, ist zulässig. Vgl. A. L. R. II. 12. $$. 49. fi. Kab.- 
Ordre vom 14. Mai 1825 (Ges.-S. S. 149). Erk. desselben Ge- 
richtshöfes vom 9. Januar 1858. Just.-Min.-Bl. 1859. $. 274. f. 


ij, Unzulässigkeit des Rechtsweges über die Ver- 
pflichtung zur Zahlung von Kirchensteuern Seitens 
der Forensen. Gegen die Einziehung einer Kirchensteuer ist, 
insofern die Befreiung von derselben nicht auf Grund eines Ver- 
trags oder eines Privilegiums oder der Verjährung behauptet wird, 
der Rechtsweg nicht gestattet; der Einwand des Zahlungspflich- 
tigen, dass er als Forense zur Entrichtung der Steuer nicht ver- 
bunden sei, kann eine Ausnahme hiervon nicht begründen. A.L.R. 
II. 14. 88. 78.79; Verordn. vom 26. Dezember 1808. $.41. (Ges.-S. 
S. 474); Verf.-Urk. vom 31. Januar 1850. Art. 15. Erk. des Kö- 
nigl. Kompetenz-Gerichtshofes vom 23. Juni 1858, 


Miscellen. 809 


Diese Entscheidung ist in folgender Weise begründet: 

Kläger, welcher in dem Kirchspiele W., ohne darin zu wohnen, Grund- 
stücke besitzt, und, seinen Angaben nach, auf Grund einer von der Kö- 
niglichen Regierung zu Münster mit Vorbehalt des Rechtsweges festge- 
setzten Hebeliste dazu angehalten worden ist, für letztere 16 Thir. 28 Sgr. 
und 9 Thlr. 27 Sgr. „Kirchensteuer“ an die dortige katholische Gemeinde 
zu zahlen, fordert das Gezahlte im Wege des Prozesses zurück, weil er 
als Forense gesetzlich zur Entrichtung von dergleichen Kirchensteuern 
nicht verbunden zu sein glaubt. 

Der von der Königlichen Regierung zu Münster gegen die gericht- 
liche Verhandlung dieser Klage erhobene Kompetenz -Konflikt musste in- 
dessen, ungeachtet des klägerischen Widerspruchs, im Einverständnisse 
mit den betheiligten Gerichtsbehörden, für begründet erklärt werden, weil, 
wie die Regierung ganz richtig deduzirt, nach den $8. 78. und 79. II. 14. 
A. L. R. — welche der $. 41. der Verordnung vom 26. Dezember 1808 
_ auch auf die Vermögensverwaltung der den Regierungen untergeordneten 
moralischen Personen, und also auch der Kirchen, für anwendbar erklärt — 
über die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner Anlagen, denen 
sammtliche Einwohner des Staats, oder alle Mitglieder einer gewissen 
Klasse derselben unterworfen sind, ein Prozess nur alsdann statthaft ist, 
wenn Jemand aus einem der im $. 79. a. a. O. bezeichneten besonderen 
Gründe — nämlich aus einem Vertrage, einen Privilegium, oder aus der 
Verjährung — von einer solchen Abgabe befreit zu sein behauptet, eine 
Behauptung dieser Art aber in der Berufung des Klägers auf seine Eigen- 
schaft als Forense nicht enthalten ist. | 

Die Richtigkeit dieser Ausführung der Regierung wird auch nicht etwa 
durch das Bedenken beseitigt, dass nach dem Art. 15. der Verfassungs- 
Urkunde vom 31. Januar 1850 sowohl der evangelischen, als der römisch- 

katholischen Kirche die selbständige Verwaltung ihrer Angelegenheiten, 
_ und also auch ihrer Vermögens-Angelegenheiten zustehen, und mithin die 
in dem $ 41. der Verordnung vom 26. Dezember 1808 erwähnte Unter- 
ordnung der Vermögensverwaltung dieser Kirchen unter die Regierungen 
künftig fortfallen soll. Denn abgesehen davon, dass dieses Bedenken im 
vorliegenden Falle von keiner Seite her angeregt worden ist, so konstirt 
auch sonst nicht, dass jener Artikel der Verfassungs-Urkunde in Beziehung 
auf die katholischen Kirchen in der Provinz Westphalen bereits vollständig 
und namentlich rücksichtlich der denselben gebührenden Abgaben, zur 
Ausführung gebracht worden wäre; vielmehr beweist der von dem Kläger 
selbst angeführte Umstand, dass die Regierung zu Münster die Hebeliste 
über die hier fraglichen Abgaben festgestellt hat, unverkennbar, dass diese 
Behörde auch gegenwärtig noch insoweit eine Einwirkung auf die Ver- 
waltung des katholischen Kirchenvermögens und ein Aufsichtsrecht dar- 
über ausübt 1°), 

Der Umstand endlich, dass nach der überdies unerwiesenen Behaup- 
tung des Klägers diese Festsetzung der Hebeliste durch die Regierung mit 


15) Vgl. diese Zeitschrift 8. 111. 118. ff. 
31* 
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dem „Vorbehalt des Rechtsweges“ ausgesprochen sein soll, — was, wenn 
es geschehen, wahrscheinlich nur in der bedingten Vorschrift des $. 3, 
der administrativen Exekutionsorduung für die Provinz Westphalen vom 
30. Juni 1845 seine Erklärung findet, — vermag keinen Grund dafür ab- 
zugeben, den Rechtsweg über dergleichen Abgaben in einem Falle wie 
der vorliegende, wo derselbe bisher schon gesetzlich nicht zulässig ge- 
wesen ist, dennoch zuzulassen. 

(Just.-Minist.-Bl. von 1859. S. 7--8.) 

k, Unzulässigkeit, resp. Zulässigkeit des Rechts- 
weges, wenn das Vermögen eines Gymnasiums oder 
einer höheren Unterrichtsanstalt nicht ausreicht, um 
die Pensionen für die Lehrer und Beamten derselben 
zu berichtigen. Wenn das Vermögen eines Gymnasiums oder 
einer anderen höheren Unterrichtsanstalt nicht ausreicht, um die 
Pensionen für die Lehrer und Beamten derselben zu berichtigen, 
so steht die Entscheidung darüber, wer den erforderlichen Zu- 
schuss zu leisten habe, dem Ober-Präsidenten der Provinz zu. 
Gegen die Festsetzung desselben ist der Rechtsweg nur alsdann 
gestattet, wenn auf Grund eines speziellen Rechtstitels die Be- 
freiung von Beiträgen zu den gedachten Pensionen in Anspruch 
genommen wird. Als ein solcher Rechstitel ist es z. B. anzuse- 
hen, wenn der Zahlungspflichtige behauptet, dass der Fiskus durch 
Vertrag das Mitpatronat der Anstalt erworben habe, und in Folge 
dessen zur Zahlung der Pensionen beizutragen verbunden sei. Ver- 
ordnung vom 28. Mai 1846. $. 8 (Ges.-S. $. 215). Erk. des Kö- 
nigl. Kompetenz-Gerichtshofes vom 19. Juni 1858 im Just.-Min.- 
Bl. von 1859. S. 34-40. | 


l. Unzulässigkeit des Rechtsweges gegen die An- 
ordnung der Regierung, wodurch einer Stadtgemeinde 
aufgegeben wird, der katholischen Schule einen Zu- 
schuss aus der Kämmereikasse zu gewähren. ‘Wenn in 
einer Stadt die evangelischen Elementarschulen, soweit die 
Kosten dafür nicht durch das Schulgeld aufkommen, von der 
Stadtgemeinde durch Zuschüsse aus der Kämmereikasse unter- 
halten werden, und die Regierung es für angemessen erachtet, 
dass für die katholische Schule in gleicher Art von der Kom- 
mune gesorgt werde, so ist gegen eine solche Anordnung der 
Rechtsweg unzulässig. Instruktion vom 23. Oktober 1817. 8. 18. 
litt. e. f. k. (Ges.-S. S. 260); Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853. 
88. 76. 78 (Ges.-S. 8. 288). Erk. des Königl. Kompetenz-Gerichts- 
hofes vom 2. Oktober 1858. Just.-Min.-Bl. von 1859. S. 77—80. 


‚m Inwiefern der Rechtsweg bei Streitigkeiten über 
die Entrichtung von Kirchenabgaben zulässig ist. Die 


- 
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Entscheidung darüber, ob eine streitige Kirchenabgabe auf note. 
rischer Ortsobservanz beruhe, gebührt den Verwaltungsbehörden. 
Wird die Verbindlichkeit zur Zahlung der Abgabe mit Rücksicht 
auf einen früher geschlossenen Vertrag bestritten, so ist der Rechts- 
weg darüber nur alsdann zulässig, wenn der Zahlungspflichtige 
behauptet, dass ihm durch den Vertrag die Befreiung von der 
Kirchenabgabe zugestanden worden sei. A. L. R. II. 14. 88. 79. ff.; 
Kab.-Ordre vom 19. Juni 1836 (Ges.-S. S. 198). Eık. des K. 
Kompetenz-Gerichtshofes vom 13. November 1858 im Just.-Min.- 
Bl. von 1859. S. 219—220. Vgl. das Erk. desselben Gerichtshofes 
vom 3. Januar 1857 im Just.-Min.-Bl. 1857. S. 302. 

n. Inwiefern Forderungen der Pfarre oder Schule 
dem Rechtswege nicht unterworfen sind. 

aa. Streitigkeiten über die Einziehung von Pfarrabgaben, 
welche auf notorischer Ortsverfassung beruhen, sind vom Rechts- 
wege ausgeschlossen. Der Einwand des Zahlungspflichtigen, dass er 
ein neuer Ansiedler in der Gemeinde sei (vgl. litt. i.), und dass nach 
dem Inhalt seines Kaufkontrakts keine dingliche Lasten auf seinem 
Grundstück haften, ist nicht geeignet, den Rechtsweg zu begrün- 
den. Kab.-Ordre vom 19. Juni 1836. Erk. des K. Kompetenz- 
Gerichtshofes vom 13. November 1858 im Just.-Min.-Bl. von 1859 
S. 307—308. 

bb. Pfarr- und Schulabgaben, welche auf notorischer Orts- 
verfassung beruhen, sind im Verwaltungswege einzuziehen. Der 
Einwand, dass die streitige Abgabe durch Verabredung der Zah- 
lungspflichtigen ganz oder theilweise auf ein anderes Grundstück 
oder auf eine abgezweigte Parzelle übertragen sei, ist nicht ge- 
eignet, den Rechtsweg zu begründen, sobald diese Uebertragung 
nicht mit Zustimmung des Empfangsberechtigten erfolgt ist. Kab.- 
Ördre vom 19. Juni 1836. Erk. des K. Kompetenz-Gerichtshofes 
vom 11. Dezember 1858 im Just.-Min.-Bl. von 1859. S. 165— 168. 
Vgl. die Erkenntnisse desselben Gerichtshofes vom 17. Dezember 
1853 (Just.-Min.-Bl. von 1854. S. 122) und vom 18. April 1857 
(Just.-Min.-Bl. von 1858. S. 47). 

cc. Gegen die Einforderung des Schulgeldes für den Uiter- 
richt an öffentlichen Schulen ist der Rechtsweg ebenso wie gegen 
die Einziehung öffentlicher Staatsabgaben nur alsdann zulässig, 
wenn die Befreiung davon auf Grund eines Vertrages, eines Pri- 
vilegiums oder der Verjährung behauptet wird. Als ein solches 
Privilegium ist es nicht zu betrachten, wenn durch ein von der 
Kommunalbehörde erlassenes Regulativ die Zahlung des Schul- 
geldes für gewisse Klassen der Schule allgemein aufgehoben wor- 
den ist, A. L. R. II. 14. 88. 78, 79. 4-—-8; Verord. vom 26, De- 
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zember 1808. 88. 41. 42; Kab.-Ordre vom 19. Juni 1836. Erk. 
des K. Kompetenz-Gerichtshofes vom 7. Mai 1859 im Just.-Min.- 
Bl. von 1860. 8. 156—160. 


dd. Streitigkeiten über die Entrichtung beständiger persön- 
licher, auf besonderer Ortsverfuassng beruhender Abgaben an ei- 
nen Schullehrer sind zum Rechtswege nicht geeignet. A. L. R. 
II. 14. 88. 79. ff.;, Kab.-Ordre vom 19. Juni 1836. Erk. des K. 
Kompetenz-Gerichtshofes vom 15. Oktober 1859. 


Das Sachverhältniss war folgendes: 

Die Dorfschaften K., 8. und B. und ausser ihnen noch mehrere Ein- 
wohner des Dorfes K. bilden eine Schulgemeinde, deren Schule sich in 
K. befindet. Die Heizung der Schulstube ist bis zum Jahre 1833 durch 
Lieferung von Stroh bewirkt worden; in diesem Jahre aber fand, angeb- 
lich auf den Antrag des damaligen Schullehrers, eine Aenderung in der 
Art statt, dass der Ofen in der Schulstube auf Kohlenfeuerung eingerich- 
tet und dem Lehrer eine halbe Klafter Ellernholz und 7000 Stück Kohlen- 
steine geliefert wurden. Der damalige Lehrer ist abgegangen, und der 
seit 1854 in das Amt eingetretene Lehrer P. erklärte im Jahre 1856 seine 
Unzufriedenheit mit dem durch seinen Vorgänger getroffenen Abkommen 
und verlangte wieder Stroh, und zwar, indem er behauptete, dass nach 
der Schulmatrikel vom Jahre 1599 dem Schullehrer, ausser 3 gGr. Schul- 
geld pro Quartal, auch noch von jedem Schüler jährlich ein Mandel Stroh 
„zum Feuerwerge“ — wie es in der, Matrikel heisst — gebühre, verlangte 
er diese Quantität Stroh für jeden Schüler. 

Die Gemeinden weigerten sich, wurden jedoch sowohl von der König- 
lichen Regierung zu Merseburg, als vom Königlichen Ministerium für 
geistliche und Schulangelegenheiten beschieden, dass die Strohlieferung 
als ein Theil des Amtseinkommens des Schullehrers anzusehen sei, der 
dafür allerdings die Heizung der Schule besorgen müsse; dass es aber‘ 
nicht darauf ankomme, ob er gerade dieses Stroh oder anderes Material 
zu diesem Zwecke verwende, und dass daher der Lehrer nicht auf den 
Bedarf an Brennmaterial, sondern auf die Lieferung der feststehenden 
Quantität Stroh Anspruch habe, die ihm gewährt werden müsse. 

Die gedachten Gemeinden und die zur Schule mitgewiesenen Ein- 
wohner von K. haben darauf im Januar 1858 Klage erhoben, und diese 
gegen die Schulinspektion zu K., vertreten durch den Königlichen Kreis- 
Landrath, den Ortspfarrer und den Schullehrer, gerichtet, weil die zum 
Schulvorstande gehörenden Gemeindeglieder sich mit unter den Klä- 
gern befanden. | | 

Die Kläger gaben zu, dass sie verpflichtet seien, die Schule zu hei- 
zen, und dass zu diesem Zwecke bis zum Jahre 1833 dem Schullehrer 
Stroh geliefert worden sei, wollten aber nicht einräumen, dass dem Lehrer 
gerade ein Mandel Stroh von jedem die Schule besuchenden Kinde als 
Brennmaterial nothwendiger Weise gegeben werden müsse. Sie bestritten 
die Beweiskraft der Kirchen- und Schulmatrikel vom Jahre 1599, auf 
welche dieser Anspruch gegründet wurde, weil dieselbe nicht unter öffent- 
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licher Autorität aufgenommen, auch von den damaligen Eingepfarrten 
nicht anerkannt worden sei. Sollte aber dieselbe als beweisend gelten, 
dann wollten sie aus den Worten der Matrikel, die angeblich dahin lauteten: 


Des Kustodis von K. jährliches Einkommen etc. 
Schulgeld 
giebt ein Schüler pro Quartal 3 gGr., 
dann weiter ein Mandel Stroh zum Feuerwerge etc. 


herleiten, dass dies Stroh eben nur zur Heizung der Schulstube habe ver- 
wendet werden sollen, dass daher die. Absicht nur dahin gegangen sei, 
das nöthige Material zur Heizung auf diesem Wege aufzubringen, wie dies 
auch in der Sächsischen Gesetzgebung, namentlich den Schulordnungen, 
den Gemeinden zur Pflicht gemacht sei. In diesen Gesetzen sei meistens 
von Lieferung des nöthigen Brennholzes, als des damals gewöhnlichen 
Materials, die Rede, da an Heizung mit Steinkohlen oder Braunkohlen noch 
nicht gedacht worden sei. In holzarmen Gegenden des Landes habe man 
statt des Holzes Stroh genommen, und dies werde noch jetzt hin und wie- 
der zur Heizung der Gemeinde-Backöfen oder Brauhäuser gebraucht. So 
habe auch die Matrikel durch die obige Anführung nur sagen wollen, dass 
der Bedarf an Feuerung für die Schulstube durch Lieferung des damals 
in der Gemeinde üblichen Brennmaterials — des Strohes — und zwar ein 
Mandel Stroh für jedes die Schule besuchende Kind beschafft werde, ohne 
ein anderes tauglicheres und wohlfeileres Material auszuschliessen. Dem- 
nach müsste es den Verpflichteten freistehen, ein solches anderes taug- 
liches Material statt des Strohes in ausreichender Menge zu liefern, gemäss 
der Vorschrift des Allg. Landrechts Thl. I. Tit. 5. $$. 274. 275., welche, 
wenn nicht eine durchaus bestimmte Sache, sondern nür eine aus meh- 
reren bestimmten Sachen oder eine bloss nach ihrer allgemeinen Gattung 
bestimmte Sache versprochen worden sei, dem Verpflichteten die Wahl 
lasse, welche er geben wolle, wenn sie nur von mittlerer Art und Güte 
sei. Der Schüllehrer habe kein Recht, aus der nur zur Heizung der Schul- 
stube bestimmten Lieferung von Stroh einen persönlichen Gewinn zu zie- 
hen; dies würde der Fall sein, wenn ihm, bei der gegenwärtig auf 120 
Köpfe, und gegen frühere Zeiten um das Doppelte gestiegenen Zahl der 
Schüler, ebenso viel Mandeln, also 30 Schock Stroh, mithin viel mehr, als 
zu jenem Zweck erforderlich sei, geliefert werden müssten, und er dieses 
Stroh verkaufen und für eine sehr viel geringere Summe anderes Brenn- 
material anschaffen dürfte. 


Die Kläger stellten den Antrag, zu erkennen: 


dass die Verklagte nicht berechtigt sei, zur Heizung der Schulstube 
in K.-Stroh, und zwar von jedem die Schule besuchenden Kinde 
ein Mandelbund zu verlangen, und dass vielmehr die Kläger nur 
verpflichtet seien, nach ihrer Wahl ein anderes, nach dem Gut- 
achten Sachverständiger zur Feuerung passendes Material, und so- 
viel davon erforderlich, jährlich zu liefern, sodann aber auch die 
Verklagte schuldig, den im Wege administrativer Exekution etwa 
eingezogenen Werth des nicht äbgelieferten Strohes, nach Abzug 
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der Kosten für das verwendete, von den Klägern nicht gelieferts ' 
Feuerungsmaterial zu erstatten. 

Die Klage wurde eingeleitet, noch vor deren Beantwortung aber durch 
Plenarbeschluss der Königlichen Regierung zu Merseburg vom 9. März 
1858 der Kompetenzkonflikt erhoben, und demzufolge das gerichtliche Ver- 
fahren eingestellt. 

(Just.-Min.-Bl. von 1860. S. 316. ff.) 

0. Inwiefern gegen Festsetzung der Abfindungs- 
summe, welche ein in der Provinz Posen wohnender 
Jude bei Verlegung seines Wohnsitzesanden jüdischen 
Korporationsverband zu zahlen hat, der Rechtsweg 
zulässig ist. Die Abfindungssumme, welche ein im Grossher- 
zogthum Posen wohnender Jude bei Verlegung seines Wohnsitzes 
in eine andere Provinz an den Korporationsverband seines Wohn- 
orts zur Ablösung seines Antheils an den Korporationsverpflich- 
tungen zu zahlen hat, wird — im Mangel einer Einigung — von 
der Provinzialregierung festgesetzt. Gegen diese Festsetzung ist 
der Rechtsweg nur alsdann zulässig. wenn der Zahlungspflichtige 
entweder in der Bestimmung seines Antheils über die Gebühr 
belastet zu sein behauptet, oder wenn er auf Grund eines beson- 
deren privatrechtlichen Titels die gänzliche Befreiung von der 
Verbindlichkeit zur Zahlung einer Abfindungssumme in Anspruch 
nimmt. Als ein solcher besonderer Rechtstitel ist jedoch der 
Einwand, dass er dem früheren Korporationsverbande nicht mehr 
angehöre, und dass er bei seinem Abgange von dort ein Abzugs- 
attest von Seiten der Korporation erhalten habe, nicht anzusehen. 
Verordnung vom 1. Juni 1833. 8. 20. d. (Ges.-8. S. 70);. Gesetz 
vom 23. Juli 1847. 88. 49. 58 (Ges.-S. S. 273). Erkenntnisse des 
K. Kompetenz-Gerichtshofes vom 30. Oktober 1853 im Just.-Min - 
Bl. von 1859. S. 116—118. und S. 118—120. Vgl. das Erk. des- 
selben Gerichtshofes vom 11. Dezember 1852 im Just.-Min.-Bl. 
von 1853. S 85. 


21. Unirte evangelische Kirchengemeinden. Rechtsverhält- 
nissderMitgliederderselben. An Orten, wo zwei evangelische 
Kirchengemeinden, des lutherischen und des reformirten Bekennt- 
nisses, der Union beigetreten sind, wird durch diesen Beitritt zur 
Union für sich allein die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, dass ein 
Gemeindemitglied von einer Religionspartei zur anderen mit recht- 
licher Wirkung übergehe. Ist daher ein solcher Uebertritt erfolgt, 
so erlischt hiermit auch die Pflicht, zu den Bedürfnissen der ver- 
lassenen Gemeinde weiter beizusteuern. A. L. R. II. 11. 88. 41. 
42. 26l. Erk. vom 9. Juli 1860 in den Entscheidungen, Bd. 43. 
8. 287—293. und im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 38. S. 147—153. 
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22. Verjährung. 


a. Ersitzung des Pfarrvermögens. 

aa. Die allgemeinen Vorschriften über die Verjährung finden 
auch auf das Pfarrvermögen Anwendung und ist daher auch in 
Betreff des Pfarrvermögens die Ersitzung zulässig. A. L. R. I. 9. 
8. 629.; I. 21. 8. 92.; U. 11. 88. 871. 872. 

bb. Auch gegen den Pfarrer, denn dieser ist nicht bloss Niess- 
braucher, sondern zugleich Verwalter der Pfarrgüter, kann zum 
Nachtheil der Kirchengemeinde eine Verjährung angefangen wer- 
den'®). A.L. R. 1. 9. 8. 521.; I. 21. 8. 91.; IL. 11. 88. 778. 779. 
Erk. vom 20. EDrun! 1859 im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 35. 
Ss. 79—86. i 

b. Verjährung gegen den Niessbraucher nach Ge- 
meinem Recht. Verjährung des Rechts auf den höheren 
‘ Betrag der zu einem kirchlichen Beneficium gehören- 
den kirchlichen Rente durch Entrichtung eines ge- 

ringeren Betrages an den Beneficiaten. 

aa. Der Rechtssatz: dass eine lediglich gegen den Niess- 
braucher einer Sache angefangene und vollendete Verjährung dem 
Eigenthümer der Sache nicht zum Nachtheil gereiche, findet in 
Bezug auf die Klageverjährung des Gemeinen Rechts keine An- 
wendung. 

bb. Daher geht insbesondere auch dadurch, dass die zu ei- 
nem kirchlichen Benefizium gehörige kirchliche Rente an den 
Beneficiaten seit rechtsverjährter Zeit zu 'einem geringeren, als 
dem ursprünglichen Betrage von dem Schuldner entrichtet und 
von dem Benefiziaten angenommen worden, für das Benefizium 
die Befugniss verloren, die Rente von dem Schuldner in dem ur- 
sprünglich höheren Betrage zu verlangen. L. 5. ©. de usuris 
(4, 32); 1. 7. 8. 6. C. de praescriptione triginta vel quadrag. an- 
nor. (7, 39). Vgl. A. L. R. 1. 9. $$. 509. 629.; I. 16. $$. 143. 


— 


16) Vgl. dagegen Bd. 5. 8. 175. des Archivs für Rechtsfälle. Damals 
ward in Uebereinstimmung mit dem Präjudiz 162. vom 20. März 1837 
(Präjud.-Samnl. I. S. 121) der Satz ausgesprochen: „Zuni Nachtheil des 
Pfarrvermögens findet eine Verjährung gegen den Pfarrer nicht statt. Da- 
her geht wegen der in einem kleineren Masse geschehenen Abführung 
des Dezem an den Pfarrer das Recht der Pfarre selbst, den Dezem in 
einem bestimmten grösseren Masse zu fordern, durch Verjährung nicht 
verloren.“ A. L.R. I. 9. 8. 570.; I. 21. 8. 92. — Allein schon damals 
wurde geltend gemacht, der Dezem müsse wenigstens zu irgend einer Zeit 
in diesem bestimmten grösseren Masse abgeführt worden sein. Der 
asueren Entscheidung. ist entschieden beizustimmen. 
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145 ; 1. 21. 88. 91. 92. Erk. vom 2. März 1860 im Archiv für 
Rechtsfälle, Bd. 37. S. 75—81. 


B. Provinzialkirchenrecht. 


23. Kurmark Brandenburg, Observanz hinsichtlich 
der Beiträge zu den Kirchen-, Pfarr- und Küsterei- 
bauten, insbesondere Beitragspflicht der Ritterguts- 
besitzer daselbst. Nach dem Kurmärkischen Provinzialrecht 
beträgt der -Beitrag eines beitragspflichtigen Mitgliedes der Filial- 
gemeinden — d.h. der für beständig zur Hauptkirche eingepfarr- 
ten Gemeinden — die Hälfte desjenigen Beitrages, welchen ein 
Beitragspflichtiger gleicher Qualität in der Hauptgemeinde zu zah- 
len hat. Eingepfarrte Rittergutsbesitzer, die nicht zugleich Pa- 
trone der Kirche sind, sind den Meistbetheiligten in der Haupt- 
gemeinde gleichzustellen, und haben daher, wenn sie ausserhalb 
wohnen, die Hälfte des ganzen Beitrages eines Meistbetheiligten 
zu leisten. A. L. R. II. 11. $. 710.; Kab.-Ordre vom 3. Januar 
1699 (Hymmen, Beiträge, Bd. 7. S. 352); Motive zum Entwurfe 
des Kurmärkischen Provinzialrechts, II. Ausgabe, Thl. II. 8. 322. 
Erk. vom 21. März 1859 im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 33. 
S. 81—86. 


24. Fürstenthum Eichsfeld. Befreiung der Patrone von 
Beiträgen zu Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten. Im 
Fürstenthum Eichsfeld ist der Patron als solcher nicht verpflich- 
tet, in Ermangelung eines hinlänglichen Kirchenvermögens zu 
dem Bau oder zur Unterhaltung von Kirchen, Pfarren, Schulen 
oder Küsterhäusern beizutragen; diese Verpflichtung liegt viel- 
mehr den Gemeinden ob. A.L.R. II. 12. $. 37.; II. 11. 88. 710. 
712. 731. 788—790.; Churmainzische Kirchen-Ordnungen von 1605 
und 1669, Kap. 20. $. 4.; Charta Visitatoria pro Eichsfeldia von 
- 1663 und 1767. 8$. 15. 16. (Hartmann, Provinzialrecht des Für- 
stenthums Eichsfeld, S. 235. 372. 377. 401. 424. 437); Publika- 
tions-Patente vom 24. März 1803. 8. 2. (Rabe, Samml., Bd. 7. 
S. 333) und vom 9. September 1814. $. 2. (Ges.-Samml. S. 89); 
Gesetz vom 21. Juli 1846. $. 6. (Ges.-Samml. S. 393); Revidirter 
Entwurf des Provinzialrechts des Fürstenthums Eichsfeld S. 244. 
248. 251. 266. ff. Erk. vom 3. Oktober 1859 in den Entscheidun- 
gen, Bd. 42. S. 297—310, und im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 34. 
S. 299—309. | 


25. Oberlausitz. Beitrag des Patrons zu Schulbauten. 
Der Kirchenpatron hat in der Oberlausitz das gesetzliche Drittel 
der Kosten bei Schulbauten nur dann zu entrichten, wenn die 
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Schule zugleich als Küsterei mit der Kirche in Verbindung steht!”). 
A.L.R. II. 11. 88. 789. 790.; II. 12. $. 37.; Gesetz vom 11. April 
1846. 88. 1. 2. 4. (Ges.-Samml. S. 164). Erk. vom 16. Septem- 
ber 1859 im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 34. S. 249—252. 


26. Posen. Zehntpflicht der evangelischen, ehemals 
„Dissidenten“* genannten Grundbesitzer. Unter dem im 
Warschauer Traktat von 1768 gebrauchten Ausdruck „Dissidenten® 
sind zwar vorzugsweise die Protestanten zu verstehen; dieselben 
sind jedoch mit den nicht unirten Griechen hinsichtlich der in 
dem Traktate verordneten Befreiung der Dissidenten von Abgaben 
an die katholische Geistlichkeit ganz gleichbehändelt. Warschauer 
Traktat vom 24. Februar 1768. Art. VIIL und Art. II. 8.7. bei Mar- 
tens, Recueil des traites (edit. 2.), tom. I. pag. 555.sq. Erk. vom 
23. September 1859 in den Entscheidungen, Bd. 42. S. 310—320, 
und im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 34. S. 258—266. 

In unmittelbarem Zusammenhange mit diesem Rechtsgrund- 
satze steht der bereits in dem Präjudiz 2679. vom 22. Dezember 
1856 (Entscheidungen, Bd. 35. S. 149—163) ausgesprochene, für 
die evangelischen Bewohner der Provinz Posen unendlich wich: 
tige Satz: 

Der Warschauer Traktat vom 24. Februar 1768 hat im Ar- 
tikel II. $. 7. seiner ersten Separatakte der katholischen Geist- 
lichkeit Zehnten und Messkorn gegen die damals sogenannten 
Dissidenten nur unter Voraussetzung eines besonders nach- 
zuweisenden Bechts auf diese Hebungen vorbehalten und es ge- 
nügt daher nach dieser provinzialrechtlichen Bestimmung im 
Grossherzogthum Posen zur Begründung eines solchen Anspruchs 
gegen einen Grundbesitzer des evangelischen Bekenntnisses (eines 
Dissidenten im Sinne jenes Traktates) nicht die Berufung auf die 
gemäss $. 865. II. 11. A. L. R.'®) aus der Lage eines Grund- 
stücks in einer sonst zehntpflichtigen Feldmark abzuleitende Ver- 
muthung. Vgl A.L.R. II. 11. 8$. 865—872. und den Warschauer 
Traktat von 1768 a. a. O. 

Der $. 7. des Art. II. a. a. O. bestimmt: 

Cum in plerisque locis abusus quidam irrepserit, quo Clerus Romanus 
Catholicus, citra omne jus certam a Dissidentibus contributionem sub 
titulo jurium stolae exigit, licet hi proprios suos sacerdotes sustentare 


17) Vgl. Archiv für Rechtsfälle, Bd. 23. S, 55. 

18) Der $. 865. II. 11. A. L. R. lautet: 

„Sobald ausgemittelt ist, dass dem Zehntberechtigten, der einen ur- 
sprünglichen Pfarr- oder Kirchenzehnt besitzt, das Zehntrecht über eine 
gewisse Feldmark zustehe, gilt die Vermuthung, dass alle in dieser Feld- 
mark gelegene Grundstücke demselben unterworfen sind.“ 
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teneantur, proinde Dissidentes utriusque confessionis a solutione dietorum 
jurium stolae ex nunc liberi pronunciantur. Clero Romano Catholico 
nullo quoquam praetextu licitum erit, ullas a Dissidentibus tamı nobilibus, 
quam civibus ac plebejis dationes exigendi. Mos etiam pluribus locis in- 
troductus, strenarum!?) colligendarum causa lucri gratia adeundi domus 
Dissidentinm, et abusus, Dissidentes cogendi, ut schedulas seu scriptas 
licentias a parochis Romanis Catholicis impetrent, quibus ritus ecclesia- 
sticos et officia religionis suae exercere possint, in perpetuum tolluntur 
et annihilantur. Quae omnia de Graecis quoque non unitis intelligenda 
sunt, salvis tamen decimis et missalibus, ubi eadem ipsis hucusque jure, neo 
non ex ratione compositionum super iisdem legaliter factarum competierunt. 
Die vorhergegangenen Bestimmungen des Paragraphen sollen also gel- 
ten „unbeschadet“ (salvis) „der Zehnten und Missalien, wo dieselben 
bisher (hucusque) nach Recht (oder Gesetz, jure), wie auch auf Grund 
- der in gesetzlicher Weise darüber geschlossenen Verträge, denselben, näm- 
lich den vorher erwähnten katholischen Geistlichen, zugestanden haben. 
Ueber den genaueren Sinn dieser Stelle, über die geschichtliche Ent- 
wickelung des Zehntrechts in der Provinz Posen, namentlich über die 
Rechtsverhältnisse der durch die häufig eingetretene Einwanderung deut- 
scher und evangelischer Ansiedler entstandenen s. g. Hauländereien inner- 
halb katholischer Kirchsprengel, muss auf die äusserst gründlichen und 
zutreffenden Gründe des obigen Präjudizes verwiesen werden. 


237. Preussen. a. Schulbaupflicht der Gutsherrn da- 
selbst. Der $. 44. der Schulordnung für die Elementarschulen 
der Provinz Preussen vom 11. Dezember 1845 regelt die Leistun- 
gen der Gutsherren dahin, dass sie das erforderliche Schulbau- 
holz — ganz abgesehen von dessen eigenem Besitze — stets un- 
entgeltlich herzugeben haben. Vgl. A. L. R. II. 12. $. 86. Erk. 
vom 19. Dezember 1859 im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 36. S. 93. ff. 

b. Legitimation des Schulvorstandes zur Vertretung 
der Schulsozietät. Der Schulvorstand ist zur Vertretung der 
auf Zahlung der Kosten der verdungenen Reparaturen und Neu- 
bauten der Schulgebäude verklagten Schulsozietät auf Grund der 
für die Provinz Preussen erlassenen Schulordnung vom 11. De- 
zember 1845 legitimirt. $$. 31. 32. No. 2. 3., 88. 38. 39. 67. 70. 
Vgl. A.L.R. II. 11. 88. 170. ff. 757—760.; TI. 12. 88. 18. ff. 182. ff. 
Erk. vom 17. September 1858 im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 30. 
S. 231—234. Vgl. die Entscheidungen, Bd. 37. S. 314. 


28. Herzogthum Sachsen. a. Parochiallasten. Kosten der 
Umpfarrung einer Gemeinde. Die Kosten, welche einer po- 
litischen Gemeinde durch die Auspfarrung von derjenigen Paro- 


1) Iı französischen Text: des dtrennes, also Neujahrsgeschenke. Das 
Nähere hierüber an einem anderen Ort. | 
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chie, zu der sie bisher gehörte, und durch die Einpfarrung zu 
einer anderen, schon bestehenden Parochie erwachsen, sind nicht 
für Parochiallasten im Sinne der Verordnung vom 11. November 
1844 zu erachten. A.L.R. II. 11. $. 239. Verordn. vom 11. No- 
vember 1844, betreffend die Beitragspflicht der Rittergutsbesitzer 
und anderer Grundbesitzer in den vormals Königlich Sächsischen 
Landestheilen der Provinz Sachsen zur Unterhaltung von Kirehen, 
Pfarren und Schulen (Ges.-Samml. .S. 698). Erk. vom 3. Juni 
1859 in den Entscheidungen, Bd. 41. S. 322—330. 

b. Prediger-Wittwen-Häuser. Verpflichtung der Kirche 
zur Gewährung eines Wohnsitzes für Prediger-Witt- 
wen. Nach Sächsischem Provinzialrecht ist die Kirche, soweit 
die Einkünfte des Kirchenärars ausreichen, gesetzlich verpflich- 
tet, den Pfarrwittwen einen Wohnsitz oder eine Wohnsitzent- 
schädigung zu gewähren. Magdeburger revidirte Kirchenordnung 
vom 9. Mai 1739. Kap. 15. $. 2., Kap. 26. $8. 1. 6., Kap. 32. 8.7. 
(Rabe, Samml., Bd. 1., Abth. 7. S.158); A. L. R. II. 11. $8. 710. 
712. 790. 733—795. Erk. vom i1. November 1859 in den Ent- 
scheidungen, Bd. 43. S. 315—341., und im Archiv für Rechtsfälle, 
Bd. 35. S. 245—265. Ä 


29. Schlesien. Zehntpflichtigkeit der ländlichen 
Grundstücke. 

a. In Schlesien ist eine allgemeine Zehntpflichtigkeit weder 
durch das Allgemeine Landrecht, noch durch ein Provinzialgesetz 
eingeführt, noch auch lässt sich aus den Kolowratschen Vertrage 
von 1504 eine allgemeine Zehntpflichtigkeit aller in Schlesien in- 
nerhalb einer gewissen Parochie belegenen ländlichen Grundstücke 
herleiten®). A,L.R. II. 11. $. 857.; Kolowratscher Vertrag vom 
3. und 18. Februar 1504. No. 4. (Suarez, Samml., Bd. 1. 8. 6.) 

b. Dem Erwerber eines in Schlesien belegenen Grundstücks, 
auf welchem die Zehntpflichtigkeit in das Hypothekenbuch nicht 
eingetragen ist, liegt die Beweislast der behaupteten Befreiung 
von dieser Last nur dann ob, wenn vorher die Allgemeinheit der 
Zehntpflichtigkeit der in dem betreffenden Bezirke belegenen 
Grundstücke dargethan ist. Allgem. Hypotbeken-Ordn. I. $. 48.; 
A. L. R. II. 11. 8. 857. 

c. Die blosse Erklärung des Vorbesitzers des Grundstücks, 
dass dasselbe zehntpflichtig sei, begründet für sich allein, ohne 
hinzutretende Eintragung in das Hypothekenbuch, kein dingliches 


20) Vgi. das Archiv für Rechtsfälle, Bd. 12. 8. 230.; Koch, Schlesi- 
sches Archiv, Bd. 3. 8. 466., Bd, 6. 8. 378. 
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Recht. A. LR. 1.2. 8. 134.; I. 19. $$. 2. 5. 6.; Allgem. Hy- 
potheken-Ordnung 1. 8. 49. 

Erk. vom 4. Juli 1859 im Archiv für Rechtsfälle, Bd. 34. 
S. 127—133. 

30. Westphalen. Verpflichtung des Zehntherrn zu 
den Reparaturkosten der Kirche. 

a. Die Verpflichtung des Zehntherrn, die Kosten zur Wieder- 
herstellung (reparatio) der Kirchen vorläufig (provisionali- 
ter) herzugeben, erstreckt sich nicht auch auf einen wegen ver- 
mehrter Bevölkerung nothwendig gewordenen Erweiterungsbau 
der Kirche. Synodalstatuten für das Erzbisthum Koeln vom 
20. März 1662. Tbl. III. cap. 2. $. 2.; Constitutio Clementina 
“vom 28. August 1715. $. 2. (Scotti, Köllnische Verordnungen, 
Abth. I. Thl. I. S. 283. und 603.) Erk. vom 29. Januar 1858 
in den Entscheidungen, Bd. 37. S. 304—308,. 

b. Der Ausdruck ‚decimatores totius parochiae‘‘ im $. 2. 
der Verordnung des Kurfürsten Clemens August von Köln vom 
28. August 1715 kann nicht so gedeutet werden, dass sich das 
Zehntrecht des Grosszehntherrn nothwendig über das ganze Areal 
des Pfarrsprengels erstrecken muss, sondern es sind darunter alle 
Inhaber eines grossen Zehntens innerhalb. des Pfarrsprengels zu 
verstehen ?'), Publ.-Patent vom 21. Juni 1825. $$. 2. 3. (Ges.- 
Samml, S. 153.) Vgl. A.L.R. II. 11. 88. 710. 711. Erk. vom 
10. September 1858 im Archiy für Rechtsfälle, Bd. 30. S. 216—222. 


II. 


Zur Gesetzgebung über die Regelung der kirchlichen Verhält- 
nisse im Grossherzogthum Baden. 
(Aus dem Grossherzoglichen Regierungsblatt.) 
1. Verordnung, die Stellung des evangelischen Oberkirchen- 
raths betreffend. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog vonBaden, 
| Herzog von Zähringen. 
Nach Ansicht des $. 2. Unserer Verordnung vom 9. Ok- 
tober d. J., die Aenderungen in der Verfassung der vereinigten 


21) Vgl. das Arnsberger Neue Archiv, Bd. 16. 8. 562.; ferner ausser 
den hier angeführten Entscheidungen die Erkenntnisse des Königl. Ober- 
Tribunals vom 15. Februar 1845 (Entscheid. Bd. 10. 8. 452), vom 19. Fe- 
bruar 1846 (Entscheid. Bd. 13. 9. 493), vom 1. Juli 1850 (Plenarbeschluss,- 
Entscheid. Bd. 20. 8. 59), und vom 13. Juli 1857 (Entscheid. Bd. 36. 8. 312). 
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evangelisch -protestantischen Kirche des Grossherzogthums be- 
treffend, und von dem Wunsche geleitet, die durch das Gesetz 
vom 9. Oktober d. J. über die rechtliche Stellung der Kirchen 
und kirchlichen Vereine im Staate der vereinigten evangelisch- 
protestantischen Kirche verliehene Freiheit und Selbstständigkeit 
in der Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten” in dem 
Maasse zu gewähren, als dies vor Herstellung der Verfassungs- 
änderungen ausführbar ist, welche der Berathung der General- 
synode vorbehalten sind, 

haben Wir nach Anhörung Unseres Staatsministeriums be- 
schlossen und verordnen: 

8. 1. | 

Der evangelische Oberkirchenrath steht bezüglich der Ord- 
nung und Verwaltung der Angelegenheiten der vereinigten evan- 
gelisch -protestantischen Kirche unmittelbar unter Uns als ober- 
stem Landesbischof. 

Die dem Staate vorbehaltenen Berechtigungen übt das Mini- 
sterium des Innern aus. 

| $. 2. 

Ist der Präsident des evangelischen Oberkirchenraths nicht 
zugleich Mitglied des Staatsministeriums, so werden Wir jeweils 
besonders bestimmen, durch wen die Unserer höchsten Ent- 
schliessung bedürfenden Vorträge des evangelischen Oberkirchen- 
‘ raths an Uns zu vermitteln sind. 

8. 3. 

Bis eine andere Anordnung getroffen ist, ernennen Wir die 
Mitglieder des evangelischen Oberkirchenraths auf den gemein- 
schaftlichen Vorschlag des Ministeriums des Innern und des Prä- 
sidenten des evangelischen Oberkirchenraths. 

$. 4. 

Insolange bleiben auch die auf die Vermögens- und Stiftungs- 
verwaltung bezüglichen Verordnungen in Kraft. 

Tritt das Ministerium des Innern den Anträgen des evange- 
lischen Oberkirchenraths in den das Vermögen und die kirch- 
lichen Stiftungen betreffenden Fragen nicht bei, so kann von dem 
evangelischen Oberkirchenrath Unsere Entschliessung aus dem 
Staatsministerium erwirkt werden. 

8. 5. 

Die Verordnungen vom 5. Januar 1843, Regierungsblatt No. IL, 
vom 25. Oktober 1853, Regierungsblatt No. XLII., und vom 
18. Dezember 1856, Regierungsblatt No. XXXI., sind, soweit sie 
die vereinigte evangelisch-protestantische Kirche betreffen, auf- 
gehoben. | 
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Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 
28. Dezember 1860. 
Friedrich. 
A. Lamey. 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schunggart. 


2. Vollzugsverordnung zum Gesetze vom 9. Oktober v. J. über 
die bürgerliche Standesbeamtung in Ausnahmsfällen. | 


Zum Vollzuge des Gesetzes vom 9. Oktober v. J. über die 
bürgerliche Standesbeamtung in Ausnahmsfällen wird im Einver- 
ständniss mit Grossherzoglichem Justizministerium verordnet, wie 
folgt: 

8. 1. 

Wenn das Bezirksamt auf den Grund des vorgenannten Ge- 
setzes um Anordnung des Aufgebots oder um Vornahme der 
Trauung einer nach den Staatsgesetzen zulässigen Ehe angegan- 
gen wird, so hat dasselbe zunächst die behaupteten thatsächlichen 
Voraussetzungen, welche die Statthaftigkeit dieses Begehrens be- 
dingen, insoweit dieselben von den Betheiligten nicht selbst so- 
gleich genügend nachgewiesen werden, von Amtswegen richtig 
zu stellen. - 

| 8. 2. 

Ist hiernach gemäss $. 1. des Gesetzes das Aufgebot eines 
Ehevorhabens dem Bürgermeister zu übertragen, so hat das Be- 
zirksamt einen Verkündschein nach anliegendem Formular I. zu 
erlassen und solchen dem Bürgermeister derjenigen Gemeinde, in 
welcher das Aufgebot gesetzlich zu geschehen hat, unmittelbar, 
oder wenn der Bürgermeister einem andern Bezirksamte unter- 
geben ist, durch dessen Vermittelung zuzufertigen, um die Be- 
kanntmachung zu bewerkstelligen. 

8. 3. 

Die Bekanntmachung hat in der Weise zu geschehen, dass 
der’Bürgermeister .die amtliche Verfügung ($. 2.) im Beisein des 
Rathschreibers an den zwei zunächst folgenden Sonntagen von 
dem Rathhause aus öffentlich verkündet. | 

8.4. 

Ueberdiess muss von einer Verkündung zur andern und wäh- 
rend der ganzen Zwischenzeit von acht Tagen eine Abschrift des 
amtlichen Verkündscheins an der Thüre des Rathhauses oder an 


dem sonst für amtliche Bekanntmachungen bestimmten Orte an- 
geheftet werden. u 


Misoellen. 323: 


Ist vom zweiten Aufgebote Nachsicht erlangt, so muss der 
Anschlag mindestens drei Tage angeheftet bleiben. | 


85. | 

Die Vornahme der Verkündungen ($. 3.) ist unter Angabe 

des Orts, Tages und der Stunde derselben, ebenso wie der be- 

wirkte öffentliche Anschlag ($. 4.) von dem Bürgermeister und 

Rathschreiber auf der Urschrift des amtlichen Verkündscheins zu 

‚beurkunden, und diese dem Bezirksamte zur Aufbewahrung bei 
den amtlichen Akten wieder vorzulegen. 


8. 6. 
Die Trauung, welche das Bezirksamt auf den Grund des $. 2, 
des Gesetzes vorzunehmen hat, muss, sofern nicht Nachsicht er- 
theilt wird, öffentlich in dem Rathhause des Amtsortes geschehen. 


8. 7. 

Der Trauungsakt ist genau nach den Vorschriften des L.R.S. 75 
vorzunehmen. | 

Der Bezirksbeamte, die Betheiligten und Zeugen erscheinen 
hierbei in feierlicher Kleidung. 

Die Verlobten treten vor den Bezirksbeamten und dieser er- 
öffnet den Akt mit einem der Wichtigkeit desselben gemässen 
Ansprache über den Zweck der Verhandlung und über die recht- 
liche und sittliche Bedeutung der Ehe. 

Nachdem sodann die auf den Stand der Brautleute und auf 
die Förmlichkeit der Heirath bezüglichen Urkunden, sowie das 
sechste Kapitel des landrechtlichen Titels von der Ehe über die 
wechselseitigen Rechte und Pflichten der Eheleute vorgelesen wor- 
den, richtet der Bezirksbeamte an den Bräutigam die Frage: 

Sind Sie (Vor- und Geschlechtsnamen des Bräutigams) ernst- 
lich entschlossen, die gegenwärtige (Vor- und Geschlechtsnamen 
der Braut) zur Ehefrau zu nehmen? 

Nachdem der Bräutigam mit „Ja‘“ geantwortet hat, stellt 
der Bezirksbeamte an die Braut die Frage: 

Sind Sie (Vor- und Geschlechtsnamen der Braut) ernstlich ent- 
schlossen, den gegenwärtigen (Vor- und Geschlechtsnamen des 
Bräutigams) zum Ehemann zu nehmen? 

Antwortet auch die Braut mit’ „Ja“ und haben sich die Ver- 
lobten auf die an sie gerichtete Aufforderung die rechte Hand 
gereicht, auch je nach Belieben die Trauringe gewechselt, so 
spricht der Bezirksbeamte die Worte: 

Kraft des Gesetzes erkläre ich Sie hiermit durch das Band der 
Ehe verbunden und fordere Sie auf, von nun an als Ehegatten. 
zusammen zu leben. — 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. 1. nn 22 
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8. 8. 


Unmittelbar nach der Eheschliessung ist über den Vorgang 
ein Protokoll als Eheschein (L.R.S. 76.) nach dem anliegenden 
Formular II. in dreifacher Ausfertigung aufzunehmen und nach 
Vorlesung desselben von den Neuverehelichten und Zeugen zu 
unterschreiben. 

8. 9. 

Die eine Protokollausfertigung ist nebst den beigebrachten 
Urkunden in der Registratur des Bezirksamts aufzubewahren, die 
zweite den Ehegatten zu behändigen, die dritte aber von dem 
Bezirksamte dem zuständigen Pfarrer mitzutheilen, um den Ein- 
trag nach anliegendem Formular III. in das Ehebuch zu bewirken 
und hierüber Bescheinigung zu den Amtsakten zu geben. 

$. 10.. 

Wird auf den Antrag der Brautleute von dem Bezirksamte 
einem anderen Pfarrer als dem zuständigen die Ermächtigung zur 
Vornahme der Trauung gegeben, so hat jener den Eintrag der 
geschehenen Trauung in das Ehebuch unter ausdrücklicher Be- 
zugnahme auf die amtliche Ermächtigung nach allgemeiner Vor- 
schrift zu bemerken und einen Auszug hievon dem zuständigen 
Pfarrer mitzutheilen, um solchen auch in das von ihm geführte 
Ehebuch einzutragen. 

Karlsruhe, den 18. Januar 1861. 

Grossherzogliches Ministerium des Innern. 
| A. Lamey. 


I. 
Fall einer Nothceivilehe aus dem Grossherzogthum Baden. 


Nach $. 4. des Gesetzes über die rechtliche Stellung der 
Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate vom 9. Oktober 1860 
muss für jede nach den Staatsgesetzen zulässige Ehe eine recht- 
liche Form der Eingehung durch das Gesetz gewährt sein. 

Nach dem Gesetz vom gleichen Tage über die bürgerliche 
Standesbeamtung in Ausnahmsfällen wird das Aufgebot einer nach 
den Staatsgesetzen zulässigen Ehe dem Bürgermeister übertragen, 
wenn dasselbe durch den Pfarrer verweigert oder binnen 14 Ta- 
gen nach Behändigung des Trauscheins nicht vorgenommen wird. 

Ebenso geschieht die Trauung einer nach den Staatsgesetzen 
zulässigen Ehe durch das Bezirksamt, wenn der zuständige Pfar- 
rer des Orts die Trauung verweigert oder verzögert. 

In einer der Hauptstädte des Landes wollte ein von seiner 
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Ehefrau gerichtlich geschiedener Katholik sich wieder vereheli- 
chen und zwar mit einer katholischen Verlobten. Die unteren 
Staatsbehörden ertheilten auf den Grund obiger Gesetzesbestim- 
mungen ohne Weiteres die Heirathserlaubniss und wollten — da 
der zuständige katholische Pfarrer das Aufgebot verweigerte — 
den Bürgermeister mit Vornahme dieses Aktes betrauen. 

Das Grossh. Ministerium des Innern erliess dagegen folgende 
Verfügung: | 

„Die Bestimmungen über die staatsgesetzliche Zulässigkeit 
einer Ehe haben — abgesehen von dem Falle des $. 4. des Ge- 
setzes vom 9.’ Oktober 1860, die rechtliche Stellung der Kirche 
und kirchlichen Vereine betreffend — weder durch dieses, noch 
durch das Gesetz vom gleichen Tage über die bürgerliche Stan- 
desbeamtung in Ausnahmsfällen eine Aenderung erfahren. Es 
gilt darum in Hinblick auf die $$. 17. und 67. der Eheordnung 
von 1807 auch jetzt noch der Umstand, dass der geschiedene 
Ehegatte des eine zweite Ehe beabsichtigenden katholischen Braut- 
theils noch lebt, als ein vom Staate anerkanntes Ehehinderniss, 
bezüglich dessen nur das Grossh. Staatsministerium dispensiren 
kann.“ | 

Sicherem Vernehmen .nach ist diese Dispensation mittlerweile 
höchsten Orts ertheilt und der Vollzug der bürgerlichen Ehe ein- 
geleitet worden. 


Was die angezogenen Bestimmungen der Eheordnung betrifft, 
so verordnen diese in Fällen der Wiederverheirathung die Vor- 
legung eines Todesscheins des ersten Ehegatten, beziehungsweise 
eines Trauungsscheins der Staatsbehörde, und eines Erlaubniss- 
scheins zur Wiederverheirathung von der Kirchenobrigkeit, 
indem nicht zugegeben werden könne, dass jemand, der geschie- 
den ist, zur zweiten Ehe schreitet, wenn solches mit den Grund- 
sätzen derjenigen Kirche, zu der er sich bekennt, so stark an- 
stösst, dass diese ihm eine Rücksicht nicht gestatten kann, 
obgleich Demjenigen von Staatswegen kein Hinderniss der Wie- 
derverheirathung in den Weg gelegt ist, der als unschuldig ge- 
schieden ward.. | Ä 

Eine Verordnung vom 20. Oktober 1807 hatte die Eheordnung 
dahin erläutert, dass wenn ohne erhebliche Gründe eine 
Kirchenerlaubniss zur Ehe versagt würde, wo die Staatserlaubniss. 
ertheilt wird, durch einen eigenen landesherrlichen Befehl der 
Vollzug der Ehe als blosser Staatsehe ‚in via defensionis contra 
excessum potestatis ecclesiasticae‘‘ gestattet werden könne. 


22* 
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IV. Ä 
Ein Kirchenverfassungs-Entwurf von Schleiermacher. 


Wie bekannt, wurden im Jahre 1808 in Preussen im Zusam- 
menhange mit der grossen Reform der Staatsverwaltung die Con- 
sistorien und die kirchlichen Centralbehörden aufgehoben und 
deren Attribute auf weltliche Organe übertragen. Dieser Schritt 
galt indessen schon von Anfang als ein nicht abschliessender, 
sondern so alt als er selbst ist, sind die Versuche, das Kirchen- 
wesen in Hinsicht auf die Verfassung nen zu gestalten. Den 
ersten auf dieses Ziel gerichteten Vorschlag freuen wir uns aus 
einer amtlichen Quelle mittheilen zu dürfen. Der Verfasser ist 
zwar nicht ausdrücklich genannt. Dass wir denselben aber in 
Schleiermacher zu suchen haben, ist schon wegen der in der 
ersten Bemerkung S$. 328. ersichtlichen Bezugnahme auf die „Zwei 
unvorgreiflichen Gutachten‘‘*) ausser Zweifel. Ausserdem können 
wir noch bemerken, dass in einem bisher gleichfalls ungedruckten 
Entwurfe einer Synodalordnung vom Jahre 1812**), welcher von 
Schleiermacher verfasst ist, unverkennbare Anklänge an jenen 
älteren Vorschlag zu finden sind. 

Auf den Inhalt des Letzteren speciell einzugehen, liegt nicht 
in unserer Absicht. Wir begnügen uns vielmehr, zu berichten, 
dass der König den Entwurf, „welcher für die neue Organisation 
sehr wichtig sei‘, am 24. Dezember 1808 an den Minister Grafen 
zu Dohna zur Berichterstattung sandte und dabei vorläufig ge- 
gen einige Punkte, nämlich gegen die Ansicht, dass der bürger- 
liche Abschluss der Ehe der Trauung vorangehen müsse (I. $&. 15), 
und dass es dreier Untersuchungsfälle bedürfe, um einen Candi- 
daten aus der Liste als unwürdig zu streichen (ll. $. 8), ferner 
gegen den Plan einer besonderen Vertretung der kirchlichen In- 
teressen gegenüber dem Staat (IV. $. 4), so wie gegen „die der 
künftigen Staatsverfassung in unzulässiger Weise vorgreifenden‘‘ 
Schlussbestimmungen Sich erklärte. Demnächst bemerken wir 
noch, dass dem Entwurf in einem Votum von Süvern u. A. ent- 
gegengehalten wurde, es würde die vorgeschlagene Aufrichtung 
einer selbständigen, von dem Staatseinflusse befreiten Kirchen- 
verfassung zu einem Antagonismus führen, der „nur entweder in 
Hierarchie oder in noch tieferen Verfall der Kirche und ihres 


*) Zwei unvorgreifliche Gutachten in Backen des en Kir- 
ehenwesens (1804), Werke Bd. V. 

*) Richter, die Verhandlungen der Generalsynode u. 8. w., Leipz. 
1847. 8. 3. 


,‘ 
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Ansehens durch 'Gleichgültigkeit und Verachtung der Weltlichen 
gegen sie übergehen könne‘. Dass aber der Vorschlag mit Scharf- 
sinn und ausnehmender Consequenz ausgearbeitet, und dass er 
in seinem die Synoden und die Gemeindeverfassung betreffenden 
Theile ‚mit wenigen Modificationen‘‘ ausführbar und der Aus- 
führung werth sei, wurde dabei ausdrücklich anerkannt. Nach 
dieser Vorerinnerung lassen wir das überaus interessante Akten- 
stück wörtlich folgen. Richter. 


Vorschlag zu einer neuen Verfassung der protestantischen Kirche im 
preussischen Staate. 


Dass unser Kirchenwesen in einem tiefen Verfall ist, kann 
niemand leugnen. Der lebendige Antheil an den öffentlichen 
Gottesverehrungen und den heiligen Gebräuchen ist fast ganz ver- 
schwunden, der Einfluss religiöser Gesinnungen auf die Sitten 
und auf deren Beurtheilung kaum wahrzunehmen, das lebendige 
Verhältniss zwischen den Predigern und ihren Gemeinen so gut 
als aufgelöst, die Kirchenzucht und Disciplin völlig untergegan- 
gen, der gesammte geistliche Stand in Absicht auf seine Würde 
in einem fortwährenden Sinken begriffen, in Absicht auf seinen 
eigentlichen Zweck von einer gefährlichen Lethargie befallen. 

Der Grund aller dieser Uebel liegt in einigen bei uns seit 
der Reformation begangenen Fehlern. So wie vorher die Kirche 
sich zu sehr von dem Staat emancipirt, ja über ihn erhoben hatte, 
so hat man sie seitdem dem Staate zu sehr untergeordnet und 
die Ansicht, als ob sie nur ein Institut des Staates zu bestimm- 
ten Zwecken wäre, hat seitdem immer mehr überhand genommen. 
Alle kirchlichen Verhältnisse sind daher zu sehr nach Principien 
des äusseren Rechts und der äusseren Verbindlichkeit beurtheilt 
worden, wodurch ihr wahrer Geist nothwendig verloren gehen 
musste. Die Besetzung der geistlichen Stellen durch die Autori- 
tät weltlicher Staatsbeamten hat zwar manchen Missbräuchen ein 
Ende gemacht, dagegen aber ein sorgloses, laxes, zweckwidriges 
Verfahren erzeugt. Die Zusammensetzung und Form der Con- 
sistorien hat sie von ihrer Bestimmung immer weiter abgeführt, 
und jemehr die Mitglieder sich gewöhnten, als Staatsbediente an- 
gesehen zu werden, um desto mehr verloren sie das Wesen und 
den Zweck der Kirche aus den Augen. 

Verbesserungen im Einzelnen oder blosse Achtungsbezeugun- 
gen des Staates gegen die Kirche, um diese in der öffentlichen 
Meinung zu heben, werden nicht helfen. Letztere für sich allein 
können sogar gefährlich werden, weil sie der Intrigue ein neues 
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Spiel eröffnen und die leere Eitelkeit [nähren]. Grändliche Hülfe 
kann nur aus einer neuen Verfassung herkommen oder vielmehr 
aus einer der Zeit angemessenen Wiederherstellung der alten Ver- 
fassung. Sein Verhältniss als Gemeinglied muss jedem der es 
sein will wieder theuer werden, indem er sich thätig darin fühlt; 
die Geistlichkeit muss in einen lebendigern Zusammenhang unter 
sich gebracht und zu einer erhöhten religiösen und wissenschaft- 
lichen Thätigkeit durch die Verfassung selbst gezwungen werden 
und indem dem Staat allerdings die genaue Controlle über das 
ordnungsmässige Verfahren und die unmittelbare Aufsicht auf die 
Kirchengüter, die als von ihm herrührend und abhängig immer 
müssen angesehen werden, bleibt, so muss er sich doch der in- 
nern Verwaltung der Kirche gänzlich entschlagen und diese ihr 
selbst mit einem solchen Grade von Unabhängigkeit zurückgeben, 
dass sie als ein sich selbst regierendes lebendiges Ganze dastehe. 

Hierbei möchte aber nöthig sein, die Kirche auch wieder in 
den Besitz eines Theils ihrer ehemaligen Güter zu setzen, welche 
der Staat mit der Kirchenverwaltung zugleich übernommen hat. 
Die noch bestehenden protestantischen Domkapitel möchten doch 
in ihrer bisherigen Gestalt künftig unzulässig sein; und wenn der 
Staat ihre Einkünfte‘ auch nur zum grössten Theil, sowie sie durch 
das Absterben der Inhaber erledigt werden, der Kirche zurück- 
gäbe, so möchte für die Bedürfnisse ihrer neuen Verfassung hin- 
länglich gesorgt sein. 

Um in diese eine Einheit zu bringen und die ganze Ver- 
besserung nicht an armseeligen Kleinigkeiten scheitern zu machen, 
ist aber durchaus nothwendig, dass der kirchliche Unterschied 
zwischen Lutheränern und Reformirten gänzlich aufgehoben werde, 
und die protestantische Kirche in diesem Staate durchaus nur 
Eine sey. In Absicht der Lehre hat dies um so weniger Schwie- 
rigkeit, da zwischen den Lehrern einer jeden dieser Confessionen 
unter sich weit grössere Differenzen obwalten, als die zwischen 
beiden Confessionen selbst bestehenden. In Absicht der Ge- 
bräuche ebensowenig, da auch in einer und derselben Confession 
die Gebräuche in verschiedenen Gegenden sehr verschieden sind 
und vorläufig jede Gemeine sie so belassen könnte, wie sie ge- 
wesen sind. Die ganze Vereinigung, soweit sie zu unserm Zweck 
nöthig ist, würde schon durch die Erklärung erreicht, dass es 
durchaus für keine Religionsveränderung solle gehalten werden, 
wenn irgend Jemand, Prediger oder Laie von einer Gemeine des 
einen Ritus zu einer des andern übergeht oder zwischen bei- 
den wechselt. 


Anm. Ich’beziehe mich hierüber theils auf das in den zwei unvom 
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greiflichen Gutachten No. 1. Gesagte, theils liessen sich jetzt noch bessere 
und genauer ausgeführte Vorschläge auch zu der höchst nothwendigen, 
baldigen, aber doch nicht gewaltsamen Auflösung der französischen Ge- 
meinen thun. 

Das Wesentliche der neuen Verfassung würde dann darin be- 
stehen, dass die gesammte Geistlichkeit zweckmässig in eine An- 
zahl von Synoden getheilt würde, die sich zu bestimmten Zeiten 
versammeln müssten, um über die kirchlichen Angelegenheiten 
zu. berathschlagen. Alle Synoden einer Provinz ständen unter 
einem Bischof und einigen ihm beigeordneten angesehenen Theo- 
logen und von diesen hinge dann alles ab, was zur innern Kir- 
chenzucht und Ordnung, zur Besetzung der Pfarrstellen und zur 
Verbesserung des Gottesdienstes in allen seinen Theilen gehört. 

Die Bischöfe selbst wieder unter ein allgemeines geistliches 
Oberhaupt zu vereinigen, würde ganz gegen den Geist des Pro- 
testantismus sein, wohl aber müsste wenigstens die Aussicht oflen 
erhalten sein, in dringenden Fällen unter der Autorität des Kö- 
niges aus den Deputirten aller Bisthümer eine allgemeine Synode 
versammeln zu können. | 

Die Oberaufsicht des Staats würde geführt durch einen hohen 
Beamten, welchem ein aus wenigen Mitgliedern bestehender Kir- 
chenrath beigegeben wäre. Ausserdem bestellte er in jedem Bis- 
thum einen Provinzial-Commissarius, dem wiederum in jeder 
Synode ein Bevollmächtigter untergeordnet wäre, um überall die 
Rechte des Staates wahrzunehmen. 

Die ersten Grundzüge des Ganzen wären in Folgendem ent- 
halten: 


I. Von den Gemeinen, 


8. 1. 

Es steht jedem mündigen christlichen Staatsbürger für seine 
Person frei, ob er sich zu einer christlichen Gemeine wirklich 
halten will oder nicht: es steht ihm aber nicht frei, nach Will- 
kühr die Seinigen dieses Vortheils zu berauben, und daher bleibt 
auch ein jeder verpflichtet, zu den gemeinen Lasten des kirch- 
lichen Vereins beizutragen. Die Vorrechte eines Mitgliedes der 
Gemeine auszuüben, kommt aber nur Denen zu, welche sich als 
solche dadurch beweisen, dass sie zweimal jährlich in den Com- 
munikantenlisten der Gemeine aufgezeichnet stehen. Wer sich so 
nicht legitimirt, wird angesehen, als habe er sein Recht der Ge- 
sammtheit übertragen. 

Anm. 1. Nür muss hierüber die freimüthigste Publicität Statt finden, 
damit der Staat in seinem Privaturtheil über seine Bürger sich auch hier- 
is richten könne. 5 
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2. Daher kann auch Jeder angehalten werden, seine Kinder taufen 
und sie den öffentlichen Religionsunterricht geniessen zu lassen. 

3. Nur wenn an einem Orte mehrere Gemeinen sind, muss es jedem 
frei stehn, zu erklähren, bei welcher Gemeine er dies thun wolle. 


8.2. 


Jede Gemeine wählt sich aus ihrer Mitte eine verhältniss- 
mässige Anzahl von Kirchenältesten, welche mit dem oder den 
Predigern gemeinschaftlich ihre Angelegenheiten besorgen. Nach 
bestimmten Zeiten werden die Aeltesten, wird das Presbyterium 
‘erneuert, jedoch so, dass die Mitglieder wieder wählbar werden. 

Anm. Stimmfähige Mitglieder sind alle wirklich communicirende 
männlichen Geschlechts, welche nicht in den persönlichen Diensten eines 
Andern stehen und ihren beständigen Aufenthalt an dem Orte haben. 
‘Vielleicht wären aber auch gewisse Grenzen der Wahlfähigkeit zu bestimmen. 


8. 3. 

Das Presbyterium (Prediger und Aeltesten) verwaltet das Kir- 
chenvermögen nach einem von dem Synodenbevollmächtigten zu 
genehmigenden Etat. Es lässt die Rechnungen von einem öffent- 
lichen Rechnungsbeamten, wenn es keinen solchen in seiner Mitte 
hat, revidiren, und sendet sie so dem Bevollmächtigten. 


8. 4. 

Es führt die Aufsicht über die Parochialschulen, bestellt auch, 
jedoch nur aus den in jedem Bisthum anzulegenden Seminarien, 
nach eingeholter Genehmigung des Probstes die Schullehrer, und 
ganz für sich Cantoren, Organisten und untere Kirchenbedienten, 
wo deren vorhanden sind. 

Anm. Parochialschulen sind allemal nur Elementar- und Bürger- 
schulen und nur diese sollen unmittelbar mit dem Kirchenwesen ver- 
bunden sein. 

8. 5. 

Das Presbyterium hat das Recht, jedem Gemeinegliede, wel- 
ches eines bürgerlichen Verbrechens überwiesen worden, oder ein 
offenkundiges ärgerliches Leben führt, das Stimmrecht und den 
Zutritt zur Communion zu versagen, bis ein solcher sich ent- 
schliesst, vor der Versammlung der Communicanten die festzu- 
setzende Kirchenbusse zu thun. 

Anm. 1. Also natürlich nicht solchen, die sich nicht mehr als Ge- 
meinglieder legitimirt haben und also nicht dafür gelten sollen. Daher 
diese Kirchenzucht als etwas schlechthin freiwilliges der bürgerlichen Frei- 
heit oder Ehre keinen Eintrag thut. 

.. 2. Nähere Bestimmungen hierüber muss die Gemeinordnung enthal- 
ten, die Kirchenbusse im ‚Allgemeinen wird in einem Bekenntniss und 
einer zu erhaltenden Vermahnung bestehen. 
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ei \ 8. 6. 


Das Presbyterium muss alle seine Verhandlungen zu Proto- 
koll nehmen, sonst haben sie keine Gültigkeit. 

Anm. Es möchte nützlich sein, jährlich oder wenigstens so oft die 
.Aeltesten erneuert werden, der Gemeine das Wesentlichste aus diesen Ver- 
handlungen mitzutheilen. 

| IT. | 

Aller Parochialzwang wird aufgehoben, und Jeder kann sich, 
wenn mehrere Gemeinen an seinem Orte bestehen, halten, zu 
welcher er will. Auch bei allen eingepfarrten Dörfern soll es [er] 
‚allmählig bey Erledigung der Pfarren abgeschafft werden. Nur 
‚wenn sich einer, in dessen Ort selbst ein Prediger wohnt, zu 
einer Gemeine ausserhalb des Ortes (sich) wenden will, hat er seine 
Ursachen bei der Synode anzuzeigen, welche dann die dieser etwa 
zum Grunde liegenden Beschwerden gegen den Prediger entweder 
abstellt oder letzterem eine Erklärung ertheilt, dass nichts für 
“ihn Nachtheiliges bei dem Entschluss zum Grunde liegt. 

Anm. 1. Theile einer und derselben Stadt, welche verschiedene Na- 
men führen, sind nicht als verschiedene Orte anzusehen. 

2. Da auch in Absicht der Begräbnisse kein Parochialzwang statt- 
finden darf, so dürfte es am besten sein, da wo mehrere Begräbnissplätze 
"sind, sie einer gemeinschaftlichen Administration zu unterwerfen, und die 
Einkünfte unter die verschiedenen Gemeinen nach irgend einem Maass- 
stabe zu vertheilen. 

3. Die Proclamationen sind als eine rein bürgerliche Handlung, so- 
wie die Bekanntmachung öffentlicher Verordnungen aus der Kirche heraus 
an einen andern Ort zu verweisen. 
| 8.8. 

Auf Dörfern, welche keine eigene Kirche haben, soll der 
Schulhalter den öffentlichen Gottesdienst aus gedruckten Predig- 
ten besorgen und unter der Aufsicht eines bestimmten Predigers 
stehen, ohne dass dies jedoch einen Parochialzwang begründete. 
Dieselbe Einrichtung soll allmählig bei Erledigung der Pfarren 
auf den Filialen gemacht werden, damit das wenden der Pe 
diger nach und nach aufhöre. 


8.9. 

Auch alle zu schlechte Pfarren, deren Einkünfte eine zu be- 
stimmende Summe nicht erfüllen, sollen, wenn. man sie nicht auf 
eine sichere Art besser dotiren [kann], nicht wieder besetzt, son- 
dern ebenso behandelt werden. 


8.10. 
Deshalb ist die Erledigung einer Pfarre sogleich nieht air 
dem Probst, sondern auch dem. Synodal-Bevellmächtigten.:an- 
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zuzeigen, damit dieser die hieher gehörigen Veränderungen im 
Gang bringe. 
$. 11. 

Jede erledigte Pfarre muss aufs schleunigste und spätestens 
binnen drei Monaten besetzt sein, die Gnadenjahre müssen gänz- 
lich aufhören und lieber auf einem anderen Wege eine ausser- 
ordentliche Unterstützung für die Nachgebliebenen möglich ge- 
macht werden. 

"$&. 12. 

Wenn eine Pfarre erledigt ist, schlägt die Synode oder ihr 
engerer Ausschuss drei Candidaten vor, welche die gegründetsten 
Ansprüche haben. Wenn diese den Vorschlag annehmen, werden 
sie nach einem prüfenden Colloquio sogleich ordiniret und ver- 
sehen der Reihe nach jeder ein Paar Wochen den Dienst bei der 
Gemeine. Nach Ablauf dieser Zeit wählt die Gemeine aus ihnen 
ihren Lehrer. Alles Patronatrecht muss gänzlich abgeschafft und 
dies die einzige Art sein, wie Predigerstellen besetzt werden. 
Jeder Candidat hat das Recht, einen Vorschlag abzulehnen, nicht 
aber sich zu einer bestimmten Stelle zu melden. 

$. 13. 

Wenn Prediger bei Besetzung einer Stelle renunciiren [con- 
curriren?], so finden nur Probepredigten Statt, die Vorschläge 
müssen aber dann erst die Genehmigung des Kapitels haben. 

8. 14. 

Prediger, welche noch nicht Sitz und Stimme auf der Synode 
haben, dürfen in dem Kultus, wie sie ihn finden, oder wie er für 
diese Fälle vorgeschrieben ist, nichts ändern, müssen sich auch 
einer von den genehmigten Agenden bedienen. Wahre Synodalen 
aber geniessen hierin einer völligen Freiheit, die nur durch all- 
gemeine Kapitularverordnungen beschränkt ist. Jedoch dürfen 
die Gemeinglieder durch die Aeltesten den Predigern Erinnerun- 
gen und Wünsche wegen etwaiger Veränderungen zukommen 
lassen, und wenn diese sich häufen und dringend werden, müssen 
die Aeltesten sie an die nächste Synodalversammlung bringen. 

$. 15. 

Damit den Predigern Zeit bleibe, sich auf eine würdige Weise 
zu beschäftigen, müssen nothwendig die blos mechanischen Ge- 
schäfte eingeschränkt werden. Daher sind Taufen, Trauungen 
und das kirchliche Andenken an die Verstorbenen nur auf gewisse 
Sonntage zu verlegen. Kein Gemeinglied muss das Recht haben, 
diese Handlungen zu einer andern Zeit und an einem andern Ort 
als in der Kirche zu fordern. Indess darf dem Prediger gestattet 
sein,: unter gewissen: Umständen Ausnahmen zu machen, 
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Anm. 1. Dadurch werden auch diese Handlungen wieder feierlicher 
und greifen in den allgemeinen Gottesdienst ein. Was die Trauung be- 
trifft, so muss die Gültigkeit der Ehe schon nach erfolgter bürgerlicher 
Bestätigung ihren Anfang nehmen, ohne auf die Trauung zu warten. 

2. Es muss indess strenge darüber gewacht werden, dass hieraus kein 
Erwerbszweig gemacht werde. 


HI. Von den Synoden. 


8.1. 

Vorläufig könnten die bisherigen Inspektionen jede zu einer 
eigenen Synode gebildet werden. Nur diejenigen Veränderungen 
müssten gleich eintreten, welche das Zusammenschmelzen der 
reformirten Gemeine mit den übrigen nothwendig macht. Da sie 
aber doch theils zu ungleich, theils zu öftern Versammlungen nicht 
bequem geordnet sind, so hätten, sobald die Kapitel in Thätig- 
keit sind, diese mit den Provinzial- Commissarien sich zu einer 
bessern Vertheilung zu vereinigen. 

Anm. 1. Hierüber, so auch wenn, wo zwei in derselben Gegend 
coneurriren, ein reformirter und ein lutherischer Superintendent proviso- 
risch zum Probst zu ernennen wäre, würden detaillirtere Vorschläge zu 
machen sein. 

2. Ueberhaupt aber müssen diese Vertheilungen nicht unwiderbring-' 
lich fest stehen, sondern nach Maassgabe der Umstände verändert wer- 
den können. 

| Ä 8. 2. 

Der Probst ‘ist der Vorsteher der Synode. Er kann ein Pfar- 
rer aus der Synode selbst oder auch aus einer benachbarten sein. 
8. 3. 

‚Alle Prediger, welche zur Synode gehören, versammeln sich 
jährlich einmal in dem Sitz der Probstei oder in dem Hauptorte 
des Bezirks. Sitz und Stimme haben jedoch nur diejenigen, 
welche bereits drei Jahre tadellos im Amte sind. Auch bleibt 
das Stimmrecht eines Predigers suspendirt, so lange er in einer 
disciplinarischen oder gerichtlichen Untersuchung befangen ist. 
Jüngere Prediger sind als Zuhörer da, und auch die Oandidaten 
zu einem gewissen Theil der Verhandlungen zuzulassen. 

8. 4. 

Auf jeder Versammlung wird ein engerer Ausschuss gewählt, 
welcher bis zur nächsten Versammlung gemeinschaftlich mit dem 
Probst die laufenden Angelegenheiten besorgt. 

8. 5. N 

Jeder, welcher seine Studien vollendet hat, und sich dem 
‚geistlichen Stande widmen will, meldet sich bei dem Probst, in 
dessen Synode er wohnt, und lässt sich in seine Liste eintragen. 
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Jeder solcher Candidat hat jährlich der Synode zwei wissenschaft- 
lich theologische Aufsätze einzureichen, auch zwei Predigten ein- 
zureichen, die eine mehr für eine Stadt-, die andere mehr für 
eine Landgemeine geeignet. Auch hat er jährlich zwei Predigten 
zu halten und die Zeugnisse zweier Prediger, welche sie gehört, 
darüber beizubringen. Die Arbeiten der Candidaten schreibt der 
Probst einem Synodalen zur Prüfung und Berichterstattung zu. 
8. 6. 

Auf jeder Synodalversammlung werden die Candidaten jenen 
Berichten gemäss classificirt. Es existiren 4 Klassen: 1. Solche, 
welche sich als allgemein brauchbar auszeichnen und Hoffnung 
geben, in der Kirche und in der gelehrten Welt hervorzuragen; 
2 taugliche für Stadtgemeinen; 3. taugliche für Landgemeinen; 

4. solche, von denen noch nichts zu sagen ist. 

8.7. 

Nur aus den drei ersten Klassen dürfen den Gemeinen Vor- 
schläge gemacht werden, und wenn ein Candidat drei Jahre auf 
der vierten stehen geblieben ist, wird es ihm angezeigt, damit er 
sich nicht leere Hoffnungen mache. 

8. 8. 

Wenn ein Candidat in einer Untersuchung befangen ist, die 
seine Sittlichkeit gravirt oder sonst Unwürdiges von seinem Le- 
benswandel bekannt wird, ist er vor die Synode oder den engern 
Ausschuss zu laden, und wenn die Sache sich gegründet findet, 
zu erinnern. Wer zum drittenmal in den Fall einer solchen Er- 
innerung kommt, wird aus der Liste gestrichen. 

8.9. 
. In den Synodalversammlungen cirenliren ferner die Kirchen- 
und Schulberichte der Presbyterien und das Bemerkenswerthe 
darin wird ein Gegenstand der Berathschlagung. Auch statten 
die Pfarrer Bericht ab von vorgenommenen Veränderungen im 
Cultus und können Vorschläge niederlegen zu Verbesserungen in 
den {sesangbüchern und Agenden. 

‘Anm, . Von allen. umlaufenden Gesangbüchern müssten immer nur 
mässige Auflagen gemacht werden, damit man von Zeit zu Zeit die Ver- 
besserungen, über die man einig geworden ist, könnte eintragen lassen. 
Daher wäre am besten, den Synoden oder Kapiteln das Verlagsrecht aus- 
schliesslich zuzusprechen. — Ein ganz neues anderes Gesangbuch statt 
des bisherigen darf nirgends ohne Zustimmung der Gemeine eingeführt 
neun. 

8. 10. 

Drei der jüngern Prediger haben in der Versammlung wissen- 
schaftlich theologische Aufsätze ea und einer der Aeltern 
ing. Synodalpredigt za halten. - - - : er 
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| i 1. a 

In jeder Synode soll allmählig ein Theil der fixirten baaren 
Einnahme der Prediger in eine gemeinschaftliche Kasse fliessen 
und für wandelbare Zuschüsse erklärt werden, so dass bei jeder 
Erledigung der Neuanzusetzende nur soviel davon erhält, dass 
seine Einkünfte insgesammt wenigstens eine gewisse Taxe erfüllen. 

Ueber die wandelbaren Zuschüsse hat dann das Kapitel zu 
verfügen, und sie werden theils an verdiente, theils an bejahrte 
Prediger vertheilt, jedoch so, dass wer einen solcheu Zuschuss 

erhalten hat, ihn auch zeitlebens behalte. 
| Anm. Hierüber sind noch nähere Vorschläge zu machen. Erreicht 
wird dadurch, dass das Verlangen nach Amtsveränderungen um der blossen 
Verbesserung willen aufhört, und nur durch das Beditrfniss eines grösse- 
ren oder geringern Wirkungskreises kann begründet werden, 
8. 12. 

In jeder Synode besteht aus Beiträgen sämmtlicher Kirchen 
eine Synodalkasse, um die Kosten der Versammlungen und sämmt- 
licher Synodalgeschäfte zu bestreiten. 

$. 13. 

Ausserdem wird in jeder allmählig eine Unterstützungskasse 
fundirt für ausgediente Prediger, und sobald sie gehörig versehen 
ist, hören alle Adjunctionen und Substitutionen aller Art gänz- 
lich auf. 

Anm. Ueber die Quellen für die Kasse sind noch nähere Vorschläge 
zu machen. Bis dahin aber darf ein Substitut nur auf die nämliche Weise 
angesetzt werden, wie der Prediger selbst, und der Vertrag über die Thei- 
lung der Einkünfte muss von der Synode genehmigt sein. 

8. 14. 

Die Rechnungen dieser Kassen werden in der Versammlung 
abgenommen und vereidet. 

8. 15. 

Der Synodalbevollmächtigte der Regierung hat das Recht, 
den Sitzungen beizuwohnen, was ihm ordnungswidrig scheint zu 
moniren und nach Befinden an den Provinzial- Commissarius zu 
berichten. Auch muss er sein vidi unter die Verhandlungen setzen 
mit Bemerken, ob er zugegen gewesen oder nicht. 

8. 16. 
. Die. Verhandlungen nebst den Conduitenlisten der .Candida- 
ten, den Berichten über ihre Arbeiten, wie. auch der beste wissen- 
schaftliche Aufsatz der Prediger und der beste der Candidaten 
werden an das Kapitel eingesendet. 
8. 17. 
Wenn eine Probststelle erledigt ist, schlägt < das Kapitel drei 
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Subjecte vor, aus denen die Synode bei der nächsten Versamm- 
‘Jung wählt; bis dahin ernennt das Kapitel einen Stellvertreter 


aus den Synodalen. 
$. 18. 


Beschwerden über Prediger können sowohl die Aeltesten als 
der Bevollmächtigte an die Synode oder den Ausschuss bringen, 
welche die Sache nach Beschaffenheit entweder schlichten oder 
an das Kapitel berichten. 

Anm. Eine neue Synodalordnung muss über alle diese Gegenstände 
das Nähere enthalten. : 


If. Von Bischöfen und Kapiteln. 
8. 1. 


In jeder Provinz besteht ein aus etwa sechs angesehenen 
Theologen zusammengesetztes Kapitel mit einem Bischof als Vor- 
steher an seiner Spitze. Der Bischof aber kann nichts thun ohne 
sein Kapitel. 

8. 2. 

Die Bischöfe und Stiftsherren als die ausgezeichnetsten der 
kirchlichen Corporationen müssen eines gewissen äussern An- 
sehens und eines sehr anständigen Auskommens sich erfreuen. 

Anm. Es wäre am wünschenswerthesten, dass die Stifter auf liegende 
Gründe dotirt würden; die Administration der Stiftsgüter müsste aber 
auch dann unter der Aufsicht des Ministers und seines Kirchenrathes stehen. 

8. 3. 

Vortheilhaft wäre es, die Bischöfe mit ihrem Kapitel nicht 
in der Hauptstadt residiren zu lassen, sondern für die Churmark 
etwa in Brandenburg, für Pommern in Cammin, für Preussen in 
Marienwerder, für Schlesien in Liegnitz. 

Anm. Das Einkommen müsste aber in diesem Falle noch reichlicher 
sein, als in der Hauptstadt, und jedes Stift einen eigenen Fonds bekom- 
men zu einer Bibliothek. 


$. 4. 
Kein Bischof oder Stiftsherr darf zugleich Probst sein. 
$. 5. 


Bischöfe und Stiftsherren werden theils aus Pfarrern, theils 
aus akademischen Theologen gewählt, müssen aber sämmtlich 
Doctoren der Theologie sein. - 

Anm. Da diese Würde oft leichtsinnig genug ist vergeben worden, 
so ist festzusetzen, dass in den ersten fünf Jahren zwar jeder vor Publi- 
cation dieser Verfassung erworbene Doctortitel gültig ‚sein soll, zu diesem 
Behuf, nachher aber nur ein solcher, der auf eine. reelle Weise erworben 
oder in Bezug auf ein anerkanntes gelehrtes theologisches Werk ertheilt 
ist. Das Urtheil hierüber steht or theologischen Facultät der Landes- 
Universität zu. 
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8. 6. | 

Ausser den verschiedenen Stiftsherren könnte noch eine, 
wenn auch weniger reich dotirte Stelle an einen Auswärtigen 
vergeben werden, der dann bei entstehender Vakanz das Recht 
hätte einzurücken. 

8. 7. 

Die Hauptkirche des Orts, wo der Bischof seinen Sitz hat, 
wird zur Kathedralkirche ernannt und der Gottesdienst darin in 
Zukunft nur von dem Bischof und den Stiftsherren versehen, 
denen jedoch zu ihrer Unterstützung drei Vicarien beigegeben 
werden, die aus den ausgezeichnetsten Candidaten zu wählen sind. 

Anm. Die Stiftsherren werden schon vermöge ihres Amtes als or- 
dinirte Prediger angesehen. 

$. 8. 

Sobald ein solcher Fonds vorhanden ist, dass dem Bischof 
und zwei Drittheilen der Stiftsherren ihr Einkommen gesichert 
ist, soll das Kapitel in Thätigkeit gesetzt werden. Die ersten 
Ernennungen wären so zu bewerkstelligen, dass in jeder zum 
Stift gehörigen Synode der Probst mit seinem engern Ausschuss 
vier qualificirte Subjecte vorschlägt. Aus diesen hätte der Mi- 
nister mit Zuziehung seines Kirchenrathes zwei zu erwählen. Da- 
gegen schlüge er ebenfalls vier vor, aus denen die Pröbste mit 
ihren Ausschüssen durch Stimmenmehrheit zweie zu erwählen 


hätten. 
8. 9. 


Um den Bischof zu ernennen, schlägt das Kapitel drei qua- 
lificirte Subjecte motivirt vor, von denen aber nur zwei aus sei- 
ner Mitte sein dürfen. Nach dem Bericht des Ministers ernennt 
dann der König aus diesen dreien den Bischof. 

Anm. Ebenso wird auch gleich zuerst, wenn ein Kapitel zusammen 
tritt, der Bischof ernannt. Sind erst alle Kapitel in Thätigkeit, so hat 
der Minister erst das Gutachten der übrigen Kapitel über die age 
genen einzuholen. 

$. 10. 

Wenn in Zukunft ein Stiftsherr zu ernennen ist, so schlagen 
die sämmtlichen Pröbste mit ihren Ausschüssen ein Subject vor, 
die Stiftsherren selbst das zweite und der Bischof das dritte. Aus 
diesen dreien erwählt dann der Minister mit Zuziehung seines 
Kirchenraths. 

Anm. Ebenso wird auch, wenn wieder eine Stelle fundirt ist, das: 
noch unvollständige Kapitel ergänzt. 

8.11. _ 

Die Stiftsherren wählen unter sich einen zum Dechanten, 

welcher bei Vakanzen und sonst der Stellvertreter des Bischofs ist. 
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$. 12. 

Bischöfe und Kapitel haben in Glaubenssachen nichts zu ver- 
ordnen, und keine Lehrbestimmungen festzusetzen oder zu ver-- 
werfen; wohl aber können sie jede leichtsinnige und leidenschaft- 
liche Polemik ihrer Untergebenen disciplinarisch rügen. 


$. 13. 

Halbjährig macht ein Kapitular eine Reise, zu welcher der 
Bischof ihm einen der Vicarien als Begleiter mitgiebt in einen 
Theil des Stiftes, wohnt den vorfallenden Synodalversammlungen 
und Kirchenvisitationen bei, oder ordnet letztere, wo es nöthig- 
sein möchte, auch ausser der Ordnung an, und stattet über den 
Befund im Kapitel Bericht ab. 


8.14. 

Nach diesen Berichten und den Synodalverhandlungen klassi- 
ficirt das Kapitel die Prediger nach ihrer verschiedenen Taug- 
lichkeit, giebt oder versagt Zustimmung zu Versetzungsvorschlägen 
und vertheilt die erledigt werdenden wandelbaren Zulagen unter 
die verdienteren und älteren. 

Anm. Eine feststehende allgemeine Ordnung hierüber entwirft das 
Kapitel und legt sie dem Minister zur Genehmigung vor. 


8. 15. 

Wenn Klagen über einen Prediger, seine Amtsfährung oder 
seinen Wandel betreffend, es sei nun von der Synode oder von 
dem Bevollmächtigten durch den Provinzial-Commissarius an den 
bischöflichen Stuhl gebracht werden, so muss der Beklagte vor- 
geladen und die Sache muss untersucht werden. Der Bischof in 
seinem Kapitel kann niedere disciplinarische Strafen, Suspension 
und Absetzung verhängen. Appellation findet von seinem Spruche 
nicht statt; sondern der Verurtheilte kann nur eine Nullitäts- 
Klage bei dem höchsten Gerichtshofe anstellen. Der Provinzial- 
Commissarius darf, und auf Verlangen des Beklagten muss er 
den Verhandlungen beiwohnen. 

Anm. Wenn der Beklagte es wünscht oder die Sache es erfordert, 
kann auch die Untersuchung durch einen Stiftsherrn als Deputirten an 
Ort und Stelle geführt werden. Der Urtheilsspruch aber muss von dem 
Bischof im Kapitel gefällt werden. Wie das Kapitel übrigens als geist- 
liches Gericht zu verfahren hat, darüber ist eine eigene Ordnung zu ent- 
werfen. 


S. 16. . 

Jedes Kapitel hat unter seiner unmittelbaren Aufsicht ein 
hinreichend fundirtes Seminarium für Elementarschullehrer. Es 
setzt die Lehrer dabei an, recipirt die Zöglinge und ertheilt ihnen, 
wenn sie auf Beförderung Anspruch machen, die nöthigen Zeugnisse.. 
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8. 17. 

Das Kapitel giebt seine Bemerkungen ab über die eingereich- 
ten Synodalverhandlungen, auf formalia, beurtheilt gutachtlich 
das Materiale oder erlässt auch, wenn die Umstände es erfordern, 
über einzelne Gegenstände bestimmte Verordnungen. 


8. 18. 
Der Bischof kann mit dem Kapitel zu jeder Zeit Hirtenbriefe 
und Ermahnungen an das ganze Bisthum oder an einzelne Syno- 
den erlassen, welche erstere dann in allen Kirchen abzulesen sind. 


Anm. Bei seinem Antritt sollte eigentlich der Bischof einen Hirten- 
brief erlassen. 


8. 99. 

Alle zehn Jahre hält das Kapitel eine allgemeine Revision 
des Cultus, stellt hie und da eingerissene oder längst bestandene 
abergläubige oder abfallende Gebräuche ab, bestimmt im Allge- 
meinen für das nächste Decennium die Form des Gottesdienstes. 
in den von jungen Predigern besetzten Kirchen, zeichnet aus, 
welche Synode die meisten Fortschritte gemacht hat im Ritual 
und im Gesang, und deutet die Gegenstände an, welche noch der 
meisten Verbesserung bedürfen. Einer ähnlichen Revision unter- 

wirft es auch das Elementarschulwesen. 
| Anm. Auf diesem Wege ist zu erwarten, dass wir allmählig. zu ei- 
nem sich immer vervollkommnenden und der Zeit angemessen bildenden 
‚ Gottesdienst gelangen. 
8. 20. 

Die strengste Aufmerksamkeit wendet das Kapitel zu aller 
Zeit auf die Candidaten, verhütet durch genaue Nachfragen, de- 
nen immer genügt werden muss, die zu grosse Nachsicht der 
Synoden in Beurtheilung derselben, lässt sich alle Vorschläge zu 
Beförderungen derselben ins Predigtamt berichten und lässt sich. 
nach Befinden vor der Genehmigung die Arbeiten der Vorgeschla- 
genen einsenden und sucht besonders durch seine bereisenden 


Mitglieder sich immer in genauer Kenntniss von denselben zu 
erhalten. 


IV. Von der Oberaufsicht des Staates auf das 
Kirchenwesen. 


8. 1. 

Sie ist einem Minister übertragen, der sich die Mitglieder 
seines Kirchenrathes wählt, und die Provinzial-Commissarien und 
Synodalbevollmächtigten ernennt, um überall die Rechte des 
Staates wahrzunehmen und das Verfahren der Kapitel und Syno- 
den zu controlliren. 
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| 8. 2. 

Der Kirchenrath soll eigentlich kein Collegium bilden, son- 
dern die Mitglieder nur von dem Minister, wie er es für gut fin- 
det, zu Rathe gezogen werden. Er müsste aber aus dreierlei 
Mitgliedern bestehen, aus Geistlichen, aus anderen Gelehrten, aus 
Finanzbeamten. 

8. 3. 

Da derselbe Minister natürlich auch die Aufsicht über das 
römisch-katholische Kirchenwesen haben wird, so müsste er geist- 
liche Räthe von beiden Kirchen haben, die Gelehrten aber und 
Finanziellen könnten dieselben sein. | 

8.94. 

Um die nöthige Parität zu erhalten, wäre ferner wohl gut, 
dass wenn der Minister der protestantischen Kirche zugethan ist, 
alsdann die katholische an einem selbst katholischen, dem König- 
lichen Hause zugethanen Prinzen einen Wortführer hätte, an den 
sich die Bischöfe wendeten und der bei dem Könige selbst zu 
intercediren das Recht hätte, wenn die Rechte der Kirche ver- 
nachlässigt oder gekränkt würden. Sollte der Minister ja ka- 
tholisch sein, so fände derselbe Fall statt für die protestantische 
Kirche. | 

8.5. 

Sobald der Bevollmächtigte nöthig findet, sich mit der Synode 
über einen Gegenstand in Unterhandlung zu setzen, berichtet er 
es zugleich an den Provinzial-Commissarius, und dieser, wenn er 
etwas bei dem Kapitel zu betreiben hat, berichtet es zugleich an 
den Minister. 

| 8. 6. 

. Der Minister hat den Bischöfen im Kapitel nicht unmittelbar 
zu befehlen, sondern sie nur zu erinnern. Die Instanz eines 
Bischofs, der sich wesentlicher Vergehungen in seinem Amte schul- 
dig macht, könnte wohl keine andere sein, als der König in sei- 
nem Staatsrathe. 

8. 7. 

Geistliche als solche dürfen nicht ausgeschlossen sein von 
Aemtern, welche sich auf die Gemeia- und Kreisverfassung be- 
ziehen. Auch müssen sie wählbar sein in die Provinzialversamm- 
lungen und die allgemeine Repräsentation. 


ß. 8. 


Wird eine Repräsentation in zwei Häusern errichtet, so könn- 
ten die Bischöfe und vielleicht auch die Stiftsdechanten ihren 
Sitz in dem obern Hause haben. 
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Uebrigens wird wohl die repräsentative Verfassung in dieser 
Constitution der Kirche keine Aenderung nöthig machen. 


V. 


Statut für die Klassikal-Convente der reformirten Gemeinden 
in der Provinz Preussen. 


Die reformirten Gemeinden der Provinz Preussen sind zwar 
der Union der evangelischen Landeskirche nicht förmlich beige- ° 
treten, haben aber gegenwärtig durch ein auf der Klassikal-Ord- 
uung vom 24, Oktober 1713 ruhendes, durch Allerhöchste Ordre 
vom 16. Mai 1860 bestätigtes Statut ihre rechtlich geordnete 
Stellung innerhalb des landeskirchlichen Organismus erhalten. Da. 
dasselbe voraussichtlich durch die in sämmtlichen Diöcesen der 
Provinz Preussen bevorstehende Einrichtung von Kreissynoden 
nicht berührt werden wird, theilen wir es nach den Amtlichen 
Mittheilungen des Königlichen Konsistoriums zu Königsberg, J ahrg. 
1861. Stück 3. im Folgenden mit: 

8.1. 

Die reformirten Gemeinden in der Provinz Preussen erkennen 
die Einheit der Grundlehren der lutherischen und reformirten 
Kirche an, und sehen, obgleich sie an ihrem Bekenntnisse, Kul- 
tus und ihrer Verfassung festhalten, in den Unterscheidungslehren 
kein Hinderniss der kirchlichen Gemeinschaft im Gebrauch der 
Gnadenmittel und der Vereinigung zu einem landeskirchlichen 
Organismus mit der lutherischen Schwesterkirche. 

8. 2. 

Die bisher unter dem Namen Klassikal-Convent bestehenden 
Versammlungen der Prediger und Aeltesten der reformirten Ge- 
meinden in der Provinz Preussen werden von jetzt an | 
alle zwei Jahre gehalten. 

$. 3. 

Für ihre Form, Zusammensetzung und Geschäftsordnung gel- 
ten im Allgemeinen die Vorschriften der. Klassikal-Ordnung vom 
Jahre 1713, soweit nicht die folgenden Bestimmungen eine Aen- 
derung zur Folge haben. 

8. 4. | 

Der Convent hat das Recht, aus dem Kreise der mit ihm 
verbundenen Prediger und Aeltesten zwei Mitglieder, unter denen 
ein Geistlicher sein muss, zu dem Zwecke zu erwählen, damit 
diese im Verein mit dem Superintendenten den Convent in der 
Zeit, da er nicht versammelt ist, vertreten. Die so gewählten 
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Mitglieder bilden mit dem Superintendenten zusammen unter dem 
Namen Moderamen ein Collegium, in dem der Superintendent den 
Vorsitz führt. Ihr Amt ist auf die Zeit von einem Convent zum 
andern beschränkt. Jeder einmal Gewählte kann wieder gewählt 
werden. Die Mitglieder des Moderamens haben auch, wenn sie 
nicht als Vertreter einzelner Gemeinden zum Convent gewählt 
sein sollten, auf demselben Sitz und Stimme. 
8. 5. 

Der Convent bestimmt nach eigenem Ermessen den Ort, an 
"welchem er sich das nächste Mal versammelt. Sollten Umstände 
eintreten, welche den gewählten Ort als ungeeignet erscheinen 
lassen, so hat das Moderamen, welchem die Festsetzung der Zeit 
und die Einberufung obliegt, auch das Recht, einen andern Ort 
der Zusammenkunft zu bestimmen. 

8. 6. 

Der Geschäftskreis des Convents umfasst: 

a) die Visitation der Gemeinde, bei welcher er sich versam- 

melt hat; 

b) die Entscheidung über Streitigkeiten und Beschwerden, 
welche in einzelnen Gemeinden vorgekommen sind, und 
bei welchen die schiedsrichterliche Vermittelung des Con- 
vents in Anspruch genommen wird; 

c) die Berathung von kirchlichen Angelegenheiten, welche 
durch einzelne Mitglieder entweder in ihrem Namen oder 
in dem ihrer Gemeinden vor den Convent gebracht werden; 

d). die gutachtliche Aeusserung über Gegenstände des kirch- 
lichen Gemeindelebens, welche von der geistlichen Behörde 
vorgelegt sind. 

8. 7. 

Die reformirte Gemeinde in Danzig und die französisch -Te- 
formirte Gemeinde in Königsberg schliessen sich dem Klassikal- 
Convente an, doch bleiben in Betreff der Stellung des Convents 
zu diesen Gemeinden alle die Rechte vorbehalten, welche für die 
Danziger Gemeinde in dem Seniorenstatut vom Jahre 1834 und 
für die französische Gemeinde in Königsberg in der discipline des 
eglises reformees de France enthalten sind. | 
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L Encyclopaedische Werke. 


Andre, Cours alphabetique et methodique de droit civil ecclesiastique 
contenant tout ce qui regarde les concordats de France et des autres 
nations, les canons de discipline, les usages du saint-sidge etc. T. III. 
(Hab — Myt.) Paris. 8. 

Wetzer, H. J., und Welte, B., Kirchen - Lexicon di Encyclopädie 
der kath. Theologie u. ihrer Hilfswissenschaften. Hft. 154—156. (Ge- 
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Lex.-8, a Hit. 8 Sgr. 


IL Zeitschriften. 


Kirchenrechtliche. 


Archiv für katholisches Kirchenrecht, mit besonderer Rücksicht 
auf Oesterreich und Deutschland. Im Verein mit vielen Gelehrten in 

‘ allen Theilen Deutschlands und Oesterreichs herausgegeben von Emst 
Freiherrn v. Moy de Sons. Bd. v in 6 Hftn. Innsbruck, 1860. (Auf- 
schlager). 

Analecta iuris Pontificii, Dissertations sur divers sujets de dtreit 
canonique, liturgie et thdologie. Quatriome serie. Livr. XXX VIet XXXVII. 
Rome, 1860. (Place de Venise 115). fol. 

Revue des sciences eccl&siastigues, dirigde par M. l’Abbe D. Bouix. Re- 
cueil periodique paroissant tous les mois, avec l’Auterisation de Msgr. 
Parisis, Evecque d’Arras. 8. 

‚Zeitschrift für Kirchenrecht. Unter Mitwirkg. v. F. Bluhme, O0. Gö- 
schen, E. Herrmann, H. F. Jacobson, A. L. Richter, H. Wasserschleben, 
H. Zachariae herausg. v. Richard Dove. 1. Jahrg. Hft. 1. Berlin, 1861. 
- (F. Schulze). gr. 8. geh. 1 Thlr. (vollst, Jahrg, 3 Thlt.). 
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Einzelne kirchenrechtliche Arbeiten enthalten die theologischen 
Zeitschriften, insbesondere: 

Zeitschrift für Protestantismus u. Kirche. Herausg. von J. Ch. K. 
v. Hofmann, H. Schmid, Ad. v. Scheurl. Neue Folge. Bd. XXXIX. XL. 
in je 6 Hftn. Erlangen, 1860. (Th. Bläsing). gr. 8. & Bd. 2 Thlr. 
Bd. XLI. Hft. 1—2. das. 1861. 

Protestantische Monatsblätter für innere Zeitgeschichte. Studien 
der Gegenwart f. d. evang. Länder deutscher Zunge. Herausg. v. H. 
Gelzer. Bd. XV. XVI. in je 6 Hftn. Gotha 1860. (Just. Perthes). 
Lex.-8. a Bd. 2 Thlr. 

Jahrbücher für deutsche Theologie herausgeg. von Liebner, Dorner, 
Ehrenfeuchter, Landerer, Palmer u. Weizsäcker. Bd. V. in 4 Hftn. 
Gotha, 1860. (Besser). gr. 8. 4 Thir. 

Theologische Quartalschrift. In Verbindung mit mehreren Gelehrten 
herausgeg. von v. Kuhn, v. Hefele, Zuckrigl, Aberle, Himpel, Kober. 
42. Jahrg. in 4 Hftn. Tübingen, 1860. (H. Laupp). gr. 8. 2% Thlr. 


IIL Kirchliche Rechtsgeschichte. 
1. Geschichte der Kirchenverfassung. 


Laurent, F., Etudes sur l’histoire de l’'humanite. La papauts et l’em- 
pire. Bruxelles et Leipzig, 1860. 8. (Bildet den 6. Theil eines grösse- 
ren Werkes dess. Verfassers: Histoire du droit des gens et des relations 
internationales). 

Thiel, A., De Nicolao Papa I. commentationes duae historico-canonicae. 
Braunsberg, 1859. (Huye). gr. 8. geh. 4 Thlr. 

Müller, F. D., der Kampf um die Autoritat auf dem Conzil zu Gonstanz. 
Berlin, 1860. (Dümmier’s Buchh.). 4. geh. $£ Thlr. 

Dove, R. W., Art. Griechische Kirche. (Deutsches Staats- Wörterb. Bd. 
IV. 8. 404-423). 

Laboulaye, Ed., Art. Gallikanische Kirche. (Deutsches Staats-Wörterb. 
Bd. IV. 8. 41-57). 

Jacobson, H. F., Art. Pragmatische Sanction. (Herzog’s Real-Encycl. 
Bd. XII. 8. 89-92). 

Dess. Art. Regalie (daselbst Bd. XII. 8. 591—593). 

Laurent, F., Van Espen. Etude historique sur l’eglise et l’ötat en Bel- 
gique. Bruxelles, Leipzig, Paris, 1860. 8. 

Schulte, Hontheim. (Deutsches Staats-Wörterb. Bd. V. 8. .267—371). 

Lochler, G. V., Art. Presbyter, Presbyterialverfassung. (Hoerzog’s Real- 
Encoyelopädie Bd. XII. 8. 106-117). 


2. Quellen- und Literärgeschichte. 
Hefele, C. J., Conciliengeschichte. N. d. Quellen bearb, 4. Bd. Freiburg 
im Br., 1860. (Herder). gr. 8. geh. 2 Thlr. 22 Sgr. | 
-Wasserschleben, Art. Pseudoisidor. (Herzog’s Real-Encycl. Bd. XU. 
8. 337—359). 
‚Weizsäcker, Jul, Art. Regino (daselbst Bd. XII. 8. 596—598). 
Maassen, Friedr., über eine lex Bomana coaponice compte. Ein Bei- 


Uebersicht der kirchenrechtlichen Literatur. 845 


trag zur Geschichte der Beziehungen beider Reehte im Mittelalter. 
Wien, 1860. (K. Gerold’s Sohn i. C.) Lex.-8. geh. 4 Thlr. 

Colleotio scriptorum de processu canonico partim e codieibus nunc 
primum editorum partim e libris rarioribus editis recusorum. Ed. C.F. 
Reatz. Vol, I. Giessen, 1860. (Ricker). gr. 8. geh. 4 Thlr. Enth.: 
Aegidii de Fuscarariis, Garsiae Hyspani quaestiones de iure canonico. 

Martens, J. G., De formula concordiae. Dissert. kistorieo -dogmatioa. 
Münster, 1860. (Theissing i. 0.) gr, 8. geh. 12 Sgr. 


IV. Kirchliche Rechtsquellen. 
1. Ausgaben. 


Wesselack, J. G., Concilii Tridentini, sacrosancti, oecumenici canones 
et decreta. Des heil. allgem. Concils v. Trient Beschlüsse u. Canones 
nebst den bezüglichen päpstlichen Bullen. Nach der Uebersstzung v. 
J. Egli neu bearbeitet. 3. Aufl. Regensb., 1860. (Manz). 8. geh. ı Thlr. 

Canones et decreta sacrosaneti oecumenici concilii Tridentini sub 
Paulo III., Julio II. et Pio IV. pont. max. Cum patrum subscriptio- 
nibus. Editio VII. Leipzig, 1860. '(B. Tauchnitz),. 8. geh. 4 Thkr. 

Müller, 3. T., die symbolischen Bücher der evangelisch - lutherischen 
Kische deutsch u. lateinisch. Neue sorgf. durchgesehene Ausg. m. d. 
sächsischen Visitations-Artikeln, e. Verzeichniss abweichender Lesarten, 
hist. Einleitga. u. ausführl. Registern. 2. Aufl. 2. u. 3. (Schluss) Abthl. 
Stuttgart, 1860. (Liesching). Lex.-8. geh. & 24 Sgr. 

Heppe, Heinr., Der Text der Bergischen Concordienformel, verglichen 
m. d. Text der schwäbischen Concordie, der schwäbisch - sächsischen 
Coneordie u. des Torgauer Buches. 2, Ausg. Marburg, 1860. (Koch). 
gr. 8. geh. % Thlr. | 


2. Die Quellen des Kirchenrechts nach ihrer Geltung und 
ihrem Gebrauch. 


"Jacobson, H. F., Ueber die Geltung der älteren evangelischen Kirchen- 
ordnungen in d. Gegenwart. (Ztschr. f. deutsches RB. Bd. XIX. 8. 1-97). 


V. Systematische Bearbeitungen, Lehr- und Handbücher des 
Kirchenrechts. 


Gousset, Exposition des principes dn droit canonique. Paris. 8. 

Schulte, J. F., das kathol. Kirchenrecht, dessen Quellen u. Literatur- 
geschichte, System, Einfluss auf die verschiedenen Rechtsdisciplinen 
überhaupt. 1. Bd. in 3 Lfrgn. Giessen, 1860. (Ferber). Lex.-8. geh. 
a Lig. 4 Thlr. (2. Bd. erschien 1856. Jetzt vollständig). 

Phillips, G., Lehrb. des Kirchenrechts. 1. Bd. Regensb., 1859. (Manz). 
gr. 8. geh. 2% Thlr. 2. Bd. 1. Lfrg. Ebend. 1860. gr. 8. geh. & Thir. 

Devoti, Joa., institutionum canonicarum libri IV. Iuxta edit. IV. Ro- 
manam ab auctore recognitam et additionibus locupletatam. 2 Tomi. 


Koodii, 1880, (Maina, Kirchheim). gr. 12. geh. 3} Thlt. 
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Soglia, Joan. card., episce. Auximani et Cingulani, institutionum iuris 
privati ecclesiastici libri III. Ed. I., I. parisiensis, ab ipso auctore re- 
eogn. et aucta. Paris, 1860. (Courcier). gr. 8. [Desselben Verfassers 
institutiones iuris publici ecclesiastici. Ed. V., I. parisiensis, erschienen 
Paris, 1859. (Courcier). gr. 8. 6 fr] 


VL Quellen und Bearbeitungen des Kirchenrechts einzelner 
Länder. 


ı. Für alle deutschen Territorien: 


Allgemeines Kirchenblatt £. das evangelische Deutschland. Bed.: Prälat 
v. Moser. (9) Jahrg. 1860. Nr. 1. ff. Stuttg. (Cotta). gr. 8. baar 2} Thlr. 


2. Preussen. 


Aktenstücke aus der Verwaltung des, evangelischen Oberkirchenraths. 
11. Hft. (5. Bd. 1. Hft.) Berlin, 1860. (Besser'sche Buchh.) gr. 8. 12 Sgr. 

— — — 12. Hft. (5. Bd. 2. Hft.) Berlin, 1860. (Besser'sche Buchh.) 
gr. 8. geh. 10 Sgr. 

Kirchliches Amtsblatt des Königl. Konsistoriums der Provinz West- 
falen. Jahrg. 1860. Münster. (Brunn). 4. pro cplt. baar 5 Thir. 
Kirchliches Amtsblatt des Königl. Konsistoriums der Rheinprovinz. 

Erster Jahrgang. Coblenz, 1860. 4. 

Erneuerte allgem. Stolae-Tax-Ordnung f. d. souver. Herzogth. 
Schlesien, wonach sich sowohl die Augsburgischen Confessionsver- 
wandten, als katholische Pfarrer, Prediger und Curati zu richten haben 
d. d. Berlin d. 8. Aug. 1750. Grünberg. (Levysohn). 8. geh. 2 Sgr. 

‚Ministerial-Blatt f. d. gesammte innere Verwaltung in den Königlich 
Preussischen Staaten. Herausg. im Büreau des Ministeriums d. Innern. 
21. Jahrg. 1860. Nr. 1. ff. Berlin. (Geelhaar). gr. 4. baar 3 Thlr. 

Centralblatt für die gesammte Unterrichtsverwaltung in Preussen. Im 
Auftr. des Hrn. Ministers der geistl. Unterrichts- u. Medicinal- Angele- 
genheiten unter Benutzg. der amtl. Quellen herausg. v. Geh. Ob.-Reg.- 
Rath Stiehl. Jahrg. 1860. 12 Hfte. Berlin. (Hertz). gr. 8. 2% Thlr. 

Ehrhardt, Joh. Frdr., der evangelische Geistliche im Preuss. Staate m. 
besonderer Hins. auf die Provinz Sachsen. Zur 2. Bearbeitg. u. Forts. 
gelieferte Nachträge der Gesetze u. s. f. v. 1855 bis zum Anf. des 
J. 1860. Halle, 1860. (Fricke). geh. 8 Sgr. 

Das katholische Kirchenrecht in Preussen. Ein Handb. f. den 
kath. Pfarrer. Münster, 1861. (Coppenrath). gr. 8. geh. 3 Thlr. 


3. Hannover. 


Lenthe, E. L., kirchenrechtl. Mittheilungen aus dem Fürstenthum Lü- 
neburg. Hft. 3u.4. (Abdr. aus dem Archiv f. Geschichte u. Verfassg. 
d. Fürstenth. Lüneburg). Celle, 1860. (Capaun-Karlowa). gr. 8. a 12 Sgr. 


4, Sachsen, 


Haan, Wilb,, Lezicon d, Kirchenrechts u. d, Pfarramtsführung od. alphab. 
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geordnete Uebersicht der kirchl. u, landesgesetzl. Bestimmungen über 
alle Zweige d. evang.-luther. Kirchen- u. Schulwesens im Königreich 
Sachsen unter Berücksichtigung d. Observanz u. Pastoraltheologie nebst 
e. Anh. u. e. geistl. Geschäftskalender. Ein Hilfsbuch f. Behörden, 
Geistliche, Lehrer, Predigt- u. Schulamts-Candidaten nach den besten u. 
neuesten Quellen bearb. Leipz., 1860. (Teubner). Lex.-8. geh. 23 Thlr. 


5. ‚Württemberg. 


Suskind, G. A,, u. G. Werner, Bepertorium der | Kirchenge- 
setze in Württemberg. 1. Thl. 1. Lfg. Stuttgart, 1860. (Nitschke). Lex.-8. 
geh. 3 Thlr. 

Derselben Handbuch der Württembergischen Ehegesetze nach d. 
protest. u. kath. Recht. Thl. III. „Stuttgart, 1860. (Nitschke). gr. 8° 
geh. 2 Thir. 1 Sgr. Thl. I. II. erschienen Darmsheim, 1854. 56. (Stutt- 
gart, Nitschke.) 


6. Baden. 


Bähr, K., das Badische Kirchenbuch in seinem Verh. z. d. südwestdeut-. 
schen Kirchenordnungen v. d. Reformat. an. Karlsruhe, 1859. (Gutsch) 
geh. 4 Thlr. 


7. Oesterreich. 


Acta et decreta concilii provinciae Viennensis. a. d. 1858, ponti- 
ficatus Pii P. IX. 13. selebrati.. Wien, 1859. (Sintenis).. hoch 4. geh. 
baar 1% Thilr. 

Ginzel. J. A., Handb. d. neuesten in Oesterreich geltenden Kirchenrechts. 
2. Bd. 1. Abthl. Wien. (Braumüller). gr. 8. geh. 14 Thlr. 

Hornyänsky, W., die evangel. Kirche in Oesterreich, ihre Geschichte, 
Verfassung und Statistik, nebst einem Verzeichniss der evangel. Super- 
intendenzen, Seniorate u. s. w. in der Monarchie. Pesth, 1859. (Oster- 
lamm). 4. geh. 4 Thlr. 

Rannicher, J., Handb. des evangel. Kirchenrechts mit besonderer Rück- 
sicht auf die evangel. Landeskirche Augsb. Bekenntnisses in Sieben- 
bürgen. 1. Hft. enth. Einleitung. Herrmannstadt, 1859. (Steinhausen). 


gr. 8. 12 Sgr. 


VIL Verfassung der katholischen Kirche. 
Papst. Curie. Cardinäle (Römische Frage). 


Bouix, D., Tractatus de curia Romana, seu de cardinalibus, Romanis 
congregationibus, legatis, nuntiis, uicariis et protonotariis apostolicis. 
Paris. (Lecofire et Co.) 8. 

Maguire, J. Fr., Rom: Sein Regent u. seine Institute. Aus d. Engl. v. 
C. B. Reiching. 2. verb. Aufl. Regensb., 1860. (Manz). 8. geh. 27 Sgr. 

Sammlung von Schriften über die römische Frage. Nr-1—8B. 
Leipzig, 1860. (Gerhard). gr. 8. geh. ı Thlr. 124 Sgr. 

Inhalt: 1. Der Papst u. der Congress. [Vom Staatsrath Vicomte de 
Lagueronniere unter direoter Eingebung des Kaisers Napoleon JII.] 
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Aus d. Franz. 1—5. Aufl. 4 Thlr. — 2. Antwort d. Bischofs v. Or- 
leans Msgr. Dupanloup an den Verfasser von „der Papst und .der 
Congress“ so wie der Französ. Regierg. offiziöse Erwiderg. darauf im 
Journal „Le Constitutionnel.“ Aus d. Franz. 4 Thlr. — 3. Vorschlag 
zur Lösung d. römischen Frage von Abb6 J. H. Michon. Die Rechte 
d. Papstes. Antw. auf d. Flugschrift „Der Papst u. d. Congress“ v. Pon- 
joulat. Noch ein Wort üb. d. Schrift: „Der Papst u. d. Congress * 
vom Vicomte Louis v. Dax. Anhang, enth. neueste officielle Reden, 
Briefe u. Zeitungsartikel üb. d. röm. Angelegenheit. Aus d. Franz. 
4 Thir. — 4. Der Papst u. Italien. Ein Hirtenschreiben d. Cardinal- 
Fürstbischofs Rauscher v. Wien. Frankreich, das Kaiserreich u. das 
Papstthum. Eine staatsrechtl. Frage v. Villemain. Aus dem Franz. 
Napoleon III. und der Klerus v. Hippolyte Castille. Aus. d. Franz. 
4 Thlr. — 5. Napoleon III. u. Pius IX. Von e. Theologen. Aus d. 
Franz. Der Bischof v. Arras an den Verf. der Brochüre: „Der Papst 
u. der Congress.“ Aus dem Franz. .Zur italien. namentlich päpstl. 
Frage. Anhang, enth. Encyclica Sr. Heil. d. Papstes. Zustände in 
Rom u. s. w. 4 Thir. — 

de Lagueronniöre, le Pape et le congrös in zahlreichen Ausgaben u. 
Uebersetzungen auch im deutschen Buchhandel. 

[Ebenso die meisten der übrigen in obiger Samml. enthaltenen Flug- 
schriften.) 

Der Papst. .Ein Wort an die Katholiken in der Schweiz. Hreg. v. dem 
Piusverein in Altdorf. Luzern, 1860. (Gbr. Räber). gr. 8. geh. 3 Sgr. 

Der Papst u. der Kirchenstaat. Mit e. Anhange enth. d. Verzeichn. 
der Schenkungsurkunden an d. h. Stuhl. u. d. Gegenschrift des Bisch. 
v. Orleans gegen d. Brochüre: „Der Papst u. d. Congress.“ Wien, 1860. 
(Mayer u. Co.). gr. 8. geh. 9 Sgr. 

Parisis, P. L., Was ist der Papst? Sendschreib. an d. Verf. der Bro- 
chüre: „Der Papst u. der Congress.“ Aus d. Franz. Mainz, 1860. 
(Kirchheim). 8. 2 Sgr. 

Das Papstihum. Entstehung, Wachsthum, Blüthe u. Verfall desselben. 
Leipzig, 1860, (Hunger). gr. 8. geh. % Thlr. 

Das Papstthum vor der Napoleonischen u. d. deutschen Politik. 1. u. 
2. Aufl. Berlin, 1860. (Springer’s Verl... geh. 4 Thlr. 

Deutsche Antwort auf Laguerroniere’s Brandschrift: „Der Papst u. 
der Congress.“ Von e. aufrichtigen Protestanten. Leipzig, 1860. (Koll- 
mann). gr. 16. geh. 4 Thlr. 

Bonhoven v. Echt, H., üb. Laguerroniere’s Flugschrift. Coesfeld, 1860. 
(Wittneven $.). gr. 8. geh. 4 Sgr. 

Dupanloup, Fel., Schreiben an einen Katholiken üb. d. Brochüre: „Der 
Papst u. der Congress.“ Aus d. Franz. Mainz, 1860. a, 8. 
geh. 4 Sgr. 

‚Derselbe über die kaiserliche Zerstückelg. der päpstl. Staaten. Zweites 
Sendschreiben a. e. Katholiken. Nebst d. Eneyclica d. h. Vaters v. 
19. Jan. u. dem Hirtenbriefe des hochw. Bischofs v. Poitiere als Anh. 
Aus d. Franz. Ebend. 8. geh. #4 Thir. 


Uebersicht der kirchenroehtlichen Literatur. 549 


Dupanloup, Was ist Rom, was Italien u. Europa ohne das Pspstihum. 
Eine Zeitfrage. Aus dem Franz. Ebend. 8. geh. 6 Ser. - 

von Moy de Sons, E., die weltliche Herrschaft d. Papstes u. die recht- 
liehe Ordnung in Europa. M..e. Vorwort an d. deutschen Protestanten. 
Regensb., 1860. (Pustet). 8. geh. 6 Sgr. 

Derselbe, die weltliche Herrschaft des Papstes, ihre geschichtliche Begrün- 
dung, ihre Bedeutung u. die Bedeutung des Kampfes gegen sie. (Arch. 
f. kath. K.—R. Bd. V. 8. 105--142). | 

Reuchlin, Art. Kirchenstaat. (D. St.-Wörterbuch Bi. v8. 579-608). 

Der Peterspfennig. Dem Papste zum Schutz, seinem Feinde zum 
Trutz. Ein Büchlein für d. kathol Bürger und Landmann. München, 
1860. (Lentner). 16. geh. 2 Sgr. 

Protestantische Bemerkungen z. dem Bittschreiben d. preussischen 
Bischöfe im November 1859 an des Prinz-Regenten K.H. um Erhaltung 

‘ d. vollen welti. Macht f. den Papst. Elberfeld, 1860. (Bädeker in Comm.) 
8. geh. 4 Thlr. Dasselbe 2. verm. Aufl. nebst dem bisch. Schreiben. 
Ebend.- 8. geh. + Thlr. 

Die 8 preuss. kath. Bischöfe un. d. Staat i in Folge v. Laguerroniere’s 

„Papst u. der Gongress.“ Hamburg, 1860. (Hoffmann u. Campe). $ Thir. 

Hettinger, F., das Recht und die Freiheit der Kirche. Ein Vortrag 
zur Beleuchtung der Römischen Frage. Würzburg, 1860. (Stahel). 
Lex.-8. geh. 7 Sgr. 

Rundschreiben d. Papstes Pius IX. v. 19. Jan. 1860 u. zwei Hirten- 
briefe d. Bischofs Ignatius v. Regensburg üb. d. Primat u. d. weltlichen 
Landesbesitz d. h. Stubles. Regensburg, 1860. (Manz). gr. 8. geh. 14 Sgr. 

Gott, Papst, Kaiser. Unpolitische Gedanken e. deutschen Vernunft 
‚üb. e. französ. Staatsfilosofen. Zum Verständn. d. französ. Brochüre: 
„Der Papst u. der Congress.“ Wien, 1860. (Grund). gr. 8. geh. 6 Sgr. 

Grondy, Vicomte de, de la question Romaine et de la politique actuelle. 
Etudes objectives. I. et II. St. Gallen, 1860. (Scheitlin et Zollikofer). 
8. geh. & 9 Sgr. 

— — IM. Des defauts du gouvernement pontifical. Ebend. 1860. 8. 
geh. 24 Spgr. 


Kafka, Ed., der Papst u. der Imperator. Wien, 1860. (Mayer u. Co.). 

gr 8. geh. 4 Thlr. 

Segur, der Papst. Eine Tagesfrage. Aus dem Franz. Mainz, 1860. 
(Kirchheim). 8. geh. 4 Sgr. 

Derselbe, Was ist der Papst. Eine Tagesfrage. Aus d. Franz. übers. v. 
J. Lennartz. Aachen, 1860. (Leipzig, Wengler). 8. geh. 2 Sgr. 

Sztanojovich, L., der h. Stuhl u. der Napoleoniemus. Wien, 1860. 
(Mechitar, Oongr. Buchh. i. O.). gr. 8. geh. #4 Thir. 

Rohrer, F., Papst u. Bann. Ein Wort zur Verständigung. Luzern, 1860. 
(Gebr, Räber). gr. 8. geh. 44 Sgr. 

Munzinger, W., Papstthum u. Nätionalkirche. Kine kirchenrechtäiche 
Studie. Bern, 1860. (Dalp). gr. 8. geh. 4 Thir. 

‚Choffe, F., la papaute aux abois ou le christianisme veonge. 
.1860. (Aue.i. 0.). gr. 8. geh. $ Thir, 
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Götz, P., die päpstliche Politik u. der politische Franzos od. was das 
alte Papstthum hei dem neuen Napoleon gesucht und gefunden hat. 
Hanau, 1860. (König). 8. geh. 4 Thlr. 

Stoffels, C., über den katholischen Papst u. d. protestantischen Päpste. 
Aus dem Franz. Cöln, 1860. (Bachem i. C.). 8. geh. 2 Sgr. 

Ueber das Geistliche u. Weltliche in der Kirche. Schreiben d. Bi- 
schofs v. Arras a. d. Minister Thouvenel. Aus dem Franz. Cöln, 1860. 
(Bachem i. C.). 8. geh. 1 Sgr. 

Die päpstliche Frage. (Protest. Mon. Bl. Bd.-XV. H.3. 8. 149— 191). 

Das Patrimonium Petri. Aus d. Edinburgh-Review übers. Posen, 1861. 

- (Merzbach). Lex.-8. geh. 4 Thir. 

Origines de l’infiuence sociale et politique de l’eglise jusqu’au VIIIme 
siecle. Origine du pouvoir temporel des papes. (Analecta Iur. Pont. 
Livr. XXX VII. p. 2187—2225). 

Jacobson, H. F., Art. Pontificale. (Herzog’s Real-Eneycl. Bd. XII. 
8. 59—60). 

Desselben Art. Präconisation. (Daselbst, Bd. XII. 8. 82). 

Desselben Art. Protonotarius apostolicus. (Daselbst, Bd. XII. 8. 264 —265). 

‚Klippel, G.H., Art. Propaganda u. die kath. Missionen. (Herzog’s Real- 
Encyclopaedie Bd. XII. 8. 200-209). | 


Der Klerus. Das geistliche Amt. 


Riehl, W.H., Art. Klerus. (Deutsches Staatswörterb. Bd. V. 8. 608-_614), 
Jacobson,H.F., Art. Residenz. (Herzog’s Real-Encycl. Bd.XI1. 8, 746-749). 


Synoden. 


Hefele, die Wiener Provinzialsynode im Herbst 1858. (Theol. Quartalschr. 
Jahrg. 42. Hft. 117— 135). 


VOL Evangelische Kirchenverfassung. 


Diedrich, J., fünf Artikel d. Augsburgischen Confession (7.8.14. 15. 28.) 
über Kirche und Kirchenregiment. Berlin, (W. Schultze). gr. 8. geh. 
baar 4 Thlr. 

Kraussold, L., das landesherrliche Summepiscopat nach reformatorisch- 
lutherischen Grundsätzen. Ein kirchenrechtl. Versuch. Erlangen, 1860. 
(Deichert). gr. 8. geh. 4 Thlr. 

Ueber die Organisation der reformirten Kirche. Von e. Laien. Win- 
terthur, 1860. (Steiner i. C.). gr. 8. geh. 4 Sgr. Zn 

Stahl, F. J., die lutherische Kirche u. die Union. Eine wissenschaftliche 
Erörterung der Zeitfrage. Zweite, mit e. Anh. verm. Aufl. Berlin, 1860. 
(W. Hertz). 8. geh. 2 Thir. 26 Sgr. 

Desselben Entgegnung auf die Einwürfe. Anh, zur 2. Aufl. des obigen 
Werks. Bes. Abdruck für d. Besitzer d. 1. Aufl. Ebend. 8. geh. 8 Sgr. 

Thomas, Union, lutherische Kirche und Friedrich Julius Stahl. Ein 
Wort für das gute Recht. Berlin, 1860. (G. Reimer). 8. geh. 1} Thlr. 

Becker, C., Ist eine wahrhafte, sohriftgemässe Unjon zwischen der. In- 
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therischen u. der reformirten Kirche denkbar, wenn letztere ihre schrife- 
widrigen Lehren nicht aufgiebt? Berl., 1860. (Schlawitz). gr. 8. geh. + Thlr. 

Die lutherische Kirche und die Union, (Zeitschr. f. Protestantismus 
u. Kirche N. F. Bd. XXXIX. Hft. 2 S. 103—132. Hft. 3 9. 133—182). 

Stahl’s Berichtigung d. reformatorisch. Kirchenverfassungslehre. (Zeitschr. 
f, Prot. u. Kirche N. F. Bd. XXXIX. Hft. 4 S. 199233). 

Zur Union. (Ztschr. f. Prot. u. Kirche N. F. Bd. XXXIX. H. 6 8. 378-391). 
‚Art. II. (Das. Bd. XL. Hit. 2 8. 117—125). 

Wangemann, sieben Bücher Preussischer Kirchengeschichte. Eine ak- 
tenm. Darstellg. des Kampfes um die lutherische Kirche im XIX. Jahrh 
3. Bd. 1, u. 2. Abth. Berlin, 1860. (W. Schultze). 8. geh. & 14 Thir. 

Petition v. Dr. Jonas u. Genossen betr. die Selbstständigkeit der preuss. 
evangel. Landeskirche an 8. Kgl. Hoheit den Prinz-Regenten gerichtet 
unter d. 5. Mai 1859. Hrsg. v. H. Krause. Berlin, 1860. (G. ‚Beimer). 
gr. 8. geh. $ Thlr. 

Wangemann, üb. d. nene Gemeindeordnung von 1860. (Abdr. a. d. 
Monatsschrift £. d. ev. luth. Kirche Preussens. Berlin, 1860. (W. Schultze). 
gr. 8. geh. 4 Thlr. 

Entwurf einer Kirchenordnung für die evangelisch -lutherische Kirche im 
Königreich Saehsen. Dresden, 1860. (C. C. Meinhold u. S.). 8. geh. 4 Thlr. 

Erläuterungen u. Beweggründe zum Entwurf e. Kirchenordnung f. d. 
evang.-lutherische Kirche im Königr. Sachsen. Ebend. gr. 8. geh. 4 Thlr 

Siebenhaar, Fried. Otto, die Stellung der Superintendenten nach dem 

„Entwurfe einer Kirchenordnung für die ev. K. im Königr. Sachsen. * 
Penig, 1860. (Leipzig, Kollmann). gr. 8. geh. $ Thlr. 

Noch eine Stimme aus der Kirche beleuchtend die Schrift des Herrn 
Superint. Siebenhaar zu Penig üb. d. Stellung der Superintendenten u. 
d. Entw. e. Kirchenordnung f. d. evang. Kirche im Königr. Sachsen. 
Auch von einem Superintend. Döbeln, 1860. (Schmidt). 8. geh. 4 Thlr. 

Gedanken zu dem Entwurf e. Kirchenordnung f. d. evangelisch -luthe- 
sische Kirche im Königr. Sachsen v. e. sächs. Theologen. Dresden, 1860. 
(Schöpf). 8. geh. 4 Thir. 

Kaim, J., der sächsische Entwurf e. evang.-lutherischen Kirchenordng. 
im Lichte des Protestantismus. Im Anh : Grundzüge e. evang. Kir- 
chenverfassg. Leipzig, 1861. (Deckmann). gr. 8. geh. 12 Sgr. 

Lehmann, G., zur Frage der Neugestaltung der evang.-lutherischen 
Kirche Sachsens. Dresden, 1861. (Kuntze). gr. 8. geh. % Thlr. 

Herrutann, E., über den Entw. einer Kirchenordng. f. d. sächs. Landes- 
kirche. (Ztschr. f. K.-R. Bd. I. Hft. 1. 8. 43-99). 

Bes. Abdr. vorstehender Abhandlg. Berlin, 1861. (F. Schulze). gr. 8. 
geh. 4 Thlr. 

Die Vereinigungsurkunde-v. J. 1818 u. d. Protestantenversammlung 
v. 22. April 1860. Speier, 1860. (Neidhard i. 0.) 8. 4 Sgr. 

Kirchen-Gesetz u. Kirchen-Gewalt in der bayerischen Pfalz. Eine 
übersichtl. hist. kritische Darstellg. des Kampfes der vereinigten protest. 
Kirche der bayer. Pfalz m. d. Hierarchie. 3. unveränd. Abdr. München, 
1860. (Franz). gr. 8. geh. % Thlr. 
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Pfnor, L., die Union im Grossherzogth. Hessen. Ein Beitrag zur Beant- 
wortung der Fragen: Union oder Confoederation, evangelische Freiheit 
oder bindendere Verpflichtung auf die alten Bekenntnissschriften der 
Kirche? Darmstadt, 1860. (Diehl). 8. geh. 4 Thlr. 

Ebert, W., die Geschiehte der evang. Kirche in Kurhessen v. d. Refor- 
mation bis auf die neueste Zeit. Das Zeugniss des Unionscharakters 

ı dieser Kirche kurz dargestellt. Cassel, 1860 (Scheel). gr. 8. geh. 28 Sgr. 

Vilmar, A. F. C,, Geschichte des Confessionsastandes der evang. Kirche 
in Hessen bes. im Kurfürstenthum. mu 1860 (Elwert’sche Univ.- 
Buchh.) gr. 8. 

Das kaiserl. Patent vom 1. Satan 1859 als "Mystification d. Pro- 
testantismus in Ungarn. Hamburg, 1860 (Hoffmann u. Campe). 8. 
geh. 12 Sgr. 

Die Protestantenfrage in Ungarn u. d. Politik Oesterreichs. Von e. 
ungar. Protestanten. 1. u. 2. Hft. Hamburg, 1860 (Hoffmann u. Campe). 
8. 174 Sgr. 

Die }utherische Kirche in Ungarn. (Zeitschr. f. Protest. u. Kirche 
N. F. Bd. XXXIX. Hft. 5 S. 265—298). 

Richter, A. L., Denkschrift die Verfassungsverhältnisse der erang. Kirche 
in Ungarn betr. (Juni 1859). (Ztschr. f. K.-R. Bd. I. Hft. 1.S. 138 — 156). 

Brunn, Fr, Aus den Verhandlungen der rheinischen Conferenz luther. 
Pastoren in Preussen, Baden u. Nassau über d. Lehre vom Predigtamt. 
Leipzig 1860 (Dörffling u. Franke). gr. 8. geh. 4 Thlr. 

Verhandlungen der dritten evang. Conferenz in Bruchsal am 27. Juni 
1860. Ueber die Kirchenverfassungsfrage. Carlsruhe, 1860 (Gutsch.) 
gr. 8. geh. 4 Sgr. 


| IX. Kirchliche Verwaltung. 
Besetzung der geistlichen Stellen. 


Jacobson, H. F. Art. Präsentationsrecht. (Herzog’s Real-Encyclop. Bd. 
xIl. 8. 86—88). 

Desselben Art. Reservationen, päpstliche. (Herzog’s Real-Encyclop. Bd. 
XII. 8. 743746). 


Canonisches Strafrecht. 


Eck, E., de natura poenarum secundum ius canonicum. (Inauguraldisser- 
tation). Berlin, 1860 (Typ. G. Schade). 

Neumann, M., de vicissitudinibus, quas canoniei iuris de usuraria pra- 
vitate placita in Germania inde a saecul. XIII. usque ad medium 
saecul. XVII. subierunt. (Inauguraldissertation). Berlin, 1860 (Typ. 
Fratr. Unger). i u 

Fessler, Jos., der Kirchenbann u. seine Folgen. 2. Aufl. m. 2 Beilagen: 
dem Excommunications-Breve P. Pius IX. vom 26. März 1860 u. dem 

 authent. Formular einer nament!l: FASORLDENIOBEIOH: wen +860 (Ge- 
rold’s 8.) gr. 8. geh. 12 Sgr. 


Uebersicht der kirchenrechtlighen Literatur. 353 


Kirchliches Strafverfahren. 


Dove, R. W., Untersuchungen üb. die Sendgerichte. (Ztschr. f. deutsches 
R. Bd. XIX. 8. 321394.) 

Desselben Art. Inquisition. (Deutsches Staatswörterb. Bd. V. 8. 326—341). 

Molitor, W,, Ueber das strafgeriehtliche Procedere bei den bischöflichen 
Ofticialaten. (Archiv f. kath. K.-R. Bd. V. 8. 344—368). 


Kirchenzucht in der evang. Kirche, 


Goeschen, O., Doctrina de disciplina ecclesiastica ex ordinationibus 
ecclesiae evangelicae saeculi XVI. adumbrata Halis, 1859 (Anton). gr. 
4. geh. 12 Sgr. 


Canonischer Process. 
(s. auch unter Quellen- u. Literärgeschichte.) 


Fessler, J., der kanonische Process nach seinen positiven Grundlagen 
u. seiner ältesten historischen Entwicklung in der vorjustinianischen 
Periode. Wien, 1860 (Gerold’s Sohn). gr. 8. geh. 1 Thir. 6 Sgr. 

Hinschius, Paul, Beiträge zur Lehre von der Eidesdelation mit besond. 
Rücks. auf das kanonische Recht. Berlin, 1860 (Nicolai’sche Verl.-Bh.) 

Silbernagl, Isid., die Eides-Entbindung nach dem canonischen Rechte. 
Inaugural-Dissertation. München, 1860 (Lindauer). gr. 8. geh. 8 Sgr. 


X. Kirchliches Leben. 
Katholischer Cultus. 


Breves quaedam annotationes canonico-liturgicae in Decreta Concilii 
Prov. Viennensis a. 1858 celebrati. (Arch. f. kath. K.-R. Bd. V. S. 55—66). 

Annotationes canonico-liturgicae in Decreta Conc. Prov. Viennensis a. 1858. 
(Daselbst Bd. V. 8. 368-394). 

Bouix, Tractatus de iure liturgico. Edit. II., cui accessit Pars quinta. 
Venit apud Auctorem. Atrebati 1860. (Via St. Maurice, 26). 8. Prix 
3 fr. 50 c. 

Fessler, J., Ueber die abgeschaffte Fneiertage und d. Messapplication 
an denselben. (Arch. f. kath. K.-R. Bd. V. 8. 185—224. 321—343). 

Besond. Abdr. vorstebender Abhandig. Innsbruck, 1860. (F. Rauch). 
Lex.-8. geh. 4 Thlr. 


” Sacramente u. sacramentsähnliche Handlungen. 


Steitz, G. E., Art. Sacramente. (Herzog's Real-Encycl.Bd. XIII.8.227-286). 

Dove, R.W., Art. Sacramentalien. (Herzog’s Roal-Enc. Bd. XIII. 3. 225-226). 

Traotatus de sacramentis in genere et de sacramentis baptismi et; con- 
firmationis in specie, olim a professoribus seminarii Mechlinensis dictati 
et deinde, sub nomine P. Dens, typis editi, nunc vere in pluribus 
$mendati, posterioribus summorum pontificum decretis .et statutis 
dioecesanis accomodati etc. Accedunt instructiones gallice et flandrice 
conseriptae de modo baptizandi infantes ad usum obsteiricantium. Edit. IL 
Mechliniae, 1860 (Mainz, Kirchheim). gr. 12. geh. 1 Thir 
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Martensen, H, die christliche Taufe u. die baptistische Frage. 2. Aufl. 
Gotha, 1860 (F. A. Perthes). 12. geh. 16 Sgr. 

Schwane, L, De controuersia, quae de ualore baptismi haereticorum inter 
8. Stephanum papam et $. Cyprianum agitata sit, comment. historico- 
dogmatica. Muenster, 1860 (Theissing i. C.) 4. geh. } Thlr. 

Steitz, G. E., Art. Schlüsselgewalt. (Herzog’s R.-Enc. Bd. XIII.8 579-600). 

De la confession annuelle et de la communion pascale. (Analecta 
iuris Pontifici. Livr. XXXVI. p. 2260-2290). 

Bemerkungen über das Beichtwesen. (Zeitschr. f. Prot. N. F. Bd. XLI. 
S. 74—93). 

Bucher, J., die sieben heil. Weihen des Priesterthums der kathol. Kirche 
Kurze Erklärg. der Bedeutg. der heil. Weihen u. s. f. Schaffhausen, 1860 
(Hurter). 16. geh. 9 Sgr. 


Eherecht. 


Frankel, Z., Grundlinien d. mosaisch -talmudischen Eherechts. Leipzig, 
1860 (Hunger). gr. 4. baar 4 Thlr. 

Bangen, L.H., Instructio practica de sponsalibus et matrimonio in usum 
sacerdotum curatorum. Il. De matrimonio contrahendo. Münster, 1860 
(Aschendorff). gr. 8. geh. 3 Thir. 

Janke, C. Aug., der Begriff der Ehe u. seine Consequenzen f. d. Gesetz- 
gebung. Leipzig, 1860 (0. Wigand). gr. 8. geh. 5 Thlr. 

Herrmann, E., über den Ehebruch als Ehehinderniss besonders nach er. 
Kirchenrecht. (Jahrb. für deutsche Theologie B. V. Hft. 2 S. 254—313). 

Biener, Friedr. Aug., Beiträge zu der Geschichte d. Civilehe. (Ztschr. f. 
deutsches RB. Bd. XX. S. 119—147). 

Zur Geschichte der Civilehe. (Preuss. Just.-Min.-Bl. Jahrg. XXI. 
Nr. 7. (17. Febr. 1860). S. 68—72. 

v. Harless, G. Chr. Ad., die Ehescheidungsfrage. Eine erneute Unter- 
suchung der neutestamentl. Schriftstellen. Stuttgart, 1861 (Liesching). 
gr. 8. geh. 24 Sgr. 

Derselbe, die Principien christlicher Ehegesetzgebung im Betreff d. Schei- 
dung. (Zeitschr. f. Prot. N. F. Bd. XLI. S. 40—68). 

Huschke, E., Was lehrt Gottes Wort üb. d. Ehescheidung? Leipzig u. 

. Dresden, 1860 (Naumann). gr. 8. geh. 8 Sgr. 

Hofmann, Ob Dr. Huschke das Schriftwort über Ehescheidung recht ver- 
steht? Beleuchtung des von Dr. Huschke angenommenen geoffenbarten 
Scheidungsrechts. (Ztschr. f. Prot. N. F. Bd. XXXIX. 8. 350-365). 

Hinschius, Paul, das Ehescheidungsrecht nach den angelsächsischen 1. 
fränkischen Bussordnungen. (Ztschr. f. deutsches RB. Bd. XX. S. 66-87). 

Dove, R. W., Evangelisches Scheidungsrecht. (Hersog’s Real-Encyelop. 

Bd. XIIL 8. 485501). 

Oppenheim, O. G., zu der Reform des Ehescheidungsrechts in England. 
(Preuss. Just.-Min.-Bl. Jahrg. XXI. Nr. 3. (20. Jan. 1860). 8. 38—%. 
Vgl. Just.-Min.-BlL von 1857. S. 254. 354. 366. und von 1859 $S. 334. 

Derselbe, die Verhandlungen des Englischen Parlaments über Einführung 
der Civilebe. (Zeitschr. £. K-R. Bd. I. Hft. 1. 8. 8—42). 
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Die Verhandlungen über den Gesetz-Entwurf, das Eherecht betr., in 
- beiden Häusern d. [Preussischen] Landtags im J. 1860. Berlin (K. Geh. 
Ober-Hofbuchdr.). gr. 8. geh. 1 Thlr. 

Schröder, A., die Civilehe, die Wiedertrauung Geschiedener u. d. geist- 
liche Gewissen. Mit Hinblick auf die Preuss. Kammerverhandlungen u. 

. die geistliche Praxis. Gotha, 1860 (Perthes). 12. geh. 4 Thir. 

v. Scheuerl, die neue Wendung der preuss. Ehegesetzgebung. (Ztschr. 
f. Prot. u. Kirche N. F. Bd. XL. Hft. 1. S. 1—46). * 

Die obligatorische Civilehe. (Zeitschr. f. Prot. N. F. Bd. XLI. S. 64—78). 

Gedanken eines Nichttheologen über einige wichtige Eherechts- 
fragen mit Rücks. auf das Königreich Sachsen. Leipz. u. Dresden, 1860 

- (Naumann). geh. 6 Sgr. 

Die gemischten Ehen, ein kathol. Bedenken. Von e. kath. Geistlichen 
d. Kanton Luzern. Luzern, 1860 (Gebr. Räber). gr. 8. geh. 4 Thlr. 
Ueber die gemischten Ehen. Aus den hinterlassenen Papieren eines 
badischen Staatsdieners. Herausg. v. R. Carlsruhe, 1860 rem: 

gr. 8. geh. 4 Sgr. Ze 

Stegemann, zur Lehre von der religiösen Erziehung der Kinder aus - 
gemischten Ehen. (Neues Magazin f. hannoverisches Recht Bd. I. (Jahrg. 
1860) Hft. 1. S. 57—71. Hannover, 1860 (Öarl Rümpler). 

Die Eide wegen Kindererziehung bei Mischehen. (Zeitschr. f. Prot. 
N. F. Bd. XL. H. 6. 8. 346—354). 


Religiöse Genossenschaften. u 
De l’administration temporelle des communautds ee (Ana- 
lecta iur. Pont. Livr. XXX VI. p. 2088—2147). 
Bouix, kanonisches Recht der Regularen. In einen deutuchen Auszug 
gebracht u. m. Zusätzen versehen v. Rup. Mittermüller. Landshut, 
ee Ehomaan). 8. geh. 16 Sgr. 


XI, Kirchenyermögen. 


Braun, Joh. Bapt., das kirchliche Vermögen von der ältesten Zeit bie 
auf Justinian I., mit besond. Rücksicht auf die Verwaltung desselben 
gegenüber dem Staate. ‚Giessen, 1860. (Ferber). gr. 8. geh. 4 Thlr. 

Sternberg, Ph. Ch., Versuch einer juristischen Theorie vom Eigenth.“ 
der Römisch-kathol. Kirche nach d. angesehensten neueren kath. Rechts- 
lehrern u. der päpstlichen Praxis im österr. Concordate, Stuttgart, 1860 
- (Göpel). gr. 8. geh. 4 Thlr. 

Schulte, J. F., die Erwerbs- und Besitzfähigkeit der äcätschön kathol, 
Bisthämer and Bischöfe überhaupt und des Bisthums und Bischofs 
von Limburg insbesondere. Prag, 1860 (Tempsky). gr. 8. geh. % Thlr. 

Ueber das Eigenth. an kathol. Kirchen u. deren Zubehörungen in 
den vormaligen sogenannten vier neuen Departementen Frankreichs, 
-insbesondere in Rheinhessen. (Besonderer Abdruck eines über diese Ma- 
terie am 28. Juni 1859 ergangenen Urtheils d. grossherzogl. hessischen 
‘ Cassationshofs u. s. f.) Darmstadt, 1859 Anne V — gr. 
geh. 4 Thir. 
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Gräff, F. W., das Eigenthum an den Kirchhöfen nach den in Frankreich 
u. in den übrigen Ländern des linken Rheinufers geltenden Gesetzen. 
Trier, 1860 (Lintz’ Verl.). gr. 8. geh. 24 Sgr. 

Maass, über das Rechtssubject, die Vertretung, Verwaltung und Ver 

_ wendung des Kirchen-, Schul- und Stiftungsvermögens mit besonderer 
Rücksicht auf die erzbischöfliche Verwaltungs-Instruktion £. Hohenzollern. 
- (Schluss). (Archiv £. kath. K.-R. Bd. V. S. 1-35. Vergl. Bd. IV. & 
583—604 u. 644— 704). 

Huller, G. A., die juristische Persönlichkeit der Domcapitel in Deutsck- 

. land u. ihre rechtliche Stellung. Eine gekrönte Preisschrift. Bamberg, 
1860 (Buchner). gr. 8. geh. 1 Thlr. 12 Sgr. 

Friedberg, über den Erfurter Jesuitenfond. Ein Beitrag z. Erörterg. 
der Streitfrage n. d. rechti. Natur der sg. Jesuitenfonds. (Zeilschr. f. 
K.-R. Bd. I. Hit. 1. S. 123— 137). 

Blulıme, F., das Rheinpreussische "Gesetz v. 14. März 1845 in besonde- 
rer Anwendung auf Pfarrwohnungen. Seine Meinung u. seine Ergän- 
zung im Geiste confess® Parität. Bonn, 1860 (Marcus). gr. 8. geh. 4 Thlr. 

Hüffer, H., das rheinpreussische Gesetz v. 14. März 1845 u. sein Ver-., 

 hältniss zu den Pfarrwohnungen. Münster, 1860 (Aschendorfi). gr. 8. 
geh. 4 Thlr. 

Derselbe, die Verpflichtung der Civilgemeinden zum Bau u. zur Ausbes- 
serung der Pfarrhäuser in der Rheinprovinz. (Nachtrag). (Arch. f. kath. 
K.-R. Bd. V. 8. 143—147. Vgl. Bd. 1V. S. 39—64, 129—158). 

Jacobson, H.F., Art. Präbende. (Herzog's Real-Encycl. Bd. XII. 8. 81-82). 

Desselben Art. Präschs, Präsenzgelder. (Daselbst 8. 8889). 

Dalmer, C.E.F., die Pfarrablieferungen mit den dabei vorkommenden 
Modalitäten als Berechnung des Deservit-Quartals, des Gnadenjahrs u. s. £.: 

‚ Stralsund, 1860. (Greifswald, academ. Buchh.). geh. 4 Thle. 


XII. Verhältnis der Kirchen zu einander, u. Verhältniss von 
Kirche u, Staat. 


Jacobson, H. F., u. Herzog, Art, Beligionsfreiheit. (Herzog’s be 
Bd. XII. S. 692—700). 

Bluntschli, Art. Kirchenhobeit. (D. Staatsw. Bd. Y. S. 564—578). 

Laurent, F., L’eglise et l’etat. Deuxiöme partie: La reforme. Bruxelles, . 
. 1860. 8. (Premiöre partie: Le moyen age. Bruxelles, 1858). 

Roashirt, C. F., das staatsrechtliche Verhältniss der kath. Kirche in 
Deutschland seit dem westphäl. Frieden übersichtl. dargestellt. Schaf- 
‚hausen, 1859 (Hurter). gr. 8. geh. 1 Thlr. 

Herrma nn, E., Art, Konkordate. (Deutsches Staatswörterbuch Bd. v. 
8. 101-744). 

Derselbe, die deutschen Concordate des neunzehnten Jahrhunderts. I. Der. 
geschichtliche Boden, (Prot. Mon.-Bl. Bd. XV. Hft. 5. S 301—327). 
Meinungsäusserungen eines Publicisten über die neueren Conoor- 

date. Nördlingen, 1860 (Beck). gr. 8. geh. 6 Sgr. 
Henhöfer, die christliche Kirche u. die Concordate. Carlsruhe, 1860 
(Gutsch). gr. 8. geh. 9 Sgr. u 
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Vergottini, N., Analyse d. österreichischen Concordats v. 18. Ang. 1856: 
Mit e. Anh.: das neue Ehegesetz v. 8. Octbr. 1866. Deutsch v. Frär. 
. Bürgeler. 1—3. Lfrg. Leipzig, 1861 (Kollmann). gr. 8. geh. a $ Thlr. 
Das Konkordat u. diek. k. Germanisirung in Ungarn. Zwei Briefe aus 
u. über Ungarn. Hamburg, 1880 (Hoffmann u. Campe). 8. geh. 4 Thlr. 
Zur Protestantenfrage in Tirol. München, 1860 (Oldenbourg). gr. 8. 
geh. 9 Sgr. 
Propst, R., die Convention der Württembergischen Regierung m. dem 
. päpstlichen Stuhle. Bericht f. d. staatsrechtl. Commission der Kammer 
. der Abgeordneten verfasst und eingeleitet. Stuttgart, 1860 (Metzler). 
gr. 8. geh. 16 Sgr. 
Sarwey, O., das Württembergische Concordat. Bericht f. d. Minderheit 
der staatsrechtl. Commission der Kammer der Abgeordneten verfasst u. 
‘ eingeleitet, Stuttgart, 1860 (Metzler). gr. 8. geh. 16 Sgr. 
Hofacker, C., das Württembergische Konkordat, besonderer Abdr. der 
im Schwäb. Merkur v. 10. Sept. bis 26. Okt. 1859 erschienenen Artikel 
- mit Berichtigungen u. Zusätzen. Nebst d. Texte d. württemb. u. bad. 
Konkordats u. den abgesonderten gegens. Zugeständnissen. Stuttgart, 
'1860 (Steinkopf). gr. 8. geh. 6 Spgr. 
Warnkö nig, L. A., Ueber die württembergische Convention mit dem 
päpstlichen Stuhle. (Archiv f. kath. K.-R. Bd. V. S. 3555). i 
Wächter, O., Württemberg u. Rom vor 300 Jahren. Ein Zeugniss ge+ 
gen das Konkordat. Stuttgart, 1860 (Steinkopf), gr. 8. ‚geh. 9 Sgr. 
Paulus, Ph., Woher u. wohin? od. das Concordat. Ein Wecker u. Weg- 
.‚weiser in dieser Tagesfrage.. 1-7. verm. Aufl. EUER, 1860 
(Riehm in C.). gr. 8. geh. 3 Sgr. 
Schott, 8., Württembg. u. d. Papst. Stutig., 1860 (Göpel). gr. 8. geh, 6 Ser. 
Völter, L., Was geht uns das Ooncordat an? Zur Belehrung d. evang. 
Volks im Auftr. eines Vereins v.. Geislichen verfasst. Stuttgart, 1860 
- (Oettinger). 8. geh. 2 Sgr. - 
Bas württembergische Concordat. Aus dem _ Gesichtspunkte der 
- Religions- und Gewissensfreiheit. . Eine Stimme aus der evang. Geist-- 
lichkeit Württembergs. (Protest. Mon.-Bl. Bd. XV. Hft. 6. 8. 368-879). 
FPlank, C., das württemb. Concordat, dargestellt in seinen Beziehungen" 
zu Oesterreich, Frankreich u. d. bad. Gesetzgebung v. 9. Oct. 1800: 
Stuttgart, 1860 (Göpel). gr. 8. geh. 4 Thlr. 
Einiges über das zu erwartende Concordat für d. Grossherzogth. Baden. 
- Aarau, 1859 (Sauerländer). gr. 8. 6 Sgr. | 
Vorläufige Bemerkungen zu der Schrift des Herrn Oberhofrichter. 
Geh. Rath Dr. Stabel. Freib. i. Br, 1860 (Herder). gr. 8. 2 Sgr. " 
Die Vereinbarung zwischen der Krone Baden u. dem h. Stuhle vom 
rechtl. Standpunkt aus beurtheilt. Freib. i. Br., 1860 (Herder). gr. 8. 4 Sgr. 
Die Vereinbarung mit dem päpstlichen Stuhle zur Regelung der An- 
gelegenheiten der kath. Kirche im Grossherzogth. Baden u. die beste- . 
“hende Gesetzgebg. 3. Aufl. Ebend. gr. 8. geh. 1 Sgr. . 
Promemoria, die Lehrfreiheit a. d. Univ. Freiburg betr. Freib. i. Br., 
1860 (Wagner). gr. 4. 2 Sgr. 
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Promemoria der protestantischen Professoren an der Badischen Lan- 
. desuniversität Freiburg eine Bestimmung in der Schlussnote zu der 
. zwischen d. Grossherzogl. Regierung u. d. päpstl. Stuhle abgeschlossenen 
. Vereinbarung betr. Freib. i. Br., 1860 (Wagner). gr. 8. baar 2 Sgr. 
Verhandlungen d. protest. Conferenz in Durlach am 28. Novbr. 1859 
‚ üb. die Stellung der Protestanten zu dem zwischen der Grossb. Badi- 
schen Regierg. u. d. römischen Stuhle abgeschlossenen Concordate. Eine 
Denkschr. 2. unveränd. Abdr. Heidelb, 1859 (Mohr). gr. 8. geh. 4 Sgr. 

Zell, K., Antwort auf das Sendschreiben der Herren Häusser, Schenkel, 

. Zittel über das Badische Concordat u. d. Durlacher Conferenz. Freib. 
i. Br., 1860 (Herder). gr. 8. geh. 4 Sgr. 

— Beleuchtung der Verhandlungen d. protest. Conferenzen in Dur 

‚ lach d. 28. Novbr. 1859. 3. Aufl. Ebend. gr. 8. geh. 2 Sgr. 

Hundeshagen, K.B., das Badische Konkordat in seiner Rückwirkung 

. auf d. Rechtsstellung d. evangelischen Religionstheils im Grossherzogth, 
Baden. Carlsruhe, 1860 (Gutsch). gr. 8. geh. 6 Sgr. 

Stolz, A., der Schmerzensschrei im Durlacher Rathhaus. Freib. im Br, 
1860 (Herder). gr. 8. 1 Sgr. 

Zur Aufklärung f. Kath. u. Protest. üb. d. zwischen P. Pius IX. u. 
Grossh. Friedrich v. Baden abgeschlossene Vereinbarung vom 28. Juni 
1859. Freib. im Br., 1860 (Herder). gr. 8. 1 Sgr. 

Lamey, A., Vertheidigungsschrift f. 8. Exc. den H. Erzbischof zu Frei- 
burg. Freib. im Br., 1860 (Herder). gr. 8. geh. 3 Sgr. 

Die Grundlagen f. d. Commissionsber. d. 1. Kammer üb. d. Convention 
m. d. päpstl. Stuhle u. das Recht. Karlsruhe, 1860. (Freiburg im Br., 
Herder). gr. 8. 2 Sgr. 

Das Zustimmungsrecht d. Landstände zu staatsrechtlichen Verträgen. 
Nach der einstimmigen Lehre der deutschen Publicisten dargestellt, 
Freib. im Br., 1860 (Herder). gr. 8. geh. 4 Sgr. 

Denkschrift üb. d. Competenz d. badischen Kammer in Betr. d. Voll- 

. ziehbarkeit d. Convention. Mainz, 1860 (Kirchheim). gr. 8. geh. 4% Sgr. 

Badischer Landtag. Verhandlungen üb. d. Convention mit d. päpstl. 
Stuhle. Karlsruhe, 1860 (Braun). gr. 4. geh. 4 Thlr. 

Jolly, Julius, die badischen Gesetzentwürfe üb. d. kirchl. Verhältnisse, 
Heidelberg, 1860 (K. Groos). gr. 8. geh. 6 Sgr. 

Erklärung der kath. Geistlichkeit im Grossherzogthum Baden. Freiburg 
im Br., 1860 (Herder i. C.). gr. 4. 1 Sgr. 

Gesetze üb. d. Regelung d. kirchl. Verhältnisse im Grossherzogth. Baden. 

. Bes. Abdr. a. d. Grossh. Reg.-Bl. Karlsr., 1860. (Dr. v. Malsch u. Vogel). 

Maas, die badische Convention u. die Bechtsvorgänge bei dem Vollzug , 
‚derselben. (Arch. f. kath. K.-R. Bd. V. S. 224—274, 394—453). 

Richter, A. L., die Entwicklg. des Verhältnisses zwischen dem Staate 

‚u. der kathol. Kirche in Preussen seit der Verf.-Urk. v. 5. Dec. 1848. 
(Zeitschr. f. K.-R. Bd. I. Hft. 1. S. 100—122). 

Honigmann, D,, die Preussische Verfassung und der konfessionelle Eid. 
Breslau. (Hainauer). gr. 8. geh. 6 Sgr. 
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| X. 
Zur Verständigung. 
Von | 
R. W. Döve. 


Unter der Ueberschrift: Der wahrhaft evangelische 
Standpunkt, enthält das diesjährige Aprilheft der Zeit- 
schrift für Protestantismus und Kirche aus der Feder des 
Herrn Professor Dr. von Scheurl in Erlangen eine Bespre- 
chung des Vorworts unserer Zeitschrift, welche mir leider erst 
nach beendigtem Druck des zweiten Hefts zugekommen ist. 
Die in dieser Besprechung in mehreren Beziehungen hervor- 
getretenen Missverständnisse nöthigen mich zu einigen er- 
läuternden Bemerkungen. 

Wenn wir zunächst mit Herrn von Scheurl darin voll- 
kommen übereinstimmen, dass für jede gedeihliche Arbeit 
auf dem Felde evangelischen Kirchenrechts beständiges le- 
bendiges Erfülltsein von dem Bewusstsein des von Christo 
gelegten Grundes erforderlich ist, so werden unsere Leser in 
dem, was wir in dieser Beziehung im Vorwort (S. 5.) gesagt 
haben, vielleicht einen abweichenden Ausdruck, aber keine 
Verschiedenheit des Standpunkts zu entdecken vermögen. Wir 
hatten ferner gesagt: „Evangelisches Kirchenrecht wird auch 
nicht von solchen gefördert werden können, welche, indem 
sie den Gegensatz der Confessionen innerhalb der evangeli- 
schen Kirche künstlich zu erweitern sich bemühen, sehnsuchts- 
voll nach den Grundsätzen des Tridentinum hinüberschauen.* 
Wir glaubten durch diese beiden Bestimmungen eine Rich- 
tung genau bezeichnet zu haben, welche nicht nur der re- 
formirten Kirche den Besitz der Heilswahrheiten, und den 
Reformirten und Unirten die Eigenschaft evangelischer Chri- 
sten bestreitet, sondern in ihren Ausläufern, die ja bekannt 
genug sind, zugleich die Annäherung an die römische Kirche 
in Lehre, Kultus und Disciplin in einer Weise anstrebt, dass 
sie dabei die Grundlage des evangelischen Glaubens verlässt. 
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Als diese sehen auch wir die Rechtfertigung allein durch den 
Glauben an; damit ist aber eine Richtung schlechthin un- 
verträglich, welche in der Fassung der Lehre vom geistlichen 
Amt als einem Priesterthum mit sacramentalischem Charak- 
ter sich der römischen Auffassung so weit nähert, dass sie 
selbst den unevangelischen Gedanken eines menschlichen 
Mittleramts zwischen Christus und seinen Gläubigen nicht 
fern zu halten vermag. Freilich hat die bezeichnete Richtung 
damit auch das Recht verloren, sich lutherisch zu nennen, 
sie glaubt aber, der ersehnten Union mit der römischen Kie- 
ruskirche zu Liebe, desto entschiedener den Reformirten ab- 
sagen zu müssen. Insofern durften wir sagen, dass sie den 
Gegensatz der evangelischen Confessionen künstlich, d. h. 
wahrheitswidrig zu erweitern bemüht ist. Dagegen sind wir 
weit entfernt, überzeugten Lutheranern oder Reformirten, 
wenn sie den Gegensatz der evangelischen Confessionen als 
einen die Kircheneinheit ausschliessenden auffassen, schon 
darum die Fähigkeit absprechen zu wollen, zur Förderung 
des evangelischen Kirchenrechts überhaupt mitzuwirken. 

Der Herausgeber, welcher für seine Person sich zur Union 
und zwar in dem Sinne bekennt, dass er dieselbe nicht bloss 
als die äussere Kirchengemeinschaft, sondern als die volle 
Gemeinschaft im Glauben und kirchlichen Leben fasst, hatte, 
weil er eben kein Parteiorgan zu gründen beabsichtigte, nicht 
nur neben solchen, die seinen eigenen Unionsstandpunkt thei- _ 
len, Männer des lutherischen wie des reformirten Bekennt- 
nisses zur Theilnahme eingeladen, sondern: dabei auch nur 
evangelische Gesinnung, nicht nothwendig unionsfreundliche 
Richtung als Bedingung festhalten zu müssen geglaubt. Somit 
sollte also weder die Entwicklung lutherisch -kirchlicher An- 
sichten in der Zeitschrift ein für allemal streng ausgeschlossen, 
noch darin nur die Vertretung unionsfreundlicher Ansichten 
geduldet werden. Wir glaubten vielmehr die wissenschaft- 
liche Freiheit walten lassen und die Uebereinstimmung der 
Mitarbeiter nur für die Gruadrichtung in Anspruch nehmen 
zu müssen. In diesem Sinne erklärten wir, die Zeitschrift 
werde nicht suchen, was die evangelischen Confessionen 
trennt, sondern was sie bindet. Wenn nun v. Scheurl a. a. O. 
uns zuruft: „Unser Begriff von dem, was wahrhaft evange- 
„lisch ist, bringt es mit sich, dass wir, bei aller Entschie- 
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„denheit unserer lutherischen Ueberzeugung, bereitwilligst 
„zugestehen, es könne das evangelische Kirchenrecht gar wohl 
„auch von Reformirten und Unionsfreunden gefördert wer- 
„den... Denn nach unserem evangelischen Standpunkte ist 
„das hinsichtlich des Glaubensgrundes hauptsächlich dadurch 
„bedingt, dass Jemand in dem evangelischen Glauben der 
„Rechtfertigung allein durch Christum steht. Wer diesen 
„Glauben theilt, ist uns ein evangelischer Christ; mit ihm 
„können wir, auch wenn er nicht Lutheraner ist, in Bear- 
„beitung des Kirchenrechts sehr weit Hand in Hand gehen ;“ 
so können wir dem nicht nur im Allgemeinen aus vollem 
Herzen beistimmen, sondern müssen eben auch seinen Stand- 
punkt als einen solohen bezeichnen, der da nicht sucht, was 
die evangelischen Confessionen trennt, sondern was sie bindet. 
Und eben, weil wir seinen Standpunkt in diesem Sinne als 
einen wahrhaft evangelischen kannten, forderten wir ihn selbst 
auf, sich in die Reihe der Mitarbeiter zu stellen. Wenn er 
in Beziehung auf diese Einladung zu unserem Bedauern die 
Vermuthung ausspricht, „es sei dabei angenommen worden, 
dass es ihm mit seiner lutherischen Bekenntnisstreue nicht 
so ganz ernst sei“, so wird er, das vertrauen wir, diese Vor- 
aussetzung nunmehr als unbegründet erkennen, und, sofern 
es ihm dennoch unzulässig erscheint, sich unserem Unter- 
nehmen anzuschliessen, doch unseren Wunsch nicht zurück- 
weisen, mit ihm in Bearbeitung des: evangelischen Kirchen- 
rechts auch ferner Hand in Hand zu gehen. 

Wir können es uns an dieser Stelle nicht versagen, noch 
“in einer anderen Beziehung auf unsere Uebereinstimmung mit 
v. Scheurl zu verweisen. In der beherzigenswerthen kleinen 
Schrift über den Werth des Kirchenrechts für evan- 
gelische Geistliche (Erlangen, 1861) hebt er S. 22 ein- 
dringlich hervor, wie es noch heutigen Tages gilt, „den Be- 
“ freiungskampf gegen eine noch keinesweges vollständig über- 
wundene ungebührliche Herrschaft des canonischen Rechts in 
einzelnen Theilen unseres Kirchenwesens, auf welchen sie 
noch lastet, fortzuführen.“ Wir meinen, insbesondere in die- 
sem Kampf wird die Bundesgenossenschaft unserer Zeitschrift 
dem hochgeschätzten Manne nicht unerwünscht sein. 
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XI. 
Zur Geschichte der Eheschliessung. 
Von 


Emil Friedberg, 
Doctor der Rechte. 


Erster Artikel. 


In unseren Tagen ist die Einführung der Civilehe eine 
brennende Frage geworden, und hat daher Vielen Veranlas- 
sung gegeben, die geschichtliche Grundlage dieses Institutes 
in den germanischen Rechtsgebräuchen aufzusuchen. 

Ich will das hier ergänzen und näher begründen. 

Wie bei allen Naturvölkern finden wir auch bei den Ger- 
manen die Frauen in einem Abhängigkeitsverhältniss zu den 
Männern. Schon das geltende Recht der Selbsthülfe musste 
für das schwächere Geschlecht in dem stärkeren einen Schutz 
hinstellen, wie ja auch die Unmündigen und die Waffenun- 
fähigen in den streitbaren Männern ihre Vertreter fanden'). 
Es war natürlich, dass diese Vormundschaft — mundium,. 
der römischen manus entsprechend — mit der väterlichen 
Gewalt sich vereinigte und identificirte, dass sie in der vä- 
terlichen Familie bis auf den letzten Schwertmagen sich ver- 
erbte, und dass sie endlich dem Mann übertragen wurde, in 
dessen Familie die Frau als Gattin neu hineintrat?). „Foere- 


!) Brokmerbrief $. 96. bei Richthofen Fries. Rquell. 164: „Sa 
skelin alla frouwa a foremunde stonda, hia skelin hebba auder thene be- 
rena ief thene kerena, and thi skel foremundere wesa, ther alra sibbest 
is; send hia al like sib, sa is thiu federside weldegera“ Emsiger Pfen- 
nigschuldbuch 8.9. ebendas. 196. Ed. Roth.204. Vgl. Kraut Die 
Vormundschaft nach den Grundsätzen des deutschen Rechts, I, S. 10 ff. 
Laboulaye Recherches sur la condition eivile et politigue des femmes,- 
8. 138, 

2) L. Wisigoth. IV, 2, 15: „vir qui uxorem suam .... habet in 
potestate similiter et in servis eius potestatem habebit.“ Sachsensp. 
UI, 45: „die man is vormünde sines wives to hant als sie ime geträwet 
wert.“ Vgl. Grimm Deutsche Rechtsalterth. S. 447. f£. 
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mund“ wird in den Friesischen Rechten schlechthin der 
Ehemann genannt. 

Das mundium gewährte aber seinem Inhaber nicht bloss 
die Befugnisse zu persönlichen Einwirkungen auf den Bevor- 
mundeten, oder nur ideelle Vortheile, sondern bei jeder Ver- 
letzung des Mündels bezog der Mundwald die Wergelder und 
empfing gleichsam den reellen Lohn seines Schutzes?). 

Da aber so der Egoismus, ja selbst eine gewöhnliche 
praktische Gesinnung, das ganze Institut des mundium als 
einen Inbegriff von Vermögensrechten auffassen musste, so 
konnte der Ehemann, der zwar die Mühe des Schutzes über- 
nahm, zugleich aber auch das Anrecht auf die etwa daraus 
fliessenden Vortheile erhielt, nur gegen Entschädigung die 
Abtretung der Mundschaft verlangen, er musste sie kaufen®), 
und das ist der Ursprung des so vielfach missverstandenen 
Ausdruckes, der sich noch im späteren Mittelalter wieder- 
findet’), und als Beweis der rohen Gesinnung der Deutschen 
verschrieen ist®), „dass der Mann seine Frau kaufe.“”) 

So kam es, dass die aus der Mundschaft fliessenden pe- 


® Vgl. Kraut a.a.0. I, S. 329. fl. II, 8. 68. 

*“ Falls der Ehemiann das mundium über die Frau nicht chen 
hatte, blieb es bei dem früheren Mundwald, Ed. Liutpr. 126, der dann 
auch die Wergelder bezog, L. Alamann. Hl. 51, 1. 52, 2. 54, 2. Ed. 
Rotharis 187. Vgl. Schröder de dote secund. leg. gent. german. an- 
tigu. Berol. 1861. 8. 63. f. Ebenso das mundium über die in dieser Ehe 
erzeugten Kinder. Vgl. Kraut a.a. 0. I, S. 186. und Strafrecht der 
Germ. 8. 804. 

5) Vgl. Aethelbirht’s Ges. c. 77: Gif man air gebiged [Wenn 
Jemand eine Jungfrau kauft]. Im nordischen Recht hiess eine gekaufte 
Frau myndikeypt konu, vgl. Bjaköret c, 68.. (Paus II, 268.) . Beispiele 
bei Grimm a.a.0. S.421. Kindlinger Gesch. der deutsch. Hörigkeit 
8.186. Bodmann Rheingauische Alterthümer S. 670. 

6) Schon Saxo Grammaticus verstand das nicht. Vgl. V. 8.79. 
(Frankf. 1576): „ne quis uxorem nisi emtitiam duceret, venalia siquidem 
‚connubia plus stabilitatis habitura censebat, tutiorem matrimonii fidem 
‘existimans, quod pretio firmaretur.“ 

?) Es lässt sich jedoch nicht läugnen, dass die Frauen hiebei auch 
im sachlichen Begriff aufgefasst wurden. Vgl. Aethelbirht’s Ges. c. 31: 
„Gif friman wiö fries mannes wif geliged, his wer-gelde äbicge, and Ööder 
wif his ägenum scatte begete and pa&m öödrum at häm gebrenge.“ [Wenn 
ein Freier bei eines freien Mannes Frau liegt, erkaufe er sie mit ihrem 
Wergelde und erwerbe eine andere Frau aus seinem nn Vermögen 
und bringe ‚sie ihm heim.) Eu E 
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kuniären Vortheile in festen Summen taxirt wurden, die dem 
Mundwald gezahlt werden mussten°), ja dass es diesem bei 
den Alamannen und Baiern’) frei stand, die Ehen, bei 
denen kein Mundkauf stattgefunden hatte, nach Belieben wie- 
der aufzulösen und eine Busse zu fordern, während andere 
Volksrechte'°) sich mit der letzteren begnügten. 

Erst in späterer Zeit war es die Frucht einer milderen, 
auch von der Kirche begünstigten Rechtsanschauung ''), die 
in der Lex Burgundionum'’) schon durchbricht, und in 
den Edicten der späteren langobardischen Könige'?), den 
Gesetzen der Franken, Alamannen, Baiern und West- 
gothen vertreten ist'‘), dass die von dem Ehemann für die 
Mundschaft zu zahlende Summe („dotalicium“, bei den Lan- 
gobarden: „meta“, nordisch: „mundr“) der Frau selbst als 
Wittwenversorgung bestellt wurde, während jene ältere Sitte 
bei den Dithmarsen noch im 15. Jahrhundert zu fin- 
den ist'°). 


8) Vgl. L. Saxon. VI, 1: „Uxorem ducturus C.C.C. sol. det paren- 
tibus eius.“ VII, 3, 4: „qui viduam ducere velit oflerat tutori pretium 
emtionis eius.“ Ed. Rothar. 190. 191. 215. L. Liutprandi VI, 35. 
L. Burgund. 34,2. L. Wisigoth. III,1,2.5. Kraut a.a. 0.1, 310. 
In Island war eine Mark (VI alna aurar) der geringste Mundschatz und 
Kinder einer um geringeren Preis erkauften Frau waren nicht erbfähig. 
Gräg. arf. 3. 

% L. Alam. Hl. 51. 64. L. Bajuv. 7, 16. Gregor. Turon. hist. 
Franc. IX, 33: „Quia sine consilio parentum eam coniugio u non 
erit uxor tua.“ 

10%) Ed. Rotharis 188. ff. L. Sax. 40. etc. Auch konnten sie das 
Vermögen der Frau zurückfordern. 

1) GC, Trevirense aö 1227. bei Hartzheim Concilia German. 3, 
629. verbietet den Verwandten oder Vormündern des Brautpaars „quo- 
eungue colore quaesito aliquam pecuniam pro matrimonio contrahende, 
vel contrahendo impediendo“ zu nehmen. 

12) L, Burg. 66, 1. | 

#) L. Liutpr. VI, 35. 49.61. Nach dem ed. Roth. 178. 179. wurde 
es dem Mundwald übergeben, der es der Frau schenkte; so wohl auch im 
Norden. Gräg. festath. 7.50. Saem. 83. ff. vgl. Weinhold Deutsche 
Frauen im Mittelalter 8. 213. 

“ Vgl. Kraut a.2.0. I, 312. Pardessus lei Salique 688. — L. 
Alam. 55, 3. Schröder a,2.0. 8.62. f. — Conc. ap. Tusiac. aö. 
860 (Sirmond. 3, 8.181): „... dotem acceptam, quam de se ipsa, si 
carnaliter jungeretur, mezcari debuerat.“ Vgl. Schröder a.a.0. 8.74. 

’) Alb. Krantz Wandalia I, 13: „Valet hodie ea ut ferunt consue 
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Während so die Bedeutung des Mundkaufs mehr und 
mehr schwand und uns statt dessen nur noch ein symboli- 
scher, ein Scheinkauf'*) entgegentritt, der in den Gebräuchen 
und Liedern der späteren Zeit noch anklingt !"), während folge- 
gemäss die Befugniss des Mundwalds aufgehoben wurde, das 
Mündel, auch gegen dessen Willen, nach Belieben zu ver- 
heirathen ıs), so trat die schon erwähnte Dos - Bestellung des 
Ehemannes an seine Frau in voller Wichtigkeit an die Stelle 


tudo in Thietmaris, gente palustri, ad exitum Albis fluminis: ut nuptui 
tradant filias indotatas, sponso quantum inter eos convenit annumerante 
ant pendente his, qui puellam in potestate habuerunt.* 

16) 3, B. bei den Saliern ein solidus und ein denar, vgl. Fredegar. 
Gregor. Turon. epit. 18. Pithoeus glossar. ad leg. Sal. 46. (bei Balu- 
zius Cap. tom. II.) | | 

1) Vgl. Münchener Magistratsverord. v. 1405 bei Westen- 
rieder Beitr. 6, 122: Es sol auch chain Prawtgam .... sein swiger nicht 
mer geben zu erung dann ein klainat; vgl. auch Schmeller Bair. Wörterb. 
1, 426. s. v. HochzeitTuechlein. Bei den Juden ist noch heute der 8.g. 
symbolische „Kauf durch den Groschen“; vgl. Michaelis Mosaischos 
Recht 2, 87. — Im altmosaischen Recht gab es keinen Brautkauf; vgl. 
Saalschütz Mosaisches Recht 1, 730. In kleinrussischen Hochzeitsge- 
bräuchen hat er sich, freilich nur als einer der vielen bei Hochzeiten 
beliebten Scherze erhalten. Der jüngste Bruder der Braut verkauft sie 
nämlich um ein paar Dukaten. Auch in diesem Volkslied (bei Hoff- 
mann und Richter, Schles. Volkslieder S. 119) glaube ich Spuren des 
‚Brautkaufs zu finden: | I | 

„Sind drei draufsen, Frau Mutter! “ 
„„Frag, was sie woll’'n, meine Tochter.“ “ 


„Einer will mich haben, Frau Mutter!“ 
„„Frag, ob viel Thaler, meine Tochter.“ “ 


„Dreihundert Thaler, Frau Mutter!“ 
„„Das ist zu wenig, meine Tochter.“ “ 
etc. etc. 


„Fünfhundert Thaler, Frau Mutter!“ 
„„Den sollst du haben, meine Tochter.“ 

8) Ediet. Roth. 195. L. Saxon. 40. Chlotac. Const. ao. 560. 
ec. 7. L. Wisigoth. 3, 4. 11. Cnut döm, 1, 72. etc. An die Stelle 
des Mundwalds traten häufig die Landesherren und das ist die Erklärung 
des von diesen bis in die Mitte des 16ten Jahrh. ausgeübten Rechts der 
Ehestiftungen. Vgl. Waitz, D. Verfassungsgesch. 2, 135. Grimm a. 
a. 0.438. Weinhold a. a. O0. 116. — Nach dem Eidsivathings- 
recht (Kristenr, c. 23) war Zwang zur Verlobung binnen Jahrestriet 
Scheidungsgrund. . a rd. ae ee an: 


\ 
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des Mundkaufs. Es lag darin der wesentliche Unterschied 
zwischen Concubinat und Ehe'’), der von der Kirche selbst 
nicht verkannt wurde”), es lag darin die unerlässliche Be- 
dingung einer vollen Ehe?'). So empfiehlt Burchard von 
Worms denen, welche die unsittliche Verbindung des Con- 
cubinats mit der Ehe vertauschen wollten: „antequam uxorem 
accipiat, dimittat eam, et, si est libera, dotet eam“??), und 
Karl der Kahle musste, als er nach dem Tode seiner Ge- 
mahlin seine bisherige Concubine Richildis heirathen wollte, 
dieselbe zuvor sich verloben und dann dotiren: „concubinam 
suam R. desponsatam atque dotatam in coniugium duxit“”?). 

Durch die Uebergabe des mundium, die sich der sinn- 
lichen Anschauungsweise der Germanen gemäss durch Tra- 
dition?‘) der Frau und ihres Vermögens in der Gerichtsstätte, 
im mallum, vollzog — daher der Ausdruck „gemahl“ —,. war 
aber auch die Ehe geschlossen. Wenigstens wo, und so lange 
man von kirchlicher Trauung nichts wusste, bestand zwischen 
Verlöbniss und Vermählung kein rechtlicher Unterschied ; 
daher brüt auch Gemahlin, gemahele auch Braut bedeutete >). 
Aber auch später erfolgte die Eheschliessung gewöhnlich mit 
der Verlobung zusammen, und jedenfalls sollte zwischen bei- 
den grundlos kein längerer Zeitraum als zwei Jahr, oder in 


9) Grimma. a. 0.438. Wilda a. a. 0. 804. 

”) Vgl. c.6. C. XXX. qu.5. Conc. ap. Tusiac. (Sirm. 3, 176). 
Vgl. vor allem c.12. C. XXXII. qu. 2: „Non omnis mulier viro iuncta 
uxor est viri... igitur cuiuslibet loci clericus si filiam suam viro habenti 
concubinam in matrimonium dederit, non ita accipiendum est, quasi con- 
Jugato eam dederit: nisi forte illa mulier et ingenua facta et dotata 
legitime et publicis nuptiis honorata videatur.“ (Leon. pap. ep. XC. al. 
XCIl. ce. 4.) 

21) Vgl. Marculf. form. app. 52: „femina aliqua bene ingenua ad 
coniugium mihi sociavi uxore, sed qualis causas vel tempora me oppres- 
serunt, ut chartolam libelli dotis ad eam, sicut lex declarat, minime ex- 
' cessit facere, unde ipsi fili mei secundum legem naturales appellantur.“ 

32, Gorrector c. 250. 

2) Frag. hist. Franc. (Du Chesne 2, 404.) 

%) Daher gift (angelsächsisch), gifting, gipt (altschwedisch). Vgl. 
Edict. Roth. 183, wo über die eine zweite Ehe eingehende Wittwe be- 
stimmt wird: ipsa per mano simili modo retradatur, sicnt priori marito 
tradita fuerit; nam aliter sine traditione nulla rerum dicimus subsistere 
firmitatem. . 

®) Wackernagel in Haupt Zeitschr. £. deutsch. Alterth, 2, 548. 
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den nordischen Rechten zwölf Monat verstreichen?®), wie denn 
‘ Theudebert, der Enkel Chlodewigs, den Unwillen sämmt- 
licher Franken erregte, weil er im sechsten Jahr nach seiner 
Verlobung noch mit der Verehelichung säumte”). — 

Nachdem wir so das Recht der Eheschliessung bei den 
Deutschen betrachtet, und zu dem Ergebniss gekommen sind, 
dass wir es mit einem rein bürgerlichen Rechtsgeschäft zu 
thun haben, dass in der Uebergabe des mundium und Be- 
stellung des dotalicium das ganze rechtliche Wesen der Ehe- 
schliessung basirte, und vielleicht auch noch, um dies hier 
gleich zu erwähnen, in dem Beilager, wollen wir uns jetzt 
zur Form der Eheschliessung wenden, und schliesslich zei- 
gen, wie wenig die kirchlich vorgeschriebene recipirt gewesen - 
sei, wie sie sich erst mit den bürgerlichen Rechtsgebräuchen 
verschmelzen musste, um mühevoll einen Eingang zu finden 
und den starren nationalen Widerstand zu brechen. 

Auch war die Form der Eheschliessung selbst durchaus 
nicht so unwesentlich, wie es erscheinen könnte, da der 
Ueberdruss des einen Gatten wohl leicht, um sich des an- 
deren zu entledigen, zu dem bequemen Mittel griff, die Ehe 
wegen Formverletzung bei dem Verlöbniss für ungültig zu 
erklären, ein Gebahren, dem die Kirche scharf entgegenzu- 
treten für nöthig fand?®). 

Ich erachte es jedoch hier für unwesentlich, alle jene 
Formen und Symbole, in die eine naive und sinnliche An- 
schauungsweise auch die Rechtsverhältnisse zu kleiden ge- 
wusst hat, und die unserem deutschen Volke vor Allem eigen 


%) Edict. Roth. 178.. L. Wisigoth. III, 1, 4& — Grägäs 
fostath. 54. etc. 


7) Gregor. Turon. ll, 27. 


28, Vgl, Conc. Tribur. aö. 895 bei Hartzheim.a. a. 0. 2, 403: 
„Quicunque alienigenam, hoc est alienae gentis feminam, verbi gratia 
Francus mulierem Bojoaricam, utrorumque consultu propinquorum legi- 
time vei sua vel mulieris lege acquisitam in conjugium duxerit, velit, 
nolit, tenenda erit, nec ultro ab eo separanda. — Quare si unus e duo- 
bus — copulam nuptialem machinetur disiungere, dicendo non secundum 
suae gentis legem jura matrimonii contraxisse et ideirco separari posse. 
diffinimus... ut jus matrimonii nequaquam resolvatur.... Nos Eos 
referimus, quia quendam Francum et mulierem Dasonieam talia egisse 
cognoseimus.“ Vgl, auch c. 1. X. de sponsalib. (4, 1.) 
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sind, aufzuführen, und beschränke mich auf die, welche für 
die spätere Entwicklung maassgebend geblieben sind. 

Eine der Hauptforderungen aber sowohl der Sitte als 
des Rechts, die auch den kirchlichen Anschauungen vollkom- 
men entsprach, war die Oeffentlichkeit der Eheschliessung. 
„Intersunt parentes et propinqui“ sagt schon Tacitus?°), die 
Lex Salica?°) lässt die Verlobung im mallum vor sich gehen, 
wie ja auch in den Gedichten des Mittelalters stets der „Ring“ 
erwähnt wird, in welchem die Ehe geschlossen wird, und 
Pippin machte diese Oeffentlichkeit sogar zu einer usiee 
lichen Nothwendigkeit, ®') 

Die Verhandlung wurde meist durch einen Freiwörben: 
der Fürsprecher, orator hiess, geleitet), wenn nicht 
die betheiligten Personen unmittelbar selbst die Handlung 
vollzogen. Zunächst wurde der Freier gefragt, ob er gekom- 
men sei, um jene Frau anzuhalten, und nachdem er dies 
bejaht hatte, wurde dieselbe Frage an die Braut und ihren 
Vormund gerichtet, die dann ebenfalls ihre Einwilligung zu 
erkennen gaben. Der letztere und der Bräutigam kamen dar- 
auf über den Brautschatz überein, vollzogen den symbolischen 
Scheinkauf, und stellten sich gegenseitig Sicherheit, der eine, 
dass er den Brautschatz richtig zahlen, der andere, dass er 
die Braut mit sammt ihrem Vermögen gehörig überliefern 


29) Germania c. 18. 
%) 44. Dazu eine veroneser Formel bei Canciani leg. Barb. 2, 
476b. 477a. 
3) Gudrun III, 11. v. 54 (Etmüller): 
„Do hiez man Ortrunen zuo dem ringe gän, 
„Und ouch frouwen Hilburg die maget wol getän.“ 
Niebel. 568: „man bat si zuo ein ander an dem ringe stän.“ 
ebenda 1621: „Do hiez man sie beide st&n an einem rinc nach gewönheite.* 
Walthar. 1448: 
„Ulio gratifiee magno susceptus honore 
Publica Hiltgundi feeit sponsalia rite.“ 
Vgl. Grimm a. a 0. 443. Weinhold a. a. 0. 223. — Cap. Vern. 
755. c. 15. (Pertz 3, 26.) 
ö 3%, Vgl. Be wifmannes beweddunge bei Schmidt Gesetze d. Angel- 
sachsen 390: „...pzt se brydguma after Godes rihte and zfter woruld. 
gerysnum zrest behäte and on wedde sylle Päm men, De hire forsprecan 
synd, etc.“ [dass der Bräutigam nach Gottes rechte und den Gebräuchen 
der Welt zuerst verheisse und ee ‚gelobe, die ihre RE 
(paranymphi) sind... .] u 
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werde. — Ich brauche wohl nicht erst zu sagen, dass dies 
nur ein Gesammtbild der äusserst mannigfachen Verlobungs- 
formen ist, und ich meine, dass es zur Verdeutlichung die- 
nen und besonders dazu beitragen wird, die Stellung der 
kirchlichen Eheschliessung klar zu machen, wenn ich die mir 
aufgestossenen Verlobungsformulare mittheile, und auf die 
Stellen der mittelalterlichen Dichter aufmerksam mache, 
welche uns, bei dem gänzlichen Schweigen der Gesetze, über 
Eheschliessung belehren können, und die in kirchenrechtlichen - 
Abhandlungen noch gar nicht beachtet worden sind. 
Massmann hat zuerst im Rheinischen Museum für Ju- 
zisprudenz III, 281. ff. und dann in s. Fluchformularen 179. 
ein Schwäbisches Verlöbniss aus dem 12. Jahrhundert mit- 
getheilt, das sowohl durch die Pracht der Sprache, als die 
Fülle der Symbole bemerkenswerth ist. Es lautet: 
Da ein fri swebenne ewet ain swab der ist ain fri man; 
der muozim siben hantseuohe han??), mitten git er siben wete 
nah dem swabeschen rehte, unde sprichet zem eresten alsus. 
1. ‚wa ich iw erwette den rechten munt, den gewerten 
munt, den gewaltigen munt, nah swabe &, nah swabe rehte, so 
von rehte ain vri swabe ainer vrien swabin sol, mir ze mineme 
. rehte, iu zuo iuwereme rehte, mit mineme volewerde engegen 
iwereme vollen werde. 

2. wa ich iw erwette so getaniu aigen, so ich in swabe 
herschepte han, so ich in des kuniges riche han, nah swabe &, 
nah swabe rehte. | 

3. wa ich iu erwete chuorichen unde chuozal, alsie en 
swabe 'herschepte han unde in des chuniges riche han, nah 

 swabe &, nah swabe rehte. 

4. wa ich iu erwete zoun unde gecimbere, ouzvart unde 
invart, nah swabe €, nah swäbe rehte. 

5. wa ich iu erwette stuot unde stuotwaide, unde swiner 
- unde swaige, unde rehte ganswaide, unde corter scaphe, nah 
swabe e. | 

'6. wa ich iw erwete scaz unde scillinch, unde golt unde 
gimme, unde allen den tresen den ich hute han oder vurbaz 
gewinne, unde scarph egge, nah swabe e. 

7. wa ich iu wette aller der wette der ich iu getan hän 
widembuoche ze vrumenne unde diu ze geloutenne ze hove 
unde ze gedinge unde ze allen den steten da ich ze rehte sol, 


), Zeichen der Uebergabe. Vgl. Grimm a. a. 0. 182. - 
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nah swabe rehte, so von rehte ain vri swab ainer vrien swabin 
sol, mir ze minem rehte, iuw ze iwerem rehte, mit minem vol- 
werde engegen iwerem vollen werde, obir mir den canzelare 
gewinnent.' 

Diu wete ellin diu niemet diu frouwe unde ir voget. Nu 
nimet der voget, ir geborn voget, diu wete unde die frouwen 
unde ain swert unde ain guldin vingerlin?®) unde ainen phen- 
nich unde ain mantel unde ain huot ouf daz swert?®), daz vinger- 
lin an di hilzen, unde antwortet si dem man, unde sprichet 
‚wa ich iu bevilhe mine muntalde ziweren triwen unde ze iue- 
ren gnaden, unde bitiuch durch die triwe alsich si iu bevilhe, 
daz ir ir rehte voget sit unde ir genadich voget sit, unde daz 
ir nit palemunt ne werdent’. so enphahet er si, unde habesime. 

Noch anschaulicher vielleicht wird uns der Eheritus in 
dem Meier Helmbrecht°®) vorgeführt, wo uns der Dichter 
die Vermälung des Räubers Lämmerschlind mit Gottlinden, 


einer Bauerdirne, schildert: 
„uf stuont ein alter grise, 
der was der worte wise, 
der kunde so getaniu dinc. 
er staltes beide in einen rinc. 

%4) Der Trauring ist kein ursprünglich deutsches Symbol, vielmehr 
der römische annulus pronubus, den die Kirche adoptirt, und auch in 
Deutschland eingeführt hat. Er findet sich in der Lex Wisigothorum, 
in den langobardischen Gesetzen, und ist im späteren Mittelalter 
allgemein üblich. Vgl. Wigalois. 4633. 9425. Parcival 13067. 13106. 
Ruotlieb XIV, 64. Grupen de uxore theotisca 8.191. Weinhold 
a. a. 0. 8.225 ff. Allerdings aber lässt der in der L. Wisig. erwähnte 
Umstand, dass der Ring arrarum nomine gegeben wurde (wie er denn 
auch häufig mahlschatz, d. h. Verlobungsschatz, genannt wird), auf 
eine Verwandtschaft mit dem Scheinpreise schliessen. Wenigstens tritt 
der Ring meist erst beim Verschwinden des Scheinpreises auf. Zusammen 
finden sich beide z, B. bei Fredegar. epit. 18. — Scheinverlobungen 
fanden mit Ringen aus Binsen u. s. w. statt, denen die Kirche jedoch 
volle Kraft beilegte; vgl. die Constitution des Bisch. Richard v. Salis 
bury v. J. 1217. c.55 bei Du Cange gloss. s. v. annulus de junco. 

35) Dasselbe kommt auch im Ruotlieb XIV, 64 vor: 

„Sponsus at extraxit ensemve piramide er 
Annulus in capulo fixus fuit aureus ipso.“ 
Sitte scheint es übrigens gewesen zu sein, dass der Bräutigam der Braut 
den Ring selbst aufsteckte, den ihren dagegen vom Mundwald empfing, 
der ganzen Idee der Mundübertragung entsprechend. — Ueber das Schwert 
als Symbol des mundium vgl. Grimm a. a, 0. 167. 
8) 1507, 5 


-. 
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er sprach ze Lemberslinde 

‘welt ir Gotelinde 

elichen nemen? sö sprechet Jä. 
‘gerne’ sprach der knabe sä. 

er vragte in aber anderstunt 
‘gerne’ sprach des knaben. munt. 
zem dritten mäle er dö sprach 
“nemt ir si gerne?’ der knabe jach 
‘so mir sele und lip, 

ich nime gerne dises wip.’ 

dö sprach er ze Gotelinde 

‘welt ir Lemberslinde 

gerne nemen zeinem man?’ 

'jä, herre, ob mir sin got gan.’ 
‘nemt ir in gerne’ sprach aber er. 
“gerne herre! gebt mirn her!’ 
zem dritten male ‘welt irn ?’ 
‘gerne herre! nu gebet mirn.’ 
dö gap er Gotelinde 

ze wibe Lemberslinde 

und gap Lemberslinde 
. ze manne Gotelinde. 

si sungen alle an der stat 

uf den vuoz er ir trat.‘‘?7) 


Aehnliche Beläge bieten auch die Niebelungen°®) und 


8) Es war das eigentlich ein Zeichen der Besitzergreifung, vgl. das 
Rechtssprichwort: „Trittst Du meine Henne, so wirst Du mein Hahn.“ 
Weinhold a. a. O. 228 macht darauf aufmerksam, dass noch heute hier 
und da der Glaube verbreitet sei, dass die Braut, die während der 
Trauung ihren Fuss auf den des Bräutigams setze, die Herrschaft in der 
Ehe habe. Sollte nicht hierin eine Erklärung für die Pantoffeln der ge- 
bietenden Ehefrauen liegen? 

88, 568: 

„Man bat si zuo einander an na ringe stän, 

man vrägte si ob si wolde den vil waetlichen man. 
In meitlichen zühten si schamte sich ein teil: 

doch so was gelücke und Sifrides heil, 

daz si in versprach aldä niht zehant. 

si lobete ouch ze wibe der edel künec von Niderlant. 
Do er si gelobete und ouch in diu meit, 

güetlichen umbevähen was da vil bereit 
von Sifrides armen das minnecliche kint. 
vor helden wart geküsset diw edel küniginnne sint.“ 

Der Kuss als Symbol bei Verlobungen bedarf kaum einer: Erklärung; er 
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Gudrunlieder°”) dar. 

Viel blasser dem ganzen Eindruck nach, wenngleich von 
höchstem Interesse, ist die von Wallraf‘°) mitgetheilte Köl- 
nische Verlobungsformel aus dem 14. Jahrhundert: 

„Sö wer irre zwe zösamen geven sal zö der €, der sal dese 
wort sprechen, de hernä stent. 

Item zöme irsten sal he vrägen den man ‘bistu he, dat du 
Beilgen (of we si heist; den namen sal man nennen) zo eime 
eligen wive ind zö eime bedgenössen haven wult?’ sö sal der 
brüdegem sagen ‘jä ich’. so sal he de brüt vragen mit irme na- 
men ‘bistua he, dat da Heinrich (of we sich der brüdegam 
nempt) haven wult zö eime mumber (muntporo — Mundwald) 
ind bedgenössen? etc. sö sal si sagen ‘ja ich’. so sal der brüd- 
gam dan den rinc nemen ind stechen dan den rinc der brüt 
in iren vinger neist dem kleinen vinger*!) etc. dan sol der gene, 
der si zo höf gift, dat siden döch mit XII torneschen*) in dat 
doch gebonden nemen, ind sal sagen ‘ich bevelen uch zö höf 
up frenzer erden mit golde ind gesteinen, silver ind gold, beide 
na Franken wise ind Sassen &*?), dat ürre gein den anderen 
lässen ensal umb lief noch umb leit noch um gein dinc, dat 
got an eme geschaffen hät oder geschaffen mach lässen werden’. 
dan sal der gene, der si zösamen gift, dat döch dat de torne- 
schen in hät eime geven de it der brut behalde: de sal dan 
dat gelt umb got geven armen luiden. dan sal de brütgem der 


ist das Zeichen der öffentlich begonnenen Brautschaft; vgl. Arn. Lubec. 
Chron. VII, 19: „Proferens annulum eam coram omnibus subarrhavit et 
in osculo recepit.“ Unwillkürlich fallt einem dabei die so vielfach miss- 
verstandene römisch-rechtliche Regel ein, dass interveniente osculo nur 
die Hälfte der Brautgeschenke zurückzuzahlen sei; vgl. 1.5. C. Theod. 
(3, 5.) Sontag de sponsalib. ap. Bom. 8. 71. (Hal. 1860.) Ihre Er- 
klärung liegt auf der Hand, und wird auch durch die Gebräuche der 
altgriechischen Kirche bewahrheitet; vgl. über diese u. a. Selden de 
uxore hebraica 8. 170. (Francof. a./O. 1673.) 

3) 8, 176. (ed. Etmüller.) 

#) Sammlung von Beiträgen zur Geschichte der Stadt Köln 1, 159 f. 

#1) Der vierte Finger war schon bei den Römern der Ringfinger, weil 
von ihm eine Ader nach dem Herzen gehen sollte, eine Ansicht, die sich 
schon bei Gellius noct. attic. lib. 10. c. 10 findet und die auch in das 
Corpus Juris canonici Eingang gefunden hat. c. 7. $.3. 0. XXX. 
qu. 5. 

#2) Kleine Silbermünzen von Tours; das ist der alte Scheinpreis beim 
Mundkauf. 

*) Köln liegt auf fränkischer Erde, doch begegnen sich dort Franken- 
und Sachsenrecht, 
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- brüt schenken üsse eime kopp, ind der brudgem säl irst drin- 
ken, ind der brut dar nä schenken.“ 4%) 

Erst so aber werden uns die zahlreichen Concilienschlüsse 
und päpstlichen Decretalen verständlich, die den Laien ver- 
bieten, Leute zur Ehe zusammen zu geben®), und die bis 
jetzt allgemein missverstanden sind“). Denn es unterliegt 
kaum einem Zweifel, dass hierdurch das Institut der Für- 
sptecher verpönt wurde; zugleich aber geben uns die eben 
angeführten Beispiele die Beläge an die Hand, um zu er- 
kennen, wie die kanonischen Vorschriften überireten wor- 
den sind. | 

Werfen wir uns aber die Frage auf, ob wir hier überall 
eine Civilehe vor uns sehen, in dem Sinn, welchen die mo- 
derne Zeit mit diesem Begriff zu verbinden pflegt, so müssen 
wir sie entschieden verneinen. Die Eheschliessungen, wie sie 
in den Formularen erscheinen, und wie wir sie so eben vor- 
geführt haben, sind zwar rein bürgerliche Rechtsgeschäfte, 
und in dem Sinne auch Civilehen, aber sie werden nicht vor 
staatlich bestimmten Personen vorgenommen, von deren Ge- 
genwart ihre Gültigkeit abhinge, ihr Wesen liegt nicht in 


nn m nn nn 


4) Dieser Trunk des Brautpaars hat sich bis heute in Schweden 
erhalten. Weinhold a. a. O0. 282. Aus der Synod. Andegav. a6 
1277. c.3 erfahren wir: „Intelleximus, nonnullos volentes et intendentes 
matrimonium ad invicem contrahere, nomine matrimonii potare et per 
hoc credentes, se ad invicem matrimonium contraxisse carnaliter se 
commiscent.“ In vielen Gegenden war es übrigens noch im 16. Jahrh. 
Sitte, dass der Priester dem Brautpaar vor dem Altar aus dem Kelche 
einen gesegneten Trank, den Johannestrunk, reichte. Vgl. Seb. Franck 
Weltbuch CXXVIIN. (ed. 1534); vgl. das Rituale von Salisbury, das 
bis 1549 galt (abgedruckt bei Selden |. c. lib. 2. c. 27); auch in dem 
1576 zu Venedig herausgegebenen Sacerdotale heisst es: „Deinde in 
altari frangat (d. h. der Priester) panem et det unam partem sponso et 
aliam sponsae. Et sic etiam de vino.“ Ueber denselben Gebrauch in 
der altgriechischen Kirche, vgl. Selden a. a. O. 8. 173. 

#) 6. Trevirense aö. 1227. c.5 bei Hartzheim a. a. O. 3, 529. 
C. Leod. aö. 1287. ebend. 3, 696. C. Pragens. aö. 1355. ebend. 4, 
397. C. Magdeb. aö. 1370. ebend. 4, 424; aö. 1403. ebend. 5, 705. 

#) Vgl. z. B. Meier Jus quod de forma matr. ineundi valet $8. 33 
(Berol, 1856): „Deinde morem illum haud satis explicatum repetam, quo 
copulatio ab ipsis laicis administrabatur, cuius rei aliam explicationem 
‚aullam habeo nisi eam, solemnitatem quandam ipsis laicis quam maxime 
gratam fuisse,“ 
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dem Beisein der Urkundspersonen, nicht in den Handlungen 
des Fürsprechers, der ja überdies fehlen konnte, sondern 
allein in der Consenserklärung der Brautleute. 

Wenn ich mich Jetzt zur kirchlichen Eheschliessung wende, 
so wird es nöthig sein, zuerst mit kurzen Worten die mittel- 
alterliche Lehre der Kirche darzustellen. 

Es ist ein leicht zu widerlegender Irrthum, wenn Klie-. 
foth‘") an die bekannten Stellen des heil. Ignatz*) und 
Tertullian‘“) anknüpfend behauptet, „dass es seit der Zeit 
keine christliche Kirche anders kenne, als dass die Ehe wirk- 
lich eingesegnet werden müsse“. Ein Blick in die kanoni- 
schen Rechtsquellen überzeugt uns vielmehr, dass die Kirche 
nie unterlassen hat, auf die priesterliche Mitwirkung bei der 
Eheschliessung, als löblich und heilbringend, hinzuweisen, 
dass sie jedoch bis zu den Zeiten des Tridentiner Con- 
cils auch die Rechtsgültigkeit der matrimonia clan- 
destina — und unter diesen sind nicht allein die heimlichen, 
sondern auch die ohne Aufgebot, d. h. ohne priesterliche 
Theilnahme eingegangenen Ehen zu verstehen — stets aner- 
kannt hat, ‘und dass endlich die priesterliche Benediction nie 
nach katholischer Anschauung das Wesentliche der Ehe- 
schliessung ausgemacht hat, wie sie ja, damals und jetzt, 
bei zweiten Ehen fehlen konnte, ohne deren Gültigkeit irgend- 
wie Abbruch zu thun. So heisst es in Tancreds Summa 
de matrimonio (T. 8. ed. Wunderlich): „Et dicendum est, 
quod solo consensu..... vel quibuscungue aliis verbis vel 
signis exprimatur consensus statim matrimonium est“, so stellt 
Alexander JII. [in c. 3. X. de sponsa duor. (4, 4.)] die 
Eheschliessung coram notario et testibus der coram parocho 
als völlig gleichberechtigt an die Seite, und in der Unter- 
weisung, welche Papst Gregor II. dem Bischof Martinian 
nach Baiern mitgiebt, sollen zwar die Priester die Brautleute 
zur kirchlichen Eheschliessung ermahnen, jedoch wird diese 
als einzig mögliche und rechtliche Form keineswegs anbe- 
fohlen °°), 


) Liturg. Abh. 1, 8.19. 

#) ep. ad Polyc. 

*) de pudic. c.4; vgl. Meier a. a. O. 8. 20 | 

60) Hartzheim a.a.0.1, 36; vgl. auch Dist. XXVI. gu. un. art. 1. 
(Thom. Aquin.) Richter K.-R. $. 276. Einen ähnlichen Fall wie. dag 
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Auch in den Bussordnungen finden wir nirgends Strafen 
für unkirchliche Ehen ausgesprochen. Nur im Burchard 


-. von Worms (Corrector c. 43) heisst es: „Accepisti uxorem 


et non fecisti nuptias publice, et non venisti ad ecclesiam tu 
et uxor tua, et non accepisti benedictionem a sa- 
cerdote..... Sinon fecisti tres quadragesimas per legitimas 
ferias poenitere debes*, aber auch hier scheint von einer 
priesterlichen Einsegnung nach der Eheschliessung die Rede 
‘zu sein, (et non venisti ad ecclesiam tu et uxor tua) und 
jedenfalls wird die Ehe nicht für ungültig erklärt, sondern 
die Uebertretung der kirchlichen Bestimmungen nur durch 
Bussen geahndet, ein Verfahren, das auch von zahlreichen 
Concilien des Mittelalters eingeschlagen wurde>!). 

Ja sogar, als, nachdem die kirchliche Trauung mehr und 
mehr in das Rechtsbewusstsein des Volkes eingedrungen war, 
Manche den Umstand, dass ihre Ehe des prieserlichen Se- 
gens entbehrte, zur Auflösung derselben benutzen wollten, 
sprach im Jahre 1495 die Synodus Varmiensis die Rechts- 
beständigkeit solcher Ehen förmlich aus>®). 


angeführte c. 3. X. de sponsa duor. behandelt folgender Brief Alex. III. 
aö. 1179 bei Mansi Conc. XXII, 293: „Super eo quod ex litteris tuis in- 
telleximus, virum quemdam et mulierem de mandato domini utriusque 
assensu se invicem recepisse, nullo sacerdote praesente, nec ad- 
hibita solemnitate, quam solet Anglicana ecclesia adhibere, 
et alium praedietam mulierem ante carnalem commixtionem solemniter 
duxisse et cognovisse: tuae paternitati duximus taliter respondendum, 
quod si primus vir et mulier pari consensu de praesenti sese receperunt, 
ipsa debet primo restitui, cam nec potuerit, nec debuerit post talem 
consensum alii nubere.“ Vgl. auch über diesen Fall Maassen, Pauca- 
paloa 9. 22. 

51) Vgl. Beispielsweise: Stat. synod. Herbip. aö. 1298 bei Him- 
melstein Synod. Herbip. 148: „Prohibemus sub poena excommunicationis, 
et magnae emendae ne aliquae personae consentiant in matrimonium per 
verba de praesenti, donec sint ante fores Ecclesiae, quando debet sacer- 
dotalis benedictio celebrari* etc. Alexander IIl. spricht sich in c. 2. X. 
de cland. desp. (4, 3.) gegen solche Zwangsmassregeln aus. 

53) Bei Hartzheim a. a. O. 5, 665: „Contrahentes vero matrimonia 
per verba de praesenti, vel futuro, carnali copula subsecuta, non possunt 
se invicom propria authoritate discedere, licet per Sacerdotem matri- 
moniumin Ecclesia non sit authorizatum vel solenni bene- 
dictione roboratum. Debent igitur Rectores Ecclesiarum, dum eis 
constiterit, per confessionem vel alias ipsos inducere et coercere ut ae 
suas conjuges redeant* etc. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht, I. 26 
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: Freilich scheint das Gesagte widerlegt zu werden durch 
den von Gratian in seine Sammlung aufgenommenen, von 
mltramontanen Schriftstellern mit Vorliebe ins Feld geführten 
Canon’), c. 1. €. XXX. qu. 5. (Papst Evaristus zugeschrie- 
ben) der die kirchliche Einsegnung für unumgänglich noth- 
‚wendig erklärt’), aber sowohl dieser, als der des Calix- 
tus:5) u. a. derartige sind pseudoisidorischen Ursprungs. 

Wenn wir uns jetzt nach der Reception der kirchlichen 
Eheform umsehen, so ist vor allen Dingen zu bemerken, dass 
sowohl in Skandinavien, als auch vorzüglich in Island 
die. kirchlichen Bestimmungen zu voller Geltung kamen, und 
auf ihre Befolgung in allen bürgerlichen Gesetzbüchern ge- 
drungen wurde°®). Im Uplandslag finden wir sogar eine 
Stoltaxe, und im Ostgothländischen Recht, die aller- 
dings noch viel eigenthümlichere Bestimmung, dass die Ehe 
schon durch die blosse priesterliche Einsegnung (vigaz) selbst 
ohne Vornahme der bürgerlichen Uebergabe (giptaz) mit der 
Besteigung des Ehebettes vollständig rechtsgültig werde. Nur 
soll der Verlober bei der Trauung gegenwärtig sein, und der 
Priester an dessen Einwilligung bei Strafe einer unrecht- 
mässigen Verlobung, d. h. von 40 Mark gebunden. 

“Auch die kirchlich verbotenen Heirathszeiten fanden hier 
Eingang und durch die weltliche Gesetzgebung Bestätigung. 
So war in Island fast den ganzen Winter hindurch die Ehe- 
schliessung untersagt. Von Sonnabend vor Weihnachten bis 
eine Woche nach Epiphanias, und neun Wochen vor Ostern 


58) Vgl. Bellarmin. de matrim. c. 8. Ä 

54, „Aliter legitimum non fit coniugium, nisi ab his, qui super ipsam 
feminam dominationem habere videntur, et.a:quibus custoditur uxor pe- 
tatur, et a parentibus et propinquioribus sponsetur, et legibus dotetur, et 
suo tempore sacerdotaliter, ut mos est, cum sr et oblationibus a 
sacerdote benedicatur“ ete. 

55) „Quisguis ergo non est legitinie coniunctus vel absque dotali titulo 
ac benedictione Sacerdotis constat copulatus, Sacerdotes vel legitime 
eoniunetos criminari, vel in eos. testificari minime potest,“ demn er ist 
infamis. Bei Blondellus Pseudo Isidorus. 8. 260. (c.4. C. IV. qu. 4.) 

56) Dass aber auch ‚hier Verletzungen der kirchlichen Vorschriften 
vorkamen,. ergiebt sich u. a. aus dem Briefe Alexander’s III. an den 
Exzbischof von Upsala, wo es als „scelus“ bezeichnet wird, „fideles laicos 
absque sacerdotali beuediotione et missa- REN contrahere“. Bei 
Mansi Conc. XXI, 938. Te — 


un, | ee I Fe SR| 
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bis acht Tage nach Ostern war der Fheschluss bei Strafe der 
Verbannung verboten; nur der Anfang des Winters, die Ad- 
ventzeit, war freigegeben ’”), 

Auch bei den Angelsachsen gelang es der Kirche, 
durchzudringen. Freilich spielte der Priester in der älteren 
Zeit, z. B. in dem von Schmid mitgetheilten Trauformu- 
lar°®), eine höchst untergeordnete Rolle, da er eigentlich nur 
die schon geschlossene Ehe einsegnete, und auch dieser Segen 
keineswegs nöthig war, vielmehr bei zweiten Ehen gesetzlich 
fortfiel°°); allein bald greift er doch mehr in die Handlung 
ein, ja wird deren Leiter, und als solcher erscheint er in den 


alten Ritualen der. Kirchen von Salisbury °) | und York®'), 


—— 


sr) Festath 13. Ueber Norwegen siehe Gulathingsbuch c. 27. 
Borgarthings Kristenrecht c. 7. Vgl. überhaupt über die früher 
gebräuchlichen Hochzeitstage, Weinhold a. a. O. S. 246 ff. | 

58) Gesetze der Angelsachsen 8.390 f.: 


Be wifmannes beweddunge. 

Cap. 1: Gif man ma&dan oödde 
wif weddian wille, and hit swä 
hire and freöndan gelicige, ponne 
is. riht, pet se bryd-guma after 
Godes rihte and efter woruld-ge- 
rysnum &rest behäte and on wedde 
sylle pam men, pe hire forsprecan 
synd, past he on pa wisan hire 
geornige, bat he hy »fter Godes 
rihte healdan wille, swä wer his 
wif sceal, and äborgian his. th 
pet. 


Von der Verlobung einer Jungfrau. 

Wenn jemand mit einem Mädchen 
oder einer Frau sich verloben will, und 
es iht und den Freunden genehm ist, 
dann ist Recht, dass der Bräutigam 
nach Gottes Rechte und den Gebräu- 
chen der Welt zuerst verheisse und 
denjenigen gelobe, die ihre Fürsprecher 
sind, dass er in. dieser Weise ihrer 
begehre, dass er sie nach Gottes Gesetz 
halten wolle, wie ein Mann seine Frau 
(halten) soll und seine an he 
das verbürgen. 


Hierauf erfolgen die einzelnen Versprechungen und die Bürgschaftsstellung 


dafür; dann heisst es c. 6: 

Gift hy bonne zlces pinges sam- 
msele beön, ponne fön magas tö 
and weddian heora magan to wife 
and to riht life päm pe hire girnde, 
and fö tö pam borge, se pe pas 
weddes waldend sy. 

Cap. 8: Aıpäm giftan sceal masse- 
preöst beön mid rihte, se sceal mid 
“ Godes hlötsunge heora gesomnunge 
geoderian an ealre gesundfulnesse. 


®) Vgl. Schmid a. a. O0, S. 562. 


Wenn sie dann über jedes Ding einig 
sind, dann mögen dieMagen zugreifen, 
und ihre Mage dem zum Weibe und 
zu einem rechten Leben verloben, det 
ihrer begehrte, und es nehme die Bürg- 
schaft an, wer Leiter der Verlobung ist. 

Bei der Uebergabe soll der Messe- 
priester nach Recht gegenwärtig seiu, 
der soll mit dem Segen Gottes die 
Vereinigung binden zu Aller Wohle. 
Grimm a. a. 0. 8. 435. 


6) Galtin den östlichen Theilen Englands und denen diesseits des Treut. 
1) Galt in den südlichen Theilen und jenseits des Trent. 


26" 
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Vor der Kirchthür steht der Mann, der Frau zur Rechten, 
und der Priester fragt nach der dos und nach allem, was 
der Bräutigam der Braut zu geben gedenke. Darauf fragt 
er ihn: „willst du diese Frau zur Braut haben, sie lieben, 
ehren und bewahren, gesund und krank, wie ein Bräutigam 
seine Braut muss, alle anderen ihrethalben fahren lassen, ihr 
allein anhangen, so lange du lebst?“ Der Bräutigam: „ich 
will.“ Darauf die gleiche Frage an die Braut, und die gleiche 
Antwort. Jetzt übergeben der Vater oder die Freunde der 
Braut dieselbe an den Bräutigam, und dieser gelobt ihr, sie 
bei der Rechten fassend: „Ich nehme dich zu meinem ver- 
lobten Weibe, zu haben und zu halten von diesem Tage an, 
in Glück und Unglück, in Reichthum und Armuth, in Krank- 
heit und Heil, bis der Tod uns trennt, ob die heilige Kirche 
es wohl ordne und darauf pflichte ich dir meine Treue“. 
Aehnlich lautete das Gelübde der Braut. Hierauf legt der 
Mann den Ring auf einen Schild oder auf das Buch, der 
Priester weiht den Ring mit Weihwasser und giebt ihn dem 
Manne zurück, der ihn in die rechte Hand mit den drei vor- 
dersten Fingern nimmt, mit der linken die rechte der Braut 
fasst und nach Anweisung des Priesters sagt: „Mit diesem 
Ringe verlobe ich dich mir, dieses Gold und Silber gebe ich 
dir und würdige dich meines Leibes, und bringe dir all’ mein 
zeitlich Gut dar. Dann steckt er ihr den Ring an den Dau- 
men, „Im Namen des Vaters“, an den zweiten Finger „Im 
Namen des Sohnes“, an den dritten „und des heiligen Gei- 
stes“, endlich an den vierten, an den digitus annularis, wie 
er in den Pseudoleges Canuti (c. 23) heisst, „Amen“. 
Hierauf spricht der Priester den Segen: Benedicti sitis a do- 
mino, qui fecit mundum ex nihilo. Amen. oder auch wohl: 
Ideo matrimonium per vos contractum confirmo, rectifico et 
benedico in nomine P. F. et Sp. S. Dann gehen sie in die 
Kirche, Braut und Bräutigam knieen an der Altarstufe nie- 
der, und feiern darauf im Presbyterium die Messe und das 
Abendmahl. 

Auch in den späteren englischen Rechtsbüchern findet 
sich zwar speziell über die Form der Eheschliessung Nichts 
angegeben, wohl aber lässt sich aus dem Umstand, dass als 
Ort der Dosbestellung der Platz vor der Kirche bezeichnet 
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wird“), mit Sicherheit kirchliche Eheschliessung annehmen. 
So sagt auch Chaucer von seiner Frau: 

„Shee was a worthy woman all her live, 

Husbands at the Church dore had she five.‘‘ 

Das eben erwähnte Eheritual, welches unverkennbare 
Anklänge an den alten Mundkauf enthält, blieb bis 1549 in 
Kraft; aber auch in dem durch St. 2.8. Edw. VI. c.1 vor- 
geschriebenen Ritual (das übrigens die Eheschliessung in der 
Kirche einführte ®) hiess es: der Bräutigam giebt der Braut 
den Ring „and other tokens of spousage“* und erst durch 
St. 5. und 6. Edw. VI. c. 1. wurde das geändert, und das 
heutige Ritual eingeführt. 

Aehnlich wie in England stellte sich das Verhältniss in 
Frankreich. Auch hier heisst es in den Etablissements 
de St. Louis (l. 1. c. 18.): „Gentilfame puet bien plaider 
de son douere en la cort & celui en qui chastellerie il sera, 
ou en la.cort de Sainte Eglise; et en est & son choix. Et 
ainsi puet fere Gentilhome de son mariage qui li a est6 donne 
a porte de moustier“ etc., während das in einem späteren 
Zeitalter entstandene Rechtssprüchwort: boire, manger et 
coucher ensemble, c’est mariage ce me semble‘“) auch die 
Fortdauer der alten Volksgewohnheiten genugsam anzeigt. 

Zur Zeit der Karolinger findet sich jedenfalls von einer 
priesterlichen Mitwirkung bei Eheschliessungen sehr wenig, 
und die hiefür beigebrachten Kapitularien sind alle bis auf 
das v. 802. c. 35°) gefälscht °*); dies aber war schon als lex 
imperfecta von geringer Wirkung. 


62), Fleta lib. 5. c.17. Glanvilla lib. 6 ce. 1. Littleton sect, 
XXXIX. Briton ce. 101. Bracton. lib. 2. c. 39; lib. 4. c. 8. 

68) Noch in der Strassburger Agende des Bischofs Johann 
(Col. 1590) geschah die Trauung vor der Kirche. 

64) Schäffner Gesch. der Rechtsverf. Frankreichs III, S. 185. | 

65) „Conjunctiones facere non praesumant, ante quam episcopi, pres- 
byteri cum senioribus populi consanguinitatem conjungentium diligenter 
exquirant, et tunc cum benedictione jungantur.“ 

66) Cap. VI, 130: „Nec sine benedietione sacerdotis nubere audeant.“ 
408: „Nec sine benedictione sacerdotis cum virginibus nubere audeant, 
neque viduas absque suorum sacerdotum consensu et conniventia plebis 
ducere praesumant.“ VII, 179: „Sancitum est, ut publicae nuptiae fiant: 
quia saepe in nuptiis clam factis gravia peccata tam in sponsis aliorum, 
quam et in propingquis sive adulterinis conjugiis, et quod pejus est dicere, 
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In Sieilien ist vor der normännischen Eroberung weder 
Oeffentlichkeit der Eheschliessung noch priesterliche Trauung 
Erforderniss gewesen. Beides wurde vielmehr erst durch Kö- 
nig Roger eingeführt”), und zwar nur für die erste Ehe. 
Dabei bemerkt er ausdrücklich, dass alle vor diesem Gesetz 
geschlossenen Ehen durch dasselbe in ihrer ENEKIEN nicht 
berührt ‚werden sollten. — 

In der Lex Wisigothorum erhalten wir über die Ein- 
gehung der Ehe bei den Westgothen keine Aufklärung, doch 
wird an einer Stelle den Juden befohlen, ihre Ehen ganz so 
wie die Christen zu schliessen, und aus einer anderen Stelle 
erfahren wir, dass es zu ihren Ehen der Zahlung des Mund- 
schatzes und der kirchlichen Einsegnung bedürfe‘). Dies 
erlaubt uns vielleicht einen Rückschluss auf die Art der Ehe- 
schliessung bei den Christen in Spanien, jedenfalls ist es 
genügend gewesen, den Mainzer Diacon Benedictus Levita 
(lib. 2, ec. 327.) zur .Fabrication folgenden Capitulares. zu be- 
wegen: „Christiani ex propinquitate sanguinis usque ad VII. 
gradum connubia non ducant, neque sine benedictione sacer- 
dotis, qui ante innupti erant, nubere audeant.* — 


consanguineis accreseunt vel accumulantur. — Sed prius conveniendus - 
est sacerdos, in cujus parochia nuptiae fieri. debent, in ecolesia coram 
populo. Et ibi inquirere una cum populo ipse sacerdos debet, si ejus 
propinqua sit, an non aut alterius uxor vel sponsa 'vel adultera. Et si 
lieita et honesta omnia pariter invenerit, tunc per consilium et bene- 
dietionem sacerdotis et consultu aliorum bonorum homiüum eam spon- 
sare et legitime dotare debet“ ete. (Evaristi ep. I. Cap. 755. c. 15. Ticin. 
801. c.19.) 389. Böhmer, Ueber die Ehegesetze im Zeitalter Karl’s 
d. Gr. 8.,64. 65, scheint von der Unächtheit dieser Capitularien keine 
Ahnung zu habeu. 

e) Const. Regni Siculi I, 20: „Sancimus lege praosenti volen- 
tibus omnibus contrahere matrimonium, necessitatem imponi universis 
hominibus regni.nostri et nobilibus, maxime post sponsalia celebrata, 
solemnitate debita et sacerdotali benedietione praemissis matrimonium 
solemniter et publice celebrari. Alioquin noverint amodo, morientes contra, 
nostrum regale edictum neque ex testamento neque, ab intestato se habi- 
turos heredes legitimos, ex clandestino matrimonio et illicito contra no- 
stram sanctionem procreatos: mulieres etiam dotes aliis nubentibus legitime 
debitas non habere. Rigorem hujus sanctionis omnibus illis remittimus, 
qui promulgationis hujus 'tempore jam matrimonium contraxerunt. Viduis 


etiam volentibus Sa virum hujus necessitatis vinculum relaxamus.“ 
N XI, %. % 


KR: s 
Pr . - . 
- - 
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“.- Wenn ’ich mich jetzt zu den deutschen Zuständen wende, 
so habe ich nur zu wiederholen, dass in der ältesten Zeit 
von einer kirchlichen Eheschliessung: keime :Rede war. ' Noch 
Heinrich der Vogler ging seine Ehe mit der Mathilde 
ohne Mitwirkung eines Priesters ein'®), und'die Verlobung 
Heinrichs III. mit der Gräfin Agnes von Poitou’°) ge- 
schah zwar ebenso wie Heinrichs V. mit Mathilde von 
England’') und Ottos IV. mit Beatrix”) i in Gegenwart 
vieler Bischöfe und Priester, ohne dass jedoch irgendwie kirch- 
licher Form dabei Erwähnung geschähe. en; 

. Auch die zahlreichen Concilienschlüsse, die bis ins 
16. Jahrhundert hinein über die Uebertretung dr kirchlichen 
Satzungen klagen’”°), die schon angeführten VerJobungsformulare, 
lassen selbst für die spätere Zeit nicht bezweifeln, dass es der 
Kirche nicht gelang,: ihre Forderungen ‚durchzusetzen. Ja im 
vollsten Gegensatz: daziı schreibt‘ das Jükichsche Land- 
recht noch im 14. Jahrhundert. mit: düfren Worten vor: 

„Wan ein man von ridderschaft ‘ein wyf nernen wil, mach 
sie zösamen geven ein’ leyhe vur den lıyden Öffenbairlich: dat 
wisen die ridderschaft und: scheffen van:Upladen, dat sye ein 
rechte Echtschaft under. 2. a ind‘ eine‘ er gewoen- 
heit.“ 10) 

Allein vom Anfang be‘ 12. Jahrhunderts‘ ‘an erwähnen 
die Gedichte schon der en Fänsegnung. 


) Vita Mathildis ( 4. ‚Porta 6, 286). F 


FW 


t 9: Portz g, 70, r_ 0 en r y Er I, p ee or Re Fe Ä Br 


«7 Bertz}8,.247. je 2, rw er a 
72) Arnold. Tubes. lib. 7. c. 19. Otto de Blas. c. 51; wel. Gra- 
nen: de, uxore Theot. S.41 fl... .. IN IE OER EN 


. 73%) C. Trevir. aö. 1227 Re 3, 529); C. Magileb.. a6. 1266- 
(eband. 3, 808); Stat. synod. Joann. ep. Leoodi aö, 1287 (ebednd.' 
3, 695);. C. Herbip. aö. 1298 (ebend. 4, 29); C.:Trevir. .d6.:1310) 
(oband. 4,149); 0.:Olomuc. a6: 1318: (ebond. 4,372); C. Salisb:: 
ab. 1420 (ebend. 5,:.191); C.:Horbip.'.aö. 1446 (ebend. 5, 343); 0%. 
Constant, aö 1463 (ebend. 5, 465); C. Magdeb. ao. 1468: (ebend.! 
5, 705); 8.. Varmiens. a6. 1495 (‚ebend.5, 665); Syn.Basil. aö, 1503- 
(ebend. 6,:15); Stat. syn. Misn. aö. 1504 (ebend. 6, 37); Stat.: 
sy.n. Tarnac. aö. 1520 (ebend: 6, 154); Stat. op. Hildesh, a& 1589. 
(ebend. 6, 333): „cum tamen, quod dolenter Denn ar ame: 
destina matrimonia. sagpius contrahantur:“ 


74, Lacomblet, Arch. f. Gesch.: des: Niederilöist. 1, an. u wech 
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So tritt in Heinrich von Freiberg’s Tristan der 
Bischof zur Trauung unter die fröhlich tanzenden ”): 
[596.] ,‚Da si nu frolich tanzten, 
in fröuden umbe swanzten, 
innen des ein bischof kevam 
in den tanz, als ich vernam: 
sin ornat mit zierheit 
hat’ er schone an sich geleit. 
der herzoge Jovelin 
und sin sun Kaedin 
die namen die maget Isoten 
an sorgen gar die toten, 
und fürten s’ in den rink. 
der hochgemüte jungelink, 
von Parmenie Tristan 
Der muste gein der magede stan. 
Waz sol ich hie von sprechen me? 
der bischof im ze rehter e 
gap Isoten die maget, 
und gap in ir, als diz büch saget; 
und wart diz zwischen in beiden 
mit triuwen und mit eiden 
bestaetet, als iz solde sin: 
er gap ir sin vingerlin 
und si im daz ir wider. 
hie mit gesazen si nieder. 
viel kerzen wurden uf gezunt, 
man braht’ in trinken sa ze stunt'. 
So giebt im Heraclius [2233.] der Papst den Kaiser Föcas 
mit seiner „amien“ zusammen ’*), im Erec [2117.] ein Bi- 


5) Nach den Vorschriften der Kirche sollten die Ehen „in facie 
ecolesiae“, d. h. also nicht in Privathäusern geschlossen werden, vgl. 
C. Magdeb. aö. 1266 (Hartzh. 3, 808); C. Olomuc. aö. 1318 
(Hartzh. 4, 272); C, Herbip. aö. 1446 (Hartzh. 5, 343); Synod. 
Basil. a6. 1503 (Hartzh. 6, 15). Dass diess nicht gehalten wurde, 
zeigt u. a. Neocorus Chron. d. Land. Dithmar. (ed. Dahlmann, Kiel 
1827) 1, 106: „Up erlangeter unde bescheidener Tidt, holden und schicken - 
sick beide Parte thom Gelöffte, bidden ihre Frunde unde andere gude 
Luede, ...... erschinen am benömeden Orde, itt si in einem Huse, 
edder wo nu an etlichen Orden am meisten gebrucklich, in der Ker- 
ken“ etc. 

”6) Die von ihm durch den Papst BD Frau soheint aber der 
Kaiser an Päridö vermählt zu haben: 
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schof Erec mit Eniten, so werden im armen Heinrich 
[1512.], im Iwein [2418.] die „pfaffen“ erwähnt 

„die täten in die & zehant.“ 

Der Minnesänger Bruder Werner’) preist die Geist- 

lichen, denn: 

„wer git uns wip ze rehter e?“ 
und Gottfried von Strassburg, die Blume der Ritter- 
lichkeit, empfiehlt die kirchliche Eheschliessung als ange- 
messen und glückverheissend 

[1624] ‚,so gebietet eine hoh zit 

wol, herrliche und riche, 

da nemt si offenliche, 

vor magen und vor mannen ze e. 

und rate ouch zware, daz ir e 

ze kirchen ir gerüchet jehen, 

daz ez pfaffen unde leijen sehen, 

der e, nach kristenlichem site; 

da saeliget ir uich selben mite. 

und wizzet waerlichen daz, 

uiwer dink sol immer deste baz 

s zen eren und ze güte ergan.“ 

| Nichtsdestoweniger bleibt es bei diesen Stellen zweifel- 
haft, ob der kirchliche Segen vor oder nach dem geschehe- 
nen Beilager erfolgte. In den Niebelungen’®) und in der 
Gudrun’®) geht nach der im Ring erfolgten Verlobung das 
Beilager vor sich, und erst am anderen Morgen begeben sich 
die Paare feierlich in den Münster, und in volksthümlichen 
Gedichten wie dem Lohengrin°°®), dem Wigalois®') finden 


4158: „Waz mag ich umbe sagen m$6 
Der Keiser gap si Päridö.* 
7) Bei v. d. Hagen Minnesänger 3, 5. 
78, v. 59%. 
” 8,176. 
8, 58: 
„Damit gingens in den ring sie beide mit einander 
Der ö man beidenthalp veriach 
Der keiser mit worten sie zusamme sprach, 
Daz ez wol hort der ein und ouch der ander.“ 
Dann Beilager. Demnächst 8. 61: 
n... si kerten danne mit der vart 
Zu einer messe, die wolt ein pischof singen.“ 
‚91.9420: „Rial der kunech von Jerafin 
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wir dasselbe. Ja so allgemein war nach dem Wort: des Salz- 
burger Concils®) diese Sitte in Deutschland verbreitet, 
dass Bischof Konrad von Salzburg z.B. im Jahre 1291 
sich für völlig befriedigt erklärte, wenn die Eheschliessung 
nur binnen Monatsfrist vor zwei oder drei Zeugen dem Pfar- 
rer vermeldet rn % — 


‚ Gap die lieben frouwen sin 
Im ze staete, nach ir bet. 
Mit rehter & wart an der stet °—. 
Diu staete gevestent under in da, 
Ein vingerlin daz leit er sa 
Der juncfrowen an ir hant 
Da wider gap si im daz lant. 
Do kust er die kunegin 
Und nam si in sinen gewalt.“ 
Beilager. 9484: „Dar nach si beidiu giengen 
Wol nach mittem morgen 
Mit freude ane sorgen .- : 
Da man in eine messe sanc.* 
Vgl. 956. P B 
8%) C, Salisb. a6. 1420: „ut moris extitit“ (bei Hartzh. 5, 191). 

8) Bei Hartzh. a.a. 0.4, 3. Vgl. C. Constant, ao. 1468. ebend. 
5, 465. 

'  *) Ebenso geht im Sendrecht des friesischen Westergo’ s das Bei- 
lager dem kirchlichen Akt (der hier nur als Kirchgang erscheint) 
voraus, s. v. Richthofen, F. Rquell. 8.409. $. 22: „Hweerso ma claget 
om een aeft dat hit tobritsen se, end ma hit riucht greta-schil, soe schilma hit 
aldus greta, dat dio frie Fresinne coem oen dis fria Fresa wald mit hoernes 
hluud ende mit bura oehhlest, mit bakena brand ende mit winna sangh, ende 
hio breydelike sine besma op stoed ende op dae bedde herres liues netta 
mitte manne, ende an moerne op stoed, to. tsierka ging, kerkstal stoed, 
alter arade, da prester offarade, ende dat aeft also bigingh alsoe di fria 
Fresa mitter frie Fresinne schulde. Soe schilma dat aeft hirda mit saun 
buren ende mitta prester, deer dae missa sangh ende dat offer entfingh 
deer hia in dae kerka latte, ende mitta kuster deer dae clocke hlette. 
Soe isma nyer mit disse nyoghen tyogen dat aeft to sterkien, dan hit 
aegh enich Fresa tae brecken.“ [Wo immer man klagt um, eine Ehe, 
dass sie zerbrochen (widerrechtlich aufgehoben) sei, und man recht klagen 
will, so soll man also klagen, dass die freie Friesin kam in des freien 
Friesen Gewalt mit Hornes Laut und der Bauern Lärmen, mit der Feuer- 
zeichen Brand und mit Freundesgesang, und sie bräutlich sein Bette be- 
schritt und auf dem Bette ihres Leibes mit dem Manne genoss, und am 
Morgen aufstand, zur Kirche ging, im Kirchenstand stand [die oude 
Friesche wetten verstehen darunter .die ecelesinstiga. bangdictie], den Altar 


Zur Geschiehte:; der Eheschliessung. 385 


3: Alsa„kirchlicher Segen, ‚aber :meist erst. nach :geschlosse- 
ner Ehe, nicht durchaus nothwendig, aber doch wohlanstän, 
dig und namentlich den höheren. Ständen angemessen. 
Allein schon im. 14. Jahrhundert drang die kirchliche 
Form mehr und mehr auch in.das Volksbewusstsein ein und 
so fällt dann in dem :Gedicht von Metzena und Betzens 
Hochzeit‘), so wie bei der vollständig gleichartigen Trauung, 
die in. Wittenweiler's Ring) (derselbe ist freilich aus 
dem 15. Jahrh.) vorkommt, den Diehtern sehon die Abwesen- 
heit der „schuoler* und „pfaffen« auf. | 
Ich theile aus den erwähnten Gedichten Einiges mit, 
schon um die oben beigebrachten poetischen Beispiele zu Ver- 
vollständigen und den Beweis zu ‚liefern, dass sie nicht etwa 
Singularitäten enthalten. 
Im ersteren heisst es: 
„nu swiget alt unde june! 
sprach: der wise Neodunc. _ 
‘Bez du bist ein. grad man: | 
Wiltu Mezen.zuo der & han?’ z 
er sprach ‘ja, wil si mich’. 
Neodunc sprach ‘Meze, gich: 
'Wiltu Bezen han zuo der 8?’ 
si sweic. er vorschtes aber m£. 
12.000 4 heizet michz min’ muoter. 
Neodunc sprach ‘si entuotder 
niht dar umbe: gloube mir,’ : 
also nach ir beider gir . 
wart in. diu &-beschafen - - .. . . »- 
an schuoler: und an pfafen.“.  ::: 
Aber selbst bei: dieser Bauernehe Andet, 8 ei Dichter 
passend, eine kirchliche Eheschliessung vornehmen zu lassen, 
die er freilich eigenthümlich genug, üm seinen Personen eine 


ehrte (beschenkte), dem Priester. opferte und die. Ehe also beging, wie 
der freie Friese mit der freien Friesin sollte. So.soll man die Ehe er- 
härten mit sieben Bauern und dem Priester, der die Messe sang und das 
Opfer empfing, das sie in der Kirche liess, und mit dem Küster, der die 
Glocke läutete. So ist man näher mit diesen neun Zeugen, die Ehe zu 
bestärken, denn dass sie habe ein DEEIEnE ungültig zu machen ] 
j Ä RW. Dove. 
&) Im Liederbuch de Clara Hätzlerin. 
85) Ed. Bechstein (Stuttgart 1840), 9. 140 fi. 
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grössere Wichtigkeit zu verleihen, von diesen neu eingeführt 


werden lässt. 


Am Tage nach der Verlobung nämlich 


„dö zogte mänglich üf die vart 
der mit ir zuo der kilchen wolt. 
man vuortes als man billich solt 
höflich unde schone; 

einhalp meier Cröne; 

anderhalp dö greif si an 

der gräwe meier Colman. 

Diem und Luigart beide, 

den was der brütlouf leide, 

wan si Mezen gespilen wän; 

die muosten vor ze kilchen gän. 
dö man gesanc und allz ergie, 
man gaps zesamen als nu ie 

da her diu liute hant getän. 

die brüt hiez man daz paz enphän: 
daz buoch bot ir der mesner.‘‘ 


Ganz ebenso ist der Hergang in dem anderen Gedicht, 
nur dass hier des Dichters Laune in der Schilderung einer 
bäuerlichen Eheschliessung überall komische Scenen zu schaffen 
trachtet. Auch hier erfolgt der Kirchgang, aber, was wich- 
tig ist, wir erfahren auch, was bei derartigen Gelegenheiten 
in der Kirche vorgenommen zu werden pflegte. °) 


„Also giengen seu da mit 
ze chirchen, do das was der sitt. 


Do nu die mess ein end genam 
Der pharrer huob ze sagen an: 
Hört, ir frawen und ir knecht, 
Wisst, es ist der kirchen recht, 
daz einer ein chan im nemen schol 
Offenleich, so tuot er wol, 

Nicht so haymleich ane pfaffen. 


‘ Dar zuo ist mit uns geschaffen, 


) 8. 141. 


Daz wir chündin überlaut 

Von dem prautgom und der praut. 
Und vor allem Volk dar zuo 

In der kyrchen spat und fruo, 
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Ob yemant wär und wesen scholt 
Der da wider sprechen wolt 

Dar umb gepeut ich pey dem pan, 
Wer der ist der bewaren chan - 
Daz die ee nicht redleich sey. 

Der sag es ze der vart hie pey.‘‘ 

Beide Hochzeiten enden in der Kirche damit, dass die 
ganze Versammlung auf den Bräutigam losschlägt: 

‘Als dann ist der pawren sitt’ 
wie es in dem ersten Gedicht heisst”), 

Es ist bemerkenswerth, dass diese Unsitte, der kirch- 
lichen Verbote ungeachtet, bis auf unsere Tage fortgedauert 
hat; ich brauche in dieser Beziehung wohl nur an Immer- 
mann’s Hofschulzengeschichte im Münchhausen zu erinnern. 

Im 15. Jahrhundert scheint die kirchliche Eheschliessung 
fast allgemein üblich gewesen zu sein. | 

So singt Rosenplüt von dem Bauer, der die schon 
thätlich gewordene Liebe seines Knechtes ug seiner Magd 
inne wird: 2 
„Was hett der Bart zuschaffen 
Er lieff geschwind nach dem pfaffen 
Er gab die zej zu der ee 
Si schiden sich furbas nymmer me‘“‘®®) 
und in einzelnen Fastnachtsspielen erfolgt die kirchliche Ehe- 
schliessung auf der Bühne. 

So fordert der Vater des von der Mareth aus soonseiihie 
de futuro mit hinzugekommenen concubitus beklagten Rum- 
polt den Official, der eben in dieser Sache Recht gesprochen 
hat, auf: | 

„Herr offelal, thret in den ringen 
Und thuet ze sa samen geben, 
Das se füren ein elach leben. 

Officialis surgit dicens: 

Chumpt her, Rumpolt und Mareth! 
Langt mir her die hendt peed! 

Et recipiens ambas manus dicit: 
Welt yr treten yn die ee 
Willkleich und ane wee, 

So sprechet alle payd: Ja 


—_ 


#) Clara Hätzlerin 8. 259 (ed, Haltans). 
%) Keller, Fastnachtssp, des 1öten Jahrh, 8. 1416. 
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Dieunt ambo: 
Ja 
Officialis 

So gib ich zu einander do.‘®®) 
ebenso giebt im Münch Berchtolt dieser das Paar ehelich zu- 
sammen °°), | 
Ja sogar in dem „hüpsch Fastnachtspyl, von dem Elszlin 
trag den knaben, und von Uly Rechenzahn“°'), wo der letztere 
aus sponsalibus de praesenti beklagt und verurtheilt ist, und 
wo ihn, den Widerwilligen, der Gerichtsschreiber zu über- 
zeugen sucht: 

„‚Es ist ein ee zwischend üch bedin 

Davon dich niemant scheiden kan,‘‘ 
sagt der Vater des endlich nachgebenden Beklagten: 

„Das hochzyt wend wir nun ansehen 


So bald und wir der wyl mögend han, 
So wend wirs ouch bestäten lan 
Nach bruch der heilig kilchen.“ 

In demselben Stück verloben oder verehelichen sich 
schliesslich auch die anfangs sehr auf einander ergrimmten 
Vater und Mutter der klägerischen und beklagten Partei: 

„Vater: 
Wend ir mich zuor ee, so sprechend Ja 
Vor disen biderben lüten da. 8 
Mutter: 
Ja ja, vast gern, es ist ein ee 
| Gerüwet uns beide nimmermee.‘‘ | 

Ob aber in diesem Jahrhundert die Trauung vor oder 
. nach dem Beilager erfolgte, weiss ich nicht, doch erinnere 
ich an die Klagen ANLLINESE s aus dem 16. "Jahrhundert ”); 


89) Keller a. a. 0. 987 fi. 

%) Ebend. 577 fi. 

91) Ebend. 861 ff; ebenso vollzieht in Böe accio’s Decamerone 
(giornata V. Nov. 4) der von dem Vater der Geliebten bei ihr ertappte 
Rieciardo mit derselben sponsalia de praesenti. [„Per che messer Lizio 
(der Vater) fattosi prestare a madonna Giacomina uno de’ suoi anelli, 
quivi, senza mutarsi, in presenzia di loro Ricciardo per sua moglie sposö 
la Caterina;“ aber nachher heisst es: „pöchi di appresso, siccome si con- 
venia, in presenzia degli amici e de’ parenti daccapo spöso la Giovane, 
e con gran festa se ne la mend a casa, © fece onerevoli e bell& nozze.“] 

”) Von dem colisiätliehen :Ehhostande, c. 16: „Es sol auch die beiwo- 
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und in Westphalen soll es bis im dies Jahrhtindert 
hinein Sitte gewesen sein, das Beilager n Tage vor der 
Trauung zu halten.) 

Die bürgerliche Rechtsgültigkeit der Ehe war von dem 
„zu Kirch’ und Strassen Gehn“ abhängig; das zeigen zahl- 
reiche Zeugnisse, welche sich Eheleute von Magistraten und 
anderen Behörden zum Beweis ihrer Ehe ausstellen liessen. ®*) 

So war der Kirche der Sieg verblieben, und als Resul- 
tat ihrer Bestrebungen ist kurz zu bezeichnen: kirchliche. 
Eheschliessung, mit oder ohne priesterliche Benediction; denn 
dass hierin eine schwankende Praxis aus den: Concilien- 
schlüssen sich ergiebt, kann und muss Mol u ne 
Aaupe: werden. ®°). i | 

Wenn ich. aber jetzt die Fanklhnen des Pribslens bei der 
Teheschieanne: die unwesentliche Benediction abgerechnet, 
wie sie in dem mitgetheilten englischen Ritual und den noch. 
anzuführenden Beispielen dargestellt sind, mit den Gebräu- 
chen der älteren Zeit in Vergleichung stelle, so ergiebt sich 
unzweifelhaft, dass der Priester nur die Stelle des 


nung mit Gott und der kirchen fürbit angehaben werden. Da hat sich 
aber der Teufel eingeflickt und viel böser breuch und sitten eingemischt. 
Denn es ist an etlichen Orten ein strefflicher brauch, das man bald auff 
die vermehlung ein grossen wül und wüstes gefres anrichtet, und bald 
- dieselbige Nacht die zwei versprochenen Ehemenschen. zusamınen gelegt, 
“darauf erst nach etlichen wochen zur kirchen gehet.* | | 
9% Ich brauche auch hier wohl nur an Immermann!’s Münchhausen 
zu erinnern. 

%) Beispiele finden sich in Haltaus Glossar. s. v.' „Kirchgang €. 
Ein Formular dafür ist mitgetheilt bei Meichssner Formular. III, 43: 
„Wir vogt'u..gericht zu N. bekennen, das: heut. datums vor uns erschie: 
nen. ist der erbar N. ufiser mittbürgers,. erzelende,. nach dem er sich 
kurtz verschiener zeit A. weiland N. bürgers zu N. seligen tochter elichen 
verheurat u. mit ihr. allhie bey uns nach christlicher ordnung zu ‚kirchen 


und strassen gangen ...... erfodderte sein notdurfft solchs ires ehelichen 
zusanien koens kundtschäft zu haben...... So.sagen wir bey unsern 
ampts und gerichtspflicht....... das benandet N. u. A. rechte eheleut u. 


allhie zu N. nach ehristlicher ordnung zu kirehen gangen sind »uch auf 

diesen tag einander eheliche beywohnung thun.“, Ebend.: fol. 44 ganz 

ähnlich. Bestimmungen über die Zahl. der Begleiter beim Kirchgang 

finden sich im Nürnberger Hochzeitbüchlein von 1485 bei Sie- 

benkees Mater. 2. Nürnb. Gesch. 1, 460: 
%) Kathol, Eherecht. 3.4. Vgl. dagegen Richter K. -R. 17 276. 
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alten Fürsprechers eingenommen hät. — Wie dieser 

forscht er nach der Einwilligung der Brautleute, wie dieser 

ordnet er die Dotalverhältnisse, und wenn es in dem Pa- 

rochiale des Erzbischofs Ernst von Köln für die 

Diöcese Löwen (Leod. 1592. p. 185.) vom Priester heisst: 
sponsum ad sinistrum suum latus, sponsam ad dexteram 
constituet; deinde annulum sibi dari a sponso petet, simul 
rubeas (si haberi possint) chirotecas, quibus insint tres 
nummuh argentei, loco arrhae sponso dandae: Annulo di- 
gito suo imponet Sacerdos, et chirothecas manu servabit 
tantisper, donec eas manui sponsae imponet, 

und dann fortgefahren wird, dass nach der Segnung des Rin- 

ges und nach beiderseitiger Consenserklärung: 
conversus sacerdos ad sponsum et sponsam, accipiet dex- 
teram sponsi et illi chirothecas rubeas (cui insint loco 
arrhae nummuli tres) imponat. Deinde manum dexteram 
sponsae dexterae sponsi implicabit, et hic complicatas 
utriusque dexteras stola collo dependente circum ligabit .... 
Tune utriusque dexteram dissolvat Sacerdos, relictis chi- 
rothecis in dextera sponsae, et annulum ex suo digito ex- 
trahens, sponso tradat,“ 

wer wird da nicht unwillkürlich an die oben aufgeführte Köl- 

ner Verlobungsformel mit ihren „XII torneschen“ erinnert ? 

Die nummuli sind hier, wie die torneschen dort, der 
Preis für das mundium, den in alter Zeit der Mundwald be- 
hielt, der später der Braut gegeben wurde, sie sind der 
alte fränkische solidus et denarius, der Priester ist der alte 
‘ Fürsprecher. 

Nicht aber berichte ich etwa blos eine in den Kölnischen 
Landen eigenthümliche Sitte, sondern auch von Frankreich 
überliefert sie Gubertus in seinem Buch de sponsalibus 
(cap. de ritu nupt. $. 81.), der freilich, deutsche Rechtsge- 
bräuche nicht kennend, sich an römischrechtliche Analogieen 
anklammert. „Non on coemitur uxor numis illis impari- 
bus, quos vir tradit Antistiti. Sed postquam ultro citroque 
fidem conjugalem se pie et sanote servaturos esse vir et 
mulier sunt polliciti, Sacerdos recipit a viro vel tres vel 
quinque nummos, impari tamen numero, Pro more patriae, 


quos idem tradit mulieri, tanquam. arrhabonem Bromasyae 
fidei castimoniaeque corporis.“ 
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Auch die Kölner Verlobungsformel selbst kann einen 
Beleg für meine Ansicht abgeben, denn die ganze umständ- 
liche Umschreibung der Person, die die Ehegatten zusam- 
mengiebt — 

„sö wer irre zw& zösamen geven sal zö der &°“ — „der gene 
der si ze höf gift‘‘ — ‚der gene der si zösamen gift‘ — 
ist absichtlich und berechtigt zu der Behauptung, dass das 
Formular sowohl für einen Laien, als für einen Priester an- 
wendbar sein sollte, sowohl für einen Fürsprecher, als den 
ihm von der Kirche substituirten Pfarrer. Ä 

Auch in dem von Wackernagel aus einer Breslauer 
Handschrift mitgetheilten Trauformular ist wenigstens eine 
symbolische Handlung des Priesters, ein Schlag auf die Schul- 
‘ter des Bräutigams, um seinem Gedächtniss nachzuhelfen, der 
des früheren Fürsprechers entsprechend ®). | | 

Wenn ich also schliesslich den Entwicklungsgang der 
‚Eheschliessung bis zum Trienter Concil charakterisiren will, 
so lässt sich kurz sagen, dass der Consens der Ehegatten be- 
ständig das Wesentliche blieb, dass hierin die volksthümliche 
Anschauung mit den Forderungen der Kirche übereinkam, 
dass die Pfarrer allmählich die Fürsprecher der früheren 
Zeiten verdrängten und an ihre Stelle traten, dass endlich 
ihre Gegenwart bei der Eheschliessung immer dringender ge- 
fordert wurde, wenngleich die Gültigkeit der Ehe nicht von 
ihr bedingt war. 


%) in Haupt Zeitschr. £. Deutsch. Alterth. 2, 556: „Et sic percute 
eum supra scapulas“ etc. Ich erinnere an das römische antestari. 
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Xl11. 


Veber die Arten der Religionsgesellschaften und die 
urn Rechtsverhältnisse der Dissidenten in 
Preussen. 


Von 


Dr. H. F. Jacobson, 
ord. Prof. der Rechte in Königsberg. 


Während im deutschen Reiche nach dem Augsburger Re- 
ligionsfrieden Artikel XVII. nur „die Altgläubigen“ und „die 
Konfessionisten“, nach dem Westfälischen Frieden Artikel 
VI. $.2. nur die römisch-katholische und die protestanti- 
sche Kirche der Lutheraner und Reformirten aufgenommen 
(recipirt) und geduldet (tolerirt) waren, jeder andern Reli- 
gionspartei aber, ausser den Juden, die rechtliche Existenz 
versagt blieb und das Reformationsrecht der Landesherren 
erst seit der Auflösung des Reichs von der bisherigen Be- 
schränkung rücksichtlich der Zulassung der Sekten befreit 
wurde, machte Preussen hiervon schon ger: weitem früher 
eine Ausnahme. 

Das Herzogthum Preussen gehörte nicht zum deutschen 
Reiche und unterlag nicht den die Religionsfreiheit beschrän- 
kenden Reichsgesetzen, weshalb es bereits in der Mitte des 
sechszehnten Jahrhunderts die Böhmische Brüdergemeinde auf- 
nehmen konnte.!) Den Mennoniten gewährte Friedrich Wil- 
helm I. Duldung *) und faktische Toleranz genossen die Aria- 
ner und Socinianer.®) Die Vereinigung Preussens mit den 
Marken unter Johann Sigismund blieb auch für die letzteren, 
so wie für die übrigen dem Preussischen Staate nach und 
nach einverleibten Gebiete nicht ohne wesentlichen Einfluss.‘) 


1) Jacobson, Geschichte der Quellen des evangelischen Kirchen- 
rechts in Preussen und Posen 8. 63. 

2) Rescript vom 22. März 1722, a. a. O. im Anhange der Urkunden 
Nr. XXXII. 

?) a.a. 0. 8. 103. 

*) Für das Herzogthum Preussen selbst folgte daraus die Reception 
der vorher nicht geduldeten Reformirten (a. a. O. 8. 64 folg.). 
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Theils wurde den unter den beiden: Religionsfrieden nicht 
miteinbegriffenen, aber doch im Bekenntnisse mit den Pro- 
testanten in wesentlicher Uebereinstimmung befindlichen Re- 
ligionsparteien Aufnahme gewährt, theils erlangten die Fami- 
lien der im Reiche verbotenen Sekten Zuflucht und Duldung. 

Die Französisch-Reformirten, welche nicht die Augsbur- 
gische Konfession, sondern die Confessio Gallicana von 1559 
ala Symbol besassen, wurden durch Patent vom 13. März 
1639 von Georg Wilhelm anerkannt, und die aus Frankreich 
vertriebenen Reformirten von Friedrich Wilhelm aufgenommen 
und von ihm, wie von den späteren Landesherren, privile- 
girt durch die Erlasse vom 9. Oktober 1685, 4. Mai 1694 
u. 2.5) Die evangelische Brüdergemeinde Konsessionirie Frie- 
drich II. am 25. Dezember 1742, 7. Mai 1746, 18. Juli 1763, 
20. April 1780.°) Derselbe eröffnete den Schwenkfeldern am 
8. März 1742 alle Preussischen Länder und gestattete den So- 
cinianern am 29. Juni 1776 die Erbauung eines Bethauses in 
Andreaswalde. ”) | 

Die religiösen Grundsätze Friedrichs II. 2) theilten zwar 
seine Nachfolger nicht,°) doch wurde der bisherige Rechts- 
zustand der Religionsgesellschaften im.Ganzen durch das Re- 
ligionsedikt vom 9. Juli 1788 und durch das allgemeine Land- 
recht nicht verändert. Das Prinzip der Duldung blieb in 
Geltung und ihm entsprechend wurden auch die Griechen 
und ‚Philipponen zugelassen (unterm 5. Dezember 1825, Re 
August 1826, 19. November 1836). 2 


6) Mylius, Corpus Constitution. March. T. VI. Anhang, nro. VII. 
XXVII. u. a. 

6) Friedrich Wilhelms Il. Konzession für die Evangelischen Brüder- 
Gemeinen und Bestätigung der ehevorigen Königlichen Privilegien vom 
10. April 1789. Mit erläuternden Anmerkungen von F. C. v. Moser. 
Mannheim und Leipzig 1790. — Gedicke, Annalen B. - H. I. (Berlin 
1800) 8. 44 folg. 

7) Jacobson a, a. 0. 8.123., ‚189. 

8) a.a. 0. 8.107.108 verb. Oeuvres de Frederic le Grand T. I. (Ber- 
lin 1846) 212. 

» Vgl. den Erlass vom 26. Juli 1786 (Acta historico-ecelesiast. nostri 
temporis XII. 1085. 1086), zwar im Namen Friedrichs II., aber nicht mehr 
von ihm herrührend. — Eylert, Friedrich Wilbelm 1II. Bd. I. 477 folg. 
402) H. Simon, das Preussische Staatsrecht I. 514. — Eilors; meine 
Wanderungen B. IV. (Leipzig 1858) 8. 13. Ä | 
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Während der Regierung Friedrich Wilhelms III. hatten 
sich, unter allgemeiner Festhaltung der landrechtlichen Be- 
stimmungen , folgende Kategorien religioüser Gesellschaften 
gebildet. 


l. Oeffentlich aufgenommene privilegirteKirchen- 
gesellschaften. 


Diese Bezeichnung (nach dem Landrecht Th. II. Tit. XI. 
8.17, nebst dem Marginale, und $. 96) entspricht der im 
gemeinen Recht hergebrachten Terminologie, nämlich der mit 
einem exercitium publicum versehenen ecclesia (absolute) re- 
cepta, religio dominans, Landeskirche, Landesreligion. Es 
sind „die drei Hauptkonfessionen der christlichen Religion, 
nämlich die Reformirte, Lutherische und Römisch - Katholi- 
sche“, nach dem Religions-Edikt von 1788 $. 1, oder, da die 
beiden ersten zusammen als „Evangelische“ '') erscheinen, 
„die Evangelische Kirche des Staats“ und „die Katholische 
Kirche des Staats.“ '?) 


2. Aufgenommene, konzessionirte nicht privile- 
girte Kirchengesellschaften. '») 


Das gemeine Recht unterscheidet das exercitium publi- 
cum der ecclesia recepta und das exercitium privatum der 
religio tolerata. In gleichem Sinne stellt das Religionsedikt 
von 1788 $. 2 den drei Hauptkonfessionen die „bisher öffent- 
lich geduldeten Sekten“ gegenüber und rechnet dazu „ausser 
der jüdischen Nation, die Herrnhuter, Mennonisten und die 
Böhmische Brüdergemeinde, welche unter landesherrlichem 
Schutz ihre gottesdienstlichen Zusammenkünfte halten.“ Auch 
das Landrecht sondert von den öffentlich anfgenommenen Kir- 


4) Kabinete-Ordre vom 3. April 1821 (v. Kamptz, Annalen V. 341) 
Vgl. Landrecht Tb. II. Tit. XI. $. 39. 

13) Königliche Sanktion der Bulle de salute animaruım vom 23. Au- 
gust 1821 (Ges.-Samml. d. J. 8. 113). 

1) Obschon im engern Anschlusse an das Landrecht diese Classe un- 
ter die geduldeten Gesellschaften würde gerechnet werden können, jedoch 
mit besonderen Vorzügen vor den einfach tolerirten, so erscheint es eben 
deshalb doch angemessener, wie es die spätere Gesetzgebung auch thut, 
sie als eine eigene, den öffentlich aufgenommenen sich nähernde Art von 
- Kirchengesellschaften aufzufassen und darzustellen. 
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chengesellschaften die geduldeten Religionsgesellschaften (a. 
a. 0. $. 20 folg.). Die Subsumtion der Herrnhuter (der evan- 
gelischen Brüdergemeinden) unter die öffentlich geduldeten 
Sekten war indessen nicht richtig und Friedrich Wilhelm I. 
erklärte daher, um etwaigen nachtheiligen Folgerungen vor- 
zubeugen, bei der Bestätigung der bisherigen Privilegien für 
die Brüdergemeinden unterm 10. April 1789, dass dieselben 
„als wahre Augsburgische Konfessionsverwandte“ bei den ih- 
nen früher verliehenen Rechten ungekränkt erhalten werden 
sollten.'‘) Auch die Böhmische Brüdergemeinde besass mehr 
als blosse Duldung.”) Eine Gleichstellung mit den Haupt- 
konfessionen folgt daraus aber noch nicht. Die Böhmische 
Brüdergemeinde hatte ihre selbstständige Verfassung und ge- 
hörte deshalb nicht zur evangelischen Landeskirche, konnte 
darum auch nicht die Privilegien derselben geniessen. Spä- 
terhin schloss sie jedoch das landesherrliche Kirchenregiment 
nicht aus und wurde nunmehr der Vorrechte der öffentlich 
aufgenommenen Kirchengesellschaften theilhaftig.'‘) Die evan- 
gelischen Brüdergemeinden blieben dagegen in ihrer bisheri- 
gen Stellung. Nach ihrer Konzession sind sie „in geistlichen 
und Kirchen-Sachen keinem Konsistorio, sondern, unter Sei- 
ner Königlichen Majestät höchster Oberherrschaft und Pro- 
tektion, blos und allein ihren Bischöfen unterworfen.“ Sie 
bilden zwar öffentliche, aber nicht privilegirte Kirchenge- 
sellschaften. Zwar besitzen sie „eine vollkommene Gewis- 
sensfreiheit nebst der Erlaubniss, ihren Gottesdienst öffent- 
lich auszuüben“...., „Gewissens-, Religions- und Kirchen- 
freiheit*....,' „das freie Exercitium religionis, nach deren 
Satzungen und der Disciplin ihrer Kirche“; indessen heissen 
ihre zum Gottesdienste bestimmten Versammlungsorte nicht 
„Kirchen“, sondern „Bethäuser“, weshalb es ihnen nicht zu- 
steht, sich der Glocken bei denselben zu bedienen, und diese 
Gebäude auch nicht von Steuern und anderen gemeinen La- 


14) v. Moser a. a, O0. 8. 20. 21. Mittheilungen aus der Verwaltung 
der geistlichen .... Angelegenheiten in Preussen I. 1 (Berlin 1847) 8. 21. 

15) Jacobson a. a. O. 8.265 folg. | 

16) S. Berliner allgem. Kirchenzeitung 1844 Nr. 84. 85. 87. 88. Vgl. 
v. Mühler, Geschichte der evangelischen Kirchenverfassung in der Mark 
Brandenburg (Weimar 1846) 8. 264. 265. 
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sten befreit sind.') Die Herrnhuter können Gemeinden mit 
Korporationsrechten bilden, unterliegen aber zuerst gewissen 
lokalen Beschränkungen, die indessen später fortfielen, wo- 
gegen die den Hauptkonfessionen bewilligten Vorzüge für das 
Vermögen ihrer Gemeinden, für die an dieselben zu entrich- 
tenden Leistungen nicht zugestanden sind.) \Vegen der 
Parochialverhältnisse insbesondere heisst es in der Konzes- 
sion von 1746: „Wir wollen..., dass von den seit 1742 von 
andern Orten ausser Schlesien her sich im Lande niederge- 
lassenen Familien der Parochus loci zehn Jahre und bis zu 
anderweiter Verordnung keine Jura stolae zu nehmen oder 
auch nur zu fordern befugt sein solle; in Ansehung der Evan- 
gelischen Pfarrer bei den Bethäusern aber, als welche ohne- 
dem keine Jura parochialia haben, sollen die Mährischen 
Brüder an (den genannten) Orten ihres Etablissements von 
Abführung der Jurium stolae befreit bleiben. Den Beamten 
der Brüdergemeinden sind die Privilegien nicht zugesprochen, 
welche den Dienern der Hauptkonfessionen beigelegt sind. '°) 
Die Konzession von 1741 verlangt auch nur, „dass diejeni- 
gen Bischöfe, welche die Brüder ihren Gemeinen vorsetzen 
werden, in denen Königlichen Landen wohnen, oder falls 
selbige erheblicher Umstände halber sich auswärts aufhalten 
müssten, wenigstens von Höchstderoselben bestätiget werden 
und ihre Unterthänigkeit, Treue und Gehorsam versprechen 
sollen.“ Da der Staat dieselben bestätigte, besassen die von 
ihnen ausgestellten Zeugnisse auch publica fides.?°) 
Während die aufgenommenen nicht privilegirten Kir- 


17) Konzession vom 7. Mai 1746 vgl. mit Landrecht Th. UI. Tit. XI. 
6.18. (23; 25) 174. 

18) M. vgl. die Konzessionsurkunden mit den Vorschriften des Land- 
rechts Th. II. Tit. XI. 8. 228. (verb. Th. I. Tit. IX. 88. 629—632), 88.2293 — 
234, Kab.-Ordre vom 18. Februar 1805, Verordnung vom 26. Dezember 
1808 $$. 35. 36. 41 a. E., Kab.-Ordre vom 19. Juni 1836 u. a. m. 

1) Landrecht Th. II. Tit. XI. $$. 19. 96. 97. und spätere Gesetze. 

20) Speciellere Ausführungen, welche im Einzelnen zwar von der Preus- 
‚sischen Konzession abweichen, im Ganzen aber doch mit derselben über- 
einstimmen, enthalten die „Konzession und Puncta der Brüderkirche in 
Neuwied“ vom 31. Januar 1756 und 19. Februar 1781, in Jacobson Ur- 
kunden-Sammlung .... für die evangelische Kirche von Rheinland-West- 
falen Nr. CCLXXXVINU. 
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chengesellschaften ein exercitium pablicum oder quasi publi- | 
cum besitzen, befinden sich 


3. geduldete Religionsgesetlschaften 

auf einer niederen Stufe religiöser Gerechtsame. Die Dul- 
dung (Toleranz) bildet den Gegensatz der Aufnahme (Recep- 
tion). Mit der Toleranz ist nur ein exereitium privatum ver- 
bunden, d. i. nach dem Ausdruck des Westfälischen Frie- 
dens ein Kultus „privatim in aedibus propriis aut alienis ei 
rei destinatis“, nicht „publice in templis“.*") Bei der Re- 
daktion der sich darauf beziehenden Bestimmungen des Land- 
rechts benutzte man, ausser den älteren Vererdnungen und 
der Praxis, vorzüglich die Schriften von J, H. Boehmer 
und die principia iuris canonici des Sohnes desselben G. L, 
Boehmer.. Diese, wie die Vorarbeiten von Klein und Oar- 
mer,?*) boten Suarez das meiste Material für den ersten 
(nicht gedruckten) Entwurf des Kirchenrechts,?°) molcher, die 
Grundlage des Landrechts selbst bildet. 


.-@.L.Boehmer erklärt im $. 16 seiner Prineipia: „Por- 

mittitur nuda tolerantia, dum vi imperii nihil. dederni#. 

tur adversus existentiam” religionis-, exercitii in republioa,“ 

Damit übereinstimmend fasst Suarez $. Il des Entwurß:. 
„Jede Kirchengesellschaft, welche vom: Staäte nicht ans- 
drücklich verworfen: worden, hat die Rn geduldeter Ge- 
sellschaften.“ 


Die zweite im Entwurfe eines allgemeinen Gesstzbuchk Th. L 
Abth. II. Tit. VI. ERRTRR Redaktion bestimmt . im 


& 16: 
„Eine Kirchengesellschaft „ welche der Staat weder aus- 
drücklich ‘aufgenommen, noch verworfen hat,, geniosnt, er 
. Rechte geduldeter Gesellschaften.“ 


Indem aber bei der weitern Revision im allgemeinen bissle 


2) J.P. 0. Ar. IV: 10. 

#2) Vgl. über dieselben Merk el: das orolaslarinche Kirchenrscht « des 
18. Jahrhunderts, in der Zeitschrift für Iutherische Theologie und Kirche 
von Rudelbach und Guericke, 1860, Heft I. 9.25 flg. 

25) Th, I. Tit. VI. des ersten Entwurfs zum allgemeinen’ Gesetzbuche, 
in den im Justizministerium zu Bra befindlichen een zum ah 
gemeinen Landrecht Bd. XWV. ne 
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buche selbst und im Landrecht Th. I. Tit. XI. $. 21 der Zu- 
satz beliebt wurde: 

„Jede Kirchengesellschaft, die als solche auf die Rechte 

‚einer geduldeten Anspruch machen will, muss sich bey dem 

Staate gebührend melden und nachweisen, dass die von ihr 

gelehrten Meinungen nichts enthalten, was dem Grundsatze 

des $. 13 zuwiderläuft.‘‘**) 
erhielt auch die obige Disposition im Landrecht a.a. O. $. 20 
eine andere Fassung, nämlich: 

„Eine Religionsgesellschaft, welche der Staat genehmigt, 
ihr aber die Rechte öffentlich aufgenommener Kirchenge- 
sellschaften nicht beigelegt hat, geniesst nur die Befugnisse 
geduldeter Gesellschaften.‘ 

Der bloss negative Begriff der Duldung erhält hiernach 
einen die bisherige Auffassung wesentlich modifizirenden po- 
sitiven Zusatz. Das blosse Ignoriren, faktische Toleriren, 
nicht förmliche Verwerfen wird in ein rechtliches Genehmi- 
gen, Konzessioniren verwandelt. Damit folgt aber auch zu- 
gleich eine Steigerung der Rechte selbst. Die beiden Ent- 
würfe weisen auf Tit.1. $.5, das Landrecht auf Th. II. Tit. 
vI. $. 11 folg. wegen der Rechte geduldeter Gesellschaften 
zurück ®) und sprechen aus, dass eine geduldete Gesellschaft 
im Innern im Wesentlichen nach dem bei der Errichtung 
geschlossenen Vertrage beurtheilt, gegen Dritte aber als Theil- 
nehmer gemeinsamer Rechte oder Verbindlichkeiten betrach- 
tet werde. Die Eigenthümlichkeit der, Religionsgesellschaf- 
ten nöthigte indessen noch zu besonderen Festsetzungen: 


„Biner geduldeten Kirchengesellschaft ist (nur) die freie 
Ausübung ihres Privatgottesdienstes verstattet“, ?*) d. i. „die 
Anstellung gottesdienstlicher Zusammenkünfte in gewissen dazu 
bestimmten Gebäuden und die Ausübung der ihren Religions- 
grundsätzen gemässen Gebräuche, sowohl in diesen Zusam- 


34) $. 13 des Landrechts Th. Il. Tit. XI., bereits fast wörtlich im er- 
sten, wörtlich im zweiten Entwurfe verordnet: „Jede Kirchengesellschaft 
ist verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorsam 
gegen die Gesetze, Treue gegen den Staat und sittlich gute Gesinnungen 
gegen ihre Mitbürger einzuflössen.“ 

. %) Tit. 1. $.5 und Landrecht Th. II. Tit. VI. $. 12 stimmen aber wört- 
Jich überein, 

2%) Erster Entwurf $. 12, zweiter E. 6. 17, Landrecht 8.22, 
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menkünften, als in den Privatwohnungen der Mitglieder.“ ?”) 
Sie „kann aber das Eigenthum solcher Gebäude ohne beson- 
dere Erlaubniss des Staats nicht erwerben.“*) „Ihr ist nicht 


gestattet, sich der Glocken zu bedienen, oder öffentliche Feier- 


lichkeiten ausserhalb der Mauern ihres Versammlungsliauses 
anzustellen.“ ®) „Die von ihr zur Feier ihrer Religionshand- 
lungen bestellten Personen geniessen als solche keine beson- 
deren Rechte.“ ®°) 
Während den Geistlichen der aufgenommenen Kirchen- 
gesellschaften die Vollziehung religiöser Akte mit bürgerli- 
chen Wirkungen und die Führung der Kirchenbücher, un- 
ter Beilegung öffentlicher Glaubwürdigkeit, übertragen ist, 
schweigen die beiden Entwürfe des Gesetzbuchs darüber in 
Bezug auf die Beamten der geduldeten Religionsgesellschaf- 
ten. Bei der schliesslichen Revisio Monitorum wurde nach 
$. 375 des zweiten Entwurfs über die Kirchenzeugnisse von 
Suarez die Frage aufgeworfen: „Wie soll es mit den Trauun- 
gen, Geburten und Sterbefällen der Juden und anderer bloss 
tolerirten Gesellschaften gehalten werden?“ und dahin beant- 
wortet: „Ich glaube, dies muss man einer besondern Verord- 
nung reserviren.* Am Rande findet sich bei dieser Stelle 
dann folgende Bestimmung, welche offenbar aus den Bera- 
thungen darüber hervorgegangen ist: | 
„Diejenigen, welche einer bloss tolerirten Religionspartei 
zugethan und zu keiner Parochie zugeschlagen sind, müs- 
sen ihre Geburten, Heirathen und Sterbefälle dem parochus 
ordinarius: zur Eintragung in die Listen anzeigen.‘‘®:) 


#) Landrecht $. 23. Der erste Entwurf hat dagegen im $.13: „Sie 
ist befugt" zur Begehung ihrer Religionsgebräuche gewisse Personen zu 
bestellen und zur Feier derselben öffentliche Versammlungen zu halten.“ 

28) Landrecht $. 24. Im ersten Entwurfe $. 14: „Sie ist ohne beson- 
dere Erlaubniss des Staats nicht berechtigt, eigene Gebäude dazu, unter 
dem Namen der Kirchen, für beständig zu widmen.“ Im zweiten Entw. 
$. 18: „Sie kann eigene Gebäude dazu ohne besondere Erlaubniss „des 
Staats nicht erwerben.“ 

2) Landrecht $. 25. Die beiden Entwürfe schweigen. 

50) Landrecht $. 26, wiederholt aus dem zweiten Entw. $. 19, im Ge- 
gensatze gegen die den Geistlichen der aufgenommenen Kirchen verliehe- 
nen Rechte. (Erster Entw. $$. 17. 61—63; zweiter Entw. $$. 15. 79. 80; 
Landrecht oben Anm. 19. cit.) 

.. .„.%) Materialien zum Landrecht im Justizministerrum Tom. LXXX. 
Fol, 151. | SE 
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Darauf beruht die Vorschrift des Landrechts $. 498: 
„Diejenigen, welche einer bloss geduldeten, mit keiner ei- 
genen Kirchenanstalt versehenen Religionspartei zugethan 
sind, müssen die unter ihnen vorkommenden Geburten, 
Heiratben und Sterbefälle dem Pfarrer des Kirchspiels, in 
dessen Bezirk sie wohnen, zur Eintragung in das Kirchen- 
buch anzeigen.“ 

Zwar hatte Suarez ohne Unterschied die Juden und an- 
dere tolerirte Gesellschaften zusammengestellt; indessen be- 
stand für die ersteren bereits eine Gesetzgebung, welche durch 
die auf jene Anregung erlassene Vorschrift znnächst nicht al- 
terirt wurde. Nach dem revidirten General-Privilegium und 
Reglement vor die Judenschaft im Königreiche Preussen u. 
8. w. vom 17. April 1750 8.1V.??) „müssen die Juden-Aeltesten 
sowohl in Berlin als in den Provintzen allemahl in den er- 
sten dreyen Tagen des Monats denen Kriegs- und Domainen- 
Cammern die, bey der Judenschaft im vorhergegangenen Mo- 
nate Gebohrenen und Gestorbenen, unter des Rabbi und der 
Aecltesten, oder, wo kein Rabbi noch Aeltester vorhanden, 
des Vorstehers Unterschrift einsenden, und solche in eine 
Tabelle.... verfassen. Die Aeltesten sollen solches auch alle 
Jahre an das General-Direktorium mittelst einer Tabelle so- 
wohl von Berlin als aus den Provintzien bewerkstelligen.“ 

Die Juden besassen hiernach also die Rechte der Füh- 
rung der Civilstands-Register, und die von ihnen nach ih- 
rem Ritual geschlossenen, in die von den Aeltesten geführ- 
ten Listen eingetragenen Ehen hatten die volle Wirkung le- 
gitimer Ehen.®) Durch das Edikt, betreffend .die bürgerli- 
chen Verhätnisse der Juden in dem Preussischen Staate vom 
ll. März 1812, ist hinsichtlich der Ehen rechtlich nichts ge- 
ändert: der $. 25 des Edikts°*) verordnet: . 

„An die Stelle der, nach dem Allg. Landrecht Th. Il. Tit. L 
....$.136 zu einer vollgültigen Ehe erforderlichen Trauung tritt 

e bei den Ehen der Juden die Zusammenkunft unter ‘dem 


#2) Novum Corp. Const. T: IL no. 65. 

3) Das cit. General-Privilegium $. XXI. Fol. 143 a. E. verb. das Gut- 
achten des Ober-Landesrabbiners Hirschel Löbel vom 28. Juni 1793 Nr. 3 
(Stengel, Beiträge zur Kenntniss der Justizverfassung in den Preussi- 
schen Staaten Band V. 8. 191): „dass blos die Aeltesten über die Ver- 
heirathungs- und Ansetzungszeit der Gemeine genaue Kontrolle.... führen“. 

#) Ges.-Samml, von 1812 8. 20. Ze 


“ 
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Trauhimmel. und das feierliche Anstecken des Ringes, und 
dem im $. 138 verordneten Aufgebote ist die Bekanntma- 
‘chung in der Synagoge gleich zu achten.‘‘°°) | 
Dagegen wurde die Führung der Familienregister den Ael- 
testen abgenommen und zur Vollziehung des $. 5 des Edikts 
eine Instruktion unterm- 25. Juni 1812 erlassen,3°) durch 
welche in den Städten der örtlichen Polizeiobrigkeit, auf 
dem Lande dem Landrathe des Kreises die Führung der Ver- 
zeichnisse aufgetragen und den daraus entnommenen Attesten 
die Kraft eines Kirchenzeugnisses beigelegt wurde. Uebrigens _ 
‘erlangten die Judengemeinden, dem Landrecht Th. II. Tit, XI. 
88. 23. 24 entsprechend (s. oben Anm. 27. 28), auch die 
Rechte moralischer Personen ®”) und besassen als mit. eige- 
nen Anstalten versehene Religionsgesellschaften die Freiheit 
von Entrichtung der Stolgebühren und von pers önlchen reli- 
giösen Leistungen an andere kirchliche Gemeinschaften. °°) 
Der Begriff der „Kirchenanstalt* in der oben mitgetheil- 
ten Stelle des Landrechts $. 498 kann verschieden gedeutet 
werden. Jedenfalls würde man ihn zu eng fassen, wenn man 
ihn auf das Kirchengebäude beschränken wollte. Es liegt 
vielmehr im Allgemeinen die ganze kirchliche Einrichtung 
darin, mit den dazu gehörigen Organen und Mitteln, Per-+ 
sonen und Sachen, kurz die Annexa religionis. Der West- 
fälische Friede bestimmt nun,°). dass Augsburgische Kon- 
fessionsverwandte unter katholischer Regierung, welche im 
Normaljahre 1624 ein publicum oder privatum exercitium 
besassen, auch die Annexa desselben besitzen sollten: „Cu- 
iusmodi annexa habetur institutio consistoriörum, ministörios 
rum, tam scholasticorum, quam ecclesiasticorum, ius patro-« 


%) Vgl. auch Verordnung vom 1. Juni 1833 (Ges.-Samml. von 1833 
S. 68), Kab.-Ordre vom 29. März 1836 und Ministerial-Rescript vom 12. Ja- 
nuar 1837 (v. Kamptz, Annalen Bd. XXI. 8. 86). 

#8) v.Kamptz, Annalen Bd. V. (1821) 8. 364—366. 

9) M.s. C.F. Koch, die Juden im Preussischen Staate, Marienwer- 
der 1833 8 200 folg, verb. die Verfügung des Justizministers vom 31..De- 
zember 1840, betreffend die Berichtigung des Besitztitels geduldeter Kir- 
chengesellschaften von den zu ihren gottesdienstlichen Zusammenkünften 
bestimmten Gebäuden, im Just.-Min.-Bl. 1841 8. 34. 

.®8) Edikt vom 11. März 1812 $&. 15. verb. Circulare vom 25. Februar 
1842, im Min.-Bl. für die innere Yesamag) d.). 8, 2 | 

®) J. P. O0. Art. V. 8.31. s en 
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natus, aliaque similia iura.“ Da nach dem Westfälischen 
Frieden nur die drei christlichen Konfessionen Duldung er- 
langen konnten, diese aber bereits eine geordnete. Verfas- 
sung begründet hatten, so konnten ihnen die mit einer sol- 
chen zusammenhängenden Gerechtsame auch ferner unbedenk- 
lich: zugestanden werden, ja es war in der Ordnung, dass 
ihnen dieselben nicht vorenthalten wurden. Nachdem aber 
das exercitium privatum auch anderen Konfessionen verlie- 
hen war, konnten Zweifel entstehen, ob man auch diesen 
zutrauen dürfe, dass sie die mit den Annexa religionis ver- 
bundenen Pflichten gebührend zu erfüllen im Stande sein 
würden. Der Staat halte daher im einzelnen Falle in Ue- 
berlegung zu ziehen, ob er bei Ertheilung einer Konzession 
die Annexa gewähren oder versagen sollte. Den Juden ge- 
stand er sie durch das Privilegium von 1750 zu und be- 
schränkte sich auf eine blosse Oberaufsicht. In Betreff der 
Eheschliessung schien ihm auch später eine Aenderung nicht 
nöthig und die Vorschrift des Landrechts Th. I. Tit. I. $. 137: 
„Zwischen Personen fremder im Staate geduldeter Religio- 
nen wird die Vollziehung einer vollgültigen Ehre lediglich 
nach den Gebräuchen ihrer Religion beurtheilt.“ 
ausreichend, während die Sicherheit der Register der Gebo- 
renen und Gestorbenen die Führung durch Staatsbeamte wün- 
schenswerth machte. Eine Unterwerfung der Juden in Be- 
zug auf Kultusakte unter christliche Pfarrer erschien um der 
Gewissensfreiheit willen natürlich unstatthaft. Ganz anders 
konnte sich dagegen das Verhältniss bei geduldeten christ- 
lichen Religionsgesellschaften gestalten, indem diese dem Pa- 
rochialrecht einer anerkannten Kirche ohne jede Gewissens- 
beschwerung füglich untergeben werden konnten, sobald es 
unthunlich schien, ihnen die Annexa religionis selbst zu 
überlassen. Demgemäss wurden die Verhältnisse der Men- 
noniten geregelt. ‘°) 
Der Staat sichert den Mennoniten „Glaubensfreiheit* zu 
und befreit dieselben von der ihrem Glauben widersprechen- 
den Leistung des Kriegsdienstes gegen Entrichtung einer be- 


#0) Die gesetzlichen Bestimmungen für dieselben finden sich unter 
andern bei H. Simon, das Preussische Staatsrocht I. 505 folg-; .5 Pre 
Kirchen- und Eherecht II, 238 folg. ee 
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stimmten Abgabe. Die Mennoniten bilden eine geduldete 
Religionspartei, haben aber keine Kirchenanstalt in dem oben 
erörterten Sinne, besitzen kein Parochialrecht. Nach ihrem 
Bekenntnisse erschienen sie als eine Sekte der Evangelischen 
und zwar der Reformirten. Deshalb legt ihnen das Edikt 
vom 30. Juli 1789 8. 2 die Pflicht auf „zur Unterhaltung 
der protestantischen Kirchen, Prediger- und Pfarrgebäude, 
ingleichen der Schullehrer und Schulgebäude, nach dem Ver- 
hältniss ihrer Grundstücke, eben dasjenige beyzutragen, was 
ein protestantisches Mitglied von seinen Besitzungen zu lei- 
sten verbunden ist.“ .Nach $. 3 „sollen .... sie, in allen Fäl- 
len, wo ein protestantischer Einwohner bey Geburten, Ver- 
heyrathungen oder Sterbefällen Stol-Gebühren zu entrichten 
hat, eben diese Gebühren .... der Kirche und Geistlichkeit 
desjenigen Orts oder Bezirks, in welchem ein jeder wohnhaft 
ist, zu entrichten schuldig seyn —.“ Uebrigens sollen (nach 
$.5) die Mennoniten, wenn sie sich in katholischen Kirch- 
spielen ansässig machen, *') gleiche Verbindlichkeiten über- 
nehmen, dagegen (nach $.6) „an den gottesdienstlichen Ver- 
richtungen,. und an den Heyraths- und Begräbniss- Gebräu- 
chen ‘der übrigen Kirchspiels-Mitglieder, Theil zu nehmen 
nicht gezwungen, sondern vielmehr nach ihren Grundsätzen 
und Gebräuchen zu leben, ferner ungestört berechtigt seyn.“ 
Ueber die aus diesen Bestimmungen sich ergebenden 

" Konsequenzen bestehen in der Doktrin und Praxis nicht ge- 
ringe Bedenken. Zur Erledigung derselben hatte die Regie- 
rung zu Danzig schon unterm 11. Mai 1821 ein Publikan- 
dum#?) erlassen, dessen Inhalt im Wesentlichen folgender ist: 
„Die Mennoniten ... haben sich bisher ... in ihren Bethäusern 
durch ihre Lehrer aufbieten lassen. Das ist aber der gesetz- 


4) Dass die zur Zeit der Emanation des Edikts von 1789 bereits in 
katholischen Kirchspielen ansässigen Mennoniten zur Entrichtung der Pa- 
rochialabgaben nicht verpflichtet werden sollten, wurde auf Grund eines 
‚Gutachtens der Gesetzkommission vom 26. Februar 1799 durch Rescript 
vom 11. März 1799 anerkannt. (Stengel’s Beiträge Bd. VIII. 8. 147 
folg. Heckert, Handbuch der kirchlichen Gesetzgebung Preussens II. 
148 folg.) 

4) v. Kamptz, Annalen Bd. V. 8.352. Vogt a. a. 0. 8.243. Da- 
mit stimmt die Verordnung der Regierung zu Gumbinnen vom 27. Okto- 
ber 1821 (Amtsblatt derselben 1821 8. 611). 
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lichen Verfassung zuwider. Denn, wie $. 137) Tit.L Th. II. 
des Allg. Landrechts wohl auf die Vollziehung einer vollgül- 
tigen Ehe zwischen Genossen des mennonitischen Glaubens 
durch die Trauung angewandt werden kann, auf das Aufge- 
hot aber, das der Trauung vorhergehen muss, und kein geist- 
licher Akt, sondern eine Handlung ist, welche der Geistliche 
kraft ihm von Seiten des Staats gewordener Anweisung dazu 
verrichtet, keine Beziehung hat, so soll auch nach $$. 139 
und 140 =. a. O. das Aufgebot in der Kirche, und zwar in 
der Parochialkirche beider Verlobten, vor sich gehen und 
von dem Pfarrer verrichtet werden; die Mennoniten haben 
aber nach $$. 17 und 18 a.a. O. keine Kirchen, keine zum 
öffentlichen Gottesdienste bestimmten und vom Staate dazu 
privilegirten Gebäude, sondern nur Bethäuser, wie nach $. 22 
a. 3.0. nur Privat- Gottesdienst, eben so wenig eigene Pa- 
rochien ($. 237 Tit. X]. cit.), sondern gehören zur Parochie 
der Evangelischen ihres Wohnorts, daher sie auch die Ge- 
burten, Trauungen und Begräbnisse bei dem Pfarrer dersel- 
ben zur Eintragung in die Kirchenbücher anzeigen müssen, 
und so auch keine eigenen Pfarrer ($. 318 a. a. 0.), sondern 
nur Lehrer, die, weder unter Aufsicht des Staates von Sei- 
ten ihrer Amtsthätigkeit geprüft, noch vom Staate bestäti- 
get, nicht für öffentlich angestellt gelten können, daher ih- 
nen auch, kirchliche Atteste auszustellen, nicht gestattet 
181. 4.54 

Die Richtigkeit des letzten Satzes unterliegt keinem 
Zweifel. Atteste der Aeltesten, Lehrer oder Vorsteher der 
Mennoniten haben nicht die Kraft eines unter öffentlicher Au- 
torität ausgestellten Zeugnisses, ausser in dem Falle, wenn 
ein Mennonit einen Eid leisten soll und durch ein solches 
Zeugniss nachweisen muss, dass er dieser Religionsgesell- 
schaft angehöre.*“) Dass demungeachtet fortwährend von Sei- 
ten der Mennoniten Atteste über Geburts-, Heiraths- und 
Sterbefälle ausgestellt werden, ändert in der Sache selbst 
nichts. Solchen Zeugnissen kann kein Richter öffentlichen 
Glauben zuerkennen, und ausdrücklich ist auch den Verwal- 
tungsbehörden untersagt, diesen Attesten eine amtliche Wir- 


-— 


4) Im Abdruck (Anm. 42) steht unrichtig $. 130. 
*) Verordnung vom 11. März 1827, in der Ges.-Samml. d. J. 8. 28. 
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kung beizulegen und ihnen aufgetragen, in allen Fällen, wo es 
auf Feststellung des Alters, der Todeszeit oder der Verhei- 
rathung eines Mennoniten ankommt, das kirchliche Zeugniss 
des evangelischen Pfärrers der Parochie beibringen zu las- 
sen.*) Was aber das Aufgebot betrifft, so hat das Kultus- 
ministerium durch Rescripte vom 26. Juli und 15. November 
1821, in Uebereinstimmung mit dem Erlasse des Justizmi- 
nisters vom.12. November 1821, sich dahin ausgesprochen, 
dass auch eine im mennonitischen Bethause erfolgte Prokla- 
mation für hinreichend zu halten sei: denn in $. 137 des 
Landrechts Th. Il. Tit. I. beziehe sich der Ausdruck „fremde 
Religionen“ auf die nicht christlichen, und 8. 6 des Edikts 
von 1789 (s. vorhin) spreche dafür, dass dem Wünsche der 
Mennoniten, sich in ihren Bethäusern aufbieten zu aanen, 
unbedenklich nachgegeben ‚werden könne. 

Betrachtet man das Aufgebot als einen kirchlichen Akt,**) . 
so wird man die hohe Entscheidung vollkommen gerechtfer- 
tigt finden können, dagegen sprechen allerdings die Bestim- 
mungen des Landrechts $$. 139 und 140 Th. II. Tit. I. verb. 
$. 237 Th. II. Tit. XI., so dass auch die Regierung zu Gum- 
binnen unterm 10. Mai 1855. und zu Marienwerder unterm 
3. November 1857 die Forderung, dass das Aufgebot in der 
evangelischen Kirche des Wohnorts der Mennoniten erfolgen 
solle, aufs neue eingeschärft haben. ‘’) 


Ä Die für die Mennoniten geltenden Grundsätze kommen 
im Ganzen auch für andere Geduldete in Preussen zur An- 
wendung, nämlich für Griechen, Philipponen und Quäker.‘?) 


Di 


45) Verordnung des Konsistoriums von Westpreussen vom 9, April 
1817, der Regierung zu Marienwerder vom 22. April 1817, zu Danzig 
vom 10. April 1839 u. a. bei'Borck, Handbuch über die Kirchen- und 
Schul-Gesetzgebung im Preussischen 8taate, herausgegeben von Lor- 
kowski und Oesterreich Bd. I. (Königsberg) 8. 542. 543. 

#) Merkel in Euen Monatsschrift für die evang.-lutherische Kirche 
Proussens VII. (Berlin 1855) Jahrgang, August nn 337 folg. verb. Evang. 
Kirchenzeitung 1859 Nr. 40, 

'-47) Amtsblatt von Gumbinnen 1855 8. 145; von Marienwerder 1857 
8. 299. 

#) Die Gleichstellung der-Quäker und Mennoniten spricht im Beson- 
dern die Kab,-Ordre vom 16. Mai 1830 Nr. 6 aus ee -Samınl. d. J. 8.82); 
vgl. noch oben Anm. 10, 
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Dagegen stehen den erlaubten, aufgenommenen und gedul- 
deten, Religionsgesellschaften gegenüber 


4. Verbotene Religionsgesellschaften. 


In Uebereinstimmung mit der schon früher in Preussen 
geübten Toleranz spricht Suarez in dem ersten Entwurfe 
des Kirchenrechts $. 3 den Satz aus: 

„Jeder Einwohner des Staats soll eine vollkommene Ge- 

-wissensfreiheit geniessen.“ 

Der gedruckte zweite Entwurf ändert im $. 2 das Wort „Ge- 
wissensfreiheit* in „Glaubens- und Religionsfreiheit*. Bei 
der Revisio Monitorum wird aber hierzu bemerkt: +) „Statt 
Religionsfreiheit ponatur Gewissensfreiheit. Religionsfreiheit 
sagt schon mehr und involvirt die Befugniss, seine Reli- 
-  gionsmeinungen andern mitzutheilen und auszubreiten, wel- 

. ches Letztere doch nach $. 10 nicht von allen Religionsmei- 
nungen gesagt werden kann.“ Demgemäss lautet $. 2 im 
Allg. Landrecht: 

„Jedem Einwohner im Staate muss eine vollkommene Glau- 

bens- und Gewissensfreiheit verstattet werden.‘‘ 

Während der erste Entwurf von Suarez nun gleich zum 
Hausgottesdienste übergeht, enthält $. 3 des zweiten Ent- 
wurfs, nach dem Vorgange Klein’s,5°) einen Zusatz: 

„Keiner ist schuldig, dem Staat von seinen Privatmeinun- 

gen in Religionssachen Rechenschaft zu geben, oder Vor- 

schriften darüber von dem Staat anzunehmen.“ 
was das Landrecht dann in den $$. 3—6 weiter specialisirt. 


Schon nach gemeinem Recht wird die individuelle Glau- 
bens- und Gewissensfreiheit nicht auf die einzelnen Personen 
in ihrer Abgeschlossenheit beschränkt, sondern auch auf die 
zur Familie gehörigen Personen mit ausgedehnt. Wie schon 
der Westfälische Friede im Art. V. $. 34 den Mitgliedern 
der drei Konfessionen, wo sie weder ein exercitium pu- 
blicum noch privatum hergebracht hatten, den Hausgottes- 
dienst erlaubte, so dehnte man diese Stufe der Duldung 
auch auf die Sektirer aus. Demgemäss wird von Klein, mit 


4%) Materialien a. a. O. Tom. LXXX. Fol. 146. 
°°) 8. 17: „Glaubenssätze sind nicht durch den Staat zu bestimmen‘; 
vgl. J.H.Boehmer, ins parochiale Sect.I. cap. II. $. IX, folg. $. xxIV. 


Ueber die religiösen Rechtsverhältnisse der Dissidenten in Preussen. 407 


Bezugnahme auf G. L. Boehmer {a. a. 0. &. 14), und von 
Suarez im ersten Entwurfe $. 4 der Grundsatz aufgestellt: 
„Jeder Hausvater kann seinen häuslichen one en! . 
“  Gutbefinden anordnen“, 
welcher auch im gedruckten Entwurfe und Tändrecht 8. 7 
wiederholt wurde, im letztern nur mit dem Zusatze $. 8: 
: „Er kann aber Mitglieder, die einer andern Religionspartei 
zugethan sind, zur Beiwohnung desselben wider ihren Wi- 
len nicht anhalten.“ 
Ueber die Familie hinaus sich rsttsckenie religiöse ‚Ver- 
sammlungen waren dagegen nicht erlaubt. Mit Hinweisung 
auf ein bereits von seinem Vater ausgegangenes Verbot be- 
stimmte Friedrich der Grosse unterm 9. Dezember 1782, dass, 
da einige Prediger in ihren Häusern wöchentlich „Erbauungs- 
stunden“ halten, dergleichen Privatversammlungen in parti- 
culier-Häusern um so weniger zu gestatten seien, als da- 
durch Trennungen und Uneinigkeit unter andern Gemeinen 
zu besorgen.°') Indessen nahm der König es mit dieser Vor- 
schrift nicht gerade strenge, denn schon im folgenden. Jahre 
befahl er den Behörden, als der Zimmermann Bürgel in Ber- 
lin Sonntag Nachmittags in seinem Hause öffentliche Bet- 
stunden hielt, „wofern er nichts thut wider die Gesetze des 
Handels und der guten Sitten, so sollen sie ihn machen las- 
sen.*5) Bei der Abfassung dep neuen Gesetzbuchs us 
auch nur disponirt: 

„Heimliche Zussmmenkänfte, u Gdbune und 

Sicherheit des Staats gefährlich werden könnten, sollen, 

auch unter dem Vorwande des häuslichen Gottesdienstes, 

nicht geduldet werden.“>?) | 
Wenn dergleichen ohne Genehmigung des Staats abgehalten 
würden, sollte über die Theilnehmer nachdrückliche Geld- 
oder Leibesstrafe verhängt werden. >*) 

Friedrich Wilhelm II. war ein entschiedener Gegner aller 
- ausserkirchlichen Versammlungen und der Bildung neuer Re- 
ligionsgesellschaften, wie sie das Gesetzbuch erlaubte, nichts 


51) Mylius, Corp. Const. Contin. II. no. XXXVI. Fol. 9a. 
52) Preuss, Friedrich der Grosse I. 338. 
52) Erster Entwurf $.5. Zweiter Entwurf $.5. Landrecht 8.9. 
54) Landrecht Th. II. Tit. XX. $. 185. verb.-Th. II. Tit. X. 8.10 und 
Zweiter Entwurf $. 6. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. 1. 28 
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weniger als geneigt. Daher verordnete er schon im Beh- 
gionsedikt vom 9. Juli 1788 $.2: „In der Folge soll Unser 
geistliches Departement dafür Sargen. dass nicht andere, der 
christlichen Religion und dem Staate schädliche Conventi- 
cula, unter dem Namen gottesdienstlicher Versammlungen, 
gehalten werden...“ Diese Gesinnung verpflanzte er auch 
auf seinen Sohn. Deshalb liess Friedrich Wilhelm IIL reli- 
giöse Zusammenkünfte der Juden ausserhalb der Synagogen 
wiederholt untersagen’) und trat auch mit Strenge der Se- 
paration entgegen, welche seit 1830 in Folge der Erlasse 
über Union und Agende sich in Schlesien zu bilden an- 
Ang.) Aus Anlass dieser separatistischen Bewegung er- 
neute der König durch Kab.-Ordre vom 9. März 1834 das 
Verbot der ausserkirchlichen Zusammenkünfte zu Religions- 
übungen °’) und versagte den Lutheranern, welche sich von 
der unirten Landeskirche zu trennen und eine eigene Rehi- 
gionsgesellschaft zu bilden begehrten, :) die Befriedigung 
dieses Wunsches. 

Mit dem Regterungsantritt Friedrich Wilhelms IV. wurde 
die bisherige Behandlungsweise der nicht unirten Lutheraner 
aufgegeben und alle Sorgfalt, welche der König bereits als 
Kronprinz angewendet hatte, fortgesetzt, dieselben mit der 
Landeskirche zu vereinigen. Da diese Bemühungen keinen 
günstigen Erfolg hatten, entliess sie der König aus seinem 
Regimente und gewährte ihnen die Rechte, auf welche sie 
mach ihrer neuen Stellung der bestehenden Gesetzgebung ge- 
mäss Anspruch hatten. Aus der Klasse der öffentlich aufge- 
nommenen privilegirten Kirchen wurden sie in die der nicht 
privilegirten versetzt, und die ihnen ertheilte General-Kon- 
zession vom 23. Juli 1845 5°) entspricht daher den Konzes- 


56) Das Rescript vom 12. Mai 1840 (Min.-Bl. für die innere Verwal- 
tung 1840 S. 228) citirt die Allerh. Kab.-Ordres vom 19. Mai 1817, 9. De- 
zember 1823, 6. Februar 1824. 

56) Vgl]. die Details bei Eilers: Meine Wanderungen Bd. IV. 8.207 folg. 

7) vw Kamptz, Annalen Bd. XVII. 8.76. 

®) Eilers a. a. 0, 8. 262-264. 

5%) Ges.-Samml. von 1845 8. 216 folg. Damit Sn Circulare der Mi- 
nister der Justiz, des Kultus und des Innern vom 7. August 1847, im 
. Minist.-Bl. für die innere Verwaltung 1847. 8. 317 folg. (beide auch bei 
Vogt a. a. 0. II. 231 folg.) 
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sionen, welche früher den evangelischen Brüdergemeinden 
ertheilt wurden, da sie wie diese zu den wahren Augsber- 
gischen Konfessionsverwandten gehören. Demgemäss. stehen 
„die von der Gemeinschaft der evangelischen Landeskirche 
sich getrennt haltenden Lutheraner — — unter einem ge- 
meinsamen, dem Kirchenregimente der evangelischen Lan- 
deskirche nicht untergebenen Vorstande“, nämlich dem „durch 
die Synodalbeschlüsse .... von 1841 unter ihnen eingerichte- 
ten .... Ober-Kirchenkollegium“. Jede einzelne. Kirchenge- 
meinde derselben bedarf der besonderen Genehmigung des 
Staats und hat die Rechte einer moralischen Person. Ihre 
eigenen dem Gottesdienste gewidmeten Gebäude haben nicht 
den Namen und die Rechte der Kirchen.®‘) Da sie im Sinne 
des Gesetzes mit eigenen „Kirchenanstalten“ versehen sind, 
vollziehen ihre Geistlichen religiöse Akte mit bürgerlichen 
Wirkungen und die aus ihren Registern ertheilten Auszüge 
haben öffentlichen Glauben. Von den aus der Parochialver- - 
bindung fliessenden Lasten und Abgaben sind sie gegen Pfar- 
rer anderer Religionsparteien befreit, soweit es das Land- 
recht Th. II. Tit. XI. $. 261 bestimmt, °') dagegen fehlen ih- 
nen die besonderen Privilegia der Landeskirche, In dem 
Circulare vom 7. August 1847 (Anm. 59) heisst es .deshalb 
noch ausdrücklich unter Nr.9: „Auf die Anträge des Ober- 
Kirchenkollegiums, wegen Bewilligung der Stempelfreiheit für 
die Angelegenheiten der Kirchengemeinden der getrennten Lu- 
theraner, und wegen Befreiung ihrer Geistlichen von Öffent- 
lichen und Kommunalabgaben, kann nach Inhalt der Gene- 
ral-Konzession nicht eingegangen werden“, und zugleich wird 
darauf aufmerksam gemacht, dass die Allerhöchste Verord- 
nung vom 80, März 1847, betreffend die Geburten, Heirathen 
und Ba, deren bürgerlich Beglaubigung durch die 


1 o: 3. oben Anm. 17; vgl. Reseript vom 29. Oktaber 1852 (Berliner 
‚allgem. Kirchenzeitung 1852 Nr. 96), welches dem Bethause zu Jabel den 
Gebrauch der Glocken untersagt, unter Rücknahme eines Rescripts vom 
3. Mai 1848. Darnach erscheint auch das Rescript vom 24. Juni 1848 
(Minist.-Bl. für die innere Verwaltung 1848 8. 197, u; a. 2. O. I. 234) 
gleichfalls als beseitigt. | 

6), Auf die #inzelnen Ausnahmen: und sonstägen Bestimmungen über 
das Verhältniss zur Landeskirche Nr ist. für unsern Zweck nicht 
mokhwendig. See s Be 

28* 
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Ortsgerichte erfolgen muss, auf die Verhältnisse der getrenn- 
ten Lutheraner keine Anwendung findet. 

Die Erwähnung dieser Verordnung führt uns aber auf 
‘die Veränderung der Prinzipien überhaupt, welche unter der 
Regierung Friedrich Wilhelms IV. in der Behandlung der 
verschiedenen Religionsparteien bis zum Jahre 1848 und seit- 
ıdem eingetreten ist. Die Vorschriften des allgemeinen Land- 
rechts über die Rechte und Pflichten der Kirchen und geist- 
-Jichen Gesellschaften beruhen theils auf den seit längerer 
Zeit geltenden Bestimmungen, theils auf den damals herr- 
‘schenden abstrakten naturrechtlichen Prinzipien.) Zu einer 
vollständigen Durchführung und Anwendung der letzteren war 
'e8 bisher nicht gekommen, weil ein dringendes Bedürfniss 
dazu nicht vorlag. Nach und nach. änderten sich aber die 
‚Umstände in einer solchen Weise, dass die seitherige Pra- 
‘xis nicht mehr ausreichte und eine Veränderung derselben 
‚sich als eine Nothwendigkeit herausstellte, und zwar ebenso 
in Bezug auf die Glaubens- und Gewissensfreiheit der Ein- 
zelnen, als die Religionsfreiheit der Gesellschaften. 


Der Austritt Einzelner aus der Kirche (apostasia fidei) 
war früher nach kirchlichen wie nach bürgerlichen Gesetzen 
unter Androhung der härtesten Strafen verboten. Das Land- 
recht hob die Strafen auf, verhinderte nicht den Uebertritt 
und hielt nur diejenigen nachtheiligen Folgen aufrecht, wel- 
che dadurch nach den Gesetzen hinsichtlich der Unfähigkeit 
zu gewissen bürgerlichen Handlungen oder Rechten begrün- 
det werden. Uebereinstimmend mit dem ersten Entwurfe 
verordnet das Landrecht: 

" „Jedem Bürger des Staats, welchen die Gesetze fähig er- 

‚kennen, für sich selbst zu yrtheilen, soll die Wahl der Re- 

: ligionspartei, zu welcher er sich halten will, freistehen‘‘, 
indem die im zweiten Entwurfe beliebte . Aenderung: „die 
Wahl der christlichen Religionspartei“, nicht genehm ge- 
funden wurde.®) Die dabei in Bezug genommene Stelle “*) 
setzt das Entscheidungsjahr auf das AuLEHDnEBe vierzehnte 


| on) 3. den oben Anm. 22 eit. Merkel a.2. 0. 
%) Erster Entwurf $. 36. Landrecht 8.40. — Zweiter Botwurf $. 31 
sand Landrecht $8. 5, 6. 


%) Erster un. Tit. I. $. 42 folg. Landr. Th. II. Tit. U. $. 74 folg. 
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Jahr fest.*). Der Uebertritt zum Judenthum wurde indessen 
nicht gestattet und wenigstens indirekt verhindert. ' Durch 
Kab.-Ordre vom 19. November 1814. erklärte Friedrich Wils 
helm III., es’ könne der unverehelichten K., welche: in der 
katholischen Religion erzogen ist und zur: protestantischen 
überzugehen im Begriffe war, nieht gestattet! werden, zum 
Judenthum überzutreten. Dies sei ‘den Gesetzen entgegen: 
Es solle daher das Erforderliche verfügt, auch für künftige 
Fälle die nöthige Mäassregel ergriffen werden. Das Ministe- 
rum ging hierauf von der Ansicht aus, dass zwar die Apo& 
stasia religionis nicht mehr ein Verbrechen sei, indessen doch 
der Religionsunterschied ‚Einfluss auf die bürgerlichen Rechte 
übe. Die Juden bildeten ein: gesondertes: V’olk; ihr Recht 
beruhe auf besondermi Vertrage mit dem Staats: Bisher 'war 
der jüdischen Kolonie nicht gestattet, sich durch: christliche 
Proselyten zu vermehren, und: das Judenthum ' als solches 
schliesse von dem gemeinen Staatsbürgerrechte aus. Wenn 
also ein Christ Jude wird, so verliert er ipso iure das al 
gemeine, nur den christlichen Einwohnern zustehende Btaats- 
bürgerrecht, und es steht im Belieben des Staats, : einen sol- 
chen zu entfernen oder zu recipiren: denn das Gesetz vom 
11. März 1812 $.1 bezieht sich nur auf die damals im Staate 
befindlichen Juden, während andere fremde ($. 3) sich nur 
mit‘ Konsens des: Ministeriums niederlassen können ($.: 32): 
Der Uebertritt zum Judenthum enthält also eine Entsagung 
auf das Recht eines Inländers und Bürgers, der Konsens ist 
aber einem Konvertiten nicht zu ertheilen. In diesem Sinne 
rescribirte das Ministerium in Betreff der K., dass ihr die 
Ausführung ihres Vorhabens nicht zugestanden werden: könne 
und dass, wenn sie dennoch auf ihrem Entschlusse beharre, 
sie als eine nicht recipirte Jüdin das Land räumen müsse. 
Mit Bezugnahme auf die Kab.-Ordre von 1814 entschied das 
Ministerium ähnlich in einem andern Falle unterm 18. März 
1818.) Ausserdem ‚wurde noch, gemäss. Kab.-Ordre vom 
er Ina eh Er | 
65) Die Verordnungen vom 5. April 1756 und 6. Februar 1775 hatten 
das 21ste Jahr als annus discretionis in Religienssachen bestimmt, das 
Gesetz vom 5. November 1778 hatte aber bereits das 14te Jahr vorge- 
schrieben. 
6) Gass, Jahrbuch des protestantischeu Kirchen- und ‚Schulweseng 


Pd 
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21., unterm 28. Dezember 1834 verordnet, dass die Juden- 
schaften keinen Christen in ihre Religionsgesellschaft aufneh- 
men sollten, bevor er nicht von der vorgesetzten geistlichen 
Behörde aus der christlichen Gemeinschaft entlassen sei.*”) 

Den im Jahre 1844 zusammengetretenen Provinzialsyno- 
den wurde unterm 29, September d. J. durch Ministerial-Re- 
script der Auftrag, über die in Hinsicht des Uebertritts vom 
Christenthum zum Judenthum bestehende Einrichtung vom 
kirchlichen Standpunkte sich auszusprechen, exentualiter zur 
Aenderung dieser Einrichtung gutachtliche Vorschläge zu ma- 
chen. Nachdem fast alle sich dahin entschieden hatten, es 
solle die Möglichkeit einer solchen Konversion gestatiet wef- 
den, sobald die seelsorgerische Einwirkung ohne Erfolg ge- 
blieben, °®) führte die spätere Gesetzgebung zu einer diesem 
Gutachten entsprechenden Bestimmung.) Dieselbe hängt mit 
den Prinzipien zusammen, welche die Verordnungen von 1847 
sanktionirten und auf welche nunmehr näher eingegangen 
werden muss. 

. Das Unglifck der F remdherrschaft hatte Deutschland und 
vor allen Preussen seit dem Tilsiter Frieden aufs Tiefste ge- 
demüthigt, aber auch das Volk aus der bisherigen Erschlaf- " 
fung zu einer geistigen Erhebung wach gerufen, welche un- 
ter Gottes Beistand zur Wiedergewinnung der Freiheit füh- 
ren musste. Die religiöse und politische Begeisterung, wel- 
che sich seitdem aller besseren Kreise bemächtigt hatte, fand 
indessen nicht die gewünschte Befriedigung, die Eintracht 


von und für Schlesien Bd. I. (Breslau 1818) 8. = 02, im Auszuge 
such bei Eichhorn, Kirchenrecht II. 211. 

‚) Vgl. Breslauer Konsistorialverordnung vom 4. April 1835, bei 
Schmidt: der Wirkungskreis des Superintendenten (Quedlinb. und Leip- 
zig 1837) S. 135. 136. Kab.-Ordre vom 21. Dezember 1834, bei Klette, 
Organisation des Judenwesens im Grossherzogthum Posen (Berlin 1843) 
8. 166. 

' 6) Verhandlungen der Provinzialsynode Brandenburg $S. 126 folg., 
Pommern S. 74 folg., Posen 8.60 folg., Schlesien 8. 57 folg. (sämmtlich 
für Zulässigkeit der Konversion), Preussen 8. 148 folg. (dagegen), Sachsen 
8. 99 (hatte darüber zu entscheiden keinen Anlass). Auch die Rheinische 
Provinzialsynode 1847 (Neuwied 1848 8. 22--25. 326 folg.) erklärte sich 
für Freilassung. 

* 8. Circulare vom 28, Juli ı 1848 (Minist.-Bl. für gie innere Verwal- 
tung 1848 8. 221). 
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zwischen den Regierenden und: Regierten ward gestört und. 
es bildeten sich, Zustände in Kirche und Staat, welche wer 
gen ihrer inneren Widersprüche sich für die Dauer nicht er- 
halten liessen. Dazu kamen die Gegensätze, welche die Na- 
tion selbst in feindliche Parteien zerspalteten, in die, weh 
che bis zur förmlichen Negation. alles Bestehenden vorzudrig- 
gen trachteten, gegenüber den auf der Grundlage des Vor- 
handenen den, Fortschritt Begehrenden, wie denen, welche 
die Gegenwart zu konserviren für das Beste hielten, Die im 
Ganzen mehr in der Stille verharrenden Gegensätze. waren 
bis zum Antritt der Regierung Friedrich Wilhelms IV. kin- 
länglieh. erstarkt, um nun offen auf den Kampfplatz zu tre- 
ten. So kam es zu Konflikten, welche auf religiösem und 
kirchlichem Boden mit grösseren Secessionen endeten. 

In Preussen begannen zuerst die Baptisten seit 1837 sigh 
von der evangelischen Kirche des Landes zu trennen. Von 
Berlin aus gewannen sie bald weiteren Anhang und die. Ba 
hörden begehrten Verhaltungsbefehle. Der König bestimmte 
nun. durch Kab.-Ordre vom 19. Oktober 1841, es solle. dier 
ser Sekte eben so. wenig förmliche Duldung erwiesen, ala mit 
Strenge gegen sie verfahren werden. Daher behandelte man 
sie nach wie vor als Mitglieder der evangelischen Kirche, 
erlaubte ihnen aber Privatandachten und die Vollziehung von 
Taufen Erwachsener an dazu geeigneten Orten in fliessendem 
Wasser.”’) Einen viel grössern Umfang gewann aber der Ab- 
fall der sogenannten freien evangelischen Gemeinden, dez 
Deoutsch-Katholischen oder Christkatholiken des Leipziger und 
des apostolischen Bekenntnisses und der Genossenschaft für 
Reform im Judenthum. seit 1845.7Y) Darüber, wie diese Dis- 
sidenten zu behandeln seien, war der König sich sofort voll- 
ständig klar,”?) denn bereits in der Ordre vom 4. März 1845 


70) R. Schueck, die Religionsfreiheit in Preussen. Berlin 1848 
8. 51 folg. 

71), a. a. 0. 8.53 folg., 77 folg., 107 folg. 

72) Wir können uns nicht versagen, hier nachträglich — da dieser 
Aufsatz bereits geschlossen war — auf die anziehenden Mittheilungen Be-, 
zug zu nehmen, welche in der Schrift von Richter: König Friedrich 
Wilhelm IV. und die Verfassung der evangelischen Kirche, Berlin 1861, 
enthalten sind. Für die Auffassung des Königs in der Dissidentanfrage bietet 
zu den im Texte erfolgten Nachweisungen die vom kirchlichen Standpunkte 
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sprach er sich dahin aus, „dass die gesetzlichen Bestimmun- 
gen über Glaubens- und Gewissensfreiheit zur vollen Wahr- 
heit, dass vollständige Garantien gegeben werden müssten, 
dass der Austritt aus: der bestehenden Kirchengemeinschaft 
für die Austretenden in keiner Weise eine Schmälerung der 
bürgerlichen Rechte zur Folge habe und von Seiten des Staats 
der Bildung neuer Religions- oder Kirchengesellschaften, so- 
bald deren Lehre und Grundsätze mit den Rücksichten auf 
das allgemeine Staatswohl nicht in Widerspruch befunden 
wird, nichts in den Weg gelegt werde.* Indem man hier- 
nach erkannte, dass die Ausführung des Königlichen Willens 
eine neue Gesetzgebung nicht erfordere, vielmehr die Vor- 
schriften des allgemeinen Landrechts, richtig verstanden, schon 
die dazu dienenden Grundsätze enthielten, schien es zu ge- 
nügen, dass diese Bestimmungen neu zusammengestellt und 
durch einen landesherrlichen Erlass, in welchem die recht- 
fichen Gesichtspunkte über die Behandlung der Dissidenten 
ausgesprochen seien, zur Publikation gebracht würden. Nur 
Ein Punkt bedurfte einer neuen Regelung. Indem der Staat 
die bisher thatsächlich bestandenen Schranken aufhob, musste 
er in Erwägung ziehen, ob den sich neu bildenden Religions- 
gesellschaften, ausser den den geduldeten Gemeinschaften im 
Landrecht beigelegten Gerechtsamen, auch noch andere Be- 
fugnisse zuerkannt werden sollten, wie sie den aufgenomme- 
nen Kirchen gesetzlich zustanden, namentlich die Vollzie- 
hung religiöser Akte mit bürgerlicher Wirkung und die Füh- 
rung eigener Kirchenbücher mit öffentlicher Glaubwürdigkeit. 
Keine blos tolerirte Religionsgesellschaft befand sich zur Zeit 
dieser Berathung im vollen Besitze dieses Rechts, da auch 


aus gegebene Erklärung des Königs eine wesentliche Ergänzung. „Die 
Kirche“, sagt Er, zwar zunächst mit besonderer Beziehung auf den Ab- 
fall vom Bekenntnisse, aber doch auch im Allgemeinen, — „darf kein 
Glied entlassen. Das bürgerliche Gesetz giebt jedem Individuo die voll- 
ständigste und unbedingteste Bekenntnissfreiheit. Das Gesetz entlasse 
ihn, aber um Gottes Willen niemals die Kirche. Ermahne sie ihn feier- 
lich vor der ganzen Gemeinde im Heiligthum unterm Gottesdienst, — ja 
erkenne ihr das Gesetz die Uebung dieser Pflicht als ein Recht zu. Die 
Kirche kann aber nicht, will sie Kirche des Erlösers bleiben, irgend Je- 
mand sagen: Scheide aus dem Heilsverbande! Sie muss für alle Verirr- 
ten, ae wenn sie > trenlos von ihr weichen, beten.* (Richter a. a. O. 
8. 91..92.) Ä 2 | 
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den Juden seit 1812 (s. oben Anm. 36) die Führung der Fa- 
 milienregister mit der Kraft öffentlicher Autorität abgenom- 
men war. Ohne Rücksicht auf die bereits konzessionirten ge- 
duldeten Gemeinschaften musste es wohl am angemessensten 
erscheinen, den sich neu bildenden Religionsgesellschaften 
dergleichen Rechte im Allgemeinen nicht beizulegen und der 
künftigen Entwickelung jener dies vorzubehalten. Der Staat 
konnte den Beamten neuer Gemeinschaften nicht sofort ein 
solches Vertrauen schenken, als denjenigen, bei welchen: 
„ohne vorhergegangene Prüfung seiner Kenntnisse und sei- 
nes bisher geführten Wandels, niemand zu einem geistlichen 
Amte gelassen werden soll.“’) Man beschloss daher die in 
der Rheinprovinz bestehende Einrichtung der obrigkeitlichen 
bürgerlichen Beglaubigung der Geburts-, Heiraths- und Sterbe- 
fälle durch Eintragung in gerichtlich zu führende Register. 
Dieselbe sollte aber nicht bei solchen geduldeten neuen Re- 
ligionsgesellschaften zur Anwendung kommen, welche sich in 
Hinsicht auf Lehre und Bekenntniss mit einer der durch den 
Westfälischen Frieden anerkannten christlichen Religionspar- 
teien in wesentlicher Uebereinstimmung befinden und ein 
Kirchenministerium eingerichtet haben würden. Für andere 
Religionsgesellschaften lag in der Uebertragung der Civilakte 
an Staatsbehörden keine Verletzung, da diese Handlungen 
wesentlich mit der polizeilichen Oberaufsicht des Staats im 
Zusammenhange stehen. Auch die Gewissen der Einzelnen 
wurden dadurch nicht beschwert, indem es gar nicht die 
Absicht des Staats war, durch den Civilakt die religiösen 
Solennitäten zu beschränken. In Erwägung, dass in religiö- 
sen Angelegenheiten die Volkssitte nicht nur zu berücksich- 
tigen, sondern auch besonders zu pflegen sei, wurde als Be- 
dingung der Eintragung der Ehe in das Register vorgeschrie- 
ben, dass, nach erfolgtem gerichtlichen Aufgebot, erst die 
nach dem Gebrauch der geduldeten Religionsgesellschaft zum 
Abschluss der ehelichen Verbindung erforderliche Handlung 
stattgefunden habe.’*) Nur bei einzelnen Dissidenten, welche 


73) Allg. Landrecht Th. II. Tit, XI. &. 61. 

”4 Im Allgemeinen sind die in der Rheinprovinz geltenden Bestim- 
mungen über Civilstandsregister für die Verordnung vom 30. März 1847 
zum Muster genommen, nur in Bezug auf die Ehe ist man davon abge- 
wichen, indem man die im Grossherzogthum Berg 1814 getroffene Anord- 
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nach dem Austritt aus der Kirche noch keiner vom Staate 
genehmigten Religionsgesellschaft angehörten, musste natür- 
lich von diesem Requisit Abstand genommen werden. 

Nach diesen Gesichtspunkten wurde die Gesetzgebung ge- 
regelt, indem: Patent, dieBildung neuer Religions- 
gesellschaften betreffend, und in der: Verordnung, 
betreffend die Geburten, Heirathen und Sterbe- 
fälle, deren bürgerliche Beglaubigung durch die 
Ortsgerichte erfolgen muss. Vom 30. März 1847.) 

In Bezug auf die Klassifikation der verschiedenen Reli- 
gionsgesellschaften in Preussen tritt gegen das frühere Recht 
der Unterschied ein, dass zu den drei Kategorien noch eine 
vierte kommt, nämlich: 

1. „die geschichtlich und nach Staatsverträgen 
bevorrechteten Kirchen, die evangelischeund 
die römisch-katholische Kirche“, 


2. „Religionsgesellschaften, welche in Hinsicht 
aufLehreundBekenntniss mit einer der durch 
den Westfälischen Friedensschlussin Deutsch- 
land anerkannten christlichen Religionspar- 
teien sich in wesentlicher Üebereinstimmung 
befinden“. 

Es sind die „aufgenommenen, konzessionirten nicht pri- 
vilegirten Kirchengesellschaften®. Zu ihnen gehören die evan- 
gelischen Brüdergemeinden, die von der Landeskirche sich 


getrennt haltenden Lutheraner, und die reformirte nieder- 
ländische Gemeinde (die Kohlbrüggianer) in Elberfeld, nach 


m—— —— 


nung sich aneignete (Jacobson, Geschichte des evangelischen Kirchen- 
rechts von Rheinland und Westfalen S. 847), jedoch mit der Modifikation, 
dass die bürgerliche Gültigkeit der Ehe mit dem Zeitpunkt der Eintra- 
gung der Ehe in das Register beginnt, während nach der Bergischen Ge- 
setzgebung die Geltung auf den Zeitpunkt der kirchlichen Trauung zu- 
rückbezogen wird. (Die Bergische Gesetzgebung von 1814 ist übrigens 
bekanntlich unterm 15. April 1848 durch Herstellung des Rheinischen Ci- 
vilrechts aufgehoben. Ges.-Samml. für 1848 S. 104.) 

75) In der Gesetzsammlung 1847 $. 121 folg,, 125 folg. verb. mit der 
Instruktion vom 10. Mai 1847 (Just.-Min.-Bl. 1847 8. 135 folg.). Man ver- 
gleiche dazu die Materialien, in den Mittheilungen aus der Verwaltung 
der geistlichen und Unterrichts- Angelegenheiten (Berlin 1847) I, 12 falg. 
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der durch .die' Kab.-Ordre vom 24. November 1849 derselben 
ertheilten Konzession. ”°) 

3. „Ausdrücklich geduldete Religionsgosell- 

Schar ten.“ i 

2a ihnen gehören die- schön früher vom Staate förmlich 
als geduldet anerkannten Mennoniten, Quäker, Philipponen, 
unärten Griechen und Juden. Für Blase war ein Bedürfnisa 
zum Eriass neuer gesetzlicher Bestimmungen im Allgemeinen 
gaz nicht vorhanden und es blieben daher die bestehenden 
Vorschriften in fortdauernder Geltung. In Betreff der Juden 
kam: es indessen bald zu einer Veränderung. Da nämlich 
über die Verhältnisse derselben eine Revision der bisherigen 
Gesetzgebung nathwendig geworden und die Regierung we- 
gen der Givilstandsakte, insbesondere des Abschlusses der 
Ehe der Ansicht. war,.: die bisherige Ordnung aufreeht zu 
halten,’’) auf-dem vereinigten Landtag abar, welchem der 
' neue Gesetzentwurf zur Berathung vorgelegt wurde, der Vor- 
schlag gemacht war, die Verordnung vom 30. März: 1847 und 
»amentlich die Civilehe für die Juden in Anwendung zu: brin-+ 
gen, wurde hierauf eingegangen und in dem Gesetz über die 
Verhältnisse der Juden vom 23. Juli L847:8.8 folg. die bür- 
gerliche Beglaubigung der Geburts-, Heiraths- und Sterbefälle 
durch Eintragung in Ban zu führende Register ange- 
ordnet. 7°) 

Die Gesetzgebung von 1847 war zunächst für Religiens- 
gesellschaften berechnet, welche sich neu bilden und die förm- 
liche Genehmigung des Staats erwirken würden. Bei den re; 
ligiösen Bewegungen seit 1845 war wohl meistens mehr die 
Opposition gegen die bestehenden kirchlichen Ordnungen und 
alles Positive überhaupt, als ein inneres dringendes- Bedürf- 
niss die eigentliche Triebfeder. Ehe die neuen Vereinigun- 
gen über den Zustand der blossen Negative hinaus zu festen 
Grundlagen gelegt waren, konnte der Staat sich nicht wohl 


79% Vgl. das Ministerial- Reseript vom 28. August 1854 (Verhandlun- 
gen der Eiberfelder Kreissynode von 1855 8.18. 14). M. s. auch die Ber- 
liner allgem. Kirchenzeitung 1850 Nr. 9. 

7%) Entwurf der Verordnung $. 40. (Verhandlungen des verleieten 
Landtages. Sitzung der Kurie der drei Stände vom 18. Juni 1847, in 
dem Abdruck der Verbandiungen Feuienbenn 1847 ar U. B 22) 

78, Ges.-Samml. 1847 8.265. 
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entschliessen, einer solchen Verbindung den Charakter einer 
ausdrücklich geduldeten Religionsgesellschaft zu verleihen, 
und so scheint, soviel bekannt geworden, »ur in Einem Falle 
eine solche Konzession ertheilt zu sein, welche überdies nach 
wenigen Jahren wieder aufgehoben wurde. Am 29. Novem- 
ber 1847 erklärte eine grössere Anzahl evangelischer Chri- 
sten in Magdeburg gerichtlich ihren Austritt aus der evan- 
gelischen Landeskirche und überreichte der Regierung ein 
Statut mit dem Gesuch um staatliche Genehmigung als ge- 
duldete Religionsgesellschaft. Nachdem die Ministerien des 
Kultus und des Innern die Eingabe auf der Grundlage der 
88.13 u. 21 Th. II. Tit. XI. des allgem. Landrechts und des 
Allerh. Patents vom 30. März 1847 einer Prüfung unterwor- 
fen, ertheilten sie den Bittstellern unterm 13. Januar 1848 
die Konzession als geduldete Religionsgesellschaft, mit der 
ausdrücklichen Bestimmung, dass die Beglaubigung der Ci- 
vilakte bei den Angehörigen der neuen Gesellschaft nach Vor- 
schrift der Verordnung vom 30. März 1847 erfolgen müsse.’) 
Bereits unterm 27. August 1853 wurde aber die Regierung 
zur Rücknahme der Konzession veranlasst. ®°) 

Da hiernach die förmliche Staatsgenehmigung einer neuen 
Religionsgesellschaft an Bedingungen geknüpft ist, deren Er- 
füllung den Dissidenten gewisse Schwierigkeiten machte, so 
war der regelmässige Erfolg der religiösen Bewegung der im 
Patent und in der Verordnung vom 30. März 1847 ebenmäs- 
sig berücksichtigte Fall der Bildung von religiösen Associa- 
tionen. Bis zur ausdrücklichen Anerkennung erscheinen die- 
selben als 

4. „Faktisch geduldete Religionsgesellschaften“. 

Ausdrücklich wie faktisch Geduldete stehen sich insofern 
gleich, als für sie die gerichtliche Beglaubigung der Geburts-, 
Heiraths- und Sterbefälle eintritt, beide also in Bezug auf 


—— nu ern | 


”®), S. die Aktenstücke in den Mittheilangen aus der Verwaltung der 
geistlichen .... Angelegenheiten I. 6. (Berlin 1848) S.483—492, Berliner 
allgem. Kirchenzeitung 1848 Nr. 12, Schueck, die Religionsfreiheit a. 
a. 0. S. 94 folg. | 

80) Ueber diese Angelegenheit überhaupt, wie die Verhältnisse der freien 
Gemeinde in Magdeburg s. m. Uhlich: Zehn Jahre in Magdeburg. Magdeb. 
1855. Desselben: der Prozess der freien Gemeinde in Magdeburg vom 4. 
Januar 1855 bis 29. Mai 1856. Magdeb. 1856, . 
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diese Akte von der Kirche, zu welcher sie früher gehörten, 
gelöst sind. Indessen besteht doch eine wesentliche Verschie- 
‚denheit zwischen beiden, indem die ausdrücklich geduldete 
Religionsgesellschaft gänzlich von der früheren Gemeinschaft 
-entbunden und zu einer eigenen selbstständigen Existenz ge- 
langt ist, was von’ der faktisch geduldeten Religionsgesell- 
schaft keineswegs gilt. 

Nach der früheren Preussischen Gesetzgebung war ein 
blosser Austritt aus einer Religionsgesellschaft ohne den Ue- 
bertritt zu einer anderen gar nicht denkbar. In Ueberein- 
stimmung mit den ersten Entwürfen bestimmt daher das 
Landrecht: | 

„Der Uebergang von einer Religionspartei zu einer anderen 

geschieht u. s. w.““ und 

„Wer von einer Religionspartei zur anderen übergeht, ver- 

lässt seine bisherige Parochie.‘‘ 31) 

Damit hört dann auch der Pfarrzwang auf,®) sowie jede 
andere Verpflichtung, welche aus der Verbindung mit der 
Religionsgesellschaft hervorgeht: denn nur 
‚‚So lange sie Mitglieder der Gesellschaft bleiben, müssen 
sie zur Unterhaltung der Kirchenanstalten, nach den Ver- 
fassungen der Gesellschaft beitragen,‘ ®?) 
Durch die Gesetzgebung von 1847 wurde dagegen denjenigen, 
welche mit dem Glauben: und Bekenntniss ihrer Kirche, nicht 
in Uebereinstimmung zu bleiben vermögen, der ‚Austritt ge- 
stattet, ohne einer andern bereits anerkannten Religionsge- 
sellschaft beizutreten. Die „Zusammenstellung der im Land- 
recht enthaltenen Bestimmungen über Glaubens- und Reli- 
gionsfreiheit* zum Patent vom 30. März 1847 bestimmt aus- 
serdem in Nr. 2:°%) „Den Einzelnen steht es frei, mit Geneh- 
migung der Obrigkeit, sich zu Religions-Uebungen zu ver- 
binden....; eine solche Verbindung hat aber nur dieselben 
‚Rechte, wie jede andere erlaubte Privatgesellschaft ($$. 11 
bis 14 Th. I. Tit. VL). Sie steht als solche unter der fort- 
‚währenden Aufsicht des Staats, welcher sie verbieten kann, 


81) Landrecht Th. II. Tit. XI. $$. 41. 42. (Erster Entwurf $$. 37. 38. 
Zweiter E. $. 32.) $. 303. (Erster E. $. 260. Zweiter E. $. 248.) 

83, Landrecht a. a. O, $. 304 verb. $. 261. 

88) a. a. 0. $. 110. 

84) Ges.-Samml. 1847 9.123, - - 


4% u Dr. H. F. Jacobson: 


sobald sich findet, dass sie anderen gemeinnätzigen Absich- 
ten und Anstalten hinderlich oder nachtheilig ist ($.4 ebend.); 
und ihre Mitglieder bilden, auch wenn sie die Aussonderung 
von den im Staate aufgenommenen Kirchengesellschaften be- 
zwecken, dennoch keine rechtlich bestehende, besondere Re- 
ligions-Partei, sondern fürerst nur eine blosse Privat- 
Gesellschaft, und werden in rechtlicher Beziehung — 
nach wie vor — als Angehörige derjenigen Religions - Partei 
angesehen, zu der sie bis dahin gehört haben, insoweit nicht 
besondere Gesetze Ausnahmen davon begründen.“ 

Als ein solches besonderes Gesetz betrachtete man die 
‚Verordnung vom 30. März, betreffend die Geburten, Heirathen 
und Sterbefälle, deren Beglaubigung Jarch die Ortsgerichte 
erfolgen muss, $$. 16— 18: 

„Die Vorschriften der ..... Verordnung finden auch auf Ge- 

burten, Heirathen und Sterbefälle soleher Personen Anwen- 

dung, welche aus ihrer Kirehe ausgetreten smd und noch 
keiner vom Staate genehmigten Religionsgesellschaft ange- 
hören‘‘. — — „Zur Eintragung der Ehe. im das Register ge- 
aügt.... der Nachweis des Aufgebots und die persönliche 

Erklärung der Brautleute vor dem Richter, dass sie fortan 

als ehelich mit einander verbunden sich betrachten wol- 

len“ u. s. w. 

‚Als Folge dieses Gesetzes erschien die Befreiung von Ent- 
richtung der Stolgebühren an die Kirchengesellschaft, deren 
Mitglieder die Dissidenten bisher schlechthin waren, woge- 
gen nach erfolgtem Austritt sie nur in beschränkter Weise 
rechtlich als Mitglieder jener Kirchengesellschaft angesehen 
wurden und demgemäss auch zur Entrichtung der übrigen 
zur Unterhaltung der Kirchenanstalt verfassungsmässig her- 
gebrachten Beiträge verpflichtet blieben. Es wurden also nicht 
nur die Realabgaben, welche ohne Rücksicht auf die Ver- 
schiedenheit der Religion zu leisten sind, sondern aueh die 
aus der Parochialverbindung und dem besonderen Bekennt- 
nisse fliessenden Beiträge, wie Personalzehnten, Leistungen 
für den Kirchenbau u. s. w. von den ausgetretenen Dissiden- 
ten nach wie vor entrichtet. 

In diesem Sinne hat sich der höchste ‚Gerichtshof wie- 
derholentlich ausgesprochen, ®) und der Gerichtshof für Ent- 


8) Erkenntnisse vom 8. Februar 1854, 15. Januar 1866 (Eatscheidun- 
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scheidung der Kompetenzkonflikte hat ausserdem erkannt, 
dass durch die Behauptung, man sei aus dem Parochialver- 
bande ausgetreten, nicht einmal die Zulsstgrelt des Rechts- 
-weges begründet werde. °°) 

Die Zugehörigkeit der Dissidenten zu der Kirehengesell- 
schaft, welche sie vor der Erklärung ihres Austritts ange- 
hörten, ist auch in Bezug auf Eidesleistung, Erziehung der 
Kinder bis zu den Entscheidungsjahren und sonst auf Grund 
jener Festsetzungen angenommen und selbst nach Emanation 
der Verfassungsurkunde längere Zeit festgehalten, indem man 
gemeinhin von der Voraussetzung ausging, dass dadurch in 
den Verhältnissen der faktisch geduldeten Religionsgesellschaf- 
ten rechtlich nichts geändert worden sei. Doktrin und Pra- 
xis standen und stehen zum Theil noch jetzt hierbei in man- 
-nigfachen Widersprüchen, zu deren Lösung beizutragen hier 
versucht werden soll. Zuvor sei noch bemerkt, dass, wie 
‚früher, auch der Gesetzgebung von 1847 die Kategorie der 

3. verbotenen Religionsgesellschaften 

nicht unbekannt ist: denn die Zusammenstelluug zum Patent 
vom 30. März 1847 Nr. 2 gestattet die Verbindung zu: Reli- 
gipnsübungen und gemeinschaftliche Zusammenkünfte nur „in 
soweit dadurch nicht die gemeine Ruhe, Sicherheit und Ond- 
nung gefährdet wird, $$.9 u. 10 Th. II. Tit. XL, 8.1—3 
Th. ld. Tit. VI. des Landrechts“. Darnach ist auch verfeh- 
ren, als, nachdem der 1848 genehmigten christlichen Ge- 
ameinde in Magdeburg die Konzession 1853 entzogen (s. oben 
‘Anm. 79. 80) und deren Mitglieder „in rechtlicher Beziehung 
nach wie vor als Anhänger derjenigen Religionspartei, zu 
‚welcher sie bis dahin gehört haben“, erklärt worden, sie die 
faktisch geduldete freie Gemeinde bildeten, indem dieselbe 


gen des ‚Obertribunais Bd. XXVII. 8.375 folg.). Archiv für Rechtsfälle 
aus der Praxis der Rechtsanwalte des Obertribunals. Jahrg. II. (Berlin 
1854) Bd. IV. 8. 110 folg,, Jahrg. IV. (Berlin 1855) Bd. I. 8. 299 folg., 
Bd. IV. 8. 166 folg.; vgl. unten Anm. 94. 

86) Erkenntnisse vom 7. Oktober 1854, 17. Februar 1855 (Just.-Min.- 
Blatt 1854 8.443 folg., 1855 8.135 folg.). Die Meinung des Appella- 
“ tionsgerichts zu Arnsberg (Archiv für Rechtsfälle Jahrg. TII. Bd. II. S. 27), 
dass die Berufung auf das Patent vom 30. März 1847 zur'Befreiung diene, 
gleich einem Privilegium (Landreckt Th. II. Tit. XIV. 88. 78. 79), ist aus- 
. drücklieh verworfen. (8. die cit. Urtheile, werb. mit dem Erkenniniss, vom 
..k7. Februar ‚1855, im Just.-Min-Bl. 1855 8. 119. 116.) a 
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laut Erkenntniss des Kreis- und Stadtgerichts, bestätigt durch 
Urtheil des Appellationsgerichts zu Magdeburg vom 7. Fe- 
bruar 1856 geschlossen wurde. Der Grund des Verbots war 
nämlich, dass die Religion von den Mitgliedern der Gemeinde 
zum Vorwande gemissbraucht sei, hinter dem sie ein poli- 
tisch gefährliches Treiben versteckten. 


— 


Nach der Gesetzgebung bis 1848 ist die Entstehung einer 


Religionsgesellschaft im rechtlichen Sinne von der Genehmi- 
gung des Staats abhängig gemacht. Ehe diese Genehmigung 
ertheilt ist, bilden zusammengetretene Dissidenten keine be- 


sondere Religions-Partei, sondern eine blosse Privatgesell- 


schaft, deren Mitglieder rechtlich als Angehörige derjenigen 
Religions- Partei angesehen werden, zu der sie bis dahin ge- 
hört haben und von welcher sie nur in Bezug auf gewisse 
Fälle des Civilstands eximirt sind. . Diese Auffassung wurde 
bei der Entwerfung der Verfassungs-Urkunde nicht mehr fest- 
gehalten und von einem andern Gesichtspunkte ausgegangen. 
Den besten Aufschluss darüber geben die unterm 15. Dezem- 
ber 1848 vom Minister der geistlichen Angelegenheiten ver- 
öffentlichten Motive, nämlich die „Erläuterungen, die Be- 
stimmungen der Verfassungs-Urkunde vom 5. Dezember 1848 
über Religion, Religionsgesellschaften und Unterrichtswesen 
betreffend“. Der hier in Betracht kommende Art. 11 lautet: 
„Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, die Vereinigung 
zu Religionsgesellschaften (Art. 28 u. 29) und der gemein- 
samen Öffentlichen Religionsübung wird gewährleistet. Der 
Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte ist 
unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse und der Theil- 
nahme an irgend einer Religionsgesellschaft. Den bürger- 
lichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Aus- 
übung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen.“ 
Die darin in Bezug genommenen Art. 28 und 29: 
„Alle Preussen sind berechtigt, sich zu solchen Zwecken, 
welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Gesell- 
schaften -zu vereinigen.“ 
„Die Bedingungen, unter welchen Korporationsrechte er- 
theilt oder verweigert werden, bestimmt das Gesetz.“ 
Die Erläuterungen bemerken hierzu, es gehöre nach dem 
deutschen öffentlichen Recht die Zulassung neuer Religions- 
gesellschaften zu den Hoheitsrechten des Staats, welcher das 
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ihm vorgelegte Bekenntniss einer Prüfung unterwirft und nach 
deren Ergebniss den Umfang der. Befugnisse der Gesellschaft 
feststellt. Die neuesten Erfahrungen haben indessen gelehrt, 
dass die Uebung dieses Reformationsrechts zu mannigfaltigen 
nachtheiligen Konflikten geführt, dass über Verletzung der 
Gewissen geklagt und freie Entfaltung auf religiösem Gebiete 
gefordert sei. Zwar er$cheine die Gewährung dieser Forde- 
rung wegen der aus religiösen Verirrungen hervorgegangenen 
Nachtheile bedenklich, indessen gewähre doch auch die Prü- 
fung eines religiösen Bekenntnisses durch den Staat nicht 
immer die erforderliche Bürgschaft und der Staat bleibe na- 
türlich berechtigt, den Missbrauch der von ihm bewilligten 
religiösen Freiheit durch seine Macht zu hindern. Deshalb 
gewährt die Verfassungs- Urkunde den Staatsbürgern ohne 
präventive Maassnahmen die Religionsfreiheit im voll- 
sten Umfange. Aber sie spricht zugleich aus, dass die Frei- 
heit des Bekenntnisses, der Association und der Religions- 
übung nur im Einklange mit den Pflichten ausgeübt werden 


dürfe, welche die Bürger dem Staate schulden. Daher kann 


Niemand sich unter dem Vorwande der Religion den positi- 
ven Leistungen entziehen, welche das Gesetz den Staatsge- 
nossen auferlegt, auch eben so wenig straflos dem Verbote 
zuwider handeln, durch welche der Staat die Grundlagen 
des öffentlichen Lebens, die Sittlichkeit und das Recht ge- 
gen Verletzungen sichert. Eine verbrecherische Religionsge- 
sellschaft würde sich vergeblich gegen die repressiven 
Maassregeln der Staatsgewalt auf die Freiheit berufen. 
Um künftigen Missdeutungen vorzubeugen ist auch durch 
die Bezugnahme auf die Art. 23 und 29 der Verfassung die 
rechtliche Stellung bezeichnet, welche neu entstehende Re- 
ligionsgesellschaften künftig einzunehmen haben werden. 

Bei der Revision der Verfassungs-Urkunde wurden diese 
dem Art. 11 zu Grunde liegenden Gedanken festgehalten und 
die Berathung mehr auf die Fassung und Ausführung, als 
auf das Prinzip gezogen. Der neue Art. 12 in der Verfas- 
sung vom 31. Januar 1850: 

„Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung 
zu Religionsgesellschaften (Art. 30 u. 31) und der gemein- 
samen häuslichen und öffentlichen Religionsübung wird.ge- 
währleistet. Der Genuss der bürgerlichen und staatsbür- 

Zeitschr, f. Kirchenrecht. I. 29 
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gerlichen Rechte ist unabhängig von dem religiösen Be- 
kenntnisse. Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflich- 
ten darf durch die Ausübung der aenBlonstreihen kein Ab- 
| bruch geschehen.“ 

- differirt daher auch nicht in dem hier erwogenen Punkte von 
dem Art. Il der oktroyirten Verfassung. Abgesehen von der 
Erwähnung der häuslichen Religionsübung, welche neben der 
öffentlichen als dem Mehreren eigentlich überflüssig ist und 
nur um Uebereinstimmung der beiden Kammern zu erzielen 
erfolgte, sowie der Fortlassung der Worte „und der Theil- 
nahme an irgend einer Religionsgesellschaft* im religiösen 
Interesse selbst,®’) erhielt aber zur Bestimmung der recht- 
lichen Stellung der Religionsgesellschaften Art. 12 einen Zu- 
satz, welcher als Art. 13 aufgenommen wurde: 

„Die Religionsgesellschaften, sowie die geistlichen Gesell- 
schaften, welche keine Korporationsrechte haben, können 
diese Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen.“ 
Es schien dies im Interesse der Regierung und für das Wohl . 
des Staats zweckmässig, da das im Art. 29 (31 der revidir- 
ten Verfassung) verheissene allgemeine Gesetz noch erst zu 
erlassen sei und weit aussehend scheine. Ausserdem wurde 
Art. 23 (30 der revid. Verf.) noch durch den Zusatz ergänzt: 
„Das Gesetz regelt, insbesondere zur a der 
öffentlichen Sicherheit, die Ausübung des im .... Artikel 
gewährleisteten Rechts.“ | 
Aus dieser Darlegung ergiebt sich, dass das Patent vom 
30. März 1847 prinzipiell durch die Verfassungs-Urkunde ver- 
ändert ist. Nach der letztern verzichtet der Staat auf das 
bisher geübte Hoheitsrecht der Präventivpolizei, nämlich die 
‚Bildung einer Religionsgesellschaft von seiner Genehmigung 
auf Grund einer Prüfung ihres ihm vorgelegten Bekenntnis- 
ses abhängig zu machen, und behält sich nur repressive 
Maassregeln vor, sobald eine Religionsgesellschaft die ihr 
_ gewährte Freiheit missbraucht. Der frühere Unterschied aus- 
drücklich geduldeter und faktisch geduldeter Religionsgesell- 


#7) Die Kommission für den Verfassungsentwurf hatte diesen Passus 

aus den Beschlüssen der deutschen Nationalversammlung entlehnt und 
_ derselbe war daher auch in die oktroyirte Verfassung übergegangen. Bei 
der am 14. Dezember 1848 erfolgten zweiten Lesung des Art.14 der Grund- 
rechte hatte man ihn aber bereits fortgelassen. 
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schaften hat für neu entstehende Religionsgesellschaften auf- 
gehört. Eine sich neu bildende Religionsgesellschaft bedarf 
nicht mehr der Bestätigung und ist, sobald sie ins Leben 
getreten, eine rechtlich durch Art. 12 der Verfassung ge- 
schützte Religionsgesellschaft.*) Als solche besitzt sie aber 
nicht die Rechte einer Korporation, kann diese vielmehr erst 
durch ein besonderes Gesetz erlangen. Daher besteht nun- 
mehr der Unterschied von Religionsgesellschaften mit 
Korporationsrechten und ohne Korporationsrechte. 


Es ist eine sehr bemerkenswerthe Thatsache, dass erst 
nach Ablauf von zwei Menschenaltern und darüber Bestim- 
mungen zur gesetzlichen Sanktion gelangt sind, welche be- 
reits annäherungsweise bei der ersten Entwerfung des Preus- 
sischen Gesetzbuchs von Suarez im Jahre 1782 in Vorschlag 
gebracht waren. In dem schon oben (Anm. 23 folg.) ange- 
führten nicht gedruckten Entwurfe distinguirt auch Suarez 
zwischen Kirchengesellschaften mit Korporationsrechten und 
ohne dieselben. Es heisst bei ihm im $&. 11: = 

„Jede Kirchengesellschaft, welche vom Staate nicht aus- 


drücklich verworfen worden, hat die Rechte geduldeter Ge- 
sellschaften.‘“ 


und im $. 15: Ä | 
„Die vom Staate ausdrücklich genehmigten Kirchengesell- 
schaften haben die Rechte der privilegirten Korporationen 
und Gemeinen.‘ 
Darüber, ob die Duldung von einer vorangegangenen Prü- 
fung der Religionsgrundsätze und Nichtverwerfung derselben 
abhängig sein sollte, spricht er sich nicht bestimmt aus. Er 
‘ erklärt nur die Unzulässigkeit -heimlicher Zusammenkünfte, 
fordert, dass jede Kirchengesellschaft ihren Mitgliedern Ehr- 
furcht gegen die Gottheit u. s. w. einzuflössen habe, Reli- 
gionsgrundsätze, welche diesem offenbar zuwider sind, nicht 
gelehrt werden dürfen und fügt hinzu: 


„Nur. der Staat hat das Recht, KESEE IE Grundsätze ren 


EN 
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. %) Es erkennt dies auch das Obertribunal in dem Erkenntnisse vom 
18. März 1853 an (Entscheidungen Bd. XXV. $. 228): „Soviel steht un- 
zweifelhaft fest, dass neben dieser Verfassungsbestimmung (Art. 12) das 
Erforderniss der Genehmigung, insoweit als die Gesellschaft erst vermöge 
derselben zu einer erlaubten wurde, nicht bestehen kann.“ 
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vorhergegangener Prüfung zu verwerfen und deren Verbrei- 

tung zu untersagen.‘ 

„Jede Kirchengesellschaft hat das Recht, zu verlangen, daek 

sie nur nach denjenigen Grundsätzen beurtheilt werde, zu 

welchen sie sich öffentlich bekennt‘ u. s. w.®°) 
Erst die spätere Redaktion des Kirchenrechts fordert auch 
für die Geduldeten ausdrücklich die Genehmigung, von wel- 
cher Suarez ebenso, wie die Verfassungs-Urkunde abstrahirt. 

Die Verfassungs-Urkunde ist kein durchweg genau for- 
mulirtes Gesetz, sondern enthält zum Theil nur Prinzipien 
zur Richtschnur für die künftige Gesetzgebung, deren als- 
baldige Ergänzung sogar mehrfach ausdrücklich vorgeschrie- 
ben wird. Dies gilt insbesondere auch von Art. 12. 13. 30. 
Es ist ein Gesetz über Ertheilung von Korporationsrechten 
vorbehalten, ebenso über die Regelung des Associationsrechts. 
Was das letztere betrifft, so war schon unterm 29. Juni 1849 
eine „Verordnung über die Verhütung eines die gesetzliche 
Freiheit und Ordnung gefährdenden Missbrauchs des Ver- 
sammlungs- und Vereinigungsrechts“ ergangen, welche nach 
erfolgter Revision durch die Kammern unterm l1. März 1850 
aufs neue publizirt wurde.°°) Hierin ist bestimmt, dass von 
allen Versammlungen, in welchen öffentliche Angelegenheiten 
erörtert oder berathen werden sollen, der Unternehmer min- 
. destens 24 Stunden vorher der Ortspolizeibehörde Anzeige zu 
machen hat ($. 1), desgleichen, dass die Vorsteher von Ver- 
einen, welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenhei- 
ten bezwecken, Statuten des Vereins und das Verzeichniss 
der Mitglieder binnen drei Tagen nach Stiftung des Vereins, 
und jede Aenderung der Statuten oder der Vereinsmitglieder 
binnen drei Tagen der Ortspolizeibehörde zur Kenntnissnahme 
einzureichen, derselben auch auf Erfordern jede darauf be- 
zügliche Auskunft zu ertheilen haben ($. 2). Die Verord- 
nung von 1849 enthält dann die Festsetzung: „Die Bestim- 
mungen dieses und des vorhergehenden Paragraphen bezie- 
hen sich nicht auf kirchliche und religiöse Vereine und de- 
ren Versammlungen.* Dazu hat aber die Verordnung in ih- 
rer revidirten Gestalt den Zusatz: „wenn diese Vereine Kor- 


%, Erster Entwurf $. 5 folg. Zweiter Entwurf $. 5 folg. Laridrecht 
Th. II. Tit. XI. 88.9. 13 folg. 
°0) Ges.-Samml. für 1849 8. 221 folg., 1850 S. 277 folg. 
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porationsrechte haben.*?”) Ausserdem enthält die Verord- 
nung besondere Bestimmungen über die polizeiliche Ueber- 
wachung, Auflösung der Versammlungen u.8.w. . 

Der Unterschied der Religionsgesellschaften mit Korpo- 
rationsrechten und ohne dieselben erhält dadurch in Betreff 
der rechtlichen Stellung derselben ein wichtiges Moment, dass 
die Religionsgesellschaften ohne Korporationsrechte der poli- 
zeilichen Ueberwachung und dem Vereinsgesetze vom 11. März 
1850 überhaupt unterliegen. Damit ist aber das Wesen und 
der Umfang der Rechte der beiden Arten der Religionsge- 
sellschaften keineswegs zur Genüge bestimmt; es muss viel- 
mehr, beim Mangel anderweitiger Bestimmungen, gemäss 
Art. 109 der Verfassungs-Urkunde: 

„Die bestehenden Steuern und Abgaben werden forterho- 

ben, und alle Bestimmungen der bestehenden Gesetzbücher, 

eis einen Gesetze und Verordnungen, welche der gegen- 

wärtigen Verfassung nicht zuwiderlaufen, bleiben in Kraft, 

bis sie durch ein Gesetz abgeändert werden“ 
auf. die frühere Gesetzgebung zurückgegangen werden. Die 
älteren Unterscheidungen der Kirchengesellschaften sind auch 
keineswegs, insofern sich bestimmte Vorrechte daran knü- 
pfen, beseitigt und es lassen sich dieselben auch der gegen- 
wärtigen Haupteintheilung unbedenklich subsumiren. Dem- 
nach sondern wir jetzt 

I. Religionsgesellschaften mit Korporationsrechten. Dar- 
unter fallen 

l. die privilegirten Kirchen, 

2. die nicht privilegirten Religionsgesellschaften, und zwar 

a. mit dem Recht der Vollziehung von Amtshandlun- 
gen mit civilrechtlicher Wirkung, 

b. ohne dieses Recht. 

II. Religionsgesellschaften ohne Korporationsrechte, wozu 
theils solche, welche schon früher genehmigt sind, ge- 
hören, theils solche, welche oline Anerkennung des. 
Staats zu Stande gekommen sind. 
Für alle diese Religionsgesellschaften soll, ausser den 


9) Vgl. Rescript des Ministeriums des Innern vom 1. August 1850 
(Minist -Bl. für die innere Verwaltung 1850 $. 204, auch bei Vogt a.a.0. 
I. 49), welches auch die Motive aus dem Kommissionsbericht der Kammer 
für die Aenderung mittheilt. 
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ihnen schon früher bewilligten und keineswegs entzogenen 
Rechten gemäss Art. 15 der Verfassungs-Urkunde, die selbst- 
ständige Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten ein- 
treten. Für diejenigen Relicionsgesellschaften, welche nicht 
das Recht besitzen, durch Amtshandlungen ihrer Geistlichen 
bürgerliche Rechtsverhältnisse mit voller rechtlicher Wirkung 
zu begründen oder festzustellen, besteht nach wie vor die 
Nothwendigkeit der Sicherstellung solcher Akte durch eine 
vor der Gerichtsbehörde erfolgende Verlautbarung, doch bleibt 
den Betheiligten gestattet, jene Amtshandlungen mit voller 
Wirkung durch einen dazu berechtigten Geistlichen verrich- 
ten zu lassen, wenn ein solcher sich dazu bereitwillig fin- 
det. Diese Bereitwilligkeit hängt aber freilich nicht von der 
Willkür der Geistlichen ab und ebensowenig haben die der 
einzelnen Kirche nicht mehr Angehörigen die Befugniss, die 
Vollziehung einer solchen Handlung zu fordern. Das noch 
dafür geltende Patent vom 30. März 1847 disponirt, dass aus 
der Kirche Ausgetretene „einen Antheil an den verfassungs- 
mässigen Rechten der Kirche, aus welcher sie ausgetreten 
sind, nicht mehr in Anspruch nehmen können“. Die Kirche 
selbst hat auch für ihre Geistlichen die maassgebenden Be- 
stimmungen vorgeschrieben. Für die Römisch - Katholischen 
sind im Ganzen die älteren Grundsätze über die disparitas 
cultus fortwährend in Anwendung geblieben; Evangelischer 
Seits hat der Oberkirchenrath durch mehrere Erlasse, insbe- 
sondere vom 10. Juni und 14. Juli 1851, 25. Februar und 21. 
August 1852, 21. Februar 1860 u. a. m.°?) über das Verhält- 
niss zu den Gemeinschaften, welche sich von den ökumeni- 
schen Bekenntnissen losgesagt haben, - wie die sogenannten 
freien Gemeinden und Deutschkatholiken, und zu anderen 
Sektirern sich in eingehender Weise ausgespröchen. Wäh- 
rend zu den Baptisten, Irvingianern u. s. w. noch bestimmte 
Beziehungen stattfinden, haben diese zu der ersten Klasse 
der Dissidenten aufgehört. „Demgemäss (wird) darauf hin- 
gewiesen, dass die in den Gemeinschaften der letzteren Ka- 
tegorie vollzogenen und daselbst mit dem Namen von Tau- 


93) Mitgetheilt in den Aktenstücken aus der Verwaltung des Evange- 
lischen Oberkirchenraths Heft II. S. 36 folg., III. S. 52, XI. 8. 58 folg. 
. m.a. m. $. auch unten den Text zu Anm, 111. 
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fen, Trauungen, Konfirmationen u. s. w. belegten Handlun- 
gen nur noch den Schein solcher Handlungen an sich tra- 
gen, dem Wesen nach aber mit den in den christlichen Kir- 
chen und Religionsparteien vollzogenen Handlungen gleiches 
Namens nichts mehr gemein haben und daher auch in der 
Evangelischen Landeskirche nicht als solche anerkannt wer- 
den können. Es ist ferner verordnet, dass diejenigen Per- 
sonen, welche sich durch ausdrückliche Erklärung vor dem 
Richter oder vor dem Pfarrer,. oder durch unzweideutige, 
offenkundige Handlungen von der Evangelischen Landeskirche 
losgesagt haben, auch an den heiligen Handlungen und an 
den kirchlichen Ehrenrechten derselben keinen Theil. mehr 
haben können, also nicht an dem heiligen Abendmahl, an 
dem Pathen-Amte bei der heiligen Taufe und an kirchlichen 
Gemeinde-Aemtern; dass bei der Beerdigung solcher Perso- 
nen eine Mitwirkung der Geistlichen und des kirchlichen Ge- 
läuts nicht stattfinden könne und dass auch die Geistlichen 
der Landeskirche nicht im Stande seien, eine von ihnen be- 
absichtigte Ehe nach dem kirchlichen Ritual im Namen des 
Vaters, des Sohnes und des heiligen Geistes einzusegnen....“ 

Diesen bestimmten Festsetzungen gegenüber erscheint 
die. auf die Zusammenstellung zum Patent vom 30. März 1847 
unter Nr. 2 gegründete Auffassung, wonach die aus der Kirche 
die Aussonderung Bezweckenden, auch nach ihrer gerichtli- 
chen Austrittserklärung, in rechtlicher Beziehung, nach wie 
vor, als Angehörige derjenigen Religions - Parteiangeseh en 
werden, zu der sie bis dahin gehört haben, mit Ausnahme 
der die Geburt, Heirath und, Sterbefälle betreffenden bürger- 
lichen Beglaubigung, eigentlich weder konsequent noch bil- 
lig: denn wenn Jemand eine Gemeinschaft verlässt und auf 
alle Vortheile verzichtet, welche ihm dieselbe gewährte, sa 
scheint es doch angemessen, dass er auch von den Pflichten 
befreit wird, welche ihm die Mitgliedschaft jener Gesellschaft 
auferlegte. Es ist nicht abzusehen, weshalb nicht die Be- 
stimmungen des Allgem. Landrechts Th. II. Tit. VI. $$. 182 
bis 185 hier anwendbar sein sollten, wonach: 


„In der Regel jedes Mitglied einer Korporation dieselbe 
nach Gutfinden wieder verlassen kann.“ 

„Das austretende Mitglied muss aber seinen Vorsatz dem 
Vorsteher der Gesellschaft gehörig anzeigen,‘ 
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„Der Austritt selbst muss bis zum Ablaufe eines solchen 
Zeitraums ausgesetzt werden, in welchem die Vortheile und 
Lasten, die aus der gesellschaftlichen Verbindung auf ein- 
zelne Mitglieder treffen, sich am füglichsten gegen einander 
abwägen lassen.“ 

„Es kann also, zum Beispiel, ein Mitglied, welches die ge- 

sellschaftlichen Vortheile Eines Jahres ganz oder zum Theil 

bereits genossen hat, vor Ablauf dieses Jahres nicht an- 
ders austreten, als wenn es auch alle in dieses Jahr fal- 
lende Lasten entrichtet hat, oder die Korporation dafür 
entschädigt.“ 
so dass also abgesehen hiervon auch $. 103 des Landrechts 
a. 2.0. hinzutritt: 

„Durch den Austritt aus der Gesellschaft werden einzelne 

Mitglieder von ferneren Beiträgen in der Regel frei.“ 

In der That hat auch der Evangelische Oberkirchenrath 
in Bezug auf solche Personen, welche aus der Evangelischen 
Landeskirche ausscheiden und sich: der Gemeinschaft der von 
der Landeskirche getrennten Lutheraner anschliessen, auf 
Grund einer Erklärung der Minister der Justiz, der geist- 
lichen Angelegenheiten und des Innern, die Anwendbarkeit 
dieser landrechtlichen Vorschriften durch ein Cirkulare vom 
10. Mai 1853 ausgesprochen’) und mit Recht daraus gefol- 
gert: „dass der Ausscheidende, so lange er nicht dem Vor- 
stande der Gemeinde, welcher nach $. 156 Th. II. Tit. XI. 
das Kirchenkollegium, oder in dessen Ermangelung der Pfar- 
rer ist, Anzeige von seinem Austritte aus der Gemeinde ge- 
macht hat, in allen rechtlichen Beziehungen als fortdauernd 
derselben angehörig betrachtet werden muss, und insbeson- 
dere zu allen vermögensrechtlichen Leistungen, sowohl zum 
Unterhalte der kirchlichen Beamten, als auch der kirchli- 
chen Gebäude seiner ursprünglichen Parochie fortgesetzt an- 
gehalten werden kann.“ 

Freilich ist der Fall des Uebertritts aus der Evangeli- 
schen Landeskirche zu den von der Landeskirche getrennten 
Lutheranern verschieden von dem im Patent vom 30. März 
1847 vorausgesetzten gerichtlich erklärten Austritte solcher 
Personen, welche nur ausscheiden, ohne zu einer andern ge- 
nehmigten Religionsgesellschaft überzutreten: denn .die Ge- 


99) Aktenstücke cit. Heft VI. 8. 92. 93. 
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setzgebung bis 1848 kennt nicht die Trennung von einer Re- 
ligionspartei ohne Uebergang zu einer andern (s. oben Anm. 
81 folg.), und zwar einer genehmigten, weil ohne Geneh- 
migung eine rechtlich bestehende besondere Religionspartei 
nicht entstehen konnte. Dies hat sich aber nach der obi- 
gen Ausführung durch Art. 12 der Verfassungs-Urkunde ge- 
ändert. Es besteht nicht mehr der Unterschied von geneh- 
migten und nicht genehmigten Religionsgesellschaften. Die 
vorher nur faktisch geduldete Religionsgesellschaft ist jetzt 
auch eine rechtlich geduldete und der den gesetzlichen For- 
men entsprechende Uebergang zu einer solchen löst das Band 
mit der frühern Gemeinschaft wie nach der Seite des Rechts, 
so auch der Pflicht: denn (Allg. Landrecht Th. II. Tit. XI 
$. 303) 

„Wer von einer Religionspartei zur andern übergeht, ver- 

lässt seine bisherige Parochie.“ 

Die in der Zusammenstellung der landrechtlichen Be- 
stimmungen zum Patent vom 30. März 1847 Nr. 2 am Ende 
enthaltene Bestimmung hat hiernach für Mitglieder irgend ei- 
ner Religionsgesellschaft ihre Anwendbarkeit verloren und es 
kommen, ausser dem übrigen Inhalte von Nr. 2, zugleich 
die in Nr. 4 über einfach genehmigte Religionsgesellschaften 
aufgestellten Grundsätze für Religionsgesellschaften überhaupt 
zur Geltung.) Darnach ist jede sich neu bildende Religions- 
gesellschaft im Besitze der Rechte einer erlaubten Privatge- 
sellschaft (Landrecht Th. II. Tit. VI. $. 11 folg.) und geniesst 
die Befugnisse einer geduldeten Religionsgesellschaft (Land- 
recht Th. II. Tit. XI. $. 20, $. 22 folg. s. oben Anm. 25 folg.). 
Sie hat das Recht des Privatkultus, ihren Religionsdienern 
fehlen besondere persönliche Rechte, und sie unterliegt den 


%) Wenn das Obertribunal annimmt, dass das frühere Erforderniss 
der Genehmigung für Religionsgesellschaften nicht mehr besteht (s. Anm. 
88), so scheint die Befreiung einer neuen Gesellschaft von den aus der 
Zugehörigkeit zu einer andern Religionspartei fliessenden Abgaben mit 
Nothwendigkeit zu folgen und die Berufung auf die Einleitung zum Land- 
recht $. 61 folg., nach welcher an sich durch allgemeinere Gesetze Statu- 
ten und Provinzialgesetze nicht aufgehoben werden, nicht geeignet, das 
Fortbestehen der Leistungen an die ältere Religionsgesellschaft zu recht- 
fertigen. Es stehen in dem vorliegenden Falle vielmehr allgemeine Ge- 
setze von gleicher Autorität einander gegenüber. Die oben Anm. 85. .86 
angeführten Erkenntnisse unterliegen daher gewichtigen Bedenken. 
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Nach aussen hin, im Verhältnisse gegen andere stellt 
sie keine moralische Person vor (Landrecht Th. II. Tit. VI 
$. 13) und kann die Rechte einer solchen erst durch ein be- 
_ sonderes Gesetz erlangen (Art. 13 der Verfassungs-Urkunde). 
Die ihr gebührenden inneren Rechte der Korporationen und 
Gemeinen (Landrecht Th. II. Tit. VI. $. 14) sind: 

l. die Feststellung ihres Glaubensbekenntnisses, 

2. der Form und Feier des (privaten) Gottesdienstes, 

3. der Bestellung der Aemter und der Einrichtung ‚aret 
Verfassung überhaupt, 

4. des religiösen Unterrichts, 

5. der religiösen Disciplin, 

6. des Vermögensrechts, der Armenpflege u. a. 

Der Anspruch auf diese Gerechtsame fliesst aus der mit 
der Religionsübung einer Gesellschaft verbundenen Autono- 
mie, der eigenen Verwaltung ihrer Angelegenheiten, Alles 
jedoch selbstverständlich unter der Oberaufsicht des Staats. 

Während im Allgemeinen Doktrin, Gesetzgebung und 
Verwaltung in der Anerkennung dieser Grundsätze mit ein- 
ander übereinstimmen, fehlt es im Besondern nicht an diffe- 
renten Anschauungen. 

Von der Ansicht, dass die Entstehung einer Religions- 
‚gesellschaft überhaupt in Preussen noch immer von einer vor- 
gängigen Staatsgenehmigung abhängig sei, deren Unhaltbar- 
keit zur Genüge in der obigen Darstellung dargethan sein 
dürfte, kann hier Abstand genommen werden. Die bei ver- 
schiedenen Gelegenheiten vom Staatsministerium aufgestellte, 
jener Meinung entgegengesetzte Ueberzeugung hat mit Recht 
auch schon die Zustimmung von verschiedenen Seiten erhal- 
ten.”) Namentlich ist bei der Berathung mehrerer Petitio- 
nen von Dissidenten im Hause der Abgeordneten am 28. Fe- 
bruar 1859 der Beschluss gefasst: „die Petitionen dem Staats- 
ministerium zur Berücksichtigung und in der Erwartung zu 
überweisen, dass baldigst eine gesetzliche Regelung der Dis- 
sidenten- Gemeinden im Geiste der Art. 12—16 der Verfas- 


— 


"6, Stenographische Berichte von 1859: Haus der Abgeordneten S. 
273 folg., Herrenhaus 8. 247 folg. 
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sungs- Urkunde herbeigeführt werde“, dagegen wurde der An- 
trag abgelehnt: „die Petitionen der Staatsregierung in der 
Erwartung zu überweisen, dass baldigst Vorkehr getroffen 
werde, um den Dissidenten- Gemeinden, soweit dieselben 
sich a Religions Gessllschaften im Sinne der 
Artikel 12—16 der Verfassungs- Urkunde auswei- 
sen, die in diesen Artikeln gewährten Rechte zn Theil wer- 
den zu lassen“.°) Die Majorität des Herrenhauses hat aber 
in ihrer Sitzung vom 18. Mai 1860 sich der letztern Auf- 
fassung angeschlossen und den Antrag verschiedener Peten- 
ten: „den Freigemeindlern und sogenannten Deutschkatholiken 
bis dahin, wo sie sich als wirkliche Religionsgesellschaften 
ausgewiesen habcn werden, die Rechte von solchen, inson- 
derheit das Recht, ihre Kinder dem in den öffentlichen Ele- 
mentarschulen ortheilten Religionsunterrichte zu entziehen, 
nicht zuzugestehen, der königlichen Staatsregierung zur Ab- 
hülfe zu überweisen“ genehm gefunden). | 

Es sind bei der Berathung nicht neue juristische Motive 
vorgebracht worden, welche die Regierung zu einer Berück- 
sichtigung dieses Antrags werden bestimmen können. Wir 
beschränken uns daher nur auf eine gedrängte Erörterung 
der einzelnen vorhin bezeichneten Gegenstände. 

Was 1. die Feststellung des Glaubensbekenntnisses einer 
Religionsgesellschaft betrifft, so bedarf es nicht mehr der Ge- 
nehmigung desselben, welche das Landrecht (Th. I. Tit. XI. 
$. 21) forderte, es ist aber stillschweigende Voraussetzung, 
dass dasselbe nichts enthält, was die Ehrfurcht gegen die 
Gottheit, Gehorsam gegen die Gesetze, Treue gegen den Staat 
und sittlich gute Gesinnungen gegen die Mitbürger (Land- 
recht a. a. 0. $. 13) verletzt: denn sobald dem die Gesell- 
schaft überwachenden Staat bekannt würde, dass eine Ge- 
meinschaft einen Glauben theilte, der jenen Grundsätzen wi- 
derspräche, würde er verpflichtet, wie berechtigt sein, die 
Religionsgesellschaft aufzuheben (Verfassungs - Urkunde Art. 
12 a. E.). 

2. Die Ausübung der ihren Religionsgrundsätzen gemäs- 
sen Ben unter bestimmten Beschränkungen , Bere: 


%) a. a. 0. Haus der Abgeordneten S. 281. 
%) a, a. O. Herrenhaus 1860 8. 647 folg., 657. 
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bereits das Landrecht (a. a. 0. $. 22 folg.) den geduldeten 
Kirchengesellschaften, wie auch die Einführung von Ordnun- 
gen zur äussern Form des Gottesdienstes (a. a. 0. $. 46). Die 
vorhergehende Prüfung und Genehmigung ($$. 47 —49) ist 
nicht mehr erforderlich. 

3. Die Bestellung der Aemter, wie die Anstellung der 
einzelnen Beamten selbst überlässt der Staat der Gesellschaft, 
da er überhaupt auf das Ernennungs..... recht, soweit es 
nicht auf besonderen Rechtstiteln beruht, verzichtet hat (Ver- 
fassungs -Urkunde Art. 18). Auch die ganze innere Organi- 
sation ist allein Sache der Gesellschaft selbst und der Staat 
beschränkt sich auf die Oberaufsicht. | 

4. Was den religiösen Unterricht betrifft, so kann es 
wohl keinem gegründeten Zweifel unterliegen, dass derselbe 
ein wesentlicher Bestandtheil der Religionsübung ist, dass 
die Predigt, wie die Katechese von derselben nicht getrennt 
werden können, Der Westfälische Friede rechnet zu den An- 
nexa exercitii religionis publici und privati auch die insti- 
tutio ministeriorrum, tam scholasticorum quam ecclesiastico- 
rum,°®) und legt denjenigen, welche im Normaljahre weder . 
ein exercitium publicum, noch privatum besassen, sowie de- 
nen, welche späterhin einmal sich zu einer vom Landesherrn 
verschiedenen Religion bekennen werden, mit der Duldung 
überhaupt auch die Befugniss bei, ihre Kinder in auswärti- 
gen Schulen ihres Bekenntnisses oder von Privatlehrern zu 
Hause unterrichten zu lassen.”) Dass zu den Gegenständen 
des Unterrichts auch insbesondere die Religion gehöre, liegt 
auf der Hand, '°) und Gesetze, welche die Angelegenheiten 
der Verwaltung der Religionsgesellschaften einzeln namhaft 
machen, rechnen dazu auch den religiösen Volksunterricht.'‘') 


») J.P.O. art. V. 8.31. 

»), J.P.O. art. V. 8.34: „— subditi —, qui post pacem publicatam 
deinceps futuro tempore diversam a territorii domino religionem profite- 
buntur et amplectentur, patienter tolerentur, et — — liberos suos exte- 
ris suae religionis scholis aut privatis domi praeceptoribus instruendos 
committere, non prohibeantur.... * 

10) Henniges erläutert in den Meditationes ad Instr. Pac.P.I. (1706.4) 
pag. 616, 617 die Worte: „instituendos (so liest er statt instruendos) com- 
mittere — non in literis modo humanioribus et eruditione civili, verum 
etiam, et quidem praecipue, in causa religionis.“ 

0) M. s. z. B. das Edikt über die äusseren Rechtsverhältnisse des 


\ 
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Das Preussische Recht weicht davon keineswegs ab: denn, 
indem es, ohne Unterschied des Glaubensbekenntnisses, Je- 
‘dem erlaubt, die Kinder in seinem Hause oder in einer öf- 
fentlichen Schule unterrichten zu lassen, bestimmt es zugleich: 

„Kindern, die in einer anderen Religion, als welche in der 

öffentlichen Schule gelehrt wird, nach den Gesetzen des 

Staats erzogen werden sollen, können dem Religionsunter- 

richt in derselben beizuwohnen nicht angehalten werden.‘ !0?) 

Die Gesetze des Staats, auf welche hier hingewiesen ist, 
sind im Landrecht Th. II. Tit. IL $. 74 folg. enthalten und 
sprechen den Grundsatz aus, dass es hauptsächlich dem Va- 
ter zukomme, über die Erziehung des Kindes zu bestimmen 
und dafür zu sorgen, dass das Kind in der Religion u. s. w. 
unterrichtet werde. 

Die Frage wegen des religiösen Unterrichts der Kinder 
der Dissidenten hängt nun mit der Auseinandersetzung über 
die Stellung der Dissidenten in Preussen besonders enge zu- 
sammen und nächst der Untersuchung über die Parochial- 
pflicht ist bei keinem andern Gegenstande die ganze Kon- 
troverse so lebhaft zur Sprache gekommen.!) 

So lange man in der Praxis an der Ansicht festhielt, 
dass die Dissidenten vor ihrer staatlichen Anerkennung als 
Religionsgesellschaft nur eine faktische Gemeinschaft bildeten 
und Anhänger der Kirche wären, aus welcher sie ihren ge- 
richtlichen Austritt erklärt hatten, nahm man an, dass die- 
ser Austritt der Eltern auf die Kinder, welche bereits die 
Taufe empfangen und noch nicht das vierzehnte Jahr zu- 
rückgelegt, ohne Einfluss sei. Solche Kinder müssten den 
Religionsunterricht in der berechtigten Kirche erhalten, bis 
sie für sich selbst zu urtheilen fähig geworden, d.i. das vier- 
zehnte Jahr zurückgelegt hätten, indem sie dann persönlich 
ihren Austritt aus der Kirche erklären könnten. '%) Wenn 


Königreichs Bayern, in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaf- 
ten, vom 26. Mai 1818 8.38. 

103) Allg. Landrecht Th. II. Tit. XII. $$. 7. 10. 11. 

108) M. s. dieselben in Stiehl’s Centralblatt für die gesammte Un- 
“terrichts-Verwaltung in Preussen, Jahrgang 1859 Nr. 52. 65. 82, und in 
den stenographischen Berichten Anm. 95. 96 cit. 

14) Allg. Landrecht Th. II. Tit. XI. 8.40; Th. II. Tit. II. $. 84. Ver- 
ordnung vom 30. März 1847 8.17. Rescript des Justizministeriums vom 
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Eltern sich weigerten, den Unterricht bis dahin ertheilen zu 
lassen, so sei den Kindern durch Vermittelung des Vormund- 
schaftsgerichts ein Kurator zu bestellen. '°°) Auch hätten die 
Prediger der Dissidenten nicht die Befugniss der Geistlichen 
der Kirche, Katechiısmus- und Konfirmations- Unterricht zu 
ertheilen, sondern sie seien einfache Privatlehrer, die, in- 
sofern sie aus dem Unterricht ein Gewerbe machen, nach 
Vorschrift der Allerhöchsten Ordre vom 10. Juni 1834 und 
der Instruktion vom 31. Dezember 1839, nach vorgängiger 
Prüfung ihrer intellektuellen, wissenschaftlichen und mora- 
lischen Qualifikation, einer Konzession von Seiten des Staats 
bedürfen. 

Die Annahme, dass die gerichtlich ausgeschiedenen mit 
einander verbundenen Dissidenten eine Religionsgesellschaft 
im rechtlichen Sinne bilden, muss zu einer andern Auffas- 
sung und Behandlung dieses Verhältnisses führen. Es scheint 
nämlich hiernach gerechtfertigt, dass Eltern, welche die Kir- 
che verlassen, auch ihre Kinder der neuen Religionsgemein- 
schaft zuführen und daher in den Grundsätzen derselben un- 
terrichten lassen dürfen. Das Allgem. Landrecht Th. II. Tit. 
II. 8. 83 bestimmt: 

„Vor zurückgelegtem vierzehnten Jahre darf keine Reli- 

gionsgesellschaft ein Kind zur Annahme, oder zum öÖffent- 

lichen Bekenntnisse einer andern Religion, als wozu das- 
selbe nach vorstehenden gesetzlichen Bestimmungen gehört, 


selbst nicht mit Einwilligung der Eltern seines Geschlechts, 
zulassen.‘ 


13. August 1855, durch das Cirkulare des Kultusministeriums vom 9. No- 
vember 1855 bekannt gemacht (vgl. Anm. 108), 

165) Stiehl a.a. O. 8. 133. Die Berliner Nationalzeitung 1857, Bei- 
‚blatt zu Nr. 189. berichtet aus Nordhausen: „Den Konfirmanden der Dis- 
sidentengemeinde wurde diese Ostern das Schnlentlassungszeugniss aus 
dem Grunde der noch nicht erfolgten kirchlichen Konfirmation verweigert. 
Der Vater des Einen suchte Remedur der Königlichon Regierung nach, . 
indem er unter Anderem erklärte, dass sein Sohn niemals kirchlich kon- 
firmirt werden würde, da seine Ueberzeugungen dies nicht zuliessen. Die 
Regierung hat nun in ihrem Bescheide vom 7. April den Konfirmations- 
punkt vollständig fallen lassen und den Petenten an die Ortsschulaufsicht 
gewiesen, welche nach $. 46 Tit. XII. Th. II. des Allgem. Landrechts zu 
verfahren habe. Die Schulaufsicht — Superintendent Schmid — hat dem- 
gemäss, da die Schulreife feststand, die Entlassung aus der Schule und 
die Ertheilung des Zeugnisses nicht ferner vorenthalten können.“ 


_ 
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Die vorstehenden gesetzlichen Bestimmungen ($. 74 folg.) 
disponiren über die religiöse Erziehung der Kinder von El- 
tern desselben und verschiedenen Glaubensbekenntnisses und 
bestimmen, dass im letztern Falle die Theilung der Kinder 
nach dem Bekenntnisse der Eltern erfolgen solle. Der Ent- 
wurf zum allgemeinen Gesetzbuche Th. I. Tit. II. $. 44 ver- 
ordnet dazu: „Von dieser gesetzlichen Bestimmung können 
die Eltern weder vor, noch nach geschlossener Ehe abweichen.“ 
Dies ist jedoch im Landrecht geändert (a. a. 0. $$. 77. 78): 

„Zu Abweichungen von diesen gesetzlichen Vorschriften kann 

Keins der Eltern das Andere, auch nicht durch Verträge 

verpflichten.“ 

„So lange jedoch Eltern über den ran Kindern zu erthei- 

lenden Religionsunterricht einig sind, hat kein Dritter ein 

Recht, ihnen darin zu widersprechen.“ 

Suarez rechtfertigt diese Veränderung in den amtlichen 
Vorträgen bei der Schlussrevision des allgemeinen Landrechts 
zum Tit. I. Th. II. $$. 76— 85, indem er erklärt, diese Ab- 
weichung von der bisherigen Praxis lasse sich nach Grund- 
sätzen einer wahren Toleranz vollkommen vertheidigen. „Es 
ist äusserst hart und stört nothwendig den Frieden der Ehe, 
wenn die Eltern über die Religion, in welcher das Kind er- 
zogen werden soll, einig sind, ein Dritter aber sich ex offi- 
cio darin mischen und aus falschem Religionseifer ihren fried- 

lich verabredeten Erziehungsplan zerrütten will.“'!%) 
| Zwar ist durch Kab.-Ordre vom 21. November 1803 und 
17. August 1825 der $. 76 des Landrechts cit. modificirt, in- 
dem die Theilung der Kinder bei gemischten Ehen aufgeho- 
ben und der Grundsatz ausgesprochen wurde, dass in der 
Regel alle Kinder immer in der Religion des Vaters erzogen 
. werden sollen, die Bestimmung der $$. 77 u. 78 des Land- 
rechts cit. ist aber zugleich aufs neue bestätigt. n Daraus 
ergiebt sich, dass den Eltern, wenn dieselben einig sind, 
jeder Zeit freisteht , über die religiöse Erziehung ihrer Kin- 
. der, welche das vierzehnte Jahr noch nicht zurückgelegt ha- 


106) v. Kamptz, Jahrbücher für die Preussische Gesetzgebung Heft 
81 S. 134. 135. 

107) M. s. die Zusammenstellung der in Preussen geltenden Bestim- 
mungen und Grundsätze hinsichtlich der Erziehung, der Kinder aus ge- 
mischten Ehen, in Stiehl’s Centralblatt 1859 Nr. 139 8. 420 folg. 


« 
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ben, zu beschliessen, ohne dass $. 83 a. a. O. entgegensteht, 
da den Religionsgesellschaften nur untersagt ist, ein Kind 
vor dem vierzehnten Jahre zu einer andern Religion, als zu 
der es nach den gesetzlichen Bestimmungen gehört, anzu- 
nehmen, „selbst mit Einwilligung der Eltern seines Ge- 
schlechts“, keineswegs aber mit Einwilligung beider Eltern. 
Der cit. $. 83 enthält also nicht ein unbedingtes Verbot, in- 
dem sonst der Zusatz „selbst mit Einwilligung der Eltern 
seines Geschlechts“ völlig überflüssig wäre und $. 78 seine 
Kraft verlöre. 10) 

Dissidenten sind daher nach der bestehenden Gesetzge- 
bung befugt, ihren Kindern von dem Prediger ihrer Gemeinde 
Religionsunterricht ertheilen zu lassen. Der Prediger der Dis- 
sidenten kann auch nicht verhindert werden, diesen Unter- 
richt zu ertheilen, sobald ihm nicht verwehrt worden, die 
Gemeinde selbst zu belehren und zu erbauen, ohne dass 
es dazu einer Konzession bedarf, da dies Ausfluss der im 
Art. 12 der Verfassung gewährten Freiheit der Religions- 
übung ist. 

In’ diesem Sinne hat sich auch, in Uebereinstimmung 
mit dem Staatministerium und unter Zustimmung des Prinz- 
Regenten, das Kultusministerium über die vorliegende Frage 
ausgesprochen und erklärt:'°) Quoad interna d.h. rücksicht- 
lich der Religionsübung und des Religionsunterrichts bilden 
die Dissidenten eine besondere Religionspartei und geniessen 
das im Landrecht Th. II. Tit. XI. $. 11 (s. oben) begründete 
Recht. Der gegen dissidentische Eltern dagegen geübte Zwang 


108) In dem Rescript des Evangelischen Oberkirchenraths vom 17. Sep- 
tember 1858 über den Konfirmandenunterricht bei separirten Lutheranern 
(Aktenstücke Heft X. 8. 314) ist anerkannt, dass diese Grundsätze in Be- 
ziehung auf das Verhältniss zwischen Evangelischen und Römisch-Katho- 
lischen ausser allem Zweifel und in thatsächlicher Uebung seien. Aber 
auch in Ansehung der nur mit minderen öffentlichen Rechten anerkann- 
ten christlichen Religionsgesellschaften , wie der Brüdergemeinden und se- 
parirten Lutheraner, finde ein Gleiches statt, da die letzteren jedenfalls 
als christliche Religionsparteien öffentlich anerkannt sind, und danach 
diejenigen Beschränkungen der elterlichen Gewalt, welche das Justizmi- 
nisterial-Rescript vom 13. August 1855 in Ansehung der aus ihrer bis- 
berigen Kirche ausgeschiedenen Eltern anerkennt, welche einer der bei- 
den letzteren Religionsgesellschaften beigetreten sind, nicht Platz greifen. 

100) Stiehl a.a. 0. 8. 135. 
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erscheint als eine‘. direkte Verletzung der ihnen 'gewährlei- 
steten: Religionsfreiheit und des im $. 74 folg.. des Allgem) 
Landrechts "Th. II. Tit. II..anerkannten Ergiehungsrechts des 
Vaters, resp. der Eltern..Nur soviel lässt sich :nach der rich» 
tigen Auslegung dieser ;Gesetzesstelle rechtfertigen, 1. dass 
als Bedingung der Dispensation. von dem :Religionsunterrichte 
in. der öffentlichen Schule anderweitiger: Religionsunterricht 
nachgewiesen werden muss, wofür der Unterricht des Dissi-, 
denten-Predigers anzuerkennen ist, und dass 2. eben die- 
ser dissidentische : Religionsunterricht: nichte den Staatsge- 
setzen Widersprechendes, Verbrechen oder Vergehen Begün- 
stigendes. enthalten: dürfe, widrigenfalls gegen denselben so 
gub! wid: gegen. andere ungesetzliche Formen der Religions- 
übung. repressiv 'eingeschritten werden. kann. Indem zugleich 
die Ueberwachung .des sittlichen Lebens der Kinder der Disi 
sidenten während der Schulzeit:den Schulanstalten selbst zur 
besonderen Pflicht gemacht ist, erging eine diesen Grund- 
sätzen .entsprechende Verfügung an die Provinzial - Schulkoli 
legien: und die: Regierungen. unterm: 6. April 1859: 1). auch 
setzte. sich das Kultusministerium mit. dem Evangelischen 
Oberkirchenrathe darüber ins Einvernehmen, und der letztere 
hat, nach Berathung mit den Konsistorien, ‚die: Grundsätze 
dargelegt, nach welchen insbesondere das Verhalten der evan- 
gelischen Kirche in Ansehung der .die evangelischen Schule 
besuchenden dissidentischen Kinder. einzurichten sei, und sich 
dahin ‚ausgesprochen ‚. dass der. Antrag auf eine vällige Aus- 
weisung derselben aus der Schule für die kirchlichen Organd 
nur als ein änsserstes Nothrecht,- wenn kein anderes Mittel 
mehr bliebe, den. christlichen Charakter: (der, Schule zu er- 
halten, ‘vorzubehalten sein: wärde.!'!) er Re 
Dez. Religionsunterricht: als Theil da Religiensübitng i iöt 
eine kraft Art. Al. ‚der: en ‚den dissiden« 


R Fu; 4 .ı | 


0) Stichl a. a. 0: 8.193 folg. ya Erlass’ des Ministers des In- 
nern und dor. geistlichen Angelegenheiten vom 25, Mai’1859, ai a. O. 
S. 381. 382, 
. ; 11) ,Vgl. das Schreiben. des Kultusministers. v.:19. April 1869 (Stiehl 
a. a. 0. S. 257 folg.) nebst den Erlassen des Evangelischen Oberkirchen: 
raths vom 12. Mai 1859 (daselbst S. 262:folg.} und'21. Februar’1860 (da- 
selbst 1860 8. 248 folg., auch sämmitlich in den Aktenstücken Heft x. 
3..314.folg., XI. 8. 57. folg); vgl. -auch oben -Anme 9: :: 9 
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tischen Religionsgesellschaften überlassene Angelegenheit. Ein 
Zwang zur Theilnabme an dem kirchlichen Religronsunter- 
richte kann den Kindern von Mitgliedern einer Dissidenten- 
gemeinde nicht zugemuthet werden. Man muss aber den 
Religionsunterricht, insofern er Theil der Religionsübung ist, 
von demjenigen unterscheiden, welcher Gegenstand des öf- 
fentlichen Unterrichts ist. Es wäre denkbar, dass der letz- 
tere von einem dissidentischen Prediger in der Schule selbst 
den dissidentischen Kindern ertheilt würde, wie dies in kon- 
fessionellen sowohl, ‚als Simultan-Schulen von den Geistli- 
chan anerkannter Kirchen nicht selten geschieht. Dies setzt 
aber Zustände voraus, von denen das ganze Dissidententhum 
gegenwärtig noch sehr weit entfernt ist. Insofern also: Dis- 
sidenten ihre Kinder nicht an dem in der Schule ertheilten 
Religionsunterrichte Theil nehmen lassen,'"*) sind für die 
diesen Gegenstand des Schulunterrichts ersetzende religiöse 
Unterweisung noch andere Rücksichten in Betracht zu zie- 
hen, als die aus der Religionsfreiheit sich ergebenden Kon- 
gequenzen. Das Kultusministerium deklarirt deshalb in dem 
Circulare vom 26. Juli 1859: us) „Der den Kindern der Dis- 
sidenten in der Gemeinschaft ertheilte Religionsunterricht, 
soweit er nicht den Konfirmanden- Unterricht vertritt und 
insofern kirchlichen Charakter hat, tritt an die Stelle eines 
Unterrichtsgegenstandes der öffentlichen Schule und unter- 
liegt also der Aufsicht der betreffenden Behörde, sowohl was 
die ordnungsmässige Abhaltung, als auch die Voraussetzung 
betrifft, dass dieser Unterricht den Anforderungen in der Cir- 
cularverfügung vom 6. April d. J. (Anm. 110) nichts Wider- 
sprechendes enthalte.“ Für diesen Zweck ist die besondere 
Genehmigung der Regierung zwar nicht erforderlich, aber 
eine den Verhältnissen entsprechende Beaufsichtigung noth- 
wendig.:') Hierher gehört auch die in dem Rescript vom 
26. Juli 1859 angeregte Frage, wie die Entlassungsreife der 
diesidentischen Kinder aus der Elementarschule festzustellen 
ist. Das Landrecht Th. II. Tit. XIL $. 46 verordnet nämlich : 


:4) Die Irvingianer thun dies, wie das Rescript vom 25. Mai 1859 
(Anm. 110) mittheilt. 

18) Stichl 3. a. 0. 8.497. 498. 

44) Vgl Rescripte des Ministeriums an die Regierung zu Liegnitz v. 
28. Oktober und 31. Desember 1859, bei Stiehl a. a. 0. 1860 8. 57 Selg. 
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„Der Sehnlunterricht muss so lange. fortgesetzt. werden, bis 
ein Kind, nach dem Befunde seines Seelsorgers, die ‘einem 
jeden: vernünftigen Menschen seines Standes nolmaadıgen 
Kenntnisse gefasst hat.“ 
Ein Seelsorger, wie ihn das Landrecht Forsnkediat, m ein 
Geistlicher einer anerkannten Kirche, der zugleich die ihm 
vom Staate übertragene Funktion eines Schulinspektors zu 
verwalten hat. Dass der. dissidentische Prediger und Seel-+ 
sorger, dem eine derartige Thätigkeit nicht aufgetragen ist 
und gesetzlich nicht zusteht (Landrecht Th. II. Tit. XI. $. 26), 
das geeignete Organ dafür nicht sei, liegt auf der Hand. 
Besondere Bestimmungen, derem Geltung nicht wohl bezwei- 
felt werden kann, enthalten auch darüber die Provinzialge- 
setze, wie die Schulordnung für die Provinz Preussen vom 
31. Dezember 1845, nach welcher der eitirte $..46 des Land- 
rechts aufgehoben ist ($. 72) und die im $. 2 vorschreibt::: - 
„Der Sehulunterrieht dauert bis zum vollendeten: vierzehn» 
ten Lebensjahre. Sr ' ae 
Damit wäre in der. Regel die F rage erledigt; doch. heisst. 0a 
dann a.a. 0. weiter: 
„In besonderen Fällen kann der die Schule beuufsichtigende 
Pfarrer ($. 33 als Lokalinspektor) nach vorgängiger Rück- 
sprache mit dem Schullehrer, die Entlassung des Kindes aus 
der Schule noch um ein bis zwei Jahr hinaussetzen.“ 11). . 
Als ein den Religionsgesellschaften zustehendes Recht 
erscheint 
5. die, Vebung der religiösen Disciplin, da jeder Gesell- 
schaft eine den Gesetzen des Staats nicht. widersprechende 
Zucht gegen ihre Mitglieder überlassen und Pr für kirch- 
liche Gemeinschaften anerkannt ist.) 
Was endlich 
6, das Vermögensrecht der Religionsgesellschaften De 
trifft, so treten hier. die Bestimmungen ein, nach welchen 
der Gesellschaft. wegen des Mangels der Korporationsrechte 
nicht. die Befugniss zusteht, in eigenem Namen VermögeR 
zu erwerben: denn, Ä 
| „Dergleichen Gesellschaften stellen im Verhältnisse gegen 


i 


u 15) Ges. -Samml. von 1846 81. 
‚20, Allgem. Läandrecht: Th..U.. Tit. VI: :8. 48: fedg., n - Tit. XI. 
8. 50 Tolg., $. 109. De ER 
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En 


andere, ausser ihnen, keine moralische Person vor und 

können daher auch, als solche, weder Grundstäcke noch 

Kapitalien auf den Namen der Gesellschaft erwerben.‘ '!7) 

Um des Eigenthumserwerbs fähig zu werden, bedürfen 
diese Gesellschaften also erst der Verleihung der Korpora- 
tionsrechte, was aber nicht im Wege der Verwaltung, durch 
die Regierung allein, sondern nur der Gesetzgebung gesche- 
hen kann, nach der ausdrücklichen Bestimmung des Art. 13 
der Verfassung: | 

„Die Religionsgesellschaften, sowie die geistlichen Gesell- 

schaften, welche keine Korporationsrechte haben, können 

diese Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen.“ 

Von Seiten der sogenannten freien Gemeinden sind wie- 
derholt Anträge um Ertheilung der Korporationsrechte an 
den Landtag, wie an die Ministerien gestellt worden. Auf 
eine solche Eingabe erging durch Rescript vom 3. April 1859 
der Bescheid, dass „sobald es auf die Anerkennung einer 
dissidentischen Genossenschaft als korporativer Religionsge- 
nossenschaft ankommen sollte, Artikel 13 der Verfassungs- 
Urkunde zu solchem Zwecke ein besonderes Gesetz verlangt. 
‚Sofern aber lediglich die Verleihung der Rechte der juristi- 
schen Person (die Fähigkeit zum Vermögenserwerb) von dis- 
sidentischen Vereinen gewünscht wird, muss es vorbehalten 
bleiben, auf jeden diesfälligen Einzelantrag die Statthaftig- 
keit desselben nach den dabei gesetzlich in Betracht kom- 
menden konkreten Verhältnissen der betreffenden Gesellschaft 
besonders in Erwägung zu ziehen.“ ‘Im Widerspruche damit 
ist dagegen in einem andern Rescript vom 5. Dezember 1859 
die Erklärung abgegeben, „dass es nicht für zulässig erach- 
tet werden könne, religiösen Vereinen Korporationsrechte, 
seien es auch nur die sogenannten beschränkten, d.h. auf 
den Erwerb von Grundstücken und Kapitalien gerichteten 
Rechte der juristischen Person, im Wege landesherrlicher 
Verordnung auszuwirken, solche Vereine vielmehr nach Art. 
13 der Verfassungs-Urkunde Korporationsrechte lediglich durch 
ein besonderes Gesetz erlangen können.“ Im Sinne des zwei- 
ten Rescripts haben die Minister des Kultus und des Innern 
sich auch unterm 7. Februar 1860 entschieden =. und das 


'’ 47) Allgein. Landrecht Th. II. Tit. VI. 1%, Th. IL. Bit. x. 5 24. 
220) Stichl 2.2.0. 1860 8. 247. Br 
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Haus der Abgeordneten hat sich damit übereinstimmend in der 
Sitzung vom 1. März 1860 durch die Annahme der Tagesord- 
nung gegen den Antrag ihrer Kommission ausgesprochen. ''°) 

Es kann auch in der That keinem Zweifel unterliegen, 
dass nur diese letztere Auffassung die richtige sei: denn die 
Rechte einer juristischen, Person. sind aben Korporationsrechte, 
da die zu einer juristischen Person erhobene Gesellschaft eine 
Korporation ist. Der Umfang der Rechte eines solchen Kor- 
pus kann sehr verschieden: sein, je nach der besondern Kon- 
zession, durch welche die Anerkennung des korporativen 
Charakters ausgesprochen wird... Darauf kommt es aber in 
der vorliegenden Angelegenheit gar nicht an, spndern nur 
darauf, dass, es sei auch nur. mit dem Recht, Subjekt des 
Eigenthums in eigenem Namen zu sein, die Qualität der ju- 
ristischen Person einer einfach erlaubten Privatgesellschaft 
beigelegt wird, '”°) und dies ist nach Art. 13 der Verfassung 
nicht anders’ möglich. als auf dem. Wege der Gesetzgebung, 
d.. h. durch die ‚Uebereinstimmung "des: Königs. und beider 
Kammern nach Art. 62. der zueeie ar 


ER 1; ons hikaie Berichte s. 337 folg. 
,.42) Es ist ganz willkürlich, wenn: man Rechte da juristischen Per- 
son und Korporationsrechte in dem Sinne unterscheiden will, dass jene 
in. der Fähigkeit bestehen sollen, Rechte zu erwerben, diese .in besonde- 
ren Privilegien. Diese Verschiedenheit der Rechte begründet nur gen Un- 
borschled a und nicht privilegirter ee 
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XII. 


Ueber einige Hauptmomente in der geschichtlichen 
Entwickelung des Verhältnisses zwischen Staat 
und Kirche. 


Von. 


Dr. €. B. Hundeshagen, 


N Badischem Geh. Kirchenrath und ordentlichem Professor 
der Theologie in Heidelberg. 


(Fortsetzung.) 


IV. 


Die Reformation hat ihre Wirkungen nicht beschränkt 
auf das Innere der Gewissen, sondern es lag in ihr zugleich 
eine weltgestaltende Macht. Dass in Folge derselben im Laufe 
des 16. Jahrhunderts aus der bisherigen Einheit der katholi- 
schen Kirche die beiden grossen Konfessionskörper der Lu- 
theraner und Reformirten sich loslösten und als eigene Kir- 
chen sich konstituirten, war gewiss ein Ereigniss van welt- 
geschichtlicher Bedeutung. Aber dass es dem Protestantis- 
mus als Ganzes betrachtet gelungen sei, für das hier in 
Rede stehende Problem eine Lösung zu finden, das lässt 
sich schlechterdings nicht behaupten. Zwar wird man die 
von dem Protestantismus an der römischen Verknüpfung des 
Imperium mit dem Sacerdotium geübte Kritik im Ganzen 
treffend finden müssen. Noch mehr: der reformatorische Pro- 
testantismus that in der Theorie richtige Blicke in die Na- 
tur des Staates, wie der Kirche. Auch im positiven Aufbau 
fehlte es da und dort in praxi nicht an gesunden Anläufen. 
Der Protestantismus ist überhaupt allenthalben voll frucht- 
barer prinzipieller Keime. Aber weder dass er seiner Prin- 
zipien im Grossen vollkommen geistig Herr geworden sei, 
noch dass er diese Keime im Einzelnen zur vollreifen Ent- 
wicklung gebracht habe, weder dass er im Geist der ihm 
zu Theil gewordenen bessern Einsicht auch gehandelt habe, 
noch dass er im Fall wirklichen Handelns jenen Prinzipien 
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stets treu geblieben sei, lässt sich dem Protestäntismüs nach- 
rühmen. Er musste in Absicht auf seine kirchlichen Kon- 
. struktionen die Erfahrung an sich selber machen, dass Rom 
nicht an Einem Tage gebaut worden sei. Darin läge freilich 
für manche verfehlten Gänge und fruchtlosen Anläufe eher 
eine Entschuldigung als eine Anklage. Aber dass, zwar nicht - 
alle, aber doch wenn auch nur ein einzelner seiner Wege 

geradezu in das so eben verlassene römische Geleise zurück- 
führte, das hätte dem Protestantismus nicht begeknen dür- 
fen. Genug: unter den schwachen Seiten wenigstens des Pro- 
testantismus deutscher Zunge ist das unter seinen Auspicien 
za Stand gekömmene Verhältniss zwischen Staat und Kirche 
offenbar die allerschwächste. " 

‘In dem Verhältniss zwischen Staat und Kirche, wie o8 
unter Einwirkung des Protestantismus zu Stande kam, ist 
wohl zu unterscheiden die Theorie und die Praxis; ferner 
ist darauf zu achten, dass beide die Folge wären der im Gros- 
sen völlig neuen Vorstellungen nicht nur von der Kirche, 
sondern auch vom Wesen des Staates, welche durch den 
Protestahtismus in Umlauf gekommen waren. 

Der römische, ja ‚selbst der ältere katholische Begriff 
der Kirche war hervorgewachsen aus der Lehre von der 
Heilskraft und heilsbedingenden Eigenschaft des Sakraments. 
Auf allen Stufen ihrer Fortbildung von Cyprian bis Augustin 
war die Idee der Kirche durchweg beherrscht vom Sakra- 
mentsbegriff. Weil sie im Besitz der magisch wirkenden Hoi- 
ligungsmittel sich befand, und zwar. nur sie allein, darum 
wer die Kirche die schlechterdings das Heil jedes Einzelnen 
bedingende Institution, die absolute Autorität, welcher jeder 
Einzelne den Gehorsam des Glaubens, die wenri auch vor- 
läufig noch so bloss äusserliche Unterwerfung schuldet. Aber 
nicht bloss die Idee, sondern auch die Verfassung der Kir- 
che war aus der Sakramentvorstellung hervorgewachsen. Es 
dauerte freilich bis in’s 12, Jahrhundert, ehe die Siebenzahl 
der Sakramente zum Dogma wurde und in derselben die do- 
zninirende unter den heiligen Handlungen der Kirche, die 
‘Priesterweihe, &ls eigenes Sakrament zum Vorschein kam. 
Aber thatsächlich ist diese Betrachtungsweise der Priester- 
weihe uralt. Es ist einer der bedeutsamsten Unterschiede 
zwischen ‚Katholieismus und Protestentismus, dass wälrend 
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dieser -demit begann; sich eine Lehre zu: schaflen und darin 
als Gehäuse für dieselbe, als das irdene Gefäss für den himm- 
lischen Inhalt, nach einer Verfassung erst suchte: in der ka- 
tholischen Kirche mit und neben einander Lehre und Verfas- 
sung sich bildeten. Aus dem spezifischen Rest heidnischen 
Sauerteigs,. den der ältere Katholicismus in ‘der Magie sei- 
ner Sakramente bewahrte, erwuchs das Gehäuse für die Kir- 
che, die vielgegliederte hierarchische Verfassung, welche sich 
"als eine Inkrustation vom härtesten. Stoff Schicht für Sehicht 
über deren ideellen Inhalt lagerte. Dieses Ineinanderverwach- 
sensein des Dogma’s und der Verfassung, die Verschlingung 
der Verfassung mit dem Dogma hat der katholischen Kirche 
ihre unzerreissbare Festigkeit als Ganzes, als äussere Insti- 
Aution in der Reihe der übrigen Weltinstitutionen verliehen. 

‚Dieser Institution trat nun der Protestantismus mit kei- 
ner andern Waffe entgegen, als. seinem 'überall in erste Li- 
nie gestellten Postulat des Glaubens allein im Zusam- 
menhang seiner Rechtfertigungslehre. In dieser Lehre von 
‚der Rechtfertigung durch den Glauben allein, genauer aus- 
gedrückt: von der Rechtfertigung allein durch das Verdienst 
und Opfer Christi, angeeignet im Glauben, findet sich be- 
kanntermassen das Wesen der religiösen Anschauung des Pro- 
testantismus ausgedrückt. Treffend sagt Stahl: „Der Glaube 
im Sinne des Evangeliums und der Evangelischen Kirche ist 
ein einfacher Akt, der aber alle Fäden der Seele zu Gott 
auf einmal schlägt: er ist das aufrichtige und reuige ‘Ge- 
ständniss der eignen gänzlichen Sündhaftigkeit und Verdam- 
mungswürdigkeit; er ist die Sehnsucht nach Versöhnung und 
Frieden ‚mit Gott, die jeder Befriedigung ausser Gott absagt; 
er ist die Demuth, welche Vergebung: ohne Recht und Ver- 
dienst nur Aus Gnade empfangen will, die Christo allein die 
Ehre giebt; er ist das persönliche Vertrauen zu Gott, dass 
er barmherzig ist und seine Verheissungen hält; er ist der 
‚unnennbare Zug, der in der tiefsten Seele die gute Botschaft 
von: Christo bejaht, der da spricht, das ist unträgliche Got- 
‘4eswahrheit, wenn auch Alles, was das Auge sieht und: das 
‚Fleisch empfindet,: dagegen zeugt. Alles das in Einem: ist 
der Glaube. Er ist die Urthat der Seele, durch welche sie, 
die aus Gott ‚getretene, sich wieder einpfropft in den.Sohn 
‚Gottes, so dass seine Bühne ihre Sühne, 'seine Gerechtigkeit 
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Ahr: zur Gerechtigkeit. ‘wird, ‘Das ist: die Rechtfertigung durch 
den Glauben *') Sie ist’ das Losungswort aller evangelischen 
Opposition. : Indem die Beformateren: alles Andere preiszur 
geben bereit ‘waren, ‚haben :sie an.ihr'als ihrem theuersten 
Gut hartnäckig festgehalten. . Und. mit Recht; :sehen: wir: in 
welchem Betracht auch rücksichtlich des ee von ''der 
en 

Die. Röchkfertigungslehre drückt einen unbadiirten Ge- 
ne gegen die katholische Anschauung aus. : Dis Kirche 
des Mittelalters‘ nach ihrer. pelagianisirenden Theorie hatte 
gelehrt,. dass ‚der Mensch nicht allein ’durch den: Glauben, 
sondern auch. durch die! Werke gerecht werde. . Sie. hatte 
dadurch, ihre ‚Angehörigen ‚nicht nur unter das Joch eines 
peinlichen :Gesetzesdienstes. :gebracht,: sondern . auch :das .Ge- 
fühl ‚der. Versöhnung geschwächt. ‚In dam protestantischen 
Rechtfertigungsbegriff dagegen lag eben die Entlassung des 
Menschen aus jenem. Dienst: der: Werke, .die Aufnahme in 
die Kindschaft ‚auf. Seiten Gottes, der unbedingte Glaube an 
die Gnade Gottes auf Seite des’ Menschen. : Gott 'befriedigt 
sich selbst, thut sich selbst. genug, erklärt den ‚Menschen 
aus Gnaden für gerecht. An die Stelle des unendlichen gött- 
lichen. Anspruchs 'ist eine unendliche. Befriedigung getreten, 
die sich: als Gnade: ;darstellt. . Indem der. Mensch -an diesa 
Gnade glaubt, bekennt er, des Versuches der eignen Recht- 
fextigung sich ‘entschlagen, sich selber gar nicht rechtfer- 
tigen. zu wollen. Ja, es kann’ in ihm das Verlangen; . die 
Sorge sich genen me, zu: Re a zu müssen. ee 
nicht: entstehen. 

‘.In dieser. seiner Sicherheit. N zunächst. seine 
Handlungen: des Anspruchs, sogenannte: ..„gute Werke“ zu 
seid, ‚oder ‚irgend: eine ausserhalb ihrer selber liegende Be- 
aiehung, zu: haben, nämlich‘. auf die Seligkeit: der Person. 
Sie'sind: fortan nichts als innerlieh nothwendige Asusserun- 
gen eines ‚Geistes, der sich. durch den :Glauben..an Gott und 
Christum gebunden: weiss. : 

- Das ist die von Luther in "der erahntah Schrift pro- 
klare, „Freiheit, des Christenmenschen“, und-dadurch wurde 
.der Protestantiomus die a er unbedingten N 


aa 
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wissheit und des unendlichen Muthes. Beide kennen die Frago 
nach der Rechtfertigung nicht oder haben sie nur seheinbar, 
denn sie ist ein für allemal beantwortet. Eben das, dass der 
Einzelne, auf die Selbstgenugthuung Gottes bauend, sich der 
Selbstrechtfertigung überhoben weiss, macht ihn frei und 
muthig. 

Treten wir aber den Konsequenzen dieser Rechtferti- 
gungslehre für die Stellung des Einzelnen zur Kirche und 
deren Autoritäten näher, so deutet sie eine Wiedergewin- 
nung der Persönlichkeit an. Die Persönlichkeit war römi- 
scher Seits an die Kirche abgetreten; hier wird diese sich 
selber zurückgegeben. Der Versöhnungsprozess, der vorher 
ganz sakramental-äusserlich ohne Zuthun der Person ledig- 
lich an derselben vollzogen wurde, wird von nun an auch 
in diese hineingelegt und ihr in Busse und Glauben eine 
Anspannung der geistigen Aktivität in der Richtung der tief- 
sten Tiefe, wie der höchsten Höhe zugemuthet. 

Ferner: das religiöse Leben wird verinnerlicht.” Denn 
der Glaube, mit welohem der Mensch die Gnade Gottes er- 
greift, bedeutet zugleich die Wegwerfung alles äusserlichen 
zwischen Gott und den Mensehen tretenden Mittels. Er ist 
nichts Anderes als die unbedingte Hingabe der Person an 
Gott, als das unmittelbare Leben in Gott durch das Band 
der Seele zu Christus, 

Hat aber der Einzelne selbst die innerliche Erfahrung 
gemacht, dass er die Kindsohaft Gottes gewönnen, so er- 
scheint das Heil seiner Seele nicht mehr, wie römischer 
Seits, durch den kirchlichen Verband, durch die äussere 
Angehörigkeit an eine bestimmte Kirche bedingt, sondern 
lediglich durch den Glauben. Mit dem protestantischen Glau- 
bensbegriff ist eben: darum die anstaltliehe Kirche über- 
wunden. Denn sie beruhte auf der Voraussetzung einer -Fremd- 
heit zwischen Gott und Menschen. Mit der Ueberwindung 
dieser Fremdheit und der Gewinnung eines affirmativen Ver- 
hältnisses löset sich die anstaltliche Kirche auf und setzt 
sich um in die Gemeinde der Gläubigen, deren jeder sein 
eigener Priester ist, weil:er der priesterlich-sakramentalen 
Vermittlung nicht mehr bedarf, sondern durch Christum un- 
mittelbar den Zugang hat zu dem gnadenreichen Gott. 

Es tritt eine Unterscheidung. ein zwischen. 'geiätlichem 
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Stande und geistliciem Amte. Geistlichen Standes ist je- 
der Gläubige, in welohem Berufe er immer lebe; Geistlichen 
‚Amtes ist der, welchem die Gemeinde die kirchliche Gewalt 
guter Ordnung halber zur Stellvertretung überträgt, und nur 
insofern sie selbst dieselbe aus nn Recht besitzt, hat 
auch er sie aus solchem. 

- Weil endlich jetzt die Versöhnung mit Gott ganz inner- 
lich vollzogen wird, so ist die Kirche der Versöhnten eine 
zur vor dem Angesicht Gottes erkennbar vorhandene, für 
das menschliche Auge dagegen ist: sie eine unsichtbare, 
d.h. Niemand kann von einer versammelten Gemeinde sa- 
.gen, sie sei im wahren Sinne christlich und gehöre somit 
zur Kirche Christi. Denn es giebt keine untrüglichen äus- 
seren Merkmale der inwendigen Zugehörigkeit zu Christo, 
sondern nur der Erlösete kann wissen, ob er erlöset sei, 
und damit ist die wahre Kirche eine unsichtbare. Sofern 
aber die Gemeinde sich laut zu Christo bekennt, kann man 
sie als einen Theil der sichtbaren Kirche bezeichnen. Im- 
merhin aber verbürgt diese Theilnahme an der sichtbaren 
Kirehe dem Einselnen nicht unmittelbar die Erwerbung des 
Heiles, sondern nur die Möglichkeit, zur inwendigen Christ- 
lichkeit erzogen zu werden.*®) 

Neben dieser völlig neuen Begriffsbestimmung der Kir- 
che stand bei den Reformatoren eine fast ebenso neue Auf- 
fassung des Begriffes vom Stzat. Die ungeheure Verschie- 
denheit, welche zwischen dem reformatorischen und dem 
Stautsbegrif im römischen Kirchengebiet zu Tage trat, war 
nicht zufällig. 

‘Gerade weil der evangelische Christ selbst dem Herrn 
nahen kann im  priesterlichen. Kleide Seiner Gerechtigkeit, 
und weil er nicht durch die Mittler, vom Priester auf Er- 
den an, durch die ganze Hierarchie hindurch und das grosse 
Ganze der Kirche mit ihrem Haupte, sodann durch die himm- 
lische. Hierarchie der Heiligen bis zur Gottesmutter ampor 
von ihr getrennt ist, 80 steht auch der von Laien gebildete 
und verwaltete Staat vor der protestantischen Anschauung 
ganz anders da, als vor der römischen. Hier ist die Kirche 


= Rossmann, Betrachtungen über bu ‚Beitalter der- Beformation. 
Jena 1606 8. Da flg. 
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allein die Trägerin alles höheren Lebensinhaltes- und jeder 
höheren menschlichen Zweckbestimmung. Daher bleibt dem 
Staat als solchem im Grund von allem diesen nichts mehr 
übrig; er ist die niedrige, schlechte, profane. Seite der 
menschlichen Existenz, ohne wahrhaft sittliche Bestimmung 
und Dignität, ohne ein anderes Gesetz, als dasjenige des 
selbstsüchtigen Beliebens, und zwar alles dies von Haus aus. 
Denn in der Blüthezeit des römisch -theokratischen Systems 
wird die bürgerliche Gewalt bald vom Volk, bald, nach Gre- 
gor VII, sogar von Anstiftung des Teufels?) abgeleitet. Sie 
erscheint daher auch nirgend als ebenbürtig mit der geist- 
lichen, sondern diese allein hat die Einsetzung durch Gott 
für sich, Bei solcher Entleerung von jedem höhern Inhalt 
soll es nun freilich nicht bleiben. Es soll eine Ordnung der 
Dinge hergestellt werden, wonach auch die Staatsgewalt Trä- 
gerin höherer Zweckbestimmung wird. Aber sie entwickelt 
dieses höhere Leben nicht aus sich selber, ihrem 'ursprüng- 
lichen Wesen und Begriff, sondern sie erborgt es nur erst 
aus ihrer Verbindung mit der kirchlichen Hierarchie und 
vollbringt jene höhere Zweckbastimmung auch nur im Dienst 
der Hierarchie. Die sacra imperialis majestas, nach der Vor- 
stellungsweise des Mittelalters Trägerin und Quelle aller bür- 
gerlichen Gewalt, ist sacra nicht an sich, sondern nur durch 
Sanction und Verleihung von Seiten des Papstes, und be- 
wahrt ihre Dignität nur dureh IDEEN Gehorsam 
gegen den Statthalter Christi. 

Schon bald nach Beginn des drosen Kampfes swischen 
Imperium und Sacerdotium zu Anfang des zwölften Jahrhun- 
derts- beginnt auch die 'Bestreitung der eben geschilderten 
Theorie, und zwar auch von religiösem Boden aus durch 
Männer der Kirche,*) und setzt sich fort durch das ‚ganze 


3 Lib. VIII. epist. in Gregorii VII. Registr. s. Epistola- 
rum libb. XI. bei Mansi Ampliss. eoncil. collectio Tom. XX: 
Quis nesciat reges et duces ab its habuisse principiam, qui Deum igno- 
santes, superbia, rapinis, perfidia, homicidiis, . pestremo universis paene 
sceleribus, mundi principe diabolo videlicet agitante, super pares, scili- 
cet homines, dominari caeca cupiditate et intolerabili praesumtione affec- 
taverunt? Vgl. Hundeshagen, über den Einfluss des Calvinismus auf 
die Ideen vom Staat und staatsbürgerlicher Freiheit. Bern 1842 S. 5 folg. 
- 9 Hugo Floriacensis traet de regia potestate et sacer- 
dotali dignitate in Baluz. Miscell. lib. IV. p, %. Der Mönch von 
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Mittelalter: Aber 'erst durch den Protestantismus wird’ es 
zum festen Axiom des Zeitalters, dass die weltliche Obrig- 
keit unmittelbar von Gott ist, nicht durch ’den Papst 
vermittelt, und dass sie eine unabhängige Gewalt von 
Gott ihat, nicht :untergeben dem- Papste. Hiermit war der 
Staatsbegriff aus seiner Erniedrigung emporgehoben und Lu- 
ther durfte. sich. dieses seines Verdienstes mit Grund rüh- 
men, wie er oft genug thut.“) Der Staatsbegriff aber em: 
pfängt: zwar: nach protestantischen Grundsätzen seine Vertie- 
fung ‚nach der sittlichen Seite hin erst durch Aufnahme des 
christlichen Elementes,. indem der Staat ein christlicher wird; 
die Obrigkeit'nach christlichen Grundsätzen ihr Regiment führt. 
Aber der höhere Charakter des Staats ist hierdurch keines- 
wegs an sich bedingt, Vielmehr hat der Staat durch: sei- 
nen Stifter: :Gott (Röm. 13, 1 folg.), vor :aller Verbindung‘ mit 
dem Christenthum::seinen sittlichen Inhalt. Dies erhellt un- 
ter anderem : deutlich aus der Apologie der Augsburgischeü 
Konfession, :welche ausdrücklich’ auch: den heidnischen Staat 
nicht ausschliesst- von. der: allgemeinen Regel, dass'man deu 
bürgerlichen Verordnungen zu gehorsamen habe, und zwat 
non solum propter poenam, sed etiam propter conseientiam 

..tanquam divinae ordinationi.s) Glaubenssachen, als dem 
inwendigen Forum angehörig,, werden allein vorbehalten. In 
vollem Einklang stehen hiermit die Grundsätze Zwingli’s und 
Calvin’s,- der. reformirten Kirche: überhaupt. Non humana 
perversitate fieri, sagt der: stastskundige: Calvin, ‘ut penes 
reges et praefectos alios sit-in.terris: rerum :omnium 'arbi- 
trium, sed divina mn st sancta an Hi sic 


Y 


Eldury bezeichnet es ie eine unter seinen Zelkgenoaie weitverbreitete 
Ansicht, quod terreni regni dispositio non a Deo, sed ab hominibus sit 
ordinata et disposita, citirt die obige Aeusserung Gregor's VII. und schliesst 
dann: 'quorum sententia. gwam sit’frivola liquet apostolico ddcumento: .Non- 
est potestas nisi a Deo etc. Neander, allgemeine rn der christ- 
lichen Religion und Kirche V. 1. S. 185 folg. 
3) Luther's. yon Aug. von male Bd. ZI. 8 ‚2085; x. 298 
399 u: a. ee | we 
: &%.Apol: N Karkik VII, de traditionibus: ac in #celosia 
mals ed. Hase. Corp. Reform. ed. Bretschneider III. 30.. Richter, did 
Grundlagen .der' Kirchenretfassuig nach den Ansichten der- Sächsischen’ 
Reformatorei;' ih an g' ana "Wilda’s zu für ana 
IV. 8.35. BR le ne en I sg NT 
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visum est res hominum moderari. Quando quiden illis ad- 
est ao etiam praeest ferendis legibus et judieorum sequi- 
tate exercenda. Calvin erkennt in dem Staat: initis 00e- 
lestis regni quaedam.’) Aber auch die Praxis des gesamm- 
ten Protestantismus bewies ihr Vertrauen zu dem sittlichen 
Geist der von Gott herstammenden Stastsordnung, dadurch, 
dass sie der Obhut des Staates die Ehe überwies, jena Wur- 
zel und heilige Bildungsstätte aller sittlichen Verhältnisse 
in der Menschheit, sowie nicht minder die Sorge für den 
Unterricht aller Art, während bis dahin Volksschulen, ‚wie 
Universitäten nur geistliche Institute gewesen waren. 

Mit einem Wort: war der Staat his dahin ale die un- 
heilige, erst durch unbedingten Gehorsam gegen die Kirche 
zu weihende Macht, als das saeculum betrachtet worden, 
80 war er von nun an magistratus, der sich seiner vor- 
bereitenden Gesetzesarbeit bewusst, nicht eiwa das zweite 
Schwerdt Petri zu Lehen trägt, sondern von Gott selbst das 
Schwerdt empfangen hat, um damit in Alles eingreifen zu 
dürfen, mit einziger Ausnahme dessen, was en gerich- 
tet sein muss, 

. | V. : 

Mit dem protestantischen Glaubensbegriff war .es zwar 
um die römische Bedeutung der Kirche als heilbedingender 
Institution geschehen; keineswegs dagegen war damit auch 
selbst eine Kirche aufgebaut, wenigstens diejenige nicht, 
um welche es sich hier handelt. Ä 

Weil der Glaube etwas Inwendiges ist, so ist. selbatver- 
ständlich die Glaubenskirche eine unsichtbare, bloss Gegen- 
stand des Glaubens.°) Zwischen einer unsichtbaren Kirche 


7) Calvin, Instit. relig. chriat. ih. IV, c. 2. 5. 1. 4% Conf, Helvet 
D. e. 30. 

8) Ist, sagt Luther im Streit mit: Emser 1693, der Artikel von den 
Kirche im. apostelisshen Glaubensbekenntnisa wahr, so folgt daraus, „dass 
die heilige christliche Kirche Niemand sehen könne noch fühlen, and max 
könne auch nicht sagen: siehe, hier oder da ist sie; denn nach Hebr. 11, 
1 sehe und empfinde man das nicht, was man glaube, und was man sehe 
oder empfinde, das glanbe man nicht.“ Walch Bd. XVIIL 8. 1664. 1658. 
Ritsehl, über die Begriffe sichtbare und unsichtbare Kirche; in Ul- 
mann’s und Umbreit’s theol. Studien und Kritiken. Jahrg. 1869. 2. . 
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aber und dem: sichtbaren Staat giebt es kein. Verhältnisse, 
welches sich rechtlich feststellen liesse oder einer rechtli- 
chen. Regelung bedürfte, sondern nur zwischen dem Staat 
und einer Kirche, welche ebenso sichtbar ist, als der Staat 
selbst. 

‚Der Begriff der unsichtbaren Kirche ist daher dogma- 
tisch von sehr grosser und bleibender Wichtigkeit. Denn 
er ist der Ausdruck für die Emanzipation des Gläubigen von 
der schlechthinigen Autorität des äussern Kircheninstituts. 
Aber rechtlich ist er ven rein negativer Bedeutung. Denn 
er hezeichnet nur eine Eigenschaftlichkeit, welche dem äus- 
sern kirchlichen Soeietätsleben nicht inwohnt. Ueber Or- 
ganisation ‘und Stellung des letztern zum Staat ist damit 
nichts Positives ausgeaagt. .. 

Ja, es: lässt sich behaupten, dass dieser Begriff und die 
demselben an ‚sich gebührende Werthschätzung für die kir- 
chenbildenda Thätigkeit ein verhängnissvolles Ruhepolster ge- 
worden ist. Er ist in einer Hinsicht entschieden hemmend 
geworden für das protestantische Kirchenrecht. Denn zur 
Pflege desselben war doch gewiss auch die Theologie mitbe- 
rufen. . Abez die Theologen der protestantischen Kirche, ein- 
geitig dem Zuge jenes Emanzipationsinteresses folgend, fan- 
den von jeaer überwiegend in dem Begriff der unsichtbaren 
Kirche ihr Genüge.’) Und doch lebten sie weder in einer, 
noch wirkten sie für eine bloss unsichtbare Kirche Wenn 
daher ein angesehener Rechisgelehrter'”) unserer Tage „die 
Unklarheit und Confusion in den Vorstellungen der protes- 
tantischen Geistlichen und Behörden über ihre Stellung zum 
Staat“ rägte, so hat er damit leider nur zu viel Wahres ge- 
sagt, nicht nur von der Gegenwart, sondern auch von der 


®%) Nach Luther's Vorgang, welcher zwar seinem Gegner Amhrosius 
Katharinus in seiner Streitschrift „über die Offenbarung des Antichrists“ 
(1521) zugeben musste, „dass die Kirche nicht ohne Stätte und ohne Leib 
sei”, jedoch unter der Beschränkung, dass Stätte und Leib zum Wesen 
der Kirche gar nicht gehören. Denn „hier in denen Dingen regieret al- 
kein die Freiheit des Geistes, die mackt alle Dinge frei, also, dass ihm 
alle leibliche und irdische Dinge frei, und absonderlich zu einem christ- 
lichen Wesen nicht noth sind.“ Walch XVIIL 8. 2654. 1658 
: MM Herrmann, über die Stellung der Religionsgemeinschaften im 
Bitaste, besonders nach. dem Hankoverschen le und ‚den 
Grundrechten. Göttingen 1849. 9.24 
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Vergangenheit. Die „Confusion“ hat: grossentheils ihren Bitz 
in der Gewohnheit, je nach momentanem Bedärfniss bald 
den einen, bald den andern beider sehr unterschiedenen Be- 
griffe hervorzukehren,, die „Unklarheit*. in der Neigung, die 
ebenso unterschiedlichen Prädikate und Forderungen der sicht- 
baren und der unsichtbaren Kirche .mit .einander zu vermi- 
schen. '!') 

So ist es geschehen, dass im Allgemeinen nicht die Dog- 
matik, welche auf, aber zugleich in dem seligmachenden 
Glauben ruhte, Sondern die äusseren Umstände innerhalb des 
_Protestantismus Organisationen hervorbrachten, denen ein be- 
stimmter Begriff der sichtbaren Kirche zu Grunde lag. 

Nicht der Glaube, welchen nur Der, welcher Herzen und 
Nieren prüft und Der selbst unsichtbar ist, zu erkennen ver-+ 
mag,. sondern das Bekenntniss zum Glauben und. der Wan- 
del nach dem Glauben, welche vor den Augen der Menschen 
vor sich gehen, liefern greifbare Momente für eine sichtbare 
Kirche. Nur dadurch gestaltet sich .eine &xxAnoı«, eine eon- 
gregatio sanctorum als Rechtssubjekt, als collegium oder so- 
cietas, welche „vor Amt“ zu Protokoll genommen zu werden; 
mit welcher der Staat in Rechtsverkehr zu treten vermag. 

Es bedurfte also für den Protestantismus einer: Nöthi- 
gung, um zur Bildung einer solchen: societas :za schreiten, 
einer sichtenden Macht, um durch reinliche Scheidung der 
Bekennenden von den Nichtbekennenden der Grundbedingung 
alles gesellschaftlichen Zusammenschlusses zu entsprechen. 
Diese fand sich aber in Mitten des Protestantismus bei wei- 
tem nicht überall vor. . Vielmehr.hat sich der Protestantis- 
mus- als Ganzes von je her in sehr ungleichem Grade an: der 
Lösung seiner kirchlich socialen Aufgabe betheiligt, der re- 
formirte bei weitem lebhafter, als der un und zwar 
durch alle Jahrhunderte hindurch. 

‘ Man hat sich in unseren Tagen grosse Mühe gegeben, 
den unverkennbar verschiedenen Charakterzug der beiden prp- 


— 


7) Scheuken über des: ursprüngliche Verhältnisse der Kirche. zum 
Staate uuf dem Gebiete. des evangelischen Pretestantismus;, in: den Theo- 
jogischen Studien und Kritiken Jahrg.1850. 1. S: 214: „Eine unsichtbare 
Kirche: und sichtbare Kirchenorgane, ein unsichtbarer Leib und sichtbare 
Glieder — das ist der Widerspruch, den die era mens Kirche in hron 
ursprünglichen Begriff aufgenommen hat se: w“  . - ee 
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testantischen Schwester- Konfessionen zu konstatiren, zu er- 
klären und in’s Besondere die Familienphysiognomie einer 
jeden auf eine theologische Formel zurückzuführen. Aber 
diese Versuche sind sämmtlich nicht eben glücklich ausge- 
fallen, "") und Männer von bewährter Einsicht haben sich 
endlich zu dem Geständniss genöthigt gesehen, dass es nicht 
gelingen werde, jene theologische Formel zu finden.) Man 
wird dieser Stimmgebung in einer so interessanten Angele- 
genheit nur beipflichten müssen. Der tiefste Unterschied liegt ° 
weder in der Dogmatik der beiden Konfessionen, noch in 
Anderem, worin man ihn gesucht hat. Er liegt vielmehr 
einzig und allein in dem höchst verschiedenen Verhältniss 
beider Konfessionen zur kirchlich-socialen Aufgabe des 
Protestantismus. Indem wir uns vorbehalten müssen, an- 
derswo den Beweis dafür zu liefern, möge hier folgende Be- 
-merkung ihre Stelle finden: Der reformirte Protestantismus 
war von seinen ersten Regungen an erfüllt von dem leben- 
-digen Drang, sich in seiner vollen Eigenthümlichkeit auch 
zur Kirche, und zwar zur sichtbaren Kirche. auszuge- 
stalten; dem lutherischen war dieser Drang fremd, ist ihm 
auch fremd geblieben. Was etwa Luther persönlich davon 
empfand, war sehr vorübergehend und erstarb mit der Wen- 
dung, welche anerkanntermassen in Luthers Betrachtung sei- 
ner bisherigen Aufgabe seit dem Abendmahlsstreit und dem 
Bauernkrieg eintrat. Nur in Melanchthon lebten. Triebe die- 
ser Art. Gerade sie aber sind charakteristisch für dessen in 
so vieler Hinsicht dem reformirten Wesen verwandte und 
mehr und mehr zum reformirten Wesen herüberneigende Ei- 
genthümlichkeit. Selbst die wenigen wirklichen Unterschiede 
beider Konfessionen im formulirten Dogma, und noch mehr 
die weiteren und bedeutenderen im Kultus lassen sich in 
letzter Instanz auf ihr verschiedenes Verhältniss zu jener 
-kirchlich-socialen Aufgabe zurückführen. Dies ist es, was 
-beiden schon in der Wiege die unterscheidende Signatur ver- 
liehen. hat. 


— 


12) Sehneckönburget; vergleichende Darstellung des lutherischen 
und reformirten Lehrbegriffs ; u von Ed. Güder. Stuttgart 1855. 
Ba. 1. 8. 158. 

18) Nach dem Vorgange von Nitzsch und Ebrard besonders Jul. 
Müller in den Theolog. Studien und Kritiken. Jahrg. 1856. 2. 8. 328. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht, I. Sl 
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Dass jener Drang, die inwendige Glaubenslebendigkeit zu - 
einem socialen Organismus zusammenzufassen, lutherischer 
Seits sich nicht vorfand, wie deutlich legt sich das zunächst 
zu Tag in Luthers persönlichem Verhalten! =. 

Es ist in neueren Zeiten von gewisser Seite oft und mit 
Vorliebe darauf hingewiesen worden, wie bei seinem ersten 
Auftreten Luther'n der Gedanke an eine offensive Haltung 
zur römischen Kirche, vollends einer eigenen Kirchenstiftung 
so ganz fern gelegen habe. Man pflegt daran zu erinnern, 
‘wie oft er in den Jahren, ehe es zum offenen, unheilbaren 
Bruche kam, seine Anhänglichkeit an den Stuhl zu Rom be- 
theuerte; wie gross seine Ehrfurcht war vor den kirchlichen 
Autoritäten; wie bescheiden er die Sätze, von welchen die Re- 
formation ausging, zuerst nur als Streitsätze zur Disputation 
hinstellte; wie bereitwillig er sich zeigt, einen Unterschied 
zu machen zwischen dem Haupte der katholischen Christen- 
heit und denen, welche dasselbe umgeben und berathen; 
wie er diesem Verhalten selbst dann noch treu bleibt, nach- 
dem er die Anmaassung der Papstmacht als solche erkannt 
und laut bezeugt hatte, der Papst sei nach Gal. 1, 8 nicht 
über, sondern unter dem Worte Gottes; wie emsig er be- 
müht war manchen ursprünglich vorwurfsfreien, aber durch 
Aberglauben verdorbenen Satzungen eine geistliche Bedeu- 
tung unterzulegen; wie sehr er sich hütete, irgend etwas 
von dem zu verderben, worin noch ein Segen sein konnte; 
wie sehr er bei Pflanzung des gereinigten Evangeliums über- 
haupt einem stürmischen, äusserlichen Verfahren entgegen 
war.'t) Alle diese Bemerkungen sind vollkommen begrün- 
det. Sie sind Zeugnisse für die Arg- und Ahnungslosigkeit 
seines Beginnens. Sie beweisen, dass Luther, nachdem sein 
Widerstand gegen einen einzelnen gefährlichen Irrthum, wel- 
chem er im Bereich seiner seelsorgerlichen Erfahrung begeg- 
net war, allmählich mehr und mehr zu einer reformatori- 
schen Thätigkeit sich entwickelt hatte, mit diesem Wider- 
stand weder dem überlieferten Kirchenthum überhaupt und 
im Grossen sich entgegenzustellen gemeint war, noch dass er 
sich thatsächlich demselben nach dessen ganzer Breite ge- 
genübergestellt hat. Luther wollte mit der Kirche, deren 


“) Rudelbach, Beformation, Lutherthum, Unien 8. 93 folg. 
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Sohn er sich einst mit Stolz genannt hatte, nicht brechen, 
sondern wünschte, dass sie brechen möge mit den Irrthü- 
mern, welche sich in sie eingeschlichen hatten, mit dem ar- 
gen Wesen, von welchem er sie beherrscht sah. Sein Absehn 
ging dahin, innerhalb des Organismus der lateinischen Kir- 
che selber für eine reinigende Thätigkeit, für Verkündigung 
seiner Ueberzeugungen von dem einzig wahren Heilsweg Raum 
zu gewinnen. Längere Zeit hielt Luther das für möglich und 
kehrte erst dann der Kirche den Rücken, als sie nur unter 
der Bedingung Frieden schliessen wollte, auch fernerhin die 
Irrthümer und Missbräuche zu hegen und zu pflegen und den 
Mund der Zeugen zu binden. Aber selbst als Luther, nach- 
dem der Papst ihn durch die Eck’sche Bulle aus der katho- 
}ischen‘ Kirche ausgeschlossen, auch seinerseits den kühnen 
Schritt gethan hat, am 10, Dezember 1520 vor dem Eilster- 
thor zu Wittenberg die Bulle und die päpstlichen Dekreta- 
len öffentlich zu verbrennen, erklärt er gleichwohl wenige Mo- 
nate später (19. März 1521) gegen den Kurfürsten Friedrich 
‚seine Bereitwilligkeit, „die römische Kirche in aller Demuth 
zu ehren und derselben nichts fürzuziehen weder im Himmel, 
noch auf Erden, denn allein Gott selber und sein Wort.“ ») 
So lässt er sich, nachdem der Bruch längst erfolgt und das 
jus divinum der kirchlichen Autoritäten von ihm oft und 
leidenschaftlich genug bestritten worden ist, gelegentlich im- 
mer wieder herbei, mit denselben auf Grund des jus huma- 
num zu unterhandeln.'*) Der Gedanke einer Ausgleichung 
des Religionszwiespalts, ja ein gewisser Zweifel an einem 
triftigen Rechtsgrund, sich dem durch die Bischöfe getrage- 
nen kirchlichen Organismus zu entziehen, ') beherrscht die 
Lutherischen so gut als ihre Gegner. Nicht bloss in der 
Augsburgischen Konfession, selbst in den Schmalkaldischen 


45) Luthers Briefe von de Wette Bd.1 8. 575. 

16) Bedenken von den Kompositionsmitteln’ bei Walch XVI. 8. 1708. . 
Ashnlich die Augsburgische Konfession am Schluss bei Hase 9. 44. 

7) Quo jure, schreibt Melanchthon 1530, licebit nobis dissolvere 
nolırelav ecclesiasticam, si episcopi nobis concedant illa, quae aequnm 
est eos eoncedere. Et ut liceat, certe non expedit. Semper ita 
sensit Lutherus, quem nulla de causa quidam, ut video, amant, nisi 
quia beneficio ejus sentiunt se episcopos excussisse et adeptos libertatem 
minime utilem ad posteritatem. Corp. Ref. H. no. 885. 
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Artikeln, in denen Luther zum ersten Mal in förmlicher 
Weise die Erklärung niederlegt, dass man den Papst auch 
nicht für das konventionelle Oberhaupt der Kirche anerken- 
nen könne und dadurch Melanchthon zu der bekannten Klau- 
sel veranlasst, wird noch an das längst geforderte freie all- 
gemeine Konzil Berufung eingelegt. Diese fortdauernden Be- 
rufungen an eine noch dem überlieferten Kirchenrecht ange- 
hörige Institution, das Bestreben, mit allem kirchlichen Her- 
kommen möglichst säuberlich zu verfahren , das verhältniss- 
mässig erst späte Vorschreiten zu den nothwendigsten kirch- 
lichen Organisationen, — alles dies beweist, dass man lu- 
therischer Seits, nachdem man über die theologischen Fragen 
längst zu einer sehr bestimmten Entscheidung gelangt war, 
die kirchlich-socialen noch sehr geneigt war als offene zu 
behandeln und behandeln zu lassen. Man hütet sich, den 
letzten Faden kirchlichen Zusammenhangs mit der lateini- 
schen Kirche des Abendlandes abzubrechen. Vielmehr be- 
hauptet sich im Lutherthum ein solcher Zusammenhang nicht 
bloss vielfach als unwillkürlicher Gedankenhintergrund und 
 unbewusste Voraussetzung, sondern man lässt es auch ge- 
schehen, dass der Religionsfriede von 1555 durch die blosse 
Suspension der Gerichtsbarkeit der Bischöfe über die Augs- 
burgischen Konfessionsverwandten bis zu einer auch jetzt noch 
‘im Auge behaltenen Ausgleichung die Protestanten Deutsch- 
lands immer noch de jure unter die Glieder der alten Kir- 
che einrechnet. 

Mit einem Wort: der Gedanke einer Neugestaltung auch 
des christlich-socialen Lebens ist, soviel auch politische Ver- 
hältnisse dazu beigetragen haben, seine Ausbildung zu ver- 
“hindern, von Hause aus nicht derjenige, von welchem sich 
die lutherische Reformation bewegt zeigt. Ihr treibender Ge- 
danke ist in den ersten Jahren „die Freiheit des Christen- 
menschen“, seit dem Streit mit den Schweizern aber „die 
Reinheit der Lehre“, mit einer gewissen Gleichgültigkeit ge- 
gen, ja unter der stillschweigenden Voraussetzung irgendwie 
‚beschaffener Fortdauer der‘ bisherigen kirchengesellschaftli- 
chen Lebensformen. 

Wie völlig andere Wahrnehmungen treten uns bei Zwingli 
entgegen! 

Niemals Sohn der römischen Kirche in dem Grade ge- 
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wesen, wie Luther, hat er nach der evangelischen Heilser- 
kenntniss und dem alleinigen Schriftgrund nicht erst, wie 
dieser, langsam sich hinzutasten, sondern seine Erkenntniss 
empfängt er im Prinzip bereits von seinem Lehrer Thomas 
Wyttenbach, der, wie Leo Jud erzählt, multa, quae poste- 
ris temporibus ab aliis prodita sunt, providebat et praesa- 
giebat, ut de indulgentiis papisticis et aliis rebus, quibus 
Romanus pontifex stultum mundum aliquotjam seculis de- 
mentaverat. Zwingli selbst versichert, er habe von Wytten- 
bach zuerst gelernt, dass Christi Tod die einige Bezahlung 
für unsere Sünden sei.'°) Schon in Einsiedeln unterhält sich 
Zwingli mit Capito de dejiciendo Papa. Auf den grössern 
Schauplatz tretend, findet er nicht, wie Luther, ein auf 
den judaistischen Irrweg gerathenes Heilsstreben im Volk zu 
bekämpfen durch die auch von ihm lebendig erkannte Lehre 
von der. Glaubensgerechtigkeit. Denn nicht etwa auf diesem 
Irrweg sah er seine Volksgenossen ihrem zeitlichen und ewigen 
Verderben entgegengehen. Das, was er seinem Volk vorzu- 
werfen hatte, war nicht zunächst Irrthum, sondern Sünde, 
ein thatsächlicher Abfall von Gott, eine Verleugnung der 
Liebe zu ihm, ein Mangel an Furcht vor dem Heiligen und 
Gerechten, eine Verachtung seines Gesetzes, eine sittliche 
Verlotterung, und zwar alles dies hervortretend in einer be- 
stimmt zu bezeichnenden Klasse von socialen Gebrechen. 
Diese Gebrechen waren es, denen Zwingli, den Impulsen 
eines mit der Vaterlandsliebe schon früh geweckten socialen 
Sinnes Raum gebend, mit den gewaltigen Texten des Ge- 
setzes und Evangeliums entgegentrat. Weil er aber in die 
Verderbniss, durch welche dem Vaterland der Untergang 
drohte, die Kirche theils selber eng mitverflochten, theils 
ausser Stand sah, derselben mit ihren Mitteln zu steuern, 
- so blieb ihm kein anderer Weg, als die Schweiz von der 
römischen Kirche loszureissen. Daher kommt bei ihm zu 
der längst gehegten Erkenntniss der energische, weder durch 
innere Bindungen, noch durch äussere Hindernisse, wie bei 
Luther, gehemmte Entschluss. Weil aber Zwingli mit voller 
Klarheit das Unvermeidliche eines entschiedenen Bruches mit 
den alten Formen erkannt hat, so vollzieht er denselben nicht 


) Sigwart, Ulrich Zwingli. Stuttgart und Hamburg 1855 8. 12. 
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bloss mit schonungsloser Konsequenz auf dem Gebiet des 
Dogma’s, sondern auch auf demjenigen des Kultus und der 
Verfassung. Eben darum empfindet er stärker, als jeder an- 
dere der Reformatoren, das Bedürfniss einer nicht etwa 
bloss theologischen, sondern kirchlich-socialen Neuschöpfung. 
Darum ringt Zwingli und zwar von Anfang an mit grossem 
Ernst nach festen Organisationen für das religiöse Gesell- 
schaftsleben. Alles läuft bei ihm hinaus nicht bloss auf die. 
evangelische Doktrin, sondern auf eine gereinigte Kirche. 
Ja, er trägt sich mit grossartigen Entwürfen einer oekume- 
nischen Ausbreitung derselben. '?) 

Es ist eine höchst merkwürdige, klarer als irgend etwas 
Anderes die innere Gesundheit nnd Tüchtigkeit des reforma- 
torischen Anlaufes bezeugende Erscheinung, dass aus ihm, ob- 
schon von zwei örtlich so weit aus einander liegenden Punk- 
ten, wie Sachsen und die Schweiz, ausgehend, ein bis 
auf einen einzigen Artikel völlig harmonisch-einheitliches dog- 
matisches Lehrsystem hervorgegangen ist. Durch nichts wird 
so glänzend die Genugsamkeit des vom Protestantismus der 
römischen Behauptung gegenüber gestellten Schriftprinzips er- 
härtet, als dadurch. Ein bedeutsames Stück dieser Einheit- 
lichkeit bilden aber namentlich die Aussprachen der Refor- 
matoren über das Dogma von der Kirche,?°) von denen zum 
Theil schon oben die Rede war. Nicht ebenso einheitlich 
sind, wie sich nach dem Obigen erwarten lässt, ihre Aus- 
sprachen über das Verhältniss zwischen Kirche und Staat. 
Man hat hier nicht bloss zu unterscheiden zwischen ihrer 
Theorie an sich und ihrer Praxis an sich, sondern überdies 
noch auch auf ein Drittes zu achten: auf die Theorie, auf 
welche sie mit der Zeit ihre Praxis zu bringen suchen. Von 
letzterem später, hier zunächst von der reinen Theorie. 

Man wird nicht fehlgreifen, wenn man Luthers theore- 
tische Anschauungen aus Schriften erhebt, wie diejenigen 
vom Jahr 1523: „von weltlicher Obrigkeit, wie weit man 
ihr Gehorsam schuldig sei“,?') worin Luther Anlass hat, frü- 


1) Sigwart 8.183. 

%) Schenkel, der Unionsberuf des evangelischen Protestantismus. 
Heidelberg 1855 S. 127 folg. 

*ı) Walch X. 8. 425 folg. 
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her gethane Aeusserungen zu berichtigen. „Darum“, sagt er 
hier, „hat Gott die zwei Regimente verordnet: das geist- 
liche, welches Christen und fromme Leute macht durch 
den heiligen Geist unter Christo, und das weltliche, wel- 
ches den Unchristeä und Bösen wehret, dass sie äusserlich 
müssen Frieden halten und still seyn ohne ihren Dank.“ Wie 
Luther und in Einklang mit ihm alle Reformatoren z. B. in 
der Schrift „an den christlichen Adel“ von 1520 die Ein- 
griffe der Kirche in das weltliche Gebiet strengem Tadel un- 
terworfen hat, so setzt er hier, wo es sich um das rein Kirch- 
liche handelt, der Gewalt des weltlichen Regiments bestimmte 
Grenzen. Es soll seine Hand nicht zu weit strecken und Gott 
nicht in sein Reich und Regiment greifen. Die Gesetze des 
weltlichen Regiments erstrecken sich nicht weiter denn über 
Leben und Gut und was äusserlich ist auf Erden, und wo 
weltliche Göwalt sich vermisset der Seele Gesetze zu geben, 
da greift sie. Gott in sein Regiment und verführet und ver- 
derbet die Seelen. Der Seele aber könne Niemand gebieten, 
als Gott allein, wie er sich in seinem Wort geoffenbart. Ue- 
berdies habe es Jeder mit seinem eigenen Gewissen zu ver- 
antworten, wie er glaube oder nicht glaube, und daher soll 
die weltliche Obrigkeit auch glauben lassen, wie ein Jeder 
könne und wolle, da es doch einmal um den Glauben etwas 
Freies sei, wozu Niemand gezwungen werden könne. Die 
Ausübung eines Glaubenszwanges sei aber nicht nur gewis- 
senlos, sondern auch widervernünftig; „denn wie hart sie 
gebieten und wie sehr sie toben, so können sie ja die Leute 
nicht weiter dringen, denn dass sie mit dem Mund und mit 
der Hand ihnen folgen; das Herz mögen sie ja. nicht zwin-+ 
gem, sollten sie sich zerreissen.* Diese Grundsätze über die 
beiden von Christo geordneten Gewalten, Warnungen vor ih- 
rer Vermischung, wie sie im Papstthum durch Einwirkung 
des Satans geschehen , sowie vor ihrer Vereinigung in einer 
und derselben Person, Mahnungen, dass Pfarramt und Rath- 
kaus einander nicht in’s Amt greifen sollen, sammt Aeusse- 
rungen über Gewissensfreiheit, 2°) selbst für Ketzer,**) finden 


22) Walch XI. 8. 1286; III. 8. 2261. 

3%) An den christlichen Adel deutscher Nation. Walch X. 8. 302 
heisst es im Hinblick auf die Hussiten: „man sollte die Kotzer mit Schrif- 
ten, nicht mit Feuer überwinden; wenn es Kunst wäse, mit: Femer Ketzer 
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sich in Luthers Schriften oft wiederholt. Dieselben strengen 
Scheidungsprinzipien stellt die Augsburgische Konfession auf.?*) 
Alles wird auf den Glauben gebaut. Kurz: „wir sollen ler- 
nen das geistlich und weltlich Regiment so weit von einan- 
der scheiden, als Himmel und Erden, denn der Papst hat’s 
sehr verdunkelt und in einander gewickelt.*%) 

Bei Calvin finden sich in Beziehung auf die Unterschei- 
dung zwischen Staat und Kirche Grundsätze wie der: spiri- 
tuale Christi regnum et civilem ordinationem res esse pluri- 
mum sepositas,?) auf’s Bestimmteste ausgesprochen und fest- 
gehalten. Es ist rein theoretisch betrachtet zwischen ihm und 
Luther kein Unterschied. Nur geschieht Calvins Aussprache 
nicht in der Weise der von dem Tagesbedürfniss hervorge- 


lockten Gelegenheitsschrift, wie bei Luther, sondern in der 


festen, präcisen Form der in einem juristisch gebildeten 
Geist ausgereiften Doktrin, ohne ein Wort zu viel und ohne 
eines zu wenig. Namentlich in Betreff der kirchlichen Straf- 
gewalt ist folgende Aeusserung Calvins bemerkenswerth: quan- 
tum sit discrimen et qualis dissimilitudo ecclesiasticae et 
civilis potestatis. Neque enim jus gladii habet ecclesia, 
quo puniat vel coerceat, non imperium, ut cogat, non car- 
cerem, non poenas alias, quae solent infligi a magistratu. 
Deinde non hoc agit, ut qui peccavit invitus plectatur, sed 
ut voluntaria castigatione poenitentiam profiteatur.?”) Ueber 
Gewissensfreiheit hingegen finden sich bei Calvin nirgends 
mehr die zahlreichen und lebhaften Aeusserungen des theo- 
retisirenden Luther. Die Jugendzeit der Reformation mit ih- 
ren Idealen war bei Calvins Auftreten schon vorüber, und 
der spezifisch-reformirte Drang zu korrekter Kirchenbildung 
leider längst zugleich unterjocht von dem Uebergewieht der 


überwinden, wären die Henker die gelehrtesten Doctores auf Erden, dürf- 
ten wir auch nicht mehr studiren, sondern welcher den Andern mit Ge- 
walt überwand, möchte ihn verbrennen.“ Ferner Walch X. 8.461: „Ketze- - 
rei ist ein geistlich Ding, das kann man mit keinem Eisen hauen, mit 
keinem Feuer verbrennen, mit keinem Wasser ertränken.“ Aehnliche 
vortreffliche Grundsätze Luthers in Betreff der Ketzer bei Köstlin: Lu- 
thers Lehre von der Kirche. Stuttgart 1853 S. 202. 

#) 11. 7, 4 ed. Hase p. 37. 

25) Predigten über Matth. 18, 24 bei Köstlin $. 209. 

36, Inst. IV. 20, 1. 

”) jbid, IV. 9, 8.. 
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religiösen über die sittliche Weltanschauung, dem Erbübel, 
welches die reformatorische Periode aus der römischen we- 
nig vermindert, nur anders gestaltet herübernahm. Daher 
ist der, wenn auch unbewusste und unwillkürliche, Gedanke 
Calvins nicht der vom Staat, der nicht die Kirche beherrscht, 
sondern von dem Staat, welcher von der Kirche beherrscht 
wird, — die Theokratie.*?®) 

Ein sehr erheblicher Unterschied legt sich endlich zwi- 
schen den bisher genannten Reformatoren und Zwingli zu 
Tag. Man begegnet in Zwingli’s Schriften. kaum einer ein- 
gehendern,, abstrakt theoretischen Aussprache über das Ver- 
hältniss zwischen Staat und Kirche. Zwar ist Zwingli von 
nichts so lebendig überzeugt, als davon, dass das Verderben 
der Kirche herrührt von ihrer Vermischung des Weltlichen 
mit dem Geistlichen. Aber diese Wahrnehmung veranlasst 
ihn nicht zu sorgfältigeren Bestimmungen der Grenze zwi- 
schen beiden, sondern die. in der römischen Kirche wenig- 
stens in thesi festgehaltene Unterscheidung zwischen Staat 
und Kirche wird von ihm in praxi aufgegeben und die Kir- 
che ihrer erscheinenden Seite nach geradezu hinüber verlegt 
in den Staat. Dass Zwingli den ideellen Unterschied zwi- 
schen Staat und Kirche in thesi nicht negiren will, legt sich 
freilich in manchen Anzeigen zu Tag, ‚besonders da, wo er 
von den vices ecclesiae redet, für welche der obrigkeit- 
liche Organismus die Träger liefert. Aber beide sind ihm 
zur Einheit verbunden durch die vollkommene Gleichheit des 
Personalbestandes derer, welche zu diesem und welche zu 
jener gehören, und — da das Wort Gottes für Alle ohne 
Unterschied Gültigkeit hat — auch gehören müssen. Eben 
darum ist ihm die Kirche thatsächlich nur die den ewigen 
Dingen, der Staat die den zeitlichen Dingen zugekehrte Seite 
eines und desselben Volksthums, daher für beide Seiten nach 
. ihm füglich von einer und derselben öffentlichen Gewalt Für- 
sorge getragen werden kann. Alle „geistliche Gewalt“ wird 
daher von Zwingli von Anfang an und grundsätzlich verwor- 
fon, 2°) alle Gewaltübung in der Kirche wie im Staate der 


25) Schenkel, das Wesen des Protestantismus. Schaffhausen 1851. 
Bd. 3 8, 392. 
3%) Schenkel a. a. 0. 8.362 fg. .  : ... 
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„ehristlichen Obrigkeit“ allein vorbehalten. Wie in: der re- 
mischen Kirche die Hierarchie häufig idealisirt wird, so liegt 
Zwingli’s Anschauung ein merklich idealisirter, oder — wean 
das nicht — zunächst aus den Erfahrungen des eigenen nur: 
so kurzen Lebens geschöpfter Begriff der „christlichen Obrig- 
keit“ zu Grund. Er postulirt eine Obrigkeit, welche sich 
in allen Dingen dem Worte Gottes unterordnet und in allen. 
ihren Rathschlägen und Anordnungen sich durch dasselbe lei- 
ten lässt. Ist sie das, so muss sie auch entscheiden kön- 
nen, was dem göttlichen Worte angemessen sei, alles dem- 
selben Zuwiderlaufende abthun, die ganze Leitung und Ge- 
staltung der kirchlichen Angelegenheiten abthun dürfen. Ist 
sie das nicht, so wird sie zur „tyrannischen Gewalt“, und 
die christliche Volksgemeinde, nachdem sie vorher „grosse 
Geduld“ geübt hat, gewinnt das Recht, eine solehe aus der 
republikanischen Wahl hervorgegangene Obrigkeit durch Nicht- 
wiederwahl abzusetzen. Von diesem Standpunkt aus dürfen 
wir bei Zwingli ähnliche Ausführangen über Gewissensfrei- 
heit, wie bei Luther, nicht erwarten. Zwar stellt Zwingli 
im „Archeteles“ den Grundsatz auf, dass in Sachen .der Re- 
ligion jeder Zwang unerlaubt sei. Desgleichen spricht er sich 
in den Schlussreden von 1523 dahin aus, dass Irrende: nicht 
mit Gewalt gezwungen, sondern Gott überlassen werden sol- 
len. Aber verglichen mit den obigen Sätzen und der ganzen 
Praxis Zwingli’s sind das Behauptungen von nur relativer 
Geltung. Sein wirkliches Prinzip war, „die Obrigkeit habe 
diejenigen zu bestrafen, die wider Gottes Wort thun.?) 

Es wird sich später zeigen, wie, durch den wechselnden: 
Gang der Ereignisse bestimmt, auch Luther Anfangs mit 
hohen Ansprüchen für die weltliche Obrigkeit in Kirchensa-- 
chen auftritt, aber bald Anlass findet, ja der Nöthigung un- 
terliegt , jene Ansprüche wieder herabzustimmen und in der 
Theorie beide Gebiete streng auseinanderzuhalten. Zwinglä 
dagegen, sofort zu praktischen Gestaltungen Hand anlegend, 
hat weder Anlass und wielleicht Musse zu theoretischen Aus- 
lassungen, noch‘ geräth er, was den Erfolg seiner anfäng- 
lichsten Bestrebungen betrifft, wie Luther, in den Fall, ge- 
thane Aensserungen zu. bereuen und etwa übel gerathen wol- 


%) Schenkel a. a. 0. 8.364. 
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lenden Thatsächlichkeiten gegenüber eine Theorie als Korrek- 
tiv aufzustellen. Stets seine nächste Aufgabe, das kleine Zür- 
cherische Gemeinwesen, im Auge, das er volle zehn Jahre 
hindurch nach Gefallen lenkt, trägt Zwingli kein Bedenken, 
unter stillschweigendem Konsens der betheiligten Einzelge- 
meinden die theokratisch regenerirte ropublikanische Staats- 
gewalt, den Rath der Zweihundert, in die Attribute des 
ehemaligen Diöcesanbischofs eintreten zu lassen — vccle- 
siae vice.®') Er schafft nicht eine synodale Organisation, 
auch nicht für die Geistlichen, sondern an Stelle der Sy- 
node tritt der Rath der Zweihundert und neben denselben: 
stellt Zwingli den Predigerstand mit einer Art von tribuni- 
cischem oder prophetischem Veto wider Abweichungen des- 
selben von der theologischen. Grundlage.) Mit einem Wort: 
Zwängli’s Absehn ist nicht sowohl dahin gerichtet, dem re- 
ligiösen Leben eine selbstständige: gesellschaftliche Form zu 
geben, als vielmehr die. bürgerlichen Institutionen seines Kan- 
tons dahin umzubilden, dass sie als Träger und Organe des. 
religiös-sittlichen Gesellsohaftslebens sich gebrauchen lassen. 
Diese Singularität Zwingli’s lässt sich vollständig begreifen 
einerseits aus seiner durchaus singulären d. h. schlechterdings: - 
maassgebenden persönlichen Stellung in Zürich, andrerseits: 
aus dem Umstand, dass das Aufhören seines Binflusses nahe 
zusammenfällt. mit dem Ende seines ohnehin kurzen Lebens- 
laufes. und. ibm nicht verstattet. war, seine: ersten Anläufe zu 
rektificiren. 

So viel von der Theorie der Reformatoren über das 
Verhältniss der Kirche zum Staat. Aber die Maoht der 
Thatsathen ist:in der Regel stärker, als die an sich korrek- 
teste. Theorie, und so kam auch das Verhältniss zwisehen 
Kirche und Staat praktisch nicht zu Stande nach den For- 
derungen der Theorie, sondern unter der Einwirkung: zwin- 
gender Thatsächlichkeiten. 


21), Subsidium de. eucharistia in Zwinglii Opp. edı Schuler et Schult- 
hesa.. Tom. IH. P. I. p. 337: Utimur Tiguri Diecosiorum senatu, quaa 
summa.est potestas, ogclesiae vice. 

3) ibid.: Suasimus ergo, ut plebs judicium externarum rerum hac 
“lege Diacosiis permittat, ut ad verbi regulam omnia comparentur, simul 
peBioentes, sicabi coeperint vierbi auctoritatem vontemnere, 
nos confestim prodituros esse ac vociferaturos. 
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Wenn die Kirche die Gemeinde der Bekennenden ist 
oder in umfassenderem Sinne der Inbegriff der bekennenden 
Gemeinden, so ist damit bei aller Kirchenbildung das Erste 
die Sammlung der Bekennenden und ihre Scheidung von den 
Nichtbekennenden. Wir werden dadurch zurückgeführt auf 
jenen Trieb zur Sichtung der bunt gemischten Masse des 
Volksthums, welches die Kirche als personelles Material vor 
sich hat. Die Geschichte zeigt aber diesen Trieb zur Sich- 
tung, die Grundbedingung aller ächten Gemeinde- und Kir- 
chenbildung, im Schoosse des ursprünglichen Protestantis- 
mus leider nur als Ausnahme. Nur in dem Calvinistischen 
Gebiet, also schon deshalb in einem spätern Stadium des 
Reformationsverlaufes, regt sich dieser Trieb mit grosser 
Energie im Schoosse des westeuropäischen Protestantismus. 
Die Verfolgungen, welchen das gereinigte Evangelium von 
Seiten der Staatsgewalt ausgesetzt ist, der Widerstand, wel- 
chen es auch von Seiten der der römischen Kirche treu blei- 
benden Bevölkerungstheile erfährt, erweckt jenen Trieb zur 
Sichtung. Seine Befriedigung gestaltet sich als unabweisba- 
res Bedürfniss für den gesellschaftlichen Zusammenschluss. 
Ihm dient und ihm gemäss gestaltet sich die gesammte Kir- 
chenverfassung. Alle Institutionen beruhen .auf dem Bedürf- 
niss, theils durch energische Kirchenzucht die Gemeinde 
als heilige Gemeinde von der umgebenden Welt zu sondern, 
theils die gesonderte, gesammelte durch fortgehende Sich- 
tung in ihrer Eigenschaft als Gemeinde des Herrn zu be- 
wahren. In Frankreich, den Niederlanden, Schottland und 
sporadisch unter den Geflüchteten und Vertriebenen aus Eng- 
land und aus den Ländern unter spanischem Scepter kommt 
es zur Gemeindebildung und zur Kirchenbildung auf dieser 
Basis der bekennenden Gemeinde. In wahrhaft klassischer 
Regelmässigkeit aber baut sich vor allem in der französi- 
schen Hugenottengemeinschaft schon von ihren Anfängen an 
die Kirche schrittweise auf von unten nach oben. Sie be- 
ginnt mit den noch unorganisirten Konventikeln der gläubi- 
gen Bekenner, schafft sich bei Anlass der Taufe im vorneh- 
men Hause:®) aus der Mitte des evangelischen Priesterthums- 


®) Die rührende Erzählung bei Beza, bistoire ecelesiastique des &glises 
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Träger des geistlichen „Amts“ und so fort auch der Laienäm- 
ter, in stetem organischen Fortschritt vom Consistoire bis zur 
Nationalsynode. Es ist bewundernswerth, die französisch-re- 
formirte Kirche zu verfolgen in der Ausbildung der starken 
presbyterialen, weil auf dem strengen Prinzip der Sichtung 
beruhenden Institutionen und ihrer ebenso im Grundsatz fest- 
gehaltenen, als aus den Verhältnissen ungesucht sich erge- 
benden Scheidung vom Staat, bei aller ihrer Anerkennung 
der Dignität selbst der verfolgerischen Staatgewalt. 

Aber wie sehr die Gestaltung..der Dinge in Frankreich 
bedingt war durch die thatsächlichen Verhältnisse von aus- 
sen, geht aus nichts so deutlich hervor, als aus dem Gang, 
den gleichzeitig Kirchenverfassungsbildung und Regelung des 
Verhältnisses zwischen Staat und Kirche in Genf nahm, un- 
ter den Augen und unter dem unmittelbaren Einfluss Cal- 
vins, welcher den Gedanken der Auseinanderhaltung von 
Staat und Kirche am klarsten erfasst und am beredtesten 
unter allen Reformatoren vertheidigt hat. Hier, wo die Staats- 
gewalt von Anfang an der Reformation sich schützend zur 
Seite gestellt hatte, wurde eben diese Gunst der Machtha- 
ber eine Hemmung für die konsequente Entwicklung der re- 
formatorischen Theorie. Es fehlte in Genf nicht an jener 
Sichtung, die wir als Postulat der Kirchenbildung erkannt 


‚haben. Im Gegentheil, es wurde unter der verlotterten Be- 


völkerung Genfs gesichtet, bis zuletzt von den eingebornen 
Söhnen der Stadt, den „enfants de Geneve“, nur noch ein ge- 
ringer Rest übrig und der kleine Staat erfüllt war von den Mas- 
sen der zugewandertenund eingebürgerten Flüchtlinge vornehm- 
jich aus Frankreich. Aber das Geschäft der Sichtung übernahm 
hier nicht, wie bei den Hugenotten, die Gemeinde selbst, 
sondern die Staatsgewalt, es war keine freiwillige, sondern 
eine erzwungene Sichtung. Das Consistoire, welches die Kir- 
chenzucht übte, war zusammengesetzt aus Gliedern des gros- 
sen, des kleinen Raths und den Predigern. Mit dieser Staats- 
kirchenzucht aber kam es in Genf nicht zu einer Scheidung, 
sondern ganz eigentlich zu einer Verschmelzung zwischen 


reformees au Royaume de France. I. p.49 fi. Lechler, Geschichte der 
Presbyterial- und Synodalverfassung. Leiden 1844 8. 66. 
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geistlichem und weltlichem Regiment. Anstatt die Kirche 
ein selbstständiger geistlicher Organismus, wurde umgekehrt 
der Staat eine Theokratie. Calvin wusste das sehr gut 
und entschuldigt das Scheitern seiner Entwürfe mit dem 
Drang der Umstände.) 

Den Begriff der Theokratie wird man überall da, abs 
zugleich auch nur da als verwirklicht anzuerkennen haben, 
wo das gesammte Staatsleben nicht allein unter einem be- 
stimmten, und zwar mit Ausschliessung jedes andern, ein- 
heitlichen religiösen Gesichtspunkt aufgefasst und der Obrig- 
keit im Dienst Gottes die unmittelbare Vollbringung des re- 
ligiösen Staatszweckes als Pflicht überwiesen, sie mit der 
Sorge und Verantwortlichkeit für die Vollbringung der Forde- 
rungen des religiösen Prinzips belastet wird, sondern wo zu- 
gleich das religiöse Gesetz in der Gesammtheit seines Um- 
fanges die volle Bedeutung eines Staatsgesetzes besitzt, so- 
mit nicht etwa bloss die Pflege und Nährung des religiösen 
Lebens unmittelbare Sorge des Staates selbst ist, sondern 
namentlich auch Uebertretungen des religiösen Gesetzes von 
der Staatsgewalt auf dem Wege des bürgerlichen Prozesses, 
als Sünden, als Verletzungen der Majestät des göttlichen 
Souverains verfolgt und bestraft werden. Das theokratische 
Regiment fängt also überall da an, wo man vom christlich- 
theologischen Standpunkt aus, ohne dem Staat seine eigen- 
thümlichen Gesichtspunkte zuzugestehen, z.B. das Wort Got- 
tes in demselben Sinn zum Codex der Gesetzgebung wie zur 
Basis des Dogma’s zu machen begehrt, und Vergehen wie 
Blasphemie nicht etwa — wie in neueren Gesetzgebungen — 
als Verletzung einer vom Staat anerkannten Religionsgesell- 
schaft, nach dem Prinzip, nach welchem etwa auch öffent- 
liche blasphemische Aeusserungen gegen jüdische sacra, be- 
straft wissen will, sondern wo man dieselbe als Sünde be- 
straf. Wo der Staat die Sünde bestraft und nicht das 
Verbrechen, empfängt seine Strafe eben damit den theo- 
kratischen Charakter. In diesem Sinne war Genf eine Theo- 
kratie, aber in noch höherem Grade: Zürich, so lange Zwingli 


%) Calvin an Myconius Epp. 27: nunc habemus qualetumgıie 
presbyterorum judicium et formam disciplinae, qualem ferebat tem- 
porum infirmitas. Lechler a. a. O. 8.46. 
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am Leben war. Ueberhaupt aber ist die theokratische Form 
die einzige thatsächliche Gestaltung. des Verhältnisses zwi- 
schen Staat und Kirche, welche der Protestantismus im übri- 
gen Europa angenommen hat, nur in England und den skan- 
dinavischen Reichen nicht mehr rein, sondern mit stärkerer 
oder schwächerer hierarchischer Beimischung. 

Von hohem Interesse ist es nun, in weiterer Verfolgung 
dieses Gegenstandes vor Allem Zwingli und seine Schöpfung 
in Zürich genauer in’s Auge zu fassen. Denn Zwingli’s un- 
terscheidende Bedeutung im Kreis der Reformatoren liegt auf 
einer ganz andern Seite, als auf derjenigen, auf welcher man 
sie gesucht hat. Zwingli ist, wie kein anderer, der so- 
ciale Charakter. unter den Reformatoren, besanders wenn 
wir uns erinnern, dass sein Wirken genz dem Anfangssta- 
dium der reformatorischen Geistesbewegung angehört. Er war 
ebenso sehr von den Sympathien der besten Männer seines 
Landes getragen, wie Luther; er hatte nicht mit Elementen 
des Widerstandes von der Art und Stärke zu kämpfen, wie 
Calvin; er genoss weit mehr als beide Vorhergehende des 
Vortheils starker politischer Rückhalte Ja Zwingli nahm 
persönlich in politischen Dingen in Zürich eine maassgebende 
Stellung ein. Wenn Luther Zwingli vorwirft, dass derselbe 
„in das weltliche Regiment gegriffen“,°) so ist diese Beschul- 
digung nicht falsch. Denn der Reformator nimmt Sitz und 
Stimme im geheimen Rathe der Republik und durchdringt 

‚von hier aus die gesammte Politik Zürichs mit ‚seinen reli- 
giös-socialen Motiven. Wie kein anderer wäre daher Zwingli 
in der Lage gewesen, jene Theorie von der Unterscheidung 
des geistlichen und des weltlichen Regiments in’s Leben zu 
führen. Aber dieselben Umstände, welche den gesammten 
Protestantismus deutscher Zunge gleichzeitig von der Erstre- 
bung einer solchen Gestaltung der Dinge abdrängten und in 
das Geleise der Theokratie hinüberlenkten, dieselben erwie- 
‚sen ihre Macht auch an Zwingli. Erfüllt von dem Gedanken 
der Errettung des Vaterlandes von drohendem Verderben 
durch die Macht des reinern Glaubens und eine sittlich-reli- 
_ giöse Erneuerung seiner Bürger nimmt Zwingli von vorn her- 
ein zu bestimmt sein Absehn auf die evangelische Umgestal- 


35) Luthers Briefe herausg. von de Wette Bd. 4 8. 308. 
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tung der Republik Zürich als eines Ganzen. Die unge- 
wöhnliche Gunst der äussern Situation, welche ihm bei sei- 
nem Plan zu Statten kommt, dient natürlich um so mehr 
dazu, Zwingli'n in der Erstrebung dieses Zieles zu bestär- 
ken. In Zürich fehlt es gänzlich an den in Frankreich aus 
der Beschaffenheit der Lage von selbst entspringenden An- 
trieben zu einer Sichtung des Kirchenmaterials.®) Zwingli’n 
persönlich mangelt die Geduld und Selbstverleugnung, einen 
solchen freiwilligen Sichtungsprozess einzuleiten, die Samm- 
lung einer heiligen Gemeinde anzubahnen und zu erwarten. 
Zwar trifft den Züricher Reformator keineswegs der Vorwurf 
eines ungestümen Vorgehns. Genauer betrachtet vollzog sich 
der kirchliche Umwandlungsprozess in Lehre, Sitte und Kul- 
tus in Zürich nicht rascher, ja in Einzelnem sogar langsa- 
mer, als in Wittenberg. Mehrjährige tüchtige Vorbereitun- 
gen, wie die „Prophezey“, die öffentlichen Disputationen, die 
Bereisung der Landschaft durch beredte Verkündiger des gött- 
lichen Wortes, zielten dahin, das Volk für denselben reif 
zu machen. Auch wurde den Gemeinden vorbehalten, über 
die Beibehaltung des alten oder Annahme des neuen Glau- 
bens „abzumehren“. Aber eine Sichtung und Sammlung war 
doch das nicht zu nennen, wenn nach erfolgter Abstimmung 
die Minderheit dem Gesetze der Mehrheit sich bei Strafe zu 
unterwerfen hatte. Daher kommt hier so wenig als in Genf 
eine wirkliche Gemeinde zu Stand, sondern eine sehr ge- 
mischte, vom Zwang des religiösen Gesetzes zusammengehal- 
tene Massenkirche. Ein in höchst unterschiedlichem Grade vom 
Evangelium erst angesäuertes Publikum wird zur Theokratie 
gestaltet. Indem Zwingli von seiner Gedankenwelt erfüllt und 
von deren Impulsen getrieben die Evangelisirung seiner Zü- 
richer durch die Geltendmachung des Wortes Gottes als öf- 
fentlichen Gesetzes für das Staatsganze antizipirt, kommt, wie 
oben gezeigt, selbst ein Mann wie er von der Basis der Kir- 
che als Basis für den Staat in praxi nicht los und gründet 
anstatt einer Kirche lediglich einen theokratischen Staat. 
Die Republik Zürich wurde durch Zwingli sogar in noch. 


%) Auch in der übrigen Schweiz. Den herben Zusammenstoss der 
in Frankreich erzeugten Calvinischen Ansichten mit den Zwinglischen. auf 
dem damals zu Bern gehörigen Boden der französischen Schweiz schildert 
meine weiter unten angeführte Schrift: die Konflikte u. s. w. 
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vollerem Sinne zu einer protestantischen Theokratie umge- 
schaffen, als selbst die Republik Genf durch Calvin; von 
Zürich aus aber bald mehr, bald weniger zugleich sämmt- 
liche evangelische -Schweizerrepubliken. In den nachfolgen- 
den Beispielen wird sich das zu Tage legen, aber zugleich 
auch eine unverkennbare Analogie zu der bereits charakte- 
risirten Art zu raisonniren in der Kirche des Mittelalters. 

Weil das Wesen der an der römischen Kirche festhal- 
tenden Kantone — sagt Zwingli — „so gotteslästerlich und 
der ganzen lüblichen.Eidgenossenschaft so verderblich ist, se 
müssen wir sie dafür bestrafen, oder aber befürchten, mit 
ihnen ausgerottet zu werden, weil wir ihre Mitbürger, Mit- 
brüder und Eidgenossen, also auch mitschuldig sind.“ Und: 
„wir haben früher um Geldes willen manchem weltlichen 
Herrn zu Land und Leuten verholfen, lasset uns jetzt auch 
um Gottes willen unserem Herrn Christo wieder zu seiner 
Herrschaft helfen in unserem Lande,*:”) Eine Richtung die- 
ser Art haben Calvins Gedanken niemals genommen, wohl 
aber -die der Päpste. Wie treibt hier der gefühlige Enthu- 
siasmus für das Ideale geradezu in die Bahnen einer an 
lichen Eroberungspolitik! 

Der Abt von St. Gallen befand sich in urkundlich ver- 
brieftem Besitz der Hoheitsrechte über sein Stift und Zürich 
war einer der Schirmorte dieses Rechtes. Nichtsdestoweniger 
erklärt es dem Abte: es werde, und zwar kraft göttlichen 
Rechts, welches geistliche Herrschaft nicht zugebe, keine 
Mönchsherrschaft mehr dulden und sorgen, dass die Gottes- 
hausleute mit einer gebührenden Obrigkeit versehen werden.?®) 
Wie verwandt ist doch eine solche Beweisführung vom Stand- 
punkt des göttlichen Rechts und dem schlechthin Maassgeben- 
den des religiösen Gesichtspunktes der Argumentationsweise 
der Bischöfe zu Sta. Makra? wie wenig entfernt ist eine sol- 
che Beugung des formellen weltlichen Rechts unter die For- 
derungen dessen, was vom Standpunkt der Glaubenslehre 
Recht sein sollte, von den Forderungen mancher Päpste? : 

Der Einfluss Zwingli’s auf die übrigen evangelischen 


7, Christoffel, Ulrich Zwingli; Leben uud ausgewählte Senn 
Th. 1. S. 374— 75. 
®), Bluntschli, Geschichte der Republik Zürich, Ba.2 8. 453 n 
(zweite Ausgabe). 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. TI. 32 
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Schweizerkantone war zwar allenthalben sehr gross, doch 
nirgends so unbedingt massgebend, als in Zürich. Ja, der 
Neigung zu einem kriegerischen Vorgehen wider die katho- 
lischen Orte und den Gründen, auf welche man sich dafür 
in Zürich stützte, war man anderswo entschieden abhold und 
verschlossen. Um’s Jahr 1529 erinnerte unter Anderem Bern 
die Züricher: „man könne den Glauben nicht mit Hellebar- 
den pflanzen.“°”°) Aber nach Zürcherischem' Muster reformirte 
man doch überall und allenthalben wurde das Wort Gottes 
der kanonischen Satzung entgegengestellt.e. Nirgends wurden 
von der christlichen Obrigkeit Einrichtungen geduldet, wel- 
che, wie Klöster, mit dem Worte Gottes nicht in Einklang 
befunden wurden, oder Personen, welche sich mit demselben 
in offenen Widerspruch setzten, etwa durch Theilnahme am 
Messgottesdienst, oder welche sich ihm etwa entzogen durch 
Versäumniss der Sonn- und Festtagsgottesdienste. Aber nicht 
leicht irgendwo wurde in protestantischen Landen überhaupt 
eine Versäumniss der letzteren so streng überwacht und nur 
nachgesehen unter dem Vorbehalt ausdrücklicher Entschuldi- 
gung bei der Gemeinde, der Zunft oder dem Pfarrer; nir- 
gends wohl auf Theilnahme am Messgottesdienst von Obrig- 
keitswegen eine Geldstrafe gesetzt,‘°) als in Zürich; nirgends 
endlich das Evangelium rein theokratisch und in unverkenn- 
barer Analogie der päpstlichen Manipulation christlicher Stoffe 
so förmlich von Seiten der Obrigkeit in die Kategorie der 
„andern burgerlichen Satzungen und Landrecht“ 
gerückt, und damit das oberste Prinzip der Zwingli'schen 
Theokratie zur Aussprache gebracht, als in dem vorhin ge- 
nannten Bern.t:) | 


3) Kirchhofer, Berthold Haller und die Reformation ia Bern. Zü- 
rich 1828 S. 139. : 

#) Bluntschli a. a. O. 8.463. 494. j 

41) Berner Synodus vom Jahr 1532 im Publikationsmandat: „Wir 
der Schultheiss, klein und gross Rhädt, genannt die Zweihundert der 
Burgern zu Bern u.s.w. Nachdem wir das Bapstumb samt sim falschen 
vertruwen und missglouben aberkennt, und das heilig Evangelium für 
Uns und unser underthanen zu Stadt und Land vor vier Jaren nächst 
verschynen, uff erhaltene Disputation angenommen, und als andere bur- 
gerliche Satzungen und Landrecht in leer und leben durch 
göttliche hilff zu halten, mit hertz und mund und ufferhebe- 
nen Eyden geschworen,. so — nun folgt neben Bestätigung der Sy- 
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Aber wenn Zwingli grossartige Fehler zur Last fallen, 
so hat er sie auch grossartig gebüsst, .und nur dadurch sind 
sie ihm zur Last gefallen, dass er wirklich in Angriff nahm, 
was auch Anderen vorschwebte, nur dass sie freilich entwe- 
der überhaupt unterliessen, Hand anzulegen, oder mindestens 
so rüstig Hand anzulegen, als von ihm geschah. 


VL 


Auch das Lutherthum hat ein anderes Verhältniss zwi- 
schen Staat und Kirche nicht gekannt, als das so eben ge- 
zeichnete. Es ist nicht schwer zu zeigen, dass die Luthe- 
rischen Fürstenthümer und Städte Deutschland ‘nicht weni- 
ger Kirchenstaaten, Theokratien waren, als die Schweizeri- 
schen Republiken. 

Von dem erheblichen Unterschied zwischen der Sächsi- 
schen und der Schweizerischen Reformation rücksichtlich des 
Interesses für eine eigentliche Kirchenbildung, ist. schon die 
Rede gewesen. Die Erscheinung hängt zusammen mit Lu- 
thers geringer persönlicher Neigung und Fähigkeit für Orga- 
nisationen, welche auf nüchternen, formell rechtlichen Er- 
wägungen zu ruhen haben. Auf Luthers Seite zeigt sich 
überall nur wenig Theilnahme für die Bestrebungen der pro- 
testantischen Kirche eine bestimmte, selbstständige, defini- 
tive Organisation zu verschaffen. Seine Schriften, Briefe und 
Gutachten enthalten überraschend wenig Beziehungen auf die 
hierher gehörigen Fragen und Aufgaben. Selbst bei der Ein- 
setzung von Konsistorien seit 1539 zeigt er sich nicht be- 
sonders praktisch betheiligt.*) Ihn zog es auf andere, sei- 
nem besondern Naturell entsprechendere Gebiete. Für Aufga- 
ben jener Art hingegen hatte er wenig Sinn. Zwar mangelt 
es auch hier nicht an einzelnen glücklichen Gedanken, an ge- 
nialen Aussprüchen, womit er oft den Nagel auf den Kopf 
trifft; aber es mangelt ihm an Ausdauer sich dieser Art von 
Arbeiten mit Umsicht zu widmen. Denn diese Sachen wollen 


nodalbeschlüsse ein trefflicher Hirtenbrief der Obrigkeit. Vgl. Hundes- 
hagen, die Konflikte des Zwinglianismus, Lutherthums und Calvinismus 
in der bernerischen Landeskirche von 1532—1558. Bern 1842 8.43. Aehn- 
lich das Berner Reformationsmandat gon 1528 bei Fischer, Geschichte 
der Disputation und Reformation in Bern 8.376 folg. 
“) Köstlin, Luthers Lehre von der Kirche, Stuttg. 1853 8. 205 folg. 
32* 
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zwar ebenfalls geistlich, aber nicht einseitig theologisch ge- 
richtet sein.) Daher Luthers beständige Bitterkeit gegen die 
Juristen, ein Hin- und Herschwanken seines religiös-theologi- 
schen Pathos bald in idealistischem Enthusiasmus, bald in 
pessimistischer Verdrossenheit, welche die Dinge gehen lässt, 
wie sie können und wollen. Durch Luthers ganzes Leben 
geht in dieser Hinsicht ein in der theologischen Welt bei- 
nahe habituell gewordener Widerspruch zwischen dem Grund- 
satz und der Konvenienz des Augenblicks. So ist es ge- 
kommen, dass in der That alle Systeme der spätern Zeit 
sich auf ihn berufen können.*“) 

Man hat in neuerer Zeit angefangen, dieser Seite von 
Luthers Verhalten eine für die Sache selbst höchst erspriess- 
liche Aufmerksamkeit zu widmen. Namentlich hat man ver- 
sucht, in den Ansichten Luthers vom Verhältniss zwischen 
Staat und Kirche: eine gemäss dem Verlauf der Zeit fort- 
schreitende Umgestaltung nachzuweisen.*) Aber so gewiss, 
wie oben bemerkt, in Luthers Verhalten zu einer gewissen 
Zeit ein Wendepunkt eintrat: hier scheint es nicht gelingen 
zu wollen, denselben nachzuweisen. Wir müssen der Be- 
hauptung beitreten, dass der zwischen der frühern und spä- 
tern Zeit gemachte Unterschied eben nur in einem Mehr und 
Weniger besteht und im Einzelnen ziemlich schwankend ist, 
Je nachdem Umstände und, was bei Luther stets sehr in’s 
Gewicht fällt: Stimmung, in derselben Epoche wechseln, 
bieten sich auch aus derselben Zeit, sowohl früher als spä- 
ter, Aussprüche dar, in welchen die beiden verschiedenen 
Seiten zugleich mit Bestimmtheit vertreten sind. *) 

Allen jenen lobenswerthen Theorien über Glauben und 
Glaubensfreiheit, Verkehrtheit alles Zwanges in Glaubens- 
sachen, uud was sich daraus ergab für das Verhältniss zwi- 


45) Harless, Zeitschrift für Protestantismus und Kirche. Neue Folge. 
IV. 8. 291. 

#4) Köstlin a. a. 0. S. 182. 

#5) Vgl. die obige inhaltreiche Abhandlung von Schenkel über das 
ursprüngliche Verhältniss zwischen Kirche und Staat auf den Gebiet des 
evangelischen Protestantismus; ferner die trefllichen Erörterungen über 
diese Materie in Richters Geschighte der evangelischen Kirchenverfas- 
sung in Deutschland. Leipzig 1851. 

*#) Köstlin a. a. 0. 8.185. 
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schen Staat und Kirche, blieb Luther in thesi treu bis in 
sein späteres Leben. Aber nicht erst seit 1529, sondern 
schon seit 1519 finden sich daneben Forderungen, wie die, 
dass Widerspenstige, Verächter und Lästerer des göttlichen 
Wortes trotz der Glaubensfreiheit „um der zehn Gebote willen 
sollen zur Predigt getrieben werden, dass sie zum wenigsten 
äusserliche Werk des Gehorsams lernen“.) Nachdem die 
Gemeinde noch um 1523, ja noch 1526 so bestimmt als die 
Souverainin in allen Kirchensachen, selbst in Sachen der 
Lehre ,**) hingestellt worden ist, sieht man Luther'n um 
dieselbe Zeit Schritt für Schritt in allen diesen Dingen die 
Obrigkeit mehr und mehr in’s Mittel ziehen. 

Das wird Niemanden Wunder nehmen, welcher den Lauf 
der menschlichen Dinge zu beobachten gewohnt ist. 

Denn alle Prinzipien, welche einen positiven Fortschritt 
innerhalb der Menschheit begründen und sich neue Lebens- 
kreise zu bilden trachten, treten zuerst mit ebenso allgemei- 
nen und weitgreifenden Versprechungen, als Ansprüchen auf. 
Die neuen Gedanken, Bedürfnisse, Geisteserrungenschaften 
suchen Raum und berufen sich dabei auf die Freiheit, als 
das allgemeine Recht der Bewegung des Substantiellen. Ha- 
ben sie aber einmal ein Terrain sich erobert, eine Heimath 
sich gesichert, und gilt es nun, ihre Versprechungen einzu- 
lösen, da macht sofort gegen den Idealismus die Wirklich- 
keit ihre Rechte geltend, und es wird zur Lebensfrage, mit 
ihr einen billigen Akkord schliessen zu können. Mag immer 
die Theorie in ihrem Rechte sich behaupten,’ in der Praxis 
machen unwiderstehliche Faktoren anderer Art sich geltend. 
Beide laufen gewöhnlich neben einander her. Ja die Träger 
der allgemeinen Prinzipien hören, nachdem sie mit dem Besitz 
einer Heimath konservativ gewdrden sind, nicht nur für sich 
auf, mehr Freiheit zu begehren, sondern treten auch beschrän- 
kend auf gegen das; was, im Bewusstsein noch nicht am Ziele 
angelangt zu sein, in diesen Zustand konservativer Sattheit 


4) Luthers Briefe von de Wette m. 8. 498. Köstlina. a0. 8. 
195. 203. 

4) Recht und Macht christlicher Gemeinden, die Lehre zu beurthei- 
len, bei Walch X. 8. 1794 folg. Zuschrift an die evangelische Gemeinde 
in Prag; ebendas. 8. 1814 folg. Luthers deutsche Messe bei Richten 
evangelische Kirchenordnungen. Bd. 1 8. 35-folg. 
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noch nicht gerathen ist und fortfährt, an das Recht allge- 
meiner formeller Freiheit immer von Neuem zu appelliren. 

Genau so war der Verlauf des deutschen Reformations- 
prozesses, vor Allem in den Stücken, welche uns hier zu- 
nächst angehn. 

Da Luther, abweichend von Zwingli und Calvin, im 
Grund nicht auf eine neue Kirchenschöpfung ausging, so lag 
ihm, ungeachtet seiner Vorstellung vom dominirenden Ver- 
hältniss der Gemeinde, nichts so fern, als eine Gemeinde 
entweder selber zu sammeln oder sich sammeln zu lassen, und 
dabei jenes unausweichliche Prinzip der Sichtung zur Geltung 
zu bringen. Er hatte stets die bestehende Kirchensocietät 
als solche im Auge. Er kannte und wollte eigentlich keine 
andere, bis ihm eine solche schliesslich gewissermassen un- 
ter den Händen entstanden war, über die er freilich dann 
auch die Zügel der äussern Leitung sofort mit Andern thei- 
len musste nnd endlich ganz aus den Händen verlor. 

Luther hatte in der Schrift „an Kaiserliche Majestät und 
den christlichen Adel deutscher Nation“, wie das seit Aus- 
gang des Mittelalters so häufig geschehen war, den Laien- 
stand wider die kirchlichen Autoritäten zu Hülfe gerufen, an 
der Spitze desselben den Kaiser. Man sieht hieraus, dass 
es, wie bei Zwingli, nicht auf eine gesichtete Sammlung von 
Bekennern, sondern auf ein grosses fertiges Ganzes abgese- 
hen war. Dieses Ganze aber hatte Luther nicht, wie Zwingli 
seinen Kanton, so gut wie unbedingt in der Hand, sondern 
trotz dem enormen moralischen Einfluss, den Luther beson- 
ders in den ersten Jahren auf die ganze Nation übte, hatte 
er nicht weniger als die gesammte Reichsorganisation, in 
derselben die Reichshierarchie mit eingeschlossen, gegen 
sich. Er musste, anstatt, wenn er je gewollt hätte, auch 
auf anderen Gebieten, als denen des Kultus und der Lehre 
regelnd einzugreifen, sich für’s Erste mit dem Schutz ein- 
zelner Reichsstände für diese seine Schöpfungen und seine 
Person begnügen, abgesehen davon, dass die im Vergleich 
zum Zwingli’schen unverhältnissmässig grössere Ausdehnung 
seines Reformationsgebiets ihm jede Art von organisatorischer 
Thätigkeit in demselben Grad erschweren musste. 

Allein es war nun einmal in und mit dem Kampf Lu- 
thers gegen die kirchlichen Autoritäten die Wirkung einer 
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unaufhaltsamen Auflösung des gesammten kirchlichen Ver- 
bandes überall gegeben, wohin die ächte evangelische Er- 
kenntniss drang und nicht ein energisches Gegenstreben jene , 
Auflösung hemmte Ja noch mehr! wohin nicht die ächte 
evangelische Erkenntniss drang, sondern nur der blosse Frei- 
heitsruf, da entwickelte sich mit der Auflösung des kirch- 
lichen Verbandes eine wachsende Zuchtlosigkeit der erschrek- 
kendsten Art. Luther hatte das selbst in seiner nächsten 
Nähe zu spüren. Er klagt: „der Haufe sey nun in die 
fleischliche Freiheit gerathen“; während man unter dem Papste 
„den Zwang und Mangel des Worts nicht habe leiden kön- 
nen, könne man nun die Freiheit und den überflüssigen 
Schatz des Evangelii nicht leiden“.*) Wie berechtigt diese 
Klage war, beweisen unanfechtbare Dokumente. 5°). 


4%) Luthers Schreiben an den Markgrafen Georg von Brandenburg v. 
14. September 1531, bei de Wette IV. 8.308. 

5%) Der Wittenbergischen Theologen Bedencken der Consisto- 
rien halber von 1538, bei Richter, Geschichtg der evangelischen 
Kirchenverfassung S. 84: „So sicht man auch vor augenn das itzund, so 
noch kein bestellung gemacht, etliche Hendell in vnordenung hangenn, 
vod die laster, sunde, allerley vorbrechung also vngestrafft bleibt, Do 
durch wenig ehre ader rhum des Euangelii ader gottlichs namens er- 
wechst, vnnd wird der gemeyn man teglich wilder vnnd vngezogner..... 
8. 85: auch den pfarrern vnnd priestern offte vonn Iren pfarkindern vn- 
dankbarkeytt muttwillige Zumotigung allerley beschwerung bejegendt ..... 
auch etliche trewe vleyssige pfarrer vnnd Seelsorger offte mit ganntz heff- 
tiger klagenn an die Visitatores gelangt, das’ In dorffern vnnd Steten, vfm 
Lande, etliche vom Adell, Burger, Bawern, menlichs, weiblich geschlechts 
befundenn werden, wilche gantz kaldt vnnd saumlich sich In sachenn, 
so gottes dienst, Religion vnnd Kirche belangen, erzeigen, etliche In vier, 
funf sontag, Ja offt im halben Jar kaum ein mall das Euangelium ho- 
renn, Etliche in funff sechs. Jaren nit begerenn das heilige Sacrament za 
empfahenn, gebenn also, ein gantz boess schedlich Exempell der armen 
Jugend‘, dor aus entlich ein gentzlich vorgessenn, erkaldung, vorachtung 
gottes vınd aller religion, vnnd gar heydenisch vnnd greulich teuffelisch 
vorherttuig ervolgen wolt. — 8.88: In dissem Artickell klagenn Itzund 
viel pfarreı vnnd prediger, Das Etliche vom Adell (wilchs vnchristlich 
vond erger len Turkisch ist) Iren predigern, In der kirchen (vngeacht 
das sie da Prodigampt zu ehren schuldig) mit Lautter stim widder spre- 
chenn etc. Itim das sie mitten vnter der predigt mit Iren Bawern In 
eyn circkell vnıd gesprech tretten, vnnd gotts wortt vorechtlich haldenn 
etc. Auch habenı Im Dorff Globeck, vnnd ander mehr Dorfferen, ettliche 
muttwillige Bawen In der Kirchenn ein ander, Kenlein mit Bier gezeigt, 
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Es kommt hier noch ein sehr unterscheidender Zug der 
Deutschen und der Schweizerischen Reformation in Betracht. 
Jene hatte, entsprechend ihrem Ausgangspunkt, mit dem Ruf 
zur „Freiheit des Christenmenschen* begonnen; diese, von 
dem Gesichtspunkt ihres nächsten örtlichen Bedürfnisses aus- 
gehend, konnte nicht die Freiheit zum Losungswort machen, 
sondern, was von ihr im Anfang und immer von Neuem 
proklamirt wurde, war der Gehorsam gegen das göttliche 
Gesetz, unter das sich der Christ zu beugen hat. Es war 
mit Luthers Prinzip dem Missverstand der rohen Masse viel 
vorgegeben, was sich nachher nicht leicht wieder beibringen _ 
liess; mit Zwingli’s Prinzip war das vermieden. Mit der 
evangelischen Freiheit war in der Schweiz der Zaum des 
evangelischen Gesetzes Allen unmittelbar vor die Augen ge- 
rückt. Das hatte die Folge, dass nicht nur die Folgen der 
Auflösung des alten kirchlichen Verbandes weit weniger 
schreiend hervortraten, und wo es geschah, wie bei den 
zahlreichen Wiedertäufern, eher überwunden werden konn- 
ten, sondern dass auch aus der Mitte der Ortsgemeinden 
sich die Organe für eine freilich mehr staatsförmige, als 
kirchlich gestaltete Kirchenzucht in den sogenannten Still- 
ständen und Chorgerichten zusammenbringen liessen.°!) Das 
war in Sachsen nach dem langen Zeitraum der zehn Jahre, 
welche bis zur ersten Kirchenvisitation verflossen, nicht mehr 
der Fall. Noch im Jahr 1543 findet Luther zu wünschen, 
dass eine Ordnung der Kirchenzucht nach Art der Hessi- 
schen, 1539 auf der Synode zu Ziegenhayn entworfenen, auch 
in Sachsen möchte eingeführt werden, nur fürchtet er, die 


vnd gebotten vnter der predigt. Vnd im selbigen dorff habenn auch et- 
liche Bawer Knecht vnter den gottlichenn Ampten vnnd predigter auf 
die Jungfern, Frawen, das ander volck Iren Haren gelassen etc. Solch 
gross muttwill dörff einsehens vnnd Ernster straff, Ader Gott wird alzw- 
hardt straffenn...... Das sie auch das volck recht grundtlich, end nach 
notturfft vnterrichten von christlicher Freyheitt, vnnd wozw 4ie eusser- 
lichen gotts dienste nutzlich, Dan etlich nehmen Inen zu vid Freyheitt, 
vnnd dewten die Christliche Freyheitt nach Irem muttwilleni. — 8. 90: 
wie dan bey etlichen lewten durch missverstand vnnd missjrauch der frei- 
heitt des Euangelij alle reuerentz iegen der Religion erlös'henn.* 

5) Hundeshagen, die Konflikte des Zwinglianismis, Lutherthums 
und Calvinismus 8. 324 folg. / 
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„Centauri et Harpyiae aulicae* möchten das übelnehmen. °*) 
Aber was konnte am Ende in der Kirche, wo es keinen Un- 
terschied zwischen Hohen und Niedrigen giebt, die Einfüh- 
rung einer Zucht nützen , nachdem Luther und Melanchthon 
dem Landgrafen Philipp von Hessen in Betreff seiner Biga- 
mie nachgegeben hatten! Mit der energischen Zuchtübung, 
welche in der französischen Kirche bis in die höchsten Re- 
gionen reichte, war es damit für die deutsche Kirche unwie- 
derbringlich dahin. j 

Luther hatte je länger desto mehr finden müssen, dass 
die Gemeinden, welche er vor sich hatte, d. h. die aus dem 
Papstthum überkommenen Parochien, für die Verwirklichung 
seiner Ideen von der Gemeinde noch nicht reif seien. Er 
bekennt es im Jahr 1526 offen; „ich habe noch nicht Leute 
und Personen dazu“, und fürchtet, dass aus Experimenten 
mit einer idealistisch anticipirten Gemeindeverfassung nur 
„Rotterei* entstehen werde.°”) Das ist auch sein Urtheil 
über die nach rein idealem Zuschnitt auf das Prinzip der 
Gemeinde gegründete Verfassung, welche 1526 für Hessen 
auf der Synode zu Homberg aufgestellt-worden war, ’*) aber 
nie in's Leben trat. „Dann“, äussert Luther, „ich wol weiss, 
hab's auch wol erfaren, das wenn gesetze zu frue für dem 
brauch und übung gestallten werden, selten wol geraten, die 
leute sind nicht darnach geschickt, wie die meinen so da 
sitzen bey sich selbs und malens mit worten und gedancken 
ab, wie es gehn solte. Furschreiben und nachthun ist weyt 
von einander Und die erfarung wirds geben, das dieser ord- 
nung viel stuck würden sich ändern müssen, ettliche der 
oberkeit alleine bleiben.“ °°) 

Von den Gemeinden selbst war demnach, wenigstens in 
den Fürstenländern, nichts zu erwarten. Je dringender aber 
aus tausend Gründen, besonders seit dem Bauernkrieg, das 
Bedürfniss nach festen Schranken gegen die einreissende Un- 


52) de Wette V. 551: Placet exemplum Hassiacae excommunicatio- 
nis; si idem potueritis statuere, optime facietis. Sed centauri et harpyiae 
aulicae aegre ferent. 

55) Luthers deutsche Messe, in Richter’s evangelischen Kirchenord- 
nungen Bd. 1 8. 36. 

54 Reformatio Ecclesiarum Hassiae, bei Richter Bd. 1 8.56 folg. 

55) Richter, Geschichte der evang. Kirchenverfassung 8. 41. _ 
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ordnung und Zuchtlosigkeit sich erwies, um so mehr musste 
die deutsche Reformation sich willig finden,lassen, Einwir- 
kungen von der Seite her Spielraum zu gewähren, wo, wenn 
auch der strengen Theorie nach nicht eben das Recht‘, doch 
die Macht vorhanden war, solch& Schranken zu setzen. 

Erinnern wir uns. hier der gehobenen Ansicht vom Staat, 
als göttlicher Ordnung, welche durch die Reformatoren zur 
Geltung gelangt war. Vom Standpunkt dieser Ansicht schon 
allein ergab sich eine ernste Pflicht der Obrigkeit, rein als 
solche betrachtet, gegen die äusseren Ausbrüche aller Art 
von Lastern einzuschreiten. Aber im Angesicht der gegebe- 
nen Situation konnte es den Fürsten und Obrigkeiten wahr- 
lich nicht an Antrieben fehlen, rein von sich aus, kraft ihres 
Berufes inmitten der bürgerlichen Gesellschaft, mit ihrer Macht 
in’s Mittel zu treten. 

Suchten sie dabei den Kreis der Machtübung über die 
Grenzen dieses ihres nächsten Bernfes auszudehnen, wer 
könnte ihnen das nach Maassgabe der Umstände schlechter- 
dings verargen wollen? Wir fragen weiter — nicht etwa: 
wer konnte es verhindern? nein: — wer möchte es wagen, 
dergleichen eine Usurpation zu nennen, wenn er in Luthers 
Schriften blickt? 

Mit grosser Gründlichkeit und Genauigkeit sind neuer- 
dings die höchst verschiedenen Gesichtspunkte erörtert wor- 
den, unter denen sich Luther’n im Laufe der Zeit das Ver- 
hältniss des weltlichen Regiments zum geistlichen dargestellt 
hat. Zuerst sind ihm die Magistraten, weil die weltliche 
Gewalt mit allen Christen getauft ist und densel- 
ben Glauben und Evangelium hat, Träger eines be- 
stimmten Amtes in der allgemeinen Kirche, Organe der Kir- 
che, Werkzeuge eines göttlichen Willens, eben so gut als 
die Priester und Bischöfe.°®) Wenige Jahre später (1523) 
ist ihm umgekehrt die Obrigkeit lediglich Weltregiment, wel- 
ches Gott nicht in sein Reich greifen soll.”’) Noch später 
giebt er zu, dass ein und derselbe Mensch beide Aemter, 
das des Fürsten und das des Bischofs, in seiner Person zwar 
vereinigen könne, nur als sachlich geschiedene, so dass der 


nn nn 


56) Schenkel in der obigen une 8. 209. 
57) Schenkel 8, 216. 
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Fürst als Fürst sich nicht in kirchliche Angelegenheiten ein- 
mengen dürfe.°®) 

Aber wenn Luther in der Schrift an den christlichen 
Adel den Beruf der Obrigkeit, der Kirche zu Hülfe zu kom- 
men, auf die erste der obigen Behauptungen gründete, be- 
trat er damit nicht im Prinzip denselben theokratischen 
Standpunkt, welchen wir im Zwingli’schen Reformationsge- 
biet allgemein herrschend erblickt haben? Wie viel war da- 
mit in einer Periode gerade der grundlegenden Anschauun- 
gen schon vorgegeben! Man braucht nicht daran zu zweifeln, 
dass Luther damals schon dieselbe Einsicht in die Nothwen- 
digkeit eines Auseinanderhaltens der Gewalt in geistlichen 
und weltlichen Dingen besass, wie später; aber was hilft, 
nachdeni man der Konvenienz des Augenblicks und dem Drang 
des Pathos einmal nachgegeben, nachträglich ein Zurück- 
springen auf die abstrakte Theorie? Ist die Gestaltung der 
wirklichen Verhältnisse einmal unter einem bestimmten Ge- 
sichtspunkt angebahnt, dann: ist die Macht der Thatsachen 
in der Regel stärker als jede Theorie. Es ist, abgesehen von 
dem Bedenklichen, das sich Luther selbst dabei nicht zu 
verbergen vermochte, :°) ein fruchtloses Auskunftsmittel, mit 
Unterscheidungen, wie die an dritter Stelle angeführten, nach- 
hinkend helfen zu wollen. Verdriessliche Stimmungen vol- 
lends, welchen sich Luther überlässt und in denen er, un- 
geachtet guter Vorsätze, geschehen lässt, was er zu hindern 
freilich nicht mehr im Stande ist, führen ebenfalls keinen 
Schritt weiter. ®°) 

Man begreift, wie der ruhige, besonnene, geschichts- 
kundige und im Verständniss politischer Verhältnisse geübte 
Melanchthon, mit seinem auf das Grosse gerichteten Blick, 
frühzeitig die Natur der Situation erkannte, in welche die 
Kirche theils zu geraäthen drohte, theils schon gerathen war. 
‘ Während Luther, gemäss seinem unpolitischen Naturell, mit 


55) Schenkel 8. 238. 

) Schenkel 8.239. 

60) Schreiben Luthers an Dan. Cresser vom 22. Oktober 1543, bei 
de Wette V. 596: Satan pergit Satan esse. Sub Papa miscuit ecclesiam 
politiae; sub nestro tempore vult miscere politiam ecclesiae. Sed nos re- 
sistemus Deo favente et studebimus pro nostra virili vocationes distinctas 

servare. N 
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der Zeit mehr und mehr das thätige Interesse für diese Seite 
des Reformationswerkes verlor‘) und sich auf das Lehrin- 
teresse zurückzog, lässt Melanchthon nicht nach in Bemü- 
hungen, der sich bildenden evangelischen Kirchensocietät die 
überlieferte Institution des Episkopats zu conserviren.‘”) Den 
Sächsischen und anderen Fürsten war dieser Gedanke nicht eben 
besonders genehm. Dies geht hervor aus der etwas seltsamen 
Art, wie derselbe in dem Unterricht für die Visitatoren vom 
J. 1527 abgelehnt’) und dafür die Dazwischenkunft des „Lan- 
desfürsten“ als „unsere gewisse weltliche öberkeit, von Gott 
verordnet ..... aus christlicher Liebe und um Gottes willen“ 
in Sachen der Visitation begehrt wird, trotzdem, dass der- 
gleichen zu thun eigentlich nicht Schuldigkeit des weltlichen 
Regimentes sei. Aber auch weil die Bischöfe nicht zur Nach- 
giebigkeit in dem, was die Reformation bezweckte, zu be- 
wegen waren, ging dieser Wunsch Melanchthons nicht in Er- 
füllung, obschon Melanchthon noch einmal im Art. 14 der 
Apologie, dann in der bekannten Klausel zu den Schmalkal- 
dischen Artikeln ihn wiederholte, überhaupt dem Gedanken 
der Erhaltung einer eigenen, vom Staate gesonderten kirch- 
lichen Administration beständig treu blieb,°) so sehr sich 
zu seinem Leidwesen®) auch mittlerweile die thatsächlichen 
Verhältnisse in entgegengesetzter Richtung zu gestalten an- 
gefangen hatten. 

Für das durch die thatsächlichen Umstände unvermeid- 
lich Gewordene, aber auch von der reformatorischen Theo- 


61) Richter, Geschichte der evang. Kirchenverfassung 8. 98. 

62) Schenkel.a. a. O. $. 236. 

685) Richter, Kirchenordnungen 8. 83. Zuerst wird anerkannt, dass 
eine Wiederherstellung der Bischofswürde „auf’s höhest von nöten“. Dann 
aber wird dagegen geltend gemacht: „weil unser keiner dazu beruffen 
odder gewissen befelh hatte, und S. Petrus nicht wil yn der christenheit 
etwas schaffen lassen, man sey den gewis, das Gottes geschefft sei, hat 
sichs keiner für dem andern thüren unterwinden.“ 

6) z.B. in dem Schreiben an von Carlowiz vom Jahr 1548: Poli- 
tiam ecclesiasticam .... conservari opto. Corp. Ref. VI. 882. Richter, 
Geschichte der evang. Kirchenverfassung 8. 69. 97. 

65) Corp. Ref. Il. 877: Utinam possim non quiddm dominationem 
confirmare, sed administrationem restituere Episcoporum,. Video enim, 
qualem simus habituri Ecclesiam, dissoluta zoAıze/n ecclesiastica. Videa 
postea multo intolerabiliorem futuram tyrannidem. 
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logie längst Angebahnte war nun seit dem Speyrer Reichsab- 
schied von 1526 zugleich ein rechtlicher Anhaltpunkt gewon- 
nen worden. „Der Zwiespalt, welcher auf dem religiösen Ge- 
biete eingetreten war, konnte durch eine gemeinsame That 
der Stände des Reiches nicht mehr gehoben werden, weil er 
die letzteren selbst ergriffen hatte. Es war mithin das einzige 
Mittel der Hülfe gegen die drohende Zerrüttung aller Ver- 
hältnisse des Lebens, dass das, was von Reichs wegen nicht 
geschehen konnte, den einzelnen Ständen anheimgegeben 
wurde.*®) Dies geschah durch den Beschluss, welcher bis 
zu einer allgemeinen Kirchenversammlung es jedem einzel- 
nen Reichsstand anheimgab, „in Sachen der Religion, so 
das wormser Edikt belangen möchten, für sich also zu le- 
ben, zu regieren und zu halten, wie ein jeder Solches ge- 
gen Gott und kaiserl. Majestät hoffe und vertraue zu verant- 
worten.“ Damit war dem Gedanken einer äusserlich dar- 
stellbaren Einheit der evangelischen Kirche der Weg ver- 
sperrt, die Verfassungsbildung den besonderen Kreisen über- 
lassen, aber auch ganz unter Aufsicht, Fürsorge und Ver- 
antwortung der einzelnen Territorial- Obrigkeiten gestellt. 
Es ist nicht nothwendig, hier die anderwärts ) mit 
grosser Gründlichkeit nachgewiesenen Einzelstadien zu ver- 
folgen, welche von dem Speyerschen Reichsabschied bis zum 
Religionsfrieden von 1555 die Entwicklung der obrigkeitli- 
chen Kirchenherrschaft und Hand in Hand damit die Bildung 
der Konsistorial- Verfassung durchlaufen hat, sammt ihrer 
rechtlichen Ableitung aus dem Vogteirecht und Patronat der 
Landesherrn. Genug: es tritt jetzt, wie in der Schweiz, in 
den Vordergrund der Begriff der „christlichen Obrig- 
keit“, des „christlichen Staates*, — ein ganz neuer 
Begriff. Denn dem Mittelalter war der Begriff des selbst- 
ständigen christlichen Staates fremd gewesen. Ihm war nur 
die Kirche christlich gewesen, der Staat aber an sich heid- 
nisch, die Welt, entblösst von den Verheissungen und Kräf- 
ten, welche die Kirche besitzt, nur in dem Sinn etwa christ- 
lich, dass die Kirche ihm etwas von ihrer Weihe abgiebt, 


6, Richter a. a. 0. S. 28. 

@) Richter in der obigen Schrift, Schenkel. in der angeführten 
Abhandlung, Jacobson, Art. Consistorialverfassung und Episkopalsystem 
in Herzogs Realencyklopäadie. 
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wofern und soweit er sich ihr unterwirft und sich zu. ihrem 
Werkzeug macht. Der christliche Staat ist vielmehr ganz 
eigentlich erst ein Produkt der Reformation, der Beleuch- 
tung des ganzen Lebens mit dem Worte Gottes und der 
Weihung desselben nicht durch die Kirche, sondern durch 
die Gemeinschaft aller Einzelnen mit dem Herrn. 

Am Frühesten kommen Aeusserungen über das neue Ver- 
hältniss der Obrigkeit zur Kirche in den Städten zum Vor- 
schein, wo man ‘überhaupt wegen der geschlosseneren und 
innerlich gleichförmigeren Verhältnisse am frühesten mit der 
neuen Kirchenorganisation zu Stand kam. Schon 1531 wird 
im Vorwort zu der Ordnung für das Lübeckische Landgebiet 
als Pflicht der Obrigkeit, deren Versäumniss göttliche Straf- 
gerichte über sie ziehen müsse, die Sorge für Reinheit der 
Lehre und des Kultus hingestellt.°) Im gleichen Jahr geht 
die Kirchenordnung der Stadt Goslar mit der Strafe der Lan- 
desverweisung gegen Zwingli’sche und wiedertäuferische Lehre 
im Namen von „Bürgermeister, Rathmann , Gilden und Ge- 
meinde“ vor.) Im l6ten Artikel der Strassburger Kirchen- 
ordnung von 1534 wird der Dienst des Wortes und die Obrig- 
keit als von Gott dazu bestimmt bezeichnet, die Seinen von 
ihnen selbst und allem Argen zu ihm durch unsern Herrn 
Jesum Christum zu ziehen. Die „Kirchspielpfleger* haben 
im Namen des Magistrats Wachsamkeit zu üben gegen Ab- 
weichungen von der Augsburgischen Konfession, ferner: über 
Kirchenbesuch und Theilnahme am Abendmahl von Seiten 
der Gemeindeglieder und von Solchen, welche sich von der 
Gemeinde Christi sondern sollten, mit aller Sanftmuth Ur- 
sache zu fordern, „warum sie sich also von der Gemeinschaft 
der Kirche abhalten und ab der Lehre und den Sakramen- 
ten scheuen, die doch die Obrigkeit und ganze gemeine Stadt 
für christlich erkenne und halte.’°) Die Esslinger Kirchen- 
ordnung von 1534 nennt als die erste Pflicht der Obrigkeit, 
„Väter der Unterthanen der Seelen Heil halber“ zu sein, und 
verheisst, dass die Obrigkeit in Betreff sowohl von Predigt- 
versäumniss, als von Hinneigung zur Feier von abgeschafften 


e) Richter, Kirchenordnungen 1 8. 149 folg. 
6) Richter 1 8. 154. 
70) Richter 1 8. 231. 237. 
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katholischen Feiertagen sich „dermassen in der That erzei- 
gen werde, dass männiglich unsern Ernst gegen dem heili- 
gen Evangelio spüren soll.”') Die Strassburger und Esslin- 
ger Bestimmungen gehören zu den Zeugnissen für das mäch- 
tige Herüberwirken der Anschauungen der Schweizerischen 
Reformation auf die oberdeutschen Städte. Wie athmet hier 
wie dort Alles denselben theokratischen Geist! 

Nicht minder in den Fürstenländern! Bereits 1527 sieht 
es der Herzog von Liegnitz als seine Verpflichtung und zwar 
bei Vermeidung des göttlichen Zornes an, „in dem 
was d. Seelen Heil anbetrifft, allen Fleiss fürzuwenden, dass 
seine Unterthanen mit dem reinen, klaren Worte des heil. 
Evangeliums ..... versorget werden“, und bezeichnet sogar 
diesen seinen landesreformatorischen Beruf als die erste, 
der Verwaltung zeitlicher Angelegenheiten vorangehende Re- 
gentenpflicht, welcher Alles weichen müsse.”) In der Hes- 
sischen Kirchenzuchtsordnung von 1539 findet sich, neben 
der Anerkennnng einer grössern Selbstständigkeit des geist- 
lichen Amtes und neben der Kräftigung der sonst überall 
bereits gelähmten Gemeindethätigkeit gleichwohl der landes- 
herrliche Grundsatz: „unser ampt und pflicht erfordert in 
sunderheyt, das wir über die herdt Christi unsers herrn, 
stetigs wachen und mit höchsten trewen versehen, das allem 
einfall der hellischen wolff zeitig begegnet und geweret u. 
8. w.*’°”) Die eigentlich klassischen Aussprüche über dies Ver- 
hältniss aber enthält erst die Würtembergische und Braun- 
schweigische Kirchenordnung. Der Herzog Christoph von Wür- 
temberg, sonst vielleicht der edelste Typus des protestanti- 
schen Fürstenthums jener Zeit, legt einem christlichen Für- 
sten: ausdrücklich das zwiefache Amt bei „Regierung des 
Fürstenthums und der Gemeine”,“) und verwahrt 
sich in der sogenannten grossen Kirchenordnung von 1559 
ausdrücklich gegen „etzlicher Vermeinen, nach dem 
der weltlichen Obrigkeit allein das weltliche Re- 
giment zusteen soll“) Der Würtembergischen An- 


1) Richter 8. 247 folg. 

78) Richter a. a. 0. 8. 73 u. 74. 

73) Richter S. 290. 

4 Pfister, deutsche Geschichte 4 8. 238. 
75) Richter 2 S. 198. 
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schauungsweise gemäss spricht sich dann die Kirchenordnung 
des Herzogs Julius von Braunschweig von 1579, neben M. 
Chemnitz von dem Würtemberger Jak. Andreä verfasst, ge- 
gen das „felschliche Verwehren“ in Betreff christlicher Obrig- 
keiten aus, „als ob es jres Ampts und Beruffis nicht sein 
solte, sich der Kirchen auch neben jrer Cantzley anzuneh- 
men.“’‘) Von diesem Standpunkt aus redet bereits die 1536 
von Brenz und Schnepf im Namen des Herzogs Ulrich von 
Würtemberg verfasste sogenannte kleine Kirchenordnung von 
„unsern predigern, Pfarrern und Diaconen“.’”) Jn noch 
signifikanterer Bedeutung nennt 1624 ein reformirter Fürst 
einen Prediger und Professor „unser Vicarius“.’) 

Hand in Hand mit diesem Zurücksinken auf einen theo- 
retisch überwundenen Standpunkt ging ein positiver Irrthum 
der Theologen! Im Jahr 1524 hatte Luther im Kommentar 
zu Deuteron. 5, 19 ausgeführt, wie hinsichtlich der Art, geist- 
liche Dinge zu behandeln, ein Grundunterschied stattfinde 
zwischen dem Alten und dem Neuen Testament. ’’) Schon 
1530 aber nimmt Melanchthon in einer Rechtfertigungsschrift 
für den Churfürsten von Sachsen neben dem Patronat, der 
Vogtei und der Devolution Bezug auf Stellen des Alten Te- 
staments, um zu beweisen, dass die Obrigkeit das Gesetz 
zu handhaben hat, nicht bloss soweit es das gegenseitige 
Verhalten der Menschen zu einander, sendern auch soweit 
es die Beziehungen des Menschen zu Gott im Gebiete des 
äusserlichen Verhaltens bestimmt.®) Den Befehl zu solcher 


%) Richter 2 8. 319. 

7 Richter ı S. 266. | 

8) Als der berühmte Johannes Crocius von Marburg vertrieben 
eine Predigerstelle und Professur in Cassel bekleidete, zog er sich ohne 
sein Verschulden des Landgrafen Moritz von Hessen Ungnade in der 
Weise zu, dass dieser, um einiger Fälle willen, in denen Crocius, ohne 
Moritz im Geringsten persönlich zu verletzen, seine eigene Ansicht in 
entschiedener Weise vertreten hatte, ihn als „steifsinnigen Kopf, einen 
unruhigen Pfaffen, der in seinem Sinne. viel zu stolz sei seinen Landes- 
fürsten zu agnosciren und demselben in billigen Dingen nachzugeben, der 
hätte bedenken sollen, dass wir sein Episcopus und er unser Vi- 
carius sei“, von seinem Amte suspendirte. Vgl. Claus, Joh. Crocius. 
Kassel 1858 8.49. 

”°) Köstlin 8.190. 

&) Richter, Geschichte der Kirchenverfassung S. 77. 


‘ Entwicklung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche. 487 


'Thätigkeit findet er in Ps. 82, 6; Jes. 49, 23. Von ihm (1537) 
stammt der nachher oft wiederholte technische Ausdruck: 
magistratus custos esse debet non solum secundae tabulae, 
sed etiam primae, quod ad externam disciplinam pertinet... 
Quare non dubium est, quin debeat magistratus prohibere 
falsam doctrinam et impios cultus.®’) Ueberall bei Refor- 
mirten und Lutheranern sind, abgesehen von den obigen 
Stellen, seit dieser Zeit naive Berufungen gewöhnlich auf 
Nimrod , den gewaltigen Jäger vor dem Herrn, 2Mos. 10, 9, 
auf Athniel, den Sohn Kena’s, in welchem der Herr dem 
Volk einen Heiland erweckt hat, endlich auf die drei from- 
men alttestamentlichen Könige Assa, Josaphat und Josias. 
Je mehr nun seit der zweiten Hälfte des 16. Jahrhnn- 
derts die lutherische Theologie anfing, einem Phantom von 
„reiner Lehre“ nachzujagen, desto entschiedener wurde auch 
dieser ohne alle Rücksicht auf die Bedürfnisse des kirchlich- 
socialen Lebens lediglich nach dem Interesse der Schultheo- 
logie ausgebildete Begriff zur Basis des Staatskirchenthums ge- 
macht. Die enge Basis, auf welcher sich die lutherische Schul- 
theologie aufbaute, wurde auch für das Staatskirchenthum und 
dieses für den Staat selber zur Basis genommen. So verfü- 
gen schon 1557 die chursächsischen Generalartikel, mit Hin- 
weisung auf die Augsburgische Konfession und die confessio 
Saxonica, Gleichförmigkeit der Predigt mit dem Beisatz: „wo 
einer oder mehr anders lehren oder aber die hochwürdigen 
Sakramente anders reichen oder gebrauchen würden, der .oder 
dieselbigen sollen in seiner Churf. Gn. Landen länger 
nicht geduldet, sondern nach Gelegenheit des Irrthums, 
Verführung und Verwirkung in gebührliche Strafen genom- 
men werden“.®) Unentschuldigte Predigtversäumniss soll „mit 
ziemlicher Geldbusse, oder so sie des Vermögens nicht wä- 
ren, mit dem Halseisen an der Kirchen, oder anderem Ge. 
'fängniss bestraft werden“.®) In der grossen Württembergi- 
schen Kirchenordnung "bezeichnet es Herzog Christoph „aus 
christlichem Eyfer und obliegendem unserem-Ampt, 
daraus wir vor dem Richterstul Gottes des All- 


81) Corp. Ref. III. p. 224. 
89, Richter 2 S. 179. 
8) Richter 2 S. 181. i 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. I. 33 
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mächtigen rechenschafft müssen geben“, als Pflicht 
der Kirchenvisitatoren, bei Pfarrern und Schullehrern strenge 
Haussuchung zu halten, ob sich bei ihnen nicht etwa „Sa- 
cramentierische, Zwingli’sche, Schwenkfeldische oder andere 
dergleichen Sectische Bücher“ befänden. Daneben kommen 
gleichwohl in der Kirchenordnung Klagen vor, dass „sich 
täglich Missverstand in Glaubenssachen und desselben Arti- 
tikeln ergebe und einreissen wolle“, weshalb die Visitatoren 
angewiesen werden, „über dieselben nach gelegenheit der 
Zeit, Leuff, unnd zutragender jrriger Opinionen sie jrer 
meynung schlächtlich auch zu verhören“, *) 

Wo waren um diese Zeit alle jene Theorien von Unter- 
scheidung des geistlichen vom weltlichen Regiment, Glau- 
bensfreiheit, nachsichtiger Behandlung von Abweichenden 
u. dgl. hingekommen? 

Es ist oben gezeigt worden, wie dieselben lediglich Fol- 
gerungen aus dem gereinigten Begriff des Glaubens selber 
gewesen sind. Hätte sich dieser Glaubensbegriff in seiner 
ursprünglichen Reinheit erhalten, so hätte es zu einer ihm 
schnurstracks entgegengesetzten Praxis nicht kommen kön- 
nen. Aber das ist freilich einer der unerfreulichsten Züge 
in dem‘ Bild zunächst des deutschen Protestantismus, dass 
seit dem Abendmahlsstreit die dynamisch-lebendige Na- 
tur des Glaubens mehr und mehr verkannt wurd ®und ein 
mechanisch -unlebendiger Begriff vom Glauben, welcher 
dem römischen wieder sehr nahe kam, an dessen Stelle ge- 
treten war Es ist dies nur eine besondere Seite der allge- 
meinen Ueberwuchtung der sittlichen Weltansicht durch die 
einseitig religiöse, über welche schon oben bei Calvin die 
Rede war. Nur so wird es erklärlich, dass auf Grund eines 
verwandten Glaubensbegriffs durch den Religionsfrieden zwi- 
sehen den römischen und den evangelischen Ständen ein Ab- 
kommen getroffen werden konnte, welches die Religion der 
Unterthanen von derjenigen der Fürsten abhängig machte. 
Im Vollgefühl dieses vom Reiche anerkannten Rechts der 
‚geistlichen Territorialhoheit war es gesprochen, wenn 1575 
der Churfürst August von Sachsen dem Kaiser Maximilian II. 
auf seine Verwendung zu Gunsten des eingekerkerten Phi- 


e) Richter 2 8.213. 
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lippisten Peucer die Antwort ertheilte: „ich will nur solche 
Diener gebrauchen, . die in der Religion nur das glauben 
und bekennen, was ich glaube und bekenne“, und dem: dar- 
über betroffenen katholischen Monarchen die Erklärung ab- 
nöthigte:®#°) „das wage ich von meinen Dienern nieht zu for- 
dern“. Ihren doktrinellen Abschluss empfing diese Rechtsan- 
schauung in Bened. Carpzov’s an consistorialis 
hb. II. tit. XVII. pag. 266. 

Genug: der Papst. Innocenz: III. hatte Ei zur. Herr- 
schaft über die Kirche auch die Gubernation des Staats ber 
gehrt; ®*) jetzt begehrte der Herzog Christoph von Württemberg 
zur Herrschaft über den Staat. auch die Herrschaft über die 
Kirche. Wo wäre der eigentliche prinzipielle Unterschied 
zwischen beiden Systemen? Gewiss ist es daher nicht zu 
viel gesagt, wenn von Seiten der gründlichsten Kenner be- 
hauptet worden ist, dass die uralten Anschauungen vom Ge- 
gensatz der beiden Schwerdter des Sacerdotium und Impe- 
rium®) in dem protestantischen Kirchenstaat sich wieder- 
holten, nur dass sie sich hier umgekehrt modifizirten, wie 
in der Zeit der höchsten Papstgewalt. Wie damals schienen 
auch jetzt beide in Eine Hand gelegt werden zu müssen, 
nur nicht mehr in eine ausländische ünd bischöfliche, son- 
dern in eine inländische und fürstliche.°®) 

. Im Allgemeinen lässt sich;der Unterschied zwischen dem 
katholischen und dem protestanticshen Lösungsversuch auf 
einen ziemlich kurzen Ausdruck zurückbringen. Dort ent- 
äusserte sich die Kirche ihrer Natur und gestaltete sich um 
in einen Staat, welcher den wirklichen weltlichen Staat in 
dem Grad absorbirte, dass ihm im Grund keine andere Be- 
stimmung übrig blieb, als die eines weltlichen Armes der 
Kirche; hier fand die gleiche Entäusserung auf Seiten des 
Staats statt, der sich so überwiegend, ja ausschliesslich auf 
religiösen Boden stellte und die kirchlichen Motive des Zeit- 
alters so gründlich und vollständig in sich resorbirte, dass 
für eine Kirche als eigenen socialen Organismus im Grund 


85) Menzel, neuere Geschichte der Deutschen von der Reformation 
bis zur Bundesakte. Breslau 1826. Bd. 4 S. 461 folg. 
86) S. oben Heft 2 S. 264. 
6), Theodoret. H. E. 4, 7. Jo. Damasc. de imagg. 2, 12 p. 336. 
8) Henkö, Georg Calixtus und sein Zeitalter. Halle 1853. Bd. 1 8. 7. 
33* 
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keine andere Stelle mehr übrig blieb, als etwa die eines 
dürftigen Locus in den Kompendien der Dogmatik. Im Ka- 
tholicismus dominirte aus angezeigten Gründen an ganz un- 
‘rechter Stelle das politische, im Protestantismus in ebenso 
verkehrter Weise das religiöse Interesse. 

So hat auch der ältere Protestantismus wohl wichtige 
Beiträge geliefert zur Beantwortung der Frage nach dem Ver- 
hältniss zwischen Staat und Kirche; aber die Lösung des 
Problems hat auch er in den bei weitem meisten Ländern 
nicht geliefert. 


(Ein dritter Artikel wird das behandelte Thema bis auf 
die neuere Zeit fortführen.) 
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Miscellen. 


I. 


Die Cireularverfügung des Königl, Preussischen Ministers der 
- geistlichen Angelegenheiten vom 15. Mai 1861 und die Con- 
troverse über die Verpflichtung der Dissidenten zur fort- 
dauernden Entrichtung der auf der persönlichen Zugehörig- 
keit zu dem verlassenen Kirchenverbande beruhenden Lei- 

 stungen. 


Vorerinnerung. 


Herr Professor Jacobson erörtert in der Abhandlung „über die re- 
ligiösen Rechtsverhältnisse der Dissidenten in Preussen“*) 8.419 ff. die 
von dem höchsten Gerichtshofe der Monarchie wiederholt zur Geltung ge- 
brachte Rechtsauffassung, wonach die mittels gerichtlicher Erklärung (Ver- 
ordnung vom 30. März 1847 $. 17) aus den im Staate aufgenommenen 
Kirchengemeinschaften ausgetretenen Dissidenten zur fortdauernden Ent- 
richtung der aus der Parochialverbindung und dem besonderen Bekennt- 
nisse fliessenden Beiträge an die Institute des verlassenen Kirchenver- 
bandes für verpflichtet erachtet worden sind, indem die Nr. 2 der zum 
Patent vom 30. März 1847 ergangenen „Zusammenstellung der im Land- 
recht enthaltenen Bestimmungen über Glaubens- und Religionsfreiheit“ 
auf sie bezogen und sie demgemäss in rechtlicher Beziehung nach wie 
vor als Angehörige derjenigen Religionspartei, zu welcher sie bis dahin 
gehört hatten, angesehen wurden. Die Abhandlung sucht demnächst 
9.429 folg. nachzuweisen, dass diese auf die Zusammenstellung gegrün- 
dete Auffassung weder consequent noch billig sei; es sei nicht abzuse- 
hen, weshalb nicht vielmehr die Bestimmungen des A.L.R. Th. II. Tit. 
VI. 88. 182—185 von dem Austritt aus Corporationen hier anwendbar 
sein sollten. Einem unter Beobachtung dieser letzteren Vorschriften er- 
klärten Austritt hatte nun in der That eine Circularverfügung der Mini- 
ster der geistlichen Angelegenheiten und des Innern vom 19. November 
1850 die Kraft zugesprochen, den kirchlichen Verband auch in vermö- 
mögensrechtlicher Beziehung zu lösen. Unter dem 31. März 1858 hatte 


*) Die betreffende Abhandlung (oben S. 392 folg.) war bereits voll- 
ständig gedruckt, als die Circularverfügung vom 15. Mai d. J. durch die 
von dem Regierungs-Kommissar Herrn Geh. Ober-Regierungs-Rath Rich- 
ter im Hause der Abgeordneten (64. Sitzung vom 5. Juni 1861) abgege- 
bene Erklärung bekannt wurde. Die von Jacobson gegen die Haltbar- 
keit der bisherigen Praxis des Obertribunals hervorgehobenen Gründe er- 
scheinen durch die erhaltenen Aufklärungen nur verstärkt. 
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indessen der Minister v. Raumer, unter Hinweisung auf die Entschei- 
dung des obersten Gerichtshofes, ‘dass der blosse, auch gerichtlich er- 
klärte Austritt aus einer der anerkannten Kirchen für sich allein den 
Austretenden von der Verpflichtung zur Fortentrichtung der aus dem 
Kirchenverbande fliessenden Abgaben und Lasten nicht befreie, die Ver- 
fügung vom 19. November 1850 aufgehoben und zugleich auch den auf 
die separirten Lutberaner bezüglichen, früher den Regierungen zur Nach- 
achtung mitgetheilten Erlass des Evangelischen Ober-Kirchenraths vom 
10. Mai 1853 (Aktenstücke, Hft. 6 8. 92. 93; vgl. oben 8. 430) modifizirt. 
Gegenwärtig haben nun die Erörterangen im Staatsministerium den über- 
raschenden Aufschluss gewährt, dass die Nr. 2 der Zusammenstellung, auf 
welche sich die Entscheidung .des höchsten Gerichtshofes gründet, gar 
nicht auf die mittels gerichtlicher Erklärung aus den Kirchengemein- 
schaften ausgetretenen Personen Bezug hat und zu dem $.17 der Ver- 
ordnung vom 30. März 1847 nicht im Verhältniss einer Deklaration steht. 
Ueber den wahren Zusammenhang giebt .die unter dem 15. Mai 1861 an 
sämmtliche -Königl. Regierungen (excl. Aachen, ‚Coblenz, Cöln, Trier und 
Siegmaringen) erlassene Circularverfügung des Ministers der geistlichen 
Angelegenheiten, . welche wir unten wörtlich folgen lassen, näheren Auf- 
schluss. Dieselbe verweist demnächst die Streitfrage über den Einfluss 
der gerichtlichen Austrittserklärung auf die vermögensrechtlichen Bezie- 
hungen (in Uebereinstimmung mit der Auffassung des Staatsraths bei den 
Beratbungen des Jahres 1847) auf den Weg der richterlichen Entschei- 
dung. In diesen Punkte ist die Beziehung zu dem Gesetze vom 24. Mai 
1861, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs (Ges.-Samms. S. 241), 
zu beachten. Denn während der Gerichtshof für Entscheidung der Kom- 
peteuzkonflikte früher erkannt hatte, dass durch die Behauptung, man sej 
aus der Parochialverbindung ausgetreten, nicht einmal die Zulässigkeit 
des Rechtswegs begründet werde (s. oben S. 421 Anm, 86), bestimmt ge- 
genwärtig $. 15 des erwähnten Gesetzes: 

_. „Das rechtliche Gehör ist in Beziehung auf die.in Nr. 1 der Aller- 
u höchsten Ordre vom 19. Juni 1835 (Ges.-Samml. $. 198) aufgeführten 

. Abgaben und Leistungen, welche für Kirchen und öffentliche Schulen 
oder für deren Beamte auf Grund einer notorischen Orts- oder Be- 
 zirksverfassung erhoben werden, desgleichen in. Beziehung auf Forde- 
‚ rungen öffentlicher Schul- und Erziehungsanstalten an Schul- und 
 Pensionsgeld fortan unbedingt gestattet. In Beziehung auf solche Ab- 
.. gaben und Leistungen, welche auf einer allgemeinen gesetzlichen Ver- 
r bindlichkeit, bezüglich auf einer, von der aufsichtführenden Regierung 

"in Gemässheit gesetzlicher Bestimmung angeordneten oder exekutorisch 

erklärten Umlage beruhen, findet der Rechtsweg aber nur insoweit 
statt, als dies bei öffentlichen Abgaben der Fall ist.“ 
* Für die gerichtliche Entscheidung der vorliegenden Streitfrage dürf- 

tön nunmehr, nachdem die irrthümliche Bezugnahme der Praxis auf Nr. 2 
det Zusammenstellung als beseitigt zu erachten ist, die obigen Ausfüh- 
zungen von Jacobson (8.430 folg.) von Bedeutung sein. 


R. W. Ds e 
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In der aus den Ministerien der geistlichen Angelegenheiten 
und des Innern auf Grund einer Berathung mit dem Chef der 
Justizverwaltung ergangenen Circular-Verfügung vom 19. Novem- 
ber 1850 war den Königlichen Regierungen zur Nachachtung er- 
öffnet worden, dass dem Austritte aus den Kirchengemeinschaf- 
ten die Kraft, den Verband auch in vermögensrechtlicher Bezie- 
hung zu lösen, nur dann zugestanden werden könne, wenn der- 
selbe unter Beobachtung der auch für ihn als maassgebend an- 
zusehenden Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts (Th. I. 
Tit. VI. $. 181 ff.) über den Austritt aus den Corporationen statt- 
gefunden habe. Später hat jedoch ein Erlass meines verewigten 
Amtsvorgängers vom 31. März 1858, unter Aufhebung dieser Ver- 
fügung und mit Hinweisung auf die Nr. 2. der zu dem Allerhöch- 
sten Patente vom 30. März 1847 (Ges.-Samml. S. 121) gehörigen 
Zusammenstellung der Bestimmungen des Allg. Landrechts über 
Glaubens- und Religionsfreiheit ganz allgemein den Grundsatz aus- 
gesprochen, ‚‚dass, mit Ausschluss der Stolgebühren, alle ande- 
ren kirchlichen Gebühren und Leistungen von den staatlich nicht 
anerkannten Dissidenten auch nach ihrem Austritte aus der Kir- 
che unverkürzt fortzuentrichten seien.“ Demgemäss sind durch 
förmliche Erklärung aus der Kirche ausgeschiedene Individuen 
vielfältig auch zu den auf der persönlichen Zugehörigkeit zu den 
Pfarrgemeinden beruhenden Abgaben und Lasten zwangsweise her- 
angezogen worden, und es ist in Folge dieses Verfahrens eine 
so grosse Anzahl von Beschwerden eingegangen, dass die Staats- 
regierung den Gründ derselben einer näheren Erwägung zu un- 
terziehen dringend veranlasst gewesen ist. Hierbei hat sich aus 
den, dem Erlass des Allerhöchsten Patents vom 30. März 1847 
und der Allerhöchsten Verordnung von demselben Tage (Ges.- 
Sammi. S. 125) vorangegangenen, Verhandlungen mit Gewissheit 
ergeben, dass nicht die Absicht obgewaltet hat, in der Pos. 2 
der der Verfügung vom 31. März 1858 zum Grunde liegenden Zu- 
sammenstellung der Bestimmungen des Allgem. Landrechts über 
Glaubens- und Religionsfreiheit auch für die Entscheidung der 
gegenwärtigen Frage eine gesetzliche Norm zn geben. In dem 
bezeichneten Absatze der Zusammenstellung handelt es sich viel- 
mehr um die innerhalb der Kirchen zu besonderen Religions- 
übungen zusammengetretenen und ohne Staatsgenehmigung be- 
stehenden Verbindungen, und es wird für diese aus dem Allg. 
Landrechte der Grundsatz abgeleitet, dass sie nur als erlaubte 
Privatgesellschaften, und ihre Mitglieder, auch wenn sie die Aus- 
sonderung bezweckten, vorerst noch als Angehörige ihrer bishe- 
rigen Religionsgemeinschaften anzusehen seien. Dagegen war sie 
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nicht bestimmt, die Rechtsverhältnisse auch derjenigen Personen 
zu ordnen, welche von der dem Landrechte ganz unbekannten, 
und.erst längere Zeit nach dem Abschlusse der Zu- 
sammenstellung in Vorschlag gekommenen Bestim- 
mung im 8.17 der Allerhöchsten Verordnung vom 30. 
März 1847 Gebrauch machen und demgemäss aus der Kirche 
durch gerichtliche Erklärung ausscheiden. Im Gegentheil zeigen 
die Verhandlungen der Abtheilungen des Staatsrathes über den 
gedachten, erst längere Zeit nach dem Abschlusse der ‚‚Zusam- 
menstellung‘‘ in Vorschlag gekommenen Paragraphen der Ver- 
ordnung, dass hinsichtlich dieses Punktes eine Verschiedenheit 
der Meinungen bestand, dass aber zur Aufnahme einer speciellen 
Bestimmung in die Verordnung kein hinlänglicher Anlass gefun- 
den, sondern es für ausreichend erachtet wurde, die Entschei- 
dung etwa vorkommender Fälle dem Richterspruche zu über- 
lassen. Schon diese Thatsachen lassen die fernere Beibehaltung 
des durch den Circular-Erlass vom 31. März 1858 begründeten 
Verfahrens als bedenklich erscheinen. Im Einverständnisse mit 
dem Königlichen Staats -Ministerium veranlasse ich daher die Kö- 
nigliche Regierung, Sich die Verfügung vom 19. November 1850 
wieder als Norm dienen und demgemäss die administrative Exe- 
cution nur in den durch diese Verfügung gezogenen Grenzen ge- 
währen zu lassen. Es versteht sich von selbst, dass es sich bei 
dieser Weisung nur um die. auf der persönlichen Zugehörigkeit zu 
dem Kirchenverbande beruhenden Leistungen handelt, und dass 
weder die dinglichen, noch diejenigen Abgaben, welche nach 
Provinzialgesetzen oder besonderem Herkommen auch von ande- 
ren, als den zur Kirche gehörigen Personen zu entrichten sind, 
von derselben berührt werden. 
‚Berlin, den 15. Mai 1861. 


Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- 
Angelegenheiten. 


von Bethmann -Hollweg. 


1. 
Nachjahr vermögender Pfarrerskinder in der Rheinprovinz. 


Die streitig gewordene Frage, ob den Kindern eines verstor- 
benen Pfarrers wegen vorhandenen Privatvermögens das Nach- 
jahr entzogen werden könne, hat der evangelische Oberkirchen- 
rath durch das nachstehende Rescript verneinend entschieden: _. 


\ Misceller. 495 


Dem Königlichen Consistorium eröffnen wir auf den Bericht 
vom 25. Mai d. J., betreffend die streitige Zuständigkeit des von 
der grossjährigen Tochter des verstorbenen Pfarrers N. zu N, 
beanspruchten Nachjahres — C. 1296. — dass wir uns der An- 
sicht desselben anschliessen, wonach in der hier massgebenden 
Allerhöchsten Cabinets-Ordre vom 19. April 1847, welche das 
Nachjahr denjenigen Kindern eines verstorbenen Pfarrers zuspricht, 
die, obgleich grossjährig, bis zum Ableben des Vaters von dem- 
selben unterhalten und noch unversorgt sind, das Kriterium des 
Versorgtseins auf Erlangung eines Amtes, Errichtung einer eige- 
nen Wirthschaft, und ausserdem bei Töchtern auf die Verheira- 
thung zu beziehen ist. Hiernach ist die Prätendentin N. als nach- 
jahrsberechtigt zu erachten, indem der Besitz eines eigenen, nicht 
unbeträchtlichen Vermögens als Versorgung im Sinne des frag- 
lichen Gesetzes nicht angesehen werden kann. 

Es kann füglich dahin gestellt bleiben, in welchem Sinne das 
Nachjahr den ‚‚noch unversorgten unmündigen Kindern des Pre- 
digers‘‘ durch den $. 65. der Kirchenordnung gewährt worden 
war, da sich für die Interpretation des Ausdrucks „unversorgt“, 
welcher in dieser Beziehung, wie es scheint, zuerst in dem von 
dem Königlichen Consistorium zu Köln im Jahre 1825 aufgestell- 
ten Entwurfe derselben vorkommt, aus den zugänglichen Mate- 
rialien Nichts ergiebt. Für die Auslegung der gegenwärtig zur 
Anwendung kommenden Bestimmungen erscheint diese Frage aber 
um deswillen nicht von Bedeutung, weil die Absicht des Gesetz- 
gebers hinsichtlich der letzteren sich genau feststellen lässt. 

Bekanntlich hatte zunächst die Allerhöchste Ordre vom 
17. Dezember 1839 die Wohlthat des Gnadenjahres im Sinne der 
Kirchenordnung auf die Hinterbliebenen aller evangelischen Pre- 
diger Westphalens und der Rheinprovinz ausgedehnt’). Auf der 


!) Die Kirchenordnung der Provinz Westphalen und der Rheinprovinz 
vom 5. März 1835 bestimmte im $. 65. No. 1.: „Die Wittwe oder die 
noch unversorgten unmündigen Kinder des Predigers bleiben, von 
seinem Todestage angerechnet, noch ein Jahr und 6. Wochen in dem 
vollen Genuss des Pfarrhauses und aller Pfarreinkünfte.* Die Kirchen- 
ordnung war bekanntlich für den Bereich der ehemaligen Generalsynode 
von Jülich, Cleve, Berg und Mark berathen und redigirt worden, wo alle 
Prediger-Wittwen und unversorgte Kinder eines verstorbenen Predigers 
seit der Reformation die Wohlthat des Nachjahrs genossen. Als der Ent- 
wurf der Kirchenordnung bereits Allerhöchsten Orts vorlag, wurde die 
Entschliessung gefasst, dieselbe mit Gesetzeskraft für die ganze Provinz 
Westphalen und die Rheinprovinz zu erlassen. Da nun z. B. im Münster- 
schen und Paderbornischen, sowie in Theilen der Rheinprovinz früher kein 
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Westphälischen Provinzial-Synode vom Jahre 1839 entstanden 
darnach über die Auslegung der Bezeichnung ‚„unmündige Kin- 
der‘ Zweifel, welche das vorgeordnete Ministerium bestimmten, 
eine Abänderung des $. 65. der Kirchenordnung ins Auge zu 
fassen. Die ausgesprochene Absicht ging hierbei dahin, „die 
neue Bestimmung mit der im Allgemeinen Landrechte 
in Uebereinstimmung zu bringen.“ In dem unter dem 
29. Juni 1840 erstatteten Immediatberichte wird daher ausdrück- 
lich hervorgehoben, dass es wünschenswerth sei, „dass auch 
für Westphalen und die Rheinprovinz die Wohlthat 
des Gnadenjahres soweit möge ausgedehnt werden als 
das Allgemeine Landrecht Th. II. Tit. 11. 8. 839. sie aus- 
dehnt, nach welchem das Gnadenjahr denjenigen Kindern des 
Pfarrers gebührt, welche sich bei seinem Absterben noch in der 
väterlichen Gewalt befunden haben.“ Des Königs Majestät ge- 
ruhten demgemäss unter dem 29. Juni 1840 unter Aufhebung des 
$. 65. No. 1. der Kirchenordnung die beantragte Fassung dahin 
sum Gesetze zu erheben, ‚‚dass die Wohlthat des Gnadenjahres 
zuch in den genannten Provinzen allen noch unversorgten Kin- 
dern eines Pfarrers, welche sich bei dessen Ableben noch in der 
väterlichen Gewalt befunden haben, gleichviel ob sie majorenn 
oder minorenn seien, zu Theil werden soll.“ 

Da nun das Allgemeine Landrecht die Wohlthat der Gnaden- 
zeit allen Kindern des Pfarrers, welche sich bei dessen Ableben 
noch in der väterlichen Gewalt befunden haben, ohne Unter- 
schied, ob sie eigenthümliches Vermögen besitzen 
oder nicht, zu Theil werden lässt, so ergiebt sich, dass die 
Ordre vom 29. Juli 1840, indem sie die Wohlthat in derselben 
Ausdehnung wie das Landrecht auch den Hinterbliebennn der 
Geistlichen in Rheinland und Westphalen sichern wollte, durch 
den aus der Kirchenordnung beibehaltenen Zusatz ‚‚unversorgt‘‘ 
niehts. anderes hat ausdrücken wollen, als was gleich darauf. mit 
den Worten: „welche sich bei dessen Ableben noch in der vä- 
terlichen Gewalt befunden haben“ bezeichnet wird; denn andern- 
falls wäre die gewünschte Uebereinstimmung mit der altländischen 
Gesetzgebung nicht erreicht worden. Die Absicht des Gesetz. 
gebers, „dass das Gnadenjahr, wie es das A. L. R. Thl. H. Tit. 11. 


Nachjahr stattgefunden hatte, waren die Behörden der Ansicht, dass eine 
allgemeine. Einfübrung des Nachjahrs durch die Kirchenordnung nicht er- 
folgt sei. Die Anträge der rheinischen Provinzialsynode von 1838 (siehe 
Verhandlungen der II. rheinischen Provinzialsynode. Barmen, 1838. $. 30, 
8 28: fg.) führten zu der -Öab.-Ordre vom 17. Dezember 1839. 
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8. 839. vorschreibt, auch in den genanuten Provinzen allen noch 
unversorgten Kindern eines Pfarrers, welche sich bei seinem 
Ableben noch in der väterlichen Gewalt befunden haben, gleich- 
viel, ob sie majorean oder minorenn seien, zu Theil werde‘‘ 
(Worte des Immediatberichts vom 3. April 1847), wurde nun auch 
durch die Ordre vom 29. Juli 1840 ‚für Westphalen und diejeni-+ 
gen Theile der Rheinprovinz, in welchen das Allgemeine Land- 
recht Gesetzeskraft hat, erreicht, indem hier den sämmtlichen 
wirklich noch unversorgten Kindern eines Pfarrers die Wohlthat 
des Gnadenjahrs ohne Rücksicht auf Lebensalter gesichert war, 
da nach dem A. L. R. Thl. II. Tit. 2. $$. 210. 212a. und 230. 
grossjährige Söhne erst durch Errichtung einer abgesonderten 
Wirthschaft, durch Betreibung eines eigenen Gewerbes oder durch 
Anstellung in einem öffentlichen Amte, und grossjährige unver- 
heirathete Töchter nur durch förmliche Erklärung des Vaters, die 
im gemeinen Leben fast niemals abgegeben wird, aus der väter- 
lichen Gewalt ausscheiden. 

Wesentlich anders verhielt es sich aber in denjenigen Thei- 
len der Rheinprovinz, in welchen der Code civil Gesetzeskraft 
hat. ‚‚Nach Artikel 372. dieses Gesetzbuches hört die väterliche 
Gewalt mit der Minderjährigkeit von selbst auf, falls nicht schon 
früher Emancipation stattgefunden hat. Das Gnadenjahr kam 
daher in diesen*Landestheileu nur denjenigen noch unversorgten 
Kindern eines Pfarrers zu Statten, welche bei seinem Ableben 
noch minderjährig waren, da nur diese sich in der väterlichen 
Gewalt befanden.“ In Rücksicht darauf, dass diese Verschieden- 
heit offenbar nicht in der Absicht der Ordre vom 29. Juni 1840 
gelegen habe, vielmehr deren wohlthätige Intention unverkennbar 
ebenfalls dahin gerichtet gewesen sei, ‚auch in der Rheinprovinz 
den wirklich noch unversorgten Kindern eines verstorbenen Pfar- 
rers ohne Rücksicht auf ihr Lebensalter den Genuss des Gnaden- 
jahres zu sichern“, beantragte der Minister der geistlichen An- 
gelegenheiten unter dem 3. April 1847 eine Deklaration der Ordre 
vom 29. Juni 1840, welche in der Ordre vom 19. April 1847 da- 
kin. erging, „dass in denjenigen Theilen. der Rheinprovinz, ii 
welchen das Allgemeige Landrecht keine Gesetzeskraft hat, das 
Gnadenjahr ausser den am Todestage des Pfarrers noch in der 
väterlichen Gewalt befindlichen Kindern desselben, auch denjeni- 
gen Kindern zu Statten kommen soll, welche, ‚obgleich ‚bereits 
grossjährig, bis zum Ableben des Pfarrers: van demselben unter- 
halten worden und noch unversorgt sind.“ 

- Es kann nach dem Vorangeschickten keinem Zweifel unter- 
liegen, dass unter: der. letzteren. Kategorie alle diejenigen: Kinder 
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verstanden werden, welche nach den Grundsätzen des Allgemei- 
nen Landrechts noch in der väterlichen Gewalt stehen würden. 

Als Versorgung im Sinne der Ordre vom 19. April 1847 kön- 
nen mithin nur diejenigen Thatsachen gelten, welche nach dem 
Allgemeinen Landrecht das Aufhören der väterlichen Gewalt her- 
beiführen, also: abgesonderte Wirthschaft, selbstständiges Ge- 
werbe, Amt, bei Töchtern Verheirathung. Hieran wird um so 
mehr festzuhalten sein, als die Rücksicht auf eigenthümliches 
Vermögen der Kinder die von dem Königlichen Consistorium gel- 
tend gemachten inneren Gründe gegen sich hat, und als auch 
dss ältere Recht jener Gegenden (Cleve-Märkische ref. K.-O. von 
1662. $. 39., Jülich-Bergische ref. K.-O. von 1654. $. 41.) allge- 
mein den nachgelassenen Kindern der Prediger das Gnadenjahr 
zu Theil werden liess. 

Von Seiten der kirchlichen Behörden kann mithin der N. das 
Nachjahr nicht versagt werden und muss es mithin dem Presby- 
terium zu N. überlassen werden, sich mit der N. anderweitig zu 
vergleichen, oder aber, falls dasselbe bei dieser Entscheidung sich 
nicht glaubt beruhigen zu können, den Rechtsweg gegen dieselbe 
zu beschreiten. 

Berlin, den 22. August 1860. 


Evangelischer Ober-Kirchenrath. 
In Vertretung: von Mühler. 


Ill. 


Kaiserlich Oesterreichisches Patent vom 8. April 1861, betreffend 
die Regelung der Angelegenheiten der evangelischen Kirche 

augsburgischen und helvetischen Bekenntnisses und ihrer staats- 
. rechtlichen Beziehungen. 


Wir Franz Joseph l., von Gottes Gnaden Kaiser von Oesterreich 
t | etc. etc. £ 

finden in der Absicht, um Unseren evangelischen Unterthanen des 
augsburgischen und helvetischen Bekenntnisses in den nachbe- 
nannten Ländern, als: dem Erzherzogthume Oesterreich ob und 
unter der Enns, dem Herzogthume Salzburg, dem Herzogthume 
Steiermark, den Herzogthümern Kärnthen und Krain, der gefür- 
steten Grafschaft Görz und Gradisca, der Markgrafschaft Istrien 
und der. Stadt Triest mit ihrem Gebiete, in der gefürsteten Graf- 
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schaft Tirol und Vorarlberg, dem Königreiche Böhmen, der Mark- 
grafschaft Mähren, dem Herzogthume Ober- und Niederschlesien, 
den Königreichen Galizien und Lodomerien mit den Herzogthü- 
mern Auschwitz und Zator, dem Grossherzogthume Krakau. und 
dem Herzogthume Bukowina, die ihnen bereits vordem insbeson- 
dere durch Unsere Entschliessung vom 26. December 1848 (Reichs- 
gesetzblatt 1849, Ergänzungsband, Nr. 107), sowie in Unserem 
Patente vom 31. December 1851 (s. Reichsgesetzblatt, II. Stück, 
Nr. 3) zuerkannte und in Unserem Diplome vom 20. Oktober 1860 
(Reichsgesetzblatt, LIV. Stück, Nr. 225) neuerdings zugesicherte 
prinzipielle Gleichheit vor dem Gesetze auch hinsichtlich der Be- 
ziehungen ihrer Kirche zum Staate in unzweifelhafter Weise zu 
gewährleisten, und um den Grundsatz der Gleichberechtigung al- 
ler anerkannten Confessionen nach sämmtlichen Richtungen des 
bürgerlichen und politischen Lebens bei Unseren protestantischen 
Unterthanen in den vorher benannten Ländern zur thatsächlichen 
vollen Geltung zu bringen, nach Anhörung Unseres Ministerrathes 
zu verordnen wie folgt: | | | 
i $. 1. ö 

Die Evangelischen des augsburgischen und helvetischen Be- 
kenntnisses sind berechtigt, ihre kirchlichen Angelegenheiten 
selbstständig zu ordnen, zu verwalten und zu leiten. 

8. 2. | 

Die volle Freiheit des evangelischen Glaubensbekenntnisses 
sowie das Recht der gemeinsamen öffentlichen Religionsübung ist 
ihnen für immerwährende Zeiten von Uns zugesichert.. 

Es werden daher alle früher bestandenen Beschränkungen in 
Absicht auf die Begehung aller religiösen Feierlichkeiten, welche 
ihrer Glaubenslehre entsprechen, auf die Ausübung der Seelsorge, 
insoweit diese Beschränkungen noch in Uebung sein sollten, hie- 
mit ausser Kraft und Wirksamkeit gesetzt und für null und nich- 
tig erklärt. 

Evangelische, welche keine eigene (Mutter- oder Tochter-) 
‚Gemeinde bilden, gehören zu der ihnen am nächsten liegenden 
Gemeinde ihres Bekenntnisses. 

Ferner ist den Evangelischen der Bezug und Gebrauch evan- 
gelisch-religiöser und theologischer Bücher, insbesondere der hei- 
ligen Schrift oder der Bekenntnissschriften, unverwehrt. 

8. 3. # 

Die Vertretung und Verwaltung der evangelischen Kirche, so- 
wohl augsburgischen als helvetischen Bekenntnisses, gliedert Ach 
nach den vier Abstufungen: 
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der Pfarrgemeinde (Ortsgemeinde), 

des Seniorates (Bezirksgemeinde), 

der Superintendenz (Landesgemeinde) 

und der Gesammtgemeinde der evangelischen Christen des 
einen oder des andern Bekenntnisses. 

$. 4. 

Die Organe des Kirchenregiments sind: . 

A. für die Pfarrgemeinde, deren räumlicher Umfang den Pfarr- 
sprengel bildet: 

1. das Presbyterium, | 

2. die grössere Gemeindevertr ne 

B. für die Bezirksgemeinde, deren räumlicher Umfang den 
Senioratssprengel bildet: | 

1. der Senior, 

2. die Senioratsveriretung (Besikveraminhng: 

C. für die Superintendenz, deren räumlichen Umfang die 
einem Superintendenten zugewiesenen Seniorats- und Pfarrspren- 
gel bilden: 

1. der Superintendent, 

2% die Vertreter der Superintendenz (Superinten- 
er dentialversammlung, Superintendentialconvent); 

D. für die Gesammtheit sämmtlicher Superintenzen: 

1. der k. k. evangelische ÖOberkirchenrath (die Con- 
sistorien des augsburgischen und des helvetischen Be- 
kenntnisses), 

2. die Generalsynode.- 

| 8.5. 

Jede kirchliche Gemeinde (die der Pfarre, des Seniorats und 
der Superintendenz, wie die Gesammtgemeinde) ordnet und ver- 
waltet ihre besonderen Kirchen-, Unterrichts- und Wohlthätigkeits- 
Angelegenheiten und die dazu bestimmten Anstalten, Stiftungen 
und Fonde durch ihre gesetzmässigen Vertreter, insoferne dadurch 
nicht den allgemeinen Vorschriften oder den gesetzmässigen An- 
ordnungen der ihr vorgesetzten Behörden entgegengehandelt wird. 

| 8. 6. | : 

Die Evangelischen beider Bekenntnisse sind berechtigt, ihre 
Seelsorger, Senioren und Superintendenten, dann ihre Kirchen- 
curatoren jeder Kategorie unter Beobachtung der. näher festzu- 
stellenden Modalitäten frei zu wählen. | 

| | |  8.T 0. u 

Der zum Superintendenten Erwählte bedarf vor der Einfüh- 
rung in sein Amt Unserer landesfürstlichen Bestätigung. 
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8. 8. | 

Die bisher bestandenen evangelischen Consistorien beider 
Bekenntnisse in Wien, deren Vorsitz gemäss Unserer Entschlies- 
sung vom 1. September 1859 nur mit einem Manne zu führen ist, 
welcher einem dieser Bekenntnisse angehört, haben fortan die 
Bezeichnung ‚,‚k. k. evangelischer Oberkirchenrath‘“ zu führen, und 
haben ihren Amtssitz auch für die Zukunft in Wien. 

Der Vorsitzende und die Räthe des k. k. evangelichen Ober- 
‚kirchenraths werden von Uns ernannt. 

8.9. Ä 

Die von der Generalsynode beschlossenen Kirchengesetze be- 
dürfen zu ihrer Gesetzeskraft Unserer landesfürstlichen Bestäti- 
gung, welche Unser Ministerium bei Uns einholen wird. 

8. 10. 

Zum Vollzuge der in gesetzlicher Weise von evangelischen 
Gemeinden und kirchlichen Behörden getroffenen Verfügungen und 
nach ordnungsmässigem Vorgange gefällten Erkenntnisse, sowie 
zur Einbringung der den Dienern und Beamten der Kirche und 
Schule gebührenden Einkünfte und solcher Umlagen, welche zur 
Erhaltung evangelischer Cultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeits- 
Anstalten mit Genehmigung der Landesstelle auferlegt werden, 
kann der Schutz und der Beistand der weltlichen Behörden’ in 
Anspruch genommen werden. Die weltlichen Behörden haben im 
Falle der Verweigerung dieses Beistandes ihre Gründe dem Re- 
quirenten ohne Verzug schriftlich zuzustellen, wogegen demselben 
das Recht der Beschwerdeführung bei der höheren politischen Be- 
hörde im Wege der vorgesetzten Kirchenbehörde — des Senio- 
rates, der Superintendenz und des Öberkirchenraths — zusteht. 

$. 11. 

Es steht den Evangelischen beider Bekenntnisse frei, auf ge- 
setzlich zulässige Weise an jedem Orte nach eigenem Ermessen 
Schulen zu errichten, an dieselben mit Beachtung der gesetzli- 
chen Vorschriften Lehrer und Professoren zu berufen und den 
Umfang und die Methode des Religionsunterrichts selbst zu be- 
stimmen. 

"Der Unterricht in weltlichen Gegenständen ist in den evangeli- 
schen Schulen in gleichem Maasse, wie es bezüglich der katho- 
lischen Schulen der Fall ist, gemäss der allgemeinen Unterrichts- 
gesetzgebung zu ertheilen, jedoch mit vollständiger Wahrung des 
confessionellen Charakters. 

Für den Schul- und Kirchendienst können mit Genehmigung 
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Unseres zuständigen Ministeriums Ausländer, insbesondere Ange- 
hörige der deutschen Bundesstaaten, berufen werden. 
$. 12. 

Die nähere Regelung des evangelischen Volksschulwesens vom 
kirchlichen Standpunkte bleibt der kirchlichen Gesetzge- 
bung überlassen. 

$. 13. 

Die evangelischen Glaubensgenossen können nicht verhalten 
werden zu Cultus- und Unterrichtszwecken oder Wohlthätigkeits- 
anstalten einer andern Kirche Beiträge zu leisten. 

Stolgebühren und ähnliche Leistungen an Geld, Naturalien 
und Arbeit von Seite der Evangelischen an katholische Geist- 
liche, Messner und Schullehrer oder für Zwecke des katholischen 
Cultus sind und bleiben aufgehoben. 

Ausnahmen von dieser Befreiung treten nur ein, wenn Evan- 
gelischen die Pflichten des dinglichen Patronats obliegen, oder 
wenn es sich um Giebigkeiten handelt, welche grundbücherlich 
sichergestellt sind, oder kraft einer besondern Gemeindeverbind- 
lichkeit auf dem Realbesitze haften, oder endlich, wenn die 
Evangelischen freiwillig die Funktionen eines nicht evangelischen 
Messners in Anspruch nehmen, oder den Unterricht einer nicht 
evangelischen Lehranstalt geniessen, für welche Leistungen eine 
durch Vorschrift oder Uebung bestimmte Entlohnung. zu entrich- 
ten ist. 

$. 14. 

Für die Evangelischen beider Bekenntnisse sind bei Regelung 
und Handhabung ihrer kirchlichen Angelegenheiten ohne Aus- 
nahme lediglich und ausschliessend die Grundsätze ihrer eigenen 
Kirche maassgebend. | 

In Ehesachen haben vorläufig die Bestimmungen des allge- 
meinen bürgerlichen Gesetzbuchs über Ehehindernisse und Ehe- 
verbote in Wirksamkeit zu bleiben. 

Nach Feststellung Hes materiellen und formellen protestan- 
tischen Eherechts und nach Kundmachung der Uebergangsbestim- 
mungen, welche Wir zu erlassen Uns vorbehalten, soll die Ge- 
richtsbarkeit über evangelische Eheangelegenheiten ausschliessend 
von evangelisch-kirchlichen Gerichtsbehörden ausgeübt werden. 
8. 15. 

. Geistliche unterstehen in Disciplinarangelegenheiten den kirch- 
lichen Gerichtsbehörden. 

Ueber weltliche Rechtssachen der Gejstlichen, wie Verträge, 
Schulden, Erbschaften, entscheidet das weltliche Gericht. 
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Wenn Geistliche wegen Verbrechen, Vergehungen oder Ueber- 
tretungen von dem weltlichen Gericht in Untersuchung gezogen 
werden, so liegt es diesem ob, hievon die betreffende Superin- 
tendenz ohne Verzug in Kenntniss zu setzen. 

Ebenso ist von dem gefällten Urtheile und den Beweggrün- 
den desselben der Superintendenz ungesäumt Mittheilung zu ma- 
chen. Bei Verhaftung und Festhaltung eines Geistlichen sind jene 
Rücksichten zu beobachten, welche die seinem Berufe gebührende 
Achtung erheischt. » 

$. 16. 

Unser landesfürstliches Oberaufsichts- und Verwahrungsrecht 
über die evangelische Kirche wird — die ‚Unserer eigenen Be-- 
schlussnahme vorbehaltenen Fälle ausgenommen — in höchster 
Instanz durch Unser Ministerium, in welchem für die evangeli- 
schen Unterrichts- und Cultusangelegenheiten eine eigene, aus 
evangelischen Glaubensgenossen gebildete Abtheilung fortbestehen 
wird, nach den in diesem Patente festgestellten Grundsätzen aus- 
geübt werden. 

Die Leitung der evangelischen Schulen und die Ausübung der 
obersten staatlichen Aufsicht über dieselben kann nur Männern 
anvertraut werden, die dem einen oder dem andern evangelischen 
Glaubensbekenntnisse zugethan sind. 

8. 17. 

Die Verschiedenheit des christlichen Glaubensbekenntnisses 
kann in jenen Ländern, für welche dieses Patent erlassen ist, 
keinen Unterschied in dem Genusse der bürgerlichen und politi- 
schen Rechte begründen. 

Es haben daher alle Beschränkungen oder Dispensertheilun- 
gen, welche in Absicht der Ausübung dieser Rechte durch die 
Evangelischen beider Bekenntnisse, sowie ihres Zutritts zu öffent- 
licken Aemtern in der Staatsverwaltung, bei den Gerichtsstellen, 
Gemeindebehörden u.s. w. bestanden haben oder vorgeschrieben 
waren, insoweit dieselben noch in Uebung sein sollten, hiemit 
ausser Kraft und Wirksamkeit zu treten. — Die Nothwendigkeit 
einer Dispens entfällt auch bei Erlangung akademischer Grade 
und Würden, insoweit in letzterer Beziehung nicht stiftungsmäs- 
sige Bestimmungen im Wege stehen. Als Staatsbürger, dann als 
Angehörige einer politischen Gemeinde haben sie volle Berechti- 
gung zum Mitgenusse des Gemeindevermögens und der Vortheile 
aller derjenigen nicht stiftungsmässig confessionellen Anstalten 
der Wohlthätigkeit, der bürgerlichen und militärischen Erziehung 
sowie des Volks- und wissenschaftlichen Unterrichtes, welche der 
Staat oder das Kronland, welchem sie angehören, oder die bür- 
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gerliche Gemeinde, deren Mitglieder sie sind, ganz di theil- 
weise unterhält. 
$. 18. 

Die evangelischen Kirchengemeinden (Pfarren, Seniorate und 
Superintendenzen) sind berechtigt, Eigenthum auf jede gesetzliche 
Weise zu erwerben. 

8. 19. 

Der Besitz und Genuss der für ihre Kirchen-, Unterrichts- 
und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und 
Fonde ist ihnen gewährleistet. 

Stiftungen für evangelische Kirchen-, Schul- und Wohlthätig- 
keitsanstalten dürfen nur ihren Bestimmungen gemäss verwendet 
werden. 

Streitigkeiten über die Bestimmung und Verwendung von 
Kirchen-, Schul- und Stiftungsvermögen werden von den kirch- 
lichen Gerichtsbehörden entschieden. 

$. 20. 

Die Evangelischen beider Bekenntnisse werden zur Bestrei- 
tung ihrer kirchlichen Bedürfnisse, abgesehen von demjenigen, 
was bisher schon aus Staatsmitteln für evangelische Unterrichts- 
zwecke geleistet worden ist, jährliche Beiträge aus dem Staats- 
schatze erhalten, wie Wir dies bereits mit Unserer Entschliessung 
vom 11. Mai 1860 ausgesprochen haben. 

8. 21. 

An evangelischen Lehranstalten, welche aus Staatsmitteln er- 
richtet wurden und gemäss Unserer Absicht errichtet werden sol- 
len, können nur Angehörige des einen oder des andern evange- 
lischen Bekenntnisses angestellt werden. 

8. 22. 

Evangelischen ist es gestattet, Lebranstalten des evangelischen 
Auslandes unter Beobachtung der allgemein gesetzlichen Vorschrif- 
ten frei und ungehindert zu besuchen. 

8. 23. 

Zur Förderung ihrer kirchlichen und Unterrichtszwecke kön- 
nen: die Evangelischen, mit Beachtung der. gesetzlichen Bestim- 
mungen, im Inlande Vereine bilden, und mit gleichartigen evan- 
gelischen Vereinen des Auslands in Verbindung treten. 

8.24. | 

Alle in diesem Patente nicht ausdrücklich hervorgehobenen 
die staatsrechtliche Stellung der Evangelischen des augsburgischen 
und helvetischen Bekenntnisses in den Eingangs benannten Län- 
dern berührenden Angelegenheiten sind nach dem Grundsatze der, 
allen gesetzlich anerkannten Kirchen- und Religionsgesellschaften 
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zugesicherten, Selbstständigkeit in Ordnung und Verwaltung ihrer 
eonfessionellen Angelegenheiten zu beurtheilen und zu behandeln, 
und sind alle Verordnungen und Vorschriften, welche mit diesem 
Grundsatze und mit den vorangelassenen Bestimmungen nicht im 
‚ Einklange stehen und deren Beschaffenheit nicht von der Art ist, 
dass die Möglichkeit ihrer Beseitigung erst von der Festsetzung 
neuer sofort im zuständigen Wege einzuleitender Bestimmungen 
abhängig ist, als ohne Weiteres entfallen und aufgehoben zu be- 
trachten. 
- $. 25. 

Dagegen darf bei der Ausführung dieser Bestimmung Be 
Unseren Majestätsrechten, welche Wir hiedurch für immerwäh- 
rende Zeiten ausdrücklich gewahrt wissen wollen, Eintrag ge- 
schehen, noch den gesetzlich anerkannten Rechten einer andern 
Kirche oder Confession innerhalb ihrer en Sphäre nahe ge- 
treten werden. 


Gegeben in Unserer Haupt- und Residenzstadt Wien am ach- 
ten April im Eintausend Achthundert ein und sechzigsten, Unse- 
rer Regierung im dreizehnten Jahre. 

Franz Joseph m.p. (L.S$.) 
Erzherzog Rainer m. p. 
Schmerling m. p. Degenfeld m. p. F.Z.M. 
Auf'Allerhöchste Anordnung: 
‘ Freiherr v. Ransonnet m. p. 


FG 


IV. 


Königlich Württembergische Resoript vom 13. Juni 1861, betreffend 
die Regelung der Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche.!) 


Wilhelm von Gottes Gnaden König von Württemberg. Liebe 
Getreue! Wir haben die unterthänigste Eingabe der Kammer der 
Abgeordneten vom 16. März d. J, eingesehen, mittels welcher Uns 
dieselbe ihren Beschluss hinsichtlich der von Uns mit Sr. Heilig- 
keit dem Papst Pius IX. als Oberhaupt der katholischen Kirche 
geschlossenen Convention zu Regelung der Verhältnisse dieser 


1) Die Kammer der Abgeordneten hatte am 16. März 1861 beschlossen : 
1) die Convention mit Rom für unverbindlich zu erklären; 2) um Rück- 
“nahme der Publicationsverordnung vom 21. Dezember 1857 (Regierungs- 
blatt v. Jahre 1857 Nr. 16) und um Ordnung der so lange streitigen Kir- 
chenangelegenheit im Wege der Landesgesetzgebung zu bitten. 
34" 
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Kirche in Unserem Königreiche vorgelegt hat, und geben euch 
hierauf Folgendes gnädigst zu erkennen: Schon während der Un- 
terhandlungen mit der römischen Curie haben Wir dieser bei einer 
Reihe von Punkten, und zwar gerade bei den wichtigsten, aus- 
drücklich erklären lassen, dass Wir in die bezüglichen Bestim-_ 
mungen, als dem Gebiete der Gesetzgebung anheimfallend, nur 
unter dem Vorbehalte und unter der Bedingung der Zustimmung 
der Stände Unseres Königreichs einzuwilligen vermögen. Wir ha- 
ben ferner schliesslich bei Ertheilung Unserer Ratification für die 
abgeschlossene Uebereinkunft noch einmal allgemein die Einho- 
lung der Zustimmung der Stände zu den eine Aenderung der Lan- 
desgesetze in sich schliessenden Punkten vorbehalten. Mit die- 
ser Erklärung haben Wir Unseren Ständen von selbst auch die 
vollkommene Freiheit gesichert, ihre Zustimmung zu den fragli- 
chen Punkten, oder auch schon ein Eingehen auf die bezüglichen 
Gesetzesvorlagen an die Bedingung zu knüpfen, dass der ge- 
sammte, durch die Convention zu bewirkende Rechtszustand nicht 
durch eine vertragsmässige Schranke umgränzt sei, dass mithin 
vorher der Vertragscharakter im Ganzen beseitigt werde. Ange- 
sichts des Beschlusses der Kammer der Abgeordneten vom 16. März 
l. J. können Wir nun über die diesfällige Absicht derselben nicht 
im Zweifel sein. Da aber die Convention ihrer Form nach als 
- ein Ganzes verabredet worden ist; da, was deren Inhalt betrifft, 
diejenigen Bestimmungen, welche dem Gebiete der Gesetzgebung 
anheimfallen, und in welche Wir, wie bemerkt, ausdrücklich nur 
mit dem Vorbehalt und unter der Bedingung der ständischen Zu- 
stimmung eingewilligt haben, weitaus die wichtigsten sind; da 
eben desshalb ohne gleichzeitige gesetzliche Regelung der Punkte, 
auf welche diese Bestimmungen sich beziehen, die vorliegende 
Angelegenheit überhaupt in befriedigender Weise nicht zu ordnen 
ist: so müssen Wir, nachdem die Kammer der Abgeordneten so 
entschieden ausgesprochen hat, dass sie auf keine in Ausführung 
einer bindenden Uebereinkunft mit der römischen Curie an sie 
gelangende Gesetzesvorlage eingehen werde, den abgeschlossenen 
Vertrag als solchen überhaupt als gescheitert betrachten und kön- 
nen demselben daher auch Unsererseits eine rechtliche Verbind- 
lichkeit nicht mehr zuerkennen. In Folge dessen haben Wir den 
am Schlusse Unserer Verordnung vom 21. December 1857 Unse- 
ren Ministerien ertheilten Auftrag, zu Vollziehung der Vereinba- 
rung das Erforderliche einzuleiten oder anzuördnen, ausser Wir- 
kung gesetzt, ferner den Ministerien der Justiz, des Innern nnd 
des Kirchen- und Schulwesens den mit Bezugnahme auf jenes 
Uebereinkommen und auf Unsere angeführte Verordnung am 26. Fe- 
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bruar d. J. dem ständischen Ausschusse übergebenen Gesetzes- 
entwurf zurückzuziehen befohlen und zugleich das Ministerium des 
Kirchen- und Schulwesens beauftragt, gemeinschaftlich mit den 
übrigen betheiligten Ministerien zu näherer Regelung der Rechts- 
verhältnisse der katholischen Kirche in Unserem Königreiche ei- 
nen neuen selbständigen und umfassenden Gesetzesentwurf vor- 
zulegen, bei dessen Einbringung Wir auch über die im Wege der 
Verordnung zu erlassenden Bestimmungen euch näheren Auf- 
schluss werden ertheilen lassen. Was den Inhalt jenes neuen 
Gesetzentwurfes betrifft, so ist es Unsere Absicht, dass die Re- 
gelung der einschlägigen Verhältnisse nach Maassgabe der in der 
früheren Convention enthaltenen Directiven herbeizuführen: ge- 
sucht, und dass, unbeschadet der Rechte und Interessen des 
Staats und der in demselben befindlichen anderen Confessionen, 
der materielle Inhalt jener Convention der beabsichtigten neuen 
Staatsgesetzgebung zu Grunde gelegt werde. In das zu erlassende 
Gesetz sind Wir übrigens bereit, eine ausdrückliche Erklärung 
in der Richtung niederzulegen, dass in Folge des oben erwähn- 
ten Kammerbeschlusses der mit der römischen Curie abgeschlos- 
senen Ueberkunft eine rechtliche verbindende Kraft nicht zukomme 
und dass für die einschlägigen Verhältnisse nur das betreffende 
Gesetz nebst den dazu gehörigen Verordnungen die Rechtsquelle 
bilde. Auch versteht es sich nach dem Angeführten von selbst, 
dass dem zu erlassenden Gesetz, sowie den betreffenden Verord- 
nungen und Verfügungen keine andere rechtliche Natur zukom- 
men kann, als jedem anderen Gesetz, beziehungsweise jeder an- 
deren Verordnung oder Verfügung.- Anlangend endlich die in 
Folge der Convention bereits ergangenen Verfügungen, welche 
nun allerdings nicht mehr als in Vollziehung eines Vertrages er- 
lassen betrachtet werden können, so behalten Wir Uns vor, die- 
selben nach erfolgter ständischer Berathung jenes Gesetzesent- 
wurfs der erforderlichen Revision zu unterziehen. Ueber alles 
Vorstehende haben Wir diejenige Mitthejlung an die römische 
Curie zu deren Kenntnissnahme gerichtet, welche euch durch Un- 
sere Ministerien der auswärtigen Angelegenheiten und des Kir- 
chen- und Schulwesens in Abschrift mitgetheilt werden wird. In- 
dem Wir euch hiermit Gegenwärtiges gnädigst eröffnen, über- 
lassen Wir Uns, berechtigt hierzu auch durch mehrfache Aeusse- 
rungen in der Kammer der Abgeordneten, gern der Hoffnung, 
dass auf dem nunmehr zu betretenden Wege eine gedeihliche Lö- 
sung der vorliegenden, für das Wohl Unseres Landes so wichti- 
gen Angelegenheit werde erzielt werden. 
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Wir verbleiben euch mit Unserer königlichen Huld stets wohl 
beigethan. 
Stuttgart, im königl. Geheimenrathe den 13. Juni 1861. 
Auf Sr. K. Majestät besondern Befehl: Neurath. 


V. 
Preisaufgabe. 

Die Fürstlich Jablonowski’sche Gesellschaft verkündet fol- 
gende Preisaufgabe für das Jahr 1862. Nachdem so eben eine 
Preisaufgabe der F. J. Gesellschaft über die national-ökonomischen 
Ansichten der Reformationszeit befriedigenden Erfolg gehabt hat, 
wünscht man die Bahn dieser Forschung noch weiter zurück zu 
führen, und da im Mittelalter die theoretische Auffassung der 
menschlichen Dinge fast nur von Geistlichen, späterhin auch 
Rechtsgelehrten kultivirt wurde, so scheint das Corpus Juris Ca- 
nonici, die gemeinsame Blüthe dieser beiden Richtungen im Mit- 
telalter, hierfür besonders ausgiebig zu sein. Die Gesellschaft 
verlangt desshalb 

„eine Darstellung der volkswirthschaftlichen Ansichten des 
„Corpus Juris Canonici.“ 

Die Preisbewerbungsschriften sind in deutscher, lateini- 
scher oder französischer Sprache zu verfassen, müssen 
deutlich geschrieben und paginirt, ferner mit einem Motto 
versehen und von einem versiegelten Zettel begleitet sein, der 
auswendig dasselbe Motto trägt, inwendig den Namen und Wohn- 
ort des Verfassers angiebt. Die Zeit der Einsendung endet für 
das Jahr der Preisaufgabe mit dem Monat November; die 
Adresse ist an den jedesmaligen Secretair der Gesellschaft (für 
das Jahr 1861 an den ordentl. Prof. der Mineralogie und Geo- 
gnosie an der Universität zu Leipzig Dr. Naumann) zu richten. 
Der ausgesetzte Preis beträgt für jede Aufgabe 48 Dukaten. Die 
Resultate der Prüfung der eingegangenen Schriften werden jeder- 
zeit durch die Leipziger Zeitung im März bekannt gemacht. 
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Geordnet nach Matcrien 


von 


R. W. Dove. 


Zweitgs Verzeichniss, vom 15. Januar bis 15. Juni 1861. 
(Nebst einigen Nachträgen aus dem Jahr 1860.) 


L Einleitende Schriften. 


v.Scheurl, der Werth des Kirchenrechts f. evang. Geistliche. Erlangen, 
1861 (Bläsing). gr. 8. geh. 33 Sgr. 


II. Encyclopaedische Werke. 


Real-Encyclopaedie f. protestantische Theologie und Kirche. 
In Vbdg. m. vielen protest. Theologen u. Gelehrten hrsg. v. Prof. (J. J. ) 
Herzog. 131 — 135. Hft. (Bd. XIV. S. 1400.) Gotha, 1861 (Besser). 
Lex.-8. & Hft. 8 Sgr. 


III. Zeitschriften. 
Kirchenrechtliche. 


Analecta iuris Pontificii. Dissertations sur divers sujets du droit cano- 
nique, liturgie et theologie. Quatriöme serie. Livr. XXXVIII—XLI. 
Rome 1860 (Place de Venise 115). fol. 

Zeitschrift für Kirchenrecht, hrsg. v. Richard Dove. 1. Jahrg. Hit. 2. 
Berlin, 1861 (F. Schulze). gr. 8. geh. (volist. Jahrg. 3 Thlr.) 

Archiv für kath. Kirchenrecht, mit bes. Rücksicht auf Oesterreich und 
Deutschland hrsg. v. E. v. Moy de Sons und F. H. Vering. Bd. VI. 
Hft. 1—3. Innsbruck, 1861 (Vereins-Buchdr.). gr. 8. geh. (& Bd. 2 Thir. 
8 Sgr.) 

Einzelne kirchenrechtliche Arbeiten enthalten die theologischen 
Zeitschriften, insbesondere: 

Zeitschrift f. Protestantismus u. Kirche, Heranapı von J. Ch.K. 
v. Hofman, H. Schmid, Ad. v. Scheurl. N. F. Bd. XLI. Hft. 3.4. Er- 
langen, 1861 (Th. Bläsing). gr. 8. & Bd. 2 Thlr. 

Protestantische Monatsblätter für innere Zeitgeschichte. Studien 
der Gegenwart f. d. evang. Länder deutscher Zunge. Herausg. von H. 
Gelzer. Bd. XVII. Hft. 1—4. Gotha, 1861 (Just. Perthes). Lex.-8. 
.& Bd, 2 Thle. | 
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Jahrbücher für deutsche Theologie, herausg. von Liebner, Dorner, Eh- 
renfeuchter, Landerer, Palmer u. Weizsäcker. Bd. VI. Hft.1.2. Gotha, 
1861 (R. Besser). gr. 8. & Bd. 4 Thlr. 

Theologische Studien und Kritiken, herausg. von C. Ullmann u. R. 
Rothe. Jahrg. 1861. Hft. 1—3. Gotha, 1861 (F. A. Perthes). 

Zeitschrift f. d. gesammte lutherische Theologie u. Kirche, herausg. 
von A. G. Rudelbach u. H. E. F. Guericke. 21. Jahrg. 1860 in 4 Hftn. 
22. Jahrg. 1861. Hft. 1—3. Leipzig, 1860. 1861 (Dörffling u. Franke). 


gr. 8. 

Theologische Quartalschrift, herausg. von v. Kuhn, v. Hefele, Zukrigl, 
Aberle, Himpel, Kober. 43. Jahrg. Hit. 1.2. Tübingen, 1861-(H. Laupp). 
gr. 8. & Bd. 2$ Thlr. 


IV, Kirchliche Rechtsgeschichte. 
1. Geschichte der Kirchenverfassung. 


Le droit canonique en Italie sous les &v&ques frangais. (Anal. Jur. Pont. 
Livr. XXXIX. p. 104—128.) 

Segretan, E. A., Sixte-Quint et a IV. Introduction du protestan- 
tisme en France. Paris, 1861. 8., 14 Thlr. 

Merkel, das protestantische a, des 18. Jahrh. (Zeitschr. f. luth. 
Theol. u. K. Jahrg. 1860 Hft. 1). 


2. Geschichte des Verhältnisses von Staat und Kirche, 


Friedberg, Aem., de finium inter ecclesiam et civitatem regundorum 
iudicio, quid medii aevi doctores et leges statuerint. (Berliner Inaugu- 
ral-Dissertation.) Lipsiae, 1861 (B. Tauchnitz). gr. 8. geh. 1} Thlr. 

Hefele, das Konkordat von Sutri und sein Bruch durch Kaiser Hein- 
rich V. im J. 1111. (Theol. Quartalschr. Hit. 2.) 

Jordan, M., das Königthum Georgs v. Podebrad. Ein Beitrag zur Ge- 
‘schichte der Entwickelung des Staates gegenüber der kath. Kirche, zu- 
meist nach bisher unbekannten und in Auswahl mitgetheilten Urkunden 
dargestellt. Leipzig, 1861 (Breitkopf u. Härtel). gr. 8. geh. 23 Thilr. 

Hundeshagen, C.B., über einige Hauptmomente in der geschichtlichen 
Entwicklung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche. (Zeitschr. f. 
K.-R. Bd. I. Hft. 2. S. 233— 266.) 


V., Quellenkunde und Literatur des Kirchenrechts. 
1. Rechtsquellen. 


a. Ausgaben. 


Köne, J. R.,, der altsächsische Beichtspiegel zur Zeit des h. Liudgerus 
und. seiner nächsten Nachfolger m. Uebersetzg. u. Wörterbuch. [Zugabe: 
Verzeichniss der Bischöfe von Münster.] Hunster; 1860 (Regensberg). 
Lex.-8. geh. 1 Thlr. 

Bernardi Papiensis, Faventini episcopi, snmma decretalium, Ad libror. 
manuscr. fidem cum aliis eiusdem scriptoris anecdotis ed. Ernest. Ad. 
Theod. Laspeyres. Regensburg, 1860 (Manz). Lex.-8. geh. 2 Thlr. 26 Sgr. 
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b. Die Rechtsquellen nach ihrer Geltung. 


Meier, E., die Bechtsbildung in Staat u. Kirche. Berlin, 1861 (G. Rei- 
mer). gr. 8. geh. 1$ Thlr. 


9. Literarisches. 


Jacobson, H. F., das kanonische und kirchenrechtliche Studium sonst, 
und jetzt in Italien, Frankreich, in den Niederlanden, Belgien u. Deutsch- 
land. Eine literar. Skizze. (Zeitschr. f. K.-R. Bd. I. Hft. 2. 8. 195— 231.) 


VL Lehr- und Handbücher des Kirchenrechts. 


Phillips, G., Lehrbuch des Kirchenrechts. 2. Bd. 2—3.Lfrg. Regensburg, 
1861 (Manz). gr. 8.. geh. 1 Thlr. 29 Sgr. (vgl. 1. Verzeichn. 8. 345.). 


VD. Quellen und Bearbeitungen des Kirchenrechts einzelner 
Länder. 


1. Für alle deutschen Territorien. 


Allgemeines Kirchenblatt f. das evang. Deutschland. Red.: Prälat v. Mo- 
ser. (10) Jahrg. 1861. Nr. 1 fi. Stuttg. (Cotta). gr. 8. baar 2% Thlr. 


2. Preussen. 


Kirchliehes Amtsblatt f. den Geschäftsbereich des Königlichen Kon- 
sistoriums der Provinz Schlesien. VIII. Jahrg. 1861. Breslau (Druck 
v. Storeh). 4. 

Kirchliches Amtsblatt des Königl. Konsistoriums der Provinz West- 
falen. Jahrg. 1861. Münster (Brunn). 4. pro cplt. baar 3 Thlr. 

Kirchliches Amtsblatt des Königl. Konsistoriums der Rheinprovips. 
Zweiter Jahrgang. Coblenz, 1861. 4. 

Amtliche Mittheilungen des Königl. Konsistoriums zu Königsberg 
in Preussen. Jahrg. 1861. St. ı ff. (Druck d. Schulz’schen Hofbuchdr.) 4. 

Ministerial- Blatt f. d. gesammte innere Verwaltg. in den K. Preus- 
sischen Staaten. Herausg. im Bureau d. Minist. d. Innern. 22. Jahrg. 
1861. Nr. 1 ff. Berlin (Geelhaar). gr. 4. baar 3 Thir. 

Centralblatt f. d. gesammte Unterrichtsverwaltg. in Preussen. Im Auftr. 
des Hrn. Ministers der geistl., Unterrichts- u. Medicinal-Angelegenheiten 
unter Benutzg. d. amtl. Quellen herausg. v. Geh. Ob.-Reg.-Rath Stiehl. 
Jahrg. 1861. 12 Hfte. Berlin (Hertz). gr. 8. 2% Thlr. 

Gerlach, Herm., Paderborner Diöcesan-Recht u. Diöcesan-Verwaltung n. 
d. amtl. Kirchenblatte dargestellt. Paderborn, 1861 (Schöningh). gr. 8. 
geh. 124 Sgr. 

Altmann, A., Rechtsgrundsätze d. obersten Gerichtshöfe Preussens in 
Kirchen- u. Ehesachen aus d. neuesten Zeit. Erste Abtheilg.: Kirchen- 
‚recht. (Zeitschr. f. K.-R. Bd. I. Hft. 2. 8. 289-320.) 


3. Hamburg. 


Bugenhagen’s Hamburgische Kirchenordnung. Im Auftr. e. Hochehrw. 
-Ministeriums übers. u. herausg. v. C. Mön Omen ezE. Hamburg, 1861 
(Nolte u. Köhler.) gr. 8. geh. 12 Sgr. | 
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4 Württemberg. 


Suskind u. Werner, Repertorium d. evangel. Kirchengesetze in Würt- 
temberg. 1. Thl. 2. Lfg. Stuttg., 1860 (Nitschke). Lex.-8. geh. $ Thir. 
[vgl. 1. Verzeichn. 8. 347.) 

5. Baden. 


Verordnungsblatt f. d. vereinigte evangelisch -protestant. Kirche des 
_ Grossherzogth. Baden. 1. Jahrg. 1861. Karlsruhe bei Ch. Th. Groos. 


VOL Verfassung der katholischen Kirche. 
Papst. Curie. (Römische Frage.) 
Quaestio iuridica de potestate summi Pontificis. (Anal. iur. Pont. Livr. 
"XXX VIII. p. 2333 — 2339.) 
Hase, K., der Papst und Italien. Eine Neujahrsbetrachtung. 1.2. Aufl. 

Leipzig, 1861 (Breitkopf u. Härtel). 8. geh. 9 Sgr. 

Sammlung von Schriften über .die römische Frage. Naumburg, 1861 

(Leipzig, Gerhard). gr. 8. [vgl. 1. Verzeichn. 8.347.) 

Inhalt: 6. Frankreich, Rom und Italien. Von A. de Lagueronniere. 
Aus d. Franz. geh. $ Thlr. — 7. Entgegnung des Bischofs v. Or- 
leans Msgr. Dupanloup auf die Schrift: Frankreich, Rom u. Italien 
von Lagueronniöre. Anhang: Schluss d. Hirtenbriefs d. Bischofs von 
Poitiers. Aus d. Franz. geh. $ Thir. — 8. Officielle Antwort der 
röm. Curie auf d. Brechure: Frankreich, Rom u. Italien. A. d. Franz. 
[Depesche d. Card.-Staatssecr. Antonelli in Rom an Msgr. Meglia, Ge- 
schäftsträger des h. Stuhles in Paris.] geh. 4 Sgr. 

oe Vicomte de, la France, Rome et Vltalie. BatIn, 1861 

- (Dentu). 

— — deutsche Ausg. Berlin, 1861 (3. Abelsdorff). 8. geh. & Thlr. 

— — deutsch von L. v. Alvensleben. Dessau, 1861 (Neubürger). gr. 8. 
- geh. 4 Thlr. 

Dupanloup, Antwort auf d. Brochure d. Staatsraths de Lagueronniere: 

Frankreich, Rom u. Italien. Aus d. Franz. Trier, 1861 (Lintz’ Verl.). 


8. geh. 24 Sgr. 
Dieselbe, übersetzt von J. J. Dedual. Luzern, 1861 (Gebr. Räber). 8. geh. 
4 Sgr 


Garben, F. v. der, die geistl. Universalmonarchie u. die weltl. Herr- 
schaft des Papstes. München, 1861 (Lentner). gr. 8. geh. 6 Sgr. 

Schlagschatten des Dr. v. Döllinger'schen Vortrages üb. d. weltliche 
- Macht d. Papstes. [Aus d. kath. Zeitschrift „Sion“ abgedr.] Augsburg, 
1861 (Kollmann). gr. 8. geh. 2 Sgr. 


Erzbischöfe, Bischöfe. 
J acobson, H.F., Art. Sedisvacanz (Herzog’s Real-Eneyolopädie Bd: XIV. 
8.191 — 194). 
IX. Evangelische Kirchenverfassung. 


Göschel, Nachrichten über einige Unionsversuche seit dem Augsb. Reli- 
gionsfrieden. (Ztschr. f. luth. Theol. u. K. Jahrg. 1860 Hfü 1.). 
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Göschel, noch ein Wort üb. Kirche u. Union (daselbst Hft. 2). 

Sack, die erang. Kirche u. die Union. Eine theolog. prakt. Prüfung d. 
Werks von Dr. Stahl: „die luther. Kirche u. d. Union“. Bremen, 1861 
(Müller), gr. 8. geh. 14 Thlr. 

Schwerdt, H., Wodurch empfiehlt sich die Einführung d. Presbyterial- 
u. Synodal-Verfassung? Eine Denkschrift f. Alle, denen eine lebens- 
volle Gestaltung d. evang. Kirchenwesens am Herzen liegt. [Auf Grund 

. d. Berathungen, welche die Geistlichen d. Herzogth. Gotha über obige 
Frage gehalten.] Sondershausen, 1861 (Eupel). Lex.-8. geh. 12 Sgr. 

Der Entwurf einer Kirchenordnung f. d. evang.-luther. Kirche im Königr. 
Sachsen, nach seinen Grundlagen erwogen v. e. Landpfarrer. Leipzig, 
1861 (©. H. Reclam sen. i. C,) gr. 8. geh, 2 Sgr. 

Haas, R., die deutsche Kirchenfrage in prinzipieller u. zeitgemässer Be- 
leuchtung des Entwurfs einer Kirchenordnung u. 8. w, Leipzig, 1861 
(0. Wigand). gr. 8. geh. 4 Thlr. 

[Hundeshagen.] Bemerkungen zu einer beabsichtigten Revision der 
Verfassung d. evang. Kirche im Grossherzogth. Baden von einem Kir- 
chengemeinderath im Unterland. Karlsruhe, 1860. 

Hundeshagen, K. B,, das Recht, der einzige Weg z. Wiederherstellung 
des Kirchenfriedens. Darmstadt, 1861 (Druck v.C.W.Leske). gr.8. 4Sgr. 

Verhandlungen der Vierten evang. Conferenz in Bruchsal am 5. Mai 
1861. (Ueb. d. Kirchenverfassungsentwurf.) Karlsruhe, 1861 (Gutsch). 8. 

Bähr, K., die Revision der evang. Kirchenverfassung im Grossherzogth. 
Baden, m. bes. Rücksicht auf d. geschichtl. Grundlagen d. Presbyterial- 
systems. Frankfurt a.M., 1861 (Heyder u. Zimmer) gr. 8. geh. 4 Thlr. 

Ein Kirchenverfassungsentwurf von Schleiermacher. Mitgetheilt von 
Richter. (Zeitschr. f. K.-R. Bd.I. Hft.2 S. 326-341.) 

Richter, L., König Friedrich Wilhelm IV. u. d. Verfassung d. evangel. 

Kirche. Berlin, 1861 (F. Schulze). 8. geh. & Thlr. 
Das Magdeburger Consistorium u. d. Quedlinburger Kirchenältesten. Eine 
. Skizze a. d. kirchl. Gegenwart. Leipz., 1861 (O.Wigand). gr.8. geh. 4 Thlr. 

Betrachtungen über d. Bekenntnissfrage in d. christl. Kirche, insbes. 
über d. Verhältniss d. evang.-christlichen od. protestant. Pfarrgeistlich- 
keit in dieser Beziehung zu dem Kirchenregiment u. zu der Senieınde. 
Wiesbaden, 1860 (Schellenberg). 8. geh. 4 Sgr. 

Das Recht der vereinigten evang.-protestant. Kirche d. Pfalz. Eine Be- 
leuchtung der Schrift: „Kirchengesetz und Kirchengewalt in der bayer. 
Pfalz“. Von einem pfälzischen Juristen. 2. Aufl. Baikerzlautern, 1861 
(Tascher i. C.) gr. 8. geh. 9 Sgr. 

Der evangelische Geist u. die unirte Kirche der Pfalz. Eine Denk- 

“ schrift für die Generalsynode des J. 1861. Kaiserlautern, 1861 (Tascher 
i.C.) geh. 4 Thir. x 

X. Kirchliche Verwaltung. 

.. Kirchliches Strafrecht und Strafverfahren. 

Stremler, J., Traite des peines ecclösiastiques, de l’appel et des con- 
grögations romaines. Paris, 1861. 8. 2 Thlr. 
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Mendelssohn-Bartholdy, C., de monitione canonica. Dissert. inau- 
guralis. Heidelberg, 1860 (J. C. B. Mohr). gr. 8. geh. % Thlr. 

Dove, R. W., Art. Sende, Sendgerichte (Herzog’s Real-Encyclop. Bd. 
XIV. S. 267 — 273), 


Kirchenzucht in der evangelischen Kirche, 


Die Kirchenzucht nach der neuen evang. Gemeindeordnung und nach 
d. alten luther. Kirchenordnungen. (Wangemann’s Monatsschr. f. d. 
ev.-luth. Kirche Preussens. Jahrg. 1861 [XIV.] Apr.-Maihft. S.159— 170.) 


XI. Kirchliches Leben. | 
 Sacramente, 


Richter, Diao., die Kindertaufe, ihr Wesen und ihr Recht (Theol. Stu- 
dien u. Krit. Jahrg. 1861 Hft.2 S. 219— 264). | 

Du secret de la confession. (Anal. J. Pont. Livr. XXXIX. p. 8-51. XL. 
p. 283 —323.) 

De la confession annuelle et de la communion pascale. Suite. (Anal. J. 
Pont. Livr. XLI. p. 351 — 367.) [Vgl. 1. Verzeichn. S. 354.) 

Thiele, L., de charactere indelebili, qui ex Romano-tÜatholicae ecclesiae 

“ doctrina in ordinis sacramento in anima imprimitur. (Dissert. inaugu- 
zalis.) Regimonti, 1861 (Typ. acad. Dalkowskianis). 8. 


2 Eid. 
Frankel, Z., der Judeneid vor d. preussischen Kammern. Breslau, 1861 
(Schletter). gr. 8. geh. 3 Sgr. 


Eherecht. 


Kunstmann, das Eherecht d. Bisch. Bernhard v. Pavia m. e. geschichtl. 
Einleitg. (Arch. f. kath. K.-R. Bd. VI. S.3— 14.) 

Schilling, in wie weit kann nach kanonischem Rechte u. nach franz. 
Civilrechte eine Ehe wegen Irrthums in d. Person angefochten werden? 
(Arch. f. rechtswissensch. Abhandlgn., hrsg. v. Schering. Bd. I. Hit. 1.) 

Dispense du mariage non consomme. (Anal. J. Pont. Livr. XXXVII. 
p. 2360 — 2380 ) 

Oppenheim, 0. G., die Verhandlungen d. Englischen Parlaments über 
Einführung d. Civilehe. (Abdr. aus Dove’s Zeitschr. £. K.-R.) Berlin, 
1861 (F. Schulze). gr. 8. geh. 4 Thlr. [Vgl. 1. Verzeichn. 8. 354.) 

Merz,E.H., üb. Ehe u. Ehescheidung. Leipz., 1861 (Bredt). 8. geh. } Thlr. 

Huschke, E., Beleuchtung d. Einwürfe gegen meine Schrift: „Was lehrt 
Gottes Wort üb. die Ehescheidung?’“ Leipzig u. Dresden, 1861 (Nau- 

mann). gr. 8. geh. 4 Thlr. [Vgl. 1. Verzeichn. S. 354] 

Seidler, E. H., Beiträge z. Reform d. preuss. Ehegesetzgebung. Nord- 
hausen, 1861 (Förstemann’s Buchh.), gr 8. geh. % Thlr. 

Die Verhandlungen üb. d. Gesetz-Entwurf das Eherecht betr., im (Preuss.) 
Herrenhause in d. Legislaturperiode d. J. 1861. Vollst. Abdr. d. steno- 
graph. Berichte, nebst Ges.-Entw. u. Kommissionsbericht. Berlin, 1861 
(Decker). gr. 8. geh. 4 Thir. = 
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Swientek, d. Civilehe in Preussen. (Arch. f. kath.K.-R. Bd. VI. 8.14—32.) 
Schubarth, F. M., das Eherecht d. Entw. e. bürgerl. Gesetzbuchs f. d. 
Königr. Sachsen in landeskirchl. Beziehung. Predigerkonvents -Vortrag 
v. 9. April 1861. Leipzig, 1861 (Dörffling u, Franke). 8. geh. 3 Sgr. 


Kirchliche Genossenschaften. 


Trailö des congregations s&culiöres. (Anal. J. Pont. Livr. XXXIX. p. 5l 
bis 103. XL. p. 147—217.) 


XII, Kirchenvermögen. 


Dove, R. W., Art. Secularisation eat Real-Encyclopädie Bd. XIV. 
S. 17-19). 

Brüel, zur Dinglichkeit der Kirchen- u. en im Königr. Hanno- 
ver. Hannover, 1861 (Hahn). gr. 8. geh. % Thlr. 

Syo, C. de, das die Kirchen-Fabriken betrefk Dekret v. 30. Dez. 1809. 
Uebersetzt u. unter Berücksicht. d. darauf bezügl. preuss. Gesetze erläu- 
"tert. Köln, 1861 (Du Mont-Schauberg). gr. 8. geh. 13 Thlr. 


XIII Verhältniss von Kirche und Staat, 


Göschel, C.F., das Staatsrecht im Verbande m. d. Kirchen- u. Völker- 
rechte nach d. Schrift Alten u. Neuen Testamentes. (Zeitschr. f. luth. 
Theologie. Jahrg. XXII. Hft. 1 8. 108—129.) 

de Valmy, l’Eglise et ’Etat au dix-neuviöme siöcle. Par.1861. 8. 14 Thlr. - 

Andlaw, H. v, Gedanken meiner Musse üb. d. Einflüsse d. Kirche auf 
Familie, Gemeinde u. Staat. 1. ‚Bi. 2. Aufl. Mainz, 1861 (Kupferberg). 
gr. 8. 27 Sgr. ° 

"Vergottini, N., Analys. d. österr. Concordats v. 18. Aug. 1855. Mit e. 
Anh.: Das none Ehegesetz ‚v. 8. Okt. 1856. Deutsch v. F. Bürgeler. 4—5. 
Lfrg. Leipzig, 1861 (Kollmann). gr. 8. geh. a $ Thir. [vgl. S. 357.] 

Fessler. Jos, die Revision des Concordates. Wien, 1861 (Gerold’s $8.), 
gr. 8. geh. 12 Sgr. 

_Derselbe, die Protestantenfrage in Oesterreich. Ebendas. 8. geh. 8 Sgr. 

"Sturm, K., kurze Randglossen zu d. anstössigen Artikeln d. österr. Con- 
cordates v. 18. Aug. 1855. Leipz., 1861 (O0. Wigand). gr. 8. geh. 4 Thlr. 

Das österreichische CGoncordat u. d. preuss. Gesetzgebung. Regens- 
burg, 1861 (Pustet). gr. 8. geh. 8 Sgr. 

‘Für die Glaubenseinheit Tirols. Ein offenes deutsch. Wort an d. Tiroler 
Volk. (Von e. rhein. Rechtsgelehrt.) Insbr., 1861 (C. Rauch). geh. 16 Sgr. 

Hofacker, C., letztes Wort üb. d. württemb. Concordat m. besond. Rücks. 
auf die bevorstehende ständ. en Stuttgart, 1860 (J, F, Stein- 
kopf). gr. 8: geh. 6 Sgr. 

Wächter, O., Concordat und Recht in Württemberg. Stuttgart, 1861 
(J. F. Steinkopf). gr. 8. geh. 9 Sgr. 

Verhandlungen d. Württemb. Kammer der Abgeordneten üb. d. Con- 
vention m. d. päpstlichen Stuhl in d. Sitzungen v. 12.—16. März 1861. 
Stuttgart, 1861 (Metzler's B.) gr. 4. geh. baar 26 Sgr. 
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Die Kirchenfrage in der Württembergischen Kammer. Mainz, 1861 
(Kirchheim). 8. geh. 2! Sgr. 

Die Uebereinkunft d; Grossh. Badischen Regierung m. d. päpstlichen 
Stuble 1859. Karlsruhe, 1861 (Braun) gr. 4. geh. 8 Sgr. 

Badischer Landtag. Karlsruhe, 1861 (Braun). gr. 4. geh.: 
Kommissionsbericht d. 2, Kammer über d. Vereinbarung mit d. päpstl. 
Stuhle v. 28. Juni 1859. Erstattet v. Hildebrandt. 4 Sgr. — Verhand- 
lungen der 2. Kammer üb. d. Konvention m. d. päpstl. Stuhle. 4 Thlr. 
— Verhandlungn. d. 1. Kammer üb. d. Konvention. 4 Sgr. — Kommis- 
sionsberichte der 2. Kammer üb, : 6 Gesetzentwürfe, d. kirchl. Frage 
betr. 6 Sgr. — Verhandlungen d. 2. Kammer üb. d. 6 Gesetzentwürfe 
u.3.f 8 Sgr. — en d. 1. Kammer üb. d. 6 Gesetzent- 
würfe u.s.f. 8 Sgr. — Verhandlgn. d. 1. Kammer über d. 6 Gesetzent- 
würfe u.s. f. 4 Sgr. — Zweite Verhandlung d. 2. Bun üb. d. 6 Ge- 
setzentwürfe u. s. f. 2 Sgr. 

Beleuchtung d. Denkschrift d, Herrn Erzb. v. Freiburg in Betreff der 
von d. Grossh. Bad. Staatsregierung der 2. Kammer am 22. Mai 1860 
vorgelegten 6 Gesetzentw. Karlsruhe, 1860 (Braun) gr. 8. geh. 4 Sgt. 

Haass, F., die Gesetzgebung üb. d. Regelung d. kirchlichen Verhältnisse 
im Grossh. Baden. I. (Zeitschr. f. K.-R. Bd. I. Hft. 2 S. 267—288.) 

Seitz, Ed., die kathol. Kirchenangelegenheit im Grossh. Hessen. Eine 
Abfertigung d. Schrift: „Die Mainz-Darmstädter Konvention u. d. Grossh. 
Hess. Verfassung“. Mainz 1861 (Kirchheim). gr. 8. geh. 4 Thir. 

v. Ketteler, Bisch. W. Em., Soll die Kirche allein rechtlos sein? Ein 
Mahn- u. Hirtenwort an d. Gläubigen d Diöcese Mainz, zugleich eine 
Abwehr ungerechter Anschuldiggn. Mainz, 1861 (Kirchheim). 2. Aufl. 
gr.8. geh. 2 Sgr. 

Sollen die Bischöfe allein die Kirche sein? Eine Gegenfrage an d. Hrn. 
W. Em. v. Ketteler, Bisch. v. Mainz, auf dessen Frage: Soll d. Kirche 
allein rechtlos sein? Ein Wort an ihre Mitbürger v. Unterzeichnern d. 
Pet. gegen d. bisch.-minist. Konvention. 1—2. Aufl. Wiesbaden, 1861 
(Limbarth). gr. 8. geh. 4 Sgr. 

Die Religionsfreiheit in Preussen u. d. 8.135 d. Strafgesetzbuchs v. 14. 
Apr. 1851 v. e. prot. Geistlich. Elberf., 1861 (Bädeker). gr. 8. geh. 6 Sgr. 

Tessin, Pusehlav u. Brüs mit den lombardischen Diöcesen Mailand u. 
Como, die Bestrebungen um Lostrennung v. denselben u. deren An- 
schluss an e. schweizerisches Bisthum. Ein Beitrag zur Beleuchtung d. 
Trennungsfrage. St. Gallen, 1861 (Scheitlin u. Zollikofer). Lex.-8. geh. 
18 Sgr. 

ZIV. Sekten. 

Die Lage d. Deutschkatholiken im Königr. Sachsen. Denkschrift als Peti- 
tion an die h. Ständeversammlung d. Königr. Sachsen. Leipzig, 1861 
(Friese). gr. 8. geh. 2 Sgr. 

Die s.g. Freigemeinden (Zeitschr. £. Prot. u. K.N.F. Bd. XLI. Hit. 3. 
8. 149 — 165). 


Berlin, Druck von Gebr. Unger, Königl. Hofbuchdrucker. 
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